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Oatpr.  Fol.  741.    Landtage  1691-1694. 
Ostpr.  Fol.  744.    Landtage  1694,  1695,  1696. 
Ostpr.  Fol  747.    Landtag  1697. 
Ostpr.  Fol.  749.    Landtage  1698,  1699,  1700. 
Ostpr.  Fol.  750.    Landtage  1700-1704. 

Lucanus,  Staat  von  Preufnen.    (Redaktion  von  1736  und  1737.     2  Bde. 
(Manuskript.) 
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Land8tand$chaft  und  Landeshoheit  in  Ostpretirsen 
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Erster  AbBchni  1 1, 
Die  preursiaclien  Ständet 

Später  als  in  aßdern  deutschen  Territorien  waren  die 
^Stände  in  Preufsen  zu  korporativer  Oeschlossenheit  gelaogt: 
bi»  Äiim  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  wird  ihre  Macht  nieder- 
gehalten. Der  Orden,  im  Besitze  der  Landeshoheit,  war  wirt- 
^liaftlich  zu  wohl  fundiert,  als  dafs  er  gezwungen  gewesen 
wÄre,  mit  Forderungen  an  seine  Vasallen  heranzutreten ,  die 
ihn  in  Abhängigkeit  von  diesen  gebracht  und  das  Bewulstsein 
der  Solidarität  in  den  Ständen  wachgerufen  hätten;  er  war 
w^ehrkräftig  genug,  um  sie  zur  Gefolgschaft  zwingen  zu  kiinnen. 
So  liefs  er  wohl  nachsichtig  die  Bildung  der  Städtetage  zu, 
die  aus  dem  Hansebund  entstanden  waren  ^  und  die  Ver* 
einignng  des  Adels  besonders  im  Culmerlande  (Eidechsen- 
bund): der  Interessengegensatz  beider  liefs  ihn  nichts  Ernst- 
baftes  furchten ,  auch  als  er  nach  der  Krisis  von  1410  sich 
gezwungen  sah,  auf  wirklichen  Landtagen  mit  ihnen  zu  ver^ 
handeln,  und  beide,  Städte  und  Adel,  1441  einen  Bund 
schliefsen.  Der  Umschwung  trat  ein  mit  dem  zweiten  Auf- 
stände. Der  dreizehnjährige  Krieg,  der  die  Ordensmacht  %*öllig 
brach,  hatte  eine  Festigung  der  Macht  der  Stände  zur  F^'olge, 
befördert  durch  den  Rückhalt  an  Polen  und  die  Stärkung  des 
Adels  vor  allem;  denn  die  Hauptleute  der  Söldner,  die  auf 
de«  Ordens  Hilferuf  nach  Preufsen  geeilt  waren,  waren  aus 
seinen  Verteidigern  seine  Gläubiger  geworden  und  hatten  sich 


^  Vorwiegend  Ibenütst:  G.  A.  v.  Mülvcrstedtp  DiplomaUniam 
lieburgense.  Magdeburg: (1879).  II.  Teil.  —  Joh.  Voigt,  Kamenakodex, 
—  Privilegia  der  Staude  des  Herzogtnmä  Freufsen.    BrauoBberg  (1616). 
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auf  dem  ihnen  vom  Orden  zugewiesenen  Grundbesitz  an- 
gesiedelt. So  mehrte  die  Fortführung  der  militärischen  Koloni- 
sation die  Reihen  der  gegnerischen  Stände.  Sie  schlössen  sich 
bald  zu  einer  G-esamtkörperschafit  zusammen.  Das  stärkste 
Band  ihrer  £inheit  war  die  Gtegnerschaft  gegen  die  Landes- 
hoheit, auch  und  besonders,  nachdem  dieselbe  vom  Orden  an 
einen  Fürsten  übergegangen  war. 

Ihre  Erklärung  findet  diese  Gegnerschaft  in  der  socialen 
und  wirtschaftlichen  Stellung  der  Stände  jener  Zeit  Wie  die 
alten  eingeborenen  Geschlechter  Ihren  Grundbesitz  als  Va- 
sallen des  Ordens  zu  Lehen  erhalten  hatten ,  so  hatte  man 
auch  der  grofsen  Zahl  deutscher  Edelleute,  die  unter  den 
Fahnen  des  Ordens  in  dem  dreizehnjährigen  SLampfe  und 
früher  gestritten,  zur  Tilgung  ihrer  oft  sehr  beträchtlichen 
Forderungen  an  den  Orden  erledigte  Lehngtiter  oder  Ordens- 
domänen zugewiesen,  und  diese  lehnsweise  Aufteilung  des 
Grundbesitzes  hatte  sich  fortgesetzt,  als  zwei  Fürstensöhne 
aus  mächtigen  Häusern,  Friedrich  von  Sachsen  und  Albrecht 
von  Brandenburg,  das  Ordensregiment  erhielten  (1497 — 1525) 
und  mancher  jüngere  Edelmann  aus  der  Heimat  ihnen  folgte. 
Immer  war  die  Bedingung  für  diese  Überweisung  von  Grimd- 
besitz  der  Wehrdienst.  Persönlich,  zum  Teil  schon  als  f^Ohrer 
gröfserer  Rotten,  sollten  sie  die  Wehrmacht  des  verfallenden 
Ordens  stärken. 

Grofse  Teile  des  Landes  waren  so  aufgeteilt  unter  eine 
Schicht  der  Gesellschaft,  deren  einzelne  Glieder,  nach  oben 
nur  gebunden  durch  die  Verpflichtung  des  Wehrdienstes ,  in 
ihrem  Gebiete  unumschränkte  Herren  waren.  In  dem  Be- 
wufstsein  dieser  Selbstherrlichkeit,  beruhend  auf  der  Grund- 
herrlichkeit, kollidierten  sie  nun  mit  den  Landesherren.  Auch 
diese  sahen  sich  nach  der  Säkularisation  zunächst  als  Herren 
von  Grund  und  Boden  an.  Je  mehr  sie  es  versuchten,  sich 
als  solche  Geltung  zu  verschaffen  und  sich  in  die  Details  der 
Landesverwaltung  zu  mischen,  erschienen  sie  der  grund- 
besitzenden Schicht  der  Gesellschaft  als  Gegner.  Dem  Landes- 
herrn traten  die  Grundherren  gegenüber,  und  in  diesem  Wider- 
streit wurden  die  socialen  Stände  zu  politischen.  Jeder 
Edelmann  fühlte  sich  als  Fürst  auf  seinem  Boden,  jedes  städ- 
tische Gemeinwesen  wollte  mit  dem  zugehörigen  Gebiet  ein 
Staat  im  Kleinen  sein ;  beide  waren  einig  in  ihrem  Selbstgefühl 
dem  Landesherrn  gegenüber,  in  ihrem  Bewufstsein,  desselben 
nicht  zu  bedürfen.  Und  die  Schärfe  dieses  Gegensatzes  wurde 
in  Preufsen  nicht  gemildert  durch  ein  wohl  anderswo  früh 
entwickeltes  Treuverhältnis.  Die  preufsischen  Stände  waren 
dazu  vom  Orden  nicht  erzogen  worden.  So  trugen  sie  nie 
Bedenken,  wenn  es  die  Wahrung  und  Mehrung  ihrer  Macht- 
stellung zu  erheischen  schien,  im  nachbarlichen  Polen  Schutz 
gegen  den  Landeshorm  zu  suclien. 
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Der  Gang  der  Entwickelung  macht  dann  aus  dem  kriege- 
^Tischen  Gruedherrn   den  Gutsherrn ,    der   aus  wirtschaftlichen 
Interessen  seinen  Besitz  zu  vermehren  strebte,  nicht  zum  Heile 
der  unteren  Schichten  auf  dem  platten  Lande,   die  mehr  und 
mehr  in  wtrtaehaftliche  Abhängigkeit  vom  Adel  kamen.     Die 
steigenden    Erträgnisse    der    Bodenkultur     und    deren    kauf- 
männische Verwertung  bringen  den  Adel  des  16.  Jahrhunderts 
in    heftige  Konflikte   mit   den  Stildten ,   die  allen  Handel  und 
jdie  Gewerbe  als  ihr  Monopol    betrachteten,    und    die    in   eng- 
jlierziger    Abschlieraung    und     egoistischer    Ausbildung    eines 
I  starren  Fremdenrechtes  hier,  wie  anders  wo,  ihr  Heil  suchten» 
Das  wirtschaftliche  Übergewicht  des  Adels  war  gesichert,  da 
[Herzog  Albrecht   sich  stets   auf  seine  Seite  stellte.     Ihm  ver- 
I  dankte  der  Adel  bald  weitergehende  Vorteile. 

Mit  der  Übertragung  des  Oriindbesitzes  war  der  Adelige 

[nicht  nur  Grundherr   geworden;    ihm    stand    rechtlich    damit 

[auch   die  Verwaltung   dieses  Besitzes   im   allgemeinsten  Sinne 

[de«  Wortes  zu^  vor  allem  die  Rechts-  und  Friedensbewahrung: 

i0r  war  die  Obrigkeit   seines  Grundbesitzes.     Bereitwillig  war 

ihm  diese,  mit  dem  Besitz  verknüpft,  Überlassen  worden.    Denn 

\bo    sehr   sie    die   Machtbefugais   des   Grundherrn    über    seine 

IXJQter&assen  steigerte,  so  bot  sie  doch  in  jener  Zeit  die  einzige 

iBandhabe  für  eine  Verwaltung  überhaupt  in  unterster  Instanz, 

ho   lange    es    an    sonstigen  Organen    für  dieselbe   noch    völlig 

fehlte.     Es  war  nur  eine  kluge  Ausnutzung  der  Verhältnisse, 

|wenn  es  der  Adel   bald  verstand,    auch  in  den  mittleren  und 

(höheren  Verwaltungsapparat  einzudringen  und  so  auch  seinen 

Einfiufs  zu  wahren^  als  er  seinem  ursprunglichen  Berufe  ent- 

[ fremdet  worden  war.     Für  Jahrhunderte  war  sein  Einflufs  ge- 

lichert  und  der  des  Landesherrn  auf  das  nachhaltigste  unter- 

>anden,   als  1542  durch   die  Regiments- Notul    und   weiterhin 

lie   Verwaltung   des   Landes   nach   dem    Begehren   des   Adels 

t  worden    war,     Gewifs  >vurde  durch   diese  Thätigkeit 

t    geringerem  Grade  als   durch   die  genossenschaftliehe 

lOrgaaisation  auf  dem  Landtage   der  Blick  des  Adels  hinaus- 

geßihrt  Qber  die  engen  Grenzen  seines  Grundbesitzes;  er  ge- 

waon  Interesse  am  Ganzen^  seit  er  es  vom  Centnim  aus  über- 

ckauen  lernte.     Aber  dies  Ganze  interessierte  ihn  doch  haupt- 

ckiich  nur,  weil  es  ihm  so  persönlich  weiteren  Nutzen  brachte, 

fweil    er    80    seine    iSelbstherrlichkeit    auf   eine    breitere   Basis 

eilen  konnte,     JedenfalU  traf  das  Interesse  dieses  Beamten- 

nie   mit  dem   des    Landesherrn    als   solchen  zusammen. 

icm  der  letztere  dem  Adel  auch  seinen  grofsen  Grundbesitz 

zur  Verwaltung  unterstellte ^    mit   anderen  Worten,   zur  Aus- 

^bealang  überlief«,   stärkte  er  dessen  Stellung,   und  begab  er 

Mich  selbst  der   besten  Handhabe   zur  weiteren  Durchsetzung 

ider  Landeshoheit 

Das   rechtliche  Mittel,   desaen  sich  der  Adel   bei  dieaem 
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Voiigehen  bediente,  war  das  Indigenat,  vergleichbar  dem 
Fr^mdenrccht  der  Städte ,  von  gleicher  Tendenz ,  wenn  auch 
fn  den  Wirkungen  verschieden,  gerichtet  gegen  Ausländer 
«nd  g^^pen  Bürgerliche.  Es  war,  wie  jedes  Privileg,  eine  lex 
specialis,  eine  öiFentlichrechtliche  Anerkennung  eines  beson- 
d^^t^n,  vom  jus  commune  abweichenden  Rechtszustandes  des 
Ad^^U  in  seiner  Beziehung  zur  Landesverwaltung.  Die  Aus- 
d<4\t\ung  «einer  Geltung  auf  die  ganze  Verwaltung  vollzog 
«ioh  in  ut^r  »weiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts:  Die Regiments- 
Notul  von  1542  führt  die  Indigenae  in  das  Centrum,  die  Ober- 
iNil^tuW;  dui*ch  die  Decreta  von  1609  wurde  der  letzte 
btlvilt^rliche  Beamte  aus  der  Behördenorganisation  Preufsens 
voi'tuiiuU;  fortan  war  die  gesamte  Hierarchie  derselben  in  den 
Uä^uWu  dtv«  Adels. 

V^  war  die  Zeit  der  gröfsten  Machtentfaltung  der  Stände 
^^wt^t^n,  da  sich  dies  vollzog.  Sie  hatten  diese  zunächst  be- 
imUI«  Hioh  die  Verwaltung  des  Landes  zu  sichern.  Sie  hatten 
S^uul  «oheinbar  nur  die  Interessen  derer  gefördert,  die  jene 
Amlor  erlangten;  das  Interesse  der  Einzelnen  überwog  noch 
da«  dt^  Ganzen,  das  besser  durch  eine  Kodifizierung  der 
KtH^Kt0  dos  I^andtages  zum  Ausdruck  gekommen  wäre.  Vom 
«lAmliMohan  Standpunkt  aus  hatten  sie  damit  gewifs  recht: 
^11  Urund  unter  vielen,  warum  die  preufsischen  Stände  so 
«ohwer  nur  später  gebeugt  wurden  und  dem  Absolutismus  so 
Mohweron  Kampf  aufdrängen  konnten. 

Uurch  Verhandlungen  mit  dem  ihm  günstig  gesinnten 
Hoimog  (Albrecht)  hatte  sich  der  Adel  fUr  Jahrhunderte  seine 
Vosition  gesichert;  die  Gegnerschaft  gegen  den  Herzog,  der 
tkyütw  das  Ständetum  beseitigen  und  so  mit  einem  Schritt 
»um  Absolutismus  kommen  wollte,  schlofs  die  Reihen  der 
Stände.  Eine  unblutige  Revolution  brachte  den  Herzog  um 
alle  seine  Macht.  Mit  Hilfe  polnischer  Kommissare  erbalten 
die  Stände  eine  Verfassungsurkunde  (5.  Oktober  1566),  die 
alle«  kodifizierte,  was  ständisches  Hecht  und  ständischer  Brauch 
gt)we«on  war  auf  den  bisher  nur  irregulär  berufenen  Land- 
tagiiu.  Ks  ist  das  grofse  Fundament  ständischer  Rechte,  dem 
^V\K^  Staude  bis  zum  Untergang  in  unserer  Zeit  ihre  Argu- 
luuuie  outnehmen,  zugleich  ihre  Organisationsurkunde,  die 
ihuiui  die  Ueaetzgebung  völlig  überliefs,  nachdem  ihnen  schon 
Vvu*hor  die  vidlziehende  Gewalt  überlassen  worden  war. 

Sie  hätten  jdie  Monarchie,  wie  es  ihnen  wohl  zeitweise 
gv'Uug,  »um  Schatten  herabgedrückt,  wenn  sie  die  formelle 
CU^aoal^^aiienheit  der  Korporation,  wie  diese  Urkunde  sie  aus- 
druckt, auch  in  der  Praxis  stets  gewahrt  hätten.  Sie  begaben 
H\K^\\  diener  Vorteile  durch  Spaltungen  innerhalb  der  einzelnen 
Staude  Mowohl  wie  auch  besonders  unter  den  einzelnen  Stän- 
den. So  gelang  es  dem  Grofsen  Kurfürsten,  sie  zunächst  in 
Hchwerem   Kampfe   politisch   niederzuzwingen  und   zur  Aner- 
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.kennung  seiner  Souveränetät  zu  bringen  V.     Er  vermag  sogar» 
"durch  Befolgung  des  örundsatzeö  des  divide  et  injpera,  indem 
er  durch  Unterstützung  des  eiuen  Teils  die  Anmafsuiigen  des 
lindern  zurückweist,  den  ganzen  ständischen  Organismua  zeit- 
reise aufser  Funktion  zu  setzen. 

Einen  Hauptschlag  führte  er  dann  gegen  sie^  ab  er  1680 
den  ^Oberständeii'*  ätatt  der  allgemeinen  Accise  einen  Huben- 
l«elio^  aufzwang,  die  Städte  Königsberg  aber  von  jenen  sondert, 
'indem  er   ihnen  die  Darreichung  eines   bestimmten  Quantums 
an  Steuern,    da.s  «ie  bisher  geliefert,   gewährte.     Durch  diese 
Begünstigung   der  Städte  Königsberg  hatte  er  die  Reihen  der 
"legner  gesprengt,    und   ihre   Klagen    Über   „Separation   und 
IPrägravaiion''  in  der  ganzen  folgenden  Zeit  zeigen,  wie  schwer 
retroffen    der  Gegner   war.     Nur   schwachen  Trost   konnte   es 
gewähren,  tlafs  wenigi^tens  zur  Abstellung  der  drückend- 
iten  Mängel,  die  die  Huben8teuer,   nach  alten  Katastern  auf- 
gelegt,   unbestreitbar   hatte,    1681    »nnc    „grofse  Kommission*' 
^ingaäiotzt  wurde,   die  dit»  Zahl    und  Bonität  der  Hüben   fest- 
■teUen   sollte   und   am  Beginn    unserer  Zeit  noch   thätig   war. 
"Ebenso  war  es  nur  eine  Fortsetzung  des  iStrcbens,  den  Gegner 
iurch    Teilung   zu    schwächen ,    als    1687   auch    die    „kleinen" 
ite   von    den  Oberst*lnden   noch    getrennt   und    ihnen    eine 
andere  Steuer,    die  Aceise,    auferlegt   wurde*    —    Aber  es 
war  nicht  dabei  geblieben,  die  gemeinsame  Aktion  der  Stände 
zu  unterbinden  auf  den  Landtagen;  der  Grofse  Kurfürst  hatte 
J ihnen  auch  den  wichtigsten  Teil  <ler  Exekutive  aus  der  Hand 

fewunden,  als  er  1681  auch  den  „Landkasten",  ihr  wichtigstes 
teuerorgan ,    aufser  Funktion    gesetzt   und  die  Krhebung  der 
Steuer  in  eigene  Hand  genommen  hatte. 

Freilich  der  Hauptorgan ism us ,   der  Landtag  selbst,  blieb 
noch  bestehen;  er  konnte  beim  Nachlassen  des  Druckes  wieder 
"ungehindert  in  Thätigkeit  treten. 

Ein  anderes  freilich  war  es,  ob  er  noch  in  allen  seinen 
Teilen  integer,  und  vor  allem,  ob  er  das  geeignetste  Werk- 
zeug noch  eines  wirklich  ständischen  Geistes  war,  der  sich 
in  ihm  den  Körper  baute,  oder  ol)  mit  dem  Seh  winden  diese» 
ständischen  Geistes  nicht  auch  die  Form  schliefslich  fallen 
muistc.  Dann  hatte  der  Absolutismus  freies  Spiel ;  seine 
ine  traten  an  jener  Stelle. 

Zweiter   Abschnitt. 
Die  pri^nTsiselie  Retirirdfaorganisation  im  allgeitieiiK'n. 

Um    die   Machtverteilung   zwischen    Landstandschaft   und 
Landeshoheit  1688   recht   zu  würdigen',   dürfte   es  nötig  aein, 


'  K.  Breysig,  Urkunden  u.  Aktenstücke,    Bd.  15.    {1892.|   B^tlvw, 
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zu  überblicken,  wie  weit  der  Einflufs  und  die  Macht  der 
Landeshoheit  in  der  Behördenorganisation  des  Landes  zur 
Geltung  kam,  und  wie  weit  der  ständische  Einflufs  auch  dort 
noch  reichte.  Das  Eampffeld  freilich  zwischen  beiden  Mächten 
ist  der  Landtag.  Aber  es  ist  klar,  dafs  die  Position  der 
Stände,  die  sie  in  der  vom  Ftlrsten  ihnen  überlassenen  Exe- 
kutive hatten,  auch  die  ihrer  Genossen  bei  der  beschliefsenden 
Körperschaft  beeinflussen  mufste. 

Die  Behördenorganisation  des  Herzogtums,  obgleich  in 
ihrem  äufseren  Aufbau  noch  ein  einheitliches,  schön  ge- 
gliedertes Ganze  bildend,  zeigt  doch  in  ihrer  Struktur  und 
in  der  Art  der  Verbindung  mit  der  Centralleitung  in  Berlin 
bereits  tiefgehende  Unterschiede. 

Noch  bestehen  die  alten  ständischen  Behörden,  auf  einer 
weitgehenden  Selbstverwaltung*  beruhend  (wenn  es  gestattet 
ist,  diesen  Ausdruck  hier  anzuwenden);  sie  repräsentieren 
einen  nicht  zu  unterschätzenden  Teil  der  ständischen  Macht 
auch  neben  dem  eigentlichen  Machtorgan  der  Stände,  dem 
Landtage.  Zwar  ist  ein  wesentlicher  Teil  ihrer  früheren 
seigneurialen  Rechte  an  die  Landeshoheit  übergegangen ;  aber 
bedingungslose  Beamte  des  Landesherm  sind  sie  noch  nicht 
geworden.  Und  dafs  ihnen  dieser  Rest  alter  Selbständigkeit 
gewahrt  bleibe,  ist  neben  dem  Steuerbewilligungsrecht  die 
Hauptsorge  der  Stände  auf  den  Landtagen.  Der  jeder  Be- 
amtung  innewohnende  Drang ,  den  Willen  zur  Macht  zur 
Geltung  zu  bringen,  fand  durch  die  Grundherrlichkeit,  auf 
der  diese  Beamtung  beruhte,  reichste  Nahrung. 

Doch  auch  der  Fürst  war  in  diesem  Territorium  nicht 
nur  Landesherr;  er  war  in  einem  grofsen  Teile  desselben 
auch  Grundherr:  Er  war  der  gröfste  Grundbesitzer  des  Landes, 
und  sein  Besitz  erforderte  eine  umfangreiche  Verwaltung.  Ihre 
Organisation  aber  war  in  die  der  allgemeinen  Landesver- 
waltung eingegliedert,  Gelegenheit  genug  für  die  Stände,  am 
Besitze  des  Kurfürsten  oft  ein  weitgehendes  Interesse  nehmen 
zu  können.  Selbst  die  domaniale  Centralbehörde,  die  Kammer, 
ist  teilweise  abhängig  von  der  obersten  Landesbehörde,  der 
Regierung.  In  der  Kampfzeit  freilich  zwischen  Landeshoheit 
und  Land  standschaft  verkehrt  sie  wohl  auch  direkt  mit  der 
Centralleitung  in  Berlin.  Ihre  Beamten  sind  dem  Landesherm 
allein  verpflichtet.  Durch  sie  weifs  er  die  Landesbehörde  auf 
das  fürstliche  Interesse  hinzulenken.  Ihre  gewissenhafte  Ver- 
waltung mufste  auch  die  untergeordneten  Organe  beeinflussen, 
soweit  diese  mit  dem  Kammergut  zu  thun  hatten. 

Der  gröfsere  Grundbesitz  hätte  jedoch,  wie  die  Verhält- 
nisse sonst  lagen,  nicht  genügt,  die  Landeshoheit  gegen  die 
ständische  durchzusetzen,  geschweige  denn  das  Territorium  für 
den  engeren  Zusammenschlufs  mit  den  übrigen  Landen  des 
Fürsten  zu  gewinnen,  einen  Staatsgedanken  entstehen  zu  lassen. 
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iDeTi  privilegierten  Ständen  gegenüber  war  der  Fi^rst  doch  nnr 

|der  nöchetprivilegiertej  dem  gegenüber  die  Kleinen  nur  um- 
[)mebr  auf  Sicherung  ihrer  Privilegien  bedacht  «ein  nmfaten. 
^uch  der  Einflufs  durch  seine  Beamten  auf  dem  eigenen 
rrundbeaitz  war  vor  der  Hand  ein  mittelbarer.  Die  unter 
ihnen  ohne  Grundbesitz  waren,  wie  die  der  Kammer,  waren 
roh!  in  ihren  persönlichen  Interessen  an  den  Fiirüten  gefesselt, 

'die  übrigen  aus  den  Keihen  der  ständischen  Genossen  nur, 
soweit  ilire  und  des  Fürsten  Interessen  zusammenfielen.  Wollte 
die  Macht  gegen  Macht ,  das  fürstliche  und  mit  ihm  das  all- 
gemeine Interesse  sich  gegen  die  EinzeUnteresaen  durchsetzen, 
80  bedurfte  es  eines  anderen  Werkzeuges.  Der  Orofse  Kur- 
fürst hat  es  geschaffen:  das  stehende  Heer.  Wie  die  Be- 
schaffung der  Kosten  ftir  dasselbe  die  Zusammengehörigkeit 
in  emf>fiindlicher  Weise  zum  Bewufstsein  brachte  und  den 
Staatsgedanken  erzwang,  so  entstand  eine  eigene  Behörden- 
organisation für  diese  Besehaflung.  Ursprünglich  nur  für  das 
Heer  geschaffen y  greift  sie  bald  weiter  und  weiter,  um  schliefs- 
lich  in  Gemeinschaft  mit  den  Domanialbeh5rden  das  Erbe 
jener  ständischen  Behörden  anzutreten.  Es  sind  die  Krregs- 
und  Domänenkammern  der  späteren  Zeit  In  unserer  Periode 
sind  sie  noch  alle  am  Werk*  Vor  allem  thütig  ist  die  Kriegs- 
kammer  im  tlirstlichen  Interesse,  oft  im  Widerstreit  betindlich 
gegen  die  stilndischen  Behörden^  so  oft  diese  versuchten,  für 
ihre  Genossen  zu  wirken.  Der  stille,  aber  um  so  intensivere 
Kampf  dieser  Behörden  darf  nicht  übersehen  werden,  wenn 
es  gilt,  das  gerünschvollere  Treiben  auf  dem  eigentlichen 
Kampfplatze,  den  Landtagen,  gerecht  zu  würdigen. 

Oh  genug  wird  der  Kriegskammer  nnti  ihrer  Beamten 
in  den  folgenden  Zeilen  gedacht  werden;  denn  sie  (und  in 
unserer  Zeit  fast  ausachliefslich  sie)  ist  die  Stimm  führerin  des 
Absolutismus  im  Streite.  Mit  ihm  gehört  ihr  die  Zukunft.  — 
Die  ständischen  Behörden,  Kompromifsorganc  in  unserer  Zeit, 

|Wenn   der  unschöne  Ausdruck  gestattet  ist,   stehen   am  Ende 
tirer   Geschichte.     Das    berechtigt  wohl,    dieselbe   noch    kur» 
Inzudeuten,  wie  auch    die  Stelhing  dieser  Organe  in  dem  be- 
[idelten  Zeitabschnitt. 


Dritter    Abschnitt. 
Die  Oberräte  und  Hanptknte  in  PreiirseB. 

An  der  8uitze  der  Landesverwaltung  stehen  die  vier  Ober- 
ste, der  Lanahofmeisterj  der  Oberburggraf,  der  Kanzler  und 
ler  Obermarschall  *,     Hervorgegangen  aus  der  Institution  der 


'  Christoph  Hartknoch,  Alt-  und  Neue«  Freufsen,  od.  PretifB, 
llliptori«©  2  Teile.     Fmnkfiirt  n.  L*  ipsig  (1684).    U.  p,  657,  $58, 
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fbnf  GroCsgebietiger  des  Ordens,  wiunen  diese  Ämter,  wie  die 
Nam^i  andeuten,  ursprün^ch  Hoftmter.  Mit  ihnen  hatt^ 
Herzog  Albrecht  niu^h  der  Säkolarisation  des  OrdensUndes 
1525  seine  Verwaltung  geschaffen;  unter  dem  EünfluTs  der 
bnrgundisch-niederlflndisdien  Verwaltungsorganismen  waren 
sie  als  OberbehOrden  entstanden,  wie  in  Sachsen  und  Branden- 
burg der  Geheime  Bat  Als  Werkzeuge  des  Fürsten  fähren 
sie  neben  der  Verwaltung  der  Hofibnter  die  „B^erung'^  des 
Landes.  Unter  schwachen  Fürsten  und  durch  die  B^räng- 
nisse,  in  die  diese  durch  ftufsere  und  innere  Nöte  geraten, 
erweitert  sich  der  Kreis  ihrer  Befugnisse  bald  merklich;  sie 
fähren  als  „  Reimen  tsräte*'  die  Herrschaft  des  Landes  fast 
selbständig,  mit  Beiseiteschiebung  der  herzoglichen  Gewalt 
und  im  Kampfe  selbst  längere  Zeit  mit  den  Ständen,  aus 
denen  sie  mit  geringen  Ausnahmen  hervorgegangen.  Die  Er- 
starkung der  färsdichen  Gewalt  zieht  ihnen  dann  engere 
Schranken,  und  durch  den  Groben  Kurfürsten  werden  sie 
wieder  gefügigere  Werkzeuge.  EJr  nimmt  ihnen  den  Titel 
„Regimentsräte'',  macht  sie  zu  seinen  „Oberräten".  Im  Beginn 
unseres  Zeitabschnittes  betrachten  sie  sich  wieder  als  Ver- 
mittler zwischen  dem  Kurfürsten  und  den  Ständen.  Sie  fühlen 
sich,  wie  es  in  der  Natur  ihres  Amtes  und  ihrer  Herkunft 
lag,  als  fürstliche  Räte  und  als  Genossen  der  Stände,  beiden 
verpflichtet*.  Die  Verwaltung  der  Hofkmter  ist  mit  der  Ab- 
wesenheit des  Kurfürsten  von  Preufsen  bedeutungslos  geworden; 
sie  regieren  an  seiner  Statt  das  Land ;  sie  erlassen  unter  seinem 
Namen  und  Titel  dessen  Reskripte  und  Verordnungen.  Aber 
des  Kurfürsten  ganz  ergebene  Werkzeuge  konnten  sie  nicht 
sein,  so  lange  ihrer  Herkunft  nach  ihre  Interessen  mit  denen 
der  Stände  sich  deckten;  und  wenn,  dann  konnten  sie  wohl 
Diener  des  Kurfürsten  sein,  nicht  aber  Diener  des  einheitlichen 
Staates  werden,  zu  dem  doch  die  Entwickelung  jetzt  hin- 
strebte. Denn  dem  stand  entgegen,  was  nach  der  Regiments- 
Notul  von  1542^  bezüglich  der  Requisiten  der  Oberräte  ge- 
fordert war,  noch  völlig  zu  Recht  bestand  und  von  den  Ständen 
eifersüchtig  zu  wahren  gesucht  wurde. 

Nach  dieser  Verfassungsurkunde  aber  mufsten  die  Ober- 
räte zunächst  Geborene  von  Adel  sein.  Denn  nur  solche  waren 
zum  Erwerb  gröfseren  Grundbesitzes  berechtigt.  Und  wie  mit 
diesem  ipso  iure  die  obrigkeitliche  Verwaltung  verknüpft  war, 
so  durfte  auch  den  Gliedern  des  Kollegiums,  das  in  der  stän- 
dischen   Auffassung     die    Krönung     der    ständischen    Selbst- 


1  L.  V.  Baczko,  Geschichte  Preufsens.  Bd.  6.  Königsberg  ( 1800). 
Buch  14  Cap.  3  p.  173.  -  B.  selbst  ist  mit  seinem  fleifsigen  Werk 
der  einzige  Bearbeiter  unserer  Zeit  gewesen. 

*  Privilegia  der  Stände  des  Herzogtums  Preufsen.  —  Braunsberg 
(1616).    fol.  53. 
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Verwaltung  darstellte,  dieser  Grundbesitz  nicht  fehlen.  Nur 
der  Kanzler  durfte  bürgerlichen  Standes  sein,  sofern  ein  Be- 
fähigter von  Adel  dafür  nicht  vorhanden  war.  —  Sie  mufsten 
ferner  Indigenae  oder  ^Einzöglinge**  sein.  Das  Indigenat  war 
ursprtlnglich  berechtigt,  da  oür  Kenntnis  des  eigenen  Landes 
atur  Verwaltung  desselben  befähigen  konnte.  Bald  wird  es 
aber  der  feste  Wall  des  ständischen  Selbstinteresses  und  das 
wichtigste  Mittel  kastenartiger  AbBchliefsung.  Nie,  auch  m 
unserer  Zeit  nicht,  ist  daher  seit  dem  Recefs  von  1566  *,  der 
eine  Sicherung  des  in  der  Regimen ts*Notul  Gewährten  enthält, 
das  Indigenat  der  Oberräte  in  Frage  gestellt  worden.  —  Ob- 
servanz war  es  geworden,  die  Oberräte  eine  Zeitlang  eine 
Hauptinannschaft  verwalten  zu  lassen,  ehe  man  sie  zur  Ober- 
ratsstube  aufrücken  liefs.  Kodiriziert  wurde  dieser  Brauch  in 
der  Regtments-NotuI,  die  als  solche  Ämter  die  vier  Oberämter 
festsetzte,  Brandenburg,  Schaacken,  Fischhausen  und  Tapiau. 
Sie  bilden  auch  in  unserer  Zeit,  in  der  man  bereits  für  die 
untern  Instanzen  durch  Studien  und  Reisen  gebildete  Edelleute 
zur  Verfügung  hatte,  noch  die  Vorstufe  für  die  oberrätlicho 
Thätigkeit 

An  allen  diesen  Bestimmungen  bezüglich  der  Wahl  der 
Oberräte,  die  durch  den  Kurfürsten  erfolgte,  hatte  auch  die 
Verfassuugsurkundfi  nichts  geändert,  die  der  Grofse  Kuri\lrst 
1663  auf  dem  grofsen  Landtage  vorlegen  liefs  ^,  und  die,  wenn 
sie  auch  wohl  nicht  rechtlich  wirksam  wurde,  in  den  hierher 
gehörigen  Forderungen  doch  nur  den  bestehenden  Zustand 
wiedergeben  konnte.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  wir  die 
Kompetenzen  dieser  Behörde  1Ö88  vergleichen  mit  denen,  die 
sie  in  früherer  Zeit  Iiatte- 

Mit  der  Einsetzung  der  Oberräte  durch  Herzog  Albrecht 
war  ihnen  das  ganze  Gebiet  der  inneren  Verwaltung,  Finanz-, 
Justiz-  und  Kriegswesen  übertragen  worden;  sie  führten  die 
Aufsicht  über  das  Kirchen-  und  Schulwesen;  sie  verwalteten 
d\*^  Kammergüter.  Ausgeschlossen  blieben  anfangs  nur  die 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Genauer  fixiert  werden  ihre 
Befugnisse  durch  die  Kegiments-Notul,  die  nur  die  Interna  der 
Kirchen  und  Schulen  ausscheidet  und  den  beiden  Bischöfen 
von  Saraland  und  Pomesanien  überträgt,  von  denen  sie  1587 
auf  die  beiden  Konsistorien  übergehen;  dagegen  verbleiben 
die  äufseren  Angelegenheiten,  besonders  das  kirchliche  Kassen- 
und  Rechnungswesen,  der  Regierung.  In  dem  ihnen  also  ge- 
wiesenen Bereich  werden  sie  um  so  selbständiger,  je  mehr  die 
ftlrstltebe  Gewalt  den  ständischen  Anforderungen  weicht.    Sie 


1  Max  Toppen,  Dex  lange  Königsberfrer  Landtag,  in  Räumers 
BlAtorts ehern  Taschenbuch.  Neue  Folge.  10.  Jahrg.  I^eipiig  (184dV 
p.  447. 

*  Zeitacbrifl  für  prenfs.  Geschichte  u.  Landeskunde  (1874).   p.  33  ff. 
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werden  Dahemu  Herren  des  Landes.  Nmch  der  R^im^itB-Notal 
sollen  sie  bei  Vonnondschaft  des  Forsten  die  Regierung  fUiren 
und  YoUkonunene  Gewalt  haben,  anch  den  Landtag  ans- 
Buschreiben  und  die  Stände  einmbemfim;  wie  sie  ebenso  bei 
Abwesenheit  des  Forsten  nebst  drei  Riten  der  Stidte  Königs- 
bcurg  die  Regierung  als  Statthalter  flihren  sollen  ^  Der  Land- 
tagsrecefs  Ton  1566,  der  den  Ständen  Preufsois  Beschwerde 
an  die  Krone  Polen  gewährt,  sichert  anch  den  Regimentsrätoi 
80  Deckung  g^en  den  Forsten.  Das  Testamont  Alhrechts 
1567  siebt  ihnen  die  Vollmacht  Ober  die  Organe  der  Lokal- 
verwaltang, sie  dOrfen  die  Hanpdeate  und  alle  Diener  ein- 
und  aboetztti.  Ober  die  Besoldnng^i«  die  EinkOnfte  und  die 
Rechnongsle^ng  veringen.  Bei  wichtigen  Händdn  dOrfen  sie 
selbständig  d^e  Landräie  and  die  ganae  Landschaft  einbemfien. 
Und  die  Einigkeit  and  ein  geschlossenes  Vorgeh«  des  KoUe- 
gioms  werden  gewährleistet  darch  die  Befugnis«  ^h  beim 
Todesiädl  eines  der  Ihrigen  durch  Kooptation  aus  den  vier 
Oberämtem  ergänzen  zu  dürfen.  Ja  nack  dem  Landtagsrecefs 
von  1569  wird  den  Regimentsräten  geradezu  {dein  pouvoir 
gegeben,  soviel  mC^Uch  die  Sach^i  ohne  den  Fürsten  su 
erledigen.  So  waren  sie  denn  ,,gesetalich  bei  der  Abwesenheit 
oder  ds  Vormünder  de«  Lande«fursten  im  Besitz  aller  Regenten- 
rechte'*.  Es  war  kaum  mehr  als  eine  Endastung,  ab  durch 
Schaffung  des  Hol^richts  die  Oberinstanz  der  Rechtspflege 
aus  ihrem  Resssort  ausschied'. 

Fast  hundert  Jahre  TermCigen  sie  diesen  weitreichenden 
Eintlufs  zu  wahren,  in  iter  ganzen  Tendenz  ihrer  Amtifuhrwig 
mehr  ifur  die  Stände  thätig  als  tur  den  Fürsten.  So  sind  sie 
wes«Nitlich  verschieden  von  d<»L  Beamten  der  späteren  Zeit. 
In  aUra  Mafsnahmec  ttden  (>dSHitliehes  und  privates  Interesse 
för  sie  noch  zusammen.  Sie  tiuhhen  sich  mehr  als  feeie  Hänner 
und  Betehlende.  denn  ab  Abhän^ig^  und  (jehorcheade.  Das 
war  ihre  Portion  schwucht^  Fürsten  äregenüber.  beaoiiden 
aber,  seitdem  PreoLs^c  ab  Lehen  an  Brandenburg  gc&Bett 
war.  Und  e:>  mubte  zum  schwersten  Kocdikc  aiach  z»mhen 
der  Regierung  und  dem  Kart^x^o^n  komn»«.  ab  die  Sooveräiie^ 
täs  an  leczseren  iber^ln^.  "zud  sie  v.^n  der  ^ef^g^^»  Kr^ne 
Polen,  die  sie  scecs  -.mrer^iiis:  oane.  an  ^en  F^ir$Qen  ksBen» 
dessen  Energie  nicfcsj  Gi»»  4nn*?n  lie£*.  EVr  KooiKkt  kam 
zum  Axssraä:  aaf  dem  K:-^gsbew?r  Tjkrdag  I»?6l— 16«^  der 
mit  den  Scind-?n  Auct  die  .«>b«rrl3e*  in  ihre  Scttnaken  wiea 


^  G-*ir£  »^riS-;-  Oinnu?  O/nscncijaiun  Fn&aiicamai.     KMn» 
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^önd  ihrer  Allmacht  ein  Ziel  setztet  Wie  sie  sich  1660  ge- 
reigert  hatten j  im  Frieden  neue  Steuern  auszuschreiben,  so 
versuchten  sie  es  freilich  auch  nach  der  Ässekuration  vom 
12.  März  1663  noch  wiederholt,  AusBchreiben  wegen  un- 
bewiUigter  Kontribution  nicht  zu  unterzeichnen,  weil  dies 
regen  ihr  Gewissen  sei.  Vergeblich,  Und  1676  noch  droht 
ier  Kurfürst  einlach  bezüglich  neuer  Ausschreibungen,  falls 
lie  Regierung  zaudern  würde  und  „nicht,  wie  treuen  Ministern 
ind  Dienern  zusteht,  dieses  also  gehorsamst  beobachten  ,  ,  . , 
würde  er  sofort  jemand  schicken,  der  mit  genügsamem  Nach- 

|druck  dieses  vollbringe''  %  Die  Entßendnng  von  Statthaltern 
lach  Preufsen  zeigte,  dafs  er  geneigt  war,  mit  seinem  Drohen 
^  aat  zu  machen.  —  So  befand  sich  die  ^Regierung"  am  Be- 
finn  unserer  Zeit  in  voller  Abhängigkeit  vom  Fürsten, 

Zur  weiteren  Verwaltung  war  das  Land  eingeteilt  in  die 
Irei  Kreise  Samland,  Natangen  und  (Jberland,  Schon  zur 
Ordenszeit  ist  dieselbe  bekannt.    In  der  herzoglichen  Zeit,  in 

■welcher  diese  Kreiseinteilung  mehr  hervortritt  und  bald  auch 
lie  dem  Herzoge  sich  unterwerfenden  Gebiete  der  Bischöfe 
ron  Samland  und  Poraesanien  urafalst^,  gewinnt  sie  jedoch 
Weniger  Bedeutung  iür  die  direkte  Verwaltung  —  es  gab 
peine  besonderen  Kreisorgane  — ,  als  für  die  ständischen  An- 
telegen hei  ten.  Dajs  Institut  der  Kastenherren  war  nach  diesen 
Kreisen  gegliedert.  Die  Abführung  der  Gefälle  führte  zur 
;  Registrierung  der  gelieferten  Summen  nach  Kreisen  in  der 
j  Kammer  und  später  auch  im  Kriegskoramissariat.  Nach  den 
'  Kreisen  sind  daher  auch  in  unserer  Zeit  durchweg  die  ein- 
seinen Posten  in  jedem  Anschlag  und  jeder  Rechnungsführung 
bezeichnet.  Auch  bei  ständischen  Wahlen  tritt  ihre  Bedeutung 
noch  hervor,  z.  B.  bei  der  des  Landboten  -  Marschalls  und 
seiner  Adjunkten»  Sogar  ein  Lokal  Patriotismus  entwickelt  sich 
in  ihnen  und  wacht  eifersüchtig,  dafs  die  Glieder  des  einen 
Kreises  nicht  vor  denen  anderer  zurückstehen. 

Ungleich  wichtiger  für  die  gesamte  Verwaltung  des  Landes 
war  die  weitere  Einteilung  desselben  in  Amter.  Auch  diese 
I  ist  hervoi^egangen  aus  der  Einteilung  in  der  Ördenszeit:  die 
'  Amter  des  it>.  und  17,  Jahrhunderts  sind  zum  gröfsten  Teil 
nur  die  Amtsbezirke  der  frifcheren  Komture,  Vögte  und 
Pfleger;  sie  sind  im  wesentlichen  auch  die  Grundlage  ge- 
blieben  ftlr  die  Administration  der  folgenden  Jahrhunderte, 
Sie  bilden  die  lokalen  Verwaltungseinheiten,  auch  für  die 
Verwaltung  der  Kammerämter.  Ihre  Zahl  beträgt  in  unserer 
sit  40,     Nach  Gröfse  und  Einwohnerzald   sind  sie  ungemein 


^  K.  Breysig,  Urkunden  u,  Aktenstücke*    Bd.  15.    Berlin  i18»2l 
<  Simon,  1.  i\  p.  128,  129. 

"Max  Toppen,  Hitttorisch-komparativeGeagraphie  von  Preufsen. 
^-.  (1808).    p.  260  f. 
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verschieden.     Das    umfangreichste   Amt   ist   Insterburg,    mit 

13  448   kontribuablen   Hufen.     Zu   den   dichtest   bevölkerten 
Ämtern  gehören  Johannesburg  und  Angerburg. 

An  der  Spitze  jedes  Amtes  steht  der  Amtshauptmann. 
Seine  Stellung  ist  die  wichtigste  in  der  lokalen  Verwaltung 
und  über  ein  Jahrhundert  lang  von  beneidenswerter  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit.  Vereinigte  er  doch  in  seiner 
Person  alle  Zweige  der  Verwaltung.  Hervorgegangen  aus  den 
adeligen  Landsassen,  durch  Eid  verpflichtet  und  verantwortlich 
nur  den  Regimentsräten,  die  seine  Verwandten  und  Freunde, 
jedenfalls  seine  Standesgenossen  waren,  war  er  auch  nach- 
sichtig gegen  die  Genossen  unter  seinen  Amtseinsassen.  Ver- 
antwortlichkeit gegen  den  Fürsten  kannte  er  nicht.  EUne 
scharfe  Aufsicht  und  Kontrolle,  wie  sie  einst  die  Komture 
hatten,  brachte  ihn  nicht  in  Aufregung.  Besonderer  Vorbildung 
fUr  das  Amt  bedurfte  es  nicht;  diese  selbst  aber  wurde  für 
ihn  die  Vorstufe  zu  den  Oberämtern  des  Landes.  Die  Aus- 
übung der  Jurisdiktion,  die  Verwaltung  der  Finanzen,  die 
Leitung  der  Wybranzen  waren  seine  Amtsfunktionen.  Er 
wurde  ihnen  gerecht,  soweit  die  Verwaltung  eigener  Güter 
ihm  Zeit  liefs.  In  zahlreichen  Fällen  entledigte  er  sich  ihrer 
durch  Übertragung  an  einen  Unterhauptmann  ^ 

Diese  Selbstherrlichkeit  mufste  schwinden,  sobald  das 
Land  in  die  Hände  von  Fürsten  kam,  die  die  partikulär  ver- 
teilten Hoheitsrechte  wieder  in  ihrer  Person  zu  vereinigen 
wufsten.  Der  Hauptmann  erhielt  flir  sein  Amt  festumschriebene 
Befugnisse;  man  wandte  seiner  Wirtschaftsführung  eingehend- 
stes Interesse  zu.  Dem  Fürsten  nun  durch  Eid  verpflichtet, 
wurde  er  gehalten,  die  Stände  seines  Amtes  den  Aosichten 
des  Fürsten  geneigt  zu  machen.  Er  mufste  in  allem  ein 
Diener  des  Fürsten  werden.  Freilich,  es  ist  hier  wie  bei  den 
Oberräten  derselbe  Gang  der  Entwickelung :  Willige  Diener 
des  Fürsten  konnten  auch  sie  nicht  werden,  denn  beide 
konnten  als  Landsassen  sich  nicht  der  ständischen  Interessen 
begeben.  Ihre  Auffassung  vom  „Dienst^  machte  nur  ein 
stetes  Lavieren  zwischen  diesen  Interessen  und  denen  des 
Fürsten  möglich.  — 

Vierter   Abschnitt 

Plan  und  Ziel  der  Untersnchnng. 

Das  etwa  war  die  Lage  der  Dinge  in  Ostpreufsen  bei 
dem  Regierungsantritt  des  Kurfürsten  Friedrich  IH.  Er  hatte 
seine  ergebensten  Diener  in  der  Rent-  und  Kriegskammer,  nur 
laue  Diener  in  den  Beamten,   soweit  sie   aus  den  Reihen  der 


^  Jac  Lydicius,  Notitiae  Ducatus  Prussiae  Delineatio  Generalis 
et  Specialis.    Wittenberg  (1677).    p.  107. 
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Stände  des  Landes  hervorgingen.  Diese  selbst  —  es  lag  im 
Wesen  der  Standschaft  —  mufsten  sich  als  seine  Gegner  be- 
trachten. Es  kam  darauf  an,  wieweit  sie  imstande  waren, 
diese  Gegnerschaft  noch  geltend  zu  machen. 

Indem  wir  uns  nun  anschicken,  im  folgenden  die  Ge- 
schichte der  Stände  in  dieser  Zeit  —  es  ist  der  Epilog  der 
Ständegeschichte  in  Ostpreufsen  überhaupt  —  darzulegen,  ver- 
suchen wir  zunächst,  jede  Kurie  gesondert  als  Organ  zu 
charakterisieren  und  festzustellen,  was  sie  zur  Standschaft 
noch  befähigt,  welches  ihre  Gebrechen,  welches  infolgedessen 
ihre  Geschicke  sind,  um  dann  zu  zeigen,  wie  diese  Organe  in 
der  Gesamtheit  funktionierten.  Nur  eine  eingehendere  Unter- 
suchung der  Organe  und  ihrer  Funktionen  auf  den  scheinbar 
noch  so  regsamen  Landtagen  dürfte  die  Ursachen  für  die 
geräuschlose  Einstellung  der  Tagungen  nach  1704  ergeben. 
£in  weiterer  Abschnitt  über  das  wichtigste  j^ekutiv-  und 
Kontrollorgan  der  Stände  leitet  dann  über  zur  Darstellung 
des  Inhalts  dieser  Verhandlungen,  von  dem  hier  nur  ein  Teil, 
der  wichtigste  allerdings,  der  Kampf  um  die  f^nanzen,  zur 
Behandlung  kommt.  Er  versucht  zunächst,  diesen  Kampf  im 
allgemeinen  zu  charakterisieren,  anzugeben,  welche  f^orde- 
rangen  gestellt,  wie  sie  aufgenommen  und  aufgefalst  werden, 
um  dann  weiter  die  thatsächlichen  Vorgänge  aarzulegen,  in 
denen  die  einzelnen  Stände  sich  mit  diesen  Forderungen  ab- 
zufinden suchen  und  suchen  müssen.  — 


Erstes  Buch. 

Die  Organisation  der  Landtage. 


Erstes  Kapitel 

Herrenstand  und  Landräte. 


Erster   Abschnitt. 
Allgemeiie  Charakteristik.  —  Staiidscliatt  ind  Beamtung. 

„Herrenstaod  und  Landräte "*  bildeten  die  erste  Kurie  dos 
Landtages.  Ihre  Bezeichnung^  an  der  gewissenhaft  festgehalten 
wurde,  war  faktisch  nicht  mehr  zutreffend,  wenn  auch  historisch 
berechtigt. 

Ein  besonderer  Herren-  oder  Dynastenstand  hatte  sich 
in  Preufsen  nicht  entwickeln  können.  Nur  wenige  Familien 
(unter  anderen  die  Dohna,  Eylenburg,  Kittlitz,  Heydeck^ 
Truchsefs  von  Waidburg,  Schenk  v.  Tautenburg ^) ,  durch 
eine  höhere  Adelsdigtiitilt  in  ihrer  früheren  Heimat  dafilr 
qualifiziert,  kamen  für  eine  solche  besondere  Ständeklasse  in 
Betracht.  Herzog  Albrecht,  aus  Franken  stammend,  hatte 
ihnen  diese  Sonderstellung  gewährt.  Aber  er  hatte  ihrer  Kurie 
auch  das  Kollegium  der  Landräte,  das  er  geschaffen,  ein- 
^eftigt.  War  damit  ein  Preufsen  eigentümliches  Element  in 
die  ständische  Organisation  gebracht  worden,  indem  so  neben 
der  allgemeinen  Grundlage  der  Standschaft,  dem  Grundbesitz, 
ein  landesherrliches  Amt  eine  bevorzugte  Stellung  in  dieser 
Organisation  verbürgte^,  so  war  dadurch  auch  der  breiten 
Maaee  des  Adeb  Gelegenheit  geboten,  durch  Unterstützung 
der  Land  rate,  die  aus  seinen  Reihen  hervorgingen,  gegen  eine 
Sonderstellung  weniger  zu  protestieren*     Er  ertrug  es  leichter. 


'  6.  A.  V.  Mulverstedt,    DiploTnatarium   llebtirgense. 
hmg  (1879)L    IL  Teil.    p.  870. 

*  Mulverstedt,  L  c  p.  868. 
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dafs  diese  Sonderstellung  einigen  seiner  Genossen ,  die  er  be- 
einflussen konnte  y  durch  fürstliche  Beamtung  zu  teil  wurde, 
als  dafs  der  Adel  durch  Anerkennung  einer  höheren  Adels- 
dignität  für  gewisse  Geschlechter  als  ganzer  Stand  eine  in- 
feriore Stellung  sich  zuweisen  lassen  sollte.  In  seinem  Be- 
streben, den  ersten  Stand  nur  aus  Beamten  bestehen  zu  lassen, 
war  er  glücklich.  Hatten  ursprünglich  die  vom  Herrenstande 
ihre  Prärogative  zu  behaupten  gewufst  vor  dem  Beamten- 
kollegium, und  strebten  sie  deshalb  auch  garnicht  nach  einer 
Beamtung,  so  hatte  sich  dann,  wie  der  1608—1610  zum  Aus- 
trag kommende  Streit  in  der  ersten  Kurie  zeigt  %  die  Praxis 
entwickelt,  dafs  Angehörige  des  Herrenstandes  diese  Präroga- 
tive ausübten,  falls  sie  als  Inhaber  eines  der  höheren  Landes- 
ämter dem  Kollegium  angehörten.  Und  in  der  Folge  be- 
gnügten sich  die  „Herren"  mit  ihrer  Vertretung  unter  den 
Landräten-,  nur  forderten  sie  Berücksichtigung  bei  der  Be- 
setzung der  obersten  Landesämter.  Sie  waren  Titular  -  EMel- 
leute;  der  Titel  „Herren"  zur  blofsen  Form  geworden,  wie 
der  Adel  im  „Bedenken"  von  1610  gefordert  hatte*.  So  finden 
wir  denn  in  unserer  Zeit  aufser  solchen  Gliedern  dieses  Stan- 
des, die  ein  höheres  Landesamt  innehatten,  oder  die  landrät- 
liche  Würde  erhalten  hatten,  keine  besonderen  Repräsentanten 
des  Jlerrenstandes.  Damit  übereinstimmend  berichtet  auch 
Hartknoch',  dafs  die  Herren  „itziger  Zeit  ganz  und  gar  nicht 
dazu  (zum  ersten  Stande)  gehören,  es  sei  denn,  dafs  sie  sonst 
vom  Kurfürsten  zu  Landräten  gemacht  werden". 

Fa  war  also  die  erste  Kurie  ein  Beamtenkollegium,  die 
Mitgliedschaft  derselben  bedingt  durch  eine  Beamtung,  halb 
ständischen,  halb  landeshoheitlichen  Charakters,  und  diese 
ganze  Zwitterstellung  eine  Anomalie  in  der  ständischen  Or- 
ganisation. Hier  mufste  sich  naturgemäfs  ständischer  und 
nirstlicher  Einflufs  mit  besonderer  Schärfe  treffen,  das  Über- 
wiesen des  einen  besonders  klar  zu  Tage  treten.  Wie  diese 
Stellung  die  Bedeutung  dieses  Kollegiums  klarlegt,  die  es 
unter  Umständen  gewinnen  konnte,  so  erklärte  sie  auch,  warum 
es  in  dem  Kampfe  zwischen  Landeshoheit  und  Standschaft  mit 
zuerst  fallen  mufste. 

Diese  Stellung  erklärt  nicht  minder  die  Schwierigkeiten 
•in  der  Organisation  selbst  Denn  abgesehen  von  der  mit  dem 
zweiten  Stande  gemeinsamen  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
Interessen   sind   es  vorwiegend  Organisationsfragen,  die  dies 


1  Mülrerstedt,  l.  c.  p.  870,  871.  —  Voigt,  Geschichtliche 
Notizen  über  den  Herrenstand,  die  As^ekorationsakte  und  das  DoBmtiv. 
Königsberg  (1840).    p.  8  ff. 

«  Mülverstedt,  I.  c,  p.  874. 

*  Hartknoch,  Alt-  und  Neues  Preufsen,  oder  Preufsiscber  Histo- 
rien 2  Teile.     Frankfiirt  n    Leipxig  (16«4).     II  p.  (tV,  6.W. 
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LoUegium  beschäftigen:  die  kngsatrie»  aber  stetige  Verschiebung 
ies  MachtverhÄltniases  zwischen  Standschaft  und  Landeshoheit 
lacht  dieae  Fragen  zu  seinen  Macht-,  alöo  zu  Lebensfragen. 
Im  Vordertreffen  der  Stünde  stehend,  als  der  Exponent  des 
eingesessenen  Adels,  ist  ihre  Sorge  gerichtet  auf  Abwehr  er- 
höhten Einfltisses  derjenigen,  mit  deren  Titel  sie  sich  als  Kor- 
poration schmücken:  die  wachsende  Zahl  der  ,,Hcrren",  be- 
^oders  der  Grafen  droht,  einen  neuen,  sie  im  Anaehen  herab- 

lid rückenden  „Stand**  bilden  zu  wollen.  Andererseits  bewegen 
ftie  sich  in  absteigender  Linie  gegenüber  dorn  Lanrlesherrn, 
Jessen  Berater  sie  sein  wollen,  dem  aber  andere  Gehilfen  ara 
"^erke  sind:  auch  gegen  diese  gilt  es^  wenigstt^n«  in  der  Form 

|die  Position  zu  wahren.  Die  Peinlichkeit  in  der  äuf^eren  Ab- 
rrenzung  überträgt  sich  auch  auf  Ordnung  und  Rang  ira 
Innern  des  Koüegiums;  raan  mufste  mit  dem  wenigen,  das 
lern  Einzelnen  blieb^  kargen» 

Zweiter    A  bschnitt. 
Zo^ammeusetzun*:  und  (iliedernug  des  Kolleginins, 

Zusammengesetzt  ist  das  Kollegium  aus  12  LandrÜten, 
welche  Zahl  im  Landtagsrecefs  von  1612  festgesetzt  worden 
^'ar '  atKl  in  unserer  Zeit  festgehalten  bleibt  Die  Zn^ehörig- 
'  eit  bestand  wie  bei  den  meisten  Beamtungen  auf  Lebens7*eit 
nd  erlosch  mit  dem  Übergang  in  die  Oberratsstube.  Auf  die 
rÄsentation  der  Obernlte  aus  der  Reihe  des  eingesessenen 
fAdeU*  wurde  der  Landrat  vom  Kurftirsten  bestätigt,  und 
achdem  er  vor  der  Regierung  den  Eid  abgelegt,  ^der  Herr' 
«chaft  Khr  und  Reputation  sowohl  als  auch  des  Vaterlandes 
Freiheiten,  Bestes  und  Gereclitigkeiten,  besage  der  Recesse 
itind  Privilegien  in  Religions-  und  Prophansachen  in  acht  zu 
nehmen"^,  dem  Kollegium  zur  Introduzierung  in  die  ihm  ge- 
^tjilhrende  Stelle  empfohlen*. 

Als  kurturstlicher  Beamter  wurde  er  also  vom  Kurfürsten 
1  '   t,    als   Glied    der  Stände    von   dem    Kollegium   aufge- 

i  oder  abgelehnt,  wenn  die  Wahl  des  Kurftirsten  den 
Privilegien  nicht  entsprach.  Zumeist  kamen  jtlngere  Leute 
in  Betracht»  di*^  sich  durch  besondere  P^ähigkeiten  und  Studien 
empfahlen,  ältere  nur  für  die  4  obersten  Stellen  im  Kollegium, 
Denn  diese  waren  stets  verbunden  mit  den  4  Oberämtern  oder 


'  Privilegia  der  8t&nde  des  Herasogtums  Preufoen.  —  Brautuborg 
(leiex    fol.  16 

«  ünma^ff»^hn*'hpi^  Bedenkon.  —  1697  od.  iH9S,  -  R.  6.  H.B.B,  5. — 

^  Eid  dtT  Latidräte  in  Frivil  foL  \^  —  und:  Lvdiciua,  Notitiae 
*'I>aeatnfi  PniiMiae  (1677).    n.  85,  86. 

*  Kurt  Resolution  auf  Grav»fnina.  —  Ki^iiig8b*»rg,  5,  April  16Ö0.  — 
K^iitg«b.  Et,*Min.  87  d     fol.  17—:^   —  Ausf. 
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Hauptämtern  im  engeren  Sinne  %  Brandenburg,  Schaacken^ 
FiscLhausen  und  Tapiau.  Nur  Inhaber  der  letzteren  hatten 
dann  die  Anwartschaft  auf  die  Oberratsstellen.  Die  übrigen 
8  Stellen  im  Landratskollegium  waren  nicht  mit  gewissen 
Ämtern  verbunden,  sondern  konnten  sowohl  Ilauptleuten,  als 
auch  anderen  von  Adel  konferfert  werden  ^  Üas  geringe 
Gehalt  der  Landräte  bewirkte  es  woh!,  dafs  man  auch  ihnen 
meist  eine  Hauplmannschaft  zuwies. 

Erklärlich  war  nun  das  Streben  dieser  Landräte,  bei  der  - 
Vakanz  eines  Obenimtes  zunächst  Berlicksichtigung  zu  finden.  ^H 
Denn  ein  ihrer  Gemeinschaft  bisher  nicht  Angehörender  er-  ^^ 
hielt  dann  ja  sofort  einen  höheren  Rang  im  Kollegium,  Ein  ' 
solcher  Fall  wurde  gleich  1688  verhandelt.  Noch  während 
der  Regierung  des  Grofsen  Kurfürsten  war  der  Obrist  Christoph 
V.  Wallenrodt  ins  Hauptamt  Tapiau  berufen  und  so  seine  Auf- 
nahme in  den  Landrat  nötig  geworden.  Man  hatte  gegen 
seine  Person  nichts  einzuwenden;  man  wies  auch  darauf  nicht 
besonders  hin,  dafs  derselbe  vorher  ein  anderes  Hauptamt 
innegehabt  haben  müfste^,  wie  es  das  Nach atl legende  gewesen 
wäre^  sondern  aus  obigen  Gründen,  weil  seine  Wahl  wider 
die  PriviL  et  decreta  von  1609  und  das  Responsum  Regium 
von  1616  verstofse,  weigerte  man  die  Aufnahme®.  Der  Kur- 
fürst wich  ihnen  in  seiner  Antwort  aus,  darauf  hinweisendj 
die  angezogenen  Privilegien  redeten  de  judicio  ant  magistratu; 
als  solche  sei  das  Kollegium  der  Lanäräte  nicht  anzusehen; 
es  werde  vielmehr  im  erwähnten  Resp,  Reg-  von  1609  Ordine» 
oder  Stände  genannt*.  So  raufste  man  denn  dem  neuen  Land- 
rat die  vierte  Stelle  anweisen ,  nachdem  man  zuvor  noch  ein- 
mal protestiert  und,  wie  üblich,  eine  Assekuration  gegen  zu- 
künftige ähnliche  Fälle  erbeten  hattet 

Es  mochte  indessen  nicht  nur  eine  Rangfrage  sein ,  die 
das  Kollegium  hier  so  schwierig  gemacht  hatte:  Christoph 
v,  Wallenrodt j  Neffe  und  Schwiegersohn  des  Landhofmeister» 
Job.  Ernst  v.  Wallenrodt,  hatte  sich  durch  aufserhalb  und 
innerhalb  des  Landes  geleistete  Kriegsdienste  verdient  ge- 
macht^ und  mochte  den  Landräten  als  Günstling  des  Kur- 
fürsten verdächtig  erscheinen*  Zudem  war  schon  ein  Bruder 
desselben,  Sieground  v,  Wallenrodt,  seit  1687  als  Vogt  »u 
Fischhausen    Glied    ihres    Kollegiums^,      Der   Einfiufs    dieser 

»  Hartknoch»  l  c.  p.  6.59.  — 

*  Hartkuochi  L  c,  p.  659, 

*  Gravaniina  derer  vom  HerreD»tand  und  LaEdräteu.  —  1688.  ^- 
K'6n.  ÖFtpr.    Fol,  725  No.  36  p.  SU^m  (p.  839), 

*  Kiirf  Resolution  auf  Gravamina.    1.  c,  f*  28, 
^  Triplica  der  Ober!*titide.   —    Kön.^  praes.  9,  Juni  1690*   —  Kön* 

Et  —  Mio.  87^1.  foL  67—88. 

*  Erlcutcrtes  Preiifsen.  Tom.  I  Stock  2  Nr,  VL  Kurzgefafste 
Historie  der  Preufs.  Regierang.    p,  9L 

'  Erleutertes  Prenlaeii,    L  e,  p.  112. 
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Familie  drohte  übermächtig  zu  werden.     Hatte  man  diese  Be- 
fürchtung als    Grund   schon   bei   den   früheren  Protesten  mit 
empfunden,  so  betonte  man  dies  im  September  1690  in  einer 
besonderen  Bittschrift,    indem   man  diesen  Vorgang  als  einen 
bei  dem  ersten  Stande  unerhörten  Fall    bezeichnete',   freilich 
ohne  Erfolg.     In  jenem  Verdacht  aber   sollte  man  sich  nicht 
getäuscht  haben:  Christoph  v.  Wallenrodt  wurde  1690  Land- 
TOgt  ZU  Schaacken  ',  1691  bereits  Hauptmann  zu  Brandenburg 
[und  als  solcher  Landratjsdirektor,  als  welcher  er  am  4,  Januar 
1692  introduziert  wurde-.    Die  Betrübnis  darüber  klingt  wieder 
j  in  der  Klage  eines  Anonymus,  nun  sitze  Schwiegervater  und 
[Schwiegersohn  Wallenrocft  der  eine  in  der  Oberratsstube,  der 
indere  im  Landratspräsidium^. 

Die  peinliche  Beachtung  der  Rangordnung  innerhalb  des 
Kollegiums,  wie  sie  besonders  bei  den  Beratungen  und  beim 
Votieren  zum  Ausdruck  kam,  gab  auch  sonst  Anlafs  zu 
Streitigkeiten. 

Den  Inhabern  der  Oberämter  folgten  die  Inhaber  anderer 
Hauptjtmter,  nach  der  Datierung  ihrer  Berufung,  und  diesen 
in  gleicher  Weise  die  einfachen  Landräte.  Ein  Streitfall  er- 
gab sichj  als  1694  dem  bisherigen  Landrat  Joh,  Albr,  v.  Kreytzen 
die  Hauptmannsehaft  des  Karameramts  Taplacken  übertragen 
wurde.  Da  nach  der  Meinung  der  ^schlichten**  Landräte  dieses 
Amt  nieht  unter  die  „wirklichen  und  perpetuierlichcn'"  Haupt- 
mannschaften gerechnet  werden  durfte,  wandte  sich  Melchior 
T.  Tettau,  zugleich  im  Namen  des  abwesenden  Landrats  Joh. 
Geoi^  V.  Kainein,  an  das  Kollegium  mit  der  Bitte,  Kreytzen^ 
der  ihnen  bisher  nachgestanden,  auch  fernerhin  dazu  ver- 
anlassen «u  wollen,  damit  diese  gefährliche  Neuerung  nicht 
ein  Präcodenz  werde.  Kreytzen,  der  bereits  den  Eid  geleistet, 
darauf  am  8.  Juni  1694  in  das  Amt  eingeführt  und  von  den 
fitnsassen  desselben  anerkannt  worden  war,  war  nicht  geneigt 
EU  rück  zu  treten.  Wohl  auf  Wunsch  des  Kollegiums,  das  zu- 
nächst zusUlndig  gewesen  wäre,  überliefs  er  die  Entscheidung 
dem  KurfUraten*.  Als  .dieselbe  nach  längerer  Zeit  nicht  er- 
folgte, wurde  die  Angelegenheit  auf  dem  Landtage  1695  als 
Oravamen  aufgenommen,  und  der  Kurfürst  forderte  nun  zur 
Erledigung  ein  Outaehten  der  Regierung,  wie  man  sich  nach 
der  bisherigen  Observanz  zu  verhalten  habe*.  Inzwischen 
blieben   die   Friktionen   innerhalb    des   Kollegiums   nicht  aus. 


*  Bittschrift  der  Obersttnde.  —  Kön.,  praiss.  23-  Sept,  1690.  —  Kön. 
'  Et.  —  Mio.  87<>.    foL  99-100.  —  Aasf 

>  V^orschl&g,  im  Amt  zu  thiin.  —  16^2,  —  Kon.  Oätpr.  FoL  741 
Kr.  132  foL  782, 

'  ßei bringen  des  Landrats  Melchir^r  v.  T^ttau,  —  Köa»,  praes. 
a.  Juni  1694,  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.     fol.  57-^59. 

*  R«»^kript  an  die  Preufs,  Ri^porunfr.  —  Colin.  23.  Mw  1696.  — 
Ä.  6.     KliB,  5.  —  Konzept,  gez.  v    Fut  h*. 
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Kainein,  der  „neunzehnjährige  Landrat^  ^,  war  eher  zum  Nach- 

{^eben  bereit.  Leidenschaftlicher  war  Tettau.  Elr  gab  bezttg* 
ich  des  Votierens  zu  Protokoll,  dafs  er  sich  entschlossen 
habe,  sein  Votum  entweder  voraus  oder  ganz  zuletzt  abzu- 
geben, „der  Zuversicht,  dafs  Landrat  v.  Ereytzen  daraus 
gegen  ihn  kein  Recht  gewinnen  werde"  *.  Dieser  wieder  ver- 
pflichtete sich  protokollarisch,  sich,  falls  die  kurfürstliche 
Decision  gegen  ihn  ausfalle ,  keineswegs  der  Rechte  jenes  be- 
mächtigen zu  wollen^.  Sie  entschied  fUr  Kreytzen,  unter 
Berücksichtigung  eines  Präcedenzfalles :  Obermarschall  Chr. 
T.  Schlieben  war  als  Landrat  und  Hauptmann  zu  Taplacken 
in  das  Oberamt  Tapiau  berufen  worden  *.  War  dort  dies  Amt 
als  Vorstufe  für  ein  Oberamt  genügend  erachtet  worden,  so 
sollte  es  auch  hier  als  vollwertig  gelten,  mithin  hier  Kreytzen 
den  Landräten  ohne  Hauptamt  vorangehen*. 

Solche  Ausgänge  von  Streitigkeiten,  die  von  Gliedern  des 
Kollegiums  selbst  veranlafst  waren,  hinterliefsen  natürlich  einen 
Stachel  in  den  Zurückgesetzten.  Der  auf  die  kleinlichsten 
Angelegenheiten  übertragene  Egoismus  schwächte  das  Ansehen 
dieses  ständischen  Instituts,  indem  er  den  Blick  für  wichtige 
Angelegenheiten  nahm  und  ei^  geschlossenes  Auftreten  über- 
haupt erschwerte.  Ohne  besondere  Mühe  mufste  dies  Organ 
fallen  vor  dem  andringenden  Absolutismus,  sobald  dieser  es 
nach  der  einen  Seite  seiner  Thätigkeit,  der  ständischen,  aus* 
zuschalten  beliebte;  denn  es  bot  bequeme  Angriffsflächen. 
Starke  Individualitäten,  zumal  wenn  sie  sich  in  ständischer 
Ehrung  übergangen  fühlten,  mufsten  einsehen,  dafs  sich  ihnen 
im  Dienste  des  Absolutismus  und  dadurch  für  die  Folge  im 
Dienste  für  das  Ganze  ein  gröfseres  Feld  der  Bethätigung 
auch  zur  Befriedigung  eines  gesunden  Ehrgeizes  ergab.  Kein 
Wunder  daher,  dafs  gerade  aus  diesem  Kollegium  wiederholt 
dem  Kurfürsten  Vorschläge  gemacht  werden,  wie  er  der  Stände 
völlig  Herr  werden  könne*;  man  löste  sich  innerlich  von  den 
Ständen,  deren  äufsere  Institution  sich  lockerte,  und  suchte 
sich  anderweitig  mit  den  fortschreitenden  Verhältnissen  abzu« 
finden. 

Wenn  trotzdem  diese  Organisation  sich  noch  lange  Jahre 
nicht   nur  formell    erhielt,   sondern   auch  zeitweise   noch  eine 


*  Kainein  an  Kammerrat   Kiipner.  —  Kön.,  16.  Febr.  1695.  — 
ß.  6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

*  Ex  Protocollo  der  Lan(&äte.  —  1696.  —   Kön.  Ostpr.  Fol.  744- 
fol.  492. 

*  Ex  Protocollo  der  Landr&te.    —    Kön.,  27.  Okt.  1696.    —   Kön. 
Ostpr.  Fol.  744.    fol.  498. 

*  Erl.  Preufsen.    Tom.  I  St.  2  No.  VI  p.  111. 

*  Kurf.  Decision  über  dreier  Landräte  Kompetenzstreit.   —  Kön^ 
9.  Nov.  1696.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  493-94.  —  Ausf. 

«  Vgl.  unten  p.  27  ff. 
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iotensive  ständische  und  korporativ-egoistisclie  Thätigkeit  ent- 
wickelte, so  lag  da3  nicht  nur  in  den  stÄndiöch- wirtschaftlichen 
Verhältnissen  begründet  oder  in  der  Dauerhaftigkeit  der  recht- 
lichen Struktur  der  gesamten  ständischen  Organisation,  die, 
privatrechtlich  gefafst,  in  der  Landeshoheit  nur  den  privat* 
rechtlichen  Gegner  sah.  Letzterer  Gegen'satz  bestand  wenig- 
Btene  in  seiner  Schroifheit  nicht  raehr.  In  der  rückhaltlosen 
Anerkennung  des  Ftirsten,  an  den  man  sich  in  Streitfällen 
wendete,  von  dem  man  Hilfe  in  Nöten  erwartete,  dessen  Or- 
gane man  zögernd  anerkannte,  dem  man  öffentliche  Mittel 
schon  seit  langem  hatte  gewähren  müssen,  hatte  sich  langsam 
die  öffentlichrechtliche  Auffassung  dieses  V^erhältnisses  an- 
gebahnt. Wichtiger  als  die  oft  berufenen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  die  ja  freilich  jeden  Einzelnen,  aber  doch  immer 
nur  am  Fälligkeitstermin  der  Steuern,  trafen,  war  den  starken 
Individualitäten  dieses  Kollegiums,  auf  deren  Gesinnung  es 
doch  wesentlich  ankam,  wie  sie  social  in  der  Neuordnung 
der  Verhältnisse  ihre  Rechnung  fanden,  mit  andern  Worten, 
wie  sie  selbst  Organe  des  Absolutismus  und  der  Allgemeinheit 
wurden.  Man  brauchte  sich  dessen  nicht  bewufst  zu  werden, 
und  unsicher  tastend  griff  man  dabei  wohl  zu  Mitteln^  die 
scheinbar  eine  rückläufige  Bewegung  veranlafsten.  Im  ganzen 
ging  jedoch  die  Bewegung  in  dieser  Richtung,  vor  allem  hier 
im  Landratskollegium,  dessen  Glieder  sich  unter  den  nächsten 
glaubten,  die  Berücksichtigung  erheischten. 


Dritter    Abschnitt, 

Stellung   gegentthfr   den   „Herren*'   und   den    kurfB rötlichen 

Beamten. 

AU  Korporation  fühlten  sie  sich  nach  aufsen  bedroht  in 
dieser  ihrer  Position ,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Stand,  und  als 
Rute  des  Ktirfürsten.  Die  die  Ersten  de«  Landes  sein  wollten» 
ftlrchteten,  dafs  ein  neuer  Stand  ihnen  ihre  Pr.^rogative  ent- 
ziehen könne*  Es  war  nicht  nur  der  alte  Widerstreit  gegen 
die  „Herren*  und  ihre  Eifersucht  auf  deren  höhere  Adels* 
dignität,  sondern  ebenso,  wie  die  Verhältnisse  lagen,  die  Bc- 
furchtung,  jene  möchten  dem  Landesherrn  näher  stehen  als 
iie,  die  sie  mifstrauisch  machte  gegen  die  durch  Ernennung 
und  Naehsuchung  des  Indrgenats  sich  mehrenden  Grafen.  Und 
auf  der  anderen  Seite  sahen  sie  sich  als  Räte  des  Kurfürsten 
überholt  von  den  neuen  Dienern  desselben  im  Lande  ^  die 
ihnen  auch  gesellschaftlieh,  im  Range,  schon  vorgezogen  wurden. 
Nach  beiden  Seiten  galt  ts  sich  zu  wehren. 

Der  am  14.  Februar  1688  verstorbene  Oberburggraf 
Akasver  v,  Lehndorf  war  1686  vom  Kaiser  zum  Reichsgrafen 
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genuM^t  worden '.  Bald  nach  seinem  Tode  bitten  rieh  die 
Obersttnde,  die  hier  wie  oft  die  Sache  der  Landrite  an  der 
ihrigen  machten,  an  den  Grotaai  Kurfürsten  gewandt  w^en 
der  L^ndorftchen  Kinder.  Es  sollte  ihnen  wie  den  übrigen 
im  Lande  befindfichen  Grafen  nicht  rerstattet  sein,  rieh  den 
Dignitarüs  des  Landes  Torznziehen,  einen  neoen  Stand  xa 
machen^  oder  sonst  angewöhnliche  PrtrogatiTe  an  beanspmchen. 
Da  die  gräflichen  Kinder  noch  mindeijihrig  waren,  sollten 
ihre  Vormünder  darüber  einen  ReTers  ansstdlen,  ,in  eadem 
forma,  wie  die  Grafen  t.  Wetahaosen  und  t.  Schlieben  hie- 
bevor  Ton  sich  gegeben*,  und  bei  erlangter  Maiorennität  sollte 
derselbe  ratifiziert  werden.  Der  Grofse  Knrrarst  hatte  dem 
unterm  24.  lÜLrz  1688  gewillfahrt  Da  aber  diese  Formalien 
nicht  vollzogen  worden  waren,  wiederiiolten  die  Stände  ihr 
Gesuch  an  den  Kurfürsten  im  Dezember  1688'.  Ein  Bescheid 
des  Kurfürsten  darauf  liegt  nicht  vor.  Aber  in  den  Grava- 
mina  wiederholt  sich  die  Bitte  um  reversalen  Schutz  gegen 
die^  die  sich  in  den  Grafenstand  erheben  lieCsen;  ohne  den 
Revers  sollte  ihnen  der  Titel  nicht  gestattet  werden*.  Es 
waren  lediglich  Befürchtungen,  die  sich  in  solchem  Gravamen 
aussprachen;  thatsächliche  Übergriffe  lagen  nicht  vor;  so 
konnte  sie  auch  der  Fürst  nur  damit  beruhigen,  dafs  er  von 
solchem  Verstofs  gegen  die  Landesverfassungen  keine  Nachricht 
habe,  vorkommendenfalls  aber  demselben  steuern  werde  ^.  Nichts- 
destoweniger wiederholte  sich  die  Bitte,  als  nach  der  Krönung 
die  Zahl  der  Grafen  zunahm  und  man  fand,  daCs  trotz  des- 
w^en  ergangener  Verordnung  des  Königs  die  Stände  Ursache 
zu  Befürchtungen  hätten';  sie  kehrte  auch  im  Bedenken  des 
letzten  Landtages  unserer  Periode  wieder*. 

Wichtiger  als  diese  Titelfrage,  die,  wie  es  scheint,  nie  zu 
einem  thatsächlichen  Konflikt  geführt  hat,  war  die  Stellung- 
nahme gegenüber  den  neuen  Organen  der  Landeshoheit 
Wurde  oie  Thätigkeit  derselben  dem  Adel  besonders  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  fühlbar^,  so  kam  bei  den  Landräten, 
die  sich  in  ihrer  Stellung  zum  Kurfürsten  einflufslos  ge- 
worden sahen  und  Fremden  den  Vorrang  lassen  mufsten,  vor 
allem    die    Rangfrage    hinzu.      Nicht    nur    da£s    kurfürstliche 


>  Erl.  PreufjBcn.    Tom.  I  St.  2  No.  VI  p.  99. 

^  Memorial  der  Oberstände.  —  Kon.,  praes.  20.  Dez.  1688.  —  Kön. 
OHtpr.     Fol.  725  No.  31  p.  165—167. 

*  Gravamina  der  Oberstande.  —  Kön.,  praes.  1.  M&rz  1700.  —  R,  6. 
B.B.B.  6. 

♦  Resolution  auf  der  Stände  Gravamina,  —  Kön.,  16.  Febr.  1701.  — 
R.  6.    B.B.B.  6. 

^  Allgemeines  Bedenken.  —  Kön..  :30.  Jan.  1702.  —  R.  6.  B.B.B  6. 
—  Kopie. 

•  Allgemeines  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  18.  März  1704.   —  R.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  201  §  7    -  Kopie. 

'  Vgl.  unten  2.  Buch. 
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eamte^  besondera  auch  solche  ^  die  in  besonderem  Auftrage 
Königsberg  weilten,  mit  ihnen  lediglieh  als  mit  Ständen 
rerhandelten ;  sie  beklagten  sich  auch  wegen  Präcedenz- 
treitigkeiten  mit  solchen  und  empfanden  es  vor  allem  achmerz- 
fcch,  dafs  sie  militlrischen  Chargen ,  Ohristen  und  Generalen^ 
len  Vorrang  lassen  mulsten*,  Klagen,  (ür  die  ihnen  in  den 
lesolutionen  frei  lieh  kein  Gehör  wurde. 


Vierter  A  b  s  c  h  n  i  1 1, 
Pie  Thätigkeit  der  Lattdräte. 

Der  so  gefährdeten  Position  entsprach  auch  ihre  materielle 
Thätigkeit,  der  Zwiespältigkeit  ihres  Amtes  entsprechend. 
Sehen  wir  vor  der  Hand  ab  von  ihrer  Funktion  auf  den 
Landtagen  selbst,  und  verfolgen  wir  ihre  sachliche  Stellung- 
nahme zu  der  grofsen  Zeitfrage,  will  sagen,  zum  Vordringen 
der  Landeshoheit,  so  zeigt  sich  auch  hier  ihre  oben  angedeutete 
Tendenz,  dabei  ihre  Rechnung  zu  finden  und,  indem  sie  sich 
innerlich  lösten  von  den  Interessen  der  ständischen  Korpora- 
tion >  möglichst  an  den  Vorteilen  der  sich  durchsetzenden 
Zwangftorganisation  des  Staates  zu  participieren. 

Es  war  natürlich,  dafs  sie  bei  Tagungen,  unter  dem  Ein- 
lufft.  und  der  Kontrolle  des  Adels,  vor  allem  unter  sich  kon- 
rolHert  durch  die  Korporation  selbst,  sich  mehr  der  stän- 
dischen Seite  ihres  Amtes  bewulst  waren  und  diese,  zumal 
|Wenn  Nachgiebigkeit  des  Fürsten  dies  ungefährlich  erscheinen 
piefs,  energischer  zur  Geltung  brachten.  Darnach  nur  beurteilt, 
nachte  die  Koryioration  auch  in  unserer  Zeit  iranier  noch 
inen  im  ständischen  Sinne  erfreuÜclien  Eindruck.  Er  dürfte 
In  der  Beurteilung  irre  führen,  wenn  man  nicht  ab  und  zu 
*"  inen  Blick  thun  dürfte  auch  in  die  Thätigkeit  der  Einzelnen 
auTserhaib  der  eigentlichen  Tagung. 

Denn  die  Landräte  bildeten  nicht  nur  ein  Organ  des 
Landtages t  oder  wenn  man  will,  sie  waren,  war  derselbe 
nicht  einberufen,  dessen  Vertretung  in  Permanenz.     Sie,  denen 

Sleichermafsen    ,die   Rechte    und  Privilegien    des  Landes   wie 
ie    Hoheit    der    Landesherrschaft"    auf   die    Seele   gebunden 
_Tfi^aren,    als  den  custode^  legum    patriae^,    durften    auch  sonst 
are»  Amtes  w^arten .    d.  h.   ständischen  Gebresten  nachspüren 
Ind  diese  vor  die  Oberräte  bringen,    oder   mit  den  kurfürst- 
lichen   Beamten    in    Königsberg    beraten    und    kurfürstlichen 
itenttonen    dann    unter    den   Ständen   den    Weg   ebnen.     Es 


*  Gnivaitiina  derer  vom  Herrenstaod  n.  L,   —  Kön.  1688.  —  Kön. 
Upr,  Fol  725.    No.  3$  p.  315—353  (p.  345j. 

•  B^rattiuff  wepren  Konfirmation  der  Land est^h argen.  —  Kön.  16ÖL 
Köti.  Ostpr  Fol.  741      No.  95  fol  581-589. 
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war  erklärlich,  dafs  sie  bei  dieser  Thätigkeit,  nicht  als  Korpo- 
ration, sondern  einzeln  bearbeitet,  leicht  für  die  letztere 
Arbeit  zu  gewinnen,  ja  direkt  entgegenkommend  waren» 
Als  Paul  V.  Fuchs  1692  m  kurfürstlichem  Auftrage  in  Königs- 
berg weilte,  erhielt  er  mehrfach,  wie  er  berichtet,  den  Besuch 
von  Inhabern  der  Hauptämter  und  anderen  Landräten,  die 
ihn  ihrer  und  der  ihnen  zugänglichen  Kreise  Geneigtheit  ver- 
sichern ,  dem  Kurfürsten  zu  willen  zu  sein  ^.  Ja  man  ver- 
schmähte es  auch  nicht,  mit  den  im  Plenum  des  Landtages- 
oft  so  hart  angegriffenen  und  im  Lande  aufrichtig  gehaüsten 
Beamten  der  Kriegskammer  in  Verbindung  zu  treten  und 
sich  persönlich  zu  empfehlen.  Als  der  Kurfürst  1695  bei  be- 
harrlicher Weigerung  der  Ritterschaft  mit  Komplanation  drohte 
und  die  Oberstände  dadurch  in  grofse  Autregung  kamen, 
wandte  sich  Joh.  Georg  v.  Kainein  an  den  „einflufsreichen" 
Kammerrat  Küpner,  versichernd,  dafs  der  Kurfürst  mit  der 
Komplanation  im  Recht  sei,  und  nur  zart  andeutend,  denn  ea 
sei  „gefilhrlich,  davon  zu  schreiben",  dafs  das  „harte  Ver- 
fahren" doch  wohl  „nicht  die  rechte  Art  sei,  den  Vogel  zu 
fangen"  ^.  Und  der  bei  der  Krönung  1701  geadelte  Ober- 
sekretär Gottfried  v.  Werner,  vom  Könige  mit  diesbezüglicher 
Weisung  versehen®,  konnte  demselben  1701  mitteilen,  wie 
nach  persönlicher  Mitteilung  die  Landräte  v.  Groben^ 
V.  Schlichen,  v.  Lesgewang,  und  nicht  weniger  der  Landrats- 
direktor (Friedr.  Wilh.  v.  Canitz)  fleifsig  an  der  Arbeit  seiend, 
die  vom  Adel  zu  Gunsten  des  Königs  zu  disponieren^. 

Solche  Fälle  konnten  den  Fürsten  nicht  mehr  von  der 
Integrität  der  Korporation  überzeugen.  Sie  zeigten,  dafs  man 
auf  dem  richtigen  Wege  war,  nämlich  die  ständische  Thätig- 
keit  der  Landräte  zu  Gunsten  des  Fürsten  umzubiegen,  indem 
man  sich  an  ihren  Ehrgeiz  wandte.  Man  durfte  mit  dieser 
Auffassung  der  Landräte  von  ihren  Kompetenzen  zufrieden 
sein  und  deren  korporativem  Auftreten  auf  den  Landtagen 
nicht  mehr  zu  viel  Wert  beilegen. 

Aber  die  Landräte  beschränkten  sich  nicht  auf  diese 
Thätigkeit  in  Ostpreufsen  selbst.  Als  kurfürstliche  Landräte, 
die  sie  zu  sein  wünschten,  betrachteten  sie  es  als  zu  ihrer 
Kompetenz  gehörig,  sieh  mit  den  Centralbehörden  und  dem 
Kurfürsten  selbst  in  Verbindung  zu  setzen.  Daher  die  Reihe 
von    nicht    besonders    erbetenen    Anzeigen     und    Reformvor- 


»  Bericht  von  Fuchs.  -  Kön.,  6.  Mai  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  8.  — 
Aosf. 

^  Landrat  Kai  nein  an  Kammerrat  Küpner.  —  Kön.,  16.  Febr» 
1695.  —  R   6.    B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

»  Reskript  an  Werner.  —Potsdam,  18.  Okt.  1701.  —  R.6.  B.BJB.6* 

—  Konzept,  ohne  Sijgn. 

*  Bericht  von  Werner.  —  Kön.,  8.  Nov.  1701.  —  R.  6.  B.B.B.  6- 

—  Ausf. 
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schlagen^  die  aiia  ihren  Kreisen  stammen  und  hier  noch 
wiederholt  angezogen  werden  sollen.  Es  wäre  gewifs  thöricht, 
»ie  als  Verräterschriften  zu  bezeichnen.  Mit  nur  wenigen 
Ausnahmen  sind  sie  unterzeichnet.  Es  spricht  auä  ihnen  die 
wirkiiche  Absicht,  mit  ihrem  Vorgehen  aem  Lande  und  dem 
Fürsten  zu  dienen.  Sie  entspringen  viebiiehr  dem  Streben^ 
der  wiederholt  iingedeuteten  Tendenz  folgend,  sich  als  dem 
'Ganzen  nützlich  zu  empfehlen ,  naclidem  man  sich  aus  den 
Iten,  starr  gewordenen  Formen  längst  gelöst.  Alle  diese 
chreiber  waren  moderne  Leute,  die  sich  mit  der  neuen  Zeit 
ihrer  Weise  abzufinden  suchten,  ohne  jedoch  den  Mut  noch 
haben,  auch  iliren  Genossen  gegeniilber  die  letzten  Koii- 
Kjuenzen  zu  ziehen*  Was  der  Land  rat  und  Hauptmann  zu 
Paplacken ,  Joh.  Albr.  v.  Krey tzen ,  dem  Grafen  Kolb  v. 
Tarttenberg  in  seiner  ,jPro  Memoria"  betitelten  Schrift  über 
|©n  zerrtitteten  Zustand  der  Landtage  in  Ostpreufsen  mit- 
'teilte*  —  übrigens  in  derselben  Zeit,  als  die  ObersUtnde 
rieder  einmal  an  gänzliche  Abstellung  der  Kontribution 
innern-  — ,  deckte  die  Schwäche  des  ganzen  Organismus 
Ijonungslos  auf  und  lehrte  den  König,  dafs  es  nur  an  ihm 
^wenn  solche  Einrichtung  noch  weiter  bestand* 
^^'  Dafa  man  aber  offen  nicht  dafür  einzutreten  wagte^  was 
man  schrieb,  machte  wohl  am  Hofe  gegen  die  Absender  mifs^ 
trautsch.  Der  König  sprach  dies  direkt  aus  in  einem  Reskript 
an  den  Hofrat  Gottfr.  v,  Werner  vom  15.  Nov.  1701,  in  dem 
er  sich  freut  über  das  Verhalten  der  Landnite,  aber  die  Be- 
fürchtung ausdrückt,  dafs  die  sich  willig  stellenden  Landräte 
unter  der  Hand  die  von  der  Ritterschaft  wieder  schwierig 
ichen,  sodafs  was  ihm  mit  der  einen  Hand  gegeben,  ihm 
lit  der  andern  wieder  genommen  werde*. 


Fünfter    Abschnitt. 
Das  KalleginDi  in  der  Benrteiliing  eines  Zeit^euobseiL 

Das  Mifstrauen  des  Fürsten  hatte  noch  einen  andern 
Grund :  die  Landräte  selbst  waren  bei  Hofe  in  ein  übles  Licht 
matellt  worden  durch  eine  solche  Schrift»  die  nach  dem  Titel 
deBi  Fürsten  raten  wollte,  wie  er  bequeme  Land  tags  willigungen 
haben  könne,  die  aber  in  der  Hauptsache  sich  mit  dem  Land* 
raUkoUegium  ala   dem   wichtigsten  (nach    des  Absenders  Mei- 


^  Kteyizeu  an  Kolb  v.  W,    — 
B.B.fi.  6.  —  EifTcnhändig. 

'  Der  K«!i*ainten  Stände  Ded<?nkeD. 
&  «.    B.B.ft  e.  —  Kopie. 

■  ßcflkript  an  Werner.  —  Cöllu.  15.  Nov.  1701.  -  R.  e.  B.BB.  G. 
^  Kotixept,  ohne  Sign. 


K5d.,  5.  Febr.  170L    -    R.  6. 
-  KöD.,  pniea.  25.  Febr.  170 L  — 
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niing)  boschttftigt  ^  Gerichtet  ist  sie  an  eine  Excellenz^  der 
ihn  proufsischo  Indigenat  offeriert  worden  ist,  also  vielleicht 
noch  an  Kb.  v.  Danckelmann.  Sie  ist  eine  der  wenigen 
Hchriften,  deren  Absender  nicht  genannt  ist.  Die  genaue 
Kenntnis  der  landrätlichon  Verhältnisse ,   der  offenbare  Neid 

([Offen  solche  Glieder  des  Kollegiums,  die  durch  Ämterkumu- 
ation,  besonders  durch  Beleihung  mit  Hauptmannschaften  be- 
Toriugt  sind,  das  Streben,  solche  Bevorzugte  in  ihrem  Ver- 
halten lum  Kurfürsten  zu  verdächtigen,  lassen  jedoch  schliefsen 
auf  einen  Landrat  selbst,  und  zwar  auf  einen,  dem  im  KoU^om 
•ein  Recht  nicht  geworden,  auf  einen  Übergangenen.  Und 
dafa  er  den  Kanzler  v.  Tettau  in  empfehlende  Erinnerung 
bringt,  der  zur  Zeit  der  erhaltenen  Souveränetät  als  Landvogt 
von  Sohaaoken  besonders  geschickt  den  ganzen  Adel,  wohin 
er  gewollt,  gt^ftlhrt  habe,  legt  die  Vermutung  nahe,  dieser 
t^benranffene  sei  der  schon  friUier  erwähnte  Melchior  v.  Tettau. 
Rs   ist   nicht  erweislich,    ob  die  Schrift   bei   Hofe  auch 

iH>»itiven  Krfolff  gehabt,  und  ob  man  die  Vorschläge  filr  die 
*raxia  verwanitte,  Al>er  wenn  auch  dies  nicht  der  Fall  war, 
dio  Austtlhrungtni ,  wenn  auch  in  ihren  Ausstellungen  sicher 
ttWrtnVben,  werfen  diK'h  ein  solches  Licht  auf  die  Verhältnisse 
diest^s  Kollegiums,  und  die  Vorschläge  sind  so  bezeichnend 
t\lr  die  Tendenzen  in  jenen  Kreisen,  dafs  es  berechtigt  er- 
«oheint«  sie  hier  eingehender  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Zum  b^lndaInenl  seiner  Ausfttthrungen  setzt  der  Ver&sser, 
der  keinen  Vorlt^il  ttVr  sich  erjaÄ^n,  noch  jemand  beleidigen 
will,  dafs«  wie  die  Kriahrungen  ki^^er  gelehrt,  die  Landtagz- 
willi^uitg^n  wo  nicht  allein.  dvK^h  in  der  Hauptsache  von  den 
l^andr^tt^u  al^^n^n.  l>as  dürtV  $o  bleiben,  so  lange  die  sn 
dt^  HotW  wahrem  lnt^n?«»e  be««^teheiide  Sepamdon  zwischen 
8tadi  und  l«and  v^rhlt^be.  und  weil  der  Adel«  sein  Hanpl- 
iute(>Ntä^t>  in  vier  Kini^keit  mit  den  Landräien  sehend«  wenig 
v>vi^neu^  Klemeiti^  aU  Führer  in  seinen  Reihen  habe.  Bei 
dor  lW\ieutut\^  der  l^ndr^te  komme  es  daher  ^or  allem  auf 
ihr  Verhüten  sum  Fürsten  an«  und  daranf  habe  man  sein 
AxipHin^erk  su  rickcett  bei  Neuautnahmen  sowohl  wie  bei  Be- 
hA^Allut^^  vier  ^>?ti^*nw^rtiwa  Glieder.  Cber  letzteren  Punkt 
*iv*K  tu  AulVerr.  K;iU  er  zwar  ttir  sehr  schwer,  mnd  er  hfttet 
*tch  auch  vor  Necnutt^  v^n  XamT?n;  doch  ^enil^een  die  aD- 
^iuetn<r  Auvi^rviniciec.  IWnAcJi  :$t  nan  Sei  der  Aaswahl 
aer  lultJkWr  der  ack:  tti:t»?rec  Lar:dra:ss$>^Ie&  ofk  nicht 
*i>^:s^   ivcv^c   i>fwrf^c.     I>i    ket2    btoii^   Gehalt  dzBtit 
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buDden,  übertrug  man  sie  meist  jungen  Leuten,  die  eben  ihre 
akademischen  Studien  beendet,  und  die  nun  ihren  Einflufs 
weidlich  ausgenützt;  denn  an  Einflufs,  wenn  auch  nicht  an 
Gehalt,  seien  doeh  die  unteren  Stellen  den  oberen  gleich,  ja 
ein  ^schlichter'"  Landrat  könne  manches  Oberamt  an  Intriguen 
übertreften.  Gelinge  es  ihnen  dann  durch  ihren  Einfluf»,  sich 
mit  Ämtern  und  Benetixien  begaben  zu  lassen,  so  seien  sie 
leicht  geneigt,  im  Gefühl  der  gesteigerten  Macht  sich  dem 
Interesse  des  Hofes  zu  widersetzen  und  die  erhaltenen  Emolu- 
mente  als  Belohnung  tur  ihre  (als  Stände)  dem  Vaterlande 
erwiesenen  Dienste  anzu.sehen.  Dem  selbständigen  VorgehtMi 
der  Einzelnen  und  ihrem  ungestümen  Auftreten  zu  wehren, 
sei  auch  das  Direktorium  oft  nicht  geneigt  gewesen,  das  mehr 
nach  der  Fähigkeit,  Bedenken  zu  verfertigen,  gewählt  worden 
aeij  als  nach  der,  sich  AutoriUit  bei  den  Mitgliedern  versc haften 
zu  können. 

Aus  diesen  Ausstellungen,  offenbar  von  dem  Neid  ein- 
gegeben eines  Mitgliedes»  das,  von  ähnlichem  Streben  beseelt, 
weniger  gut  dabei  gefahren  war,  spricht  also  die  V^ermutung, 
es  könne  die  Auszeichnung  Einzelner  diesen  nur  zur  Stärkung 
dienen,  gegebenenfalls  für  die  Stämle  gegen  den  Hof  kräftiger 
auftreten  zu  können.  Wie  man  behutsam  solche  Auszeichnung 
zugleich  zu  einer  Verpflichtung  gegen  den  Laudesherrn,  mit 
anderen  Worten  wie  man  ihm  die  Landräte  als  Beamte  ver- 
bindlich machen  könne,  darauf  zielen  seine  folgenden  Vor- 
schläge ab* 

Bei  der  Wahl  zum  Landrat  solle  es  nicht  sowohl  auf  die 
jelehrte  Vorbildung*  als  auf  natürlichen  Verstand  und  Kennt- 
nis des  Landes  ankommen.  Auch  dürfe  man  sich  nicht  auf 
das  verlassen,  was  die  nach  solcher  Charge  Strebenden  ver- 
sprächen; denn  es  gelte  wohl  als  Kegel,  dafs  „die  anfangs  am 
lieblichsten  pfeifen,  nachgehends  am  übelsten  tanzen ''.  Auch 
g^en  die  Kommendation  und  Vorschläge  der  Regierung  müsse 
man  durchaus  mifstrauisch  sein  und  die  Kandidaten  mehr  im 
geheimen  erkunden;  denn  natürlich  werde  die  Regierung 
stets  „Patrioten",  d.  h.  ständisch  Gesinnte,  in  den  Landrat  zu 
bringen  suchen.  Besondere  Vorsicht  sei  nötig  bei  der  Ver- 
leihung anderer  Amter  an  die  Landräte,  die  ja  wohl  wegen 
des  geringen  Gehalts  nicht  zu  vermeiden  sei.  Mifslich  sei  es, 
Hauptmannschaften  zu  konferieren,  und  schon  übel  genug,  die 
vier  Oberämter  Landräten  zu  überlassen;  denn  diese  würden 
dadurch  zu  selbständig  und,  indem  sie  die  Deputierten  be- 
arbeiteten, zu  einflufsreich.  Am  besten  sei  es,  ihnen  Gnaden- 
gelder anzuweisen,  die,  damit  die  Herrschaft  keinen  Schaden 
leide,  durch  Einziehung  überflüssiger  Bedienungen  und  durch 
seitweise  Oflfenhaltung  von  Hauptmannschaften  zu  gewinnen 
seien  und  bei  ungehörigem  Betragen  der  Benefizianten  zurück* 
ezogen    werden    könnten.     Bei  Zuweisung  von  Ämtern  aber 
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seien  solche  zu  wählen^  die  „nicht  perpetua,  sondern  ad  nutum 
des  Hofes  revocabilia^  seien.  So  eigne  sich  dazu  eine  Be- 
stallung im  Tribunal,  die  ja  alle  drei  Jahre  aufhöre.  Vorzüg- 
lich möchten  sich  zu  Landräten  empfehlen  preufsische  Militärs 
oder  andere  Hofdiener,  die  die  Bedürfnisse  der  Armee  kennten 
und  zu  willigen  geneigt  sein  würden,  vor  allem  aber  zu  ge- 
horchen wüfsten  und  in  den  Händen  des  Hofes  seien.  Denn 
letzteres  müsse  man  sie  besonders  fühlen  lassen  und  nichts 
auf  Freundlichkeit  und  nachgiebige  Behandlung  geben,  die 
meist  den  entgegengesetzten  Effekt  habe,  als  den  man  erwarte. 
Am  meisten  komme  auf  einen  geeigneten  Direktor  an,  der 
geschickt  im  Abfassen  der  Bedenken,  in  der  Abfertigung  ent- 
gegengesetzter Meinungen,  überhaupt  in  der  Leitung  und 
Zügelung  sei.  Aber  auch  dieser  müsse  möglichst  kurz  gefafst 
und  vor  seiner  Wahl  sondiert  werden,  wie  er  die  langwierigen 
Tagungen  zu  beschleunigen  gedenke,  vor  allem  wie  er  gegen 
den  Hof  gesinnt  sei. 

Alle  diese  Vorschläge  zeigen  also,  wie  schon  erwähnt,  die 
Tendenz,  das  Landratskollegium  aus  einem  ständischen  über- 
gehen zu  lassen  in  ein  kurfürstliches  Organ,  die  Landräte  zu 
fürstlichen,  zu  Dienern  des  sich  durchsetzenden  Staates  zu 
machen,  mit  der  hauptsächlichen  Kompetenz  der  Fesselung 
der  Stände  oder  besser  der  Ritterschaft.  Die  Geneigtheit  dazu 
war  vorhanden  seitens  einzelner  Landräte,  und  sie  führte  zur 
Sprengung  des  ständischen  Organs,  nicht  aber,  wie  der  Ver- 
fasser will,  zu  einer  Umbeugung  in  ein  fürstliches,  in  ein 
Organ  des  Absolutismus.  Wollten  diese  starken  Individuali- 
täten ihre  Rechnung  finden,  so  konnte  dies  nur  geschehen  in 
den  jungen,  lebenskräftigen  Organen  des  Absolutismus,  iiü 
Heer  und  im  modernen  Beamtentum,  die  einem  gesunden 
Egoismus  reichliche  Nahrung  boten,  wenn  sie  auch  die 
Beugung  der  freien  Persönlichkeit  dafür  erzwangen;  nicht 
aber  in  dem  altersschwachen  Organ  der  Stände.  Dieses  be- 
stand nur  mit  den  Ständen,  untergrub  sich  selbst  den  Boden, 
indem  es  sich  zur  Fesselung  derselben  hergab,  und  trat  mit 
dem  Aufhören  der  ständischen  Tagungen  aufser  Funktion. 

Hier   sind    diese    Vorschläge,    die    dem    Kurfürsten    und 

seinen  Dienern   nur  die   Hinfälligkeit  dieses  Oi^ans  zeigten, 

•  ein  Beleg  mehr  dafür,  wie  die  Besten  unter  den  Ständen,  sich 

von  der  Tradition  lösend,  abgesehen  von  den  wirtschafdichen 

Forderungen,   als  Persönlichkeiten   sich  mit  den  Forderungen 

"einer  neuen  Zeit  abzufinden  suchten. 

Sechster*  Abschnitt. 
Die  Besoldung  der  LandrXte. 

Dem  nicht  rein  ständischen  Charakter  der  Landräte  ent- 
sprach  es  auch,    dafs  dieselben  eine,   wenn  auch  nur  geringe. 
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esoldang   vom  Kurftirsten   erhielten.     Auch    ihre  Geechichte 
unserer  Zeit   zeigt  die  Abwandlung   der  Bedeutung  dieses 
Irgans. 

Als  Beamte,  die  den  fürstlichen  Interegsen  förderlich  sein 

>llten,  erhielten  sie  aus  der  Rentkamnier  fiir  ihre  Thätigkeit 

lufserhalb   der  Landtage    44  Thaler  40  gr.  jährlich  j    und   als 

"lofkleidergeld    t30   Mark    oder    13   Thaler  30  gr.     Für    ihre 

i'hätigkeit  auf  den  Landtagen  aber  erhielten  sie,  ob  anwesend 

1er    nicht  y    für    die    Dauer    derselben    ttlglfch    (5  Mark    oder 

Thaler  30  gr.  Kostgelder  und  P/g  Scheffel  Haler  (oder  30  gr,) 

Ir  ihre  Pferde,  ebenfalls  aus  der  Rentkammer'. 

Es    war    natürlich,    dafs    dies    ihr    Interesse    an     langen 
Tagungen  erhöhte,  dafs  sie  inindesteiis  in  den  Verdacht  kamen, 
aus  diesem  Gründe  für  eine  schleunige  Erledigung  der  Willi- 
jungen nicht  besonders  eifrig  zu  sein;  die  Drohung  mit  Ent- 
ziehung der  Land  tagszehr  ung  wurde  nun  eins  der  Mittel,  zur 
Beschleunigung    der    Willigungen    anzuregen.      Ein    Reskript 
^^rom  2  Juni  1694  setzte  deshalb  für  die  bevorstehende  Tagung 
^B|echs  Wochen  fest;  nach  Verlauf  derselben  sollte  keine  weitere 
^B^ehrung  verabreicht  werden  -,    Und  wenn  es  auch  damit  nicht 
^Sofort  ernst  genommen  wurde,  so  wurde  doch  bald  darauf  ein 
^TBericht   eingefordert    über   das,    was  während    der   Regierung 
des  Kurfiirsten  an  Landtagszehruog  aus  der  Rentkammer  aus- 
gezahlt worden  sei^    Die  Höhe  der  Summe  sollte  den  Land- 
rliten  vorgehalten  und  ihnen  damit  gezeigt  werden,  wie  kost- 
spielig ihre  Beratungen  seien.    Besonders  abschreckend  konnte 
dies    freilich,    da    die    fürstliche    Rentkammer    diese    Kosten 
deckte,  auf  die  Landrilte  nicht  wirken. 

Der  erforderte  Bericht  der  Regierung  ergab  an  Aufwand 
für  die  Landnlte  in  den  letzten  seehs  Jahren  15000  Thlr.,  im 
Durchschnitt  also  für  den  Landtag  26G6V2  Thlr*. 

Es    ist  nicht  ersichtlich,    wie  weit  man   in  der   tilgenden 

!eit  mit  der  angedeuteten  Drohung  Ernst  gemacht  hat    Nur 

|er  Hinweis    des   Kurfürsten    auf  die   Kosten    der   Landtage 

iriederholt  sich    in  den  Propositionen    für   die  Tagungen   und 

Wetet   einen   Grund   mehr  für  den  Wunsch,   die  Willigungen 

rleich    auf  mehrere   Jahre    eingerichtet   zu   sehen.     Auf  dem 

Itage   1701    wufste    er   diesem  Wunsche   (toltung   zu   ver- 

Ten.    Den  Land  raten  stand  damit  in  Aussicht,  einen  Teil 

irer  Emolumente   zu  verlieren;    sie   mufsten    deshalb  Gegner 


_         *  Allgem.  ßedeDken  der  Oberstände.  —  Kuo.,  iM),  Januar  1702.  — 
B.  <V.     B.ß.B,  6.  "  Kopie. 

*  Heekript  an  die  Preuf»,  Regierung.    —    CuUn»  2,  Juni  !694.  — 
6.     B  B.B.  4.  —  Konzept,  ohne  Sign. 

*  ReBkr.  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  19.  Juni  1694.  -  B.  6.  B.B.B.  4. 
Konzept,  ges.  Dan.  Lad.  v,  Dan  ekel  mann*  — 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön  ,  15.  Juli  1^94    -  R.  f..  B.BR  4, 
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dieses  abgekürzten  Verfahrens  sein*  Dafa  die  Landtagszehrung^j 
eine  der  vornehmsten  Ursachen  der  Verschleppung  der  LandäH 
tage  sei ,  gab  auch  Joh.  Albr.  v.  Kreytzen  in  seiner  st'hoi^^ 
erwähnten  Schrift  zu,  und  er  schlug,  um  dies  Hindernis  aus 
dem  Wege  zu  räumen,  dem  Könige  vor,  den  Landräten  daf 
ein  Fixum  zu  reichen ,  es  sei  dies  immer  so  klein  wie 
wolle'.  Nur  teilweise  ging  der  König  darauf  ein,  indem 
sich  geneigt  zeigte,  die  Zehrueg  den  Landräten  reichen  zi 
lassen j  auch  wenn  kein  Landtag  gehalten  werde*.  Sei 
dafs  sie  dieser  Versicherung  keinen  rechten  Glauben  schenkten, 
oder  dafs  sie  fürchteten ,  es  konnten  ihnen  ihre  Bezüge  ge- 
schmälert werden y  jedenfalls  griffen  die  Landräte  den  Gedanken 
Kreytzens  auf  und  verlangten  auf  dem  Landtage  1702  ein 
Fixum,  das  aber  zureichender  als  ihr  bisheriges  Gehalt  sein 
sollte.  Gewifs  war  das  Beispiel  der  übrigen  verhältnismäfsij 
gut  bezahlten  königlichen  ]5eamten  nicht  ohne  Einflufs,  uni^ 
die  Gehaltsforderung  der  Land  rate  war  jetzt  nur  der  zahlen*^ 
mäfsige  Ausdruck  dessen,  w^as  sie  nach  der  oben  angeführten 
Tendenz  erstrebten^  nämlich  fürstliche  Beamte  im  weiteren 
Sinne  zu  werden* 

Die  Verhandlungen  darüber  nehmen  in  der  Tagung  von 
1702  einen  breiten  Raum  ein.  Die  Landräte  finden  jetzt  — 
und  sie  werden  in  ihren  Beschwerden  unterstützt  von  denen 
von  der  Ritterschaft  — ^,  dafs  sie  erröten  müssen  über  ihre 
geringe  Besoldung,  die  ihrer  Zeit  und  ihrem  Charakter  so  gar 
nicht  mehr  entspreche.  Sie  mochte  wohl  genügen,  als  sie  vor 
mehr  als  100  Jahren  eingeführt  wurde.  Indessen  hätten  sich 
doch  die  Zeiten  sehr  gewandelt,  nach  dem  Sprichwort:  „Alle 
100  Jahre  eine  neue  Welt*'.  Früher  erschienen  die  Landräte 
zuw^eilen  in  vielen  Jahren  weder  am  Hofe,  noch  auf  Land* 
tagen.  Jetzt  seien  seit  der  glücklich  erhaltenen  Souveränetät 
jährlich  Landtage  gewesen,  und  der  Glanz  des  Hofes  sei  jetzt 
aufs  höchste  gestiegen,  sodafis  ihnen  die  Unkosten  des  Amtes 
in  keiner  Weise  ersetzt  w^ürden ,  ja  die  Ausübung  desselben 
ihren  Ruin  herbeiführe.  So  baten  sie  um  eine  Besoldung, 
die,  wenn  sie  nicht  höher  sei,  doch  wenigstens  der  der  Tri-^j 
bunalsräte  gleichkommen  müsse®.  ^| 

Waren  sie  mit  der  Berufung   auf  die  jährlich  stattfinden-^^ 
den  Landtage  nicht  besonders  gltlcklich  in  einer  Zeit,    in  der 
man  seitens  des  Hofes  mit  allem  Eifer  darauf  aus  war,  diesem 
^Unwesen"  ein  Ende   zu   machen,    grade   auch  mit  Hilfe    der 
Landräte,  so  zeigten  ihre  Ausführungen  überhaupt  die  ^  öllige 


^  „Pro  Memoria^  de^  J,  A.  w  Krcvtzen,  —  Kön,,  5*  Febr.  1701. 
K.  6.    B.B.ß.  6.  -^  Eigenhäüdik^ 

■  Reskr,  an  Wer  Der.  —  Potsdam,  18.  Okt.  1701.  ^  R.  6.  B.B.B.  0. 
—  Konzept,  ohne  Si^, 

»  Allgem.  Beiieiiken  der  Obergt&tide,  —  Kön.,  30.  Januar  1702.  — 
R.  6.    B.BB.  6.  —  Kopie. 
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Verkennung  der  Grundlagen  ihres  Amts.  Ihr  Streben,  so  rein 
königliche  Beamte  zu  werden,  mit  einer  sUlndisehen  Unterlage, 
die   sie   aber   selbst  untergruben,    raufste  folgeriubtig  nur   zur 

h Schaffung  von  Sinekuren  iiibren.  Dieser  Einsicht  konnte  man 
^ch  auch  bei  Hofe  nicht  verBchliefsen ,  und  so  blieb  ihr  Ge- 
blich  ohne  Erfolg.  Erst  a\s  sie  dasselbe  1708  wiederholten 
und  nochmals  eindringlich  hinwiesen  auf  die  Verkleinerung^ 
in  die  ihre  „zwar  anaehnliche  und  sehr  wichtige,  aber  sonst 
nur  mühsame  und  kostbare  Charge  geraten**  ',  erfolgte  eine 
Entscheidung  des  Königs. 

Sie  war  nicht  in  ihrem  Sinne  ^  aber  völlig  der  Sachlage 
entsprechend  und  —  Kiipner  war  fleifsig  am  Werke  —  be- 
zeichnend dafür,  dafs  man  die  Stellung  der  Laodräte  klar 
erfafst  hatte.  Mit  dem  Aufhören  der  Landtage,  und  damit 
darfie  man  jetzt  getrost  rechnen^  kimien  die  Landräte»  ob  sie 
siob  gleich  darauf  ausspielten,  als  fürstliche  Beamte  nicht  mehr 
in  Betracht.  Ihre  Charge  war  in  der  That  ^verkleinert"  durch 
den  «teigenden  Einflufs  der  modernen  Beamten^  die  unbeein- 
fluf^t  von  ständischen  Interessen  waren.  Damit  war  aber  auch 
die    Dotierung    aus    fürstliehen     Mitteln    zwecklos    geworden. 

1  Wollten  sie  ihr  Amt  auf  stÄndischer  Grundlage  erhalten  wissen, 
m  mochte  man  es  aus  LandeHmittelo  dotieren.  Und  dahin  ging 
dea  Königs  Bescheid*.  Danach  sollten  die  Zehrungskosten 
cessieren«  und  wenn  auch  die  Besoldung  selbst  noch  nicht 
von  dem  Etat  der  Rentkammer  ahgestoisen  wurde,   so   sprach 

j  doch  die  Geneigtheit  dazu  aus  der  Bemerkung,  der  König 
habe  nicht«  gegen  die  Erhöhung  der  Salaria,  wenn  diese 
überhaupt  aus  Landesmitteln  gedeckt  wurden, 

I  Damit  waren   die  Landräte  natürlich  nfeht  einverstanden. 

Nachdrücklich  betonten    sie  deshalb    in    ihrem  Memorial  ^    wie 

t     «e  es  als  ihren  höchsten  Ruhm  schätzten,   Diener  ihres  Herrn 

l^^annt   zu  werden.     Nun  möchten   sie   nicht    in    ihres  Herrn 

r    Soid  gesetzt    sein,    vom  Lande  aber   die  Bezahlung  nehmen*. 

1  Auch  die  Regierung  legte  nahe,  wie  schwierig  des  Königs 
Abeicht  durchzuführen    sein  werde,    und    wie    es    dadurch    er- 

[      0chwert  wtlrde,    die  OberstÄnde  zu  mehrjährigen  Willigungen 

i      «y  gewinnen^.     Daher  ihre  Anfrage,  ob  es  nicht  damit  lieber 

I      beim  Alten  zu  lassen  sei. 

Ei  liegt  aus  der  folgenden  Zeit  eine  Antwort  des  Königs 

I      nicht  vor.     Da«  Iftfst  vermuten,   dafs  man  es  beim  Bisherigen 


I  «  S&fntliche  Landräte  an  den   König.    —  Kön .   10.  Do«,  1703.   — 

R.  e.    B.B  B   6.    f^>l.  123,  124.  -^  Ausf. 
I  ■  Rofikript  an  die  Pr,  Reg,  —  Colin,  a  Jan.  1704,  —  R.  6    B.B.B.  ö. 

[       foL  127.  —  Konzept,  ohne  Sign. 
1  •  D*^  pretifj*.  Landräte  Memorial  betr»  VermehruDg  äe»  Gehalt»,  — 

KtiD^  lf>.  .J»n.  1704.  ^  R    6.  B.ß.B.  6,     foi.  18K  —  Ausf 

*  Bericht  der  Fr.  Kfg.   -  Kön.,  21.  Jan,  IKH.  —  R  6.  B.BB.  (L 
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liefa,     Eti    empfahl    sich    dies^    weil   eiu    Bestehen    des  Köni^ 
auf  seiner  Forderung   der  an   sich  schon  langen  Tagang  toi 

1704  unnütze  Schwierigkeiten  bereitet  hätte;  andererseits  wa^ 
der  Betrag  der  bisherigen  Besoldung  für  die  kcinigliche  Kass 
geringfügig,  zumal  mit  dem  Aufhören  der  Landlage  von  1704 
ab  die  die  Besoldung  stets  weit  Übersteigenden  Zehrungsgeldei^j 
in  Wegfall  kamen.  Auch  die  Landriite  selbst  i?chweigen  vnUJ 
ständig.  Die  Wendung^  die  ihr  Anlauf  zu  nehmen  gedroht 
veranlafste  sie  anseheinend,  auf  weitere  Erfolge  in  dies« 
Richtung  endgültig  zu  verzJchten, 

Siebenter   Abschnitt, 
Position  der  Landräte  am  Schlaf s  der  Periode, 

Wenn  die  Landräte  diese  Wendung  schmerzlich  em- 
pfanden, so  lag  das  nicht  in  dem  Fehlschlagen  ihrer  fioan- 
ziellen  PUine  an  sichy  sondern  nach  allem  Vorausgehenden  an 
dem  Scheitern  und  MifsUngen  ihres  Ötrebensj  ihre  ständische 
Position  den  neuen  Verhältnissen  anzupasssen.  Materiell  waren 
die  Landräte  zumeist  anderweitig  schadlos  gehalten  durch  Be- 
gabung mit  ertragreichen  Ämtern  in  Hauptämtern  und  an 
Gerichten.  Wie  solche  Ämter  ihren  Ein  flu  Is  im  ständischen 
Sinne  bedeutend  erhöhten,  so  brachten  sie  sie  auch  in 
schwierige  Stellungen  zum  Könige,  stärkten  aber  auch  wohl, 
wenn  die  Inhaber  als  Landräte  gewonnen  waren,  den  fürst- 
lichen Einflufs  durch  das  Vorbild  ^  das  die  landrätlichen  In- 
haber solcher  Stellen  gaben. 

Als  der  Kurfürst  1691  die  Marinegelder  von  allen  Be- 
amten des  Landes  forderte^  fand  er  auch  bei  einzelnen  Land- 
räten heftiges  Mifsfallen  V»  Die  gemeinsame  Beratung,  wne 
man  sich  dazu  zu  verhalten  habe,  führte  jedoch  durch  den 
Einflufs  Einsichtiger  zu  dem  Schlufs,  „publice  et  privatim 
Sr.  Ch,  D.  Interesse  zu  remonstrieren ,  das  stehe  einem  be- 
eidigten Landrat  wohl  an"  *.  Dies  Beispiel  konnte  dann  nicht 
ohne  dem  Kurfürsten  günstige  Folgen  sein. 

Oft  hatte  wohl  auch  die  Zuteilung  einer  Hauptmannschaft 
und  die  so  erlangte  Aussicht^  in  ein  Oberamt  una  dadurch  in 
die  Oberratsstube  zu  kommen^  die  Wirkung,  ein  leidenschaft- 
licheres Gemüt  zu  beschwichtigen.  Der  wiederholt  erwähnte 
Melchior   V.  Tettau   zeigt   1704   als  Hauptmann    von  Lyck    in 


^  J  o  li.  (ioorf;  V,  Külufiins  Berieht  an  einen  Landrat*  —  Kilgia, 
25.  Nov.  1691.  -^  Krm,  Ostpr.  FoL  741,  No.  H  M,  579-580,  —  Eigen- 
händig.  —  „Mari liege Ider"  waren  Abzüge  von  dem  Gehalt  der  kurf* 
Beamten^  die,  vom  t»r.  Kiirf-  festgesetzt»  Kur  Unterhaltung  der  kletaen 
brande nh.  Flotte  Ven^'endung  fanden.  — 

*  Beratung  wegen  der  verliehenen  Landesehargeii.  —  Kun.  1691. 
—  Kün-  O^tpr  Fol.  ^41.     Xo.  95  fol  .^^1_.5S9.  — 
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einem  Anschreiben  nichts  mehr  von  seiner  früheren  tempera- 
mentvollen Weise.  Seine  verständigen  Ausfahrungen  über 
einen  Vermögeosschofs  ^ ,  wie  a^ch  die  Äufserungen  anderer 
Landräte  in  dieser  späteren  Zeit  lassen  die  Vermutung  nicht 
unwahrscheinlich  erscheinen,  dafs  man,  einsichtig  geworden 
über  die  Aussichtslosigkeit  der  Bestrebungen  im  Landrats- 
kollegium, sich  darauf  beschränkte,  durch  Verwaltungsthätig- 
keit  und  Einsicht  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sich  zu 
empfehlen.  — • 


rj    V  M.  V.  Tettau  an  Kolb  v.  W.  —  Kön.,  U.  M&rz  1704.  —  B.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  254—256.  —  Eigenhändig. 
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Zweites  ELapiteL 
Ritterschaft  und  Adel. 


•Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Charakteristik. 

Die  zweite  Kurie  des  Landtages  bildeten  die  „von  Ritter- 
schaft und  Adel^.  Sie  war  an  Zahl  die  überwiegende,  und 
wegen  der  rein  ständischen  Grundlage  die  bedeutendste,  im 
Kampf  gegen  die  Landeshoheit  vor  allem  in  Betracht  kom- 
mende. Sie  bildete  die  ständische  Kerntruppe,  nach  ihrer 
Grundlage  und  nach  ihrer  organischen  Geschlossenheit. 

Jene  Grundlage  war  das  Grundeigentum,  verbunden  mit 
eigner  Grundherrlichkeit.  Einst  durch  ihre  Wehrpflicht  dem 
Fürsten  verbunden,  hatten  sich  die  Glieder  dieser  Kurie,  die 
natürlichen  Repräsentanten  des  Grundbesitzes,  in  der  Stand- 
schaft zusammengeschlossen,  wie  alle  Stände  ursprünglich  ala 
Rat  des  Landes.  Nachdem  ihnen  ihr  eigentlicher  Beruf,  der 
des  Kriegers,  entzogen,  waren  sie  als  Grundherren  auch  Guts- 
herren geworden,  mit  der  „Ausdehnung  des  Gutsbetriebes 
innerhalb  des  Herrschaftsgebietes"  ^.  Ihr  Stand  wurde  dann 
ein  politischer,  als  die  Landeshoheit  in  ihre  Interessen  ein- 
zugreifen begann.  In  ihrem  Ringen  um  die  Teilnahme  an 
der  Herrschaft  über  das  Ganze  waren  sie  schliefslich  unter- 
legen. Wenn  sie  sich  jetzt  noch  rege  zeigen,  so  gilt  ihr 
Widerstand,  der  gerade  in  ihrer  Kurie  sich  konzentriert,  doch 
keineswegs  mehr  der  Landeshoheit  als  solcher:  auch  in  ihren 
Reihen  erhebt  sich  nicht  der  geringste  Widerspruch  bezüglich 
der  Huldigung  des  neuen  Landesherm.  Indem  dieser  Wider- 
stand sich  vielmehr  namentlich  gegen  die  Darreichung  der 
Mittel  richtete,  die  die  Landeshoheit  benötigte,   indem  Haupt- 


*  G.  F.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  u.  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter in  den  östl.  Teilen  Preufsens.    I.  Teil.    Leipzig  (1887).     p.  3& 
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treitfrage  wurde,  nicht  sowohl  ob,  aondern  wie  diese  Mittel 
reichen  seien,  wurde  der  politische  Kampf  zu  einem  vor* 
zugsweise  wirtschaftliehen ;  die  Machtfrage  war  wesentlich 
Oeldfrage,  und  das  Machtorgan  wurde  fast  ausschliefslich  zu 
einem  Organ  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen  Interessen^ 
«ei  es  bezüglich  der  Gewährung  der  Mittel,  sei  es  beztiglich 
des  Einflusses  auf  anderen  Gebieten.  Gerade  in  dieser  Kurie 
war  der  Kampf  am  härtesten:  die  starken  Indi\4dualitäten  in 
ihren  Reihen,  politisch  machtlos,  mufsten  in  der  Darreichung 
der  Mittel  zu  weiterer  Fesselung  besonders  schwierig  sein. 
Oerade  die  Stärke  dieser  Kurie  zog  den  Kampf  in  die  Länge. 
Sie  verdankte  diese  Stärke  ihrer  Geschlossenheit  Der 
gesamte  Adel  des  Landes  gc^hörte  ihr  an  —  die  wenigen 
Landrftte  hatten,  soweit  sie  ständisch  gesinnt  waren,  gleiche 
Interessen  — ^  und  die  geschickte  Verhinderung  einer  weiteren 
geburtsständischen  Teilung  in  früherer  Zeit  hatte  Trotz  und 
Freiheitsgeföhl  der  Einzelnen  gefordert,  wie  sie  jetzt  die  wirt- 
schaftliche Solidarität  Aller  zum  Bewufstsein  brachte. 

Die  Bezeichnung  „Ritterschaft  und  Adel**  hatte  nur  for- 
iiale  Bedeutung.  Sie  riihrte  her  von  der  ehemaligen  Unter- 
theidung  des  niedern  Adels  in  Ritter  und  Knechte,  welche 
nur  einen  Unterschied  in  den  zu  prästierenden  railiUirischen 
und  Hofdiensten  bezeichnet  hatte,  nie  aber  von  Einflufs  auf 
die  landständische  Gliederung  geworden  war.  Die  „Ritter- 
Ächaft"  bezeichnete  jetzt  „nicht  nur  die  mit  der  Ritterwiirde 
bekleideten  Bldelleute,  sondern  überhaupt  alle  Kitlergüter  be- 
sitzenden, im  Vasallen  Stande  beündlichen  Edelleute  vom 
niedern  Adel"';  ^Ritterschaft  und  Adel"  ist  daher  der  Titel 
einer  StändekJasse ,  gebraucht  „im  Sinne  der  Vorsicht,  den 
Kollektivbegriff  zu  zerlegen  und  Einzelheiten  an  die  Stelle 
des    Allgemeinen    zu    setzen",    nach    dem    rechtsverletzenden 

K Deutungen  vorbeugenden  Stil  jener  Zeit. 


i 

I 


Zweiter  Abschnitt 


W. 


telliiDg  gegenüber  den  LandrätPii  einerseits,  den  Cülmerti 
andererseits. 


die 


Eines  besonderen  Herrenstandes  hatte  man  sich, 
Landräte  unterstutzend,  erwehrt  Diesen  selbst  liefs  man 
^em  unbestritten  den  Vorrang  in  den  Landtagsverhandluugen: 
~e  waren  ihresgleichen,  aus  ihren  Reihen  hervorgegangen. 
ie  galten  ihnen  vorwiegend  als  Beamte,  wenn  sie  siel»  dabei 
ch  über  den  Charakter  dieser  Beamtung  tMusehten,  die 
aen  selbst  zum  Fallstrick  wurde  als  Medium  des  fürstlichen 
influsaes    in    ihren    eignen    Reihen.      Mit    ihnen    gemeinsam 


1  Nach  Mölvorstcdt»  l.  f.  p.  8r>3  ff. 
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gaben    sie   sich   die  Bezeichnung   „Oberstinde^.     Und   doch 
gingen  jetzt,   eine  Folge  der  Zersetzung  der  ständischen  Or- 

Sinisation,  ihre  Interessen  auseinander.  Suchen  jene,  durch 
r  Amt  verleitet,  als  Persönlichkeiten  ihre  Rechnung  zu  finden 
in  den  neuen  Verhältnissen,  die  ihnen  übermächtig  erscheinen 
und  denen  sie  sich  im  übrigen  fügen,  —  so  ziehen  diese  sich 
zurück  allein  auf  ihre  wirtschaftlichen  Sonderinteressen,  und 
versuchen  von  diesem  engen  Standpunkte  aus  vergeblich,  der 
neuen  Verhältnisse  Herr  zu  werden.  — 

Dieser  Standpunkt  dürfte  auch  das  Verhalten  dieser  stän- 
dischen Korporation  gegen  die  social  unter  ihr  stehende  Schicht 
der  Bevölkerung,  gegen  die  Cölmer  und  Freien,  erklären.  Man 
glaubte  in  dem  wirtschaftlichen  Kampfe  um  so  wirksamer 
vorgehen  zu  können,  je  breiter  die  Basis  der  Korporation  in 
der  Bevölkerung  wurde. 

Die  Cölmer  und  Freien  waren  in  der  letzten  Zeit  des 
Grofseu  Kurfürsten  häufig  mit  ungewilligten  Forderungen  be- 
legt worden.  Nach  seinem  Tode  nahm  sich  die  Ritterschaft 
derselben  besonders  an;  sie  suchte  die  alte  Angliederung 
derselben  an  ihren  Stand  aufrechtzuerhalten.  Da  Kurfürst 
Friedrich  III.  zunächst  eine  Kontinuation  der  bisherigen 
Willigung  wünschte,  so  bezog  sich  diese  auch  auf  die  Sonaer- 
auf  läge  der  Cölmer.  Es  war  die  Kriegskammer,  und  vor  allem 
der  Rat  und  Kammermeister  Küpner,  die  solche  Separation 
der  Cölmer  weiter  wünschten^  und  daher  bei 'der  preufsischen 
RegieruDg  dagegen  protestierten,  dafs  diese,  dem  Wunsche 
der  Ritterschaft  gemäfs^  nur  die  von  den  beiden  Oberständen 

Bewilligten  15  gr.  ftir  die  Hube  ausschreiben  wollte.  Von  der 
[riegskammer  beeinflufst,  befahl  der  Kurfürst,  von  den  Cöl- 
mem,  wie  bisher,  das  Doppelte,  30  gr.  monatlich  von  der  Hube^ 
zu  fordern^.  Ja  er  verwahrte  sich  ernstlich  dagegen,  da£s 
man  aus  den  Cölmern  einen  neuen  Stand  machen  wolle  ^.  Dem 
leistete  die  preufsische  Regierung  Folge*.  Die  Cölmer  aber, 
die  ihnen  günstige  Stimmung  der  Kitterschaft  benutzend,  welche 
die  Angelegenheit  der  Cölmer  bereits  in  ihre  Gravamina  auf- 
genommen   hatte  ^,   wandten   sich   beschwerdeführend   in   aus- 


»  Relation  der  Oberräte.   —   Kön.,  18.  Nov.  1688.   —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.     fol.  95—98.  —  Konzept. 

*  Derer  von  der  Ritterschaft  ii.  Adel  Konformität  in  Wiüigung.  — 
1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  17  p.  109-111. 

«  Reskript  au  die  Pr.  Reg.  —  Minden,  21.  Nov.  1688.  —  Kön.  Et^ 
—  Min.  87e.    fol.  99—102.    Ausf. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Sparenberg,  27.  Nov.  1688.  —  Kön. 
Et.  —  Min.  87e.     fol.  107—109.  —  Ausf. 

»  Relation   der  Pr.  Reg.   —   Kön.,  22.  Nov.  1688.    —   Kön.  Et  — 
Min.  87e.     fol.  103—105.  —  Konzept. 

*  Der  Ritterschaft   Gravamina    —    Kön.,  praes.  1.  Dez.   1688.   — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  87  p.  855—394  (p.  366).    Kopie. 
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fUhrlicher  Bittschrift  an  die  OberstÄiule  auf  dem  Landtage 
1689*.  Ihre  Ausführimgem  machte  sicli  die*  Hitterschaft  voll- 
dländig  zu  eigen  ^. 

Diese  Ausfilhrungen  zielten  vor  allem  darauf  hin,  alu  freie 
Männer  ihre  Angliedcrimg  an  die  Ritterschaft  aufrecht  erhalten 
sehen,  Sie  verweisen  deshalb  auf  die  rechtliche  Grundlage 
res  Guterbesitzes:  nach  cölmischem  Recht  dürfen  sie  darüber 
i  verftlgeuj  öich  auch  ohne  Verlaub  einer  Herrschaft  des- 
Iben  entledigen;  rechtlich  ist  ihre  Stellung  dieselbe  wie  die 
T  Ritterschaft;  nur  die  Gröfse  des  Besitzes  zeichnet  letztere 
Sie  verweisen  dann  auf  die  alte  Observanz,  wonach 
ihnen  auf  Grund  so  qualifizierten  Besitzes  auch  ihre  politische 
^Vertretung  als  Stand  geworden:  man  hatte  sie  zur  Verkllndi- 
ng  der  Landtagsproposition  wie  auch  zur  Abstattung  der 
lation  in  die  Amter  gefordert  und  ihnen  diu  Recht  gewährt, 
ihre  Gravamina  auf  den  Landtagen  einzugeben*  Das  hätte 
sie  genügend  wenn  auch  nicht  als  besonderen  Stande  so  doch 
als  Glieder  der  Oberstände  charakterisiert.  So  bescheiden  sie 
nun  zugeben,  dafs  billig  zwischen  ihnen  und  dem  Adel  ein 
^^ntersehied  bestehe,  so  entschieden  trennen  sie  sich  von  den 
uern.  Folgendes  scheide  sie  von  diesen :  Sie  besitzen  ihre 
üter  zu  cölmischem  Rechte,  haben  sie  also  teuer  erworben, 
haben  aber  auch  von  der  Herrschaft  keine  Unterstützung  zu 
erwarten,  wie  die  Bauern,  wenn  sie  durch  Unglücksfälle  und 
grofse  Belastung  sich  auf  denselben  nicht  halten  können.  Das 
Privilegium  Cutmense,  das  sie  zur  Landesdefension  verpflichte^ 
wie  die  auf  gleicher  rech tli eher  Grundlage  beruhenden  Ritter- 
gOter^  sowie  alle  darauf  folgenden  Kontirmationen,  beaondera 
Äuch  die  vom  24,  Nov  und  6.  Dez.  1663,  sichern  ihnen  zu^ 
dftfs  ihnen  aufser  beKtinimten  (cölmischem  Pfi^nnig,  Pflug- 
getreide) und  den  öftentlich  gewill  igten  Kontributionen  keine 
anderen  Lasten  auferlegt  werden  sollen,  —  Der  grofsen  Masse 
der  AltsÄÄsigen  scbliefsen  sich  die  Cölmer  und  Freien  des  Tilsit- 
sehen  Amtes  an,  die,  auf  Erbzins  sitzend,  ihre  Vers  eh  reib  ungen 
im  Namen  der  Lande^sherrschaft  nur  von  der  preufsischen 
Regierung,  aber  nachmals,  auch  nach  1612  nicht,  von  der 
Landesherrschaft  selbst  nicht  konfirmiert  erhalten  haben. 

Der  besitzrechttichen  Grundlage  nach  durften  sich  die 
bner  also  wohl  der  Kitterschaft  zuzählen.  Als  Oeburtsstand, 
der  allerdings  auf  gleichem  Besitzrecht  basierte,  war  die 
letztere  genügend  in  sich  und  von  jenen  abgeschlossen,  als 
dafa  sie  sich  in  ihrer  ständisch-poli tischen  Thätigkeit  durch 
jene    Nachbarschaft    geniert    gefühlt    hätte.      Indem    nun    die 


»  ll«r   ^ämtUcheti    Cölmer   Bittschrift,    —     KiJn.   Ostpr,    Fol    725. 
lo   42  p,  419-480.  --  An^l 

^  Dcri^r  von  der  Ritt^rscha/t   u.  Adel  Guttiuden,  —   Kdn.,  praes. 
WUrj!  1H>*9,  —  Kmti.  O-rpr.  Fol  72-5.     N«.  41  p.  409—418. 
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Solitisclie  Bedeutung   der  Kürporation   zurücktrat,    indem   dii 
lacht  der  Landeshoheit  .sich  tlurchsetzte  und  dem  ständisch« 
Organ   in  der  Hauptsache    nur   die  Art   der  Aufbringung  d^ 
Mittel  tiberlassen  blieb,    nahm  jetzt   die  Ritterschaft  ein  gan! 
andere.s  Interesse  an  den  Cölmern  und  Freien.    E.s  kannte  i; 
nicht  gleichgültig  sein,    wenn  der  Kurfürst  wirtschaftlich  ein# 
grofse  Schicht  der  Bevölkerung  bedingungslos  in  seiner  Hand 
hatte  iMid  Mittel  aus  dem  Lande  zog,  die  auf  das  verfasiäung8' 
nilifsig  gewilligte  Quantum  nicht  angerechnet  wurden.    Indei 
man   die  Angliedern ng  der  Cölmer   aufrecht   erluelt ,    gewani 
man    eine  breitere  Basis    für  das  abgeforderte  Quantum,    al 
selbst  eine  Erleichtening,    (Eö  war  nur  die  Konsequenz  diesi 
Strebens^  wenn  die  Kitterschaft  dann  auch  die  kleinen  Städ 
in  diese  ihre  Interessensphäre  einzubeziehen  suchte  und,  da; 
nur  für  kurze  Zeit  glücklich,  dann  ihr  Augenmerk  mit  Erfo; 
auf  deÄ  Kurfürsten  Iramediat-Unterthanen  richtete.    Sie  mufai 
Halt  machen  v<>r  den  Stallten,   und  so  entspinnt  und  ver^^ch 
»ich  der  Kampf  mit  diesen,   vor  allem  den  Städten  Königsberg^ 
Es    ist   der    wirtschaftliche  Kampf   zw  loschen   Stadt    und    Land 
mehr    als    der    politische   Kampf   zwischen    Landeshoheit    und, 
Ständen,  der  unserer  ganzen  Zeit  seine  Signatur  aufprägt)     ^ 

Hatte  die  Ritterschaft  daher  schon  bei  der  ersten  Willigunj 
1688  den  Schutz  der  Colmer  gegen  ungewilligte  Forderun 
zur  Bedingung  gemaeht  \  so  forderte  sie  energisch  deren  Ei 
beziehung  in  ihre  lleiht^n  H389.  Sie  wollte  deren  Exemtioi 
von  allen  ungewilligten  Kontributionen,  die  ilnien  nach  ibrei 
Privilegien  zustehe,  geaclitet  wissen,  da  die  Cölmer  und  Frei 
in  dieser  Bezieimng  nicht  minder  ^herrlich"  seien  als  der 
ganze  Adel,  und  bildeten  «ie  aucf»  keinen  eigenen  Stand, 
seien  sie  doch  dem  Ariel  fest  inkorp^iriert  und  mit  ihm  ^Glied 
eines  Leibes"  '^.  Es  war  die  Auffassung  der  Kriegskamm 
nicht,  die  den  Cölmern  weitere  Auflagen  nach  Bedürfnis  aui 
schrieb^.  Und  wenn  diese  sich  auch  auf  das  Reskript  des 
Grofsen  Kurfürsten  beriefen,  in  dem  dieser  sie  16(59  zu  der 
von  den  Obers tänrlen  gewilligten  Forderung  gezwungen  und 
sie  also  dem  Adel  gleichgestellt  haben  sollte  \  so  erwies  dich 
dies  doch  als  eine  stumi^fe  Wafie«  Die  Oberstände  selbst 
baten  im  Interesse  der  Cöliner,  als  der  Kurfürst  sich  auf  dies 
Reskript  berief  und  danach   zu  handeln  versprach^,    dasselbe 


i 


'  Derer  von  df*r  Rittersrhaft  n.  Aü<*l  Konformität  iti  Willigung.  — 
mn,  1688.  —  Kim.  Ostpr.  Fol.  725.     Nn,   17  p,  109—111. 

*  Gutfindeo    derer  von    d»*r  Kittersijtaft    m.  AdeK    —  Kon.,  prae«. 
19.  März  1689.  —  Kon.  Ostpr.  Fol.  725.     No.  41  p.  409—418. 

*  Bitte  j*ämtlich*^r  Cölmer  dm  Amts  Brandenburg.  —  Kön.,  praes. 
L  Febr.  1G90.  ^  Kön,  Os^tpr.  Fol.  725.     Nr.  5  p.  2d  -M, 

*  Reskript  wider  dtT  Cölmer  HtilsMÄrrigkeit.    —  23.  Dez.  1669.  — 
Köö.  Ostpn     Fol.  725,     No,  2n  p.  2«>9-2.^. 

*  Kiirf  Resolution  iiut"  GruvamJna.  —  Köu*,  5.  April  1690.  —  I.  c. 
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jsa  kassieren  t  da  allerlei  Limitationen  darin  seien »  die  dem 
Herkommen  imd  den  Privilegien  dieser  Leute  widersprächen  ^ 
Denn  die  Aclitujxg  vor  solchen  Privilegien  mochte  die 
Bitterschatt  neben  dem  wirtschaftlichen  Interesse  veranlassen, 
«ich  der  Cölmer  und  Freien  anzunehmen.  Et»  war  klar,  dals 
die  Nichtbeachtung  derselben  gefreniiber  den  Cötmern  auch 
die  ihrer  eigenen  Privilegien  möglich  erscheinen  lassen  mufste, 
•Die»e  Privilegien  aber  waren  doch  das  recht! ielie  Schutzmittel 
der  Korporation,  durch  das  «ich  die  Korporation  abgrenzte 
und  abschlofs  gegen  die  aufcer  ihr  Stehenden»  sodal's  ihr  Pakte, 
mit  anderen  Schichten  der  Bevölkerung  im  wirtschaftlichen 
Interease  geschlossen,  nichts  schaden  konnten.  Sie  waren  das 
'3Iaebtmitte1  ^  durch  das  sich  die  Korporation  vor  allem  die 
•Beamtungen  des  Landes  sicherte.  Je  mehr  die  Landeshoheit 
vordrang,  d.  h,  je  mehr  sie  die  durt-ft  jene  leges  speciales 
einst  vergebenen  Hechte  wieder  zuriiekzog,  um  so  eifriger 
«achte  man  sich  den  Rest  zu  sichern,  da  mit  dem  völligen 
Abbröckeln  desselben  sieh  die  Korporation  auf  losen  mufste. 
i^oweit  noch  von  einem  politischen  Kampfe  »wischen  Landes- 
hoheit und  Standschaft  in  unserer  Zeit  die  Rede  ist ,  dreht 
«ich  derselbe  daher  vorzugsweise  um  den  Inhalt  der  Privilegien, 
•darum,  wie  weit  das  supremum  dominium,  nachdem  es  sich 
durchgesetzt,  seine  vollen  Konsequenzen  zu  ziehen  geneigt  und 
iiQ  Stande  war. 

Den  Zugang  zur  Korporation  schützte  formell  noch  das 
Indigenat,  Die  Reste  der  alten  Verwaltungs-,  Justiz-  und 
Folizeihoheit  sicherte  ihr  die  Berechtigung  ihrer  Glieder  zur 
Besetzung  der  höheren  Beamtenstellen:  nur  aus  ihren  Reihen 
durfte  der  Kurfürst  besetzen  die  Stellen  der  Oberräte,  der 
Land  rate,  der  llauptleute,  der  Landjügermeister  und  Land- 
^^  obnsten,  von  fünf  Assessoren  am  Überappellationsgericht,  von 
^H*fUnf  Assessoren  und  des  Prüjses  am  Hofgericht;  in  anderen 
^H  Ämtern T  ohne  Jurisdiktion,  sollten  sie  den  Vorrang  haben. 
^^  Ständische  Sonderstellung  und  Abschliefsung  war  ihnen  ferner 
I  noch  gewährleistet  durch  die  pares  curiae  in  Streitigkeiten  und 
^H  durch  die  Besetzung  von  Kommissionen  nur  mit  Adeligen,  so- 
^H  fem  sie  Sachen  des  Adels  betrafen  ^. 

■ 


Dritter   Abschnitt. 

iieDsetxuiig  des   Organs  anf  dem  Landtage.    —   Zahl 
der  Deputierten, 


Die   so  als  Geburtsstaud   sich  abhebende  Schicht  der  Be- 
vdtkerungy  durch  Privilegien  geschützt  und  bevorzugt,  formierte 

<  Triptiea  der  ObtirstiDde.  —  Kön.,  prae».  9.  Juli  lem  —  Kön.  Et. 
MiiL  87*.    foL  67—88.  -  Ausf 

-  Lytli«  lUSt  Xotitiae  Du.atu>iPru^,-^i«e.  (1677J  Cap.  V,  p.  197—200. 
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nun  ilir  stiindisches  Organ  auf  dem  Landtage  durch  Entsend  img"! 
von  Deputierten  aus  ihren  Reiheju  denen  man  die  Vertretung"  ^ 
der  Interessen  dieses  Standes  tibertrug. 

Es  läfct  sich  eine  verfassungamäfsige  Festsetzung  der  Zahl 
der  Deputierten,  die  das  ständische  Corpus  bilden  sollten*  nicht 
nachweisen;    hätte  eine  solche  bestanden,   so  würde  sie  sicher 
in    unserer    Zeit^    der    Zeit    der    Erstarrung    der    stund rscheu 
Organisation,   Erwähnung  gefunden  haben.    Im  Prineip  dieser, 
Organisation  lag  es,    dafs  jeder,    der  zur  »Staudschaft  gehörte,  ' 
auch  an  der  Tagung  teilnelimen  durlte.    Die  Beschwerlichkeit 
der  Durchführung  dieses  Verfalireus  hatte  dies  unmöglich  ge- 
macht; das  praktische  Bedürfnis,  Herkommen  und  Oewohnheit,  | 
nicht  aber  Verordnungen  und  Gesetze  hatten  zur  Entsendung! 
von  Deputierten  gefulirt,    denen   man    die  Vertretung  der  ge-J 
meinsamen    Interessen    übertrug ,    und    die    man    dafür    durch  | 
Keichung   von  Zehrung   schadlos   hielt.     Ebenso   gewohnheits* 
rechtlich  hatte  man  sich  bei  der  Bildung  von  b ea u f trage nden^ ! 
von    W'ahk'inheiten    an    die    Amtereinteilung    des   Landes    an- 
geschlossen ,    ohne   sich   auch    bei  der  Zahl   der  aus   den    ein-J 
zelnen    Ämtern    zu    Entsendenden    eine    bestimmte    Norm    zu  ^ 
setzen.      Der    Gang    der    Entwickelung    hat    in    unserer    Zeit 
dahin  geführt,  dafs  mit  der  mehr  und  mehr  sich  durchsetzen- 
den Anerkennung  tler  pluralitas  votorum  in  den  Verliandlungen  ■ 
des  süindischen  Corpus  auf  dem  Landtage  die  beauftragenden 
Einheiten,  die  Ämter,  auch  Abstimmungseinheiten  wurden.  AU 
1689    der   Kurfürst   die   Zahl   der    Deputierten    möglichst    be- 
schränkt   wünschte,    richtete    die    preufaische    Regierung    die 
Ausschreiben   dahin    ein ,    dafs    auf  jedes  Amt    nur   ein  Depu- 
tierter kommen  sollte*;   ohne  jeden   Widerspruch  wurde  diese 
Anordnung,  die  doch  einen  organisatorischen  Eingriff  enthielt, 
von  den  Ständen  hingenommen  und  befolgt,    8tinmjen  mehrerer 
Amter  waren  übertragbar  auf  einen   Deputierten.     Daher   der^ 
Vorwurf  des  Job.  Albr.  v.  Kreytzen  in  seiner  „Pro  Memoria'* 
betitelten  Anklageschrift,  es  lielseu  sich  einige  Deputierte»  von 
ilkcgeiz  getrieben,    in  4 — 5  Amtern    zugleich    instruieren    und 
gewännen  dadurch  ^,soviel  Stimmen**'^;  daher  auch  weiter  sein 
Vorschlag,  man  möge  bei  Schwierigkeiten  in  dem  Corpus  der 
Ritterschaft,  die  oft  nur  von  einzelnen,  durch  solche  Zusammcn- 
l^ung    der   Stimmen    mächtig    gewordenen    Deputierten    aus- 
gingen,   so  verfahren ,   wie   schon    1616    und   1621    geschehen, 
nämlich  jedes  Amt,  von  Brandenburg  angefangen,  veranlassen^ 
sein    Votum    und    dadurch    seinen   Assensum    oder   Dissensum 
einzureichen,  dann  werde  man  die  richtige  pluralitjis  votorum 


»  Relation   der  Oberrate.    —    Kön.,  3L  Dcä.  16^9.  —   Kön.  Et  — 
Miiu  H7*'.     fül.  298,  299.  —  Konzept 

'^  J.  A.  V.  KrevtEcu   Rn   Kolb  v.  W.    —    Kön.,   5.  Febr.    1701. 
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^babei),    die  nicht  mit  der  Pluralitilt   in  Kollegium  der  Ritter- 
Bchaft  zusammcD  fallen  werde. 

Waren  die  Amter  Abstinimiingseinheitcn,  so  kam  die  Zahl 
[der  Deputierten  weniger  in  Betracht.     DJe  Verzeichnisse   der 
JDeputierten ,   die,    betitelt    r,^^^g   der  Herren  Landboten",   in 
^der  stets  wiederkehrenden  Reihenfolge   der  Ämter    auch    ver- 
mutlich die  Ordnung  beim  Votieren    ihrer  Vertreter  angeben, 
ureigen,    soweit  sie  vorliegen,    nur  1688  mehrere  Deputierte  in 
E^inzelnen    Arutern  *.      Durchweg    bekunden    sie    den    Brauch 
|»«hlreit:her  Amter^    ihre  Stinmien   zu  übertragen,    wohl  haupt- 
Schlich,    um  die  Kosten  zu  mindern,    wenn  dies  ayuh    in  der 
Virkung,    wie  schon  erwähnt,   dem   ehrgeizigen  Streben   ein- 
flner  Deputierten    entgegenkam.     In   der    späteren  Zeit   und 
lil  der  zunehmenden  Landtagsmüdigkeit,  resultierend  aua  der 
^1'      '   "  Aigkeit   der   Tagungen,    mehren    sieh    die   Zusammen- 
M  der  Stimmen,    oft  von  drei  und  vier,  auf  einen  De- 
putit^rten-,  sodafs  der  Vorwurf  Kreytzenei  berechtigt  erscheint. 
Joch    bezeichnender   aber  ist   für   die  zunehmende  ständische 
Interesselosigkeit  an  den  Tagungen,  dafs  eine  mit  den  Jahren 
iltetig  steigende  Zahl  von  Ämtern  überhaupt  keine  Deputierten 
itsandte.     Nur  der  Landtag  von   1688   sieht  durch  :^7  Depu- 
Sfirte    alle   40   Ämter    vertreten ;    1697    schon   erscheinen    nur 
20  Deputierte    im  Auftrage   von    29  Ämtern ;    ihre  Zahl   sinkt 
1700  auf  16  Deputierte  für  24  Ämter;  und  erst  die  Aufregung^ 
In   die    die    wohl    ruchbar   gewordene   Absieht  ♦    die    Landtage 
überhaupt    zu    schliefsen,    die    Hitterschaft    brachte,    steigerte 
wenigstens   die   Zahl    der   vertretenen    Ämter   wieder    um    ein 
Bedeutendes,    deren    1704    34   durch  19    Deputierte   vertreten 
wurden®. 


Vierter   Abschnitt, 
Dfputierteiiwahl  und  Xmtertagiiiig* 

Da  mit  der  abnehmenden  Zahl    der  Deputierten   und  mit 
der  Vereinigung   von  Stimmen    die    Bedeutung  des  Einzelnen 
Inf  der  Tagung  selbst  wuchs,    so    kam    sehr  viel   auf  dessen 
^Qualifikation  an  und  auf  die  Wahl,  die  man  in  den  Ämtern  traf. 
Ftlr   die  Wahl ,    oder   besser    wohl    für   die   Beauftragung 
Jessen,  der  sieh  zur  Verftigung  stellte,  hatte  sich  gewtihn  hei  la- 
ch tlich    —   wenigstens   tinden    sieh   auch    hierfür   keine    ver- 
siingsmUfsigen  Festlegungen  —  ein  Verfahren  herausgebildet| 


»  ,Hmig  der  Land  boten**.  —  1688.  —  Kön.  <Jstpr.  Fol.  725,  No.  S 

»  Rang  der  Deputierten.  —  170O,  -  Kön.  Ostpr.  Fol.  750.    No.  40 
bl.  278. 

*  VgL  Jie  Ziisaaimenätelhuig  der  Deputierten  auf  den  Landtagen 
Anlage  No,  I. 
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<las  in  i^eineiii  Verlaufe  Ähnlichkeit  mit  der  eigen tlielien  Lnnd-j 
tapTi^liandlung  zeigt  nml  gleichsam   «^ine  Vortagung  war.     Hrerj 
fand  jeder  Einzelne  des  Standes  Ersatz  für  die  ihm  duivh  die] 
Ungunst  der  Verhältnisse  abgehende  Beteiligung  on  der  Haupt- 
tagung; hier  durfte  er  in  den  sich  «icher  in  einfachen  Formen] 
bewegenden  Verhandlungen    in    zwangloser  Wei^e  seiner  Mei- 
nung und  dem,    was    ihn  drückte,    freien  Ausdruck  geben,  — 
Tvenn  anders   er  auf  stündischem  We^e  noch  Abhilfe  erhoffte,. 
Die  gröraere  oder  geringere  Teilnahme  an  diesen  /untertagungenj 
ergab  den  isichersten  Mafsstab  für  das  mehr  oder  weniger  regol 
ständische  Leben    überhaupt.     Es   ut  ein  Beweis  dafür,    dalkl 
dieses  Leben  nahezu  erloschen  ist,  wenn  man  nach  der  obigea  j 
Angabe    in    einer  ganzen    l^eihe    von  Amtern    nach   und  nach 
auf  die  Entsendung  von  Deputierten   verzichtete,    oder  wenn 
der    Kanzler    Georg   Friedrich  v.  Kreytzen    in   einer   vertrau- 
lichen   Mitteilung    an     Eberhard    v.    Danckelmann    berichten 
konnte,    daCs    zu    den  Konvnkationen    in  die  Ämter  1694  sichj 
nur  3 — 4  Personen  eingefnndon  hätten,  und  wenn  er  empfehlen' 
niufste,  man  solle  durch  Festsetzung  einer  ansehnlichen  Strafe 
für  das  Ausbleiben  den  Adel  zum  Besuch  zwingen  *. 

Doch  nicht  gleich mäfsig  war  das  ständische  Leben  in  den 
Niederungen  erloscheiL  Am  Anfange  unserer  Periode,  da  sich 
frohe  Hoffnung  regte,  und  während  des  ganzen  Vorlaufs  der- 
selben lassen  wenn  auch  nur  spärliche  Einblicke  doch  ab  und 
zu  ein  Aufflackern  erkennen.  Wenn  auch  die  Masse  sich 
resigniert  in  ihr  Schicksal  ergab,  in  den  meisten  Ämtern  gab 
es  noch  Individualitäten,  die  sich  nicht  beugen  wollten,  und 
<Jie  in  den  kleinen  Tagungen  leitend  oder  sich  als  Deputierte 
empfehlend  die  alte  Form  noch  mit  Leben  füllten. 

Denn  diese  Form  wurde  noch  überall  innegehalten.  — 
Sobald  des  Kurfürsten  Forderung  für  den  neuen  Landtag  ittJ 
Königsberg  eingetroffen  war,  ergingen  die  Ausschreiben  seitens  < 
der  Regierung  in  die  Ämter,  mit  genauer  Angabe  dieser  For- 
derungen und  des  Termins  sowohl  der  Konvozierung  der 
adeligen  und  der  „andern  Einsassen**  in  das  Amt,  als  auch 
der  Eröffnung  des  Landtages  in  Königsberg.  Die  hier  vor- 
liegenden sind  zumeist  an  Melchior  v.  Tettau  gerichtet,  den 
Verweser  der  Hauptämter  Preufsisch  -  Eylau  und  Barten* 
«tein  *. 

Die  auf  die  Einladung  des  Hauptmanns  am  festgesetzten 
Tage  im  Amt  erschienenen  ^Einsassen**  eröffneten  die  Tagung 
Hnit  einer  gemeinsamen  Mahlzeit,  die  ihnen,  um  sie  den  knr- 
filrsttichen  Forderungen    geneigt  zu   machen ^   aus   dem   Amte 


*  Vertrauliche   Mitteilung  des  Oberrat«  v*  Krevtaen,  —    Kön., 
24.  Dez,  1694.  —  R.  6.  BJt.B.  4.  -  EieenhäBdiL'. 

•  Ausaohreiljvn  d^^r  Pr    Re^^  —  Kön.,  2.  Nov,  1699.  —  Kön.  O&tpt 
Fol.  750.     fol.  62,  63.  -  Amt 
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ich  alter  Observanz  gereicht  wurde  ^    Die  Kosten  dersjelben^ 
Irenn  auch    in  den  einzelneti  Amtern  geriDgfügijj,    überstiegen 
der  Summe   aller  Amter   doch    bei  weitem    die  Kosten   der 
indtagsmahlzeit;    und    da    sich    der    Betrag    dafür    bei    den 
elmüfsigen  Tagungen  von  1688^1704  fast  jährlich  wieder- 
Tte,   bo  waren  die  Klagen  des  Kurfürsten  darüber,    die  sieb 
:ni  1694  an  regelmäfsig  wiederholten,  zum  teil  berechtigt. 
Die  noch    aus    dem  Jahre  1704  vorliegenden  Rechnungen 
lassen  nebenbei  erkeDneii,  dais  bis  zur  letzten  Zeit  die  ganze 
^VVahlgeometrie"    dieselbe    wie     früher     blieb.      Auch     sonat 
aprechen  keine  Anzeichen  dafür»  dafs  man  seitens  der  Landes- 
hoheit versuclit  habe,  irgendwie  regulierend  oder  unterdrückend 
die   den   Deputierten    entsendenden  Organe   als   solche    zu    be* 
eioflusöen  -, 

Diese  Beeinflussung  erfolgte,  soweit  sie  sich  als  nötig  er- 
riet, unter  Achtung  der  bisherigen  Formen  wesentlich  durch 
ilaiiptmann ,  der  mit  der  Einleitung  der  Verhandlungen 
üfiragt  war  und  gemessenen  Auftrag  erhielt,  die  der  Icur- 
Irstlichen  Absicht  konforme  Wiliensnieinung  der  Oberrftte 
ifs  beste  vorzutragen  und  für  zureichende  Instruktion  des 
deputierten  zu  sorgen^.  In  kritischen  Zeiten,  oder  wenn  man 
|en  Kurfürsten  für  eine  bevorstehende  Resolution  auf  Grava- 
lina  günstig  stimmen  wollte,  wandte  sich  dann  die  Regierung 
die  „bekannte  Dexterität''  des  Hauptmanns,  an  seine 
standhafte  Treue  und  Devotion"*  *,  In  jenem  Falle,  wenn  e» 
B.  galt,  wie  1089,  nach  der  vergeblich  geforderten  stän- 
li^chen  Deputation  den  erzürnten  Kurftirsten  durch  eine  zu- 
reichende WiUigung  zu  versöhnen,  forderte  die  Regierung 
^^i^ch  öddeunigen  Bericht  über  den  Verlauf  der  Amtertagung  ^, 
^HF^ie  die  meisten  dieser  Berichte  wenigstens  die  offizielle  Ge- 
^^peigtheit  der  Hauptleute,  für  des  Kurfürsten  Interesse  einzu* 
^l^eten,  zeigen,  so  gewähren  sie  auch  Einblicke  in  den  Verlauf 
^^aer  eigentlichen  Handlungen- 

!  Letztere  begannen,  wie  auf  dem  Landtage,    mit  der  Ver- 

leaimg  der  Proposition,  die  vorher  von  dem  Hauptmann  oder 
wohl  dem  Amtsschreiber  entworfen  war  und  neben  den  For- 
derungen des  Kurftirsten  und  der  Begründung  derselben  je 
nmch  der  Getiinnung  des  Hauptmanns  noch  „andre  Jftotive  zur 


*  RcUtioD  der  Pr,  Reg.  —  Kftn.,  IK  Juli  1714.  —  Geh.  Hof  kammer 
tMw.  G«n.-Dir.    Tit.  36  No.  2.  —  Äusf. 

*  Wohl  aber  darf  die  später  zu   erw&hDendi»  Einstellung  der  „Re- 
itioQ*  alf  solche  6eeinflii89ut)e  gelten. 

»  Ausschreiben  der  PreuA.  Reg.  —  Kön.,  14  Juli  1688.  —  Ron.  Et! 
—  Mm*  87^.    fol  3,  4,  —  Konzept. 

*  Ausschreiben  der  Pr.  Rr  g.  -  Kön.,  2L  Febr.  1689.  —  Köa  Et. 
^—  Miß.  87n    fol.  29.  —  Konzept, 

*  Au««ch reibet!  an  die  Hauptleute,    —  Kön.^  h  JuM  1689.  —  Kötu 
-*  Min.  Ö7**    foL  129.  —  Kouzept. 
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Gewinnung  der  Gemüter'*  enthielt.  Die  vorliegenden  sind 
MUM  den  Ämtern  Preu(sisch-£yUa  and  Bartenstein.  Weitschweifig 
und  umständlich  and  phrasenreieh,  im  Stile  der  Zeit^  mahnen 
sie  za  fleilsiger  Verhandlung*. 

Mit  der  Verlesung  dieser  Proposition  war  des  Haupt- 
manns offizielle  Thätigkeit  erledigt  Er  hatte  zurückzutreten 
und  mutste  die  in  der  Amtsstube  Versammelten  sich  selbst 
überlassen.  Nur  wenn  er,  wie  Melchior  t.  Tettau  in  Preulsisch- 
Eylau  und  Bartenstein  (der  wohl  eben  deswegen  lange  Jahre 
nur  Verweser  dieser  Ämter  blieb),  im  Amte  selbst  sefshaft 
war,  wurde  er  auch  zu  den  Beratungen  und  zur  Abstimmung 
gezogen'.  Das  hinderte  jedoch  nicht  dafs  der  Hauptinann  bä 
dem  Ansehen,  das  er  genofs,  auf  privatem  Wege  je  nach 
Neigung  die  Verhandelnden  beeinflussen  konnte^,  solange  man 
nicht  besonderes  Mifstrauen  gegen  ihn  hegte.  War  dies  der 
Fall,  so  schlofs  man  ihn  TöTlig  aus.  Andreas  v.  Lesgewang 
muGste  so  1689  berichten  aus  Angerburg,  daCs  die  Eansassen 
ihm  nichts  von  der  Willigung  und  der  Instruktion  des  Depu- 
tierten offenbart,  sondern  dieselbe  ganz  unter  sich  beschlossen 
hätten  ^.  Auch  Christ.  Alex.  v.  Rauschke,  Landrat  und  Haupt- 
mann zu  Rastenburg,  hatte  nach  seinem  Bericht  nur  „ge- 
merket'",  dafs  sich  die  Einsassen  willig  zeigen  würden*. 
Melchior  v.  Tettau  giebt  offen  der  Regierung  den  Grund  zu 
dieser  Vorsicht  der  Einsassen  an:  sie  hätten  Nachricht  von 
dem  Befehl  an  die  Hauptleute,  zu  berichten,  erhalten,  und 
obgleich  er  als  Einsasse  an  den  Beratungen  teil  genommen 
und  um  das  Resultat  wufste,  bat  er,  sich  mehr  als  Stand  denn 
als  Beamter  fühlend,  von  einer  bezüglichen  Mitteilung  absehen 
zu  wollen,  da,  wenn  er  sich  so  zum  Verräter  machen  würde, 
dies  nur  seine  Stellung  und  die  fernere  Möglichkeit,  im  kur^ 
Airstlichen  Interesse  thätig  zu  sein,  erschweren  würde'.  Es 
war  nur  die  verschleierte  Angabe  eines  ungünstigen  Resultats, 
mit  der  er  sich  zu  salvieren  suchte.  Er  mochte  aus  Erfahrung 
sprechen,  wenn  er  —  falls  er  der  vermutete  Anonymus  ist  — 
in  der  früher  erwähnten  Schrift^  ausführt,  dafs  „sehr  vieles 
oder  doch  das  meiste^  auf  solche  als  Hauptleute  thätige  lAud* 


'  AusHchreiben  an  die.. Hauptleute.  —  Kon.,  1.  Juli  1689.    L  c. 

•  Propositio   in   den   Ämtern  Preufs.-Evlau    und  Bartenstein.    — 
16.  Nov.  1699.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  IbO.    fol.*70,  71.  —  Konxept. 

'  Bericht  des  Melchior  v.  Tettau.  —  Bartenstein,  18.  Juli  1689. 

—  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  149,  150.  -  Eigenhändig. 

•  Bericht  des  Th.  v.  FoUer.  —  Preufs.  Mark,  12.  Juü  1689.  — 
Kön.  Et.  -  Min.  87e.    fol.  145,  146.  —  Eigenhändig. 

•  Bericht  des  Andr.  v.  Lesgewang.  —  Angerburg,  11.  Juli  1689. 

—  Kön.  Et.  —  Min.  87e.    foL  141,  142.  —  Eigenhändig. 

•  Bericht  von  Rauschke.  —  Rastenburg.,   12.  Juli  1689.  —  Kön. 
Et  —  Miy.  bl^.    fol.  147,  148.  —  Eigenhändig. 

•       ^  Vergl.  oben  p.  28  ff. 
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rUte  ankomme,  imd  dafs  sie  es  schon  „zu  karten  wüfstcn,  dafs 
Dwutierte  erwählt  wiLrden,  die  gewohnt  seien^  den  Mund  weit 
atifzuthun"* 

Die  also  über  die  Proposition  Verhandelnden  hatten  aber 
nicht  in  ihrer  Oeaamtheit  gleiche  Interessen.  Neben  den 
adeligen  Einsassen,  dit^  den  adeligen  Deputierten  entsandten, 
und  den  Cölmern  und  Freien  waren  auch  die  V^ertrcter  der 
zum  Amt  gehörigen  kleinen  Städte  anwesend,  um  auch  ihren 
Deputierten  zu  wählen*.  Das  ergab  also  in  diesen  kleinen 
Tagungen  eine  Kurienbildung  im  Keim  und  getrennte  Ver- 
handlungen, die  bei  widerstreitenden  Interessen,  so  in  un- 
mittelbarer Nähe  geführt,  zuweilen  recht  lebhaft  werden 
konnten.  Bei  der  sehr  mäfsig  entwickelten  Stadtkultur  dieser 
Gemeinwesen  jedt^cb  und  der  wirtschaftlichen  Abh^lngigkeit 
vom  platten  Lande  kam  es  wohl  zu  solchen  Intcresaengegcn- 
aHtsen  nicht;  wohl  aber  konnten  hier  die  kleinen  Städte  leicht, 
wie  1Ö88  geschah ,  von  der  Ritterschaft  ins  Schlepptau  ge- 
nommen werden. 

Auch  die  Cölmer  und  Freien  wurden  „vermöge  alter  Ob- 
servanz **  zu  den  Tagungen  in  den  Amtern  zugelassen,  um  ihre 
Beschwerden  den  adeligen  Deputierten  zu  libergeben.  So  be- 
richtete der  nach  K'3nigsberg  entsandte  Paul  v.  Fuchs  1690 
in  einer  Zusammenstellung  der  bezüglich  der  Cölmer  und 
Freien  geltenden  Rechte^.  Sie^  Cölmer  und  Freie,  zählten  also 
XU  den  nach  den  Ausschreiben  der  Regierung  einzuberufenden 
„Einsassen**  und  wurden  zuweilen  in  den  Ausschreiben  auch 
besonders  bezeichnet.  In  den  Verhandlungen  selbst  bildeten 
sie  jedoch  nur  den  Umstand;  sie  hatten  keinen  Einflufa  auf 
die  Formierung  der  Instruktion,  durften  dem  gewählten  Depu- 
tierten nur  ihre  Gravamina  übergeben  und  waren  dafür  ver- 
pflichtet, mit  für  dessen  Landtagszchrung  aufzukommend  Da 
sie  durch  Sonderauflagen  beschwert  waren,  hatten  sie  reichlieh 
Ursache  zu  gröfserer  Beteiligung  bei  den  Tagungen,  auf  denen 
sie  numerisch  zuweilen  das  Ü berge wiclit  hatten.  Fanden  sich 
«delige  Einsassen  nicht  ein,  und  konnte  infolgedessen  ein 
adeliger  Deputierter  nicht  gewählt  werden,  so  wirkten  sie  in 
solcher  Tagung  lediglich  demonstrativ  ®,  Das  harte  Verfahren, 
diis  Friedrich  III.  gegen  sie  einschlug,  da  er  in  ihrer  Zu- 
lassung das  Streben,  einen  neuen  Stand  bilden  zu  wollen»  ver* 
mutete^,  veranlafste  auch  einige  Hauptleute,  die  sich  dem 
Kurfürsten  besonders  w ilf fahrig  zeigen  wollten,  schroffer  gegen 


»  Bericht  de«  Joh.  G*  v.  Schliefen,    —  TiJ»e,  IL  Juli  I68a   -- 
K6n.  Et,  —  Min.  87».    foL  137,  im.  —  Eigenhändig. 

*  Extrakt  des  Paul  v.  Fuchs.  —  nd  ReL  vom  22.  Mai  1690.  — 
E.  0.     HBM.  4.  -  Eigenhändig. 

"  Bericht  de«  J.  G.  v.  Schlieben.  —  Tilse,  IL  Jnli  1689.  —  L  o. 

♦  Keskript  »n  die  Pr.  Reg.  —  Sparenberir.  27.  Nov.  1688.  —  KU«. 
Et.  —  Min   >i>.    foK  107-109.  -  Ausf. 
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sie  in  den  Ämtern  aiiüimeigm.  sfo  f^äkr»  aaf  dcai  f  juwitaige 
1469  der  IkMdent  too  Bmefibiirs  lad  Maiiwiwcidei,  Gewg 
Melduor  t.  Kospotli.  Besciivenle  darüber,  es  ieiea  die  Cdfaner 
des  AmtB  gMT  nicht  zor  KonTokaiion  benuCwi  worden,  wma 
fleknantncks  ihren  Prrrilepen  midcriaafe '.  Abnücke 
Kkgen  kehren  in  der  folgenden  Zeit  nicht  wieder,  besondos 
nachdem  Fodu  dem  Korfnisten  gepennber  ihre  Rechte  bettmt 
hntteu  —  So  tehr  seh  nnn  die  ideiigen  Depntierten  ihre  An- 
edecenheiten  za  eigen  machten  und  ihre  Beachwerden  Tor- 
bradbten,  so  fanden  doch  wohl  die  Cdimer  den  £rf<dg  dieser 
Vertretung  nicht  genügend.  Sie  wandten  sich  deshalb  in  be- 
sonderen Anschreiben  an  die  Oberstlnde  und  dnrch  diese  an 
den  Korfiimten.  seltener  nar  in  der  Gesamtheit,  meist  in 
lokaler  Begrenznng,  als  .die  Cölmer  der  Amter  Brandenburg, 
Balga  und  Preufsisch-Eylau*  '  etc. 

So  wurde  also  die  Wahl  des  adeligen  Denatierten  nur 
Ton  den  addigen  Einsassen  vollzogen.  Sie  &na  statt,  auch 
wenn  dieselben  nur  in  sehr  geringer  Zahl  anwesend  waren  \ 
nachdem  man  sich  bezüglich  der  kurfürstlichen  Forderungen 
geeinigt.  Es  war  dies  um  so  schwerer,  je  unbestinunter  die- 
sdben  gehalten  waren.  Die  R^'emng  forderte  daher  in 
Kenntnis  des  Brauchs  vom  Kurfürsten  stets  genaue  Angaben  ^. 

Die  Wahl  selbst  geschah  per  Yiritim  coUecta  su£Fragia% 
nach  Stimmenmehrheit*.  Bei  der  Bedeutung,  die  sich  die 
Deputierten  auf  den  Landtagen  zu  geben  wu&ten,  interessiert 
hier,  nach  welchen  Gesichtspunkten  man  sie  wfthlte:  d&r  zu 
Wählende  durfte  vor  allem  nicht  in  dem  Verdacht  höfischer 
Neigungen  stehen.  So  kam  es  gleich  bei  der  Wahl  1688  im 
Amte  Rastenburg  zu  heftigem  Streit  Der  bisherige  Depu- 
tierte des  Amtes  y  Friedr.  Wilh.  y.  Lehndorf,  war  mit  einer 
Deputation  zur  ^KondolenzbezeuguDg  und  Gratulierung"  an 
den  Hof  geschickt  worden.  Man  fllrcbtete  nun  im  Kreise  der 
Genossen  y  er  sei  den  Interessen  des  Hofes  zugänglich  ge- 
worden, und  wählte  (,,in  unordentlicher,  tumultuarischer  Wahl") 
zwei  andere  Deputierte,  Christoph  Sack  und  Venediger.  Auf 
die  Beschwerde  Lehndorfs  bei  den  Oberräten  tadelten  diese 
den  Hauptmann  des  Amtes,  dafs  er  nicht  formaliter  ver&hren 

'  Gutachten  derer  von  der  Ritterschaft  u.  Adel.  —  K5n.,  praes. 
19.  März  1689.  —  Kön.  Ostpr.    Fol.  725.    No.  41  p.  409-418. 

*  Gravamina  der  Cölmer  etc.  des  Amts  Brandenbui^.  —  Ron.,  praes* 
18.  Juni  1693.  —  Kön.  Ostpr.    Fol.  741.    No.  203  fol.  973-975.  —  Ausf. 

■  Bericht  des  Andr.  v.  Troschke.  —  Lyck,  13.  Juli  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  151,  152.  —  Eigenhändig. 

*  Relation  der  Pr.  Reg.  wegen  Determinicrung  der  WilUgong.  — 
Kön.,  5.  Aug.  1688.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87^.    fol.  41,  42.  —  Konzept. 

•  Pr.  Reg,  an  den  Hauptmann  zu  Rastenburg.  —  Kön.,  30.  Aug. 
1688.  -  Kön.^t  -  Min.  St«.    fol.  48.  —  Konzeot. 

•  Vertrauliche  Mitteilung  des  Oberrats  v.  Kreytzen.  —  Kön., 
24.  Dez.  1694.  -  1.  c. 
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»ei,  and  forderten  ihn  auf,  auch  dem  Lehndorf  noch  eine 
Instruktion  erteilen  äu  lassen,  da  er  doch  infolge  seinem  Auf- 
trages der  Ritterschaft  auf  dem  Landtage  noch  Relation  er- 
statten müsse*.  Dieöe  Nachwahl  fand  nicht  statt,  und  Lchn- 
dorf  erschien  weder  auf  diesem  (1688),  noch  auf  einem  der 
folgenden  Landtage. 


Fünfter  Abschnitt 

[Die  „Instraktioii^'  d«s  Depitierten.    Ihre  Bedentanj;.    Der 
K;nu|H  um  dieselbe. 


I 

Regierung  der  Beütimmtheit  der  Forderungen  in  den  Aus- 
Ächreiben  beilegte.    Sie  handelte  damit  im  Interesse  der  8tände 

I  —  und  de:*  KurfUrsten.  Nur  wenn  die  Forderungen  bestimmt 
waren,  konnte  auch  die  Wrlligung  bestimmt  ausgesprochen 
werden  in  der  Instruktion ,  mit  der  der  Deputierte  verseben 
wurde.  Ein  Mangel  darin,  ein  defectum  mundati,  wurde  ihm 
zum  RechtÄmittel^  seine  Demission  zu  verlangen  und  so  die 
Landtagshandlung  hinzuziehen.  Daher  die  sorgfältige  Fassung 
derselben  neben  der  Wahl  einer  geeigneten  Persönlichkeit  der 
Kern  der  Amtatagung  war. 

I  im  Princip   war    diese   Bindung    des    Deputierten    an    die 

Instruktion  der  letzte  Wall,  hinter  den  sich  stkndi scher  W^ider 
stand  rt achten  konnte.    Durch  sie  war  der  Deputierte  nur  das 

I  Werkzeug  der  ^Hinterbliebenen'*.  Fertigten  sie  ihn  cuni  Ubera 
ab,  so  gaben  sie  sieb  damit  bedingungslos  in  seine  Hflnde,  und 
die    Landeshoheit   hatte   die   Stände   gewonnen,    wenn    es    ilir 

felang,  die  Deputierten  zu  überreden.  Es  war  der  Gang,  dL^n 
ie  Entvvickelung  nahm.  Indem  so  der  Schwerpunkt  aller 
ständischen  Handlung  noch  einmal  mit  der  Entscheidung  dieser 
Fnvg«^  in  die  Amter  verlegt  wurde,  indem  hier  das  .ständische 
Leben  und  damit  der  Widerspruch  aufhörte^  durfte  sich  die 
Landeshoheit  als  Siegerin  betrachten.  W'as  nebenher  ging 
und  folgte,  war  nur  ein  Paktieren  rait  den  Spitzen^  mit  den 
wenigen  Persönlichkeiten,  die,  wenn  ihnen  auch  der  Boden 
unter  den  Füfsen  schwand,  sich  noch  aufrecht  zu  halten 
»uchten  vor  der  andringenden  Übermacht. 

Auf  beiden  Seiten  war  man  sich  vorerst  der  Bedeutung 
dieser  Entscheidung  bewufst.  Man  hielt  am  Antang  unserer 
Periode  noch  durchaus  daran  fest,  dafs  die  L>eputierten  auf 
dem  Landtage  nicht  ihre  Meinung  zu  äulsern.  sondern  dort 
citr  aoaißttbriDgeu  hätten,  was  ihnen  ^^on  den  Hinterbliebenen 


1  Fr.  Beg.  an  den  Hauptmann  zu  Rastenburg.    —    Kiln.,  «U).  Aug. 
—  Kön.  Et.  -  MJD,  87».    fol.  48.  —  Konzept. 
K.'liuni^«u  XIX  t    —  Ber^mAOB,  4 
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in  den  Mund  gelegt''  worden  sei  *.  Das  eben  stärkte  ihreii; 
Widerstand  1689,  dafa  sie  fUr  ihre  Person  für  denselben  nich 
verantwortlich  seien.  Das  Risiko  übertrug  sich  damit  auf  dh 
Hinterbliebenen.  Und  die  etwa  sieh  persönlich  willßthrig  z 
zeigen  geneigt  waren,  mufsten  die  in  den  ersten  Jahren  noc 
stattfindenden  Relationen  im  Amt  und  die  Vorwürfe  ihrer^ 
Auftraggeber  fürchten*  Die  Abschaffung  der  Relationen  war 
also  für  die  Landeshoheit  ein  weiteres  Mittel  zur  Meisterung 
der  Stände,  in  engster  Verbindung  stehend  mit  der  Forderunj 
der  Beauftragung  der  Deputierten  cum  libera.  Den  Übergai  _ 
dazu  bildete  ein  drittes^  ein  Gewaltmittel,  das  1689  schon  An- 
wendung fand ,  die  Komplauation  ^.  Charakteristisch  für  dag 
Verhältnis  der  Deputierten  zu  den  Amtseinsassen  ist  der  Be- 
richt der  Regierung,  sie  habe  gemerkt,  es  sei  den  Deputierten 
die  Komplanation  nicht  unlieb,  da  sie  so  bei  ihren  Aufbrag- 
gebern  aller  Verantwortung  enthoben  würden  bezüglich  der  Über- 
schreitung der  limites  mandati".  Mit  der  dann  in  dem  Aus 
schreiben*  (geforderten  Instruktion  cum  libera  war  man  freilich 
vor  der  Hand  noch  nicht  glückUch:  nach  jahrelangen  Be- 
mühungen in  dieser  Richtung,  die  Stände  an  der  Wurzel  zu 
treffen^,  mufste  man  sich  noch  begnügen,  die  Deputierten"  auf 
bestimmte  Forderungen  instruiert  zu  wünschen^.  Immer  wieder 
beriefen  sich  die  Deputierten  auf  die  gebundene  Marschroute*. 
Die  Vorsicht  wuchs  in  dieser  Beziehung  auf  beiden  Seiten, 
Als  1694  wegen  der  Restzahlung  von  23  gr.  die  Stimmung 
der  Ritterschaft  eine  sehr  gereizte  war,  riet  die  Regierung^ 
entgegen  ihrem  früheren  Bemühen,  bestimmte  Forderungen  zu 
steifen,  davon  ab,  diese  Forderung  in  die  Ausschreiben  auf* 
zunehmen^,  in  der  Befürchtung,  es  möchten  die  Gemüter  in 
den  Amtern  dadurch  „sehr  allarmieret  und  schwierig  gemacht** 
werden,  Sie  wollte  die  diesbezüglichen  Ausschreiben  erst,  um 
doch  der  Form  zu  genügen,  absenden,  wenn  die  Denutiertcn 
bereits  nach  Königsberg  abgereist  seien.  Sie  tauschte  sie h  in  ihren 
Erwartungen  und  stiefs  auf  harten  Widerspruch,  als  der  Gegen- 
stand zur  Verhandlung  kam.  Und  es  spricht  von  einiger  Regsam* 
keit  in  den  Ämtern,  wenn  diese  1695  kurzerhand  die  Deputierten 
instruierten,  sich  nach  Verlauf  von  sechs  Wochen,  für  welche 


* 


'  Gravamina  derer  von  der  Rittersdiaft  und  Adel.  —  1688.  —  l. 

*  Vgl.  darüber  wnten  p,  84  ff. 

*  Kelaticm  der  Pr.  Reg,  wegen   der  Stände  Willigung*   —   Kdn., 
26.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  —  Uln,  87«.    fol.  86,  87.  —  Konzept 

*  Ausachreiben  der  Pr.  Reg.  ^  Kön.,  BL  März  1692,  —  Kön.  Ostpr. 
Fol  74L    No.  98  fol.  613-618.  --  Konzept. 

^  Reskript  an  die  Pr,  Reg.,  Erklärung  auf  der  Stände  Willigung. 

—  Colin,  13.  Sept.  1694,  —  Konzept,  gez.  1),  L.  v,  Danekel  mann. 

*  Bedenken  derer  von  der  Ritterschaft  ii,  Adel.  —  Kön.,  12.  Dez^ 
1695.  —  Kan.  Ostpr.    Fol.  744.    fol.  272—277, 

'  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön ,  26.  April  1694,  —  R.  6.  B.B.B,  4, 

—  Ansf. 
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men  die  Zehriing  gereicht  worden  war,  nach  Hause  zu 
in,  wenn  aiicli  der  Landtag  noch  nicht  zu  Ende  sei. 
Die^e  Stellungnahme,  aus  den  Amtern  kommend,  erschien  dem 
Kammerrat  Küpner  bedrohlich.  Er  Imtte  sie  im  geheimen  von 
Major  Groben,  dem  Deputierten  von  Riesonburg  und  Marien- 
werder, vernommen  nna  berichtete  Bie  sofort  an  Eb.  v.  Dan- 
ekelmann ^ 

Inzwischen  waren  seit  1690  die  offiziellen  Relationen  in 
den  Ämtern  eingestellt  worden,  nnd  die  Klagen  darüber  bilden 
fortan  einen  integrierenden  Bestandteil  der  Bedenken  und 
Gravaroina*.  Infolge  dieser  verminderten  Gelegenheit  zur 
Verantwortung  mochte  man  es  wohl  seitens  der  Deputierten  in 
den  ruliigeren  Jahren  nach  1695  nicht  mehr  durchweg  mit 
den  Aufträgen  so  genau  nehmen.  Job.  Albr.  v.  Kreytzen 
konnte  ihnen  dahf^r  1701  einwenden,  daCi  sie  trotz  mangelnder 
Instruktion  dem  Kronprinzen  ein  Donati v  gewilligt  hätten *- 
Das  fortdauernde  Basteben  auf  dieser  sehrieb  man  daher  wohl 
mehr  dem  Streben  der  Deputierten  zu,  sich  dem  Fürsten 
gegenüber  zu  salvieren,  als  der  dahingehenden  Bethätigung 
der  Amtdeinsassen.  Zu  Jenera  hatten  die  Deputierten  umsomehr 
Veranlassung,  als  der  Kurfürst  1695  eine  namentliche  Angabe 
der  widerspenstigen  Deputierten  verlangt  hattet  Man  suchte 
abo  den  Deputierten  auf  andere  Weise  beizukomraen.  Wie 
schon  Anfang  1701  ein  dem  Könige  ergebener  Einsasse  der 
Ämter  Preufsisch-Eylau  und  Bartenstein  den  Deputierten  in 
Königsberg  ersuchte,    sich  durch  die   ihm  schriftlich  eröffnete 

•einung  der  Amtseinsassen  der  fürstliehen  Forderung  günstig 
mmen    zu    lassen**,    so    machte    Ende   des   Jahres    Gottfried 
^,  Werner,    Obersekretär    in    Königsberg,    dem    Könige    den 
Vorschlag,  die  widersetzlichen  Deputierten  nicht,  wie  sie  ver- 
langt^ zu  dimittieren,  sondern  ihnen  durch  einen  extraordinären 
Koavokationstag  in  den  Ämtern  schriftlich  Vollmacht  erteilen 
zu  lassen^.     Die  Mafsregel  erwies  sich  als  unnötig,  aber  schon 
^diese  Absicht  läfst  vermuten,  dafs  man  von  den  Ämtern  aolche 
^B^Umachten  erwartet  hatte,  mit  andern  Worten,  dafs  die  Ein- 
^Kii6Q  sich  fügen  würden.     So  nimmt  es  denn  nicht  wunder, 
^MTs  die  Deputierten  1704  auf  einen  ihnen  gewährten  „Hinter^ 


i  Küpner  an  £b.  v«  Dankelmaan.  —-  KIJd.  ,  27.  Des,  1695.  ^ 
B.  a     B.B.ß.  4.  —  Eigenhändig. 

•  Vereinigte  Bedenken.  —  Kön„  26.  Juni  imh  —  R,  6.   EBB.  2. 
—  Kopie. 

•  Job*  Albr.  V.  Kreytaen  an  Kolb  v.  W.   —  Kön.,  5,  Febr. 
170L  -  1.  c 

•  HeUtion  der  Pr.  Reg.  auf  Reskript  vom  8.  Febr.  169S.  —  Kön.» 

»Febr.  1095.  —  U,  ß.     Iffl.B.  4.  -  Aiisf. 
*  Kopie  eines  Briefe«  an  den  Deputierten  von  Pr.-EylÄtt  u.  B  arten - 
«l^iiL  —  J,  Febr.  1701    -  R.  6.     B.B.B.  6. 

•  Bericht  Werners.  —  Kön^  S.  Nov.  170L  —  R,  6.   B*B.B.  Ö.  — 
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zug**  ganz  verzichten,  mit  der  Begründung,  es  würde  „doch 
nur  ledig  Stroh  gedroschen"^,  in  Wahrheit  aber  wohl,  weil 
sie  sich  eines  Rückhaltes  bei  den  Einsassen  nicht  mehr  ver- 
sahen. Die  völlige  Einstellung  der  Tagungen  erregte  daher 
die  Ämter  nicht  mehr:  die  Regierung  konnte  1706  berichten, 
sie  hätten  dem  an  sie  ergangenen  Befehl  (zur  Kontinuation 
der  vorigen  Leistungen)  „gehorcht"  und  die  Notwendigkeit 
derselben  „begriffen"  ^.  Es  war  still  geworden  in  den  Ämtern, 
das  ständische  Leben  an  seiner  Wurzel  abgestorben. 

Sechster   Abschnitt. 
Zur  Charakteristik  der  Deputierten. 

Die  Stellung  des  Deputierten  auf  dem  Landtage  mit 
seinem  gemessenen  Auftrage  brachte  es  mit  sich,  dafs  es 
weniger  bei  ihm  auf  Geschicklichkeit  und  Gewandtheit  im 
Reden,  als  auf  Festigkeit  des  Charakters  ankam,  an  der  Ver- 
suche zur  Überredung  und  Vernunftgründe  abprallten.  Gewifs 
sank  damit  das  geistige  Niveau  der  Korporation,  und  es  ist 
verständlich,  wenn  schon  1694  G.  Fr.  v.  Kreytzen,  der  Kanzler, 
in  seiner  „vertraulichen  Mitteilung"  klagt,  wie  man  „rohe,  un- 
erfahrene Leute"  als  Deputierte  nach  Königsberg  sende,  die 
nicht  fähig  seien,  über  die  Wohlfahrt  des  Landes  zu  beraten*. 
Die  „Beratung"  durfte  doch,  nach  ständischer  Auffassung, 
füglich  nicht  weiter  gehen,  als  festzustellen,  wieweit  des  Kur- 
fürsten Forderungen  sich  mit  der  Instruktion  vertrugen,  und 
die  „Unerfahrenheit"  bezeichnet  wohl  weniger  die  Unkenntnis 
ständischen  Brauchs,  als  die  Schwierigkeit,  mit  diesen  in  die 
reine  Opposition  Gedrängten  fertig  zu  werden.  Der  Mangel 
an  Entgegenkommen  wurde  als  Mangel  an  Lebensart  empfunden. 
Die  Regierung  wurde  daher  1695  angewiesen,  mit  dem  nach 
Königsberg  gesandten  General  v.  Barfufs  auch  über  diesen 
Punkt,  die  Qualität  der  Deputierten,  zu  beraten*.  Es  sollten 
nach  des  Kurfürsten  Wunsch  nur  solche  Deputierte  gewählt 
werden,  „die  in  dergleichen  Handlungen  geübt"  und  „mit 
Moderation,  Konduite  und  Nachsinnen  den  Konsultationen 
beiwohnen"  könnten,  mit  anderen  Worten  die  Regierung  sollte 
durch  Beeinflussung  der  Wahlen  schon  für  nachgiebigere  De- 
putierte sorgen.  Diejenigen  aber  von  Adel ,  die  so  gesinnt 
waren,  blieben  in  den  Ämtern  und  zahlten,  gingen  aber  nicht 


'  Beriebt  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  13.  März  1704.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
fol.  148.  —  Ausf. 

«  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  ?  Dez.  1706.  —  R.  6.  B.B.B.  6. 
fol.  328,  329.  —  Auaf. 

'  „Vertrauliche  Mitteilung**.    1.  c. 

*  Puncta,  mit  v.  Bar  fufs  zu  konferieren.  —  1695.  —  R.  6.  B3JB.  i. 
—  Konzept,  ohne  Sign. 
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lach  Königsberg,  um  sii^li  dann  nach  der  RUckkehr  von  Mifs- 
lutigen  Vorwürfe  machen  zu  lantjen. 

Mit  der  Schwierigkeit  der  SteUung  des  Deputierten  wuchs 
luher    der    Mangel    des    Angebote:      Aus    dem    „Brack    der 
[Koblesse**  mufste  man   me  1701   nach  Joh,  Albr.  v.  Krcytzens 
Bericht  nehmen*,   und  der   noch   1706  für  Wiedercinrichtung 
tder  Landtage  plädierende  Landrat  Hans  Albreelit  v.  Kaloein 
tIDeiote  in  seinem  zu  diesem  Zwecke  eingereichten  „Entwürfe"  *, 
rdie    unwürdige  Behandlnng   der  Ritterschaft  habe  es  bewirkt, 
[dafs  niemand  sich  mehr  deputieren  lassen  wollte,  sodafs  zuletzt 
lur  jung»5  und  rüde  Leute  erschienen  seien*     Ea  gehörte  Mut 
[•diizu,    der  durch  ihre  Diener  so  weit  gefesteten  Landeshoheit 
entgegentreten   zu  wollen.     Die  diesen  Mut  hatten  —  und  es 
lochten    wohl    auch    einige    junge    Leute    darunter    sein    — , 
rsuchten  ihre  Stellung  zu  festigen,    wie  schon  erwilhnt,    durch 
11' bernahme    mehrerer   Ämter    und    sich    dadurch    Ansehen    zu 
I verschaffen.     Denn   gewifs  lockte    auch    das.     Bot    sich    doch 
idailureh  fiir   solche  —   und  Joh.  Albr.   v.  Kreytzen  verbreitet 
ich  darüber  ausführlich^  — ,  die  in  ihren  Wünschen  am  Hofe 
iicht  reüssiert  hatten,  neben  der  fielegenheit,  diesem  nun  zu 
[*haden,    auch    die  Möglichkeit,    ihrem   anderweitig   nicht  be- 
ledigten Persönlichkeitsdrang  Geltung  zu  verschaffen,  indem 
|i«  auram  populärem  erlangten.     Es  stellten  diese  Deputierten 
len  letzten  kümmerlichen  Rest  jener  einst  so  grofsen  Hchicht 
Harker  Individualitäten  dar,  wie  er  einst  in  diesem  ständischen 
>rgaD  sich  repräsentiert  hatte. 

Die  Verzeichnisse  der  Deputierten,  sow^eit  sie  hier  ein- 
eben  werden  konnten^  weisen  keine  grofae  Mannigfaltigkeit 
ler  Persrmlichkeiten  auf.  Nur  76  Personen  wurden  durch 
lie  40  Ämter  in  den  17  Jahren  deputiert  Sie  zeigen  ferner, 
|af8  man  gern  an  erprobten  Deputierten  festhielt:  in  einigen 
Lmtern  kehrt  derselbe  Deputierte  fiist  durch  die  ganze  Periode 
fieder^  so  L.  Epplnger  in  Balga,  Chr.  E.  v.  Reibitz  in  Preufs.- 
lark,  Dan.  v.  Schätzel  :n  Sehesten,  Chr.  A.  v.  d.  Trenck 
In  Neuhausen  und  Labiau^  Chr.  A.  v.  Lesgewang  in  Inster- 
"jurg.  Das  oben  angedeutete  geringe  Angebot  dürfte  sich  damit 
»cstätigen.  Nicht  so  sehr  die  Behauptung  Krcytzens,  ea  seien 
jiuletst  nur  junge  Leute  erschienen :  von  den  19  Deputierten 
ies  letzten  Jahres  sind  11  langjährige  Vertreter  gewiesen, 
linzeine  durch  die  ganze  Zeit;  einzelne  wieder  sind  solche, 
lie  nur  auf  dem  ersten  Landtage  erschienen  waren  und  erst 
luf  dem  letzten  wieder  die  gelichteten  Reihen  füllen.  Der 
Eindruck  drängt  sich  auf:  es  fehlt  an  Jugend,  Eis  ist  die 
letzte  Generation,   die  auf  den  Regierungswechsel    1688  noch 


'  ^Vertrauliche  Mitteilung'*.    U  c. 
•  ^Entwurf,    vrii*    dtf    pri^uTs.    Landtai^o    ei ö zurichten'*. 
,2-  Juni  1706.  -  K.  ü.  IJJiB.  6    —  Eigetihiiiidig. 
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ihre  Hoffnung  gesetzt;  bei  deren  Hinschwinden  kannte  siel 
eine  jüngere  Generation  nicht  mehr  mit  ständischen  Idealen 
füllen. 

Ans    der    Möglichkeit     der    Deputierung    durch    mehrer 
Ämter  erhellt   schon,    dafs    der  Deputierte  nicht  im  Amt  ein 
gesessen  zu  sein  brauchte;  jedenfallB  linden  sich  Andeutungefl 
eines    testen    Brauchtums    in    dieser    Beziehung    nicht.     Auel 
hinderte    die    Beamtung    an    den    höchsten    GerichtsbehördeB 
nicht  an  der  Deputierung:    wiederholt   finden    sich    unter  deö 
Deputierten    Tribunals-    und    Hofgerichtsräte.      Verstarb    ein 
Deputierter  vor    oder  während   der  Tagung,    so    mufste    nacl 
alter  Observanz    dessen  Stelle  frei   bleiben  für  die  betreffende 
Tagung.     Als  nach  dem  Tode  des  Deputierten  für  Schaacker 
Rapp,  1G94  Lesgewang  dessen  Stimme  an  sicli  gezogen  hatte 
nahm   man   dies  beßch werdeführend   in   die  „Bedenken"  auf] 


Siebenter  Abschnitt. 
Die  Zehning  i^v  Deputierten, 

Für  die  Zeit  der  Tagung  werden  die  Deputierten  von 
den  Amtseinaassen  mit  Zehrung  versehen,  vom  Adel  sowol" 
wie  von  Cölmern  und  Freien,  Es  fehlt  der  zahienmUfsig^ 
Belag,  wie  hoch  sich  dieselbe  belief,  ob  ein  fester  Satz  dafür^ 
ausgeworfen,  oder  ob  es  auf  jedesmalige  Vereinbarung  ankam. 
Da  auch  die  Reisekosten  inbegriffen,  drückte  diese  Last  be* 
sonders  die  Einsassen  der  entfernteren  Ämter,  ein  Grund 
mehr  für  diese,  zuweilen  auf  einen  besonderen  Deputierten 
zu  verzichten.  Es  ist  charakteristisch  für  Erlöschen  des  stän- 
dischen Sinnes  in  den  Massen,  dafs  man  in  der  Reichung  der 
Zehrung  bereits  am  Beginn  unserer  Periode  säumig  blieb. 
Die  Deputierten  mufsten  sich  auf  dem  Landtage  1690  an  die 
Kegieruog  wegen  der  Vorenthaltung  der  Zelirung  w^enden, 
und  die  Regierung  befahl  den  HauptJeuten,  dieselbe  kurzer- 
hand, wenn  nötig  mit  Amtszwang ^  einzutreiben^.  Nur  in  er- 
regter Zeit,  wie  1695,  steigerte  sich  mit  dem  ständischen 
Interesse  und  der  Absichtj  dem  Kurfürsten  Trotz  zu  bieten, 
auch  die  Willigkeit  in  der  Bezahlung:  die  Deputierten  er- 
hielten mit  der  Weisung,  in  6  Wochen  die  Verhandlungen 
abzubrehen,  auch  die  Zebrung  für  diese  Zeit  schon  voraus  •. 
Gewifs   hatte  die  Erstattung   der  Kosten   auf  die  Deputierten^ 


Kön.,  praes.  24.  Juli  1694.   —   R. 


*  Vereinigte  Bedenken. 
B.B.ß.  4.  — 

*  Ansechreiben  an  alle  Ämter.  —  Kön.,  12.  Juni  1690.  —  Kön.  Et. 
—  Min.  87^.     foL  171.  —  Konzept, 

*  Kupner  am   G<*n.-Commisjsarin9   D.  L.  v.  Dan  ekel  mann.   — 
K5n,,  27.  Dez.  169Ö.  —  K  6,  B.B.B.  4.  -^  Eigen li findig. 
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wie  ihnen  besonders  später  so  oft  vorgeworfen  wurde,  die 
Wirkung,  dafs  sie  ao  der  Abkürzung  der  Verhandlungen  kein 
besonderes  Interesse  hatten.  Die  Unregelmäfsigkeit  in  dieser 
Erstattung  aber  schwächt  diesen  Vorwurf  merklich  ab* 

Der    KurtMrst   glaubte   darin    den    Grund    für    die   lange 

Dauer   der  Tagungen    sehen    zu   müssen.     Er   glaubte    ferner, 

die  Kosten  würden  auch  für  die  Deputierten  durch  die  Amter 

gedeckt f   nnd  er   forderte  deshalb  aus  den  Aratern  durch  die 

Regierung  Bericht  darüber*-     Er  wurde,    erst   nach    längerer 

Zeit,  unten-ichtet,  dafs  der  gröfste  Teil  der  Zehrung,  die  von 

den  Amtsein8assen    zu   zahlen    wäre»    noch   anstehe   und   man 

Angaben  darüber  garnicht  machen  könne ^,     Trotzdem  drang 

er  nun,    unter  dem  richtigen  Vorwande,   das  Land   zu  soula- 

gieren,  —  schon  früher  hatte  er  geklagt,  die  Zehrung  betrage 

fast  mehr  als  die  Willigung ^  —  auf  Innehaltung  bestimmter 

Fristen  bei  der  Tagung,   nach  deren  Ablauf  weitere  Zehrung 

nicht  gereicht  werden    sollte.     Wie  man  jedoch  im  Geheimen 

Rat  schon  Vorsicht  anempfahl   bei   solcher  Mafsregel,    so  war 

man  auch  in  der  Durchführung  der  Vorschrift»  6  Wochen  flir 

den  Landtag  innezuhalten^,  stets  nachgiebig;  die  Deputierten 

zeigten   sich    auch   in    keiner   Weise    aufgeregt    darüner*     So 

blieb  ihnen  denn  auch  später  der  Vorwurf»  we^en  der  Zehrung 

die  Verhandlungen    hinzuziehen,    und  Joh.  Albr.    v.  Kreytzen 

^iDaoht  daher  1701    den  Vorschlag,    sie   nur   4  Wochen    tagen 

isu   lassen,    Ersüittung   der  Kosten    (Wr   weitere  Zeit   aber   bei 

[Strafe  den  Einsassen   zu   verbieten;   dann  würden   die  Depu- 

Itierten    „von    selbst    unsichtbar    werden"  ^.      Die    Eraparung 

lieser  Kosten  wird  dann  auch  unter  den  Gründen  des  Königs 

eine  mehrjährige  Willigung  aufgeführt**. 

Bei    etwaiger  Teilnahme    an  Kommissionen    wie  auch  der 

öceptur  der  Gefälle  in  den  Ämtern '  wurden  auch  die  Depu- 

ierten  wie  die  Landräte  noch  besonders  entschädigt. 

Auch  in  anderer  Weise  hatte  die  Zehrungsfrage  der  Depu- 

[tierten  deren  Thätigkeit  bei   der  Tagung  beeinflnfst:    die  Un- 

[regelmäfsigkeit   der   Kostenerstattung    veranlafste   sie,     neben 

der  Schwierigkeit,   zu    einem  Entschlüsse   zu  kommen,    dazu^ 

oft    Königsberg    auch    während    der    Tagung    zu    verlassen', 

*  Reskript  an  die  Pr,  Re^.  —  Cölb,  19.  Juni  1694.  —  R.  6* 
ß.fi3.  4.  —  Konzept,  gez.  D,  L.  v.  Dan  ekel  mann. 

«  Relation  der  Pr.  Heg.  —  Kön.,  15.  Juli  1694,  —  R.  6.  B.B.B.  4. 
^  Anaf. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  10.  Nov.  1698.  —  R.  «>. 
BJBJB.  4,  ~  Konzept,  ^ez.  D.  L.  v.  D.  » 

*  Reskript  an  die  Pr,  Reg.  wegen  der  neuen  Willigiang.  —  Ciilln, 
|«7,  S^pt.  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  -  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

'  Krejtzen  an  Kolb  v.  W.  —  l.  c. 

'  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  u.  Kriegs  kämm  er.  —  Colin,  25.  Okt 
1703.  —  R.  6.  B.B.B.  6,     foL  112—119.  -  Konzept,  obne  Sign. 

^  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  1.5.  Juli  1694.  —  R.  6.  BJB,B.  4. 
—  Amt 
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Käpii«r  h^t»  3^^^yn  iem  K:Lrtitr««i  beiichtec.  und  dieser 
ontera^te  i*>lciie  Cüterbrechas^  der  r«gefaifti&^Q  Tlltigkeit, 
wieder  mit  dem  Hinweg  «üTTeftiiäi;  der  Diäten.  Die  Depa- 
tierten  t^^en  sicii.  and  -eti  erklärt  sdi  so  wohl  auch,  wie 
mazi  im  nächisteii  JjJlt».  1o&5.  dea  BeseUais  ikaseo  konnte, 
mit  6  Wi^ribKi  abonreuec  eic^^  Frt:s6efiiaii^  auf  die  aber  nun 
der  Kortor^t  keinen  W^»t  mekr  ra  le^een  tdiien. 

Aeiiter  Abschnitt. 
Die  ^Selatiar*  <er  Depatieftea  aark  keeaieter  Tzgmmg. 

Donrh  die  Fra^e  der  K'-Hscentri^nn^  waide  auch  ein 
weiterer  Teil  der  «ick  in  den  Ämceri  ^oUnekenden  Vorginge 
beeicfti&t:  die  Relatioci.  der  in  anderem  Zoäammenkange 
bereits  zwickt  wurie^.  Sie  tut!  naek  dem  Scklu&  des 
Landtages»  >catt.  Donrk  Aos^ckn^b^ea  ia  alle  Ämter  teilte  die 
Reqderoc^  dem  HaapGSLazin  da^  Retsoltftt  der  Tagung,  Tor 
allec  ^o^iznxm  cnd  ll:dvi<  der  Willigusg  mit.  erklSite  sich 
'm  Namen  d*r«  Karttirster:  damit  et3vv»?»ömden  und  beauftragte 
den  HaapCTüiacn.  zu  et-em  bei>tim2:t«:  Termin  3le  Einsassen 
fra  Am:  la  berufen  :i-d  iknec  ^om  LKffKiWxten  Beriebt  er- 
statten xa  lasisen^.  Er^t  damit  waren  die  ständiscken  Hand- 
lungen be«n*üirt  u!:<i  wurde  die  WilUgung  fixr  die  Einsanen 
verbin^ÜLch- 

Aber  nich;  -»äc^ndich  -am  dea  Ber>At  kandelte  es  sich 
dabei,  ab  einer  :4->f«en  MrneÜung:  die  zur  Entgegennahme 
Versammelten  krn:r: liierten,  wie  der  Deponierte  ihren  Auftrag 
anigrrihrt  habe.  Die  Reiaron  w^^r  das  recktliiAe  Sckutz- 
miitel  d'^  EinsaÄ>en  pfgec  die  Willkür  de*  Deputierten, 
b^xw.  ^^^-  .i*s*en  XacLiriebigkei;.  Formell  bildete  also  die 
ReLkr :-  ien  noriren  ii^rrn  Absckl^aVw  ladem  mau  diesen  Ab- 
*<.:-ii  n^:r.:  -err:  Njlvire.  S::  ^v'h  er>:  die  Möglichkeit  sa 
»Ti:*r*r  Ber'"-5:i>>-r^  ier  Defvaiii^rren.  Man  usterliefi  also 
>*•>  ifr  Ei-Vr^:iri:  r-ir  R*:Lad:n.  Die  Bedenken  der  folgen- 
■:^n  Jii^rr  -»r^'rz^T^  iw^ir  i:-*>eISe  wiederhv^L  la^^^en  aber  kaum 
-rTkr--rn.  lA.**  üe  t?r>As.>^n  i"  vien  A=l^^m  selbe^t  über  dies 
AVrrxkrl-  lirer  R^:'i:r  rnü.m  waren:  si-*  dürften  dazu  in 
r.  :.:i  Zrr.z^rTrr  Zxl,  rrs:Ür-rr  >**in  al>  i:i  den  eigentlichen 
K:z.T:£Ar.  ;i-r-  M^r  -^at  ien  Der-^tienÄi  >elb$t  daran  ge- 
>z-rn.  iir  rLc\  lii.r:  ^JLlTi-rr-en  Ers:  I'?!^*  wurle  ihnen 
iArk\z  *'.z  k.rfir-i.  .-^r  Fr:?<.i*:i.  XaJiriicL  nicht  der  obige 
GriiL  4.  ni-n  :.r  S  ^^t-rr.  :>  iiir  -^r.d  dem  Laade  dadurch 
-r^r-rrA.:!:   Triri--: .    -^.r.--    in^rr^:*er.     Der:   ei»»  Zweck, 
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der  Berichterstattungt  sollte  dadurch  genügt  werden^  tlafs  der 
Hauptmann     den     Einsas^en     sehriftliehen    Bericht    von     der 

■Willigung  gab;  die  Kontrolle  aber  könne  geübt  werden  bei 
ier  nächsten  Amtskonvokation  ', 

Diese  letztere  Kontrolle  genügte  den  Deputierten  nieht^ 
ind  ihr  weiteres  Verhalten  zeigt,  wie  «ie,  ohne  dafs  auch  sie 
riel  Worte  machten,  den  Kern  tler  Sauhe  nicht  aus  den  Augen 
liefsen,  Sie  boten  1699  an,  die  geringen  Kosten,  die  bisher 
ier  Kurfürst  getragen  ^  selbst  aufzubringen  ^,  Trotz  der  rait 
liesem  Hinweis  erlblgenden  Befürwortung  seitens  der  Re- 
ierung*  unterblieb  cTie  Relation.  Nun  erklärten  sich  die 
)eputierten  bereit,  auf  dieselbe  zu  verzichten;  nur  baten  sie, 
N  möge  den  Deputierten  befohlen  werden,  schriftlichen  Bericht 
IS  Amt  von  den  Verhandlungen  zu  sienden,  der  dann  vom 
lauptmann    den   Einsasst-n    zugestellt    werden    solle*,     immer 

löoch    in   der   Absicht,    durch    solchen    Befehl   eine    rechtliche 
Kontrolle    der    Ausführung    der    In.struktion    zu    ermöglichen 

lund  die  auf  Aufbebung  d^jrselben  gerichteten  Bestrebungen 
les  Fürsten  zu  neutralisieren,  —  Mit  der  Lösung  der  Haupt- 
Vage  nach   1704  entschied  sich  auch  diese  Teilfrage. 


^ 


Neunter   Abschnitt. 
)ie  Gesamtheit  der^Deputierteii  als  Organ  und  dessen  leituEs. 

Mit  der  Relation  in  den  Aratern,  oder  bei  deren  Wegfall 
"tnit  der  einfachen  Entlassung  und  der  Endigung  der  Landüigs- 
handlung  hörte  die  ThMtigkeit  der  Deputierten  in  der  Haupt- 
sache auf;  das  Kollegium  derer  von  Ritterschaft  und  AtbVl 
war  dann  aufgelöst.  Nur  bei  der  Tagung  selbst  trat  es  als 
geschlossene  Einheit,  als  Organ  auf.  Es  mufste  zur  Stärkung 
lieacs  Organs  beitragen,  wenn  es  recht  oft  zusammentreten 
ionnte,  wenn  recht  oft  Landtage  gehalten  wurden.  Die  fast 
ri^gelmäfsige  Wiederkehr  derselben  im  Zeitraum  von  1688  bis 
1704  hat  es  nicht  zum  wenigsten  bewirkt,  dafs  dieses  die 
spitzen  der  Ritterschaft  zusammenfass«^nde  Organ  noch  einmal 
tlue  Ahiuing  seiner  alten  Maelit  empfand  und  diese  noch  mit 
einigem  Erfolge  geltend  zu  machen  wufste  in  einer  Zeit,  in 
1er  in  der  breiten  Masse  der  Standesgenossen  der  ständische 
leist  mehr  und  mehr  entschlummerte.  IVat  auch  in  diesem 
LoUegium  der  ständische  Geist  keineswegs  mehr  in  der  alten 


'  Kurf  Re«ohitio«.  ^  Cülln.  2L  Juli  Km,   —   R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Konzept,  ge«.  D.  L.  v.  D. 

«  Vereinigte  Bi'dtMikf^n    —  Kön.,  19.  Febr.  imX.  —  R.  6.  B  B.B*  5. 
»  Rdatioii  der  Pr  Ke^'.  -^  Kön.,  9.  Febr.  ITOL  —  R,  6.  B.B.B.  6. 
Amt 
^  ABgom.  Bedenken.  —  Kftn.,  ptae«.  SO.  Jan.  1702,  —  R.  e.  B.B.B.  G. 
bl.  l()-:i>  (ff.L  lOi. 
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Reinheit  auf,    hatte   sieh   auch   das  Blickfeld  verengt  auf  diöj 
wirtschaftlichen    Interessen    des  Tages,    mit    Dahingabe    alk 
dessen,    was    den    Kern    des    Kampfes    mit    der  Landeshoheit 
einst  gebildet   hatte:    die    scharfe  Scheidung   aswischen    dieseo 
ihren    Interessen    und    denen   des   Landesherm,    in    dem    mau 
immer  noch  den  privat  rechtlichen  Gegner  empfand,  hielt  ihr 
Reihen  zusammen,    umsomehr  als   ihnen   bei    der  intensiveren 
Betonung  dieser  Interessen  ein  zweiter,  nun  gleich  get'khriichl 
erscheinender  Gegner  erwuchs  in  den  Städten,  besonders  den 
Städten  Königsberg. 

Diese  scharf©  Scheidung,  rechtlich  gestützt  durch  die  die 
Deputierten    persönlich    sicherstellende  Form    der  InstruktioHj^B 
hielt   bis    in    die   letzten  Tage   das   Organ   zusammen,    desseo^l 
äufsere   Fügung   nur   locker    war.     In    der    Interessengemein- 
schaft und  in  der  rechtlichen  Gebundenheit  seiner  Glieder  lag 
seine  Kraft.     Der  äufsere  Rahmen  war  einfach  und,  ein  Glüci 
flir  die  Glieder  des  Organs,    innerhalb  desselben  wenig  Spiel-^ 
räum    für   Rang-    und   andere   innere   Streitigkeiten,    die    hier 
nur  die  Ausnahme  bilden. 

Es  setzte  sich   zum  Beginn  jedes  Landtages  einen  Land-      i 
niarschalL     Ehe  derselbe  erwählt  war^  fiihrte  der  jedesmal ig«i^H 
Deputierte   des  Amtes  Brandenburg  das  Präsidium   im  KoUe-^B 
gium.     Ein  Konflikt  erhob  sich,  als  1691  dieser  Brauch  nicht 
beachtet  wurde;    Chr.  E.  Freiherr  v.  Kittlitz  fühlte  sich  zurück- 
gesetzt und  empfand  es  auch    schmerzlich,    dafs   der  erwählte 
Landmarschall  Abel  v.  Tettau  seine  Ratschläge  tlir  die  Leitung 
nicht  in  Anspruch  nahm.     Auf  seine  an  den  Landratsdirektor 
und    die  Land  rate  gerichtett?   Beschwerde  darüber    wurde  die 
Angelegenheit  verglichen  '. 

Dem  Landmarschall  als  Leiter  der  Verhandlungen  stan- 
den  2  Adjunkten  zur  Seite.  Als.  die  Wahl  der  letzteren  dem 
Kurfürsten  durch  den  Ständen  Übelgesinnte,  vermutlich  aus 
der  Kriegskammer,  berichtet  wurde,  erhob  dieser  sofort  Ein- 
spruch^ in  der  Meinung,  darin  eine  Neuerung  und  einen  Ver- 
such zu  weiterem  Ausbau  der  ständischen  ^Organisation  sehen 
zu  müssen  ^.  Die  Ritterschaft  beeilte  sich,  nachzuweisen,  wie 
sie  nur  die  alte  Observanz  innegehalten®.  Ihre  und  der 
Oberräte  Darlegungen  beruhigten  den  Kurfiirsten,  der,  wie 
Privatberichte  aus  Berlin  an  Einzelne  aus  der  Ritterschaft 
besagten,    über   die  angebliehe  Neuerung  sehr   erzürnt   war*. 


'  Memorial   des  Freiherm  v.  KittUtx.   —    Kön.  Ostpr*  Fol  741^1 
No.  44  fol.  Sm,  —  Au8f.  —  KVm.,  prae^.  15.  Juni  169L  ^^ 

"  Reskript   in    pumto  des    Latidmarschalls   Adjunkten.    —    Cdlln, 
28.  Okt.  1688.  —  Krm.  Ostpr.  Fol,  725.     No.  21  p.  125,  126.  —  Ausf. 

•  Vorste Hunden   derer  von   der  Ritterschaft  u.  AdeL    —    1688.    — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No,  22  p.  127^1;^. 

*  Relation  der   Oberräte    betr.   die  Exkuipationssebrift.    —    Kon*. 
25,  Nov.  1688.  —  Kon.  Et.  •  .Min.  87«.     fol.  102.  —  Konzept. 
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^H)ie  ihn  beraten ,  hatti?n  sokhe  formelle  MafgDahmen  über- 
^Bchät2t,  benutzten  auch  wohl  jede  sich  bietende  Gelegenheit^ 
^^bm  die  ihre  eigene  Thätigkeit  erschwerende  freundliche 
^■Btellungnahine  des  Kurfürsten  den  Ständen  gegenüber  un- 
^^inöglich  zu  machen. 

Die  Darlegungen  der  Deputierten  und  der  Oberriite  unter- 
richten näher  über  diese  Formalien.  —  Der  Landmarschall 
wurde  jedesmal  abwechselnd  aus  einem  der  drei  Kreise  ge- 
wühlt —  das  Verzeichnis  zeigt  die  im  allgemeinen  erfolgte 
Innehaltung  — ;  die  beiden  dabei  ausfallenden  Kreise  stellten 
die  beiden  Adjunkten.  Sie  sollten  ihn  im  Behinderungstalle 
vertreten  ^  auch  wohl  in  den  Verhandlungen  ftlr  ihn  ein- 
greifen ;  denn  „nicht  jedem  sei  das  donuni  proferendi  ver- 
liehen** *. 

Der  Landmarschall  hatte  dann  nur,  was  der  Ritterschaft 
beliebte^  als  Auftrag  der  Deputierten  zusammenzufassen  im 
„Bedenken".  Im  übrigen  hatten  er  und  die  Adjunkten  durch 
ihr  Amt  im  Kollegtnra  keine  höhere  Wertung  vor  den  anderen 
Deputierten.  Das  erklärt  auch  den  Umstand,  dafs,  wie  e» 
scheint»  nie  von  der  Landeshoheit  auch  nur  der  Versuch 
gemacht  worden  ist,  durch  Beeinflussung  des  Landmarschalls 
Einfiufä  auf  dies  Kollegium  zu  gewinnen.  Er  stand  als  ver- 
handelndes Organ  in  demselben  Verhältnis  zu  den  Depu- 
tierten, wie  diese  zu  den  Amtseinsassen,  gebunden  und  ge* 
schützt  durch  den  erteilten  Auftrag. 


Zehnter   Abschnitt. 
Vergleicli  mit  dem  Kelle^iiim  der  Landräte, 


In  seiner  ganzen  Organisation  erscheint  so  dies  Kolle- 
gium, mit  den  Landräten  verglichen,  als  Stand  par  excellence, 
und  demgemäfs  auch  in  seiner  Position  zur  Landeshoheit» 
Mit  der  Berufung  durch  den  Fürsten  und  der  Doppebtellung, 
als  Beamte  und  Stände  zugleich  zu  wirken,  war  im  Landrats- 
kollegium  der  Konflikt  bei  der  geringsten  Verschiebung  der 
Machtverhältnisse  gegeben;  er  mufste  sofort  in  der  Persön- 
lichkeit selbst  zum  Austrag  kommen,  die  keinen  Schutz  fand 
in  einer  ständischen  Institution,  wie  sie  den  Deputierten  in 
der  Instruktion  gegeben  war.  Jene  waren  als  Persönlich- 
keiten ohne  weiteres  zu  fassen,  diese  nicht  so  als  Vertreter 
der  Institution  selbst.  Jene  fielen  daher  bald,  nach  kurzem 
Kampfe,  und  soweit  sie  noch  aufrecht  blieben,  gelang  ihnen 
dies  nur  durch  Anlehnung  an  diese,  mit  denen  sie  tbrniell 
die    „Oberstände"    bilden;    der    Kampf  mit   der    Ritterschaft 


^  RelatioD  der  OberrÄte.  —   Kon., 
Min,  87».    fol.  »0—91.  —  Konzept. 


15,  Nov.  I6öa  —   Kön.  Et  — 
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entschied  sich  erst  durch  die  Aufhebung  der  Institution  selbst. 
Durch  diese  Aufhebung  wurden  auch  die  durch  sie  bisher 
gestutzten  Persönlichkeiten  haltlos  und  sanken  in  der  längst 
resignierten  Masse  unter.  Ein  in  der  Institution  gebotener 
Widerstand  bis  zum  Schlufs  hatte  ihre  Beziehungen  zum 
Sieger,  dem  absoluten  Fürstentum,  durchschnitten,  während 
jenen  doch  die  Möglichkeit  blieb,  Brücken  in  die  Zukunft  zu 
schlagen  und  sich  der  neuen  Zeit  mehr  oder  weniger  einzu- 
fügen. 


rJrittes  Kapitel. 

Die  Städte. 


n  dritten  Stand  bildeten  dfe  Städte^  einst  in  ihrer 
Hlüte  so  einflufsreich  und  im  Vollbesitz  ihrer  Hoheitsroehte 
80  mächtig  auf  den  Landta*;en»  jetzt  nach  Grundhige  und 
(ie«c  blossen  hei  t  ihrer  Organisution  teilneJimend  an  dem  all- 
gemeinen stiindiscben  Verfall ,  ja  zum  Teil  darin  den  beiden 
anderen  Ständen  vorauseilend.  Wesentlich  von  letzteren  ver- 
ßchieden  ist  ihre  Grundlage,  Nieht  der  Grundbesitz  und  die 
darauf  beruhende  Orundherrlicbkeit  begründen  die  Standschaft; 
wirtschaftlich  differenzierte  Gemeinwesen  sind  die  die  Glieder 
ihres  Organs  Beauftragenden.  Solange  diese  Gemeinwesen 
durch  Handel  wohlhabend,  durch  eigene  Gerichtsbarkeit  und 
eigenes  Jlilitiir  politisch  mächtig  waren,  war  ihr  Organ  von 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  gewesen  für  die  Stellung 
der  St/lnde  der  Landeshoheit  gegenüber.  Nun  »ie  politisch 
machtlos  und  kurzsiclitig   in    ihren  wirtschaftlichen  Interessen 

eworden,    sinkt    ihre    ständische    Bedeutung    weit    unter   die 

r  stau  diseben  Genossen.     Sie  geht  einem  Teil  ihres  Kolle- 

fast  völlig  verloren  j    als   durch    die  Verengung  auf  die 

haftlichen  Interessen  des  Tages  sich  in  dieser  Kurie  eine 

jpaltung  vollzieht:  Die  Separation  der  Städte  Königsberg 
1681   hatte  die  kleinen  Städte  preisgegeben  ^ 

Diese  letzteren  Gemein  weseUj  in  ihrem  städtischen  Charakter 
weniger  entwickelt,  zumeist  aus  Mälzenbräuern  und  Acker- 
bürgern bestehend ,  hatten  mit  dieser  Trennung  Königsbergs 
von  ihnen  als  ständischem  Organ  allen  Halt  verloren.  Halb 
Stadtf  halb  Land,  waren  sie  wirtschaftlich  nicht  nur  von  dem 
letsleren   abhängige    eondem   auch   in   ihrer  Organisation p    ia 


«  Vgl  oben  S*  £. 
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ihrem    Wahlmechanismiig    der    Beeinflussung    deaaelben    aus-! 
gesetzt     AI«  •  Wahl- ,    als   beauftragende   Einheiten    waren    sie 
denen  des  Adels  eingefügt     Die  Auissehreiben   der  OberrätÄ'J 
in    die  40  Ämter   zur  Konvakation  in  denselben  beauftragten' 
die  Hauptleute,  an  diesen  auch  die  in  die  Amter  einbezogenen 
47  Städte    teilnehmen    zu    lassen  ^     Formal    stellten    sie    hier 
eine  Kurie  im   kleinen   dar^    nicht  sowohl   beratend,    als  nur 
beauftragend.     Denn,    darin    von   den   übrigen   Amtseinsassen 
verschieden,     die    aus    den    Städten    im    Amt    Erscheinenden! 
waren    selbst    bereits    gebunden    durch    die    Beratungen,    die 
zwischen    Rat    und    Ge werken     schon     vorausgegangen    sein 
mufsten^.     Beamtete   der  Städte   zumeist,    Bürgermeister   und 
Stadtschreiber,  gehen  aus  solchen  Wahlen  als  Deputierte  her- 
vor, Männer  also,  die,  wie  sie  den  höchsten  Einflufs  in  ihrem 
Gemeinwesen    hatten    und   geneigt   waren,    dasselbe   mehr   zu 
dirigieren  als  sich  an  dessen  Instruktion  gebunden  zu  glauben, 
auch  höheren  Einflüssen   gegenüber  leicht  zugänglich  waren** 
Jedenfalls    waren   sie   mit   den  Persönlichkeiten    nicht  zu  ver* 
gleichen,    die   die   Ritterschaft    doch    noch    ins   Feld    führen 
konnte. 

Die  Kleinheit  der  Gemeinwesen  und  der  mit  der  Aus- 
bildung  eines  strengen  Fremdenrechts  sinkende  Wohlstand 
erlaubte  nur  wenigen  Städten,  noch  einen  bcionderen  Depu- 
tierten zu  entsenden:  Friedrich  Ungefug,  der  Bürgermeister 
von  Bartenstein ,  vertritt  1 689  aufser  B.  noch  Fischhausen, 
Preufsisch-Eylau,  Creutzburg,  Marggrabowa  und  Lötzen^  also 
Städte  aus  allen  Teilen  des  Landes,  Andr.  Rosa  Wehlau, 
Allen  bürg»  Labiau  und  Lyck»  Dr.  Ültho  Holland,  Morungen 
und  Mühlhausen*.  Die  Beeinflussung  so  weniger  —  sie  be- 
zeichnen ihre  Aufträge  als  „Vollmachten"  —  konnte  nicht 
mehr  schwer  sein. 

Die  Mittellosigkeit,  vor  allem  das  geringe  Interesse  anl 
der  ständischen  Verhandlung  bekunden  sich  auch  in  der 
geringen  Teilnahme  an  derselben.  Nur  6  Städte  sind  auf 
dem  Landtage  1690  vertreten*^.  Und  die  gröfsten  Schwierig- 
keiten bereitet  die  Einziehung  der  5  Thlr. ,  die  diese  An- 
wesenden für  jede  Stadt  gewilligt  haben,  um  als  Deputierte 
die  kleinen  Städte  beim  Empfange  des  Kurfürsten  gebührend 


*  Auaschreiben  in  die  Ämter.  —  1689,  —  Kon.  Et.  —  Min.  ST«, 
foL  8—9. 

«  Bitten  derer  von  kleinen  tÄdten.  —  1690.  —  Kön.  Et  —  Min. 
87«.    fol.  112,  Ua  —  Ausf. 

■  Gesuch  annexö  proteatatione  einiffer  Deputierten  von  kleinen 
Städten.  ^  Kan.,  pracs.  4*  Juli  1689.  —  Kön.  Et,  ^  Min.  87«.  fol.  133, 
134.  -^  Äüsf. 

*  Gesuch  annexo  proteatatiane  cinigtT  Dep.  von  kl.  St.  —  1.  c, 
^  Memorial  der  anwesenden  Deputierten  von  kl,  8t.  —  Kön.,  pracs. 

IL  März  16m  -  Kun,  Et.  -  Min.  87^,     fol.  153,  IM.  —  Auaf. 
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rertroten  und  diesera  entgegengehen  zu  können  ^  Trotz  des 
\tLsschreiben8  der  Regierang  in  dieser  Angelegenheit  sind 
dem  nach  3  Wochen  erst  7  Stildte  nMchgekommen'**  Aufs 
neue  ergehen  die  Ausachreiben,  dieser  Pflicht  nicht  nur  nach- 
Eukommen^  sondern  auch  ihren  Deputierten  die  Zehrung  zu 
dchicken  und  alte  Reste  an  Landtiigasportelu  zu  begleichen ; 
35  Städte  sind  mit  aolchen  noch  im  Rückstande*. 

Es  ist  erkläHich,  dafs  bei  diesen  kläglichen  Verhältnissen 
I  die  Deputierten  der  Städte  ein  Spielball  wurden  in  den  Händen 
^Hlerer,  die  sie  zu  beeinflussen  verstanden,  der  Kitterschaft  und 
^^per  kurflirtliehen  Beamten,  ersterer  bei  der  Konvokation  im 
^Blimt,  letzterer  in  Königsberg  selbst. 

^"  Von  einer  festen  Fügung  des  Organs  der  kleinen  Städte 
auf  dem  Landtage  selbst,  das  geleitet  wurde  vom  jedesmaligen 
Deputierten  von  BartensteiDj  konnte  so  keine  Rede  mehr  sein. 
Die  ganze  Ohnmacht  desselben  trat  khir  zu  Tage  in  dem 
Kampfe  der  kleinen  Städte  mit  der  Krieg^kammer  bei  der 
^^Wiedereinführung  der  Acciso  1689,  der  daher  unter  diesem 
^■Gesichtspunkt  hier  zu  betrachten  ist. 

^"         Wie  die  Kriegskammer   im  Kampfe   mit   den    Ober  raten, 
die   das   Interesse   der   Ober  stände   dabei    vertraten ,    die  Ein- 
führung der  Accise  bei  den  kleinen  Städten  1687  durchgesetzt 
hatte,  80  war  sie  auch  nach  der  Abkehr  der  Städte  von  der- 
selben 1688  wieder  in  diesem  Sinne   thätig.     Es  gelang   ihr, 
im  Juni  lö89   die    wenigen  Anwesenden   von   kleinen  Städten 
zu  gewinnen.     Der  Deputierte  von  Bartensiein  und  die  grofse 
^^Uehrzahl  waren  abwesend,  anwesend  nur  die  Deputierten  v*in 
^HKAstenburg,  Friedland,  Schi|>penboil,  Marien wcrder,  Saalfeld, 
^TJomnau    und   Instcrburg^,     Der    Umstand,    dals   Rastenburg, 
wohl    infolge    seines    reichen    llufenbesitzes,    durch    die    Ein- 
filhrung  der  Accise  grofsen  Vorteil  hatte  —  seine  Accise  trug 
im  Juli  1689   86  Thlr.,    und   es   hätte    nach   der   Hufensteuer 
im    Monat   150  TIdn    beigetragen    — ,    erleichterte  die    Über- 
redung,   und   unter  seiner  Führung   (iberreichten    die   Depu- 
tierten  dieser   7    Städte,    während   die   übrigen    Stände    nach 
Überreichung   der  Bedenken    bereits    entlassen  waren  *j    nach 
kurzer  Beratung  die  Willigung  der  Accise,   mit  einem  Regle- 
1      ment,    das   ihnen   die   Kriegskaramer   vermutlich   selbst   nach 


^  Bitten  der  kl  St  ^  Kön.,  praes.  17.  Febr.  l$9a    -  K5ii.  Et  — 
87d.    foh  112,  118.  ^  Ati«f. 
_  *  MeiDoriai  der  imwc»endeo  Deputierten  von  kl.  St  —  Kön.,  praes* 

iL  Mira  1690.  —  Kön.  Et  -  Min.  S7^.    foK  15H,  154.  —  Auaf 

*  Anwchreiben  an  die  kL  St  -  Köu.,  14.  März  1690.  —  Köii,  Et 
-  Mio.  87d.    foL  155—157.  -  Konzejst. 

*  Gesuch  azuiexo  pro  tes  tat  Jone  einiger  Deputierten  von  kl.  St  — 
Köti.  praeH.,  4.  Juli  1689.  —  L  c. 

*  RelatioD  der  Pr.  Reg.  —  Köd.,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et  —  Min. 
fol.  209,  210.  —  Konzept. 
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dem  Muster  der  vorjährigen  Accise  entworfen  ^  Vier  oder 
fünf  Stadtschreiber,  meinte  später  die  damit  nicht  zufriedene 
Regierung,  seien  es  gewesen^.  Bald  nach  dem  Wiederzu- 
sammentritt der  Stände  protestierte  dagegen  der  Bürgermeister 
Ungefug  von  Bartenstein,  im  Namen  von  15  Städten,  schliefs- 
lieh  eine  Hubensteuer  mit  den  Oberständen  willigend*.  Der 
Konflikt  im  Kollegium  setzte  sich  fort  durch  eine  Protestatio 
solemnissima  jener  gegen  diese  unrechtmäfsige  Willigung*, 
die,  wie  ein  darauf  folgendes  Memorial*,  nicht  durch  die  Re- 
gierung, sondern  dem  Kurfürsten  direkt  zuging*.  Dieser 
stellte  sich,  obgleich  er  das  Ungewöhnliche  des  Vorgehens 
zugab,  doch  natürlich  auf  die  Seite  Rastenburgs  etc.  Er  be- 
tonte, dafs  auch  durch  jene  wenigen  das  ganze  Corpus  der 
kleinen  Städte  repräsentiert  worden  sei'.  Da  schliefslich  20 
Städte  sich  für  die  Accise  erklärt  hatten,  Ungefug  aber  nur 
15  vertrat,  so  hatte  der  Kurfürst  Recht  mit  seinem  Tadel 
gegen  die  Regierung,  dafs  sie  nicht  auf  die  meisten  Vota  ge- 
sehen habe*. 

In  formloser  Weise  ward  man  so  der  kleinen  Städte  Herr, 
und  formlos  blieb  auch  das  weitere  Auftreten  derselben.  Schon 
ihre  andauernd  geringe  Deputiertenzahl  konnte  Eindruck  auf 
dem  Landtage  nicht  mehr  machen.  Wie  1689  bereits  eine 
ganze  Zahl  von  Städten  in  dem  Kampfe  um  die  Accise  gar 
keine  Stellung  genommen  hatte,  so  konnte  1693  eine  über  die 
Accise  gewilligte  Summe  von  2000  Thlr.  revoziert  werden, 
da  diese  Willigung  nur  durch  2  Deputierte  geschehen  sei,  die 
kein  Kollegium  bilden  könnten  ^.  Was  wollte  es  sagen,  wenn 
sich  in  den  Bedenken  die  kleinen  Städte  regelmäßig  über 
ungewilligte  Auflagen  beklagten,  wenn  sie  betonten,  dafs  sie 
mit  den  Oberständen  „in  pari  täte  jurium  et  privilegiorum" 
stünden,  wenn  sie  dagegen  protestierten,  dafs  man  sie  nicht 
zur   Beratung   des   neuen  Landrechts   gezogen   habe®:    durch 


*  Derer  von  kl.  St.  Williguug;  mit  Beilage:  Accise-Reglement.  — 
Kon.,  praes.  23.  Juni  1689.  —  Kön.  Et.  —  Mm.  87*.  fol.  IC«— 115.  — 
Ausf. 

2  Relation  der  Vt.  Reg.  —  Kön.,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87«.    fol.  209,  210.  —  Konzept. 

'  Erklärung  derer  von  kl.  Städten.  —  Kön.,  30.  Juli  1689.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  725.     No.  73  p.  820-828. 

*  Protestatio  sollemnissima  der  Deputierten  von  Rastenburg  etc.  — 
ad  Reskr.  vom  17.  Aug.  1698.  —   Kön.  Et.  —   Min.  87«.    fol.  189—192. 

—  Ausf. 

*  Memorial  der  Städte.  —  ad  Reskript  vom  19.  Aug.  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  201—204.  —  Ausf. 

*  Reskr.  vom  19.  Aug.  1689.  —  1.  c. 

'  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  24.  Dez.  1693.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

—  Ausf. 

«  Erachten  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  5.  Juli  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Ausf. 
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ihr  Organ  vermochten  sie  «lern  auf  dem  Landtage  keinen 
Nachdruck  zu  geben. 

Ihm  fehlte   die  Einheit,   die  die    rechtliche  Gebundenheit 

an  den  Auftrag  auch  schwankenden  Gh'edern  der  Ritterschaft 
verlieh*  Ihm  fehlte  der  ständische  Geiöt,  sicli  als  Korporation 
zu  flihJen,  Ihm  fehlten  vor  allem  die  Persönlichkeiten,  die 
im  Landrat  und  in  der  Kitterschaft  sich  Geltung  zu  verschaffen 
wufsten  und  ein  mehr  oder  weniger  erfolgreiches  Unterhandeln 
der  Landeshoheit  geboten  erscheinen  lietaen* 

Von  einer  planmäfsigen  Beeinflussung  rm  landeshoheit- 
lichen Sinne  ist  daher  auch,  nachdem  man  die  kleinen  Städte 
durch  die  Accise  w^irtschaftlich  gebunden  ^  in  der  ganzm 
F^olgezeit  keine  Rede  mehr.  Im  Kampfe  um  die  Landeshoheit 
waren  sie  längst  bedeutirngslos.  An  dem  Verlaufe  des  wirt- 
schaftlichen Kampfes  zwischen  Stadt  und  Land  hatten  diese 
Zwitterwesen  ein  nicht  weit  genug  gehendes  Interesse.  Sie 
tlberliefsen  ihn  ganz  den  kräftigeren  Genossen  ihrer  Kurie, 
den  Städten  Königsberg.      - 

Diese  letzteren^  bestehend  aus  der  Altstadt^  dem  Kneiphof 
und  Löbenicht,  finden  ihre  Vertretung  auf  dem  Landtage  — 
und  nur  dies  kommt  fUr  uns  hier  in  Betracht  —  durch  die 
Bürgermeister  der  3  Städte.  Ihr  Wortführer  ist  der  der  Alt- 
stadt, in  unserer  Zeit  v.  Derschau.  Ihren  Auftrag  erhielten 
sie  von  der  gesamten  Bürgerschaft  ^  Unter  deren  Kontrolle 
standen  sie  in  ihrem  Auftreten  auf  den  Landtagen.  Die 
Sonderst  eil  ungy  die  die  Städte  Königsberg  in  der  ganzen  Zeit 
einnahmen,  war  ihnen  besonders  ge-sichert  durch  die  Be- 
gtinstigung  seitens  des  Fürsten  im  Kampf  gegen  die  Ober- 
stände.  In  ihrer  Stellung  zum  Fürsten  tritt  erst  am  Ende 
miierer  Periode  ein  Wandel  ein*  — 


>  Lydicins,  Notitiae  Dneatus  Prussiae  (1677).    Cap.  IV  p.  143. 


Viertes  Kapitel. 

Verlauf  der  Landtagshandlung. 


Erster  Abschnitt. 
ErSffnang  des  Landtages. 

Der  Tennin  für  die  Eröffnung  der  Tagung  war  vom 
Kurfürsten  bestimmt,  von  der  Regierung  in  den  Ausschreiben 
kundgegeben  worden.  Nicht  immer  wurde  er  pünktlich  inne- 
gehalten. Acht  Tage  in  der  Regel  nach  der  Wahl  in  den  Ämtern 
sollte  der  Landtag  in  Königsberg  zusammentreten*.  Doch 
Mangelhaftigkeit  der  Wege  und  Unbill  der  Witterung  gaben 
den  Deputierten  der  entfernter  gelegenen  Ämter  oft  Anlafs 
zur  Verspätung,  und  angesichts  der  noch  gelichteten  Reihen 
schob  die  Regierung  die  Eröffnung  drei  bis  vier  Tage  hinaus '. 
Die  Zwischenzeit  benutzten  die  einzelnen  Kurien,  um  in  der 
Landrats-  und  Landbotenstube  Vorberatungen  zu  treffen  oder 
zu  späteren  Wahlen  und  zu  Absichten  der  Regierung  Stellung 
zu  nehmen^. 

Erschien  die  Zahl  der  Versammelten  genügend  —  die 
Landräte  erschienen  zumeist  sämtlich ,  von  der  Ritterschaft 
hielt  man  1700  schon  16  für  die  40  Kreise  zureichend  — ,  so 
fand  die  Eröffnung  des  Landtages  statt  Alle  Glieder  des 
Landtages  begaben  sich  dann  in  die  Oberratsstube,  die,  wie 
die  andern  hier  in  Betracht  kommenden  Räumlichkeiten,  auf 
dem  Schlosse  lag,  um  dort  die  kurfürstliche  Proposition  zu 
vernehmen,    die  von    dem   Kanzler  —    es   ist  in   cler  ganzen 


1  Ausschreiben  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  14.  Juli  1688.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87d.    fol.  3,  4.  —  Konzept. 

'  Relation  der  Pr.  Reg.  oetr.  Konvokation  des  Landtages.  —  Ron., 
28.  Nov.  1695.  —  R.  6.    B.B.B.  4.  —  Ausf. 

3  „Tagebuch**  eines  Landrats  zum  Landtage  1692.  —  Kön.  1692.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  741.     No.  99  fol.  627-644.  —  Eigenhändig. 
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Zeit,  da  noch  Tagungen  ätattfinden,  Georg  Friedr*  v.  Kreytzen  — 
verlenen  wurde.  So  wenig  in  jener  Zeit  eine  ^Öfteotlichkeit** 
libcrlianpt  in  Frage  kam,  und  no  geschlossen  die  Verhandlungen 
selVjst  in  den  einzelnen  Kurien  waren»  in  denen  die  Deputierteu 
z.  B.  sich  durch  ein  Kreditiv  *  ausweisen  mufsten ,  der  Vor- 
gang in  der  Oberratsstube  scheint  öffentlich  gewesen  zu  sein 
und  zahlreiche  Bürger  Königsbergs  angezogen  zu  haben.  Denn 
nicht  anders  erklärt  es  sich  sonst,  dafs  die  Regierung  1699 
die  Verlesung  eines  Passus  der  Proposition  unterliefst  weil  sie 
befürchtete,  die  Oberstände  möchten  dadurch  „vor  der  grofsen 
Zahl  der  versammelten  Leute  beachärat  werden"  ^. 

Die  Proposition  selbst  war  in  der  Form  zumeist  das  Werk 
der  Regierung  bezw.  des  Kanzlers,  Nur  selten,  wie  1699» 
wurde  sie  zur  Verlesung  fertig  übersandt.  Wohl  aber  gingen 
der  Regierung  stets  die  Direktiven  für  dieselbe  erat  zu  und 
mufsten  rechtzeitig  erbeten  werden,  da  der  Kern  der  Vor- 
ßchlÄge  ja  schon  im  Ausseh  reiben  enthalten  sein  mufste*  In- 
halt und  Fassung  der  Proposition  waren  ungemein  wichtig,  da 
ja  letztere  die  Grundlage  für  dw.  Fassung  der  Instruktion  wie 
ftir  die  Verhandlungen  abgab,  Bestimnitheit  in  derselben  ver- 
einfachte die  Verhandlungen,  Unklarheit  zog  sie  in  die  Länge, 
Nur  ein  Verkennen  dieser  Sachlage  und  der  ganzen  recht- 
lichen Struktur  der  Stände  konnte  1688  den  Kurl^üraten  glauben 
macheDf  er  werde  durch  Unbestimmtheit  der  Forderungen  die 
Stände  gewinnen.  Die  Oberräte  ^  die  wohl  wufsten,  da&  sie 
nur  die  Kosten  der  gegenseitigen  Mifsveratändnisse  zu  tragen 
hatten,  drangen  deshalb  von  vornherein  auf  eine  präcise 
Fassung^.  Der  Erfolg  des  ersten  Jahres  gab  ihnen  Recht, 
und  die  Forderungen  waren  hinfort  bestimmt. 

Der  Ursprung  der  in  der  Proposition  enthaltenen  Gedanken 
iat  nicht  immer  in  Berlin  zu  suchen;  sie  haben  oft  ihre  Ur- 
heber in  Königsberg.  Es  war  natürlich,  dafs  den  Mitgliedern 
da«  Geheimen  Rats  die  Einsicht  in  die  preursischen  Verhält- 
nisse ^  die  zu  einer  glücklichen  und  Erfolg  versprechenden 
Proposition  nötig  war,  weniger  eignete»  als  denen,  die  an  Ort 
und  Stelle  das  Kampffeld  überblickten.  Und  sich  auf  die 
Berichte  der  zunächst  zuständigen  preufeischen  Regierung 
dabei  zu  verlassen,  erschien  bald  wenig  rätlich.  Ein  Ausweg 
bot  »ich  auch  hierfür  in  der  Entsendung  von  besonderen  Be- 
amten. Der  Einflufs  der  Berichte  von  Fuchs  während  seiner 
Sendung   1691  und  1692   auf  die    Propositionen   dieser  Jahre 


•  .Tigebuch*.    1.  c  foL  636. 

«  Relatiot»  der  Pr.  Äeg.  ~  Kön.,  30.  Nov.  1099.  —  R.  6.  ß.B.ß,  5. 
—  Aast 

*  R^tUtion  der  Pr,  Reg.   -^   Köa.,    5.  Äug.  1686*    -    Kön,  Et  — 
Mlii.  STJ,    fol,  41,  42.  —  Konzept. 
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ist  wohl  nachweisbar  V,  ebenso  wie  der  von  Barfufs  1695  unä 
1696^.  Die  glücklichsten  Berater  fand  man  bald  in  den 
Beamten  der  Krtegskammer ,  vor  allem  in  Fnedn  Kittmer*, 
Auf  die  Zuschriften  von  Colin  a<  d,  Spree,  die  ihm  als  Kon- 
zepte zugingen,  damit  Stände  und  Regierung  nichts  ert'ühren*, 
sandte  er  seine  „Erinnerungen"  *,  die  dann  in  die  die  Vorlage 
für  die  Proposition  hildenden  Heskripte  an  die  Regierung 
übergingen^.  Wie  1694,  so  ist  auch  1697*^  sein  Haupteinflufa 
deutlich  erkennbar  1698  wurde  er  durch  persönliche  Zn- 
schrtft  nach  Berbn  befohlen  ^.  Im  folgenden  Jahre  wurde  da« 
statistische  Material,  das  er  zur  Formulierung  der  neuen  Foi^ 
derungen  übersandt  hatte,  direkt  der  Regierung  zugestellt; 
Küpner  galt  öffentlich  als  Vertrauensperson  des  Kurfürsten*. 
NtcM  ohne  Zusammenhang  damit  steht  es  sicher,  dala  im 
nächsten  Jahre,  1700,  der  Kanzler  v.  Krcvtzen  selbst  in  Berlin 
weilt;  in  dem  nun  in  Frage  kommenden  Reskripte  wird  auf 
die  Verbandlungeu  mit  ihm  verlesen*;  Küpner  tritt  in  dieser 
Zeit  in  den  Hintergrund,  Das  bezügliche  Reskript  von  1701 
wieder  zeigt  den  mafsgebenden  Einflufs  des  in  Gunst  stehenden 
Obersekretärs  G.  v.  Werner'**,  und  erst  1703  hatte  Küpner 
wieder  das  volle  Vertrauen  seines  Herrn,  Was  er  nach  Auf- 
forderung desselben  als  Beratungsgeß:enstände  und  Forderungen 
für  den  Landtag,  den  letzten,  bezeichnete^  ist  teilweise  wörtlich 
in  das  Reskript  und  die  Proposition  selbst  übergegangen*** 

Neben  den  die  Forderungen  selbst  bezeichnenden  Ab» 
schnitten   enthielt   die  Froposition    zumeist  als   captatio  bene» 

'  Reskript  an  P,  v.  Fuchs  wegen  der  Laiidtagahandlung.  -^ 
Potsdam,  24.  März  169L  —  R.  6*  B.B.B.  2.  —  Ausf. 

^  Reskript  an  v.  Barfufs.  —  Cleve,  4  Aüg.  1690.  —  R6.  B.B.B.  5. 
--  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D, 

*  Reskript  (alß  Konzept]  an  Kammerrat  Küpner.  —  Colin,  20.  Febr. 
1094.  —  R.  6.  B^B.  4. 

*  Ohnmafsgebliclie  Erinnerungen.  —  1694.  —  R.  6.  liB.B.  4.  — 
Eigenhändig.  —  Rrilation  von  Kupncr  auf  das  vertrauliche  Reskr. 
vom  20.  PeBr.  1694.  -  Kön.,  9.  Ukiz  1094.  -  R.  6.  B.B.ß.  4,  —  Eigen- 
liändig. 

^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  26.  Marss  1604.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  ge^.  D.  L.  v.  D. 

^  Projekt  zum  bevorstehenden  Landtage,  —  Kön.,  8.  Okt*  1697.  — 
R.  6,  ß.B.B.  5.  ^  Eigenhändig. 

T  ReBkript  an  Küpner.  ^  Cülhi,  4.  Jan.  1698.  —  R.  7.  No.  lt. 
^  Konzept. 

*  Memonale  von  KüDner^  ad  Reskript  an  Pr.  Reg.  —  Küatrin, 
15.  Okt.  inm.  —  R.  6.  B,B.ß.  5. 

«  Reflkript  au  die  Pr.  Reg,  —  Potsdam,  8.  Okt.  170O.  —  R.  6. 
B  B.B.  .5 

1°  Relation  von  Werner.  —  Kön.,  IL  Okt.  1701.  -  R.  6.  B.B.B.  6. 

—  Eigenhändig. 

Ji  Bericht  von  Kupu  er.  —  Kön.»  18.  Sept.  ITaS.  —  R  6.  B.ß.ß.  e. 

—  Eigenhändig.  —  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  u.  Kriegakammer.  — 
C5lln,  25.  Okt.  1703.  —  R.  6,  B.B.B.  6.  fol,  112^119.  -  Konxept, 
ohne  Sign. 
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volentiae  im  Eingange  die  Geneigtheit  de»  Kurfürsten  den 
8tila<len  gegenüber  ausgesprochen  * ,  sowie  des  weiteren  eine 
in  der  Folge  immer  eingehender  werdende  Begründung  der 
Notwendigkeit  dieser  Forderungen^  die  auf  die  politische  Kon- 
stellation Bezug  nahm  und  dem  Ganzen  oft  eher  den  Ausdruck 
eine<8  Bittgesuches  als  den  einer  fürötlichen  Forderung,  her- 
geleitet aus  der  landeshoheitüchen  Stellung,  gab*.  Wiederholt 
wurde  die  Regierung  angewiesen,  auf  die  Darlegung  dieser 
politischen  Verhältutese  besondere  Sorgfalt  zu  verwenden.  An 
Gelegenheit  dazu  fehlte  es  nie,  da  man  in  der  ganzen  Zeit 
in  auswärtigen  Kriegen  engagiert  war.  Da  jedoch  Preufsen 
.sich  durch  die  Nöte  etwa  des  Wiraischen  Reichs  nicht  besonders 
besehwert  fühlte,  verfingen  diese  Hinweise  kaum.  Dringender 
wurden  sie  nur,  wenn,  wie  nach  1696,  auf  die  von  Polen 
drohenden  Konflikte  verwiesen  wurde,  die  auch  Preufsen  in 
Mitleidenschaft  ziehen  konnten-,  Sehliefslich  fehlte  auch  die 
Andeutung  selten,  wie  wenig  Preulsen  im  Verhältnis  zu  an- 
deren Provinzen  bisher  noch  beigetragen  habe*,  und  der 
Appell  an  die  Liebe  der  Unterthanen  zum  Landesherrn,  der 
es  ^gleichviel  sei,  ob  das  Geld  in  des  Herrn  oder  der  Unter- 
thanen Kasten  liege**  ^. 

Der  Verlesung  der  Propositioii  folgte  im  Namen  der  zum 
Landtage  Versammelten  die  Antwort  des  Landrats- Direktors. 
Sie  war,  wie  jene,  nur  eine  Förmlichkeit;  denn  sie  konnte 
»ich  nur  in  Gemeinplätzen  bewegen  und  durfte  der  Beratung 
der  Kurien  in  keiner  Weise  vorgreifen.  Am  Schlufs  bat  der 
Hedner  um  Aushändigung  eines  scliriftlichen  Auszuges  aus  der 
2U  Protokoll  genommenen  Präposition,  damit  dieser  zur  Grund- 
lage der  Beratungen  gemacht  werden  könne.  Er  wurde  ihnen, 
vom  Obersekretär  der  Oberratsstube  vollzogen,  übermittelt, 
ebenso  wie  etwaige  besondere  kurfürstliche  Anschreiben  an  die 
Stände,  die  diese  für  die  Beratungen  günstig  stimmen  sollten*. 

Damit  war  der  Landtag  eröffnet;  der  Form  war  genügt; 
etwas  Neues,  das  ihnen  nicht  schon  bekannt  gewesen  wäre, 
hatten  die  Stände  nicht  vernommen.  Sie  wurden  nun  vom 
Kurfürsten  zu  Gaste  geladen,  „zu  einem  Mittagsmahle  ge- 
nötiget**  **.  War  die  Stimmung  eine  besonders  günstige,  etwa 
in  Erwartung  eines  bevorstehenden  Besuches,  so  wurden  wäh- 


«  Landtagfipropoaition.  —  Kön..  11.  Okt.  1688.  —  Köß.  Ostpr. 
Fol,  725.    No.  1  p.  1—9. 

«  Reskript  an  die  Pr,  Reg.  —  Oranienburg,  H.  Nov.  i6ö7.  —  R.  e. 
B.ß,B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  X,  v.  D. 

•  Landta^spropoaition.  pjehalten  in  der  Ob(*rrats8tub^  bei  einer 
TolkrL'ichcn  Versammlung  der  Ständt».  —  K5n.,  8.  Jimi  16&4»  —  ß»  6, 
BkB  B  4 

*  .Tagebuch*,    l  c-  fol.  629. 

»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  28.  Nov,  IWi.  -  ß.  6  B.B.B.  4, 
—  Ausf. 
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rend  dieser  Mahlzeit  auch  die  Geschütze  gelöst^,  und  der 
Kurfürst,  der  über  solche  Erhöhung  der  Feierlichkeit  erfireut 
war,  gab  gern  die  Einwilligung  und  wies  die  Kosten  da- 
für an«. 


Zweiter  Abschnitt. 
Charakter  der  Verhandlungen. 

Die  nun  beginnenden,  in  den  drei  Kurien  getrennt  statt- 
findenden Verhandlungen  dürften  füglich  als  Beratungen  nur 
in  der  ersten  Kurie  zu  bezeichnen  sein;  denn  nur  dort  war 
ein  Abwägen  der  Gründe  pro  affirmativa  et  pro  negativa  und 
eine  in  einer  conclusio  darauf  folgende  Stellungnahme  mög- 
lich. Die  Deputierten  der  beiden  anderen  Kurien  waren  mehr 
oder  weniger  gestützt  und  geschützt  durch  ihre  Instruktion, 
und  ihre  Verhandlungen  durften  im  wesentlichen  nicht  darüber 
hinausgehen,  zu  vergleichen,  wie  weit  die  Forderungen  der 
Proposition  der  in  der  Instruktion  formulierten  Willigung  der 
„Hinterbliebenen"  entsprachen,  und  darnach  SteUung  zu 
nehmen.  Diese  rechtliche  Struktur  ist  mafsgebend  für  den 
Verlauf  der  Verhandlungen;  sie  nur  erklärt  auch  den  Wert, 
den  der  Landtag  als  ständisches  Kampf-,  besser  Jetzt  Trutz- 
org^n  noch  hatte.  Dieser  Wert  lag  wesentlich  in  der  zweiten, 
wenifi;er  nur  in  der  dritten  Kurie.  So  lange  man  dort  an  der 
rechtlichen  Grundlage  in  ihrer  Reinheit  festhielt,  war  den 
Ständen  nicht  beizukommen.  Die  Veranlassung  und  Gelegen- 
heit für  die  Landeshoheit  zum  aggressiven  Vorgehen  lag  also 
hier,  vor  allem  im  zweiten  Stande,  auTserhalb  der  Tagung. 
Nicht  so  im  ersten  Stande.    Hier  war  Beeinflussung  der  Kor- 

B^ration  als  solcher  auch  während  der  Tagung  wohl  möglich, 
iese  Beeinflussung  des  ersten  Standes  wurde  um  so  wirk- 
samer für  die  ganze  Tagung,  als  die  Landräte  durch  Ansehen 
und  Verbindungen  grofsen  Einflufs  auf  die  Ritterschafit,  schon 
in  den  Amtskonvokationen,  hatten.  Wie  diese  früher  an  jenen 
Halt  gefunden,  so  gewann  sie  jetzt  in  den  Landräten  Deckung 
gegenüber  den  durch  etwaiges  Nachgeben  oder  Abweichen  von 
den  ständischen  Grundlagen  verursachten  Vorwürfen  der  Ge- 
nossen. Diese  Gesichtspunkte  sind  im  Folgenden  festzuhalten, 
um  in  der  weiteren  Darlegung  der  Thätigkeit  der  Organe 
auch  die  wunden  Stellen  und  Angriffsflächen  derselben  nicht 
aus  den  Augen  zu  lassen. 


»  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Jan.  1690.  -  Kon.  Et.  —  Min.  87*. 
fol.  123,  124.  —  Ausf. 

«  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  4.  Febr.  1690.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87<i.    fol.  116,  117.  —  Ausf. 
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Dritter  Abschnitt 

Taii^iiiigsoTt :  BeteilijE^ntijc  an  den  Verhandlungen;  Leitnug 

derselben. 

Die  Verhandhingen  selbst  spielten  sieh  ab  in  der  Land* 
rata-  und  der  Lftndbotenstube.  Eines  besonderen  Rnnmes  fiir 
die  Städte  wird  nie  gedÄcht  Es  darf  vermutet  werden,  daf» 
die  Städte  Königsberg  auf  dem  altstädtischen  Rathause  ihre 
Beschlüsse  fafsten,  die  wenigen  Deputierten  der  kleinen  Städte 
aber  auch  die  Landbotenstiibe  zugewiesen  erhielten. 

Die  Tagungen  in  den  gedachten  Kimmen  dürften  nat*h 
den  spärlichen  Berichten  ziemlich  formlos  verlaufen  sein, 
Schou  die  Teilnahme  war  oft  recht  mangelhaft,  bei  Landräten 
sowohl  wie  bei  Deputierten,  Ein  grofser  Teil  entfernte  sich 
zuweilen  bald  nach  der  Eröffnung  des  Landtags,  die  Laiidräte, 
da  sie  trotzdem  Zehrung  erhielten,  die  Deputierten,  um  sie 
ihren  „Hinterbliebenen**  zu  ersparen,  oder  weil  sie  von  den- 
selben nur  schwer  zu  erhalten  war.  Bei  den  Landräten  kamen 
auch  wohl  andere  Gründe  dazu.  Gleich  1688,  als  es  sich  be- 
sonders der  Ritterschaft  darum  handelte,  möglichst  entschiedene 
Stellung  zu  nehmen,  und  die  Ritterschaft  dabei  auch  auf  die 
Unterstützung  der  Landräte  rechnete,  absentierten  sich  die 
meisten  der  Landräte,  die  Sehwierigkeit  des  Falls  ermessend. 
Denn  gewifs,  sie  waren  persönlich  für  das  Resultat  verantwort- 
lieht während  die  Deputierten  durch  ihre  Instruktion  geschützt 
waren.  Nach  der  Meinung  des  Kurfürsten  aber  sollten  sie 
mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  In  diesem  Sinne  erging  die 
Weisung  an  sie,  mit  der  Drohung,  dafs  ihnen  sonst  die  Zehrung 
entzogen  würde'.  —  Dies  Fernbleiben  zog  natürlich  die  Ver- 
handlungen ungebührlich  in  die  Länge.  Auf  dm  Bericht  dos 
auch  auf  diesen  Übelstand  ac^htsaraen  Küpner  ^  erging  deshalb 
nach  seinem  Vorschlage  direkt  das  Verbot  für  Landräte  und 
Deputierte,  während  der  Tagung  nach  Hause  zu  reisen  ;  die 
I  doch  thäten,  sollten  nicht  wieder  zur  Session  zugelassen 
^werden".  Da  auch  dies  nicht  half,  wurde  sehliefslich  1700 
eine  Strafe  von  100  Thln  auf  das  Fernbleiben  gesetzt,  um  so 
die  Deputierten  vor  allem  zu  ihrer  Pflicht  zu  zwingen^:  ein 
Bchlimmes  Zeichen  für  die  Tagungsfreudigkeit  der  Stände. 

Die  Leitung  der  Verhandlungen  in  der  Landratsstube  lag 


^  Reskript  der  Pr.  Reg,  an  den  Rauptüitmn  zu  Brandenburg.  — 
Kön^  28.  Okt.  1688.  —  KlJn.  Et  —  Min.  87^     fol.  70.  —  Konaept. 

»  Relation  von  Köpner.  —  Kr>n.,  a  Juni  1694,  —  R.  6  B,B.B.  4. 
*-  EigenhäncUg. 

»Reskript  an  die  Pr.  Reg,  —  Colin,  19.  Juni  1694.  —  Kön.  Ostpr, 
Fol  744.    FoL  87--90.  ~  Ans?. 

*  Protokoll  der  OberrÄt»«tnbe.  —  Kr.n.,  23,  Febr,  1700.  —  Kön. 
Oitpr.  FoL  750.     No.  m  (ol  24^,  249, 
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dem  Landratsdirektor  ob,  dem  Sprecher  aller  Stände  bei 
öffentlichen  Gelegenheiten.  Zugleich  Hauptmann  von  Branden- 
burg, wurde  er  von  dem  Kollegium  nicht  gewählt,  sondern 
ihm  durch  den  Kurfürsten  gesetzt  Nach  der  Einführung  in 
das  Oberamt  fand  vor  Beginn  des  nächsten  Landtages  die 
Introduktion  auch  in  das  Amt  des  Direktors  in  der  Oberrats- 
stube statt.  Widerspruch  konnte  das  Kollegium,  falls  der 
Gewählte  ihm  mifsliebig  war,  nicht  erheben,  wenn  man  sich 
auch  nicht  scheute,  gelegentlich  dies  Mifsfallen  zu  markieren. 
Christoph  v.  Wallenrodt,  der  den  Landräten  schon  vorher 
Unruhe  gemacht^,  wurde  so  1692  empfangen;  sein  schnelles 
Aufrücken  und  die  nahe  Verwandtschaft  mit  dem  Landhof- 
meister machten  sie  mifstrauisch.  Sic  zeigten  ihm  denn  auch 
weiter  ihr  Mifstrauen,  indem  sie  nach  einigen  Tagen  nicht 
ihn,  dem  es  nach  seiner  eigenen  Behauptung  zukam,  zum 
Direktor  des  Landkastens  wählten,  sondern  seinen  Vetter 
Siegmund  v.  Wallenrodt,  den  laügjährigen  Vogt  von  Fisch- 
hausen*. —  Zu  den  wichtigsten  Funktionen  des  Landrats- 
direktors gehörte  die  Abfassung  der  Bedenken^;  nur  selten 
blieb  diese  einem  andern  Landrat  überlassen,  wie  1692  dem 
Hauptmann  von  Tapiau^.  Auch  lag  es  dem  Direktor  ob, 
wenn  dazu  nicht  besondere  Deputierte  bestimmt  wurden,  ge- 
meinsame Anliegen  der  Stände  oder  nur  der  Oberstände  vor 
die  Oberräte  zu  bringen*.  Die  öftere  Berührung  mit  diesen 
und  anderen  Vertretern  fürstlichen  Einflusses  machte  ihn 
diesem  leicht  zugänglich,  wie  man  ja  bei  der  Wahl  schon  auf 
die  Geneigtheit  dazu  besonders  achtete.  Fürstlicher  Einfluls 
erhielt  durch  ihn  Eingang  in  den  Landrat;  wie  1696  der  Kur- 
fürst den  General  v.  Barfufs  loben  konnte,  dafs  ihm  der  Land- 
ratsdirektor (Chr.  V.  Wallenrodt)  seine  Geneigtheit  zu  mehr- 
jähriger Willigung  und  zum  Eingehen  auf  des  Kurfürsten 
Pläne  im  Vertrauen  ausgesprochen  hatte*,  so  durfte  auch  1701 
Gottfried  v.  Werner  berichten,  dafs  der  Landratsdirektor  (Fr. 
W.  V.  Canitz)  unter  denen  sei,  die  willens  wären,  einen  Teil 
der  Deputierten  zu  dreijähriger  Willigung  zu  disponieren^. 
Ober-  und  Landratsamt,  dazu  die  ständische  Leitung  in  einer 
Person  vereint,  wirkten  zu  stark,  brachten  zu  oft  mit  den 
Organen  der  Landeshoheit  in  Berührung,  als  dafs  der  Inhaber 
nicht,    wenn  Entscheidung  nötig  war,   sich   auf  die  Seite   der 


J  Vgl.  obon  p.  21,  21. 

«  , Tagebuch".     1.  c.  foi.  629. 

3  Unmafsgebliche  Bedenken.  —  ,1697  oder  1698".  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

♦  .Tagebuch",     l.  v.  fol.  636. 
^  .Tagebuch",     l.  e.  fol.  630. 

®  Nebeninstruktion    für   H.  v.   Barfiifs    nach    Preufsen.    —    Colin, 
21.  Juli  1696.  -  R.  6.  B.B.B.  o.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

•  Relation  von  Werner.  —  Kön.,  8.  Nov.  1701.  —  R.6.  B.B.B.  6. 
—  Eigenhändig. 
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Landeshoheit  zu  stellen  geneigt  war,  die,  ihn  durt'li  die  Bo- 
amtung  auszeichnend,    seinen  Peräönliehkeitsdraug  befriedigte. 

Ein  anderes  war  es  mit  der  Leitung  der  zweiten  Kurie, 
die  diese  sich  seibat  sfitzte,  und  die  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  Zusammenfassung  des  Organs  schon  zur  Darstellung  ge- 
kommen ist  ^  Immer  nur  von  beschränkter  Dauer,  brachten 
Wahl  und  rechtliche  Gruntlloge  des  x\mts  den  Inhaber  in 
keine  nähere  Beziehung  zur  Landeshoheit;  besonderen  Einflufs 
auf  den  Landboten-Marschall  auszuüben  erschien  zwecklos  und 
heint  auch  nie  %'ersucbt 

Auch  die  Leitung  des  dritten  in  Betracht  kommenden 
Kollegiums,  der  kleinen  Städte»  noch  zu  werten  und  zu  be- 
einflussen,  erschien  überflüssig.  Die  schon  dargelegte-  Zer- 
rissenheit des  Organs,  das  völlige  Schwinden  ständischen 
Geistes  dokumentierend,  hatte  seinem  Leiter,  dem  jedesmaligen 
Bürgermeister  von  Bartenstein,  alle  Bedeutung  und  allen  Ein- 
flufs entzogen. 

Vierter   Abachnitt 
Upt  «fHÄielle  fieschUftsgai^  bei  dfn  Verhandlungen. 

Die    oben    erwähnte    zeitweise    Abscntiernng   der    Stände 

^war  gewisBermarsen  erklärlich  durch  die  Art  der  Arbeltft- 
^ilung  bei  den  Verhandlungen  :  nicht  gleiclizeitig  erfolgte  bei 
lllen  Kurien  die  Stell ungiiabrae  zur  Proposition.     Diese  wurde 

{Eunflchst  von  den  Landr^^ten  in  Arbeit  genommen.  Wie, 
larüber  geben  einigen  Anhalt  Notizen,  die  ein  Teilnnhmer 
Iber  den  Landtag  1692  gemacht  hat,  Sie  sind  nicht  als  ein 
Protokoll,    wie   es  zunächst  den  Anschein  hat,    i^ondern    eher 

Hils  ein  Tagebuch  anzusprechen.  Der  ungenannte  Verfasser 
hat  seine  Arbeit  nicht  zu  Ende  gefiihrt;  ak  Grund  dazu  giebt 

ÜBT  seine  plötzliche  Abreise  an.  Er  ist  Land  rat,  denn  er  be- 
icichnet  sich  selbst  aln  zu  einer  Deputation  der  LandrHte  ge- 
>rig^.  —  Danach  nun  begann  die  Beratung  in  dieser  Kurie 
lamit,  dafs  man  sieh  Rats  erholte  in  der  Oberratastube,  dann 
iber  durch  Votierung  sotbrt  zur  Feststellung  der  im  „ Be- 
llen ken**  aufzustellenden  Punkte  schritt.  Die  völlige  Einigung 
rer«ch(>b  man    auf  den   folirenden  Tag.     Nachdem  inzwischen 

'der  V^ogt  zu  Ffachhausen  das  Bedenken  verfafst,  wurde  es 
am  folgenden  Ta^r**  verlesen.  Differenzen  blieben  noch  be- 
b*  stehen;  es  handelte  sich  lyesonders  um  die  Erhöhung  der 
WiUigungssumme,  falls  die  Eximierten  zugezogen  würden. 
Wieder  verschob    man    die    völlige   Billigung   der   Bedenken, 


»  Vgl.  oben  p,  5H  f 
«  Vgl  oben  p.  ^  f 
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.Tagpbm  K**  eines  Landrats  zum  Landtage  1692.  —  K5n,  l$d2.  — 
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Sie  wurden  also  am  folgenden  Tage  wieder  verlesen  und 
schliefslich  approbiert.  Von  einer  inzwischen  geschehenen 
Bearbeitung  durch  kurfürstliche  Beamte  berichten  jene  Notizen 
nichts. 

Das  Bedenken  der  Landräte  wurde  den  Deputierten  der 
Ritterschaft  zugestellt.  Hier  ergaben  sich  gröfsere  Bedenken, 
wie  stets.  Zunächst  waren  nur  wenige  zugegen.  Nach  längerer 
Weile  zustande  gekommen,  war  das  Resultat  doch  in  der 
Hauptsache  ein  negatives,  weil  auch  die  Willigung  der  Land- 
räte nicht  in  Einklang  zu  bringen  war  mit  der  Instruktion. 
Die  Ritterschaft  übergab  ihre  Erklärung  den  Städten.  Damit 
war  die  Zeit  vom  28.  April  bis  Ende  Mai  hingegangen;  der 
gröfste  Teil  der  Landräte  und  Deputierten  begab  sich  zum 
Pfingstfest  nach  Hause. 

Durch  die  Teilung  der  Städte  in  Unterkollegien  ver- 
zögerte sich  deren  Stellungnahme,  bis  auch  sie  am  7.  Juni 
ihr  Bedenken  der  Ritterschaft  zustellten,  die  es  mit  dem 
ihrigen  den  Landräten  übermittelte.  Die  Einzelberatung  in 
den  Kurien  war  damit  beendet 

Das  war  der  gewöhnlich  innegehaltene  Geschäftsgang, 
nach  alter  Observanz.  Er  sicherte  in  seiner  Konstruktion, 
dadurch  dafs  wohl  jede  Kurie  getrennt  beriet,  doch  aber  die 
Resultate  der  vorhergehenden  berücksichtigen  konnte,  in  der 
Zeit  der  ständischen  Blüte  ein  geschlossenes  Auftreten,  und 
den  Oberständen  ihre  Präponderanz,  vor  allem  den  Landräten, 
als  diese  noch  wirklich  „custodes  legum  patriae"  waren  und 
sein  konnten.  Mit  der  durch  die  Interessengegensätze  voll- 
zogenen Sprengung  war  die  Einheitlichkeit  dahin;  mit  der 
Beugung  der  Persönlichkeiten  im  Landrat  war  die  Präpon- 
deranz dieses  Kollegiums  der  Ritterschaft  gefährlich,  nicht 
nutzbringend  im  ständischen  Sinne.  Sie  bestand  trotzdem 
weiter,  und  die  Ritterschaft,  reich  nur  an  Willensstärke,  arm 
aber  an  Intelligenzen^,  blieb  im  innigsten  Konnex  mit  den 
L<andräten,  ihren  vermeintlichen  letzten  Freunden.  Das 
charakterisiert  den  Verkehr  der  Kurien  untereinander;  das 
erklärt  auch,  wo  die  während  der  Tagung  zahlreich  statt- 
findenden Beeinflussungsversuche  einzusetzen  hatten. 

Fünfter   Abschnitt 
Privater  Verkehr  der  Kurien  antereinauder. 

Ein  geschäftiges  Hin  und  Her  spielte  sich  während  der 
Tagung  zwischen  Landrats-  und  Land  boten  stube  ab.  Zahl- 
reich sind  die  ungeforderten  Besuche  der  Deputierten.  Jedes 
geringfiigrige    Ereignis,    eine    getroffene    Wahl    etc.,    wird   doi 

>  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  1701.  —  1.  v. 
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LandrHten  mitgeteilt.  80  oft  sich  eine  tbrmelle  Schwierigkeit 
ergiebt,  wird  ihr  Rat  eingeholt.  Als  1692  gegen  Ende  des 
Landtages  noch  ein  DeputitM'ter  eintraf,  nach  ge«eIiohener 
Willigung»  deputiert  „extra  couvtmtum",  entschieden  die  Land- 
rtlte  auf  Anfrage  der  Ritterschaft  den  schwierigen  Fall:  Aiieh 
er  sei  noch  anzunehmen  im  Kollegium,  doch  sine  praejudicio  \  — 
Umgehend  teilte  man  den  Landräten  jede  Weigerung  mit;  man 
bat  sie,  die  Grlinde  dazu  bei  den  OberrJlten  vorzubringen. 
Die  LandrUte  wieder  suchten  zu  vermitteln,  bei  formellen  An- 
gelegenheiten sowohl  wie  bezüglich  der  Willigung.  Sie  luden 
die  Deputierten  in  die  Landratsstube  zu  gemeinsamer  Be- 
ratung, mufsten  jedoch  der  Regierung  als  Resultat  zumeist 
mitteilen,  dafs  auch  der  gröfste  Fleifs  unnütz  gewesen,  dafs 
die  Deputierten  sich  mit  der  Instruktion  entschuldigten^. 
Schärfte  sich  ein  Konflikt,  und  nmtste  wegen  der  schroffen 
Haltung  die  Ritterschaft  hart  behandelt  werden,  wie  1695,  so 
fand  sie  in  einzelnen  Landräten  auch  Fürsprecher  bei  den 
mafsgebenden  Kreisen,  wie  Kalneins  Beispiel  zeigt^.  Die 
Mehrzahl  der  Landräte  freilich  schaute  wohl  klarer ;  sie  konnte 
in  dem  Gebahren  der  Ritterschaft,  die  sich  verschanzte  hinter 
den  dürftigen  Wall  der  Instruktion,  die  Rettung  für  die  Zu- 
kunft nicht  sehen.  Und  wenn  sieh  auch  die  Laudräte  den 
äufseren  Anschlufs  der  Ritterschaft  gefallen  liefsen,  der  in  der 
wirtÄchaftlichen  Grundlage  gegeben  war,  und  bis  zum  Ende 
mit  ihr  zusammengingen  bei  gemeinsamen  Interessen,  z.  B. 
bei  der  Forderung  der  General accise,  so  waren  sie  durch  dies 
Znaammenarbeiten  doch  auch  die  besten  Kenner  derselben, 
und  aus  ihren  Kreisen  gingen  die  Schilderungen  hervor,  die 
die  Qualität  der  Deputierten  in  ein  so  ungünstiges  Licht 
stellten. 

Schroffer  gestaltete  sich  der  Verkehr  zwischen  der  zweiten 
tiüd  dritten  Kurie.  Ein  Zusammengehen  mit  den  Städten 
Königsberg  war  seit  deren  Separation  1681  unmöglich  ge- 
worden und  letztere  in  unserer  ganzen  Zeit  eine  Quelle  be- 
ständigen Haders.  Mit  den  kleineu  Städten  verband  man 
sich  nur  kurze  Zeit  (1688—1889)  auf  der  Grundlage  geroein- 
samer  Interessen.  Als  sich  dieselben  jedoch  durch  Wieder- 
einführung der  Accise  von  der  Ritterschaft  trennten  * ,  als  sie 
6ogar  durch  eine  höhere  Willigung  für  die  Beamten  des  Hof- 
ataata  f6  gr*  anstatt  der  von  den  Oberständen  gewilligten 
5  gT*l    1690  daa   besondere  Vertrauen   des  Kurtlitrsten  zu  ge- 


Et 


'  ^Tagebuch**  l.  t\  foL  6:36. 
*  ^Tiigebucli'*.  L  f.  foh  6^5. 
'   Vgl.  nhen. 

«  Willi|;uii^^  der  kl  Städte.  —  Kön.  pmes,  2».  Juni  1689. 
-  Hin.  H7*.     fol  108-115.  —  Aaef 
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winnen  suchten  ^  schwand  das  Interesse  auch  für  sie.  Ifan 
suchte  deshalb  während  der  Tagungszeit  jede  Gelegeoheity 
um  die  Städte  dies  fühlen  zu  lassen,  vor  allem  wenn  diese 
mit  ihrem  Bedenken  nicht  rechtzeitig  eintrafen.  Hochmütig 
empfing  der  Landmarschall  Abel  v.  Tettau  1691  deren  Depu- 
tierte und  wies  sie  mit  heftigen  Worten  zurecht,  dafs  sie  vom 
31.  Mai  bis  12.  Juni  zu  ihrem  Bedenken  Zeit  nötig  gehabt, 
natürlich  auch  der  „Separation  und  Prägravation"  nicht  ver- 
gessend^. Und  1692  mufste  sich  auf  Anregung  der  Ritter- 
Schaft  der  Direktor  in  die  Oberratsstube  begeoen,  um  die 
Oberstände  gegen  den  Vorwurf  der  Verzögerung  zu  schützen: 
nur  die  Städte  seien  daran  schuld®. 

Sechster   Abschnitt. 
Die  Beeinflussung  der  Landtagshandlnng. 

Die  Zeit  der  Beratung  zeigte  aber  nicht  nur  die  einzelnen 
Kurien,  sondern  auch  die  Organe  der  Landeshoheit  in  Thätig- 
keit.  Sie  setzte  mit  ihrer  Beeinflussung  bei  dem  Teil  der 
Stände  ein,  der  die  geringste  Integrität  aufwies  und  dessen 
Gewinnung  am  erfolgreichsten  auf  die  ganze  Tagung  wirken 
konnte,  bei  den  Landräten.  Die  Beeinflussung  ging  aus  von 
der  Preufsischen  Regierung  im  Auftrage  des  Kurfürsten,  von 
besonderen  Sendungen  und  Beamten,  endlich  vom  Kurfürsten 
selbst. 

Die  Regierung,  die  die  nächste  hierzu  sein  mufste,  zei^ 
freilich,  wenn  auch  nur  in  den  ersten  Jahren,  zuweilen  das 
Bestreben,  eher  den  Kurftlrsten  für  die  Stände,  als  diese  für 
den  Kurfürsten  zu  gewinnen,  besonders  als  es  sich  1689  um 
die  Accise  der  kleinen  Städte  handelte^.  In  der  Hauptsache 
jedoch,  und  vor  allem  in  späterer  Zeit  zeigte  sie  sich  eifrig, 
die  ständischen  Beratungen  im  kurfürstlichen  Sinne  zu  be- 
einflussen. Sie  konnte  schon  nicht  anders,  wollte  sie  sich 
nicht  ganz  durch  die  eigentlichen  kurfürstlichen  Behörden  im 
Vertrauen  des  Kurfürsten  den  Rang  ablaufen  lassen.  Anderer- 
seits war  natürlich  ihre  feste  Stellungnahme  für  des  Kurfürsten 
Forderungen  auf  die  Beratungen  sehr  wirksam.  Vorzugsweise 
suchen  die  Oberräte  die  Landräte  zu  disponieren*,  sie  einzeln 


^  Notdurft  der  beiden  Oberstände.  —  Kön.,  prae».  10.  Juli  1690.  — 
Kön.  87d.    fol.  103-105.  —  Ausf. 

2  Des  Landmarschalls  Beantwortuntc.    —    Kön.,  12.  Juni  1691.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  741.     No.  41  fol.  391,  392.  - 

«  .Tapebueh\     1.  c  fol.  630. 

♦  Relation  der  Pr.  Reg.     -  Kön.,  15.  Nov.  168^.  —  Kön.  Et.  —  Min. 
87-.     fol.  92,  93.  —  Konzept 

/  I)es;;l.  Kön.,  1.  Nov.  16>>S.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.    fol.  73. 

—  Konzept. 
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!©r  auch  in  corpore  vor  sieh  bescheidend'.  Wie  die  Re- 
ierung  stets  bericntete,  waren  sie  leichter  zu  gewinnen.  Aber 
ie  drang  auch  in  die  Deputierten  der  kleinen  Städte ,  die 
iderstrebenden  unter  ihnen  zur  Aufnahme  der  Accise  zu  be- 
regen, da  sie  nun  einmal  gesehen,  dafa  der  Kurfürst  auf 
einem  Wunsch  bestand  * ;  und  sie  gewann  durch  unablässiges 
Erinnera  auch  wohl  die  Ritterschaft,  die  einen  Auöschufs  zu 
ihr  entsandte®.  8ie  beschleunigte  durch  ihre  Aufmunterung 
die  Entschliefaiing  der  Städte  Königsberg,  wenn  diese  „mit 
ihren  ZUnften  und  Gewerken  nicht  so  eilig  fortkommen  konnten^  *. 
Und  wo  ihr  Einflufe  publice  schwerer  war,  wie  ja  immer  bei 
der  Hitterschaft,  suchte  sie  unter  der  Hand  mit  Einzelnen  zu 
verhandeln'^  und  den  einen  und  anderen  zu  sondieren^. 

Gewif»  war  die  Stelhmg  der  Regierung  oft  schwer.  Sie 
lufste  des  Kurfürsten  Ungnade  spllren ,  wenn  sie  in  der  Be* 
rbeitnng  lässig  schien'.  Aber  aas  stetige  Verleugnen  stän* 
"dischen  Sinnes  und  Interesses,  das  die  Genossen,  deren  Kreisen 
die  Glieder  der  Regierung  entstammten,  mit  der  Beeffiflussung 
im  kurfürstlichen  Sinne  an  ihnen  wahrnahmen,  gewann  ihnen 
auch  keine  Sympathien.  Der  Kanzler  G,  Fr.  v,  Kreytzen, 
der  1694  zu  solcher  Bearbeitung  von  der  Regierung  vor- 
geschickt worden  war,  bat  D.  L.  v.  Danckelmann  um  be- 
sonderen Schutz,  da  es  sonst  schwer  werde,  „in  solchen 
Gelegenheiten  pro  interesse  Serenissimi  zu  reden**  **, 

Neben  der  Regierung  wirkten  dann ,  sicher  noch  mit 
beMerem  Erfolge,  die  eigentlichen  kurfürstlichen  Beamten  auf 
die  Beratungen  ein,  sei  es,  dafs  sie  nach  Königsberg  geschickt 
oder  dafs  sie  dort  ansässig  waren.  Die  Sendung  der  ersteren 
Fuchs  und  Barfufs  kommen  vor  allem  in  Betracht  —  ge- 
cbah  unstreitig  vorwiegend  zu  diesem  Zwecke,  wenn  sie 
"auch  in  der  Hauptinstruktion  mit  Bildung  einer  Kommission 
oder  mit  Untersuchung  der  SchatuUsassen  etwa  beauftragt 
waren.  Der  Einflufs  dieser  und  der  örtlich  ansässigen  Be- 
amten war  um  so  erfolgreicher,  weil  sie  sich  hauptsächlich 
an  die  Einzebien  wandten   und  diese,   indem  sie  sich  solchen 


<  ReUtion  der  Pr.  Reg.  —  Köd.,  2*i,  Jan.  1690.  —  Köil  Et  — 
Um.  87^,    fal  128,  124.  —  Konzept. 

«  DeagL  —  Kön.,  4.  Aag.  1089.  -  KdiL  Et.  ~  Min.  87«.  foL  158.  — 
Konxept, 

■  Dengl.  —  Kön.,  19.  Mai  168Ö.  —  Kön.  Et  —  Min,  87».  foL  68,  69. 
—  Koiusept 

*  Deagh  —  Kdn.,  16.  Febr.  1690.  -  Kön.  Et-*  Min.  87*.  foL  114,  — 

R0ll£L*pt 

»  Desgl.  —  Köo„  2.  Febr.  1696   —KB.  B.BJ8.  5.  —  Au»f. 

•  DuBgt  -  Kön.,  8.  Dez.  170L  -  R.  6.  B.B.B.  6.  —  Ausf. 

'  De«gL  -  Kön.,  5.  Sept  1689.  —  Kön.  Et  -  Min.  87«.  foh  209, 
210.  ^  Kcmzept, 

"  Vertrauliche  Mitteilung  de»  Oberrata  v.  KreytieiL    —    Kön., 
I.  DcÄ.  1094-  —  B.  6.  B.B,B.  4.  —  Eigenhitndig. 
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Vertrauenspersonen  des  Kurfürsten  willfkhrig  zeigten,  am 
ehesten  eines  persönlichen  Entgeltes  dafür  sicher  sein  konnten. 

Paul  y.  Fuchs,  1691  und  1692  in  Königsberg  thAtig, 
wufste  bei  jeder  Gelegenheit  den  Ständen  darzulegen,  was 
für  einen  guten  Eindruck  eine  zureichende  Willigung  machen 
würde ^.  Er  ging  selbst  in  die  Landbotenstube',  um  Vor- 
stellungen zu  machen;  oder  die  Landräte  kamen  zu  ihm,  um 
ihn  eines  guten  Erfolges  zu  versichern,  nicht  nur  für  sich, 
sondern  auch  für  die  Deputierten  der  Ritterschaft'.  Und 
noch  in  späteren  Jahren  suchte  er  schriftlich  mafsgeboide 
und  einflufsreiche  Landstände  zum  Nachgeben  zu  bewegen* 
(wenn  anders  er  der  Autor  des  in  Frage  kommenden 
Briefes  ist). 

General  -  Feldmarschalllieutenant  und  Geheimer  Elriegsrat 
V.  Barfufs  wirkte  1695  und  1696  in  Königsberg,  auf  die  Be- 
ratungen der  Stände  ein.  Er  wurde  direkt  angewiesen,  die 
Stände  zu  disponieren  in  einer  Angelegenheit,  die  der  Re- 
gierung vorenthalten  blieb  ^.  Für  seine  Thätigkeit  sollte  ihm 
die  Kriegskammer  mit  statistischem  Material  Handreichung 
thun®.  Er  selbst  berichtet  von  zahlreichen  Remonstrationen, 
die  er  gethan  ^.  Auch  wird  ihm  aufgetragen,  unter  der  Hand 
wegen  der  von  Küpner  erhaltenen  Nachricht  zu  sondieren,  als 
hätte  die  Ritterschaft  beschlossen,  nur  6  Wochen  zu  tagen 
und  dann  die  Beratungen  abzubrechen  ® :  Landräte  und  Depu- 
tierte versichern  ihm,  dafs  davon  keine  Rede  gewesen  sei^ 
Seine  Geschicklichkeit  wird  wiederholt  gelobt  und  vor  allem 
anerkannt,  dafs  es  ihm  gelungen  sei,  den  Landratsdirektor  zu 
vertraulichen  Äufserungen  zu  gewinnen^®. 

In  gleicher  Weise  wirkten  mit  Erfolg  die  Beamten  der 
Kriegskammer  y  die  von  vornherein  den  Kurfürsten  auf  dem 
Laufenden  erhielten  über  die  Beratungen  und  ihn  gleich  1688 


^  Relation  von  Fuchs  betr.  Eröffnung  des  Landtags.  —  K5n^ 
4.  Mai  1691.  -  R.  6.  B.B.B.  2.  -  Ausf. 

«  Rel.  von  Fuchs.  —  Kön.,  21.  Juli  1692.  —  R.  6.  B.B.B.  3.  — 
Ausf. 

•  Rel.  von  Fuchs  über  den  Beginn  der  Verhandlungen.  —  Kön., 
6.  Mai  1692.  —  B.  6.  B.B.B.  3.  —  Ausf. 

•  Anonymes  Anschreiben  nach  Prcufsen.  —  Berlin,  23.  De«.  1698. 

—  R.  6.  B.B.B.  5. 

ß  Instruktion  für  H.  v.  Barfufs.  —  Colin,  27.  Sept.  1695.  —  K.  6. 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

•  Reskript  an  Barfufs.  —  Colin,  13.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 

—  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

■^  Barfufs  an  Gen. -  Commissarius  v.  Danckelmann.  —  Kön., 
16.  Dez.  1695.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  -  Eigenhändig. 

^  Reskript  an  Barfufs  betr.  Landtag.  — Colin,  31.  Dez.  1695.  — 
R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Rel.  von  Barfufs.  —  Kön.,  13.  Jan.  1696.  —  R.  6.  B.BJ3.  5.  — 
Eigenhändig. 

*^  Nebeninstruktion  an  Barfufs.     1.  c. 
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über  die  Haltung  der  Landräte  unterrichteten  *.  Klipner  und 
Viereck  erhielten  beötiramte  Weisungen,  auf  die  Landtage 
gehörig  acht  zu  haben  ^ ,  und  vor  allem  Küpner  kam  dem  in 
gewissenhafter  Weise  nach.  Nicht  nur  die  JStände®^  aucli  die 
Oberräte  zogen  ihn  bezliglich  der  Behandlung  derselben  zu 
Rate^  und  gingen  ihn  um  Gutachten  an*.  Eine  besondere 
Mission  wurde  ihm  zu  teil  bezüglich  der  Städte  Köoigeberg, 
deren  Accise  der  Kurfürst  seibat  zu  übernehmen  wünschte, 
obei  ihm  jedoch  behutsames  Vorgehen  anempfohlen  wird, 
it  man  keinen  Argwohn  errege*.  Auch  die  Ritterschaft 
inifate  er  durch  wiederholte  Instanzen  zu  beeinflussen^.  Durch 
Barfufs  acheint  er  freilich  auf  eine  Zeit  zurückgedrängt  worden 
zu  sein;  er  berichtet  tleifsig  weiter,  was  er  gethan  und  er- 
fahren,  aber  er  mufste  doch  klagen,  dafs  der  Kriegskammer 
no  wenig  Nachrichten  von  Berlin  aus  zugehen*. 

In  gleicher  Weise  wirkte  später  Gottfried  v.  Werner, 
firtlher  Tribunalsrat,  seit  1700  Obersekretär  in  der  Oberrats- 
stube. Es  iüt  ein  eigenartiges  Verfahren ^  das  er  einschlägt, 
und  spricht  für  die  Kläglichkeit  der  ständischen  Verhältnisse 
der  letzten  Jahre.  Es  handelte  sich  um  die  Gewinnung  der 
Zustinirnung  zu  einer  rlreijilhrigen  Willigung,  für  die  die 
Landräte  bei  Zusicherung  ihres  Gehaltes  nach  seinem  Berichte 
ohne  weiteres   sein  würden.     Die  Deputierten   aber   wollte   er 

(bei  einem  »Stück  Essen  und  Glase  Wein**  auf  alle  Art  zu 
isponieren  suchen,  und  mit  Zuziehung  einiger  der  Vor- 
ehmsten  ihres  Standes,  die  von  ihm  schon  gewonnen,  wollte 
r  in  den  Tagen  der  Beratung  die  Deputierten  „so  einteilen, 
afs  sie  nicht  sehr  aus  ihren  (der  Gastgeber)  Häusern  kommen 
[>Uten  '•  Diese  Art,  die  Sache  zu  behandeln»  war  dem  Könige 
genehm*"^,  und  er  beauftragte  Werner,  die,  die  sieh  ihm  bei 
der  Arbeit  willig  zeigen  würden,  seines  besonderen  Wohl- 
wollens  zu   versichern*'.     Die    Bearbeitung    der    Deputierten 

K  *  Pr.  Reg.  an  den  Hauptmann  von  Brandenburg.    1.  v. 

^^       •  BcBkript  an  Viereck  u.  Kiinner.  ^  Colin,    15.  April  1H94.  — 
^■L  fi.  B3,h.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v,  D. 
^^F       •  Landrat  Kainein  an  Küpner.  —  lß95.  —  1.  c. 
^m         *  «Ta^ebneh*.     L  v.  foL  634, 

^"  *  Rol    von    Küpner    an    D.    L.    v.   Danukelmaun.    —    Kön., 

a  Juni  1694.  -^  R,  6.  ß.B.B.  4,  —  Eigenhändig. 

*  Heakript  an  Küpner  betr.  die  Actiae  Königsbergs,  —  Colin, 
IB,  Scpt  1694.  —  R.  6.  B.ß.B    4.  —  Konzept,  gez.  D.  L,  v,  D. 

^  Betalion  von  K  ü  p  n  e  r  an  den  Gen.-Coinroisaarius  D.  L.  v.  D  a  nc  k  e  1  - 
maoa*  —  Kön,  3.  Dez.  1694.  —  R.  6    B.B.B.  4.  -    "'       '  "    " 


•  Reh  von  KQpner.  —  Kün,, 
Elgmb&ndiir* 

•  Bericht  Werners.  —  Kön„  11.  Okt.  1701. 
EtgenhJlndi] 


4.  — 


R.  6.  B.B.B.  6. 


ß3.B.  a 


Reskript   an  Werner, 


Potsdam,    18.  Okt.  1701. 


R.  6. 


ohn*»  Si^ii, 


DeagL 


^onzept,  ohne  Sign. 


mifK  15.  Nov.  1701. 


R.  6.  B.ß.ß.  6,  —  Konzept, 
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schien  nicht  den  erwarteten  Verlauf  zu  nehmen ;  das  Triennium 
war  nicht  zu  erhalten.  Aber  Werner  verfehlte  nicht,  die  statt- 
liche Zahl  derer  mit  Namensnennung  dem  Könige  in  Em- 
E fehlung  zu  bringen,  die  ihn  bei  der  Arbeit  unterstützt 
atten^. 

Eine  Beeinflussung  der  Stände  geschah  endlich  auch  durch 
den  Kurfürsten  selbst.  Nicht  anders  wenigstens  sind  die  An- 
schreiben zu  charakterisieren,  die  der  Kurfttrst  an  die  Stände 
selbst  richtete.  Was  er  von  ihnen  forderte,  war  ihnen  auf 
dem  ordnungsmälsigen  Wege  durch  die  Regierung  kund  gethan 
worden:  mit  Sonderschreiben  suchte  er  sie  geneigter  zu 
machen.  Solche  Schreiben  gingen  den  Ständen  l^i  Eröffnung 
des  Landtages  zu',  oder  während  desselben';  sie  ergingen  an 
alle  Stände,  oder,  wie  zumeist,  nur  an  die  Oberstände^ 
seltener  auch  noch  besonders  an  die  Städte  Königsberg  \ 
Nicht  immer  wurde  ein  solches  Anschreiben  mit  der  ge- 
bührenden Achtung,  geschweige  denn  Beachtung  behandelt 
Als  das  Reskript  vom  7.  Juli  1691  den  Ständen  offeriert 
wurde,  wies  der  Vogt  von  Fischhausen,  Siegm.  v.  Wallenrodt^ 
der  zur  Zeit  die  Leitung  hatte,  es  einfach  zurück,  wegen 
sonstiger  Arbeitsüberlastung,  und  weil  man  ja  doch  den  Inhalt 
schon  wisse.  —  Die  Regierung  hatte  ihm  daftr  einen  Tadel 
auszusprechen  •. 

Siebenter   Abschnitt. 
Das  „vereinigte  Bedenken''. 

War  so  unter  allerlei  Anfechtung  von  auüsen  die  Beratung 
der  Kurien  geendet,  und  waren  die  einzelnen  Bedenken  zu 
den  Landräten  zurückgelangt,  so  konnte  zur  endgültigen  Be- 
schlufisfassung  geschritten  werden.  Alle  drei  Stände  begaben 
sich  zu  gemeinsamer  Verhandlung  auf  Grund  der  drei  ge- 
sonderten Beschlüsse  in  die  Landratsstube.  Bei  Differenzen 
unter  den  Ständen  wurden  hier  die  letzten  Überredongsver- 
suche  von  Kurie  zu  Kurie  gemacht,  besonders  seitens  der 
Landräte  gegenüber  der  Ritterschaft,  die  wohl  noch  gelegenüich 


1  Bericht  Werners.  —  Kön.,  8.  Nov.  1701.  —  R.  6.  B.BJI.  6.  — 
Eigenhändig. 

s  Knrf.  Schreiben  an  die  St&nde.  —  Haag,  8.  MArs  IMl.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  741.    No.  21  foL  258  ff. 

'  Reskript  an  die  Stände.  —  Colin,  7.  JuU  1601.  —  R.  6.  KR3.  2. 
—  Ausf. 

«  Reskript  an  die  Oberstände.  —  Colin,  2a  M&n  1698.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  7^^.    fol  334—335. 

»  Reskript  an  die  3  St.  Königsberg.  —  Colin,  9.  Nov.  1«Ö7.  — 
R.  6.  B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

*  Reskript  an  die  Oberräte  wegen  des  Verhaltens  dei  Yogts  m 
Fischhausen.  —  Colin,  21.  Aug.  1691.  —  R.  6.  B.B.B.  2.  —  AnaL 
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durch    die    Pluralität    zur    Meinung    der    LandrÄte    gebmcht 
wurdo*.   —   Einer   der  Landräte  —  1692  war   es  der  Haupt- 

»mann  zu  Tapiau   —    wurde   beauftragt,   in   dem  „Vereinigten 

^Bedenken*  die  Bt'schlüs8e  iler  Kurien  zusaramenzulasaeUj  das 
dann  verleäen,  gebilligt  und  dureli  Deputierte  der  Regierung 
tibergeben  wurde  K 

Doch  selten    nur  erledigte   uieh   der  modus  proeedendi  in 

'dieser  glatten  Weise,  sowohl  bezüglich  der  Einzel-  als  der 
Gedamtberatung.  Bei  Diskrepanzen  war  es  häutig,  dafs  von 
einzelnen  Kurien  sogenannte  „Partik  ulier  bedenken"  übergeben 
wurden,  die  dem  Kurfürüteu  van  vornherein  darlegen  sollten^ 
wie  es  unmöglich  sei,  auf  seine  Forderungen  einzugehen,  die 
aber  in  der  Hegel  ungünstige  Aufnalinie  fanden.  Ein  solches 
sandte  1(592  die  Ritterschaft ^j  besonders  die  Einbeziehung  der 
kurfürstlichen  unmittelbaren  Untertlmnen  fordernd;  es  ver- 
ursachte „harte**  Reskripte,  und  der  Tagebuchautor  beklagt. 
«olche  Sonderbedenken,  mit  denen  zu  keinem  Schlufs  zu 
kommen  sei,  und  die  nur  die  Herrschaft  gegen  unschuldige 
~  (ttte  erzürne^.  Indessen  galten  sie  nicht  als  aufser  Ob- 
ranz^  besonders  wenn  sie  durch  die  Regierung  an  den  Kur- 
fllrsten  gelangten;  nicht  so,  wenn  Parti kub' erbedenk en,  wie 
1(389  der  Oberstände*,  dem  Kurfürsten  direkt  zugingen,  wes- 
wegen die  Regierung  sich  eingehend  zu  verantworten  hatte, 
da  sie  flir  die  harten,  nun  von  ihr  nicht  gerügten  Ausdrücke 
de»  Bedenkens  mit  verbindlich  gemacht  wurde. 

Gröfsere  Konflikte  ergaben  sich,  und  die  Observanz  wurde 
empfindlich  durchbrochen  bei  der  Abfassung  des  „Vereinigten 
Bedenkens" ;  denn  immer  traten  dann  scharf  die  Interessen- 
gegensätze zwischen  den  Oberständen  und  den  Stildten  Königs- 
berg hervor.  Wiederholt  suchten  die  Oberstände,  mit  den 
kleinen  Städten  vereint,  die  Städte  Königsberg  ganz  zu  tl her- 
gehen. Zum  erstenmal  1689®.  Man  hatte,  um  den  Kurfürsten 
ästig  für  die  Oberstände  zu  stimmen,  ihm  ein  Präsent  von 
OOO  Tlilr.  gemacht,  in  der  Absicht,  dafür  die  „alte  Obaer- 
TÄüz*  gpgen  die  Königsberger  gewahrt  zu  sehen.  Es  gelang 
ihneo  nicht  Der  Kurfürst,  den  Klagen  der  Städte  Königs- 
berg zugänglich*,    rügte   die  Regierung,    daf»   sie   der  Städte 

LÜechte  unbeachtet  gelassen,    die  doch  zu  seinen  Gunsten   ge- 


•  Tagebuch-,    I,  c  fol.  686. 

*  Partikular- BedeDken  der  Ritterschaft;    ad  BeL  von  Fuchs.  — 
Kön.,  20.  Mai  1692.  -  R,  6    EBB.  H.  —  Ausf. 

•  ^Tagebachr     l.  c,  fol.  629. 

♦  Relation  der  Überräte  wegen  der  Bedenken   der  Oberstände.  — 
'KdtL.  7,  Febr.  1689,  —  Köu.  Et/—  Min.  87«.    foL  10,  IL  —  Konaept, 

*  £iit0chlier«ting  E.  E,  Landschaft  von  ^aUen**  Standen.  —  Kön,, 
B.  Mai  1689.  —  R.  6   B.B.B    h  —  Ausf. 

«  Reskript  an  die  8t.  Königsberg.  ^  Cdtln,  20.  Mai  1688.  —  E.  6. 
B.B.B.  t  -  Konzept. 

forschutiitcici  XtX  1.  —  BtfrftnanD,  6 
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willigt  hätten  ^.  Diese  verwahrte  sich  dagegen  ^,  und  auch  die 
Oberstände  machten  die  Städte  selbst  daftlr  verantwortlich, 
die  bei  der  Abfassung  des  Vereinigten  Bedenkens  absichtlich 
sich  nicht  geäufsert  hatten,  um  dann  ein  besonderes  Memoriale 
absenden  zu  können,  wogegen  sie  protestierten®.  Die  Städte 
wies  der  Kurfürst  an,  es  auf  seine  Entscheidung,  nicht  auf 
rechtliche  Austragung  des  Falles  ankommen  zu  Tassen^.  Sie 
fügten  sich,  nicht  aber  die  Oberstände,  die  in  einem  neuen 
Bedenken  die  Städte  Königsberg  wieder  übergingen  und  die 
Sache  am  Hofgericht  zur  Klage  brachten.  Wieder  baten  die 
Städte  um  Schutz,  da  sie  dessen  Richter  in  der  Angelegenheit 
fUr  interessiert  hielten^;  wie  es  scheint,  zunächst  mit  Erfolg. 
Doch  der  Fall  kehrte  wieder,  und  noch  im  letzten  Landt^|8- 
jähre,  1704,  mufsten  die  Städte  Königsberg  aus  gleicher  Ur- 
sache beim  Kurfürsten  Schutz  suchen^. 

Es  mufste  schlimm  um  die  Sache  der  Stände  stehen, 
wenn  diese  in  ihren  eigensten  Angelegenheiten  und  organi- 
schen Fragen  den  Kurfürsten  zum  Richter  machten  und  ihm 
auch  so  durch  ihre  Zerrissenheit  Handhaben  zum  Angriff 
boten.  Das  alte  ständische  Brauchtum  wurde  denn  auch  im 
Interesse  der  Landeshoheit  umgebogen ,  und  wie  der  Kurfürst 
Sonderbedenkeu  annahm,  wenn  sie  in  seinem  Sinne  waren 
(wie  1689  bezüglich  der  Accise  der  kleinen  Städte^)  und  dies 
nicht  als  Verstofs  gegen  die  Observanz  bezeichnete,  so  übte 
er  auch  Einflufs  auf  das  Vereinigte  Bedenken  selbst,  durch 
die  Oberräte. 

Achter   Abschnitt 
Die  Behandlung  desselben. 

Nicht  ohne  weiteres  nahmen  die  Oberräte  das  Vereinigte 
Bedenken  an.  Sie  hatten  die  Weisung,  es  nur  zu  acceptieren, 
wenn  darin  besonders  auch  in  der  Form  nichts  enthalten  war, 
was  des  Landesherrn  Unwillen  erregen  konnte.  AndernfSdls 
mufste  es  sofort  auf  Erinnern  der  Oberräte  geändert  werden*. 
Die  Regierung  wurde  um  so  vorsichtiger  damit,   da  sie  trotz- 


1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  17.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87^    fol.  74—81.  -  Ausf. 

«  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  23.  Mai  1689.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«. 
fol.  82-83.  —  Konzept 

'  Bittschrift  der  Oberstände  wider  die  St.  Königsbe^.  —  Kön., 
praes.  23.  Mai  1689.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.    No.  64  fol.  723—742. 

*  Reskript  an  die  St  Königsberg.  —  Halle,  22.  Mai  1689.  —  B.  6. 
B.B.B.  1.  —  Konzept 

6  Flehen  der  St.  Königsberg.  —  1689.  —  R.  6.  B.B.B.  1.  —  Ausf. 

ö  Fürstellung  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  15.  M&rz  1704.  — 
R.  6.  B.B  B.  6.    fol.  157.  -  Ausf. 

'  Vgl.  unten  2.  Buch  Kap.  6. 

«  Relation  derOberratp.  —  Kön.,  7.  Febr.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«. 
fol.  10.  11.  —  Konzept. 
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lein  wiederholt  angewiesen  wurdle,  dem  Kurfürsten  bereits 
ibersttudte  Bedenken  den  Ständen  wieder  zurückzustellen  ^ 
entstanden  so  oft  in  letzter  Stunde  noch  harte  Kämpfe, 
Us  es  1602  galt,  sich  nehen  dem  Bedenken  auch  auf  das  mit 
6u  übersendende  Reglement  für  die  Accise  zu  einigen,  fanden 
besondere  Konferenzen  der  Stände  mit  dem  Landhofmeister, 
>berraftschall,  den  Kastenherren  und  Küpner  in  den  Korn- ' 
li^ionsstuben  statt.  Es  gab  liarte  Worte  zwischen  den  Depu- 
ierten  und  Küpner,  sodafs  man  für  die  Zukunft  solche  Kon- 
ferenzen aufgab*  und  sich  auf  die  Verhandlungen  in  der 
"^berratsstuhe  beschränkte.  Drei  Tilge  dauerten  dieselben 
1700,  wie  das  darüber  geführte  Protokoll  besagt^  weil  auch 
flu  diesem  Bedenken  wieder  „schwierige  Stellen*'  waren*. 

Noch  galten  diese  Bedenken  wenigstens  als  der  Ausdruck 
riind   die   Willensmoinung   der   Korporation    der    Stände.      Sie 
Itraren  deshalb  auch  nur  von  der  Gesamtheit  gezeichnet,  diese 
*  tickte  den  Verfasser,     Durch  Zeichnung  des   letzteren  wären 
iie    zur    blofsen    Form    herabgesunken.     Eine    diesbezügliche 
Torderung    stellte    der    Kurfürst    in    den    letzten    Jahren,    er 
rünschte  den  Namen  des  Konzipienten,  wie  dies  bei  privaten 
Trkandenf    die    öffenttich    zu   werten   wären,    nötig    sei;    die 
)berräte  suchten   auch  die  Unterschriften   zu  erhalten*,   doch 
rar   in   diesem  Punkte    ihre  Mühe    vergeblich*     Einmütig   er- 
'klärten  sich  die  gesamten  Stünde  in  einem  Memoriale  dagegen. 
Sie  legten  dar,    wie  doch  alle   in  genere  et  in  specie  des  Be- 
denkens Autoren  seien,  wie  also  falsch  sei,  sich  an  den  einen 
Konzipienten    halten   zu    wollen;    auch    würde    demselben    bei 
der  Abfassung   so  von  allen  Seiten  zugesetzt,    dafs  er  unmög- 
lich für  alle  Ausdrücke  des  Bedenkens  responsabol  sein  könne. 
Auch  der  Hinweis  fehlte  scliliefslich  nicht,  dafs  es  ihnen  dann 
ach  wer  werden  würde,  Verfiisser  für  Bedenken  zu  gewinnen*. 
Der    Kurfürst   stand    denn    auch    in    der    Folge    von    dieaeta 
Wunsche  ab. 

Neunter  Abschnitt, 

Instanz  und  Jm  camplaiiandK   die  rechtliehftn  Angriffsmittel 

ivs  Fürsten. 

War    der   Kurfürst    inlialtlich    mit    dem    Vereinigten   Be- 
lenken  nicht  zufrieden,  so  erfolgte  eine  Instanz  an  die  Stände, 


»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Cölhi,  2.  Nov.  1699.  —  R.  6,  B.B  B,  5. 
- —  Konzept,  gez.  P*  v.  Fucfis. 

•  -Tagebuch".    L  e,  foL  637. 

•  Protokoll  der  Obflrrat^atube.  —  Kön.,  23.»  26.,  27,  Fi >br.  1700.  — 
Cön.  O^tpr-  Fol.  750     No.  ;V2  fol   24S,  249. 

•  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Köti.,  1.  Mära  1700,  -  li.  6.  B.B.B,  5.  — 

»  Memoriftlc  der  geÄamten  StAnde.  —  Knn,,  1.  Mftr«  1700.  —  R  6, 
l,B*B.  5.  —  Ausf. 
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und  in  späterer  Zeit  hatte  die  Regierung,  die  stets  durch  Be- 
richte den  Eurftlrsten  über  das  Resultat  der  Landtagshandlung 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  hatte,  die  direkte  Weisung, 
falls  die  Willigung  nicht  der  kurfürstlichen  Forderung  gemäu 
war,  selbständig  damit  vorzugehen.  Alle  Stände  wurden  in 
die  Oberratsstube  gefordert,  ihnen  die  Unannehmbarkeit  der 
'  Willigung  dargelegt,  und  nachdem  ihnen  ein  Auszug  des 
Protokolls  ausgehändigt,  begannen  die  Verhandlungen  in 
gleicher  Weise  wie  nach  der  ursprünglichen  Proposition  *.  Sie 
waren  um  so  schwieriger  und  langwieriger,  wenn  etwa  die 
Stände  inzwischen  für  eine  Zeit  entlassen  und  dann  nur 
schwer  wieder  zu  vereinigen  waren  ^. 

In  der  Hauptsache  mufste  dies  kurfürstliche  Rechtsmittel 
der  Instanz  in  Anwendung  gebracht  werden,  wenn  einschnei- 
dende Änderungen  im  Quantum  der  Forderung  oder  im  Modus 
ihrer  Deckung  einen  hartnäckigen  Widerstand  wachriefen. 
Und  solche  Änderungen  brauchten  nicht  immer  vom  Kur- 
fürsten auszugehen,  in  welchem  Falle  er  dann  der  durch  die 
Instanz  Widerstrebende  war.  Das  ist  die  Signatur  am  Beginn 
unserer  Periode:  Die  Oberstände  strebten  mit  aller  Macht, 
1689  den  verhafsten  Hubenschofs  gegen  eine  Generalaccise 
einzutauschen.  Noch  blieb  der  Kurfürst  Sieger,  aber  nur 
durch  vier  Instanzen ;  er  gab  im  folgenden  Jahre  nach  nur  einer 
Instanz  dem  Ansturm  der  Oberstände  nach*.  In  gleicherweise 
wiederholen  sich  die  Instanzen  mit  dem  Streben  der  Ober- 
stände nach  Einbeziehung  der  kurfürstlichen  unmittelbaren 
Unterthanen  1690—1692,  mit  dem  Streben  des  Kurfbrsten 
nach  Willigung  einer  bestimmten  Summe,  nach  Erhöhung 
dieser  Summe  und  endlich  nach  mehrjährigen  Willigungen. 

Jede  Instanz  war  ein  Kraftmesser  in  dem  Kampfe  zwischen 
Landeshoheit  und  Ständen ;  jedoch  ein  Kraftmesser,  der  auch 
über  die  wahre  Natur  des  Kampfes  zu  täuschen  geeignet  war. 
Denn  der  durch  die  Instanz  zu  überwindende  Widerstand 
ging  stets  nur  von  einem  Teil  der  Stände,  der  Ritterschafifc, 
aus,  die  sich  einzig  stützte  auf  die  von  den  Deputierten  mit 
formulierte  Instruktion,  ohne  noch  wie  früher  einen  Rückhalt 
in  der  breiten  Masse  der  Genossen  zu  haben,  und  für  diese 
wenigen  Starrköpfe  war  jede  Instanz  nur  eine  unverdiente 
Berücksichtigung  und  Anerkennung.  Ihr  Widerstand,  der 
jede  dem  Lande  wirklich  nützende  Verhandlung  ausschlofs^ 
wurde  nur  verstärkt  Noch  auf  dem  letzten  Landtage  that 
man  ihnen  die  Ehre  von  drei  Instanzen  an,  nachdem  sie  mit 


1  „Tagebuch«.    1.  c.  fol.  637. 

>  Rel.  der  Pr.  Reg.  betr.  neue  Instanz.  -^  Kön.,  26.  Juli  1694.  — 
R.  6.  B.B.B.  4.  —  Ausf. 
«  Vgl.  Anlage  III. 
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[Reeigiiattaii     auf    jede    Kommunikation    mit    ihren    „Hinter- 

[Wiebenen**,  also  auf  einen  „Hinterzng",  verzichtet  hatten*. 

Selbst    bei   der   Absicht,    den    preufsischen    Ständen    da» 

[Recht  der  Tagung  zu  lassen,  war  der  Kurfürst  zu  Instanzen 
nicht  gezwungen;   er  besafs  das  jus  complanandi,    das  Recht, 

lauf  Grund  der  zusagenden  Willigung  zweier  Stände  den 
dritten  zur  Gewährung  derselben  zu  zwingen.     Er  brachte  es 

j  im  ganzen  nur  wenig  zur  Anwendung,  immer  in  der  Absicht, 
mit  den  Ständen  in  Güte  auszukoraraen;  nur  als  Schreckmittel 
wurde    diese    ultima    ratio    oft  gebraucht.     Sie    erschien    not- 

I  wendig  am  Anfange  unserer  Periode,  um  eine  Klärung  der 
vom  Kurfürsten  in  guter  Absicht  verschleierten  Situation  her- 
beizuführen; die  Regierung  selbst  bot  in  ihrer  Ratlosigkeit  die 
Hand  dazu;  sie  empfahl  sie  1689^,  und  durch  Komplanation 
wurde  die  Ritterschaft  zum  Hubenschofs*  ftlr  Juni  des  Jahres 

feswungen,   so  sehr   sie   sich   auch    dagegen    verwahrte.     Sie 
estritt   dem  Kurfllrsten    das  Recht   dazu  nicht,    wünschte   es 
Aber  circa  alias  diflFerentias  et  causa»    inter  Status  emergentes 
[angewendet*,  nämlich  inkonsequent  genug,    gegen  die  Städte 
I  Königsberg,  die  ihr  in  ihren  svirtschaftüchen  Plänen  nicht  zu 
Willen  waren*.    Wiederholt  drangen  die  Oberstände  in  dieser 
[Absicht    in    den   Kurfürsten,    er   möge    diese    seine    schärfste 
Waffe   zu   ihren    Gunsten    gebrauchen**.      Er    gab    dem   nicht 
nach,  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Landeshoheit,  blieb 
iber  auch,  sich  der  Stärke  derselben  nicht  bewufsi  werdend, 
[in    der    ganzen    Folgezeit    zaghaft    mit    der    Anwendung    der 
Komplanation,    besonders   seitdem   die    Oberstände    stetig    be- 
lonten,    nur   wenn   zwei  Stände  mit   dem    dritten    diskrepant 
wären,  sei  sie  zulässig,    und  das  sei,   seit  die  Städte  Königs- 
t|>erg  sich  separiert,   nicht   mehr   möglich',    da   die  Städte   so 
1  Iceinen  geschlossenen  Stand  mehr  bildeten.     Die  Komplanation 
] unterblieb   in   der  letzten   Zeit   stets,    so   oft,    ja   regelmäfsig 
laeitens  des  Kurfürsten  damit  gedroht  wurde,  obgleich  schliefs- 
liich  auch  der  sonst  so   vorsichtige  Geheime  Rat  sie  für  nötig 


'  ReL  der  Pr.  Reg.    ^    Kön.,   17.  Mirz  1704.    —    B.  ^  B.BB.  6. 
[fol  149,  1.S0.  —  Aasl 

«  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  26.  Mai  1689,  —  Kön,  Et  —  Min.  87*. 
IfoL  16»  17.  —  Koniept. 

l  •  ßcL  der  Pr.  Refi;,  —  Kön..  80.  Juni  1680.  —  Kön.  Et  —  Min.  87«* 

l  Jöl  12a,  124.  ~  Konzept 

*  Fürfutellung  der  OberetEnde»    die  Komplanation    betr.    —    K^ti., 
^prae«.  29.  Juni  1689.  —  Kön.  Et    —  Min.  87^     foL  119.  120. 

*  ßittachrift  der  Oberst&nde.  —  Kön.,  praes.  23.  Mai  1689.  —  Mq, 
Et  —  Min.  87*.    fol.  88—97. 

*  Triplica  der  OborstÄnde.  —  Kön.,  praeg.  9.  Juni  1690.  —  Kön, 
Et  —  Min.  87^.  fol  67—88,  -^  Allgem.  Bedenken.  —  Kön..  pmofi. 
la  Mirs  1704.  —  II  6.  B.B.B.  6.    foL   183— 21 L 

^  Ret  von  Barfuf»  an  Gen -Komm.  v^.  nftnckelmann.  —  Kön.^ 
16.  De«.  1695.  ^  K.  6    B  B  B.  4    —  KtprenK. 
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hielt*  und  Stimmen  aus  dem  Landratskollegium  sie  an- 
gelegentlich empfahlen  ^.  —  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  genügt;!» 
freilich  die  Drohung;  die  Ritterschaft  gab  nach. 

Zehnter   Abschnitt. 

Asseknration  und  Grayamina,  die  rechtlichen  Schotzmittel 

der  Stände. 

Mit  der  Stellungnahme  der  Stände  zu  den  kurfUrstlichen 
Forderungen  war  die  Thätigkeit  des  Landtages  jedoch  in  den 
meisten  Fällen  nicht  erschöpft.  Für  das,  was  man  gegeben, 
hatte  man  auch  zu  fordern.  So  war  es  gehalten  worden  in 
der  Zeit,  da  die  Landes-  und  ständische  Hoheit  politisch  sich 
noch  die  Wagschale  hielten,  und  die  verfassungsmäßigen 
Mittel  dazu  wurden  formal  jetzt  um  so«  höher  ge wertet,  je 
mehr  man  bereits  unter  dem  Zwange  der  Veiiiältnisse  hatte 
hingeben  müssen  in  der  Sache.  So  grofsen  Wert  die  Stände 
darauf  naturgemäfs  legen  mufsten,  je  mehr  sich  jetzt  der  Kreis 
ihrer  Machtmittel  verengte,  so  leicht  entgegenkommend  konnte 
der  EurfUrst  nun  mit  ihrer  Qewährung  sein,  um,  da  er  nun 
fortiter  in  re,  auch  suaviter  in  modo  zu  handeln  und  den 
Ständen  die  ihnen  geschlagenen  Wunden  erträglicher  zu 
machen. 

So  oft  die  Stände  einen  Schritt  zurückgewichen  vor  der 
Landeshoheit,  glaubten  sie  dies  rechtlich  unschädlich  machen 
und  einen  Schutzwall  aufrichten  zu  können  durch  Forderung 
einer  assecuratio  de  non  praejudicando ,  einer  Zusicherung, 
dafs  der  betreffende  Fall  nicht  Observanz  werden  solle.  Regd- 
mäfsig  war  der  Kurfürst  dazu  bereit,  wenn  er  sie  nicht  schon 
im  voraus  bei  der  Stellung  der  Forderung  in  Aussicht  stellte. 
Denn  alle  diese  späteren  Berufungen  auf  Assekurationen  — 
wie  auch  auf  Privilegien  — ,  die  Verhältnisse  einer  früheren 
Zeit  konservieren  sollten,  konnten  für  eine  Macht  nicht  von 
Wert  sein,  die,  indem  sie  sich  durchsetzte,  auch  die  Be- 
rechtigung hatte,  den  gewandelten  Verhältnissen  gemäfs  neues 
Recht  zu  setzen.  Die  Empfindung  davon  ist  es,  wenn  der 
Fürst  auf  solche  Berufung  nur  erklären  kann,  man  müsse  aus 
der  Not,  die  keine  Gesetze  kenne,  eine  Tugend  machend 

Andererseits  hatten  die  Stände  das  Recht  der  Beschwerde^ 
falls  sie  bezüglich  ihrer  Berechtigungen  gekränkt  zu  sein 
glaubten.     Naturgemäfs  hatten  sie  jetzt  auch  dazu  reichlichen 


^  Randbemerkung  zur  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  7.  Okt.  1700.  — 
H.  6.  B.B.B.  5.  —  Ausf. 

"  Kreytzen  an  Kolb  v.  W.  —  1701.  —  1.  c. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  23.  Febr.  1704.  —  R.  6- 
B.n.B.  6.    fol.  142—146.  —  Konzept,  ohne  Sign. 
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.Anlafs.     War    auch    die    Machtfrage    zwischen    Landes-    und 
fttAndtscber  Hoheit   wesentlich    nur  noch   GehltVage,    und   auf 
I diese    das    ständische    Hauptinteresse    gerichtet,    daö    völlige 
I  Durchsetzen   der   Landeshoheit  war    mit    dem   Darbieten   der 
Mittel  allein   nur  erst  vorbereitet.     Langsam   mufste  sie  auch 
die    übrigen  Hoheitsrechte   unter    ihre  alleinige   Botmäfsigkeit 
I  bringen,  in  Verwaltung,    Polizei    und  Recht   auch   die  Stände 
zurückdrängen,    oder    die    durch    Privilegien    geschützten    In- 
haber,   die   solch    Hoheilsrecht   als  jus    quaesitum    betrachten 
[durften,  in  ein  Abhängigkeits-  und  Unterthanenverhä!tnis  hin- 
i  tiberfuhren.     Jedes  Abbröckeln   solcher  Rechte  gab  Anlafs  zu 
[Beschwerden,  und  die  Abfassung  der  Gravamina  bildete  einen 
wichtigen  Teil  der  ständischen  Verhandlungen. 

Nach  der  Einzelberntung  in   den  Kurien  wurden  sie  ent- 

I  weder  getrennt  *  oder  zu  einem  Ganzen  vereint  der  Regierung 

«ur  Übermittelung  an  den  Kurfürsten  übergeben,  wobei  schon 

|die  Regierung  um  Fürsprache  beim  Kurfürsten  ersucht  wurde '^^ 

In  späterer  Zeit   fand   meist   nicht  eine  gesonderte  Abfassung 

[der  Gravamina  statt,    sondern   raan   fügte  sie   sofort   den  Be* 

denken  ein®,  wodurch  die  Willigungen  an  Annehmlichkeit  für 

[den  Kurfürsten  nicht  gewannen. 

Inhaltlich  bleiben  sich  die  Gravamina  durch  die  ganze 
[Zeit  fast  gleich  ,  trotz  der  regelmiifsig  erteilten  kurfiirst liehen 
'Resolutionen.  Am  ausführlichsten  beziehen  sie  sich  auf  den 
[Schutz  des  lutherischen  Bekenntnisses  gegenüber  Reformierten 
hund  Papisten,  deren  Abwehr  stets  den  Eingang  bildet,  und 
l«uf  das  „unheilvoilc  und  landverderbliche"  Wirken  fies  Kriegs- 
[kommissariats  und  seiner  Unterorgane,  der  Schofseinnehmer, 
denen  gegenüber  auch  nach  erfolgter  Re^tabilierung  stetig  eine 
völlig  selbständige  Stellung  des  Landkastens  gewünscht  wird. 
[Ähnlich  ausführlich  wird  stets  die  Separation  und  Prägravation 
[der  Stüdte  Königsberg  seitens  der  überstÄnde  beklagt  und 
I ebenso  regelraäfsig  widerlegt.  Daneben  läfst  man  sich  den 
ißehutz  der  Cölmer  und  Freien ,  zeitweise  auch  der  kleinen 
llidiii  angelegen  sein.  Mit  Nachdruck  wollen  die  Oberstiinde 
Jdte  Stellung  der  OberriUe  und  Hauptleute  als  Verwaltungs- 
icirgane  gewahrt  wissen  gegenüber  den  neuen  Organen  der 
I  Landeshoheit.  Der  Schutz  des  Indigenats  und  der  an  das- 
jit<dbe  geknüpften  Berechtigungen  wird  betont,  die  Besetzung 
Ivon  Amtern  nur  mit  Kingeborenen  auch  seitens  der  Städte 
'verlangt.  Den  Einflufs  auf  da.s  Rechtswegen  sucht  man  zu 
erhalten   durch  Ausdehnung  der  Jurisdiktion    der  Hauplleute, 


'  Gravamina  dprer  vom  Herrenstand  tu  Landrilten,  —  Kön.  1688. 
Kön   Ostpr.  FoL  725.    No.  36  p,  :n5— 35ä. 

«  Relation  dpr  Pr  Reg.  —  Kön..  2.  April  1696.  R  6.  BB.B.  5. 
Ausf 

•  Vereinigte  Bedenken  der  preufs.  Stände.  -^  Kön.,  praet.  24.  Juli 
1604.  -  R  6.  RBB.  4, 
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durch  rege Iraäfsige  Wandlung  des  Tribunals,  durch  die  Forde*] 
rung,    das    m    der   Vorbereitung   befindliche    neue    Landrech^ 
ständischerseitÄ   beraten    zu   dürfen.     Die   Einschränkung   der 
Jagdgerechtigkeit  des  Adels  bietet  Anlafs  7.u  heftigen  Klagen. 
Alle  Verordnungen,  die  der  Kurfürst  im  Interesse  der  Polizei 
hoheit  ergeh»?n  läfst^    wünscht   man    x-orher   zur  Begutachtmi|_ 
ÄUgeächrckt    zu    erhalten.      Auch    Anläufe,    die    Militärhaheil; 
wieder  zu  erhalten,    unterbleiben  nicht:    das    Defensionswerl 
soll    wieder    auf  den    alten    Fufa    gebracht    werden.      Durcl 
Forderung   eines   iätrengeu  Fremdenrechts    suchen    endlich  di 
kleinen  Städte  sich  konkurrierender  Nachbarn  und   der  Städte; 
Königsberg  zu  erwehren. 

Alle  die  Wunden,  die  die  Landeshoheit  dem  Ständetum 
geschlagen,  wurden  mi  m  den  Gravainina  aufgezähU.  Einst 
als  wichtiges  ständisches  Schutzmittel  der  Landesherrschaft  un- 
bequem,  boten  die  Gravamina  dem  Kurfürsten  jetzt  höehstenc 
Fingerzeige  und  programmatische  Andeutungen  für  ein  weitereft- 
Vorgehen  auf  den  betreffenden  Gebieten, 

So  waren  denn  auch  die  kyrfü rötlichen  Resolutionen  dieser 
Zeit,  in  der  Form  ausführlicher  fast  als  die  Oravaraina  selbst*, 
nicht  mehr  wie  früher  nur  Zusicherungen  auf  Abstellung  der- 
selben,  sondern  oft  einfache  Darlegungen  der  Notwendigkeit 
des  Sachverhalts.  Wie  die  Gravaraina  ihren  Charakter  ge- 
wandcltt  wie  sie  nicht  mehr  nur  die  Beschwerden  einer  neben* 
geordneten  Macht  über  Nichtinnehaltung  verfassungsmäfaiger 
Hoheitsrechte  waren,  sondern  mi^hr  Petita  geworden  waren 
von  Subordinierten,  die  den  weiten  Blick  verloren  und  nun 
auf  dem  engen  Standpunkt  wirtschaftlicher  Interessen  nicht 
ihr  Genügen  fanden,  so  charakterisierten  sich  auch  die  kur- 
fürstlichen Resolutionen  nicht  mehr  als  verfassungsrechtliche 
Auseinandersetzungen,  sondern  als  beruhigende  Darlegungen, 
die  ohne  Gefahr  auch  unterbleiben  konnten,  des  Herrn  ge^en- 
tiber  Unter thanen.  Der  privatrech tliche  Standpunkt  der  gegen- 
seitigen Unterhandlung  wich  dem  öffentlichrechtlichen  der 
neuen  Zwangsorganisation,  die  nicht  zu  paktieren,  sondern 
nur  Konsequenzen  zu  ziehen  hatte. 

Das  ist  naturgemäfs  die  allgemeine  Signatur  unserer  Zeit, 
Unzeitige  Nachgiebigkeit  konnte  freilich  diese  Sachlage  zeit- 
weise \*erschleiern.  Die  Einbeziehung  der  Eximierten  1090  bis 
1692,  deren  Steuerfreiheit  bisher  ein  gravamen  urgentissimum 
gewesen,  wurde  vom  Kurfti raten  selbst  noch  als  Tauschobjekt 
aufgefafst  für  Gewährung  eines  gewissen  Quantums  und  mehr 
jähriger  Willigung  ^.     Für  seine  oft   so  schwankende  Haltung 


<  Kurf  Resolution  auf  Gravamioa.  —  Kim.,  5.  April  1690.  —  Köu. 
Ogtpr.  Fol  725.    No.  24  t>.  1-^1^259, 

*  Reskript  an  P.  v  Fu  c  h  ^.  —  Colin,  13.  Mai  1692.  —  R.  6.  B.B.B. 3. 

—  Konzept^  ohne  Sigo. 
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En  der  Erteilung  der  Resolutionen  ist  vor  allem  die  schwäch- 
liche Haltung  des  Geheimen  Rata  verantwortüch  zu  machen, 
ler  „harte  Termini^  in  den  Resolutionen  strich  und  sich  von 
feiner  „glimpflichen'*  Behandlung  der  Stände  mehr  versprach'. 
"Zuweilen  freilich  trat  der  Kurfürst,  beraten  durch  die  Krieg»- 
Lämmer,  auch  bestimmt  auf;  so  als  er  den  Ständen  den  zu- 
nehmenden Brauch  verwies,  rein  persönliche  Angelegenheiten 
ad  Streitigkeiten  Einzelner  in  die  Gravamina  aufzunehmen  — 
Bin  Zeichen  mehr  für  die  Verengung  der  Stände  auf  einen 
lediglich  egoistischen  Standpunkt.  Sie  erhielten  die  Weisung, 
\nb  es  ihnen  nicht  zustehe,  dergleichen  Privatsachen  ^ad 
^mitia  Provincialia"  zu  bringen^.  —  Zur  Klärung  der  Situa- 
lion  im  oben  ausgeführten  Sinne  trug  es  auch  bei,  wenn  der 
JKurfürst  1692  —  Fuchs  hatte  ihn  daraufhin  beraten®  —  be* 
'«ügUch  des  eingeschickten  Reglements  die  Oberstiinde  beschied 
Beglements  zu  machen  stehe  den  Ständen  nicht  zu,  man  habe 
lit  geziemendem  Respekt  zu  bitten  und  kurfürstliche  Ver- 
E^rdnungen  abzuwarten  ^. 

Elfter   Abschnitt. 
Die  übrigen  VerliandlaDgen;  Diiui^^ioii. 

Den    übrigen    Teil    der   Verhandlungen    nahmen    interne 
iAngelegenheiten    der   einzelnen   Kurien    in    Anspruch:    Rang- 
Streitigkeiten    im  Landratskollcgiuni^^    und  Gesuche   verschie- 
dener   Art    an    die    Oberstände    um    Erwirkung    der    Steuer- 
freiheit  bei  Verarmung,    oder   zwecks  Unterstützung   aus  der 
ständischen    Kasse.     Dem    Acciseeinnehmer    von    Riesenburg, 
dem  1703  300  flor.  der  Kronsteuer    entwendet  worden  waren, 
erklärten  die  Obers tände  zwar  auf  sein  Gesuch^  dafs  sie  nichts 
mit  ihm  zu  thun  hätten,  bewilligten  ihm  aber  doch  eine  ünter- 
ttttzung  aus  den  Interessen  des  „neunten  Pfennigs"*.  —  Die 
richtigsten  Gesuche  aber,  die,  zumeist  auch  vom  Kurfürsten 
unterattjtzt«  an  die  Oberstände  gelangten,  waren  die  in  unserer 


1  Ert&Denmgeu  des  Geh.  Rat»  zur  kurf.  K^'^otuttoii.  —  Cdllti, 
ia  Sept.  1694  —  R,  6,  ß.B.B.  4.  -   Konxept,  ohne  Sign. 

^Reskript  an  die  Pr,  Reg.  —  Cöllo,  4.  Okt  1698,  -  Oeneral- 
dirrktortiim  Ostpr.,  Landrätliche  Kreiflsacheii.  GcfierAlia  No.  I.  — 
Kon;6rpt,  ohne  Sign. 

•  Relation  von  Fuch«,  —  Kön.,  29.  Juli  1692.  —  R.  6.  B.B,B.  ^ 
—  An»t 

*  Resolution  ftuf  der  StÄnde  Entschliefsung.  —  K.  6.  B.B.B>  3,  — 
Konzept,  ohne  Si^n.  —  Cleve,  9.  Ang,  1692. 

*  Beibrio^en  de«  Melchior  v.  Tettnn  an  da»  Kollegium  der 
Landr&te.  —  Kön.,  praes.  9.  Juni  1694.  —  Kön,  Ostpr.  FoL  744.  fol. 
57^59. 

•  Der  Obereeinde  Erklärung.  —  Kon.,  IL  Febn  1704,  —  Kön. 
0«tjir.  FoL  750.    foL  875. 
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Zeit  besonders   zahlreichen    um  Verleihung   des   preufsischen 
Indigenats  ^ 

Nach  Beendigung  der  Beratung  erfolgte  seitens  der  Re- 
gierung die  Dimission  der  Stände,  zumeist  ehe  die  kurfürst- 
liche Resolution  auf  die  Gravamina  einlief,  die  man  dann  bei 
der  nächsten  Tagung  mitteilte.  Denn  die  Abschrift  der 
Oravamina,  die  die  Regierung  zu  nehmen,  und  die  Aufstellung 
von  „Erinnerungen*'  dazu,  die  sie  gleichfalls  zu  übersenden 
hatte  ^,  erforderten  längere  Zeit.  Durfte  die  Regierung  über- 
zeugt sein,  dafs  der  EurfUrst  durch  der  Stände  Willigung 
annähernd  befriedigt  war,  so  erfolgte  die  Dimission ^  ohne 
einen  besonderen  Befehl  dazu  abzuwarten^.  Beamte,  die  des 
Landtags  wegen  nach  Königsberg  gesandt,  wurden  abberufen  ^. 
Der  Regierung  fiel  nun  die  Aufgabe  zu,  im  Verein  mit  der 
Eriegskammer  für  die  Effektuierung  der  Willigung  Sorge  zu 
tragen ,  nachdem  sie  wenigstens  in  den  ersten  Jahren  noch 
die  Hauptleute  der  Ämter  angewiesen,  den  Amtseinsassen  an 
einem  festgesetzten  Tage  durch  den  zurückgekehrten  Depu- 
tierten Bericht  erstatten  zu  lassen  von  der  geschehenen 
Willigung  ^. 

Zwölfter   Abschnitt. 
Wie  entstand  also  eine  Willignng? 

Entstanden  war  also  die  Willigung,  kurz  angedeutet,  auf 
folgende  Weise.  —  Nachdem  die  Regierung  dem  Eurflirsten 
von  dem  Ablauf  der  letzten  Willigung  Mitteilung  gemacht  und 
die  Weisungen  für  die  neue  Proposition  erbeten  hatte,  sandte 
sie  die  die  neuen  Forderungen  enthaltenden  Ausschreiben  an  die 
Hauptleute  der  einzelnen  Ämter  mit  der  Angabe  des  Termins 
der  Amtstagung  und  der  Eröffnung  des  Landtags  in  Eönigs- 
berg.  Besondere  Ausschreiben  gingen  den  einzelnen  Land- 
räten und  den  drei  Städten  Königsberg  zu.  Meist  zum  fest- 
gesetzten Tage,  nachdem  in  den  Ämtern  die  Deputierten  der 
Ritterschaft  und  der  kleinen  Städte  gewählt  waren,  fand  vor 
versammelten  Ständen  die  Eröffnung  des  Landtages  in  Eönigs- 
berg  statt.  Die  kurfürstliche  Proposition  wurde  vom  Eanzler 
verlesen,  vom  Landratsdirektor  beantwortet  und  durch  den 
Obersekretär  den  Ständen  im  Auszug  übermittelt.     Nach  ein- 

1  Lucanus  (Staat  von  PreufseUf  Mskrpt.)  zählt  16  auf;  nach 
Ausweis  der  Akten  sind  sie  jedoch  zahlreicher. 

«  Relation  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  13.  Dez.  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

—  Ausf. 

3  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  2.  April  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5.  — 
Ausf.  —  Rel.  der  Pr.  Reg.  —  Kön.,  30.  Jan.  1702.  —  R.  6.  B.B.B.  6.  — 
Ausf. 

*  Reskript  an  Barfufs  —  Linum,  13.  April  1696.  —  R.  6.  B.B.B.  5. 

—  Konzept,  gez.  I).  L.  v.  D. 

''  Vgl.  oben  p.  56  f. 
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ander  berieten  die  einzelnen  Kurien  die  Forderungen  der 
Proposition.  Die  Resultate  der  Beratungen  wurden  in  der 
Form  der  „Bedenken **  schriftlich  fixiert.  Das  Bedenken  der 
ersten  Kurie  ging  der  zweiten  zu,  um  von  dieser  mit  in  Be- 
tracht gezogen  zu  werden.  Zu  gleichem  Zwecke  erhielt  die 
dritte  Kurie  die  Bedenken  der  ersten  und  zweiten.  Nachdem 
auf  dem  gleichen  Wege  die  Bedenken  an  die  Landräte  zurück- 
gelangt waren  y  wurde  in  der  Plenarberatung  das  „Vereinigte 
Bedenken"  abgefafst  und  der  Regierung  übermittelt.  Diese 
berichtete  dem  Kurfürsten  über  den  Erfolg.  War  der  Kur- 
fürst nicht  befriedigt,  so  erfolgte  nach  einer  Instanz  erneute 
Beratung  der  Stände  in  der  bisherigen  Weise.  Im  anderen 
Falle  erklärte  sich  der  Kurfürst  mit  der  Willigung  einver- 
standen. Mit  diesem  Einverständnis  war  die  Willigung  rechts- 
kräftig geworden,  und  die  Regierung  konnte  die  Stände,  falls 
diese  auch  ihre  weiteren  Beratungen  beendet  und  eventuell 
eine  Assekuration  eingeholt  bezw.  ihre  Gravamina  übergeben, 
entlassen.  Die  Mitteilung  von  der  vom  Kurfürsten  accep- 
tierten  Willigung  in  die  Amter  war  dann  bereits  der  erste 
Schritt  zu  deren  Effektuierung. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Kollegium  „der  zum  preufliischen  Landkasten 
verordneten  Oberkastenherren''. 


Erster   Abschnitt. 
Allgemeine  Charakteristik. 

Die  beiden  Organe  des  Landtags,  die  auch  nach  Schluls 
desselben  wirksam  blieben,  waren  die  Landräte  und  die  zum 
Landkasten  verordneten  Oberkastenherren.  Erstere  wirkten 
aufserhalb  des  Landtages  weniger  als  Kollegium,  mehr  als 
Einzelne,  als  vorgeschobene  Posten ;  ihre  Thätigkeit,  der  Doppel- 
natur ihres  Amtes  entsprechend,  war  nur  eine  Fortsetzung  der 
kollegialen  auf  dem  Landtage.  Sie  ist  bei  der  Darstellung 
früher  schon  berücksichtigt  worden  und  darf  hier  füglich 
tiberganffen  werden. 

Stellen  die  Landräte,  von  ihnen  als  Kollegium  abgesehen, 
die  äufsersten  Fühler  der  ständischen  Organisation  dar,  in 
sich  zwiespältig  durch  die  beiden  Seiten  ihrer  Beamtung,  und 
durch  diese  schon  einem  ständefremden  Element  zugänglich, 
80  charakterisiert  sich  das  Kollegium  der  Kastenherren  als  das 
Gegenteil.  Ihre  Thätigkeit  fällt  durchaus  aufserhalb  des  Land- 
tages; sie  ist  nur  eine  kollegiale;  vor  allem  dies  Organ  ist 
völlig  frei  von  jedem  ständefreien  Element.  Die  beratende 
Mittlerrolle  jener  brachte  sie  in  stete  Gefahr  durch  die  Be- 
rührung mit  der  lockenden  und  drängenden  neuen  Macht; 
dieser  Thätigkeit  wirkte  abschliefsend,  sie  wirkten  ak  rein 
ständisches  Organ,  und  nur  im  Auftrage  der  Stände,  deren 
ausführendes  Werkzeug  sie  waren ;  sie  hatten  in  ihrem  Ressort 
die  vitalsten  ständischen  Interessen.  Als  ständische  Finanz- 
behörde übten  sie  neben  der  beratenden  Thätigkeit  der  Land- 
räte, neben  der  beschliefsenden  des  Landtages  noch  einen 
wesentlichen  Teil  der  Exekutive  aus. 
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Fiel  dem  Organ  schon  Id  der  Zeit  der  politischen  Macht 
_^|er  Stände  dieae  Aufgabe  zu,  so  noch  mehr  jetzt,  da  die 
"politische  Macht  verloren ,  da  der  Kampf  zwischen  Landes- 
Lohtiit  und  Ständen  wesentlich  nur  eine  Frage  der  Regulierung 
der  darzureichenden  Mittel  geworden.  In  diesem  wirtschaft- 
lichen Kampfe  wurde  der  Landkasten  das  Hauptorgan,  E» 
konnte  in  den  Niederungen  still  werden  und  der  ständische 
Widerstund  als  gebrochen  erscheinen,  man  konnte  seid lefsl ich 
in  mehrjährigen  Willigungen  auf  Jäiirliche  Tagung  verzichteni 
konnte  ohne  ernsthaften  Widerspruch  willigen  von  Jahr  zu 
Jahr;  verftigte  man  über  den  Landkasten,  also  die  hnaozielle 
Exekutive,  so  erschienen  die  Stünde  damit  immer  nuch  ala 
eine  Gesamtheit,  die  wirtschaftlich  dem  Fürsten  gegenüber-, 
nicht  unterstand.  Und  wie  sie  durch  dies  Organ  ihre  iinan- 
^Äiellen  Angelegenheiten  unter  sich  erledigen  konnten,  so  hatten 
I  i»ie  im  Landkarten  vor  allem  ein  Konti'ullorgan  gegenüber 
dem  Fürsten. 

Zweiter  Abschnitt. 
0er  iandkasten  1688  und  seine  „Restabilieriing*'. 

E«  war  ein  Hauptschlag  des  Grofsen  Kurfürsten  gegen 
iie  Stände  gewesen,  dafs  er  dies  Organ  1681  in  seiner  Thätig- 
i,eii  ausgeschaltet  hatte  ^  Die  Einführung  des  Hubenschossea 
id  die  damit  in  Verbindun^^  stehende  Absprengung  der 
Städte  Königsberg®  boten  die  klug  genützte  Gelegenheit  dazu* 
Aber  aufgehoben  war  damit  der  Landkaaten  k eines weg.^,  dazu 
war  er  zu  wohl  ^fundiert".  Durch  eine  sparsame  Eigenwirt- 
schaft mit  stÄndtschen  Mitteln,  dem  „neunten  Pfennig**,  erhielt 
er  »ich  und  wartete  nur  auf  die  Gelegenheit,  um  wieder  auch 
io  offizielle  Funktion  treten  zu  können. 

Die  Gelegenheit  schien  sich  1688  zu  bieten,  und  es  er- 
scheint sofort  neben  dem  Streben,  die  Willigungen  möglichst 
zu  mindern»  die  Hauptforderung,  dafs  dieselbe  in  den  Land- 
kästen  vereinnahmt  und  aus  ihm  auf  kurfürstliche  Verordnung 
ausgezahlt  werde".  Man  suchte  also  den  durch  den  Grofsen 
Kurfürsten  weggerissenen  Wall  wieder  aufzurichten.  Und  um 
die  gesamte  Receptur  wieder  stündisch  zu  machen  ^  und  den 
Einflufs  der  Landeshoheit,  wie  er  sich  durch  die  seit  lÖSl 
fungierenden ,  von  der  Kriegskammer  abhängigen  Schofsein- 
nehmer  durch  Gewöhnung  in  den  breiten  Massen  festzusetzen 
drohte,  zu  unterbinden,  verlangte  man  deren  Ersetzung  durch 
die   von  den   Ständen   mittelbar   abhängenden    Amtsschreiber^ 

^  VgL  auch  Dw  5, 

•  Desgl  2,  Bach  8.  Kap,  L  AbBcbnitt 

*  Der  flftmtlichen  St&ode  Bchlitireüehes  Bedenken.    ^    Kön^  prae«^ 
Nov    1688.  —  Kön.  Ostpr.  FoL  725.     No.  16  p.  9»— 108. 
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wie  sie  früher  thätig  gewesen  waren  ^.  Diese  letzteren  freilich 
lehnte  der  Kurfürst  ab,  in  Erinnerung  an  deren  unlöbliche 
Rechnungsführung.  Zur  Willigung  in  den  Landkasten ,  der 
oisher  nicht  gänzlich  aufgehoben  sei,  und  zur  Übernahme  des 
Kontingents  zunächst  an  die  Kastenschreiber,  die  ja  noch  be- 
soldet würden,  zeigte  er  sich  geneigt,  auch  dazu,  dafs  sich 
die  Stände  selbst  zur  Einnahme  in  den  Ämtern  an  Stelle  der 
Schofseinnehmer  gewisse  Leute  bestellten^. 

Das  war  ein  Erfolg  der  Oberstände  —  denn  deren  Organ 
war  der  Landkasten  jetzt  nur  noch  — ,  die  ja  nicht  nur  mit 
der  Landeshoheit  und  der  sie  vertretenden  Kriegskammer  zu 
kämpfen  hatten  um  dessen  Wiederanerkennung,  sondern  auch 
mit  den  Städten  Königsberg,  die  wohl  einsahen,  dafs  des 
Gegners  Stellung  durch  Wiederherstellung  der  Thätigkeit  des 
Landkastens  bedeutend  verstärkt  wurde  in  dem  wirtschaft- 
lichen Kampfe  zwischen  Stadt  und  Land.  Vergeblich  hatte 
die  Kriegskammer ,  die  den  Anschlufs  der  kleinen  Städte  an 
die  Oberstände  1688  nur  ungern  gesehen,  und  bei  der  Huben- 
steuer  den  kleinen  Städten  ihre  Hüben-  und  Hunderteutaxe 
erhöht  hatte,  den  Landkasten  dafür  verantwortlich  gemacht, 
um  die  junge  Freundschaft  zu  stören  und  den  Hafs  auf  den 
Landkasten  zu  lenken.  Sie  wurde  von  den  kleinen  Städten 
auf  die  alten  Schofsregister  verwiesen,  die  in  der  Kriefi^ 
kammer  Gewahrsam  seien®.  Weniger  glücklich  waren  die 
Oberstände  gegen  die  Städte  Königsberg  bezüglich  der  Wieder- 
anerkennung des  Landkastens  und  der  Forderung,  dieselben 
durch  Komplanation  zur  Einzahlung  in  den  Landkasten  zu 
zwingen*.  Was  zu  neuer  Thätigkeit  erstehen  konnte,  mufste 
sich  auf  die  Oberstände  und  die  kleinen  Städte  beschränken. 

Es  erstand  1090.  Die  Oberstände  suchten  die  Nach- 
giebigkeit des  Kurfürsten  möglichst  zu  nützen.  Zu  statten 
kam  ihnen  dabei,  dafs  der  Kurfürst  mit  dem  bisherigen  Modus 
der  Kontribution,  dem  Hubenschofs,  selbst  nicht  zufrieden 
war  —  um  der  Unordnung  darin  zu  steuern,  war  vor  einigen 
Jahren  die  sogenannte  „grofse  Kommission**  eingesetzt  werdend 
Mit  der  Einführung  eines  neuen  Modus  aber  konnte  man  neben 
dem  ausgiebigen  Streben  nach  Überwälzung  der  Lasten  auch 
die   Thätigkeit    des   Landkastens    wieder    in   den    Steuertech- 


'  Schi.  Bodenken.  —  Kön.,  praes.  5.  April  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«. 
fol.  277-285. 

2  Kurf.  Resolution  auf  Gravamina.  —  Kön.,  5.  April  1690.  —  Ron. 
Et.  —  Min.  87d.    fol.  17—38. 

»  Gesuch  der  Deputierten  von  kl.  Städten.  —  1688.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  725.    No.  28  p.  15:3—156. 

*  Bittschrift  äer  Oberstände  wider  die  3  St.  Rönip^sberg.  —  Ron., 
praes.  23.  Mai  16S9.  -  Kön.  Et.  -  Min.  87«.     fol.  88-97. 

^  Zacharias  Zwantzigk«  Incrementa  domus  Brandenburg^cae. 
—  Manuskr.  —  Pars  III  Caput  XII  Tit.  8. 
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ischen  Apparat  einfügen,  wie  er  bei  Einführung  eines  solchen 
l68l  ausgeschaltet  worden  war.  War  es  auch  nicht  die 
leneralacciae,  die  die  Überstände  so  gern  gehabt  y  und  war 
luch  die  fernere  Besteaerungsart  nur  eine  Wiederholung  der 
Bhemaligen  Accise,  später  untermischt  mit  Hyben-  und  Hurn- 
rgchössen,  der  Wandel  bot  doch  die  erwünschte  und  wohl- 
ge nützte  Gelegenheit 

Man  setzte  ein  mit  der  die  neu  gewilligte  Kopfaceise  und 
Pranköteuer  regelnden  „Neuen  Acciaeordnung"  vom  5.  Juni 
1690  *,  deren  organisatorische  Teile  für  die  Stelki ng  dea  Laod- 
'kastens  bestimmend  wurden ;  und  wenn  auch  der  Kurfürst 
singe  mit  der  Bestätigung  zögerte,  so  bezog  sich  dies  Zögern 
loch  nur  auf  die  Ausdehnung  der  Steuerbasis,  die  die  Ober- 
btände  wünschten  durch  Einbeziehung  der  kurfürstliclion  un- 
mittelbaren Unterthant?n,  nicht  auf  die  neue  Organisation, 
leren  Annahme  man  in  der  Polge  df^in  Kurftirsten  genehm 
nmchte,  indem  man  die  Schofseinaehmer  ab  Unterorgane  bei- 
behielt. 


Dritter    Abschnitt. 
ZaKammeiisetzaiig^  Gliedemug  uud  Thätigkeit  des  Kollegiums. 

Das  nun  also  wieder  in  Thätigkeit  tretende  Kollegium^ 
setzte  sich  wie  bisher  zusammen  aus  sechs  Oberkastenherren, 
drei  aus  dem  Landrat  und  drei  aus  der  Ritterschaft,  je  zwei 
ÄU8  den  drei  Kreisen  des  Landes,  gewählt  in  den  ent- 
sprechenden Kollegien  ^.  Das  Ansehen  des  Amtes  eines  Ober- 
kastenherrn, der  Einflufs^  der  ihm  nun  wieder  möglich  ge- 
worden, wohl  auch  das  Gehalt  machten  das  Amt  zu  einem 
begehrten  und  die  Wahl  oft  schwer.  Erschwert  wurde  diese 
besonders  im  Kollegium  der  Ritterschaft,  da  in  der  Zeit,  als 
das  Amt  weniger  begehrt  war,  es  CTcpflogenheit  geworden 
war,  einen  Deputierten  zu  wählen ;  man  wurde  sich  mit  Recht 
jetzt  bewufst,  dafs  dies  verkehrt  sei,  dafs  die  dem  Deputierten 
übertragene  „Instruktion''  ihn  nicht  für  dies  Amt  prädisponiere. 
Als  Johann  Dietrich  von  Petzinger  sich  1693  wegen  der 
Takanten  Oherkastenherrnstellc  an  die  Deputierten  der  Ritter- 
achaft  wandte,  sprach  er  die  Erwartung  aus,  man  werde  doch 
nicht  nur  einen  Deputierten  wählen  wollen  —  er  selbst  war 
e«  in  diesem  Jahre  nicht  — ,  denn  das  wäre  »eine  gezwungene 


'  «Neue    Accbcordnung**. 
Ho.  40  K.  l.  -  Ausf, 
^  Viel. 


Kon.,    praes.    5.  Jimi    1690.     R.   7* 


^gl,  Auch:    Bericht   der  Komraisäiou   für  eine  Cieneralacci»e*  — 
Kön.,  9.  Mai  l7aS.  ^  K5ti.  0«tpr,  Fol  7.^.     fol.  672-7^ 

•  BcBondcrc  Krei*«- Kanten liorrcn,  wi^  sie  vor  1681  auch  bestanden 
hmftrti,  erstanden  nicht  wieder. 
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Wahl"  ^  Und  bei  einer  anderen  Wahl  1G92  erklärten  die 
Deputierten  des  oberländischen  Kreises  ehrlicherweise,  dafs, 
wenn  man  die  Charge  den  Deputierten  vorbehalten  woUe,  die 
„Hinterbliebenen"  in  den  Ämtern  principales  deterioris  con- 
ditionis  als  die  Deputierten  sein  würden^. 

Der  letztere  Fall,  1692,  erregt  besonderes  Interesse  da- 
durch, dafs  er  zeigt,  wie  heftig  auch  lokale  Sonderinteressen 
dabei  gelegentlich  zum  Austrag  kamen.  —  Als  der  Ober- 
kastenherr des  Oberlandes,  Lesgewang,  1692  in  eine  Hof- 
richterstelle befördert  wurde  und  eine  Neuwahl  eintreten 
mufste,  trugen  die  Deputierten  des  Oberlandes  besonders 
Sorge,  einen  Oberländer  damit  begabt  zu  sehen,  da  dies  seit 
30  Jahren  nicht  mehr  der  Fall  gewesen  sei  und  sie  sich  da- 
durch zurückgesetzt  fühlten.  Sie  stellten  den  Tribunalsrat 
und  Verweser  des  Amtes  Holland,  v.  Schönaich,  als  Kandi- 
daten auf.  Die  beiden  anderen  Kreise  aber  gingen  auf  ihren 
Wunsch  nicht  ein,  sondern  wählten  Wilhelm  v.  Tettau, 
Natangen  zugehörig,  doch  auch  im  Oberland  possessioniert 
Weitere  Diskrepanzen  ergaben  sich  bei  der  Wahl  unter  den 
12  Deputierten,  die  anwesend  waren,  da  man  sich  gegenseitig 
die  übertragenen  Stimmen  bestritt  und  so  natürlich  zu  einem 
Ergebnis  nicht  kommen  konnte.  Um  die  „Beneficia  und  Im- 
munitäten" ihres  Kreises  zu  retten,  und  weil  Tettau  auf  allen 
Landtagen  den  Interessen  des  Oberlandes  entgegen  gewesen, 
wandten  sich  dessen  Deputierte  an  den  Kur&sten.  Er  er- 
teilte V.  Schönaich  die  erforderliche  Bestätigung,  und  dieser 
wurde  dann  als  Oberkastenherr  in  der  Oberratsstube  publiziert 

—  Wie  üblich,  reichten  die  Unterlegenen  eine  „Bewahrung*^ 
dagegen  ein^. 

Die  Funktionen  der  Oberkastenherren,  die  sich  bisher 
auf  die  Beaufsichtigung  und  Rechnungfiihrung  der  ständischen 
Eigenwirtschaft  beschränkt  hatten,  erfuhren  nun,  da  der  Land- 
kasten den  Durchgangsverkehr  der  kurfürstlichen  Auflagen 
wieder  übernommen,  bedeutende  Erweiterungen.   Sie  bestanden 

—  ohne  hier  weiter  auf  die  steuertechnischen  Einzelheiten 
einzugehen  —  hauptsächlich  in  der  Aufsicht  über  die  ein- 
gehenden Gelder  und  Rechnungen,  in  den  Revisionen  der  Ämter 
und  Untereinnehmer,  zu  denen  sie  zwecks  Aufdeckung  der 
Defraudationen  jederzeit  ohne  Auftrag  berechtigt  waren.  Zur 
Feststellung  der  Eingänge  und  zur  Einsichtnahme  der  Belege 
fanden  regelmäfsig  Sessionen  statt.     Nachdem  die  monatlichen 


*  Gesach  des  Joh.  Dietr.  v.  Petzinger.  —  Ponedien,  18.  Mai 
1693.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  195  fol.  95.  —  Eig;enh&ndig. 

'  Bitte  der  sämtlichen  Deputierten  des  oberländ.  Kreises.  —  Kön., 
praes.  18.  Nov.  1692.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741.  No.  168  foL  852—856. 
—  Ausf. 

s  BewaluAuig  des  Standes  der  Kitterschaft  u.  AdeL  —  1692.  — 
Kön.  Ostpr.  Fol.  741.     No.  1,  2  fol.  869-870. 
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Lieferungen  in  iler  Ordnung  der  (Irt^i  Kreise  (von  Samland 
im  ersten,  von  Natangen  im  zweiten,  vom  Oborlanti  im  dritten 
Monat  des  Quartals)  geschehen,  erfolgte  die  Generalaession 
aller  Oberkastenherren  am  Landkasten,  im  Beisein  der  Kasten- 
Schreiber,  zur  Prüfung  der  vierteljährlichen  Schlufsrechnung  *. 
_Der  erste  der  Kastenachreiber,  der  vom  Oberland,  zugleich 
'")berein nehmer,  führte  dabei  das  Protokoll^, 

G*?wählt  von  Ihresgleichen,  bestätigt  vom  Kurfürsten^ 
vereidigt  vor  dem  Landkasten,  waren  die  Kastenherren  ver- 
antwortlieh nur  den  beiden  Oberständen.  Unter  ihrer  Unter» 
Schrift  mufsten  die  Auszahlungen  erfolgen  auf  die  Assigna- 
tionen^  die  der  Landratsdirektor  und  der  Landbotenraarschall 
gemeinsam  im  Auftrage  der  beiden  Oberstände  an  die  Ober- 
kaatenberren  adressierte.  Nur  nach  ihrem  eingeholten  Rat 
wollten  die  Oberstände  in  Kastensachen  ihre  Entscheidungen 
j      treffen «. 

In    gleich    losem    Verhältnis    wie    die    Oberka»tenherren 
aelbst   standen   deren    nächste  Untergebene  zur  Landeshoheit: 
auch  die  drei  Kastenschreiber  (je  eint^r  aus  den  drei  Kreisen), 
von    den    Oberständen    dem    Kurfürsten    präsentiert,    wurden 
von  diesem  nur  bcistätigt;  es  ist  das  Bestreben  der  Oberstände 
darauf  gerichtet,    sie  in    ihrer  Beamtung  nur  von  dem  Land- 
kasten   abhängen    zu    lassen.     Zu    solcher    Präsentation   aber 
glaubten  sich  die  Oberstände  nach  alter  Observanz  (besonders 
nach    der   Acciseordnung   von    1662)    berechtigt.     1691 ,    nach 
dem  Tode  des  Obereinnehmers   Reinhold  Liedtke,   empfahlen 
sie   dem    Kurfürsten   den    bisherigen   Einnehmer   des   oberlän- 
dischen Kreises,   Dan  fei  Boyen,   als  Nachfolger*.     Er  wurde 
^Hangenommen;  die  meisten  der  vorhandenen  Kastenrechnungen 
^Hind   von    ihm    gezeichnet.     L>as  Präsentationsrecht   der  Ober- 
^Btände  und  die  Dependenz  derselben  Beamten  vom  Landkaaten 
^Ipatte   den    Instanzenzug    der   Kasten beamten   über    die    Ober- 
stände   erst  an    den  Kurfürsten    zur  Folge.     In    späterer  Zeit, 
als  der  Kurfürst  enttäusuht  war  in   den  Erwartungen,    die  er 
anseheinend    in    den    Landkasten    gesetzt    hatte,    traten    auch 
dessen  Beamten  in  ein   mehr  direktes  Abhängigkeitsverhältnis 
^      gum    Fürsten.     Der    Kastenschreiber    Reitzen,    der   sich    1699 
^B|n  den  Kurfiirsten  wandte  und  um  Entlastung  im  Amte  naeh- 
^Bmcbtef    wurde    vom    Kurfürsten    auf    dem    Wege    über    die 
Preufsische   Regierung   beschieden    und    ihm    unter  Belassung 


*  Neue  Acciseordnung-    1.  c. 

*  Bericht  der  KommtsBion  filr  eine  Gen.-Äccise.     l.  c. 

■  Der  beiden  Oberstände  Kesolutioo  betr.  Aufliahlung  beim  Rasten. 
Köu.,  7.  März  16%.  —  Kön.  0«tjpr.  Fol.  744.    foL  87T-378. 

*  FGrtrag  der  Oberst&tide.  —  Kön-,  27.  Aug.  1691.  «  Kim,  0«tpr. 
uL  741.    No.  76  fol.  527. 
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eines  Teüa  seines  Gebalts    in   dem  Kommißaarius  Hintzke  ein^ 
Nachfolger  gesetzt  *, 

Kastenherreu   und  Kastenschi-eiber   empfingen   ihr  Gehalft 
aus   den  kurfürstlichen  Geftillen.     Nicht   das  Land^    der  Kur^l 
fürst    selbst    erlitt    durch    diese    Bezüge    Einbufse,     da    diesal 
Posten  stets  der  etwa  geforderten  Summe  des  Kurfürsten  auf-i 
gerechnet    wurden.     Die    Bezüge    bezifferten    sich    nach    der! 
„Neuen   Acciseordnutig"    von    1690    auf  1824   Mark    für   den/ 
Präses  des  Landkastens,  auf  912  Mark  für  jeden  Kastenhermj 
jährlich^,    sodafü  ihr  Gehalt    sich    auf  6384  Mark   oder   run<f 
1400  Rthlr*  suuonierte.     Nur  diese  Summe   war  jetzt  als  neiil 
einzusetzen,    nicht  der   Kastenschreiber  Gehalt,    das   sich    fürj 
den  Obereinnehmer  auf  900  Mark,  für  die  beiden  andern  ai 
600    Mark    belief.      Letzteres    war    auch    während    des    Inter- 
regnums weiter  gereicht  worden^.     War   die  Zuschlagssummel 
also  auch  nicht  hoch ,  sie  mufste  doch  den  kurfürstlichen  Be- 
amten    überflüssig    erscheinen,    wie    bei    dem    Bestände    der 
Kriegskammer  der  ganze  ständische  Einnahme*  und  KontroU- 
apparat,  der  nur  den  gesamten  Geschäftsgang  erschwerte. 


Vierter   Abschnitt. 
Streben  nach  Verselbständigung* 

Es  war  eine  ständische  Machtfrage,  die  im  Bestände  desi 

Landkastens  zum  Ausdruck  kam.  Als  solche  fafsten  sie  auch 
die  Oberkasten  her ren  auf.  Sie  strebten  deshalb  ihren  Machl-^J 
bereich  nach  unten,  über  die  Unteremnehmer,  auszudehnei 
und  sich  die  Jurisdiktion  über  dieselben  zu  sichern,  besonder« 
nachdem  sie  mit  ihren  Versuchen,  nach  oben  sich  der  Kriegs- 
kammer zu  entledigen,  gescheitert  waren*,  —  In  der  ^neueii, 
Acciseordnung"  hatten  sie  sich  ausbedungen  ^  dafs  an  Stell 
der  bisherigen  Schofaeinnehmer  Acciseein nehmer  einzusetzei 
aeien,  die^  vom  Amt  angenommen,  am  Landkasten  den  Ei 
ablegen,  von  ihm  das  Gehalt  von  225  Mark  erhalten  und  vor 
allem  nur  von  ihm  abhängig  sein  sollten  *,  Diese  Beamten 
waren  bereits  von  ihnen  berufen  und  beeidigt  worden,  und 
nachdrücklich  ersuchten  die  Oberstände,  die  Schofseinnebmer 
SU  kassieren ,  immer  zugleich  mit  dem  auch  ausgesprochenen 
Hintergedanken,  die  „landbeschwerliche  Kriegskammer  zu  be* 


8- 

i 


^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  2S.  De«.  1699.  —  R  7.  No.  9K. 
—  Konzept  ohne  Sign. 

•  Neue  Ai'ciseordiiung,     1.  c.  §  16. 
»  Kepartitioth  —  März  1690.  —  U«tpr.  Fol.  725.    No*  15  p.  dÖ— IC 

*  Kurf.  Dupllcu.  ^  Kim.,  praes.  26.  Mai  1690.  —  Kön.  Et  —  Min« 874 
fol  55-62,  —  Ausf. 

^*  Neue  A(*ciÄeordiiuii^.    1.  v.  4J  VX 
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«paren*^  *.  Von  der  Wurzel  aus  wäre  ciarait  den  Ständen  das 
Steuerwesen  überantwortet  worden.  Doch  diese  Elioiinierung 
der  von  der  Kriegsskararaer  abhängigen  Schofseinnehmer  mifo- 
lang.  Sie  blieben»  nnd  wobi  oder  übel  muföten  sich  die  Stände 
mit  der  vollzogenen  Thatsache  abfindend  Noch  der  Berieht 
der  Accisekommiäsion  von  1703  giebt  zu,  dafs  statt  der 
frliheren  Aeciseeinnehmer  die  Schofaeinnehmer  beizubehalten 
seien '•  Wie  man  aber  dafür  die  Receptur  durch  Hinzu- 
siebung  des  Hauptmanna  und  des  adeligen  Deputierten  als 
eine  ständische  zu  markieren  strebte*,  so  suchten  die  Ober* 
kastenherren  ^  wie  schon  erwähnt  worden,  durch  Gewinnung 
der  Jurisdiktion  über  die  Scholseinnehnier  diese  aus  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Kriegskammer  zu  lösen, 

Gelegenheit  zur  Entscheidung  dieser  Fra>^e  bot  sich,  als 
«wischen  dem  Oberappeliationsgerichtsrat  von  Götzen  und  dem 
Schaackischen  Schofseinnehmer  1694  ein  Konflikt  ausgebrochen 
war  wegen  Einziehung  der  Kopfaccise  und  Tranksteuer,  in 
dem  »ich  der  Scholseinnehmer  nach  der  Meinung  der  Ober- 
kastenherren insolent  betnigen  hatte.  Da  Kriegs kammer  und 
Landkasten  sich  über  die  Zuständigkeit  des  SchoLseinnehmers 
zwecks  Abstratung  desselben  nicht  einigen  konnten,  erfolgte 
die  Entscheidung  des  Kurfürsten,  dem  Landkasten  komme 
solche  Macht  nicht  zu;  der  Schorscinnehmer  sei  von  der 
Kriegskammer  in  Eidespflicht  genommen ,  also  auch  dort  zur 
Strafe  zu  xiehen.  Bezeichnend  ist  nun  die  Stellungnahme  der 
sich  fühlenden  Oberk^istenherren.  Sie  bedauern  vor  allem, 
dafs  die  überstände  nicht  beisammen  seien,  die  schon  Ordnung 
achaflfen  würden.  Nach  ihrer  Meinung  ist  die  Inpflichtnahmo 
der  Schofsein nehmer  vor  der  Kriegskammer  nur  geschehen, 
weil  zu  der  Zeit  der  Landkasten  nicht  in  Thätigkeit  gewesen 
Bei.  Da  das  Land  sie  bezahle,  ilie  Stände  sie  früher  auch 
gewählt  hätten,  vor  allem  nach  den  Bestimmungen  der  alten 
Acciseordnungen  von  lliSo,  Cap.  III  §  1,  von  16Ö2,  Gap.  VI 
11  und  von  1606,  Cap.  V  §  11,  seien  die  Aeciseeinnehmer, 
deren  Stelle  nun  die  Schofseinnehmer  getreten,  ihnen  zu- 
Indig*^.  Der  Kurfürst  wies  sie  zurück,  da  nur  ihm  eine 
Interpretation  der  letzten  Acciseordnung  zustehe.  Mit  löb- 
liclier  Entschiedenheit  —  Dan.  Lud.  v.  Danckelmann  zeichnet 

Konzept  —   erklärte   er,    der  Landkasten   habe   mit  den 


•  Gesuch  der  Oberstlode.   —  Kön.,  praes.  30,  Jani  1690.    -*   Kön* 
—  Min.  87d.    foL  101,  102.  —  Aiisf. 

•  Gesuch  der  Ober»tände.  —  Kön.,  praes.  24.  Sept  1690.  —  K5ii. 
EL  —  Min.  87«.     (ol,  94-97.  -  Ausf, 

■  Berii'lit  der  Accisi'kommirtsion    —  l.  c.  Cap.  Vfl  §  6. 
^  Siipplementum  zur  neuen  Accineordnunj?,  ~  Kün.,  12.  Dex.  1682. 
^Xdn.  datpr.  Fol.  741.     No.  167  fol.  883—881 

•  Oeauch    d<!*r  Obefkiiatr»Tiherrf»n    bozüglicli    ihror  Jurisdiktion.    — 
i  prae»,  4,  Febr.  16^*  —  K.  ü.  B.B.B.  4.  -^  Aiisf. 
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Schofseinnehmem  nichts  zu  thun ;  diese  seien  nur  der  Eriegs- 
kammer  verpflichtet^.  Die  Kastenherren  mufsten  sich  be- 
scheiden; ihre  Stimmung  klingt  wieder  aus  der  Klage  ihrer 
Genossen,  wie  sehr  doch  gegen  früher  die  Funktionen  dea 
Landkastens  beschränkt  seien  ^. 

Im  übrigen  war  derselbe  eifrig  bestrebt,  sich  dem  Kur- 
fürsten durch  seine  Thätigkeit  zu  empfehlen  und  auch,  indem 
er  dessen  Anerkennung  fand ,  seine  Stellung  gegenüber  der 
yerhafsten  Kriegskammer  zu  festigen.  Es  gelang  ihm  für  eine 
Zeit  lang.  Schon  vor  seiner  Restabilierung  war  dem  Kur- 
fürsten durch  die  Oberstände  versichert  worden,  daCs  man 
mit  derselben  keinen  andern  Vorteil  suche,  als  nur  den, 
Wissenschaft  zu  erhalten  von  dem,  was  abgeführt  würde*. 
Es  schien  ihnen  des  Kurfürsten  Interesse  am  Herzen  zu 
liegen,  wenn  ihm  versichert  wurde,  bei  völliger  Autorisierung 
des  Landkastens  würden  die  dem  Kurfürsten  so  mifslichen 
Reste  aus  früheren  Jahren  nicht  geblieben  sein*.  Vor  allem 
der  Fleifs  im  Aufspüren  von  ünterschleifen ,  den  sie  aufwen- 
deten, um  das  geforderte  Quantum  zu  füllen,  schien  aner- 
kennenswert, wenn  sich  auch  dieser  Fleifs  vorwiegend  auf  die 
Auffindung  neuer  Steuerträger  richtete^.  Die  Anerkennung 
des  Kurfürsten  zeigte  sich,  als  er  ihnen  1692  den  Entwurf 
zum  Supplementum  der  Acciseordnung  zur  Begutachtung  zu- 
sandte und  vor  der  Drucklegung  gern  Einwürfe  bertlck- 
sichtigen  wollte*,  und  1694  wies  er  die  Preufsische  Re- 
gierung an,  sich  mit  den  Oberkastenherren  ins  Vernehmen  zu 
setzen,  auf  die  viel  ankomme,  wegen  der  schnelleren  Ein* 
Ziehung  der  Willigung  ^. 

Das  günstige  Urteil  konnte  auf  die  Dauer  nicht  anhalten. 
Denn  natürlich  konnten  auch  Gelegenheiten  nicht  ausbleiben, 
in  denen  der  Landkasten  den  Rückhalt,  den  er  als  rein  stän- 
disches Organ  an  den  Oberständen  hatte,  betonen  mufste.  In 
einer  Vorstellung,  die  sie  1690  dem  Kurfürsten  machten  w^en 
Einbeziehung  des  Fleckens  Orteisburg  in  die  Accise  der 
kleinen  Städte,  betonten  die  Kastenherren,  dafs  sie  die  von 
den  Oberständen  ihnen  hinterlassenen  Weisungen  auszuführen 


*  Resolution  auf  vorstehendes  Gesuch.  —  Oranienburg,  28.  M&rs 
1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

«  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Juni  1694.  —  R.  6.  B.B.B.  4. 
^  Extrakt  aus  der  Oberst.  Bedenken.  —  ad  Rel.  vom  22.  Mai  1690. 
—  R.  6.  B.B.B.  4.    (In  einer  Sammlung  des  Herrn  von  Fuchs.) 

*  Der  ges.  Stände  Erklärung.  —  Kön.  1691.  —  Kön.  Ostor.  Fol.  74L 
No.  61  fol.  447—453. 

^  Reglement  des  einf.  Homschosses.  —  Kön«,  22.  Sept.  1690.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87d.    fol.  202-203.  —  Ausf. 

«  Memorial  der  Oberkastenherren.  —  Kön.,  2.  Dea.  1692.  —  Kön. 
-Ostpr.  Fol.  741.    No.  168  fol.  888-891.  —  Ausf. 

"^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  26.  März  1694.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 
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Iliätten,  soweit  aber  diese  es  gestatteten,  auch  des  Kurfürsten 
Interesse  befördern  würden  *, 
Und  rein  ständisch  blieb  auch  ihr  ganzer  Geschäftsgang 
im  Verkehr  mit  den  Oberbehörden.  Wie,  oben  angedeutet, 
|iur  auf  Anweisung  der  Oberstiinde  Auszahlungen  stattlinden 
sollten  an  die  vom  Kurfürsten  Beauftragten^,  so  fanden  auch, 
wenn  das  Quantum  nicht  gedeckt  war,  zu  weiterer  Regelung 
Verhandlungen  des  Landkastens  im  Auftrage  der  Oberstände 
nur  mit  der  Preufsi sehen  Regierung  süitt^*  Geflissentlich 
t!  1,^  man,  soweit  möglich,  die  Kriegskammer,  deren  Über- 

fi        _    '"it  man,  indem  man  sie  nicht  erwähnte,    dargelegt  zu 
liaben  glaubte. 

Die  Kriegskammer  sorgte  daftlr*  dafs  die  Oberkastenherren 
u  einem   ruhigen  Genufs  ihrer  Stellung  nicht  kamen.     War 
hr   auch   durch   das    zeitweise  Vordringen    jener  die  Stellung 
rschwert,  sie  arbeitete  im  Stillen;  die  Kluft  zwischen  diesen 
beiden  Exponenten  fürstlicher    und  ständischer  Hoheit  mufate 
nüberbrückbar   bleiben.     Wie    die  Kriegskammer  die  Unter- 
rgane  in  ihrer  Hand   behielt ,   so  verfügte  sie   auch  über  die 
'ittel  der  Exekution,    die  die  Steuerrestanten  nötig  machten. 
fleifsig    der    Landkasten    auch    war    in    Aufdeckung    der 
Mängel**,    die    Kriegskammer    war    in    der   Auffassung    von 
Mängeln''  nicht  immer  derselben  Meinung,    besonders  soweit 
lese    sich    auf    Einbeziehung    immer    weiterer    Steuerträger 
chteten.     So  blieb   der  Land  kästen   am  letzten  Ende  macht- 
*,     Mit  mangelnden  Lieferungen  aber  konnte  trotz  eifriger 
Lufdeckung    der    „Mängel**    dem    Kurfürsten    nichts    gedient 
nn*;  das  Vertrauen  zum  Laodkasten  nahm  ab.     Eine  Hand- 
firtbe    zum  Angriff,    zu    dem    nun    die  Kriegskammer  vorging, 
bot  das  Gehalt  der  Kastenherren.     Küpner  legte  1694  dar,  dafs 
sehr    wohl    von    1400   auf   800  Thlr.    beschränkt    werden 
könnte*.     Die  Geneigtheit   des   Kurfürsten    dazu    beunruhigte 
lie  Oberstande ;  rechtzeitig  beugten  sie  solcher  Beschränkung 
ror'   und    baten,    ihren   Genossen    in    ihrer  „arbeitsamen  Be- 
mühung'' nicht  beschwerlich  zu  werden.     So  hatte  es  vorläufig 


'  VoTstellune  der  OberkaÄtenhenren.  **  Kön.,  praes.  18»  Dez,  1690. 
Kön.  Et.  -  Min.  87^.    foi.  214,  215.  —  Au»f. 

»  Der  Oberstände  Re«otutian.    —    Kon.,   7.   März  1696.    —    Köiu 
)Hpr.  Fol.  744.     foL  877,  378, 

»  Der  gp«.  Stände  Erklärung.    —    Kän.,   praes.  5.  M&rz  16&6.   — 
R,  6.  B3.B,  5.  —  Amt 

*  Der  Oberßt&nde  Bf^dc  nken.  —  169L   —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Kopie 
von  P.  V.  Fuchs, 

*  Ausschreiben  der  Eegiemng.    —   K5n. »  28.  Nov.  1693,   —   Ki)n. 
0*tpf    Pol,  741.    No.  247  foL  1217,  1218,  —  Konzept. 

«  Küpner»  Erimierungeii.  —  Kön.,  Jan,  1694.  —  R.  6,  B.B,B.  4. 
—  EiMciiblndig, 

^Verein.  Bedenken.     —     Kön  ,    praes.    24.  Juli    lö94. 
BM3.  4 
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damit  noch  sein  Bewenden.  Das  Ansehen  des  Landkastens 
beim  Kurfürsten  aber  schien  erschüttert,  wenn  auch  die 
Kriegskammer  in  jener  Zeit  gleicherweise  über  Vernach- 
lässigung klagte:  der  getreue  Kttpner  beschwerte  sich  1696, 
dafs  er  des  Kurfürsten  Wünsche  betreffend  die  neue  Willigang 
erst  aus  den  Ausschreiben  in  die  Ämter  erfahren  hatte  ^. 


Fünfter  Abschnitt. 
Wandel  in  der  Position;  Bekämpfung  des  Landkastens. 

Die  veränderte  Stellungnahme  des  Kurfürsten  wird  offen- 
bar aus  den  Anweisungen,  die  Barfufs  für  seine  Sendung  nach 
Preufsen  1696  erhielt.  Der  KurfUrst  schreibt  darin  direkt 
den  Kastenherren  und  Kastenschreibem  die  Unrichtigkeiten 
und  Mängel  zu,  die  aus  ihrer  schlechten  Administration  her- 
rühren sollten.  Gern  möchte  er,  wie  sein  Vater  gethan,  den 
Landkasten  jetzt  völlig  kassieren;  nur  die  schwierigen  Ver- 
hältnisse im  benachbarten  Polen  lassen  ihn  dies  vermeiden, 
da  er  fürchtet,  die  Aufhebung  des  Landkastens  könnte  eine 
grofse  Erregung  unter  den  Ständen  veranlassen.  Jedenfalls 
wünscht  er,  dafs  die  Besoldung  nicht  mehr  vom  Ertrage  der 
Kontribution  abgezogen,  sondern  durch  besondere  Mittel  ge- 
deckt werde*. 

Die  Vorwürfe  waren  schwere,  die  Weisungen  ernste,  das 
Institut  selbst  blieb  in  Funktion  und  Bezahlung.  Immerhin 
zeigte  das  Vorgehen,  wie  der  Einflufs  der  Kriegskammer 
völlig  gesiegt  hatte,  wenn  es  auch  zugleich  erwies,  wie 
schwer  es  nun  war,  den  Ständen  das  1690  Gewährte  wieder 
zu  entreifsen. 

Umsonst  nahmen  sich  in  den  folgenden  Jahren  die  Ober- 
stände des  Landkastens  immer  wieder  in  ihren  Bedenken  an', 
das  Mifstrauen  des  Kurfürsten  wich  nicht  mehr.  Ein  ent- 
schlossenes Vorgehen,  das  wie  unter  dem  Grofsen  KurfUrsten 
den  Landkasten  aufser  Funktion  gesetzt  hätte,  wünschte  man 
nicht;  man  war  wohl  auch  nicht  fkhig  dazu;  dagegen  suchte 
man,  wie  den  Landtagen  überhaupt,  so  auch  besonders  dem 
Landkasten  in  den  breiten  Schichten  den  Boden  abzugraben 
und  ihn  so  langsam  absterben  zu  lassen.  Und  die  Zeichen 
der  Landtags-  nicht  nur,  sondern  auch  der  Landkastenmüdig- 
keit mehrten  sich. 


»  Küp  ner  an  Gen.-Comm.  D.  L.  v.  D.  —  Kön.,  29.  Nov.  1695.  — 
K.  6.  B.B.B.  4.  -  Eigenhändig. 

«  Nebeninstruktion  für  Barfufs.  -  Colin,  21.  Juli  1695.  —  ß.  6. 
B.B.B.  5.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 

»  Der  gesamten  Stände  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  25.  Febr.  1701. 
-  R,  6.  B.B  B.  6. 
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Das  Mittel  aber  zu  dieaem  Wandel  sollte  wieder  ein 
f Wechsel  in  der  Beateuerungsart  sein.  In  derselben  Zeit,  in 
I  der  die  Kommission  zur  Beratung  einer  Generalaccise  noch 
I  fleifsig  am  Werke  war*,    proponierte  man  von  Berlin  aus  im 

Seheimen  einen  Hnbenschofs.  Es  blieb  im  ganzen  nur  bei 
er  Präposition,  die  bisherige  Beste ueriingsart  der  Koptacciae 
und  Trankateuer  wurde  noch  durch  lange  Jahre  weitergeführt. 
Die  Art  des  Vorschlags  zeigte  aber,  dafs  er  lediglich  gegen 
den  Bestand  des  Landkastens  gerichtet  war  und  die  Ab- 
schaffung desselben  anbahnen  sollte. 

Im  Mai  1701  erging  an  einige  einflufcreiche  und  ver- 
mögende Einsassen  Preufsens  ein  Anschreiben  —  das  vor- 
liegende Konzept  stammt  aus  dem  Geheimen  Rat  —  des 
Inhalta,  diejenigen^  die  ihr  Kontingent  der  auf  dem  Landtage 
gewilligten  Summe  nicht  durch  die  Kopf-  und  Tranksteuer, 
sondern  durch  einen  Hubenschofs  aufzubringen  willens  seien, 
sollten  dies  bei  der  Kriegskammer  anzeigen  und  dafür  ferner- 
hin   vom    Landkasten   eximiert    sein.     Den    Adressaten^    zwei 

•Grafen  v.  Dolma,  Graf  v,  Schwerin,  Generalmajor  v,  Tettau 
lind  Kämmerer  v.  Tettau,  wurde  die  Erwartung  ausgesprochen, 
sie  würden  dem  Folge  leisten  und  dadurch  ein  Beispiel  zur 
[^hfolge  geben,  Paul  v.  Fuchs  konnte  dem  Geheimen  Rat 
nach  einer  Einlage  —  mitteilen,  dais  er  seinen  Leuten  auf 

'»einen  Gütern  in  Preufsen  Anweiäungen  in  dieser  Richtung 
gegeben  habe^.     Eine  Mitteilung  gleichen  Inhalts  erhielt  kurze 

•  Zeit  darauf  die  Preufsische  Regierung.  Sie  zögerte.  Der 
rechtliehen  Schwierigkeit  wohl  sich  bewulst,  wies  sie  darauf 
hin,  wie  die  gewilligten  Modi  nicht  schlechterdings  annulliert 
werden  könnten^  da  sie  vom  Königo  selbst  bestätigt  »eien*. 
Sie  bat,  mit  der  Publikation  bis  nach  erfolgter  Willigung 
Eögern  zu  dürfen,  und  der  König  gewährte  dies*.  Auf  dem 
vorhin  genannten  Wege  war  die  Nachricht  jedoch  schon  ins 
Land  gedrungen,  und  wo  sie  bekannt  geworden,  hatte  sie 
Zustimmung  gefunden,  Land  rat  v.  Schlieben ,  Hauptmann 
V,  Kreytzen  zu  Tilsit,  Obrist- Lieutenant  Königseck,  Major 
Presinsky,  die  Rippen  von  Grofs- Lauten  nebst  anderen  von 
Adel  und  die  meisten  Cöllmer  und  Freien  hatten  sich  bereit 
erklärt.  So  berichtet  Obrisl-Lieutenant  J.  F,  v,  LiittwitÄ  dem 
Generalkomm isaari US.  Er  hatte  auch  besonders  die  Einsassen 
des  Amts  Brandenburg  bereit  gefunden ,  den  Betrag  der 
Kontribution  von  1700  als  ein  Gewisses  an  die  Kriegäkammer 


>  Ihr  Bericht  er«chieD  den  9.  Mai  1703. 

>  Reekript  an  Grat  v.  Dohna  etc.    —   Potsdam.  22.  Mai  HOL  — 
H.  6.  B.B.B,  6,  —  KoDzept 

«  B<Ticht  der  Pr.  R^g.  —  Kmu,    10.  Juni  1701.  —  R.  6.  B.B.R.  6, 
—  Au«f. 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Oranienburg,  L  Juli  170L  —  R.  6. 
""6.  —  Konzept. 
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zu  zahlen,  und  versicherte,  dafs,  wenn  der  König  die  EinsagBen 
ftlr  die  Zukunft  sichern  würde  durch  die  Verlesung  einer 
Assekuration  von  den  Kanzeln,  noch  vor  dem  neuen  Land- 
tage, ihm  der  gröfste  Teil  sofort  zufallen  wtlrde*. 

Der  Vorgang  und  die  Absicht  desselben  konnten  den 
Oberkastenherren  nicht  verborgen  bleiben.  Sie  waren  sofort 
eifrig  an  der  Arbeit,  mit  Gleichgesinnten  dem  entgegenzu- 
wirken, vor  allem  zu  verhindern,  dafs  die  Einsassen  ein  ge- 
wisses Quantum  auf  sich  nahmen.  Sie  sahen  ein,  dafs  dann 
bei  der  so  vereinfachten  Steuertechnik,  der  Landkasten  kurzer- 
hand fallen  mufste.  Lüttwitz  fand,  dafs  sie  mit  ihrer  Oegen- 
arbeit  Erfolg  gehabt:  einer  und  der  andere,  der  vordem  ge- 
willt, war  durch  sie  wieder  auf  die  vorigen  Gedanken  gebracht 
worden  ^. 

Sonderbar  erscheint  es,  dafs  auf  dem  im  Herbst  1701 
stattfindenden  Landtage  die  Angelegenheit  von  keiner  Seite 
zur  Sprache  gebracht  wurde.  Sei  es,  dafs  der  König  nach 
Erlafs  des  Reskripts  an  die  Preufsische  Regierung  davon  ab- 
gekommen war  und  die  unausbleibliche  Konfusion  im  Steuer- 
wesen fürchtete,  oder  dafs  der  Gedanke  doch  noch  nicht  genug 
Entgegenkommen  gefunden,  wie  man  erwartet  hatte,  das  Pro- 
jekt, durch  Übergang  zum  Hubenschofs  den  Landkasten  zu 
stürzen,  wurde  aufgegeben,  zum  nicht  geringen  Leidwesen 
derer,  die  des  Landkastens  müde  waren.  Lüttwitz,  der  in 
dieser  Angelegenheit  besonders  thätig  gewesen  und  beim 
Könige  in  Ansehen  stand,  —  er  wurde  um  Fürsprache  bei 
demselben  gebeten  —  erhielt  1703  noch  Nachricht  darüber. 
Alle  cölmischen  Einsassen  der  Ämter  Insterburg  und  Ragnit, 
die  sich  durch  Zusicherung  eines  festen  Kontingents  vom 
Landkasten  losgemacht  hatten,  waren  nun  doch  wieder  vor 
denselben  gefordert,  auch  vom  Landkasten  mit  Exekution 
belegt  worden  ^.  Sie  wurden  anscheinend  fallen  gelassen.  Die 
Unterschleife  wären  ja  auch  in  der  allgemeinen  Verwirrung 
noch  gröfser  geworden,  als  sie  schon  waren. 

Man  beklagte  die  schon  vorhandenen.  Küpner  klagte, 
als  man  einem  neuen  Landtag  entgegenging,  den  Landkasten 
wieder  an,  dafs  er  sie  nicht  verhindert,  dafs  seine  Thätigkeit 
ganz  ohne  Effekt  gewesen  sei.  Wolle  aber  der  König  den 
Landkasten,  um  unnötige  Erregung  zu  vermeiden,  beibehalten, 
so  möchten  die  Oberstände  doch  angewiesen  werden,  ihn  aus 
eigenen  Mitteln  zu  erhalten.  Der  Hinweis  auf  die  Verordnung 
des  Grofsen  Kurfürsten  vom  20.  Oktober  1681  besagte  genug. 


»  Lüttwitz  an  den  Geh.  Kriegsrat.  —  Glautinen«  16.  Sept. 
1701.  —  K.  6.  B.B.B.  6.  —  Eigenhändig. 

*  Lüttwitz  an  Geh.  Kriegsrat.  —  l.  c. 

8  Private  Mitteilung  an  Luttwitz.  —  23.  Aug.  1703.  —  ß.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  108-110. 
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^Unmöglich   könne   es  so  weiter  gehen ,   eine  Änderung  müase 

Bin  treten ;   das  war  ja   auch  die  Meinung  des  Königs'*     Aber 

Iden  Klagen  dea  1704  noch  einmal  zusammengetretenen  Land- 

jes   gegenüber  rerzichtete   er   auf  einen   festen    Entschlufs. 

iMit  Recht  konnten  ja  doch  die  Oberstände  auf  den  Fleifs  des 

~  indkastens   in  Aufspürung   der  Mängel   hinweisen,    konnten 

lie  darthun,   wie  der   Betrag  der  Kontribution   merklich   ge- 

rachsen^    wie    vor   allem   der   Hornachors,    der   vor   der  Be- 

IteUung  des  Landkastens  7—8000,  dann  10000  Thir.  betragen 

'  ibe,  nun  auf  27000  Thlr.  gestiegen  sei^*     Auf  eine  Stärkung 

les  Landkastens  arbeiteten  sie  hin:   er  könne  seiner  Aufgabe 

erst   völlig  gerecht   werden,    wenn   durch   eine   Generalaccise 

lueh    die    Städte    Königsberg    einbezogen    und    durch    einen 

lastenherm    und  Kastenschreiber  in  demselben  mit  vertreten 

Seien  ". 

Der  Landkasten  mufste  noch  genügend  ^fundiert**  sein, 
■wenn  die  Oberstände  solche  Forderungen  erheben  konnten. 
^~ur  wenig  wirkte  deshalb  die  Drohung  des  auch  durch  eine 
Hinzureichende  WiUigung  unbefriedigten  Königs,  er,  der  „als 
«ouveräner  Fürst  am  besten  wissen  müsse,  was  zu  ihrem 
Frieden  diene",  wünsche  eine  Änderung  mit  dem  Landkasten; 
er  werde  vorgehen  in  der  Art  wie  sein  Vater*,  ja  er  werde 
den  Landkasten  ein  für  allemal  aufhören  lassen  und  un- 
ewilligt  ausschreiben^. 

Doch    im    Charakter    des   Amtes    lag    es,    dafs    sich    die 
0«gser  auch  in  den  eigenen  Reihen  mehrten. 

Ein  solcher  wandte  sich  1703  in  einer  längeren  Aus- 
ftlhrung,  ^Pro  Memoria**  betitelt,  an  den  König*.  Der  Ver- 
fasser nennt  sich  in  derselben  nicht;  eine  Zuschrift  desselben 
Jahres  aber,  allerdings  ohne  nähere  Datierung,  in  der  er  auf 
jene  Schrift  verweist,  indem  er  seine  Unzufriedenheit  mit  der 
'arauf  erfolgten  Untersuchung  ausspricht  und  persönlich 
ehört  zu  werden  wünscht,  nennt  uns  als  Verfasser  einen 
inst  nicht  erwähnten  Daniel  Ratzk  ^  Er  ist  ein  erbitterter 
egner  des  Landkaatens,  von  dem  er  vermutlich  viel  gelitten 
t;  und  80  voreingenommen  der  Autor  daher  auch  sein  mag, 


»  Rwkript  an  die  Pr.  Reg.  -- Colin,  23.  Febr.  1704.  —  H,  6.  B.B.B.  6. 

—    Kön.,  praes.  a  Mars  1704.    — 


foL  142—146,  —  Konzept,  ohne  Sign 
•  Der  Oberstände  Vorstellung. 


6.  B,B,B.  6.    foL  1,53-156. 

«  Allgem.  Bedenken.    —    Kön.,  praes.    18.  März   1704.    -    R.  6. 
iJB,  6.    foL  183-2 IL 
^  Be^kript  an  die  Pr.  Reg.  ^   24.  M&rz  1704.    —    R.  6.  B3M.  6. 
foL  158—160.  —  Koniept,  ohne  Sign. 

,  ^  Diigl.  —  Lehmn.  24.  Apnl  1704.   —    R.  6.  B.B.ß.  6.    fol.  179, 

|8(X  —  Konxept,  ohne  Sign. 
•  Pro  Memoria.  —  15.  ( 

'  Memoml   de»  Daniel    Ratzk.  —   1703.  —   R.  7. 
^  Ki^cnhändtg. 


Okt.  1703.  —  R.  7  No.  91».  -  Eigenhändig. 
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seine  Darlegungen  werfen  doch  ein  Licht  auf  die  Stellung 
und  das  Verfahren  der  Eastenherren  vielleicht  nicht  nur  in 
diesen  späteren  Jahren  ihrer  Amtsführung. 

Er  beklagt  die  übermäfsige  Autorität,  die  sie  sich  ins* 
gemein  zumessen ,  da  sie  sogar  eigenmächtig  Auflagen  auszu- 
schreiben wagten  y  so  z.  B.  eine  Hubensteuer  von  3  gr.  zu 
einem  Patenpfennige  für  den  Herzog  von  Holstein.  Mit 
grofser  Strenge  trieben  sie  auch  solche  ungewilligte  Auflagen 
ein;  15  aufs  gröblichste  vorgehende  Leute  hätten  sie  zu 
solcher  Exekution  gebraucht,  da  doch  bei  Eintreibungen  d^ 
Kriegskammer  zwei  Musketiere  und  ein  Unteroffizier  genügten. 
Schwer  wilrden  die  Einsassen  von  ihnen  gequält  und  gerade 
denen,  die  redlich  und  aufrichtig  zahlten,  ewig  „Elastenmängel'' 
vorgeworfen.  Finde  sich  eine  Unrichtigkeit,  so  würde  dieselbe 
fllr  alle  Jahre  bis  1690  zurück  angenommen  und  davon  das 
Vierfache  als  Strafe  eingetrieben.  Diese  Strafgelder  aber 
kämen  kaum  in  die  Kasse  des  Königs.  Überhaupt  hat  der 
Autor  zur  RechnungfÜhrung  des  Landkastens  kein  Vertrauen: 
die  Jahresrechnungen  müfsten  nur  einmal  bei  nächstem  Land- 
tage öffentlich  ausgelegt  werden.  Was  aber  an  Resten  dem 
Fürsten  die  zwölf  Jahre  her  nicht  gezahlt  worden  von  den 
Willigungen,  solle  er  nur  von  den  Kastenherren  selbst  fordern. 
Und  nun  sein  Rat:  Völlige  Kassierung  des  Landkastens,  die 
durchaus  im  königlichen  Interesse  liege;  ein  monatliches 
Kontingent,  zu  dem  viele  von  Adel,  von  Cölmem  und  Freien 
bereit  wären,  sei  an  die  Kriegskammer  zu  zahlen ;  zur  Assistenz 
bei  der  Einnahme  genügen  ihm  zwei  Deputierte  der  Ritterschaft 

Sechster  Abschnitt 
Der  Ausgang. 

Die  Kastenherren  blieben  am  Werk.  Ein  Verzeichnis 
aus  dem  Jahre  1703  nennt  als  solche  die  drei  Landräte  Sieff- 
mund  V.  Wallenrodt,  Vogt  zu  Fischhausen,  Johann  Albrecnt 
V.  Kainein,  Hauptmann  zu  Orteisburg,  Joh.  Georg  v.  Kainein, 
Hauptmann  zu  Rastenburg,  und  die  drei  von  der  Ritterschaft, 
Abel  V.  Tettau,  Hof-  und  Legationsrat,  Joh.  Albr.  v.  Schönaich, 
Tribunalsrat,  und  Christoph  Albr.  v.  Lesgewane,  Kapitän 
und  Landrichter  des  Amtes  Insterburg,  nebst  den  drei  Kasten- 
schreibern, dem  Obereinnehmer  Daniel  Boyen  für  Oberland, 
Peter  Kalau  für  Samland  und  Jakob  Hintzke  fiXr  Natangen^. 

Sie  führten  die  Rechnungen  weiter  in  bisheriger  Weise 
und  trugen  mit  Fleifs  die  Mängel  zusammen,  die  nicht  ab- 
nehmen zu  wollen  schienen.  Noch  aus  den  Jahren  1705  und 
1706  liegen  die  weitschichtig  angelegten  Protokolle  der  Kasten- 


Bericht  der  Accisekommission.  —  Köd.,  9.  Mai  1703.  —  L  c. 
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Herren  aus  den  vierteljährlichen  Sessionen  vor.  Daa  umfang- 
reichste derselben,  vom  7«  August  1705,  zählt  185  Folioaeiten. 
Nach  den  Ämtern  geordnet,  je  mit  den  Gruppen  des  Adels, 
der  Cölmer  und  Bauern,  finden  sich  auf  der  rechten  8efte 
jedes  Blattes  die  zahlreichen  Mängel  mit  genauer  Personen- 
und  Wertbe^eichnung,  und  links  die  für  die  Schofseionehmer 
bestimmten  Resolutionen  der  Kastenherren.  Ernste  Verwei- 
sungen auf  die  Acciseordnung  von  1690  kehren  unter  den- 
selben beständig  wieder,  sowie  die  Drohung  an  die  Schofs- 
einnehmer,  inskünftige  die  Abgänge  ihrer  Lieferung  ihnen 
seihst  von  ihrem  O ehalt  abziehen  zu  wollen  '. 

Eine  weitere  Nachricht  nach  1706  konnte  nicht  eingesehen 
werden,  wieder  über  die  Amtsführung  noch  über  eine  etwaige 
Aufserdienststellung  der  Kastenbeamten.  Der  eine  der  oben 
genannten  Kastenherren,  Joh,  Albr.  v.  Kainein,  der  wiederholt 
noch  mit  Gesuchen  um  Wiederherstellung  der  Landtage  her- 
vortritt, nennt  sich  1708  nicht  mehr  Oberkastenherr®,  Doch 
ist  dies  noch  kein  Beweis  dafür,  dafs  der  Landkasten  auf- 
gehoben war.  Kainein,  der  auch  in  der  ZurUckgezogenheit 
noch  seine  Treue  bezeigen  will ,  ist  in  eine  Strafe  von  2000 
Thalern  genommen  worden  —  das  zeigt  ein  Gesuch  —  und 
hat  seine  Chargen  verloren;  der  Schlufs  erscheint  berechtigt, 
dafs  diese  Strafe  mit  seinem  früheren  Amt  in  Verbindung  zu 
bringen  ist»  —  Von  den  Kastenschreibern  erscheint  tler  von 
Natangen,  Jakob  Hintzke,  1707  als  O berein nehnier.  Er  gehört 
als  solcher  zu  einer  KomraiJ^sion  wegen  Einführung  der  Accise 
auf  den  königlichen  Freiheiten,  mit  Küpner  u.  a.  ®.  Sein  Titel 
spricht  für  den  Bestand  des  Landkastens,  die  Hinzuziehung 
zu  dieser  Kommission,  dafs  man  versuchte,  die  Subalternen 
wenigstens  des  verfallenden  Organs  für  den  königlichen  Dienst 
XU  interessieren  und  ihre  Sachkenntnis  zu  verwenden. 

Siebenter   Abschnitt. 
Die  Bedentang  des  Landkastens. 

Es  ist  fiir  die  Stellung  und  Bedeutung  des  Landkastens 
bezeichnend,  dafs  sich  um  ihn  Jast  mehr  als  um  dir  Landtage 
zuletzt  die  Frage  drehte,  bezeichnend  auch  vor  allem  der  oben 
erwähnte  Versuch  der  heimlichen  Einführung  des  Hüben- 
ftchasses.  In  der  That  war  am  letzten  Ende  der  Landkasten 
ia  unserer  Zeit  mehr  ein    administratives   als   ein  ständisches 


J  Protokoll  der  Ober  kästen  herrcn,  —  K5n.,  170*5  u,  1706.  -  Geii- 
Dtrektorium  Oatpr.  Kontributionssachen.    Geoeralia  L 

«  Üenkscbrift  des  Job.  Albr  v.  Kalo  ein.  —  Köd^  23.  Okt.  1708. 
—  Geh.  Hofkammer.  -  Tit.  m  No.  L  —  Eigenhändig. 

•  Rcakript  betr.  Koinmission  wegen  Emfuhnin^'  der  Acciöe,  — 
CharlotteDbttrg,  7.  Juni  1707.  —  R  6.  B.B.B.  6.  —  Konzept,  ohne  Sign. 
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Organ.     Als  solches  hing  er  aufs  innigste  mit  der  materiellen 
I   Besteuerungsart  zusammen:  er  stand  und  fiel  mit  der  Accise. 
Der  ganze  Steuerapparat  derselben,  wie  er  doch  auch  in  den 
l   adeligen  Deputierten   und   Hauptleuten    noch   seine   Gehilfen 
l    hatte,   mufste  geändert  werden,   wollte  man  dem  Landkasten 
i    beikommen.     So    erklärt    es    sich,    dafs    er   noch    wenigstens 
1    einige  Jahre  bestand,  nachdem  die  Landtage  bereits  aufgehört 
hatten.     Nachdem  die  Stände,  schon  längst  politisch  machtlos, 
nun   auch   als  wirtschaftliches  Vertretungsorgan   insolvent  ge- 
worden waren,    mufste  man    noch   gesondert    die    ständische 
Exekutive  meistern.     Sie  blieb   in    der  Hauptsache,    solange 
man  nichts  Besseres  an  ihre  Stelle  setzen  konnte. 

In  der  festen  kollegialen  Fügung  einer  perpetuierlich 
thätigen  Finanzbehörde  erhielt  sich  so  dies  Organ  länger  als 
der  durch  Interessengegensätze  gespaltene,  loser  gefligte,  auf 
Oeheifs  des  Fürsten  nur  fungierende  Organismus  seiner  Auf- 
traggeber. Es  erhielt  sich  auf  der  Grundlage  einer  Besteuerungs- 
art,  deren  Steuereinheiten  schwer  zu  fassen  waren,  und  die 
eine  durch  einen  komplizierten  Organismus  vermittelte  Fühlung- 
nahme mit  den  wirtschaftlichen  Steuerquellen  bedingte.  Die 
Oberstände  wufsten  wohl,  warum  sie  so  eifrig  auf  die  General- 
accise  drangen,  und  die  offenen  und  heimlichen  Gegner  und 
Projektenmacher,  warum  sie  sie  widerrieten.  Es  war  die 
letzte  Spur  des  alten  ständischen  Geistes,  der,  auch  nach  der 
Ausschaltung  der  Landtage  in  einzelnen  Persönlichkeiten 
machtlos  opponierend,  in  diesem  Organ  noch  schwachen  Halt 
fand.  Aber  auch  nur  eine  Spur ;  denn  man  kann  diese  Ober- 
kastenherren,  die  nicht  weichen  wollten,  füglich  nicht  mehr 
als  Vertreter  korporativ  geschlossener  Stände  halten.  Der 
Egoismus  der  Beamtung,  deren  Konservierung  sie  nur  der 
Verlegenheit  des  Gegners  verdankten,  hielt  sie  aufrecht 
Diese  Beamtung  selbst,  der  Stütze  eines  machtvollen  Auftrag- 
gebers entbehrend,  hätte  einem  entschlossenen  Gegner  gegen- 
über fallen  müssen.  Sie  verfällt,  da  er  nicht  vorhanden,  auch 
so,  da  sie  es  verabsäumt  hatte,  sich  als  Institution  der  sich 
durchsetzenden  Zwangsorganisation    des  Staates  einzugliedern. 

Achter   Abschnitt. 
Die  ständische  Eigenwirtschaft 

Der  Landkasten  war,  wie  schon  erwähnt,  zunächst  das 
Organ  für  eine 'ständische  Eigenwirtschaft,  auch  noch  inanserer 
Periode.  So  gering  dieselbe  war,  sie  sicherte  vor  allem  den 
Bestand  des  Organs  in  jener  Zeit,  da  es  der  Kurfürst  aulser 
Thätigkeit  gesetzt  hatte  in  seiner  Funktion  als  Durchgangs- 
organ der  kurfürstlichen  Gefälle. 

Die  Verwaltung  dieser    für   die   eigenen   ständischen  Be- 
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lürfnii*so  sorj^enden  Kasse  war  eine  sparsam«*.  Kein  Wutidery  |  . 
denn  diese  Bedürfnisse,  die  einst  zur  Blütezeit  der  Stände,  aU 
sie  auf  eigene  Rechnung  Krieg  führten  und  Handel  trieben, 
bedeutende  waren,  waren  jetzt  auf  das  geringste  Mal's  herab- 
geniindert.  Das  wichtigste,  die  Defension,  hatte  die  Landes-// 
hoheit  übernommen,  wenn  auch  mit  stJlndischen  Mitteln^  m 
doch  in  der  Hauptsache  mit  eigenen  Organen. 

Den  wesentlichsten  Bestand  tler  Kasse  bildete  ein  Rück- 
stand der  früheren  rein  ständischen  Steuer,  des  sogenannten 
„neunten  Pfennigs"  ;  er  vermehrte  sich  nur  durch  die  Inter- 
essen der  ausgeliehenen  Kapitalien,  nicht  durch  henondere 
neue  Auflagen  K  Die  Ausgaben  bezogen  sich  nur  auf  die  Ver- 
waltung  der  Kasse,     In    Fiilfcu    dringender   Not    oder   augen- 

_^licklicher  Verlegenheit  entnahm  man  der  Kasse  auch  Summen 
fljr  fürstliche  Willigungen.  Sie  wurden  jedoch  zumeist  zuriick- 
gezablt  und  in  der  Zwischenzeit  verzinst  Die  222  Kthlr, 
20  gr. ,  die  1695  zwt  l>stattung  eines  Donativa  entliehen 
wurden,  wurden  für  169t>  und  1697  mit  20  Hthlr.  20  gr.  ver- 
zinst und  Zinsen  und  KaptUl  1608  gezahlt     Denn  nicht  gern 

^entnahm  man  dauernd  dem  ^neunten  Pfennig"  gröfsere  (Te- 
'llle.     Man  schrieb  für  solche,   besonders  für  Heste  von  E>ona- 

^ven,  die  endlich  doch  beglichen  werden  mufsten,  ab  und  za 
einen  Hubenschofs  aus,  so  161*8  von  4  gr. ,  und  daraus  fand 
dann  die  Rückerstattung  auch  obiger  Posten  statt*. 

Alljährlich  am  22,  Februar  fand  durch  die  Oberkasten- 
herren und  den  Obereinnchmer  die  Abnahme  der  Schlufs- 
rechnung  des  „neunten  Pfennigs"   statt,  im  Beisein  von  Depu- 

[tierten  der  Ritterschaft  und  der  kleinen  Städte.  Denn  nur 
den  letzteren  stand  noch  ein  Anrecht  an  den  „neunten  Pfennig** 
zu,  seit  1681  die  Städte  Königsberg  sich  von  den  Obersttuden 
und  damit  der  gemeinsamen  Kasaenftihrung  getrennt  hatten, 
unter  der  Obhut  des  altstädtischen  Stadtsclireibers  hatte  sich 
bis  dahin  auch  die  gesamte  Regiötratur  des  Landkastens  be- 
funden. Sie  wurde  den  Oberständen  von  den  Erben  des 
Stadtsch reibers  Casseburg  vorenthalten.  (Da  hierunter  sich 
auch  die  Rechnungen  über  die  letzten  Aceiseerträge  befanden, 
gab  dies  später  bei  der  Forderung  der  Generalaccise  den 
Oberständen  den  Vorwand  zu  der  Behauptung,  man  sei  aufaer 
Blande,  anzugeben,  wie  hoch  sich  dieselbe  belaufen  würde*.) 
Daneben  lag  dem  Landkasten  noch  in  unserer  Zeit  die 
Verzinsung  und  Abtragung  einer  Schuld  ob,  zu  der  aber  nicht 
die  Städte  auch,  sondern  nur  der  Adel  verbunden  war.  Er  hatte 
sie   vom  Landrat  v.  Fröbner  —  daher  stets   die  Fröbnersche 


<  Rechnungen  über  den  „9.  Pfennig'*.  —  K6n.  Ostpr.  744,  foL  390, 
991  n.  Fol  749  ?ol  B99-418.  —  Siehe  Anlage  No.  O. 

•  Extrakt  über  Verteihini^  de»  HnberißchoBses.   —    1698*    —    Kdn* 
0»tpr  Fol.  749.     fol.  289-^292. 

•  Bericht  der  Accisekommissioo«  —  1703.  —  L  c. 
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Schuld  genannt  —  1626  aufgenommen  fUr  die  Entsendung 
einer  Deputation  nach  Polen.  Die  Summe,  1626  in  Dukaten 
aufgenommen  y  war  1688  durch  Transakt  auf  8000  flor.  poln. 
gesetzt  worden.  Soweit  einzelne  Posten  von  den  Erben  ge- 
fordert wurden,  wurde  mit  Genehmigung  des  Kurfürsten  durch 
die  Oberstände  für  den  Adel  ein  Hubenschofs  auE^eschrieben, 
80  1694  von  3  gr.  Die  Zahlung  erfolgte  dann  auf  Anweisung 
des  Landratsdirektors  und  des  Landmarschalls  an  die  Ober- 
kastenherren;  diese  wiesen  den  Obereinnehmer  dazu  an,  der 
sie  selbst  oder  durch  den  Kastenschreiber  eines  anderen  Kreises 
vermittelte. 

Die  Schuld  wurde  in  unserer  Zeit  völlig  gedeckt  und 
war  mit  der  Auszahlung  des  Restes  von  1090  Rthlr.  30  gr. 
an  den  Mandatar  der  Fröbnerschen  Erben,  Christ  Fischer, 
am  6.  Oktober  1701  völlig  erloschen^  —  ein  kleiner  Beweis 
auch  fdr  die  Leistungsfähigkeit  des  Adels  in  unserer  sonst  an 
ELlagen  desselben  so  reichen  Zeit 


>  Copia  der  Fröbnerschen  Quittanzen.  —  1702.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  760.    No.  114.    fol.  608-611. 


Zweites  Buch. 

Die  Gegenstände  der  Verhandlungen, 
besonders  der  Kampf  um  die  Finanzen. 


Erstes  Kapitel, 

Einleitung. 


Fast  wunderbar  erscheint  es,  dafs  dieser  ständische 
Organismus  mit  seinen  Mängeln  und  Gebrechen ,  der  nicht 
mehr  wurzelhaft  war,  noch  durch  17  Jahre  funktionieren 
konnte,  nachdem  er,  durch  den  Grofsen  Kurfürsten  in  seinem 
llark  getrotten,  durch  Jahrzehnte  schon  nur  ein  Scheindasein 
geftlhrt  hatte,  ja  teilweise  seiner  Funktion  bereits  entwöhnt 
war.  Wunderbarer  noch  erscheint  os,  dafs  man  ihn  gewähren 
liefs  und  den  am  Boden  liegenden  Partner  nochraaU  als 
existenzberechtigt  und  verhandlungafithig  anerkannte.  Die 
Folge  war  freilich,  dafs  er  sieh  doch  langsam  verblutete. 
Die  Ursache  aber  für  dieses  letzte  Aufflackern  früher  stärksten 
ständischen  Gei»tei*,  wie  diese  letzte  beratende  Thätigkeit  der 
ostpreufsischen  Stände  bezeichnet  werden  darf,  war  die  gänz- 
lich  veränderte  Stellungnahme   des   Kurfürsten   Friedrich  III. 

Er  wollte  im  Gegensatz  zu  seinem  Vater  dem  Volke  ein 
gütiger  Herr  sein  und  —  er  sprach  es  selbst  aus*  —  den 
Unterthanen  den  Steuerdruck  erleichtern.  Nur  übersah  er, 
für  Ostpreufsen  wenigstens,  dafs  Unterthanen  und  Stände  nicht 
ohne  weiteres  identisteh  waren.  Der  Standpunkt  d*?!r  Güte 
anstatt  des  festen  Zugreifens  Itefs  sich  wohl  auch  rechtfertigen 
durch  die  Meinung,  das  Werk  der  Unterjochung  der  Sonder- 
bestrebungen und  des  Zusaramenschweifsens  sei  bereits  gethan 
und  am  Ende.  Wenigstens  darf  Friedrich  IIL  die  Auffassung 
seiner  Provinzen  als  eines  Ganzen  auf  Grund  zahlreicher 
Äufserungen  nicht  abgesprochen  werden.  Sie  wurde  für  Ost- 
preufsen korrigiert j  wo  die  Gewöhnung  und  der  Zwang  zur 
Einheit  noch  nicht  nachhaltig  genug  gewesen  waren  und  nun 


*  Mskript  an  die  Pr.  Reg.  —  CdUn,  26.  Juni  1688.  —   Kön.  £t- 
Min-  87*.    foL  31,  32.  —  Ausf 
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mit  dem  Nachlassen  der  Spannung  in  den  letzten  Versuchen 
des  ständischen  Egoismus  auch  die  Sonderinteressen  dieses 
Landesteils  noch  einmal  schärfsten  Ausdruck  fanden:  „Patrioten* 
nannten  sich  die  Deputierten  der  Ritterschaft  als  Ostpreulsen 
und  nicht  als  Zugehörige  des  Ganzen.  Und  als  es  zu  spät 
war  und  der  thatsächliche  Verlauf  die  richtige  Erkenntnis 
brachte,  blieb  es  bis  zur  letzten  Stunde  bei  der  bloCsen 
Drohung,  der  KurfLlrst  wolle  die  Stände  behandeln  wie  sein 
Vater. 

Doch  diese  ganze  Stellungnahme  Friedrichs  III.  wurde 
neutralisiert  durch  den  Gang  der  Entwickelung  und  durch 
die  persönlichen  Neigungen  des  Kurfürsten  selbst  Das  stehende 
Heer,  dies  Machtmittel  der  aufstrebenden  absoluten  Monarchie 
nach  aufsen  und  innen,  1688  abzuschaffen,  konnte  füglich  nicht 
in  Frage  kommen.  Die  Notwendigkeit  seines  Bestandes  zu 
erweisen,  boten  die  an  der  Peripherie  des  Staates  geführten 
Kriege,  die  die  Regierungszeit  dieses  Fürsten  ausfüllen,  und 
an  denen  die  brandenburgisch  -  preufsischen  Truppen  beteiligt 
waren,  regelmäfsig  Gelegenheit  Der  miles  perpetuus  er- 
heischte die  perpetuierlichen  Mittel.  Und  wenn  auch  die 
Kriegskosten  zum  grofsen  Teil  durch  Subsidien  gedeckt 
wurden,  so  blieben  doch  die  Militärlasten  im  ganzen  ungefähr 
auf  der  früheren  Höhe.  —  Sie  wurden  noch  vermehrt  durch 
die  Neigung  des  Kurfürsten,  die  Musen  in  der  Mark  heimisch 
zu  machen. 

So  blieb  sachlich  das  Verhältnis  zwischen  Fürst  und 
Unterthanen  dasselbe  wie  bisher,  wenn  es  auch  der  KurfUrst 
persönlich  anders  zu  gestalten  wünschte.  Nur  territorial  war 
es  verschieden.  In  den  meisten  Provinzen  manifestierte  sich 
mit  der  willigen  und  regelmäfsigen  Darreichung  der  Mittel  an 
den  Fürsten  und  durch  ihn  für  die  Gesamtheit  die  öffentlich- 
rechtliche Auffassung  dieses  Verhältnisses.  Durch  Gewähren- 
lassen der  Stände  in  Ostpreufsen  trat  noch  einmal  der  privat- 
rechtliche Charakter  dieses  Verhältnisses  in  seiner  ganzen 
Schärfe  hervor,  in  dem  Fordern  und  Widerstreben  sich  als 
Kampf  darstellend.  Der  frühere  politische  Kampf,  längst  ent- 
schieden, ist  übertragen  auf  das  rein  wirtschutliche  Gebiet 
Nicht  mehr  Oberhoheit  und  Huldigung,  sondern  deren  finan- 
zielle Konseauenzen ,  Forderung  und  Willigung,  bilden  den 
Gegenstand  des  Kampfes. 

Gewifs  waren  es  ungleiche  Gegner,  die  ihn  jetzt  führten, 
und  man  darf  wohl  der  Meinung  sein,  dafs  nach  der  Vorarbeit 
des  Grofsen  Kurfürsten  die  absolute  Monarchie  ihn  durch  ent- 
schiedenes Auftreten  hätte  sparen  können ,  indem  sie  auf  die 
weitere   Austragung   anf  privatrechtlichem   Wege   verzichtete. 
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Und  doch  haben  die  Kämpfe  dieser  tagungsreichen  Jahre  auch 
ihren  Eigenwert  besonders  für  die  Finauzpalitik.  Sie  richten 
ihre  Schärfe  zuletzt  nicht  mehr  so  sehr  gegen  die  Monarchie 
und  deren  Forderungen  als  gegen  die  Art  der  letzteren.  Durch 
l^chickte  Behandlung  seitens  der  Diener  der  Landeshoheit 
wurde  der  Kampf  gegen  die  Monarchie  zum  Kampf  unter 
den  Ständen,  deren  Geschick  damit  besiegelt  war. 

Die  Versuche  und  Projekte  dieser  Zeit,  die  aus  den 
Reihen  des  selbststenernden  und  darum  in  Ostpreufi^en  doppelt 
interessierten  Adels  hervorgingen  und  mit  denen  er  die  Regu- 
lierung der  darzureichenden  Mittel  in  seine  Hand  zu  bringen 
suchte,  tragen  sämtlich  die  Tendenz,  die  Steuern  mit  gleichen, 
d.  i.  auch  mit  andern  Schultern  tragen  zu  lassen,  sie  zu  ilber- 
wälzen.  Daher  der  Übergang  vom  Hubenschofs  zur  Accise, 
die  nach  der  Einbeziehung  der  kurfllrstlichen  unmittelbaren 
Unterthanen  und  der  mtfiitangenen  der  Städte  Königsberg  zur 
Oeneralaccise  werden  sollte.  War  der  Hubenschofs  nach  den 
alten  Katastern  ungerecht,  so  fahrten  die  durch  die  technischen 
Schwierigkeiten  und  ständischen  Egoismus  verursachten  MiXs- 
erfolge  und  Unterschleife  bei  der  Acctse  zu  der  für  die  Mittel 
der  damaligen  Zeit  bebten  Besteuerung^  dem  QeneralhubeDSchofs 
unter  Fritär,  Wilhelm  L 


Zweites  Kapitel. 

Die  Forderungen  des  FOrsten. 


Erster  Abschnitt. 
Schwankende  Haltung  des  KnrfBrsten. 

Mafsgebend  und  zielsetzend  für  den  Kampf  um  die  Dar- 
reichung der  Mittel  war  zunächst  des  Kurfürsten  Forderung 
an  die  Stände,  in  ihrer  Art  zugleich  die  Auffassung  des  Kur^ 
fürsten  von  seinem  Verhältnis  zu  den  Ständen  dokumentierend. 

Er  war  zunächst  —  sein  erstes  Anschreiben  an  die 
Preufeische  Regierung  läfst  darüber  keinen  Zweifel*  —  ge- 
neigt, wegen  der  Willigung  zu  unterhandeln,  und  so  von  der 
günstigen  Wirkung  seiner  versöhnlichen  und  nachgiebigen 
Stellungnahme  überzeugt,  dafs  er  durch  mehrere  Zuschriften 
der  Regierung  nicht  zu  einer  bestimmten  Angabe  seiner 
Forderung  zu  bewegen  war*.  Anstatt  derselben  gab  er  nur 
die  Versicherung,  dafs  jede  mögliche  Rücksicht  auf  den  er- 
schöpften Zustand  des  lindes  genommen  werden  solle.  Und 
fast  scheint  es,  als  fürchtete  er,  durch  Angabe  irgend  eines 
Quantums  die  Stände  vor  den  Kopf  zu  stofsen.  Nur  all- 
gemein redete  er  von  einem  solchen,  das  „die  Not  erfordere*, 
ohne  Höhe  und  Modus  auch  nur  zu  erwähnen',  bis  er  sich 
endlich,  von  der  Regierung  gedrängt,  dazu  verstand,  die 
Kontinuation  der  bisherigen  Willigung  zu  fordern,  nur  auf 
zwei  oder  drei  Monate;  und  zum  Trost  sollte  die  Regierung 
den    Ständen   versichern,    dafs    ihnen,    sobald   er   nur   nach 

1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Gölhi,  26.  Juni  1688.  —  K5n.  Et.  — 
Min.  87«.    foL  31.  32.  —  Ausf 

•  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  5.  Aug.  1688.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87d.    fol.  41,  42.  —  Konzept. 

»  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  23.  Juli  1688.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87^    fol.  39,  40.  —  Ausf. 
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reufseTi  komme  ^   eine  bedeutende  Entlaätung  zu  teil  werden 

lle  *,  Solche  Kontinuation  hätte  nach  der  Willigung,  die  im 
Oktober  dea  Jahres  ablief,  für  die  Obers tände  einen  Hüben- 
Bc*hofs  von  30  gr.  monatlich  nnd  für  die  Städte  Königsberg 
und  die  kleinen  Städte  den  Ertrag  ihrer  Accisen  erfordert. 
Die  Minderung  des  Schosses  auf  15  gr.  und  der  Übergang  der 
kleinen  Städte  in  das  Lager  der  Oberstände  mit  Aufgabe  ihrer 
Accise  konnte,  so  meint  man,  nicht  ohne  Einflufs  auf  den 
Kurfürsten  bleiben. 

Und  doch  verharrte  er  noch  weiter  in  seiner  schwanken- 
den Haltung.  Trotz  der  in  der  ersten  Tagung  gemachten 
Erfahrungen,  trotzdem  er  darauf  verweisen  mufste,  wie  das 
vorige  Quantum  gar  gering  gewesen,  versicherte  er  1689 
wieder^  dafs  er  nur  ungern  den  Ständen  etwas  zumute.    Wieder 

[rderte  er  kein  bestimmtes  Quantum,  nur  Kontinuation  des 
isherigen,  und  nicht  einmal  für  bestimmte  Zeit,  nur  bis  zu 
Sieiner  unbestimmt  gelassenen  Ankunft  in  Preufaen  ®,  Selbst 
auf  die  Ausführungen  der  Regierung,  dafs  doch  wohl  die  ab- 
gelaufenen Monate  Januar  und  Februar  für  steuerfrei  hinzu- 
nehmen seien®,  erfolgt  keine  Berichtigung, 

Zweiter  Abschnitt. 
Anzeichen  einer  Wandlnng. 

Die  schwankende  Haltung  mufste   natürlich  den  Ständen 

Wind  in  die  Segel  geben.     Da  der  Kurfürst  kein  Ziel  setzte, 

aren   sie  dazu   emsig  am  Werk.     Ein  Ausflufs  der  Ratlosig- 

eit  und  Zaghaftigkeit,   weniger  aggressiven  Vorgehens   war 

'es^  dafs  der  Kurfürst,  als  sich   seine  Hinkunft  nach  Preufsen 

verschob,   eine   Deputation   der  Stände   nach  Berlin   forderte, 

uro  mit   ihr   weitere  Abmachungen   zu  treffen.     Die  Zuschrift 

an   die  Regierung   ist   datiert  vom   IL  März,    präsentiert  am 

9.  April*,  —  ein  Zeichen^  wie  man  auch  dazu  «ich  nur  schwer 

intschlossen  hatte.     Trotz  mehrerer  dringender  Nachschriften, 

ie  Dörflinger  formieren  sollte'*,  genügte  doch  die  durch  den 

'und   der  Regierung   kundgegebene  Absicht  der  Oberstände, 

bis  Ende  des  Jahres  steuern  zu  wollen^  wenn  die  Accise  ihnen 


t[         »  Reskript  an  die  Fr.  Reg.  —  Colin,  90,  Aug,  1688.  -  Köe.  Et  — 
Min.  87^.     foL  49,  50. 
»  Reflkript  an  die  Fr.  Re^r.  —  C5l!n,  7,  Febr.  1689.  —  Kön,  Et  — 
Win-  87«.     foL  12—15.  —  Auaf, 
\  •  Relation  der  Oberräte.  —  Kön..  2L  Febr.  1689.    —   Kön,  Et  — 

Win,  87«,     fol.  27.  —  Konzept. 

*  Regkript  an  die  Fr.  Re^^  —  Colin,  IL  Mhn  1689.  —  Kdn.  Et  — 
Min,  87*.     foL  38-^41.  —  Äusf. 

»  Roükript    an    die   Pr.   Hep.    —    CtUln,    5.  April    1589.    —    H.  6, 
B.ß.B   L  —  Konzept. 
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freigeatcüt  werde',  ona  den  Kurfürsten  von  seinem  Plane  ab-i 
zubringen.  Noch  ehe  die  dahingehenden  Beschlüsse  der  Ober*] 
stände  formell  vorlagen^»  war  derselbe  bereit«  aufgegeben %| 
Bodafö  die  ObcratÄnde  selbst  über  diese  schnelle  Erledigung  j 
verwundert  waren*. 

Nur   in   einem   schien   der  Kurftlrst  seine  Forderung  be*  I 
stimmter   begrenzen    zu   wollen:    die   Willigung  sollte    in   der 
bisherigen  Höhe  bis  Ende  des  Jahres  durch  den  HubenschoGi 
weiter  gedeckt    werden,    nicht  durch  die  Generalaccise*.     Eij 
war  gewifs   wohl    auch   die  Rücköicht   auf  die  Städte  Königs- 
berg,   die  ihn   dazu  trieb;    denn    diese  wufsten  sich  in  Gunst] 
zu    halten    durch    widerspruchslose   Willigung    ihrer    Accise*. 
Es  war  in  letzter  Instanz  die  gegen  die  Stände  nötige  Politik,! 
zu  der  er   durch  die  Kriegskammer  veranlafst  wurde.     Denn 
letztere    sah    in    der  Separation    der   Städte    Königsberg    das 
wichtigste  Mittel,  die  selbstbewufst  gewordenen  Oberstände  in 
Schach  zu  halten;    sie   würde   durch   die   mit  der  Einführung] 
der    Generalaccise   geschaffene   Phalanx    eine    schwere    Arbeit] 
gehabt  haben,     Ihrem  Ein  flu  fs  ist  es  auch  zuzuschreiben,  dar»! 
der   Kurfürst    bei    dem    Abfall    der    kleinen   Städte    von    deuj 
Obers  tän  d  en  fes  tbl  i  eb  ® . 

Hierdurch j  wie  durch  die  erfreuliche  Festigkeit,  mit  der 
der  Hubenschofs  in  der  Hauptsache  von  den  Oberständen  bi« 
Ende  des  Jahres   1689  erzivungcn  wurde,   teilweise  mit  An- 1 
Wendung    des    jus    complanandi  "^^    klärte    sich    die    Situation 
wesentlich.     Der  Kurfürst    sah    sich    mit   Anfang  1690   nicht 
einem^  wie  es  eine  Zeitlang  drohte,  sondern  drei  wirtjschaftlicbl 
getrennten  Gegnern    gegenüber,    von   denen   zwei    bereits   ftirj 
die  Dauer   organisch    wie   materiell   als  unterlegen    betrachtet 
werden    konnten.     Als  kämpfende    Organe   wenigstens    waren ' 
die    Städte    Königsberg    und    die    kleinen    Städte    eliminiert. 
Und  wie   sich   der  Kampf  so  Überhaupt  vereinfachte,    so    er- 
leichterte sich  auch  hinfort  eine  präcise  Stellungnahme  in  der] 
Forderung  j   die  ja  modifizierbar  nur  noch  an  die  Oberstända] 
zu  stellen  war ;  später  freilich  galt  es  auch  die  Städte  Königs- 
berg noch  besonders  in  Betracht  zu  ziehen. 


1  Ret.  der  Pr.  Heg.  —  Kön..  11.  April  1689.  —  R.  6.  B.ß.B.  1.  — ' 
Ans! 

«  Bedenken.    —    K5n.,  21.  April   1689,    —    Köd.  Ostpr,   Fol  725^ 
No.  53  p.  650-665. 

•  Re^^kr.  an  die  Pr,  Rc^%  —  Colin .  23.  April  1689.  -^  Kön.  Et  —  I 
Min,  87«.    foL  51,  52,  —  Amt 

•  Bedenken.  —  Kön.,  10.  Mai  1689.  —  Kön.  Oatpr.  Fol.  725.    No.  60 
p.  699—706. 

»  Reskript   an    die   St.  Kön.    ^    Colin,    20.  Mfti   1689.   -    R  6. 
B.B.B.  1.  —  Ausf. 

•  Vgl,  iititen  6.  Kap.  2.  Abschn. 
'  Vgl  oben  p.  85  f. 
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Dritter  Abschnitt. 
Weitere  Unbestimmtheit. 

So  kehrte  also  Friedrich  IIL  auch  1690  zu  der  MaTsEahme 
zurück,  die  unter  dem  Grofaen  KurfOrsten  zuletzt  stehender 
Brauch  geworden  war:  er  forderte  ein  monatliches  Quantum 
(24000  ThIrO  von  den  Oberständen',  für  ein  Jahr  wohl  er- 
wünscht^ doch  zunächst  bis  zu  seiner  Ankunft  für  die  ersten 
Monate  zu  willigen.  Es  war  mit  dieser  Denomination  ein 
Erhebliches  gewonnen,  und  wenn  auch  die  Oberstände  stetig 
auszuweichen  verstanden,  es  ergaben  sich  doch  damit  rechne- 
rische Mafsstäbe  für  das  weitere  Vorgehen, 

Die  bestimmte  Proponierung  trieb  die  Oberstände  zu 
schleunigen  Mafsnahmen.  Unglücklich  in  ihrer  Aktion  gegen 
die  Städte  Königsberg,  verlassen  von  den  kleinen  Städten, 
gaben  nie  doch  die  Accise  nicht  auf.  Die  fest«3  Summe  von 
200000  Thlr.  jährlich,  die  sie  bringen  sollte,  dazu  das  Ver* 
sprechen,  das  etw^a  Fehlende  durch  Kopf-  und  Hornschösse 
ersetsen  zu  wollen,  liefsen  den  Kurfürsten  nachgeben j  zumal 
der  früher  befürchtete  Erfolg  der  Accise,  etwa  ein  Zusaramen- 
schlufs  der  Stände  durch  sie,  mit  der  Lossprengung  der  Städte 
ausgeschlossen  war. 

Der  näheren  Darlegung  bleibt  es  vorbehalten,  zu  erweisen, 
wie  diese  durchgreifende  Veränderung  in  den  Steuerquellen 
wirkte,  auf  die  kurfürstlichen  sei  wohl  wie  auf  die  ötändischen 
Interessen,  besonders  in  den  Konöcquenzen,  die  die  Oberstände 
zogen  durch  die  Einbeziehung  weiterer  Kontribuenten.  Für 
die  Zielsetzung  im  Kampfe  war  in  der  von  den  Oberständen 
oflFerierten  Summe  eine  Grundlage  gegeben,  auf  der  der  Kur- 
fUrst  fufsen  konnte  in  der  Ausdehnung  auch  seiner  Ansprüche. 

Diese  Summe  bleibt  zunächst  in  der  Forderung  des 
nächsten  Jahres»  1601.  Bald  mufste  sich  zeigen,  wie  wenig 
Verlafs  auf  die  Zusicherung  dieser  Summe  war.  Da  nun  die 
Oberstände  die  starken  Ausfälle  in  der  Accise  lediglich  auf 
diis  Conto  der  noch  nicht  ira  ganzen  Umfange  einbezogenen 
Schatullsassen  etc.  setzten,  so  konnte  der  Kurfürst,  diesen 
Einwürfen  die  Berechtigung  zu  nehmen  und  dadurch  auf  eine 
solidere  Grundlage  für  seine  Forderungen  zu  kommen,  nicht 
anders,  als  die  bezüglichen  Wünsche  der  Oberstände  voll- 
ständig zu  gewähren. 

Damit  setzen  aber  dann  auch  die  Versuch*^  ein.  1692, 
die  aufgelaufenen  Reste  nachträglich  durch  besonderen  Huben- 
schofs  zu  fordern  und  die  aufzubringende  Summe  selbst  zu 
erhöhen.     Jener,    bei    seiner   verhältniämäfsig    einfachen    Be- 


»  Ex  Protoooüo  der  Oberratsstube.  —  Kön«  25.  Jaa. 
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rechiiung  eine  sichere  ErgÄnzungsaumme  bietenci,  wurde  so  in 
der  Folge  ein  regelmäfsiger  Zuschlag  zu  den  übrigen  Steuer* 
arten.  Die  geforderte  Summe  selbst  erhöhte  der  Kurfürst 
1692  auf  250  000  Thlr.  Zum  erstenmal  stellte  er  auch,  wenn 
gleich  erfolglos,  diese  Forderung  auf  zwei  Jahre  *. 

Jene  Erhöbung  der  Summe  hatte  jedoch  filr  die  Ober- 
stände nur  symptomatische  Bedeutung.  Sie  hüteten  sich  wohl, 
weiterhin  sich  auf  ein  gewisses  Quantum  überhaupt  einzulassen^ 
zumal  seitdem  sie  sahen ^  wie  ihnen  durch  scharfe  Hubenschössa 
die  Reste  von  solchen  Quanten  nachträglich  abgefordert 
wurden.  So  verzichtete  denn  der  Kurfürst  1693  auf  eine 
beatimmte  Summe,  forderte  aber  »ur  vorigen  Willigung  eine 
extraordinäre  Kapitation.  Sie  war  die  Probe  auf  sein  Macht- 
verhältniß  gegenüber  den  Ständen  und  hatte  nur  Erfolg  bei 
den  von  der  Landeshoheit  bereits  abhängigen  Elementen,  dea 
Land  raten  und  Beamten  und  den  Städten, 

Auf  Anregung  der  Stände  selbst  gelang  es  dann,  1694, 
durch  Ausdehnung  der  Willigungszeit  vom  Juni  1694  bis  ult* 
Dezember  1695  die  Tag ungs zeit  auf  den  Herbst  zu  verlegen. 
Die  jährliche  Tagung  blieb  davon  ebenso  unberührt,  wie  die 
H*lhe  der  Forderungen  in  den  folgenden  Jahren  im  ganzen 
."iieh  gleich  blieb.  Es  war  von  gleicher  Wirkung,  ob  sie  der 
Kurfürst  auf  200000  Thlr,  angab,  wie  1695,  1697,  169%  oder 
auf  300  000  Thlr.,  wie  1698  und  1700,  oder  ob  er  1696 
monatlich  30  000  Thh%  forderte*,  die  dann  im  selben  Reskript 
auf  24000  zu  erraäfsigen  gestattet  wurde:  die  Willigungen 
hielten  sich  doch  auf  gleicher  Höhe  wie  bisher. 

Immer  mehr  aber  zeigten  sich  die  Folgen  davon ,  dafs 
man  den  Oberständen  den  Modus  frei  gegeben,  die  Folgen 
von  der  Auffassung  des  Kurfürsten  überhaupt,  die  er  von 
den  Ständen  hatte.  Nicht  geneigt^  seinen  Forderungen  mit 
Energie  Nachdruck  zu  verschaffen^  betrachtete  er  durch  sein 
Unterhandeln  die  Oberstände  weiter  als  Repräsentanten  der 
Steuerkraft  des  platten  Landes,  die  sie  doch  seit  der  Über- 
wälzung durch  die  neuen  Modi  nicht  mehr  allein  waren. 

Der  Widerstreit  bis  zuletzt  erscheint  achliefslich  —  frühere 
Ausführungen  haben  es  schon  erwiesen  —  nicht  mehr  als 
ständischer,  sondern  als  der  eirmr  Gruppe  von  wenigen,  die 
die  Rechts  vorteile  der  alten  ständischen  Organisation  in  ibrem 
Interesse  ausbeuteten. 

Der  sprechende  Beweis  dafür  ist  die  Geneigtheit  der 
unteren  Scnichten,   der  Cdlmer  etc.,  zu  dem  Übergange  zum 
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*  Vjjl  für  das  Folgende  die  Zusammenstellung  der  Fordemngen 
in  Anlage  No.  ITL 
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Hubenschofs,  den  der  König  später  freistellte,  ohne  ihn  freilich 
offiziell  in  den  neuen  Forderungen  von  1701  und  1703  er- 
zwingen zu  wollen.  Diese  Forderungen  steigern  sieh  nur  um 
ein  weniges  auf  der  bisherigen  Basis. 

Denn  als  Hauptziel  erschien  jetzt  nur  die  mehrjährige 
Willigung  und  schliefslich  die  völlige  Einstellung  der  Tagungen, 
4ie  schon  längst  am  Platze,  sicher  schon  längst  möglich  ge- 
wesen wäre. 

Oewonnen  war  freilich  —  dem  Könige  und  seinen  Beamten 
blieb  das  Verhandeln  erspart  —  dem  Lande  damit  gamichts, 
«olange  nicht  eine  Remedur  in  der  ganzen  von  den  Ständen 
zuletzt  noch  heillos  verfahrenen  Steuerorganisation  eintrat,  in 
der  die  ständische  Mifswirtschaft  noch  für  längere  Zeit  auch 
ohne  Tagung^  ihren  ESnflufs  behauptete.  — 


»  Vgl.  oben  p.  107. 


Drittes  Kapitel. 

Die  AufTassung  der  Stände  von  der  Steuer. 


Erster  Abschnitt 
Die  ZwiespSltigkeit  in  dieser  AuffassuBg. 

Die  lange  Zeit  schweren  Druckes  unter  dem  Grofsen 
Kurfürsten,  vor  allem  das  Beharren  bei  den  einmal  ergriffenen 
Mafsregeln  waren  wohl  geeignet  gewesen,  den  preufsischen 
Einsassen  den  Gedanken  der  Verpflichtung  zur  Steuer  anzu- 
erziehen. Denn  wie  sich  das  Verhältnis  zwischen  BMrst  und 
Unterthanen  in  den  letzten  Jahren  gestaltet  hatte,  war  der 
offen tlichrechtUchen  Auffassung  der  Steuer  der  Weg  gebahnt: 
sie  charakterisierte  sich  bereits  als  Beitrag  ftir  die  Zwangs- 
organisation des  Staates,  dessen  Mittel  mit  der  Differenzierung 
seiner  Aufgaben  nicht  mehr  wie  früher  nur  von  der  Kasse 
des  Fürsten  selbst  bestritten  werden  konnten.  Es  war  ein 
relativer  Fehler,  dafs  man  1688  fUr  Ostpreufsen  wenigstens 
die  Idee  des  Staates  als  einer  Zwangsgemeinschaft  au%ab^: 
sie  und  eine  Wiederanerkennung  der  Stände  als  frei  Willigende 
schlössen  sich  aus.  Es  war  nur  natürlich,  dafis  damit  auch 
sofort  wieder  die  rein  privatrechtliche  Auffassung  der  Steuer 
seitens  der  Stände  in  aen  Vordergrund  tritt.  Nicht  nur  die 
sofortige  Zusicherung,  ihre  Privilegien,  das  rechtliche  Mittd 
und  die  Grundlage  dieser  Auffassung,  zu  schützen,  ja  zu 
mehren,  sondern  auch  die  faktische  Bereitwilligkeit  seitens 
des  Kurfürsten,  zu  unterhandeln,  berechtigten  die  Stände  dazu. 

Sie  fühlen  sich  umsomehr  veranlafst,  die  Auffassung  des 
Kurfürsten  in  verstärktem  Mafse  zu   der    ihrigen  zu  machen 

1  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Colin,  26.  Juni  1688.  —  K5n.  Et  — 
Min.  87^     fol.  31.  32.  —  Ausf 
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und  ihre  wohlerworbenen  Rechte  zu  wahren  * ,   da  sie  in  Ost- 

Ipreufaen  wie  kaum  anderswo  in   der  Frage  als  salbststeuemd 

iintcreaaiert  waren.     So  lassen  sie  denn  von  vornherein  keinen 

[Zweifel  darüber,  dafs  von  einer  Verbindlichkeit  der  Stände  — 

[oder  besser  der  Oberstände,  denn  diese  kommen  hier  wesent- 

iKch  nur   in  Betracht  —  zur  Steuer  keine  Rede   sein   könne. 

ISie    iBt   ihnen    nur    eine    Darreichung    von    Mitteln    an    den 

[Fllrsten    persönlich^,    um   ihm   aus   seinen  Verlegenheiten   zu 

fiellen.     Daher  fassen  sie  auch  etwaige  Gegenleistungen  seitens 

desselben  nur  perbötilich;  dem  inkorporierten  Einzelnen  sollen 

sie  zu  gute  kommen.     Das  ist  also  wieder  die  rein  ständische 

■Auffassung.      Dafö    für    ihre    gewährten    Mittel    eine    Gegen- 

Ueibtung    des   Fürsren    an   die   Gesamtheit    bereits   vorhanden, 

IlLonnten  sie  nicht  zugeben ,    wollten   sie    nicht   ihre  stündische 

Position  überliaupt  aufgeben.     Dafs  ihnen  aber  die  Empfindung 

davon  nicht  mehr  fremd  war,    beweist  ihre  Stellungnahme  zu 

den  bis  dahin  Eximierten  in  unserer  Periode. 

Mit  Nachdruck  weisen  die  Oberstände  darauf  hin,  dafs 
imuch  jene  des  Schutzes  und  aller  Wohlthaten  der  Herrschaft 
leeniefsen,  und  sie  begründen  damit  jener  Verpflichtung  zur 
iBeitragsleiatung*,  So  wenig  sie  nun  denselben  Grund  auch 
ifiir  »ich  gelten  lassen  wollten,  mit  diesem  Widerspruch  in  der 
I 'fundamentalen  Auffassung  vun  der  Steuer  war  doch  die  Rieh- 
Itung  der  Weitereiitwickelung  gegeben:  ständische  und  moderne 
Auffassung  der  Steuer  schieden  sich  damit. 

Wenn  die  OberstÄnde  trotzdem  ihren  früheren  Standpunkt 
[immer  wieder  geltend  machen,    so   ist  ihr  Verfahren  hier  auf 
Idetn   wirtschaftlichen   Gebiet   nur    das  Wiederepiel    ihres  Ver- 
ikahens   auf  dem    politischen   Gebiet    nach    der   Anerkennung 
[der  Souverilnetät  löt53.     Hier   wie    dort   war   weiterer  Wider- 
litaDd  doch  zwecklos,  naclidem  man  die  stund ische  Position  in 
[der  Hauptsache   aufgegeben    hatte.     Die  Einsicht  drängt  sich 
lauft   dafs  jene    beiden  Wendepunkte    nicht  ohne  inneren  Zu- 
»ammenhang  waren.     Die  ostpreufsischen  Stände  erwiesen»  in- 
dem man  sie  noch  einmal  gewähren  liefs,  nicht  blofs  organisa* 
torisch  die  Unmöglichkeit  ihres  weiteren  Bestandes,  nachdem 
Bie  zu  politischer  Machtlosigkeit  verurteilt  worden  waren;  die 
darauf  folgende  Verengung  auf  die  wirtschaftlichen  Interessen 
Liiahm  in  der  vorhin  angedeuteten  Thatsache  die  für  den  stän- 
I  diachen  Geist  verhängnisvollste  Wendung  und  mufste  zu  seinem 
I^öUigen  Erlöschen  führen. 


'  l>eklimition  derer  vod  der  Kitterschaft  u.  Adel  —  Kön ,  pni«s. 
^3t7,  Okt.  1688.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  725.     No.  H  p.  77-84. 

t  Der  eämtl,  Stände  Bedenkeo.   —   Kün.,  prae»,   15»  Nov.  1688,  — 
KöD.  Outpr.  Fol  725.    No.  16  p.  93-108, 

I  *  Ge«ach  der  OberstÄnde  an  den  Kurf.  —   K5&.,  praea*  24.  Sept. 

1090.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87^.    M.  94—07  (fol.  95). 
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borten   ihm^   Dur   ein  Drittel   ihnen;   aus   seinen  Domänen- 
^eD  habe  er  da«  Land   zu  verteidigen,    mit  nnr  geringer 
rstützung  seitens  der  Stände,  falls  ihr  Einrat  vernommen 
So   sei    es  gehalten    und    bestimmt   worden    auf  dem 
?e  zu  Marien  Werder    162G  ^     Solche  Worte   fand   man 
Zeit,    als    schon   des  Kurfürsten   unmittelbare  Unter- 
von  ihm  gezwungen,  mitsteuern  mufsten» 
ist   der  Zorn  der  Ohnmacht»    der   aus    ihnen    spricht^ 
^^ü   die   besonders    durch    die    Heeresbeamten   sich    durch- 
oeue    Macht,     der    Zorn    der    Bedeutungslosigkeit 
r  derselben.     Wo   man    den  Oberständon    ihre   Wer- 
lief»  und    ihnen  freie  Willigung  zuerkannte^   zeigten  sie 
l*^m  Kurfürsten  persönlich  gegenüber  gern  bereit    Beweis 
•dod   die  relativ    zahlreichen  Donati ve   in    unserer  Zeit, 
Wtna  die  aus  Anlafs  der  Krönung  1701  gewilU^e  und  in 
slkten  abgetragene  Kronsteuer  von  100000  Thalern  ^. 


Vrrwai 


Vierter   Abschnitt 
^ptireti  der  tfffentlichreehtlichen  Anffassang, 

1    würde    im  Urteil    irn-geführt    werden,    würde 

schon  angedeutet ,   alle  jene  Äufserungen  nur 

i  bedeutende    Erscheinungen    an    der    Oberfläche 

iren,   so  kühn  sie  klingen,  nicht  einmal  mehr 

lür  die  Auffassung  aller  Stände:    man  darf  die 

Ite  Städte   nicht  dafür   verantwortlich  machen^ 

lal,  1694,  die  Deputierten  der  kleinen  Städte 

sie  wollten  ihre  Aceise  nicht  als  introductum, 

i»_s    Laudum    angesehen    wissen,    und    selbige 

I  iijf  des  Jahres   ipso  iure  et  facto    aufhören ^, 

ir-i*m  haben  gezeigt,  welchen  Nachdruck  man 

len  konnte.     Und  auch  in  der  Ritterschaft 

"^jiitzen,    die  in    solchen  Nachklängen  stän- 

M'li    Bedeutung    zu    schaffen    wähnten,    um 

F'atrioten    zu    agieren**,    wie    Joh.    Albr. 

I  T  ihnen  wenig  giinstigen  Schilderung  sich 

»tetig  energisch  auftretenden  Fürsten  ein 
•'  als  quantit^  nögligeable  zu  behandeln* 
•wahren  liefs .    bereiteten    sie   sich   selbst 


\in; 


der   gesamten   Stände.    —    RöiLp   prae«, 

''^e  No.  V. 

li  1694.  -  R.  6.  B,U.B.  4. 
n   an  Kolb  V.  W.   —   Kön.,  23.  JuÜ 


den  Niedergang  stau di sehen  Geiste«.  Waren  jene  ständischen 
Regungen  nur  noch  die  Äufscriuigen  Einzehier,  die  breitere 
Menge  der  Genossen ,  daneben  auch  die  detu  kurfürstlicLen 
Einflufs  schon  Gewonneoen^  die  Landräle  etc.  beherrschte 
sicher  schon  mehr  die  offen tlichrechtUche  Äuffaaäutig  von  der 
Steuer. 

Sie  darf  auch  nicht  übersehen  werden  als  mitwirkend 
dem  1689  einsetzenden    und  1692   sieh   völlig  durchsetzend€ 
allgemeinen    und   durchaus    konsequenten  Ansturm    der  Obe 
stände    gegen   den  Hubenschofs    und    für   die   Accise.     Er 
nicht    nur    als    ein    einfaches    Zurückgehen    auf    die    früher 
Besteuerungstbrni    aufzufassen.     Schon    die    äufaeren    VerhälJ 
nisse  waren  doch  mit  der  Siedelung  auf  kurfürstlichem  Bod« 
andere  geworden. 

Gewifs  lag  es  im  Interesse  der  Oberstiinde,  durch  Ein-^ 
bezieh ung  der  Angesiedelten  und  aller  derer,  die  ohne  Grund- 
besitz, die  Zahl  der  Kontribuenten  zu  mehren,  die  eigenen 
Beiträge  dadurcli  zu  mindern.  Das  Streben  nach  IJberwälzung 
der  Last  auf  die  schwächeren  Schultern  tritt  damit  und  mit 
dem  ganzen  Kampf  um  die  Generalaecise  klar  zu  Tage,  zum 
erstenmal  bei  den  ostpreufsischen  Stund en,  die  bisher  die  Last 
zum  gröfsten  Teil  selbst  getragen,  in  dieser  Schroffheit;  und 
das  mit  der  steten  Berufung  auf  durchgehende  Gleichheit, 
und  dafs  niemand  im  Lande  zu  rinden  sein  solle,  der  nicht» 
ad  onera  communia  bei  trage  *. 

Natürlich  bedeutete  diese  relative  Gleichheit  positive  Un- 
gleichheit; und  dies  Streben  w^ar  menschlich  verständlich, 
wenn  auch  keines  weg  im  ständisehen  Interesse.  In  zweifacher 
Beziehung  widersprachen  sie  mit  der  Forderung  der  All- 
gemeinheit der  Steuer  der  oben  dargelegten  ständischen  Auf- 
fassung und  näherten  sie  sich  damit  unbewulst  der  Ötlentl ich- 
rechtlichen: sie  gaben  mit  der  Verpflichtung  der  bisher 
Eximierten  zur  Steuer  ihre  eigene  Verbindlichkeit  zu;  und, 
was  vielleicht  noch  wichtiger  war,  es  konnte  doch  fernerhin 
nicht  mehr  in  ihrer  Kompetenz  liegen,  als  Korporation  das 
Mafs  einer  Willigung  zu  bestimmen  ^  die  thatsäehlich  mit 
gedeckt  werden  mufste  durch  aufser  der  Korporation  Stehende, 
noch  dazu  auf  kurlurstlichem  Boden  Angesessene  *.  Die 
Korporation  war  mit  dieser  Überschreitung  ihrer  Kompetenz 
gleichsam  aus  sich  herausgetreten.  Und  wie  sie  damit  in- 
kompetent geworden,  so  schwand  damit  ihren  Gliedern  die 
Empfindung  der  Vertretung  rein  korporativer  Interessen  durch 


*  Relation  der  gemmten  Stände,  —  Köu.»  praos.  23.  Juli  löS^^,  — 
K.  6.  B.B.B.  4.  -^  Ausf 

*  Wenn  aueh  bisher  schon  die  kurf.  Amtabatiem  einbezogeil 
waren  ^  so  war  doch  nie  der  Schutsebegriff  in  dieser  Weise  hervor* 
gehoben  worden. 
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sie:     diese    letzteren    traten    zurück    vor    den    allgemeinen 
Interessen. 

Naturgemäls  wurde  man  sich  dieses  Wandels  nicht  be- 
wofst,  auch  nicht  seitens  der  Diener  des  Absolutismus:  es 
findet  sich  kaum  eine  Andeutung,  dafs  man  die  tagenden 
Stände  auf  diese  contradictio  in  adjecto  angesprochen  hätte. 
Thatsächlich  vollzog  er  sich  mit  zwingender  Notwendigkeit« 
und  jedenfalls  wurde  er  die  innerste  Ursache  fUr  die  reUttive 
Passivität,  die  dann  der  Absolutismus  vorfand^. 


'  Die  Stände  wurden  nur  noch  einmal  in  die  höchste  Aufregung 
firebracht  durch  die  Einführung  des  Gen.  -Hubenschosses  unter  Fnedr. 
Wilh.  I.  S.  darüber  G.  Schmoller,  Die  Verwaltung  Ostpreufsens 
unter  Friedr.  Wilh.  L  (Historische  Zeitschrift  Bd.  80).  G.  A.  Zakr- 
zewski.  Die  wichtigeren  preufs.  Reformen  der  dir.  l&ndl.  Steuern  im 
la  Jahrh.  (Schmolfers  Forschungen  1897,  Heft  29). 


Forsehtuiffen  XIX  1.  —  Bergmann. 


Viertes  Kapitel. 

Kurze  Darlegung  der  wirtschafUichen  Verhättnisse. 


Erster  Abschnitt. 
Die  besitzrechtliche  Aufteiliins  des  Bodens. 

Eine  genaue  Erfassung  der  Steuerauflagen  selbst,  sowohl 
bezüglich  der  Steuerarten  als  der  Organisation  des  Finans- 
dienstes  und  eine  gerechte  Würdigung  ihrer  Wirkungen  und 
der  Steuerkämpfe  wird  nur  ermöglicht  durch  einige  Einsicht 
in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  ihnen  zu  Grunde 
liegen.  Ihre  Darlegung  soll  hier  daher  zunächst  versucht 
werden,  um  die  thatsächliche  Unterlage  fbr  den  Stand  des 
Steuerwesens  in  Preufsen  1688  und  die  Darlegung  seines 
Wandels  zu  gewinnen.  Sie  hat  ins  Auge  zu  fassen  die  Grund- 
lage der  Wirtschaft  und  ihre  Mittel,  vor  allem  die  Aufteilung 
des  Grund  und  Bodens,  und  die  rechtlichen  Verhältnisse,  auf 
Grund  deren  die  wirtschaftenden  Personen  an  jener  Aufteilung 
als  Wirtschaftseinheiten  participieren. 

Ganz  allgemein  zunächst  nur  angegeben,  hat  sich  die 
Verteilung  des  Bodens  im  Herzogtum  Preufsen  1688  etwa 
folgendermafsen  gestaltet:  Zwei  Drittel  gehörten  dem  Kurfürsten 
im  Eigenbesitz,  ein  Drittel  den  Landeseinsassen.  Jenes  Eigen- 
besitz umfafst  vor  allem  den  Kulturboden,  wie  er  in  den 
Haupt-  und  Kammerämtern  „verwaltet"  wird,  unter  der  Auf- 
sicht und  Leitung  der  kurfürstlichen  Kammer  in  Königsberg; 
sodann  die  ausgedehnte  „Wildnis",  die  unter  der  Schatull- 
verwaltung steht  und  deren  Rodland,  in  der  Kultur  der 
Schatullsassen  befindlich,  wenn  auch  nach  der  Abtretung  zu 
bestem  Rechte  nicht  mehr  ein  Eigentums-,  so  doch  ein 
Nutzungsrecht  gewährt;  endlich  umfafst  jener  Eigenbesitz 
auch  einen  Anteil  an  der  Stadtkultur,  wie  er  sich  in  den 
kurfürstlichen   „Freiheiten"   bosondors  Königsbergs  darstellt. 
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Daa  übrige  Drittel  war  besitzrechtlich  aufgeteilt  unter 
den  Adel,  ferner  die  Gölmer,  Schulzen,  Freien  und  Krüger, 
endlich  mit  geringerem  Anteil  an  die  Städte  Königsberg  und 
<lie  kleinen  Städte.  Diese«  Drittel  kommt  hier  vor  allem  iu 
Betracht. 


Dieses  Beaitzreeht  war  bei  dem  Adel  und  den  Städten 
aU  juristischen  Per^ionen  durchaus ,  in  der  zweiten  Gruppe 
überwiegend  das  cölmische,  da«  seine  Kodiiikation  in  der 
Kulmer  Handfeste  (vom  28.  Dezember  1232,  erneuert  1.  Ok- 
tober 1251)  hatte  und  freies,  auf  beide  Geschlechter  vererb- 
liches  Eigentum  gewährte,  mit  der  Verpflichtung  geringen 
Zinses  und  der  Leistung  „bemessener'*,  d,  h,  auf  die  Landes- 
grenzen beschränkter  Kriegsdienste.  —  Eine  weitere  Be- 
leihangsart  war  die  nach  preufsischem  Rechte  gewesen;  sie 
hatte  stattgefunden  unter  der  Ordensherrscliaft  an  preulsische 
Eingeborene,  die  sich  freiwillig  unterwarfen,  gewährte  einen 
ursprünglich  in  beiderlei  Geschlecht,  später  nur  auf  direkte 
männliche  Nachkommen  vererblichen  Besitz  und  verpflichtete 
2u  angemessenen  (niclit  auf  die  Landesgrenzen  beschränkten) 
Kriegsdiensten.  Sie  erklärt  die  Existenz  der  preufsiächen 
Freigüter.  —  Eine  dritte  Beleihung  war  die  nach  Magdebur- 
gischem Lehnrecht  gewesen»  mit  xunächat  nur  auf  männliche 
Nachkommen,  später  auf  solche  beiderlei  Geschlechts  ver* 
erblichem  Besitz*.  Beirle  letztere  Besitzrechte  gelten  dem 
€öl mischen  in  unserer  Zeit  gleich  qualifiziert,  wie  ja  auch 
bald  (I73i  durch  die  Lehnsassekuration)  die  preufsischen  und 
magdeburgischen  Besitzungen  den  c<>lmischen  gleichgestellt 
wurden. 

Die  Siedelung  selbst  nach  cölraischem  Rechte  erfolgte 
entweder,  indem  mehrere  freie  Männer,  damit  beliehen,  sich 
selbst  eine  Gemeindeverfassung  setzten,  soweit  sie  nicht  in 
abgesondert  gelegenen  Gehöften  siedelten,  oder  einem  freien 
Manne  wurde  die  Anlegting  des  Dorfes  nach  Schulzen  recht 
übertragen.  Die  unter  einem  Schulzen  angesessenen  Gölmer 
waren  bei  gleichem  Besitzrecht  nicht  mehr  zu  Kriegsdiensten 
Verpflichtet.  —  Die  Zuteilung  des  Bodens  an  Adelige  unter- 
schied sich  besitzrochtlich  nicht  von  der  der  Cölmer,  nur  in 
der  Ausdehnung  zugeteilteu  Gebietes.  —  Die  Verschiedenheit 
IQ  der  Gröfse  des  Besitzes  führte  dann  aucli  zu  weiteren 
BfiBeichnungen ,  nur  formal  die  socialen  Abstufungen  be- 
nennend* 80  z.  B.  bei  den  Cölmern  zur  Unterscheidung  der 
H«>cheölmer  und  .schlechten"  Oölraer. 


'  YgL  P.  Schoen,  Da«  Recht  der  Kommuniilv^erbilTido.  Er- 
yp&tisiiiigSDand  zu:  Staafüreclit  d«*r  preufs/MonfirrHie  von  Dr.  Ludwig 
V.  B5tin«.     Leipzig  1 18U7).    \k  4A  t 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  wirtschaftliche  Nfitzung  des  Bodens;  das  ^tsberrlieh- 
bSuerliche  Verhältnis  ^ 

Von  dieser  rechtlichen  Festlegung  des  Besitzes  gesondert 
ist  zu  betrachten,  welche  Formen  die  wirtschaftliche  Nützung 
desselben  gewonnen  hat  in  unserer  Zeit,  und  zwar  besonders 
bezüglich  der  Schicht  der  Bevölkerung,  die  bei  dieser  Zu- 
teilung leer  ausgegangen  war,  und  ihrer  Eingliederung  in  die 
wirtschaftliche  Verfassung. 

Durch  jene  Zuteilung  war  der  Besitzer,  auch  der  kleinere, 
Grundherr  geworden.  Die  wirtschaftliche  Entwickelung  hatte 
auf  der  Grundherrschaft  (und  das  in  gleicher  Weise  auf  dem 
kurfürstlichen  Besitz)  die  Gutsherrschaft  ausgebildet,  den  der 
Zeit  entsprechenden  landwirtschaftlichen  Großbetrieb,  in  der 
Wirtschaftsform  des  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Verhältnisses. 
Der  Grundherr,  der  aus  dem  früheren  Krieger  ein  Landwirt 
geworden,  konnte  mit  den  Mitteln  jener  Zeit  allein  seine  um- 
fangreiche Wirtschaft  nicht  versehen.  Er  bedurfte  der  Arbeits- 
kräfte. Sie  fanden  sich  in  der  Ausgestaltung  jenes  Verhält- 
nisses, das  also  „seinem  innersten  Sinne  nach  ein  Arbeits- 
verhältnis^ war  und  in  der  Dienstleistung  der  auf  dem 
Grundbesitz  ansässigen  Bauern  bestand.  Es  ist  bei  Cölmem 
in  gleicher  Weise  ausgebildet  wie  bei  Adeligen,  naturgemäfs 
nicht  in  der  gleichen  Ausdehnung. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  untersuchen,  wie  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  in  diese  Abhängigkeit  gekommen  ist,  son- 
dern nur  der  Bestand  in  unserer  Zeit  darzulegen.  Kr  zeigt 
eine  mehrfache  Gestalt  bezüglich  der  Ausdehnung  des  zu- 
gewiesenen Landes,  nicht  aber  im  rechtlichen  Verhältnis  des 
Gutsherrn  zum  Nutzniefser  seines  Bodens. 

Es  finden  sich  zunächst  Hochzinser  oder  Zinsbaaem,  mit 
2 — 3  Hüben,  die  Elite  der  bäuerlichen  Schicht,  daneben  andere 
Bauern  mit  geringerem  Besitz,  Kaufgärtner,  Mietsleute',  die 
auch  Acker  bestellten  etc.  Das  Besitzrecht  aller  dieser  darf 
wohl  als  das  lassitische  bezeichnet  werden.  Dem  Inhaber  ist 
ein  Nutzungsrecht  zugestanden;  dem  eigentlichen  Eigentümer 
kamen  deren  Dienste  zu  gute,  neben  dem  Zins,  den  die  Zins- 
bauern zu  entrichten  hatten.  Diese  Dienste  sind  Spann-  und 
Handdienste,  hier  durchweg  Scharwerk  genannt  Sie  waren 
dem  Gutsherrn  auf  bestimmte  Zeit  zu  stellen  für  die  Aus- 
richtung  seiner  Eigenwirtschaft,   die   er  mit  solcher  Hilfe    in 


G.  Fr.  Knapp,   Die  Bauernbefreiung  und   der  Ursprung  der 

beiter.    Leij    ^~  "  '       ^  --     >-  - 

2  Vgl.  Anlage 


Landarbeiter.    Leipzig  (1887).    Teil  I  p.  9  ff.,  28  ff. 
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röfserem  Mafsstabe  betreibeü  konnte  ohee  Haltung  zahlreicher 
Jespanne.  Wie  weit  die  adeligen  Gutsherren  dabei  gehen 
iiochten,  zeigen  die  Berichte  der  Hauptleute,  als  es  Bich 
larum  handelte,  den  Kurfürsten  1690  an  der  Grenze  einzu- 
liolen.  Die  meisten  derselben  teilten  mit,  es  fehle  dem  Adel 
seiner  Armut  an  Pferden^  und  nur  35  Adelige  erklärten 
»ich  bereit,  dem  Kurfürsten  das  gewünschte  Geleit  zu  geben. 
\uch  die  Viehhaltung    blieb    gröfsten teils    den    Bauern    über- 

iissen:  ein  Hauptgrund,  warum  die  Stände  mit  Homschöösen 
licht  schwierig  waren. 

Neben  diesen  bäuerlichen  Uuterthanenj    die   so    in   einem 

>ienst%'erhältnis   zum  Gatsherrn  standen,   gab   es  eine  grofse 

lahl,  die  zu  regelmäfsigem  Dienst  am  Gutshofe  verpflichtet 
waren.  Wie  jene  vorzugsweise  die  Spanndienste,  so  hatten 
diese  allein  Handdienste  zu  leisten,  für  die  sie  neben  einer 
gt^ringen  Geldentschädigung  durch  Wohnung  und  Zuteilung 
kleiner  Ackerstücke,  die  sie  für  sieh  zu  bebauen  hatten,  ent- 
lohnt wurden.  Diese  Bevölkerungsschieht,  Instleute  genannt, 
Zalil  bei  w^eitem  die  Bauern  überwiegend,  befand  sich 
'^natürlich  in  gröfster  Abhängigkeit,  Aus  ihr  rekrutierten  aich 
vermutlich  die  meisten  der  Überläufer,  die  sich  durch  Flucht 

Itlher  die  Grenze  ihrer  Unterthanenpflieht  zu  entziehen  suchten 
lind  über  deren  Verlust  die  Ritterschaft  regelmllfsig  Kbige  auf 
aen  Landtagen  führte.  Die  Instleute  waren  auch  unter  den 
IDöimern  als  Gutsherren  sehr  zahlreich,  deren  Grundbesita 
Vielfach  zu  klein  war,  um  Bauern  für  Scharwerksdienate  an- 
setzen zu  können.  Verhältnismärsig  geringer  an  Zahl  waren 
«ie  auf  den  Doraanialgüteru,  die  also  auch  in  der  gröfseren 
Aufteilung  unter  Bauern  gesündere  Zustände  boten. 

Weitere  Einkünfte  boten  dem  Gutsherrn  die  Mühlen,  die 
teils  erblich,  teils  in  Pacht  zugethan  waren,  zum  Teil  auch 
in   Verbindung  mit  Ackerland. 

k       Durch  Kauf  oder  anderen  Anfall   waren  cöLmiache  Güter 
nd  solche  von  Freien  (die  Zahl  der  letzteren  ist  bezeichnender* 
^eise  besonders   grofs  im  Oberland)  auch    in   den  Besitz  von 
/\(leligen   gekommen    und    zählten   zum    kontribuablen    Besitz 
derselben. 


Dritter  Abschnitt. 
Hnbi'  und  Hübenstener. 


Das  Einheitsmals  für  den  Grundbesitz  war  die  Hufe,  das 

iheitsmafs    auch    für    die    Grundsteuer.     Ursprünglich    die 

Einheit  für  Messung  einer  bäuerlichen  Wirtschaft,  besagte  sie, 

ifs    ^zn  einer   solchen   aufaer  allem  andern   auch  30  Margen 

Ackerland   gehörten"*.     Nur   dii'se?»  wurde  vermessen,    als  das 
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Steuerbedürfnis  dazu  zwang.  Solche  Vermessungen  waren 
jedoch  mit  den  gröfsten  Schwierigkeiten  verbunden.  In  unserer 
Zeit  benutzte  man  nur  ältere  Kataster,  die  mit  den  natur- 
gemäfs  im  Flufs  befindlichen  Besitzverhältnissen  durchaus 
nicht  mehr  übereinstimmten.  So  sind  die  bezüglichen  Zahlen- 
angaben über  die  Besitzverteilung  durchaus  unsicher  und 
geben  nur  einen  relativen  Anhalt  £s  war  nur  allzu  mensch- 
lich,  dafs  neuerworbene  Hüben  durchaus  verschwiegen,  an 
der  Stelle  aber,  wo  sie  veräufsert  worden,  sofort  in  Abgang 
gebracht  wurden.  Zu  dieser  Veränderung  durch  Besitz- 
wechsel kam  der  durch  Einbeziehung  oder  Auslaasung 
, wüster*  Hüben,  also  solcher,  die  sich  nicht  unter  Kultur 
befanden,  und  die  der  Adel  nur  dann  ftir  kontribuabel  zu 
erklären  geneigt  war,  wenn  sie  ihm  nicht  selbst  zugeh6rten. 
Diese  Unsicherheit  in  der  Katastrierung  machte  den  ganzen 
Steuerorganismus  äufserst  schwierig  und  gewifs  dadurch  die 
Besteuerung  des  Bodenertrages  in  hohem  Grade  ungerecht, 
ffanz  abgesehen  von  der  Ungleichheit  des  Bodens  in  der 
Bonität.  Die  «grofse  Kommission"  von  1680/31,  die  darin 
Wandel  schaffen  sollte«  war  völlig  ins  Stocken  gekommen  aus 
leicht  begreiflichen  Gründen,  und  so  blieb  die  Verwirrung 
bezüglich  der  Hubenzahl  in  unserer  ganzen  Zeit  bestehen.  — 
Ein  Ansatz  übrigens  zur  Klassifizierung  des  Bodens  nach 
seinem  Ertrage  war  vorhanden:  nach  alter  Observanz  wurde 
bei  einer  Hubenbesteuerun^  den  18  polnischen  Ämtern  ein 
Ausschlag  von  der  Hälfte,  den  13  oberländischen  Ämtern  ein 
solcher  von  einem  Drittel  de$  Betrages  wegen  der  Minder* 
Wertigkeit  ihres  Bodens  zugelulligt 

Griff  man  zu  einer  Hubensteuer.  so  haftete  diese  als 
dingliche  Last  auf  der  Hube  und  war  von  dem  zo  erlegen^ 
der  sie  bebaute,  in  gleicher  Weise  also  von  dem  Cöfaner  und 
Adeligen,  wie  von  dem  Bauer.  Der  Adelige  eximierte  sidi 
aUo  in  Preufsen  nicht  und  erlegte  die  Steuer  sdhst  ftr  die 
Hüben,  die  er  in  seinem  Wirtschaftsbetriebe  hatte.  Kur  filr 
die  Hüben,  die  an  Bauern  au«gethan  warau  waren  dieae  ver- 
pdichtet,  EW  Steuerb^^rde  gegenüber  hatte  der  Qm$Aerr 
al$  Grundherr  auoh  ttir  die  bäuerlichen  Hüben  eiiuntresea, 
wenn  der  Bauer  unvermi^nd  war  durch  Mifserate  etc.  In 
solchen  Fällen  war  der  letztere  günstiger  daran  als  der  klene 
i>lmer  ixler  der  FVeie.  der  nur  eine  Hube  hesafs  und  d«rdi 
ein  Unglöck  in  der  Wirtschaft  um  «einen  Besitz  kemBon 
konnte,  während  der  Bauer  trwtsdem  auf  seiner  Hmbe  hlidk. 
Die  häufigen  Hinwe*$>e  der  C^hner  darasf  eafhclma  daher 
nicht  der  Ber>?chtigunc.  Ir.  noch  günstigerer  l^ft  ' 
BamTgec:är$  die  Domarialbauem,  die  in  solkhea  FiUoi 
)^achUr>  erhie4tor .  wiKrer«  c?e  ancere»  Bauern  dodi 
TTvrst  d^  Repnp5«8«il*>r    :hrer  Gx:»hemMi  zu  faichtea 
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Jene  galten  übrigens  auch  sonst,  bezüglich  des  Scharwerksy 
als  wirtschaftlich  günstiger  gesteUt^. 

So  befand  sich  also  der  Grundbesitz  in  der  Hauptsache 
in  den  Händen  des  Kurfürsten  selbst,  des  Adels  und  der 
Cölmer.  Nutzniefser  des  Bodens  waren  durch  das  gutsherrlich- 
bäuerliche  Verhältnis  auch  die  Bauern.  Die  Erträge  einer 
Habensteuer  schieden  sich  daher  stets  als  solche  des  Adels, 
der  Cölmer  und  (der  Nutzniefser  des  kurfürstlichen  Bodens) 
der  Domanial-Bauem.  — 


1  Memorial  der  verordneten  Oberkastenherren.    —   Kön.,  2.  Dez. 
1692.  —  KOn.  Ostpr.  Fol.  741.    No.  168  fol.  888—891. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Oberstände  und  ihre  Besteuerung. 


Erster   Abschnitt. 

Der  Übergang   vom  Hnbenscbofs   besonders  zur  Kopfaeeise 
und  Trankstener. 

In  zweifacher  Beziehung  suchten  die  Oberstände  die  Zeit 
zu  niltzen ;  es  galt  die  Separation  unter  den  Ständen  zu  heben 
und  des  Hubenschosses  sich  zu  entledigen.  Mit  allem  Auf- 
wand der  letzten  Kraft  und  der  Machtmittel,  die  ihnen  das 
Gewährenlassen  seitens  des  Kurfürsten  noch  einmal  in  die 
Hand  gab,  haben  sie  diese  beiden  Ziele  beharrlich  verfolgt 
bis  zum  letzten  Augenblicke.  Wie  und  mit  welchem  Erfolge, 
das  darzulegen  mufs  der  Hauptzweck  der  folgenden  Aus- 
führungen sein.  Nur  unter  Beachtung  dieser  Gesichtspunkte 
läfst  sich  eine  Einsicht  ermöglichen  in  das  Wirrsal,  aas  die 
ständische  und  kurfürstliche  Steuerpolitik  dieser  Jahre  bietet. 

Der  Anfang  schien  den  Oberständen  gUnstig.  MtLhelos 
gelang  ihnen  die  Einbeziehung  der  kleinen  Städte  1688.  Diese 
gaben  ihre  besondere  Accise  auf  und  steuerten  nach  der  ZM 
ihrer  Hunderte  bei  zur  Grundsteuer.  Freilich  eine  allgemeine, 
gleich  durchgehende  wurde  letztere  erst,  wenn  es  gelang  oder 
sich  wenigstens  die  Aussicht  bot,  auch  die  Städte  Königsberg 
nach  der  Zahl  ihrer  Hunderte  dazu  zu  vermögen.  Sie  war 
nicht  vorhanden,  solange  zunächst  schon  ilber  die  Höhe  dieser 
Hundertenzabl  Divergenzen  bestanden.  Harte  Kämpfe  standen 
diesbezüglich  bevor;  der  Druck  des  Tages  mufste  auf  andere 
Weise  gemildert  werden.  Nur  ein  Mittel  gab  es  dazu,  das 
Hauptmittel  aber  der  Überwälzung:  die  Wahl  eines  anderen 
Steuermodus.  Es  mufste  sich  darum  handeln,  von  der  reinen 
Grundsteuer,  die  nur  den  Ertrag  des  Bodens  traf,  überzugehen 
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lu  Steuerarteu,  die  entweder  als  Ertragissk^uerD  anderer  Art 
weitere  nicht  grundbesiteende  Schichten  der  Bevölkerung 
trafen,  oder  als  Personalsteuerri  und  als  indirekte,  ala  Kon- 
sum tionssteuern  die  ganze  Bevölkerung  einbezogen.  Eine 
Lip^'eite  Steuerbasie  eröffnete  »ich  dann ,  die  beste  Gelegen- 
Tieit  zugleich,  in  solche  „Generalaccise"  doch  aucli  noch  die 
Städte  Königslierg»  die  eine  Aceise  bereits  hatten,  einzu- 
[»eziehen  und  ihrer  Herr  werden  zu  können ,  —  wenn  die 
Landeshoheit  dies  zuliefa. 

Schrittweise,    dem  Tagefabediirfnisäe  folgend p    gingen   die 
)ber«tltnde  dabei  vor.     Eö  galt  also  zunächst^  frei  zu  werden 
Ton  dem  verhafsten  Hüben  seh  ofs,  über  den  1689  die  heftigsten 
'Hagen  geführt   werden.     Die  Bresche    wurde  gebrochen  r    in- 
iem    man    in    diesem    Jahre    auch    Kofif-    und    Ilornschösae 
lurchzusetzen   vermochte;    und   damit    beginnt  der   Ansturm 
|egen    die,    „so   keine  Haben    haben"'.     Nicht   nur  traf  mau 
lamit    alle    die   auf  den    adeligen  G titern    und   den  Domänen 
durch  das  gutsherrlich -bäuerliche  Verhältnis  in  Abhängigkeit 
|Stehenden,    man   wollte   auch    damit   treffen    die    sonst   bisher 
V.Exiraterten'',   die   in    direktem    Verhältnis    zur   Landeshoheit 
standen,  die  Jagd*  und  Forstbedienten  etc.     Das  forderten  die 
<  >bersUtnde  beim  ersten  Anlauf;  und  realisierte  sich  dies  auch 
nur    langsam 7    das  Ziel    der  Bewegung   war  damit  schon   ge- 
eben.    Wohl  war  die  Kriegskararaer,  die  in  dem  Hubenschofs 
Ite  rechnungsmäfsig   am    bequemsten    zu    fassende  Steuer  sah 
ind    deren  Ergiebigkeit    seit  1681  zu   schätzen   gelernt  hatte^ 
kurfürstlichen    Interesse    eifrig    dagegen    thätig,    und  die 
üdrjite    beklagen    sich    über    ihre    „verkehrten    und    inter- 
»ierten    Ratschläge"  ^.      Aber    eifrige    Unterstützung    fanden 
lie    Oberstände    an    der   Preufsischen    Regierung,    die    nicht 
^genug   die   Hüben kontribution    als    des    Landes    Verderb   und 
vrdligen  Ruin    darstellen    konnte**^    auch    bei    der   ersten   Mit- 
teilung   von    der  Absicht  der  Oberstände   den    Kurfürsten   zu 
beruhigen    suchte,    dafs    ein    Kopfschofs   bei   den   Nichtposae- 
liierten  nichts  Bedenkliches  an  sich  habe*. 


Mit  dem  Nachgeben  des  Kurfürsten  war  die  Bahn  einer 
ruhigen  Weiterentwickelung  des  preufsischen  Hteuerwesens 
verlassen;  was  folgt,  ist  im  ganzen  ein  Experimentieren  in 
Permanenz.     Sofort  erscheint  die  Generalaccise  auf  dem  Plan. 


praes.  10,  Mai  1689.  —  K5ii. 


»  Der  LandrÄte  Bedenken.  —  Kön.,  praes,  15.  März  1689.  —  Köo. 
0«tpr.  Fol.  725,    No.  40  p.  40i*— 408, 

'  Der  Landräte  Bedetikcn.  —  Kön., 
Ortpr.  Fol.  725.    No,  60  p.  699-706, 

»  Relation  der  Oberräte.   —   K5ik,   11.  April  1689.  —  Kön.  Et  — 
,  g7»     fol.  44—40.  —  Konzept 
*  Relation  der  Oberrilte.   —  Kon..  9.  April   1689.  —    Kön.  Et  — 
Ita.  «7*.    fol.  36,  a7- 
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Noch  ehe  sie  Gegenstand  offizieller  Verhandlung  ist  wird  si^ 
—  es  ist  bezeichnend  —  von    der  Regierung  dem  KurfUrstc 
empfohlen :    sie   schlägt   vor    „eine    gleich    durchgehende    Zu 
sammenlage,  etwa  durch  die  Accise"  ^     Diese  Accise  fand  an 
Hofe    zunächst    völligen    Widerstand.      Nicht    aber    als    Be 
steut  rungsart  an  eich;    es  war  dort  gleich,    wie    die  8ummei^ 
erhoben  wurden,  wenn  sie  nur  eingingen;  sondern  aus  Grüiä 
den  der  Politik   gegen    die  Stände:   man  sah  in  der  Genera 
accise    auch    eine    Waffe    der    OberstHnde    gegen    die    Stüdl 
Königsberg.     Ein    Eingehen   auf  diese   überaus   wichtige  An 
gelegen heit    sollte   aber  jedenfalls   verschoben    bleiben  bi«  zn 
Ankunft  des  Kurfürsten  in  Königsberg,  wo  dann  beide  Teil| 
geziemend   geliört    werden   sollten    mit  ihren   Gründen  ^.     DU 
Regierung,  hierin  geradezu  Organ  der  Oberstitnde,    lief«  sie 
auch  dadurch  nicht  abbringen,     Sie  legte  dar,  dafs  trotz  eine 
Giineralacci&e  die  Separation  der  Stände  in  den  übrigen  modi 
collectandij    die    zur  Ergänzung   nötig  sein   würden»    aufrecl 
erhalten  werden  könnte^.     Sie  wurde,  als  die  Oberstände  aa 
dem    Landtage    bei    der    Generalaccise    beharrten,    bald    b« 
stimniter,  indem  sie,  die  Überstände  zu  beruhigen,  riet»  dac 
doch    den  Oberständen    und    kleinen  Städten    wenigstens   e'mi 
solche    Accise    gesondert    zu    gewähren,    die    die    der    Stadt 
Königsberg  nichts  angehe^* 

Es  war  der  Gang,    den   die  Entwickeluug   bald   nehmen 
sollte.     Gegenüber   diesem  Vorschlage    wichen  des  Kurfürste 
Bedenken.     Er  nahm  solchen  Modus  an»    wenn    nur   dadurel 
das  monatliche  Quantum  (von  27460  Thlr,)   gedeckt  würde ^ 

Inzwischen  hatte  die  Kriegskamraer,  um  diese  ihr  gefthi 
lieh    scheinende   Entwickelung    zu    hemmen,    einen    Teil    de 
Deputierten    von    kleinen    Städten    beeinfluist,    sieh    von    deii 
Oberständen    zu    lösen    und    zu    der    im   vorigen  Jahre   auf 
gegebenen     besonderen     Konsum  tionsaccise     zurückzukehren 
Dieser  Abtall",    vom  Kurfürsten   als    zu  Hecht  geschehen  aa-^ 
erkannt',    kam   den  Oberständen   überraschend.     Die  nächst 


'   Relation  der  Obenrate.    —   Kim.,    It  April   1689.  - 
Min.  87*.     foL  44-46.  —  Konzept 

■  Reskript  an  die  Pr,  Reg.  —  Colin,  23.  April  1689. 
Min.  ^>.    fol.  51,  52. 

^  Relation  der   Pr.  Reg,    —    K5n.,   12.  Mai  1689,    - 
Min.  87*^.    foi  66,  67.  —  Kotiaept. 

*  Relatimi  der  Pr.  Re^^    —    Kon.,    26.  Mai  1689,    - 
Min.  87**.    fol.  86,  87.  -=  Konzept. 

"  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Wesel,  15.  Juni  1689,  - 
Min.  87«.     fol.  105,  106.  —  Ausf 

•  Willigung  der  kl.  Städte.  —  Köu,,  prftea.  23.  Juni 
Et  —  Min.  87*.     fol  108— 115.  —  Auaf. 

■^  Reskript  an  die  Pr.  Reg.   —  Feldlft'jer  bei  Zoirs, 
—  Kön.  Kt    —  Min.  87*^.     fol.  156,  157.  —  Auaf. 
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I Wirkung  war,    dafs  sie  auf  die  Nachricht   beider  Thatsachen 

[durch    die   Regierung    hin*    (der    Genehmigung    einer    Accise 

J  und    des    Abfalls    der    Stfidte)    bezüglich    der    Generalaccise 

l schwiegen    und   sich  zunächst   auf  weitere  Hüben-  und  K^rpf- 

rpchÖMe   in  ihrer  Willigung  beschränkten^.     Es  galt  offenbar, 

fiitm   erst   wieder  Vorbereitungen   zum   weiteren  Vorgehen   zu 

Lfreffen  bei  dieser  veränderten  Sachlage.     Und  wenn   auch  so- 

[fort   der  VorschJag   der  Oberstände    zur   Bildung    einer  Kora- 

rmission  fUr  eine  Generalaeciae,  die  sie  „am  liebsten  gehabt"^ 

]  wiederkehrt,  so  beschränken  sie  sich  doch  für  den  Augeoblick 

Idnrauf,    die    Auflegung    besonders    der    Kopfaccise    in    ihren 

eigenen  Reihen    erträglich   zu   machen.     Sie  offenbaren  dabei, 

dafs  solche  der  Ihrigen,   die   in  Samland  und  Natangen  nicht 

[flber    10,    im    Oberland    nicht    über   20   Hüben    besitzen,    „in 

notorischer    Armut    stecken**    und    nur    einfachen    Kopfschofs 

zahlen  dürften ,    welcher  Ausfall    allerdings   löblich    durch  die 

mehrfache    Auflage    solcher    mit     mehreren    adeligen    Sitzen 

^wieder    ausgeglichen    wurde.      Die    keine    Hüben    haben    (sie 

inen  fiir  diesmal  noch  nur  Pfandinhaber  und  Arrendatoren), 

Jen    ftir  den    allgemeinen  Schutz    dem  Publico   durch  einen 

LlDonatlichen  doppelten  Kopfachofa  zu  Hilfe  kommen*. 

Über  den  Beratungen  ging  die  Zeit  hin  bis  zur  Willigung 
de»  nächsten  Jahres^  )6H0.  Das  Resultat  der  Beratungen  war, 
eine  allgemeine  Accise  zu  fordern,  ^wie  sie  16(>2  eingerichtet 

E Wesen  und  auch  ansehnliches  getragen"  *.  Um  ilire  Auf- 
»sung  von  der  „Allgemeinheit**  unnufsverHtändlich  zu  offen- 
f baren j  legten  die  Oberatändo  nach  einigen  Monaten  seibat  ein 
'Reglement  vor»  das  sich  im  wesentlichen  an  frühere  Accise- 
^ordnungen  ansehlofs,  dessen  wichtigste  Teile  aber  fnr  jetzt 
'die  Bestimranngen  bezüglich  der  allgemeinen  Gültigkeit  waren. 

Nachdem  die  Stftdte  Königsberg  und  die  kleinen  Stildte  dafür 
1  nicht  mehr  in  Betracht  kamen,  mufste  man  um  so  sorgftlUiger 
[»ein  bezüglich  derer,  die  erreicht  werden  konnten.  Und  um 
[die  Durchführung  der  „Allgemeinheit"   in  der  Hand  zu  haben 

und  damit  zugleich  eine  Kontrolle  über  die  gesamten  Eingänge 

zu  gewinnen ,   galt  es  auch ,   die  eigene  Steuerbeh?3rde  wieder 

2ur  Geltung  zu  bringen. 

Materiell  und  organisatorisch  war  also  der  Wandel,  der 
aich    vollziehen    sollte  ^    von    der   weitreichendsten    Bedeutung» 


*  AaMchreiben  der  Res.  in  die  Ämter.  —  Kön.,  SQ.  Juni  1689.  — 
Kßn.  Et  —  Min.  87«^.    foL  121,  1^.  —  Konzept 

*  Blntaeliliefaiing   der  Landräte.    —    Kön*,   praee.   21.  Juli  1689.  — 
Kön.  0«tpr.  Fol.  725.    No.  71  p.  805-812. 

»  Geeinigtes  Bedenken.  —  Kün.,  praes.  ß.  Aug.  1689.  —  Kon.  Et. 
—  Mm.  87*.    foL  161^164. 

*  Bedenken  der  Lundrätr.  —  Kim.,   prae».  2.  Febr.  1690.  —  K?>n. 
Onlpr.  Fol.  725.    No.  6  p.  34  f. 
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Das  erklärt  wohl  auch,  warum  der  Kurfürst  längere  Zeit  zu 
keinem  Entschlufs  bezüglich  der  eingesandten  Vorschläge 
kommen  konnte.  Dringlich  bat  die  Regierung  gleich  bei  der 
Übersendung  des  Reglements  darum  \  Sofort  wünschten  die 
Oberstände  die  Einführung,  fast  als  fürchteten  sie  inzwischen 
Oegeneinflüsse  seitens  der  Kriegskammer.  Daher  die  wieder- 
holte Anfrage  der  Regierung*,  die  schliefsUch  ohne  solche 
Resolution  des  Kurfürsten  die  neue  Steuer  ausschreibt*  und 
sich  zwecks  endlicher  Entschliefsung  auch  an  den  General- 
Oommissarius  v.  Grumbkow  wendet,  ihn  um  seine  Unter- 
stützung bittend^.  Es  war  vor  allem  die  Einbeziehung  der 
Eximierten,  die  die  Unschlüssigkeit  bewirkte.  Immer  wieder 
beruhigte  deshalb  die  Regierung,  dafs  solche  Einbeziehung 
wohlbegründet  sei ,  dafs  auch  zur  Zeit  der  früheren  Accise 
niemand  befreit  gewesen  sei*. 

Trotz  der  mangelnden  kurfürstlichen  Zustimmung  trat 
also  die  Accise  in  Thätigkeit.  Und  als  nach  Verlauf  des 
ersten  Quartals  sich  Mängel  herausstellten  an  der  erwarteten 
Summe,  wurde  schnell  —  es  galt  den  Kurfürsten  nicht  zu 
beunruhigen  —  zur  Ergänzung  ein  Hornschors  gewilligt,  unter 
gleichen  Bedingungen,  mit  gleicher  Organisation*. 

Zweiter  Abschnitt 
Charakteristik  der  neuen  Steuern. 

Die  nach  der  neuen  Veranlagung  in  Betracht  kommenden 
Steuern  waren  Kopfaccise,  Tranksteuer  und  (zur  Deckung 
der  Fehlbeträge)  Hornschofs.  Nach  dem  administrativ  -  tech- 
nischen Verfahren  der  Veranlagung  und  Erhebung  waren  sie 
teils  direkte  Steuern,  nach  im  voraus  zu  bestimmenden  That- 
sachen  (hier  Personen)  festzusetzen  und  zu  berechnen,  teils 
indirekte  Steuern,  berechnet  nach  wechselnden,  vorüber- 
gehenden, daher  im  voraus  nicht  zu  ermittelnden  Thatsachen. 
Zu  letzteren  gehört  die  Tranksteuer,  eine  reine  Konsumtions- 
steuer.    Die  direkten  Steuern  sind  Kopfaccise  und  Hornschofs, 

»  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  5.  Juni  1690.  —  Kön.  Et.  — 
Min.  87d.     fol.  171.  —  Konzept. 

3  Relation  der  Pr.  Re^,  —  Kön.,  29.  Juni  1690.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87d.    fol.  184.  —  Konzept. 

«  Desgl.  -  Kön.,  10.  Aug.  1690.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87^  £61. 195. 
—  Konzept. 

*  Pr.  Reg.  an  Gen.- Kriegs -Commissarius  v.  Grumbkow.  — 
7.  Aug.  1690.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87d.    fol.  193,  194.  —  Konzept 

^  Relation  der  Fr.  Res.  —  Kön.,  28.  Sept  1690.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87<i.    fol.  205.  206.  —Konzept. 

«  Relation  der  Oberräte.  —  Kön.,  5.  Okt  1690.  —  Kön.  Et  — 
Min.  87<i.     fol.  209,  210.  —  Konzept.' 
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ifgelegt  in  Anknüpfung  an  die  Personen,  die  Rechts-  und 
jrtschafUöubjekte  des  Erwerlies,  als  Personalsteuer  ohne 
'Abstufung  naeh  ökonomischen  oder  socialen  Momenten,  und 
in  Anknüpfung  an  Objekte  als  Quellen  wirklieher  oder  mög- 
licher Erträge.  Beide  Gruppen  waren  hi»?r  QuoUtatssteuern, 
die  durch  die  Feststellung  des  Steuertufses ,  dea«en  Aidegung 
an  die  Steuerobjekte  und  Vorgehen  von  unten  nach  oben 
wechselnde  Steuersummen  ergaben ;  nicht  Repartitionssteuern» 
wie  der  Kurfürst  sie  auffafste,  der  bestimmte  Summen  zu  er- 
halten wünschte.  Aus  die?jer  verschiedenen  Auffassung  er- 
gaben sich  die  Schwierigkeiten  in  der  gegenseitigen  Ver- 
rechnung. Die  Mifserfolge  führten  naturgemäfa  zur  Durch- 
brechung dieser  Steueraufkgen :  Hubenschösse  mulsten  bald 
Hneder  den  Ausfall  an  den  geforderten  Summen  decken. 

Für  die  nun  folgende  Darstellung  der  Veranlagung  und 
Erhebung,  sowie  für  die  weitere  Beurteilung  sind  grundlegend 
die  pXeue  Acciseordnung"  vom  5.  Juni  1690*  und  deren 
^Suppleracntum"  vom  12.  Dexember  1692 -^  sowie  da» 
^Reglement  des  einfachen  Ilornschosses**  vom  22.  September 
1690^ 

Was  den  Geltungsbereich  der  neuen  Steuern  anging,  so 
war  es  den  OberstÄnden  vor  allem  wichtig,  alle  einbezogen 
zu  sehen»  soweit  sie  nicht  den  Städten  zugehörten^  soweit  sie 
als  Eingesessene  des  Landes  zu  betrachten  waren,  auch  wenn 
»ie  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Oberständen ,  sondern  in 
direktem  Unterthanen Verhältnis  zum  Kurfürsten  stAnden,  Nie- 
mand sollte  eximiertT  insbesondert;  sollten  auch  die  kurftlrst- 
Uchen  Amter  und  Bedienten  dazu  gehalten  sein,  sowie  die 
Schatulldörfer ,  Jagdbedienten,  Neusassen,  also  die  Einsassen 
der  kurftb'stlichen  „Wildnis",  endlich  die  sogenannten  Spittel- 
dörfcr,  Kirchen-  und  Akademiebauern,  die  bisher  alle  vom 
Hubenschofä  befreit  waren.  Die  Forderung  war  einschneidend; 
sie  war  darum  leichter  im  Reglement  gestellt  als  ausgeftihrt 
Sie  besonders  zu  betonen  war  der  Hauptzweck  des  „Supple- 
mentum^  von  1692.  Erst  nach  langer  Zeit  —  es  ist  im 
Folgenden  zu  erweisen  —  wurde  sie  realisiert*. 

(Schon  hier  darf  für  die  Beurteilung  der  Thätigkeit  des 
Landkastens  in  Aufdeckung  der  sogenannten  „Mängel"  darauf 
verwiesen  werden,  dafs  diese  Thätigkeit  sich  in  den  ersten 
Jahren  fast  ausschliefslich  auf  die  Aufspürung  solcher  Per- 
sonen beschränkte,  die  etwa,  auch  mit  geringsten  Beträgen, 
noch  Dicht  herangezogen  waren,    dagegen   sehr  wenig  darauf^ 


•  R,  7.    No.  40  g.  l, 

•  Kön.  Oiitpr.  Fol.  741.     No.  167.     foL  888—887. 
»  Kön*  Et  ^  Min,  Sl^,    fol  200-203. 

•  Vgh  unten  Kapitel  7. 


142  XIX  L 

wie  man  in  den  eigenen  Reihen  etwa  den  Forderungen  nach- 
kam.) 

Ausgenommen  sollton  nur  die  Priester ,  Kirchen-  und 
Schalbedienten  sein.  Teilweise  eximiert  wurden  auf  des  Kur- 
fürsten Forderung  hin  die  neuangesetzten  Bauern  ^  die  frei 
vom  Hornschofs  sein  sollten ;  sowie  auf  Grund  der  ungttnstigeD 
wirtschaftlichen  Lage,  resultierend  aus  den  ungünstigen  Er- 
werbsverhältnissen ^  die  Einsassen  der  13  polnischen  Ämter, 
die  den  geschichtlich  gewordenen  Ausschlag  v^on  einem  Teil 
ihrer  Beträge  gewährt  erhielten,  nicht  aber  die  der  ober- 
ländischen Ämter,  deren  Ausschlag  am  Hubenschofs  firüher 
ein  Drittel  betragen  hatte. 

Genaue  Angaben  erforderte  naturgemäfs  der  Steuerfuls 
für  die  einzelnen  Auflagen.  Für  die  Kopfaccise  wurde  von 
jeder  Person  vom  12. — 80.  Jahr  1  Gulden  jährlich,  7*/«  gr, 
quartaliter,  gefordert  Bezeichnend  ist  dabei  der  Erläuterungs- 
zusatz, dafs  sie  gegeben  würde  „wegen  des  Korns".  Sie  ist 
Ialso  nicht  als  reine  Kopfsteuer  gedacht,  sondern,  wie  auch 
der  Name  sagt,  als  Accise,  auch  als  Verzehrungssteuer,  für 
die  man  damit  einen  Einheitssatz  pro  Person  aufstellte.  Bei 
der  ersten  Festsetzung  wird  sie  daher  auch  noch  weiter  als 
Verzehrungssteuer  specialisiert,  indem  für  Weizenmehl  (18  gr. 
pro  Scheffel)  und  Haferschrot  (1  gr.)  besondere  Sätze  auf- 
gestellt, auch  die  Bäcker  auf  dem  Lande  darüber  hinaus  noch 
zu  einem  gewissen  Abtrag  an  den  Landkasten  verpflichtet 
wurden.  Die  Kompliziertheit  dieser  Abgabe  und  die  schwierige 
Kontrolle  besonders  auf  den  Mühlen  führten  dazu,  dals  bald 
(besonders  auf  Vorschlag  Küpners)  diese  Besonderheiten  fallen 
gelassen  wurden.  Die  Kopl-  „Accise"  ging  so  über  in  eine 
reine  Kopfsteuer,  wurde  aus  einer  Verbrauchssteuer  zu  einer 
reinen  Personalsteuer, 

Die  Tranksteuer  erstreckte  sich  vor  allem  auf  das  Bier, 
ein  Hauptkonsumtionsmittel  im  Lande,  und  auf  den  Brannt- 
wein. Bezüglich  des  letzteren  waren  von  jedem,  der  gewerbs- 
mäfsig  oder  zu  eigenem  Gebrauch  Branntwein  brannte,  vom 
Scheffel  Roggenschrot  3  gr.  zu  erlegen.  Das  Bier  unterschied 
man  im  Steuersatz,  jenachdem  3  oder  2  Scheffel  Malz  zur 
Tonne  verwendet  wurden,  und  forderte  von  jenem  pro  Tonne 
1  Gulden,  von  diesem  20  gr.  „Zapfengeld".  Auch  hier  wurde 
in  gleicher  Weise  das  Bier,  das  im  Hause  gebraut  und  ver- 
braucht, und  das  in  Krügen  verschenkt  wurde,  getroffen. 
Denn  es  war  wohl  nötig,  um  nicht  die  ländliche  Bierbraaere» 
gegenüber  der  städtischen  ganz  lahm  zu  legen,  auch  das  im 
Hause  Hergestellte  zu  veraccisen,  wenn  auch  damit  die  Ein- 
ziehung und  Kontrolle  sehr  erschwert  und  Unterschleife  un- 
gemein zahlreich  wurden;  wie  denn  auch  aus  gleichem  Grunde 
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da&  aus  den  Stildten,  aus  Schlofs-  und  Amtabrauereien  be- 
zogene Bier  gteicluiiäfsig  zu  versteuern  war.  Die  ungünstigen 
Erfahrungen  der  ersten  beiden  Jahre  ftihrten  bezüglich  der 
Tranksteuer  zu  Zusatzbeatimmungen  im  „Supplementum". 
Man  setzte  dabei  gewisse  Einlieitsniafso  fest  für  einzelne  Haus- 
baltungen,  oder  besser  Mifidestmafse,  unter  die  herabzugehen 
sofort  als  der  Defraudation  verdächtig  erscheinen  sollte.  Als 
eolches  nahm  man  bei  jedem  Edelmann,  Haehcölmer,  Jäger, 
Wildoisbereiter,  8tuttenmeister  einen  Verbrauch  von  4  Tonnen 
Jährlich  an.  Löblich  war  dabei,  dafs  Edelleute,  die  mehrere 
l^itze  hatten,  nach  der  Zahl  derselben  diesen  Mindestsatz  er- 
legen sollten*  Verarmte  Adelige,  geringe  B^reie  und  Cölmer 
sollten  wenigstens  4  Scheffel  Malz  für  ihren  Haustrunk  ver- 
steuern. Im  übrigen  modifizierte  sich  der  SteueH'ufs  1692 
dahin,  dafs  das  ^dreiseheffelige"  Bier  weiter  mit  1  Gulden, 
da«  „zweischeffelige"  Bier  in  Saniland ,  Natangen  und  Ober- 
lands guten  Amtern  mit  20  gr,  pro  Tonne,  in  geringen  ober- 
ländischen und  polnischen  Ämtern  mit  15  gr.  versteuert 
werden  sollte. 

Die  einzelnen  Sätze  für  den  Hornschofs,  der  auch  durch- 
gehende  erhoben  werden  sollte,  waren  abgestuft  nach  dem 
Nutzen,  dem  „Genufs" ,  den  die  Haustiere  in  der  Wirtschaft 
gewährten.  Er  war  also  eine  reine  Ertragssteuer,  Für  Kühe 
auf  den  höher  gelegenen  sandigen  Teilen  den  Landes  waren 
8  gr.,  in  der  Niederung  12  gr,  für  Ochsen  und  Pferde  5  gr., 
t^r  Schweine,  Schafe,  Ziegen  1  gr. ,  nur  für  die  „Schäfer- 
Bchafe"  wegen  des  gröfseren  Nutzens  P/a  gr,  als  einiacher 
Schofs  zu  erlegen.  Ausgenommen  sollten  die  Haustiere  sein, 
die  keinen  direkten  Nutzen  gewührten,  also  junge  und  alte 
Tiere,  ^zur  Verhütung  der  Unterschleife'',  wie  wiederholt 
betont  wurde:  das  Gegenteil  möehte  wühl  eher  einzusehen 
«ein.  Was  sich  aber  in  diesen  Bestimmungen  präcisierte,  ist 
die  Auffassung  dieser  Auflage  nicht  als  einer  Besitz-,  sondern 
ala  einer  Ertragssteuer 

I  >  r  i  1 1  e  r  A  h  js  c  li  n  i  1 1* 
Organisaiiou  des  Fiuauzdienstes. 

Die  Artung  dieser  Steuern  und  die  Kompliziertheit  der 
Sieuerquellen  erforderte  naturgemäfs  eine  Reorganisation  de* 
geaamten  Finanzdienstes,  Eis  ist  bereits  rlarauf  hingewiesen 
worden,  wie  die  Oberstände  diese  flir  eine  „Kestabilicrung* 
des  Landkastens  zu  nützen  verstanden  ^  Hier  hat  eine  ein- 
gehende Darlegung   der  Organisation   selbst  zu   erfolgen,    die 


»  Vgl,  oben  p.  98  ff. 
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insbesondere  auch  zeigen  soll,  wie  die  Oberstände  auch  in 
der  untersten  Instanz  ihren  Einflufs  geltend  zu  machen  ver- 
standen. 

Grundlage  für  die  Erhebung  der  Abgaben  war  zunächst 
eine  genaue  „Konsignation **,  d.  i.  eine  sorgfältige  Aufzeichnung 
der  Personen  und  ihres  Bierverbrauchs  und  Viehstandes,  die, 
da  die  betreffenden  Zahlen  naturgemäfs  fortwährend  im  FluCs 
waren,  quartaliter  zu  wiederholen  war.  Nach  dem  Ausschreiben 
der  Regierung  in  die  Hauptämter  erging  dazu  der  Auftrag 
seitens  der  Hauptleute  an  den  Adel,  die  Krüger,  Cölmer, 
Freien,  Liandschöppen,  Schulzen  und  Ältesten  in  den  Dörfern, 
sowie  an  die  Burggrafen,  Pfandinhaber,  Arendatores,  Ver- 
walter in  den  kurftirstlichen  Amtern  und  die  Wildnisbereiter  ^ 
Es  waren  dies  alles  Personen,  die  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Gutsherren  oder  Lokalbehörden  Einsicht  in  die  persönlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ihrer  Gutsunterthanen  oder 
Untergebenen  hatten.  Sie  bildeten  also  die  äufsersten  Fühler 
für  die  Feststellung  der  Steuerquellen,  wenn  man  will,  die 
untersten  Organe  ftir  die  Erhebung,  von  deren  Integrität  im 
Grunde  der  ganze  Erfolg  abhing.  Sie  hatten  also  die  Speci- 
iikation  der  Personen  mit  Namen  und  Zunamen  aufzustellen, 
für  die  Tranksteuer  weniger  das  Bier,  das  vertrunken,  aU  das 
Malz,  das  verbraut,  wie  oft  und  viel  gebraut,  wieviel  Bier 
auiserhalb  oder  im  Hause  konsumiert,  anzugeben;  sie  hatten 
für  den  Homschofs  die  genaue  Zahl  jeder  Art  Vieh  bei  jedem 
der  ihnen  untergebenen  Besitzer  festzustellen.  Die  Richtigkeit 
der  so  aufgenommenen  Konsignation  war  durch  Unterschrift 
Siegel  und  Eid  von  dem  Aufnehmenden  zu  erhärten. 

Sie  war  dann  dem  Hauptmann  [einzureichen.  Dieser  hatte 
sie  mit  Zuziehung  des  adeligen  Deputierten  des  Amts  und 
des  Acciseeinnehmers,  sowie,  wenn  nötig,  des  Amtsschreibers 
an  den  von  der  Regierung  dazu  festgesetzten  Tagen  durchzu- 
sehen, auch  den  Überbringer  aufs  schärfste  zu  examinieren. 
Ja  er  durfte,  wenn  der  Überbringer  verdächtig  erschien. 
dessen  Pachtleute,  Hofleute,  Hirten  etc.  ins  Amt  vorfordero, 
ihn  durch  deren  Eid  überführen  und  durch  Untersuchung 
seitens  einzelner  Geschworener  des  Amts  und  des  Amtswacht- 
meisters den  Betrug  aufdecken.  Der  Defraudator  hatte  100  flor. 
Strafe  zu  erlegen,  wovon  10  flor.  dem,  der  etwa  den  Betrug 
angegeben,  zufielen.  Letztere  Mafsregel  schien  volle  Gewähr 
für  eine  ehrliche  Aufstellung  zu  geben,  wenngleich  aie  nicht 
überschätzt   werden  darf:   der  Angeber  durfte  ja  doch   wohl 


^  Xsch    dem    Reglement :    vgl.    aber    den    thatsichlichen  Veriraf 
nnten  Kapitel  7. 
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■in    seiner  Abhängigkeit    fUr    die   Folge    dieses    Lokne^    nicht 
[!ht  froh  werden. 

Der  adelige  Deputierte  erhieU  für  die  Tage  dieser  Scis&ion 
kirn  Amt  täglich  8  Mark.  Für  die  Reviöion  der  Konsignationen 
cum  Homschofsj  die  gesondert  geschah,  sollte  die  Session  m 
len  deutschen  und  polnischen  Ämtern  6  Tage^  in  den  littliaui- 
l«chen  8,  im  sehr  weitläufigen  Amt  In&terljurg  10  Tage  nicht 
)»libersch reiten;  etwaige  mit  den  Konsignationen  Säumige  hatten 
►  den  Deputierten  für  weitere  Tage  zu  bezahlen. 

Den    früheren  Aceiseeinnehmer   forderte   wohl    die  „Neue 

Lcciseordnung'*  von  1690  an  Stelle  der  bisherigen    Schofsein- 

tnehmer.     Doch   drangen    die    Oberatände    damit    nicht   durch. 

LAuf  kurfürstliche  Verordnung  blieben  die  Schofsein nehmer  im 

it,  und  wohl  oder  libel  erklärten  sich  die  Oberstände  damit 

einverstanden  ^    Im  „Supplementum"  sind  die  Schofseinnehvner 

völlig   Äu   die   Stelle    der  beabsichtigten  Acciseemnehmer  ge* 

treten  *. 

Es  war  klar,  dafs  von  der  Richtigkeit  der  Konsignationen, 

-die   doch   zu   einem  wesentlichen  Teil  auf  Selbsteinschätzung, 

"    aweit  die  Glieder   der  Oborstllnde   selbst  in  Betracht  kamen, 

beruhten,   der   ganze    Erfolg  des  Werkes   abhing.     Auch    die 

Pfarrer    und  Priester    waren    daher   gehalten,    Speeifikationen 

der  Personen    etc.,    soweit   sie    ihnen    zugänglich    waren,    aus 

^ ihren  Kirchspielen  einzureichen;  und  alle  Beamten  sollten  den 

^ Finanzorganen    mit    ihrem    Material    zur    Hand    gehen,    ins- 

['l>e»ondere   auch   die  Apatswachtmeister   und  Wybranzen,   also 

kdie  Polizeiorgane  der  Ämter,  zur  Untersuchung  der  Schatull- 

[ftaaaen  etc.  befugt  sein. 

Auf   Grund    der    Konsignationen     vollzog    sich    nun    die 
[Tierteljührliche   Receptur    in    den  Amtern    durch    den  Schofs- 
icinnehmer  im  Beisein  det^  Hauptmanns  und   des  adeligen  De- 
L.putierteii.      Die   Anwesenheit    jenes    wurde  obligatorisch^   seit 
[man  im  Landkasten  die  Wahrnehmung  gemacht,  dafs,  wo  der 
^Hauptmann    zugegen  gewesen  ^    die    Receptur   günstiger    aus- 
gefallen   war*      Des    adeligen    Deputierten    Gegenwart    wurde 
oald   nur  fllr  die  Keceptur   der  GetHUe  des  Adels  zugelassen, 
SEum  Leidwesen    der  ObersUinde»    die,    vergeblich,    wiederholt 
[Beschwerde  darüber  führten. 

Die  eingegangenen  Summen  wurden  von  den  Schofsein- 
nehmern  —  im  ganzen  43^  je  einer  f(ir  ein  Hauptamt;  einige 
kleinere  Amter  waren  kombiniert;   Memel   und  Ragnit  hatten 


'  G^iiich  der  Oberstlüide  ftn  den  Kurf    —    Kün,,   prae^.  24.  Sept, 
ll«W-  —  KÖD.  Et.  —  Min,  Sl<    fol.  M-97, 

»  Köa  Oetpr.  Fol.  741.    No.  167  fol.  883-Ö87. 
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2,  Insterburg  4  Schofseinnehmer  ^  —  nebst  den  Rechnnngen 
und  Registern  in  festgesetzter  Ordnung  an  den  Kreis-ELasten- 
Schreiber  abgeliefert.  Dieser  durfte  das  Geld  an  niemand, 
auch  nicht  auf  kurfürstliche  Assignationen ,  auszahlen  ohne 
Wissen  der  Oberkastenherren.  Der  eine  der  drei  Kasten- 
scb  reiber    des    Landes    war    zugleich    Obereinnehmer.      Ihm 

gingen  auch  die  Gefälle  der  Accise  der  kleinen  Städte  zu.  — 
ur  Vorkontrolle  und  Prüfung  der  Eingänge  fanden  in  den 
einzelnen  Kreisen  monatliche  Sessionen  der  beiden  Ober- 
kastenherren mit  dem  Kastenschreiber  statt  —  Die  so  von 
den  Oberständen  eingegangenen  Summen  flössen  dann  zu- 
sammen in  der  ständischen  Hauptkasse,  dem  Landkasten.  Um 
die  Forderungen  des  Kurfürsten  monatlich  befriedigen  zu 
können,  lieferten  die  drei  Kreise  abwechselnd  ab,  Samland  im 
ersten,  Natangen  im  zweiten,  Oberland  im  dritten  Monat 
jedes  Quartals^. 

Darauf  fand  die  Generalsession  der  Oberkastenherren  in 
Königsberg  statt,  in  Gegenwart  der  Kastenschreiber.  Rech- 
nungen und  Register  wurden  geprüft.  Es  wurde  festgestellt, 
was  an  Accise  etc.  gefallen,  wieviel  Abgang,  wieviel  Zugang 
zu  verzeichnen  sei,  wenn  ein  Mangel  am  Quantum  vorhanden 
war,  wie  derselbe  zu  decken  sei,  gemäfs  der  Instruktion,  die 
die  Oberkastenherren  von  den  Oberständen  erhalten  hatten.  — 
In  späterer  Zeit  erhielten  auch  die  kleinen  Städte  auf  ihr 
Ansuchen,  um  eine  Kontrolle  über  die  Verwendung  ihrer 
durch  den  Landkasten  gehenden  Donativgelder  zu  haben,  in 
dem  Bürgermeister  von  Bartenstein  ihre  Vertretung  bei  dieser 
Session. 

Schofseinnehmer,  Kreis-Kastenschreiber,  Oberkastenheiren 
waren  so  die  Organe  des  Finanzdienstes,  erstere  vorwi^end 
zur  Erhebung,  letztere  in  der  Hauptsache  zur  Kontrolle  der 
Eingänge  und  zu  ihrer  Übermittelung.  Auf  Anweisung  der 
Oberkastenherren,  sofern  diese  von  den  Oberständen  er- 
mächtigt waren,  erfolgte  die  Auszahlung  der  Eingänge,  zu- 
weilen auf  kurfürstliche  Assignationen ,  in  der  Hauptsache  an 
die  Kriegskasse  in  Königsberg,  die  sie  der  General-Kriegskasse 
in  Berlin  zu  verrechnen  hatte. 

Vierter   Abschnitt 
Der  Einfinfs  der  Neuordnang  auf  die  Unterorgue« 

Die  Mängel  in  den  Ergänzungen  führten  schlierslich,  wie 
sclioa  erwähnt,  zur  Einführung  einzelner  Hubenschösse.    Aach 

»  Verzeichnis  von  1707.  —  R,  7.    No.  1. 

-  Vgl.  das  Ergebnis  des  ersten  Jahres  im  einzelnen  in  Anlage  IV. 
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ihre  Erträge  wurden  nun  durch  die  gleichen  (Jrgane  erhoben 
und  übermittelt.  Die  ganze  Finanzverwaltung  war  so  wieder 
eine  durchaus  ständische  geworden.  Gewifs  blieben  die  Schofa* 
cinnehmer  in  der  Jurisdiktion  der  Kriegskammer;  aber  das 
stetige  Zasammen arbeiten  mit  den  stJlndischen  oder  doch 
ständisch  beeinflufsten  Organen  in  den  Ämtern  selbst  mufste 
im  Laufe  des  Jahres  auch  ihre  Integrität  zweifelhaft  erscheinen 
lastion*  Es  war  allzumetischlich,  dafa  sie  ständischen  Ein- 
flttissen  ihr  Ohr  öffneten;  der  Kriegskararaer  fehlte  jedes  Mittel, 
die  Schobeinnehmer  für  das  fürstliche  Interesse  zu  festigen. 
Soweit  eine  Revision  ihrer  Amtsftlhrung  möglich  war,  geschah 
rie  durch  den  Landkasten,  Dessen  Drohungen  aber  in  den 
Resolutionen  an  die  Schofgeinnehraer,  ihre  Bezüge  kürzen  zu 
wollen,  wenn  die  Mängel  nicht  abgestellt  würden,  wurden 
wohl  von  diesen  nicht  allzu  tragisch  genommen. 

Aus  den  integren  Unterorganen  der  letzten  Zeit  dea 
Orofsen  Kurfürsten  waren  so  die  Schofseinnchmer  geworden, 
wie  sie  nach  unserer  Zeit  eine  so  ungünstige  Beurteilung  ge- 
funden haben. 


Fünfter   Abschnitt. 
Die  allgemeinen  Folgen  dieser  NeuordnuDg. 

Zweierlei   war   es   gewesen,    was   den  Oberständen   diese 

Steuern,  die  den  Grund  und  Boden  garnicht  trafen,  so  plau- 

ibel  gemacht  hatte:    die  Ausdehnung   auf  alle  Bewohner  des 

ides,    da  sonst    die   Steuern    in    ihrem    Ertrage    illusorisch 

rurden    durch    unkontrollierbare  Unterschleife;    und    ihre  Be- 

reglicbkeit  und  schwierige  Fafsbarkeit,  die  einen  komplizierten 

Apparat  nötig  maehte,    wie  er  nur  unter  BeihUlfe  der  Stände 

fWi  konstruieren  möglich  war. 

Die   für   die   Landeshoheit   unangenehmen   Folgen   davon 
[waren  die  Unsicherheit  der  Eingänge^  die  Konsolidierung  des 
Indischen  Einflusses  durch  den  Land  kästen,  die  Verschiebung 
Jder  Last  auf  die   schwächeren  Schidteni,   die    freilich  in  der 
ingebeuren   Mehrzahl    waren,    und    aUo    die  Abwälzung   von 
^Avn  stärkeren,  die  mit  der  socialen  die  wirtschaftliche  Supre- 
matie ausnützten. 


Das  Schwanken   in   den   Eingängen,   die  Unsicherheit  in 

Ider  Kassenführung,  die  zur  Aushülfe  nötig  werdenden  Ersatz- 

lichösse,  daraus  resultierend  die  geringe  K'>ntinuität  im  Steuer- 

'ifse,    die    den    erziehlichen  Eindufjs   der  Gewohruiug   an    die 

Heuer  und  des  Einlebens    in  dieselbe  völlig    in  Frage  stellte, 

rerbunden  mit  der  Korruption  in  der  den  Ständen  überlasseneu 

Organisation,  die  sich  naturgemiifs  auch  den  untersten  Urganen, 
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den  SchofseiTiiiehtnerii ,  mitteilen  mufste,  —  das  alles  fllhr 
zu  einer  Konfusion  im  Steuerwesen,  aus  der  herauszukommi 
nur  durch  Rüekkelir  zu  dem  Status  am  Anfange  unser 
Periode  möglich  war,  indem  man  in  der  Hauptaache,  ef 
langsam,  dann  in  immer  gröfserem  Umfange  wieder  zu 
Hubenschofs  zurückkehrte»  freilich  —  auf  der  konfusen  Orun 
läge  der  alten  Kataster. 

Ein    weiterer    Umstand    bedarf    einer    Bemerkung. 
Oberstände    und   die  Regierung  verweisen    immer,    scheinbi 
mit  Recht,    auf  die  frühere  Accise.     Zwei  UnisUSnde  sind 
die  Beurteilung  und  für  den  Unterschied  der  jetzigen  Steuern 
von  der  früheren  Accise  mafsgebend :  ein  steuerentwickelun; 
geschichtlicher  und  ein  organischer. 

Jene  Actüse  empfahl  sich  gewifs  zu  einer  Zeit,  al« 
galt,  nach  der  Erwerbung  der  Souveränetät  die  erregten 
müter  wirtachaftlich  auf  unmerklichere  Art,  indirekt  zu  fa^sec. 
Die  indirekte  Steuer,  durchweg  gegeben,  wirkte  weniger  auf- 
reizend, da  sie  in  ihren  Beträgen  dem  Einzelnen  nicht  »o  rar 
Augen  trat;  sie  wirkte  dadurch  viel  zur  Gewöhnung  an  die 
Steuer.  Nachdem  sie  einigermafsen  erreicht  worden,  galt  e» 
der  Steuer  relative  Ungerechtigkeit  zu  heben  durch  Heraus- 
hebung  der  wirtschaftlich  Starken.  Das  geschah  unzweifelhaft 
im  reinen  Hubenschofs,  wie  er  von  1681  bis  1689  beÄtanden 
hatte,  der  nun  freilich  viel  schroffer  wirkte,  einer  starken 
Landeshoheit  aber  wohl  durchzusetzen  möglieh  war*  Eioa 
gesunde  Weiterentwickel ung,  die  natllrlich  geboten  erschien, 
durfte  sich  nur  in  der  Richtung  einer  Differenzierung  der 
Hubensteuer  bewegen»  wie  sie  ja  das  Programm  der  „grofsen 
Kommission**  bildete,  die  der  Grofse  Kurfürst  hinterlassen,  die 
aber  erst  nach  unserer  Zeit  thatkräftigste  Weitert^hrung  tinden 
sollte.  Wie  die  Entwickelung  jetzt  sich  gestaltet  hatte,  mu& 
sie  als  ein  Abweichen  von  dieser  richtfgen  Bahn  und  daram 
als  fehlerhaft  bezeichnet  werden- 

Organisch  aber  waren  diese  Steuern  nicht  mit  der  früher«n 
Aecise  zu  vergleichen,  da  einmal  der  Bereich  der  Sieueni 
nicht  mehr  derselbe  war:  Königsberg  und  die  kleinen  Stiidte 
iDufsten  im  Interesse  der  Landeshoheit  ausgeschieden  bleiben; 
und  damit  fehlte  die  wirtschaftliche  Ausgleichung  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  freilich  früher  den  Oberständen  so  an- 
genehm gewesen  wan  Vor  allem  aber,  die  Stände  selbst 
waren  nicht  mehr  die  alten ,  der  straff  korporative  Zug  war 
gewichen,  und  damit  die  Gewähr  der  VerläMichkeit 

Für  die  Landeshoheit  aber  mufste  hier  zweierlei  in  Be- 
tracht kommen.  Einmal  die  eben  in  früherer  Zeit  ao  märsigen 
Erträge;  sodann,  der  Mangel  einer  richtigen  Erhebung,  der 
jene   Mindererträge   zumeist  verschuldet,    bestand   noch. 
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lange  aber  die  fürstliche  Finaiizverwaltung  noch  nicht  über 
eK;ebene  Unterorgane  verfügen  konnte,  war  sie  mit  dem  Ein- 
gehen auf  so  schwierig  nur  an  der  Quelle  falsbare  und  kon- 
trollierbare Steuern  in  den  Händen  der  Stände. 

Durch  seine  Einfachheit  vor  allem,  nicht  nur  durch  die 
social  gerechtere  Wirkung  empfahl  sich  der  Hubenschofs  flir 
das  platte  Land.  Er  wira  daher  auch  wieder  das  Rettungs- 
mittel aus  der  Verwirrung,  wie  schon  angedeutet;  freilich  so- 
lange kein  durchgreifendes,  als  die  alten  Kataster  bestanden. 
Erst  eine  Besserung  darin  brachte  dann  durchgreifenden 
Wandel.  — 


Sechstes  Kapitel. 

Die  ^.kleinen''  Städte  und  deren  Accise. 


Erster  Abschnitt. 
Aufgabe  der  Accise  1688. 

Die  Einführung  der  Accise  in  den  kleinen  Städten  war 
die  letzte  eingreifende  Verwaltungsmafsregel  gewesen,  die  der 
Grofse  KurfUrst  in  Ostpreufsen  durchgesetzt  hatte.  Sie  war 
politisch  und  verwaitungstechnisch  ein  Fortschritt  gewesen; 
ersteres  durch  die  dadurch  bewirkte  weitere  Sprengung  der 
ständischen  Macht ,  die  ihm,  der  die  Stände  zu  Boden  ge- 
zwungen, leicht  möglich  war;  letzteres,  denn  sie  ist  unter 
demselben  Gesichtspunkte  zu  betrachten  wie  die  ^^^ofse  Kom- 
mission^, die  seit  1681  thätig  war,  eine  Eüassinkation  der 
Hüben  nach  ihrer  Bonität  in  die  Wege  zu  leiten:  Beide  Mafs- 
nahmen  hatten  den  Zweck,  die  Steuerauflagen  zu  differen- 
zieren und  damit  gerechter  zu  gestalten.  Die  letztere  freilich 
fand,  wie  schon  erwähnt,  den  äufsersten  Widerstand  in  ihrer 
Fortführung  in  unserer  Zeit;  die  Accise  in  den  kleinen  Städten 
aber  hatte  1688  bereits  ein  Jahr  bestanden. 

Auch  sie  sollte  unter  dem  neuen  Regiment  sofort  in  BVage 
gestellt  werden.  In  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltungs-  und 
als  politische  Mafsnahme  hatte  sie  ihre  Gegner,  die  sich  sofort 
erhoben :  Die  Preufsische  Regierung  und  die  Oberstände.  Jene 
hatte  in  der  Durchführung  der  Accise  einen  Erfolg  der  Kriegs- 
kammer,  ihrer  Nebenbuhlerin  als  Verwaltungsorgan,  sehen 
müssen.  Denn  das  Werk  der  Kriegskammer  war  die  Accise 
in  der  That.  Nicht  als  Gegnerin  einer  gesonderten  Steuer- 
auflage oder  aus  principiellen  steuertechnischen  Gründen,  son- 
dern als  Rivalin  oenutzte  die  Regierung  die  mit  der  ersten 
Einführung  naturgeniilfs  sich  einstellenden  Mängel,  um  sofort 
1688  das  Werk  anzugreifen.     Mit  Genugthuung  wies  sie  darauf 
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IÜD,  dafs  die  Accise  4000  Thir,  weniger  al«  die  frühere  Auf- 
lage nach  Hunderten  getnigen  hHtte,  und  dafs  so  dem  Kur- 
lUrsten^  ganz  wie  es  die  Regierung  früher  dargelegt  habe,  ein 
Schaden  daraus  erwachsen  sei^  Proteste  der  kleinen  Stlidte 
ffegen  eine  Sonderauflage  seilen«  der  Kriegskammer,  durch 
die  der  Ausfall  gedeckt  werden  sollte  ^,  stützten  die  Regierung 
;  m  der  Anklage  gegen  die  Accise.  Der  Anlauf  gegen  dieselbe 
I  and  damit  gegen  die  Kriegskanimer  schien  erfolgreich ;  denn 
\  der  Kurftirst  that  das  Schlimmste,  was  er  in  dieser  Beziehung 
^^^thun  konnte:  er  gab  die  Acciae  preis,  indem  er  es  den  Stfldten 
^B freistellte,  sich  ftir  sie  oder  den  Huben-(Hunderten-)SL'hois  zu 
^B erklären,  obgleich  er  in  demselben  Reskript  erklärte,  das 
^«  Werk  mÜKse  gedeihen,  wenn  es  nur  recht  angefangen  würde  ^, 
Dafs  der  Erfolg  für  die  Regierung  ein  sicherer  würde, 
»dafür  hatte  inzwischen  der  zweite  Gegner,  hatten  die  Ober- 
I stände  geeargt  Sie  hatten  durch  ihre  Minierarbeit  die  Stiidte 
(selbst  völlig  gewonnen*  Diese,  wirtschaftlich  und  durch  ihren 
IJBiibenbesitz  an  die  Interessen  der  Obei'stilnde  gebunden, 
liollten  ja  auch  weiter  deren  eifrige  Unterstützung  finden  in 
Ipiren  iföten,  vor  allem  bezüglich  der  Einquartierung  und  der 
hnen  ungewilligt  auferlegten  Servicegelder.  Kurzweg  traten 
ie  also  den  OlberBtUnden  bei,  ohne  sich  weiter  auf  Gründe 
regen  die  Accise  einzulassen,  ja  ohne  dieselbe  auch  nur  in 
mrer  „Erklärung"'  zu  erwähnen*. 

Umsonst    hatte  die   Kriegskaramer   versucht,    die   Städte 
abzuschrecken^;  die  Regierung  hatte  gesiegt  über  die  Kriegs- 
Yamnier,    wie   die  Oberstilnde  damit   einen  Erfolg  gegen    die 
"  ^ndeshoheit  davongetragen  hatten.     Der  Preis  des  Sieges  war 
[die  Accise  der   kleinen  Stiidte.     Diese   erlegten    für  1688  und 
im  Teil  für  1689  mit  den  überstünden  gemeinsam  den  Schofs 
nach  der  dafür  festgesetzten  Zahl   ihrer  Hunderte»     Die  Ein- 
heit für  die  Aufstellung  dieser  Zahl  i>ildete  der  Vermögenssatx 
ton    100  Mark*     Es    charakterisiert    sich    also    ihr  Beitrag  als 
IVermögensschofs ,    durch   die    Festlegung    nach    einer    zeitlieh 
reit    zurückliegenden    Taxierung   gegenüber    den    hier    noch 
liefsenderen    Besitzverhältnissen    nicht    minder    ungerecht   als 
Fder  Hubenschofs  auf  dem  Lande. 


i 


»  Rt?latioii  der  Pr.  Reg.    -    K5n.,    15.  Nov,  1688.  —  Kön,  Et.  — 
MiQ,  87«.    fol  ^  Sa  —  Kouzept. 

*  Memorial    der  Deputierteo    von    kl,   Stidten.    —    Kön,,    praes. 
16.  Nov.  1688,  ~  Kön,  Ostpr,  Fol  725.    No.  27  p,  149— 151, 

»  Reskript  an  die  Pr,  K<?g,  -   Sparenbej-g»  27.  Nov.  1688.  —  Kön. 
Et  —  Min,  8V    foL  106—109.  -  Amt 

*  ErktJlruDg  d(»8  StÄiides  von  Städten.   —    Kön.,  3.  No%\  1688.  -^ 
Kon.  Ostpr.  FoL  725.    No,  15  p.  85—90. 

*  Genuch   der   samt  liehen  Deputierten   von   Itl.   Städten.  —    Kön, 
i68a  —  Kön,  Oßtpr.  Fol,  725.     No,  2ö  p.  153—156. 
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Zweiter    A  l>  s  e  1»  n  i  1 1. 
Wiederemföhnn^  der  Atmet  1689. 

Die  Kriegskammer   wufste    die   erlittene  Niederlage   bald] 
wieder  wett  zu  machen,     Sie  arbeitete  im  stillen  darauf  hio^l 
die  Deputierten  der  kleinen  StHdte    wieder  für   die  Acciae  zul 
gewinnen;    mit   vielem   Geschick.      Erleichtert    wurde   ihr   ihr] 
Vorgehen    durch   die   klägliche   Organisation    der  Deputierten 
der  Städte  ala  Landtagskurie,   wie  sie  schon  frülier  darzulegen 
versucht   worden.     Hier  ist    hesonders    zu    erörtern ,    wie   sie 
es  auch  verstand,  die  wirtschaftlichen  Diskrepanzen  unter  dea 
kleinen  SUldten  xa  nützen. 

Denn  auch  sie  bestanden  unter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen und  erklären  die  Befehdung  der  beiden  Gruppen  und 
die  Schroffheit  im  Kampf  für  und  wider  die  Accise,  der, 
nachdem  die  Stitdte  in  die  Falle  gegangen,  unter  ihnen  zum 
Austrag  kam.  Denn  anders  dürfte  man  das  Verfahren  d 
Krif^skammer  kaum  bezeichnen,  da  sie  ffir  die  ihr  günstig« 
Beschlurafiissung  eine  Zeit  zu  wählen  verstand,  in  der  nach 
längerer  Tagung  nur  noch  wenige,  aber  die  ihr  ergebenen 
Di'putierten  anwesend  waren*,  deren  Votum  dann  für  die 
Übrigen  als  bindend  vom  Kurfürsten  bezeichnet  und  an- 
genommen wurde  ^,  trotz  des  Widerstrebens  auch  der  Ober- 
stönde». 

Diese  wenigen  Städte  nun,  deren  Deputierte  die  Acci«e 
angenommen,  waren  solche,  die  unter  der  Accise  weniger  ali^i 
unter  der  Abgabe  von  den  Hunderten  gelitten  hatten*  Der 
zahlcnmäfÄige  Belag  für  liastenburg  ist  dafür  bezeichnend** 
Der  Unterschied  erklärt  sich  vielleicht  daraus,  dafs  in  diesen 
Stiirlten  der  Besitz  selbst  in  weniger  Händen  und  demzufol;_ 
der  Plundertenertrag  bedeutender  war  ala  der  der  Accise^  der 
vorwiegend  beruhte  auf  einer  wirtschaftlich  differenzierten, 
wenn  auch  im  ganzen  ärmeren  Bevölkerung.  Der  Unterschied' 
erklärt  sich  sicher  weiter  daraus,  dals  in  die  Taxe  der  Hunderte^ 
auch  der  Hu  benbesitz,  der  bei  einigen  Stlidten^  und  gewifrl 
auch  bei  den  hier  in  Betracht  kommenden,  nicht  unbeträcht- 
licli  war,  eingerechnet  wurde;  er  aber  blieb  naturgemäls  von 
der  Accise  unberührt,  deren  Ertrag  sich  dadurch  minderte. 
Da  der  Gesamtertrag  die  Höhe  der  bisherigen  Bezüge  er- 
reichen mufste,  ein  Rest  eventuell  durch  Nachforderungen  su 
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<  Kelation  der  Fr.  Reg.  —  Kön.,  5.  Sept  1689.  —  Kön.  Et,  — 
Min.  87^     fol.  209,  210.  —  Konzept. 

«  Reskript,  d.  d.  15.  Juli  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87».  fol.  15Ä, 
157.  —  Au3f, 

"  Geeinigtf^s  Bedenken.  —  K5u. ,  praes.  6.  Aug.  1689.  —  Kön*  EL 
—  Miü.  87«^.    foU  161-164. 

*  Vgl.  oben  p.  es. 
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[ecken    war,    so    fühlten    «ich   iiatürUch  jene  anderen  Stildte, 
und  besonders   die    kleinsten   und  ärmsten ,    die   keine  Hüben 
fsen,    praegraviert-     Die   zahlreichen  Supplieata'  der  un* 
Hedenen    Städte    weisen    freilich     darauf    nicht   hin;    man 
e   dann    wohl  auf  den  Fehler    aufuierksani    geworden  und 
tte  ihn  getilgt,  indem  man  auch  den  Hubenbesitz  noch  be- 
nders    belegt   hätte;    so    blieb    er   frei  ^,     Sie    richteten    sich 
ielmehr  gegen   die   Accise   selbst,   mit    zahlreichen  Gründen 
en  dieselbe  und  fUr  den  bisherigen  Schofs. 

Durchweg  wird    bekLigt,    dafa  die  Aecise   die  Armut  be- 

tcke   unil    den   Reichen    verschone.     Sie    ernchwere    Handel 

d   Wandel ,    hindere    die   Zufuhr    vom    Lande    und    entzieh« 

.durch  noch  der  Armut  das  Brot;    sie  unterbinde  besonders 

Icn  Handel  der  Städte  an  der  Grenze,    wo  die  Landbevölke- 

rig  jenseits   der  Grenze   kaufe  und  verkaufe  (auch  die  Ke- 

erung  wies  darauf  besondtjrs  hin^);    auch    im  Inlande  seien 

Iche  Orte  im  Vorteil,    die  nicht  Stidt-,  sondern  nur  Markt- 

rechtigkeit    besäTsen ,    denn     dorthin    ziehe   sich   die   Land- 

völkerung  wie  besonders  die  Einwohner  von  Tilae  klagten 

egen   der   Nähe    Ragnits,     Dann    sei    die  Accise   in   der   Er- 

bungsform  ungemein  lästig,  bedürfe  zahlreicher  Bediensteten 

id   „versetze    fortwährend    viele  Streiche'',    da   der    bisherige 

hofs    immer    nur    einmalige   Beschwer    machte.     Vor    allem 

►er  wi»8e  man  nicht,    was  die  Accise  trage,    und   könne  sie 

icht     kontrollieren.     —     Gegenüber     diesem     allen    8ei    der 

"undertenschofs    vorzuziehen,    der   den    Reichen    treffe,    den 

Handel  nicht  störe,  eine  gewisse  Summe  abgrenze,  sodafa  auch 

der  Kurfliret  wisse,  waa  er  zu  erhalten  habe,  und  keine  Unter- 

•chleife  ermögliche. 

Da,  wie  es  schien,  der  Kurfürst  auf  das  Drängen  der 
Krie^skammer  hin  bei  seinem  Entschlufs  verharren  wollte, 
mrbte  die  Regierung  wenigstens  zu  erreichen,  dafs  den  Städten 
^te  Wahl  gelassen  w^ürtle,  sich  je  nach  Örtlichem  Bedürfnis  zu 
entscheiden^;  doch  ohne  Ertolg;  der  Kurfürst  verfügte,  die 
Accise  sei  generaliter  einzuführen»  und  besonders  dfirften  sich 
ihr  populöse  Städte  nicht  entziehen,  die  freilich  damit  gut 
fahren  würden*.  Die  Regierung  aber,  die  unermüdlich  für 
die  Accisegegner  eintrat t  wies  er  schliefslich  auf  den  Wider- 
apruch  hin,  in  den  sie  sich  gesetzt»  indem  sie  die  Oeneral- 
accise  der  Oberstände   befürworte    und   doch  sich   gegen  ein© 

»  Kön.  Et.  —  Ministerium  87«», 

*  VgL  ubrig<'DÄ  Schüifa  dieses  Kapitels. 

»  Ri?ktion  der  Pr.  Reg.  —  K'Mu .  22.  Aug.  168^.  ^  Kön.  Et.  — 
Min.  «7-,     fol.  187,  —  Konzept. 

*  Ret.  der  Pr.  Reg.  —  Kön*,  ä  Aug.  168Ö.  *-  Köa  Et.  —  Min.  87** 
foL  ISS,  166. 

*  Rf'akript  an  die  Pr.  Reg.  —  Auf  dem  Crent«beTge  vor  Bobb, 
19.  Aug.  168S*,  —  KöiK  Et.  —  Min.  87«,     foL  199.  200.  —  Au^f. 
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Accise  der  kleinen  Städte  erkläret  Die  Regierung  sah  ein, 
dais  es  nun  Zeit  sei,  sieh  zu  salvieren.  Sie  legte  dar,  wie 
sie  in  gutem  Glauben  gehandelt,  und  bat  wegen  ihres  Wider- 
standes um  Verzeihung^,  für  die  auch  Eberhard  ▼.  Danckel- 
mann  beim  Kurfürsten  wirken  sollte,  zugleich  mitteilend,  dafs 
sie  nun  die  Accise  durchweg  ausgeschrieben  habe^.  Die 
Antwort  Danckelmanns ,  der  nur  seine  Freude  über  die  Ein- 
führung der  Accise  ausspricht^,  läfst  keinen  Zweifel  darüber, 
wo  wir  die  Ursache  für  des  Kurfürsten  feste  Stellungnahme 
in  dieser  Frage  zu  suchen  haben. 

In  der  Hauptsache  erklärt  sich  auch  hier  wieder  der 
Widerstand  der  Regierung  gegen  die  Accise  daraus,  dafs  sie 
im  Kampfe  gegen  die  Kriegskammer  die  Sache  der  Städte  zu 
der  ihren  machte.  Der  Konflikt  zwischen  beiden  Behörden 
scheint  in  dieser  Zeit  besonders  scharf  geworden  zu  sein. 
Wiederholt  beklagt  sich  die  Regierung  über  die  Kriegskammer^ 
dafs  diese  es  so  eilig  mit  dem  Ausschreiben  der  Accise  habe  ^. 
Sie  beschwert  sich,  dafs  durch  deren  Dazwischentreten  ihre 
Verhandlungen  mit  den  Ständen  ungemein  erschwert  würden. 
Sie  bittet,  die  kurfürstlichen  Aufträge  nur  ihr,  der  Regierung, 
zugehen  zu  lassen,  die  Kriegskammer  aber  anzuweisen,  dafs 
sie  mit  den  Ständen  nichts  zu  thun  haben  solle  ^.  Es  ist  die 
Gereiztheit  der  Unterlegenen,  die  aus  ihren  Berichten  spricht. 
Penn  der  Erfolg  war  diesmal  auf  der  Kriegskammer  Seite. 
Die  Accise  war  wieder  als  Verwaltungsmafsnahme  durch- 
gesetzt, wie  sie  als  politische  den  Oberständen  gegenüber 
leicht  gelungen  war.  Letztere  mufsten  nach  der  Überwältigung 
ihrer  Wortführerin,  der  Regierung,  sich  auf  einen  Protest  gegen 
das  formelle  Vorgehen  der  Städte  beschränken^. 

Von  der  Kriegskammer  aufgesetzt,  von  der  Regierung 
unterzeichnet,  waren  die  Ausschreiben  wegen  der  Accise  an 
die  kleinen  Städte  ergangen.  Sie  war  mit  der  Verkündigung 
von  Kanzel  und  Rathaus  in  Thätigkeit  getreten  und  besteht 
in  der  Folge  durch  unseren  ganzen  Zeitraum. 


*  Keskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Auf  dem  Creutzberge  vor  Bonn^ 
28.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87e.    fol.  194—197.  —  Ausf. 

«  Rel.  der  Pr.  Reg.  -  Kön.,  5.  Sept.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87^ 
fol.  209,  210.  —  Konzept. 

3  Pr.  Reg.  an  Eb.  v.  Danckelmann.  —  Kön.,  5.  Sept  1689.  — 
Kön.  Et.  —  Min.  87e.    fol.  211.  —  Konzept. 

*  Eb.  V.  D.  an  die  Pr.  Reg.  —  Creutzberg  vor  Bonn,  15.  Sept. 
1689.  -  Kön.  Et.  —  Min   87^.    fol.  233,  284.  —  Eigenhändig. 

»^  Relation  der  Pr.  Reg  —  Kön.,  11.  Aug.  1689.  —  Ron.  Et.  — 
Min.  87^    fol.  169,  170.  -  Konzept. 

«  Desgl.  -  Kön.,  18.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et.  —  Min.  87«.  fol.  175, 
176.  —  Konzept. 

^  Geeinigtes  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  6.  Aug.  1689.  —  Kön.  Et. 
—  Min.  87»'.     fol.  161—164. 
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Dritter  Abschnitt, 
Die  Einrichtuiig  der  Accise  ^ 

Aufgelegt   und   eingerichtet   in   derselben  Weise   wie    die 

letzten   Jahre   des   Grofeeo  Kurfürsten   aufgelegte   Accise, 

irakterisiert  sie  sich  als  „eine  indirekte  Verkaufs-  und  Thor-, 

[)wie  eine  Personal-,    Oewerbe-  und  Viehsteuer   mit  xienilich 

tHfsigen,  aber  möglichst  auf  alles  sieh  ausdehnenden  Sätzen'*  *. 

Jede    kleine    Stadt   wurde   von    ihr  als  Wirtschaftseinheit 

ICefafst,     Die  Accise  suchte  einmal  dieselbe  nach  aufsen  abzu> 

renzen    und    zu    schützen,     wie    sie    andererseits,    auf    der 

)ifferen zierung     dieser    Wirtschaftseinheit     fuf&end,     Handel, 

iGewerbe   und    mobilen  Besitz  zu    tretlen    wufste  und  daneben 

lU  Konsumtions*  und  teilweise  Personalsteuer  jedes  der  Einzel- 

jlieder  dieser  Einheit  heranzog. 

Nach  aufsen  schützte  sie  besonders  als  Trankateuer,  auf 
Binget\ihrte  Weine,  Biere  und  Meth,  insbesondere  dabei  auch 
lie  st^UUischen  Mälzenbräuer  gegen  die  Bf^eintrilchtigung  durch 
lie  ländliche  Bierindustrie  sichernd.  Für  den  Handel  kamen 
tinder«  Oetreicle  und  Vieh  in  Betracht.  Als  Gewerbesteuer 
gie  vorzugsweise  Bäcker  und  Fleischer,  die  sie  natürlich 
if  den  Konsumenten  überwiilzten ;  als  Besitzsteuer  den  Vieh- 
stand;  als  Fersooalsteuer  besonders  Instlente  und  Tage- 
Shner. 

Die  Erhebung  war  naturgemäfs  der  verschiedp neu  Steuer- 
luellen  wegen  eine  verschiedene.  Sie  geschab  für  alle  aus- 
lund  eingehenden  Waren,  wie  Getreide,  Vieh  und  Biere,  an 
len  Stadtthoren  durch  die  Thorschreiber.  Bicre  und  Weine 
lufsten  noch  vor  der  Einbringung  in  den  Keller  versteuert 
rerden  und  sich  der  Besitzer  jederzeit  durch  Aceisrzcitel 
darüber  ausweisen.  Das  Getreide,  das  vermählen  wfMden 
sollte,  mufste  erst  dem  Acciseeinnehmer  angezeigt  und  durfte 
erst  gegen  Vorzeigung  der  Accisezettel  vom  Müller  aogenoramen 
wercien.  (Die  eine  KoDtrolle  unmöglich  machenden  Hand- 
müblen  für  den  Hausgebrauch  wurden  bei  iStrafe  verboten. | 
Ebenso  mufste  das  Schlachtvieh  angezeigt  werden  »  gleichviel 
ob  es  auf  dem  Scharren,  dem  Schlachtraum  der  Fleischer, 
oder  im  Hause  geschlachtet  wurde.  —  Bei  Viktualien  sollte 
der  Konsument  die  Auflage  entrichten,  natürlich  in  der  Form 
des  Preiszuschlages  seitens  des  Verküufers;  bei  den  üV>rigen 
Waren  der  Kaufmann,  eine  Distinktion,  die  in  der  Prnxis 
wohl  kaum  durcbzufubren  war.  —  Der  zu  versteuernde  Vieh- 
besits  war  jährlich  im  Mai  festzustellen,  wobei  der  Stadthfrte 


»  Accifte-Reglpmpnt,  —  Kim.  Ostpr.  Fr>l.  725.    No.  m  p   763-786. 
»  Scbiaoller,    l>fti»  Stiidfeweseii    unter  Fr.  W.    L    iti  Zeitschrift 
Alf  Preufi,  Ge»cbichtc  u    LandeHkunde,    Vlll  (1871)  p.  521—569* 
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att$  Verlrauensmaiin  fungierte.  —  Die  Anlage  auf  die  Hand* 
werker  und  Instlente  sollte  monatlich  der  Magistrat  vor* 
nehmen. 

Befreit  waren  nur  die  Geistlichen,  Kirchen-  und  Schul* 
bedienten,  —  und  der  Schützenkönig,  naturgemäfs  jedoch  m 
der  Form,  dafs  sie  wohl  die  Accise  entrichteten^  aber  eine" 
jährliehe  Rückvergütung  dafür  emptingen. 

Die  Einnahme  der  Erträge  vermittelte  der  schon  erwähnte 
Acciseeinnehmer^  dem  die  Verwaltung  der  Accise  unter  Haf- 
tung des  Magistrats  tibertragen  war.  Er  wurde  vom  Magistrat 
erwählt  und  vereidigt  und  mufste  ein  ^gesessener  Mann''  sein, 
d,  i,  ortsansäiäsig.  Er  hatte  ein  bestimmtes  Gehalt  vom  Kur» 
fürsten  zu  erhalten  und  sich  dieses  vierteljährlich  von  der 
Acciseeinoahme  abzuziehen. 

Zu  seiner  örtlichen  Kontrolle  und  zur  Aufsuchting  der 
Unterschleife  wurde  ein  „Instigator"  erwählt^  der  gleichfalls 
Sold  und  von  den   Strafen  den  fünften  Teil  erhielt. 

Die  Auszahlung  der  Ertrüge  sollte  monatlich  geschehen, 
entweder  auf  kurfürstliche  Assignatioucn,  oder  „an  eineu 
anderen  vom  Kurfürsten  bestimmten  Ort",  und  daneben  sor^* 
iUltige  Jahresrechnungen  eingereicht  werden.  Jene  Assigna- 
tionen,   von  der  Kriegskanimer   für  einzelne  Regimenter  aus- 

festellt,  waren  besonders  in  der  ersten  Zeit  bei  den  kleinen 
tädten  noch  sehr  zahlreich  *,  Bezüglich  der  noch  iibrigen 
Erträge  versuchten  die  Obere tände^  sie  an  den  Landkasten  z\i 
ziehen ;  jedoch  ohne  Erfolgt.  Ein  direkter  Verkehr  der  Accise* 
ein  nehmer,  wie  er  doch  im  Interesse  der  Landeshoheit  gewesen 
wäre»  wurde  jedoch  auch  nicht  eingerichtet:  der  Obereinnehmer 
übermittelte  nebenamtlich  die  Rechnungen,  Register  und  Er- 
träge von  den  Acciseeinnehmem  an  die  Kriegskasse.  — 

Wie  die  Wiltfgungsforrael  sagte,  sollte  die  Accise  jedesmal 
nach  Ablauf  eines  Jahres  „ipso  iure  et  facto  cessieren*.  ** 
war  nur  eine  Fonuel;  ihr  Goltung  zu  verschaffen,  dazu  fehlte 
es  den  kleinen  Städten  an  Kraft.  So  geht  die  Accise  als 
ihre  stehende  Steuer  hinüber  in  die  landtagslose  Zeit  nach  1704* 


4 


Vierter  Abschnitt 
Beurteilung  dfr  Aceise. 

Gewifs  war  die  Accise  fllr  die  kleinen  Städte  alles  weniger 
als  eine  vollkommene  Steuerform.  Sie  war  weder  gerecht  ab- 
gestuft nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit   und   ent- 


*  Supplicatum  der  kh  Stadt  Bartenatein.  —  12.  Sept.  1689.  —  Köo. 
Et.  —  Min.  87«.    foh  212.  2L3.  —  Bitte  der  Stadt  Angerburg.  —  10.  Okt 
1689.  —  Kön.  Et.  —  Miti.  87«.    foL  270-272. 
Pr.   Reg.    —    Haup 
Köu.  Et.  —  Min.  87^    füi  167,  168. 


*  Reskript   Jiii   die    Pr   Re^.    —    Haupt(|uartier    zu   Rintorff    b^i 


28.  Juli  \sm. 
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Iftstend  für  die  Armut,  noch  bequem  und  sicher  in  der  Kr- 
faebung.  Immerhin  darf  me,  wie  schon  im  Eingange  an- 
Mdeutet,  gegen  die  doch  sehr  viel  rohere  Veranla;L;:iing  nach 
den  Hunderten  als  Fortjschritt  bezeichnet  werden,  zunächst  \n 
ihrer  Anpassung  an  die  wirtschaftliche  Differenzierung  iJer 
Steuerquellen,  dann  aber  auch  ale  Mittel  der  weiteren  Diirch- 
setasung  der  Landeshoheit,  Ihr  war  damit  wenigstens  für 
später  eine  Gelegenheit  geboten  —  und  daher  das  Interesse 
der  Kriegskammer  für  die  Accise  —  ,  die  Steuer  der  Städte 
in  eigene  Verwaltung  zu  bringen,  indem  sie  die  Beamten  der- 
selben völlig  von  sich  abhängig  machte»  I>as  wäre  ja  freilich 
auch  bei  dem  Hundertenschofr«  thunlieh  gewesen,  aber  nicht 
mit  dem  Erfolge  für  die  Landeshoheit  wie  bei  der  Accise. 
Sie  wurde  dem  absoluten  Staat  das  geeignetste  Mittel,  dem 
Bürger  bis  in  den  liayon  seiner  kleinen  Eigenwirtschaft  hin- 
ein die  Macht  der  grofsen  Zwangsgeraeinschaft  fühlbar  zu 
machen,  zunächst  mit  dem  Interesse  des  steuerfordernden 
Fiskus,  spÄter  des  bis  in  die  internsten  Angelegenheiten  lie- 
vormundenden  Polizeistaates ,  fördernd  und  —  erziehend  zu- 
ffleieh.  Damit  ist  der  Erweis  für  die  historische  Berechtigung 
der  Accise  erbracht,  wenn  auch  der  Sociologe  sie  anders 
werten  und  bedauern  nuifs,  dafs  sie  so  zugleich  das  Mittel 
gewesen  ist^  die  letzten  Spuren  selbsUindigen,  selbstwageniJen 
und  «ich  persönlich  einsetzenden  Bürgersinnes  in  diesen  städ- 
tischen Oemcinwesen  völlig  auszulöschen. 


Fünfter   Abschnitt 
Weitere  Belastung  der  kleitieii  Stiidte, 

Die  Accise  blieb  jedoch  nicht  die  einzige  Belastung  der 
kleinen  Städte.  Sie  hatten  daneben  noch  einen  bedeutenden 
Teil  der  Kosten  für  die  im  Lande  betindliehen  Truppen  auf- 
subringen ,   teils   in    der   Form   der    Einquartierung   und  Ver- 

E flegung  der  Truppen  selbst^  teils  in  der  Form  von  Natura- 
en^  besonders  der  Lieferung  von  Rauch-  und  Hartfutter, 
teils  in  besonderen  Geldauflagen,  den  Servicegeldem,  die  1689 
15  gr.  pro  Hube  und  Hunderte  betrugen  *.  Es  waren  ungewilligte 
Lasten,  die  die  Kriegskammer  auflegte,  wenn  andere  Mittel 
fllr  die  Truppen  nicht  vorhanden  waren,  Lasten,  zu  denen 
man  sich  angesichts  der  sich  in  der  anrückenden  und  fordern- 
den Soldateska  manifestierenden  StÄatsgewalt  ohne  weiteres 
^_  verstehen  mufste,  mit  dem  einzigen  Recht,  sich  auf  dem 
^B  nächsten  Landtage  beschweren  zn  dürfen.  So  regelmäfsig 
^^   dies  auch  geschah   —   auch   die  Accise  war  gewilligt  mit  der 

L     Ott, 


1  Memorial  derer  von  kL  StlLdten.  —  Kau*,  29.  Apnl  10894  —  K6ru 
Oitpr.  Fol  72-5.    No.  56  p.  672,  a73. 
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Bedingung,  dafs  die  Nebenonera  wegfallen  sollten^  — ,  die 
Not  des  Tages  zwang  immer  wieder  zu  ungewilligten  Auflagen. 
Der  Kurfürst  konnte  sie  nur  mit  dem  Hinweise  trösten,  daCs 
neben  ihnen  und  den  Cölmern  ja  auch  die  kurfürstlichen 
Amtsunterthanen  gleicherweise  beschwert  würden,  und  daCs 
einzig  nur  der  Hubenbesitz  der  Ritterschaft  davon  befreit  sei*. 
Besonders  drückend  mufsten  die  Einquartierungen  wirken*, 
da  sie  naturgemäfs  lokal  ungleichmäfsig  verteilt  waren.  Dazu 
kamen  dann  noch  die  bei  Gelegenheit  der  Anwesenheit  von 
Truppen  besonders  häufigen  Werbungen  in  den  kleinen  Städten, 
durch  die  ihnen,  wie  sie  klagten,  Gesellen  und  Knechte*  ent- 
zogen wurden. 

Ihre  Lage  wurde  nicht  günstiger,  als  man  1704  anfing  — 
und  die  Oberstände  drangen  darauf  —  auch  die  bis  dahin 
vom  Schofs  befreiten  Hüben  der  den  kleinen  Städten  ge- 
hörigen Dörfer  damit  zu  belegen^. 

Wie  die  Hundertentaxe  für  die  vorhin  genannten  Service- 
gelder noch  in  Gebrauch  blieb,  so  bot  sie  auch  für  die  Ge- 
währung von  besonderen  freiwilligen  Leistungen,  Donativen, 
bei  besonderen  Anlässen  noch  die  geeignetste  Grundlage  durch 
die  rechnungsmäfsig  leichte  Abschätzung.  — 

Alles  in  allem  erscheinen  die  Bürger  der  kleinen  Städte 
unter  allen  Einsassen  des  Landes  am  meisten  belastet.  Zu- 
meist sehr  klein,  wenig  günstig  wirtschaftlich  entwickelt,  ganz 
unzulänglich  auf  dem  Landtage  organisiert  und  daher  ein 
Spielball  zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  anderer, 
erscheint  es  nicht  übertrieben,  wenn  sie  sich  schon  1689  be- 
zeichnen als  „einen  armen  und  schier  in  den  letzten  Zügen 
liegenden  Stand"®. 


1  Williffung  der  kl.  Städte.  —  Kön.,  praes.  23.  Juni  1689.  —  1.  c 

^  ResolutioD  auf  der  Stände  Gravamina.  —  Kön.,  5.  April  1690.  — 
Kön.  Et.  -  Min.  87d.    fol.  17—88. 

'  Erachten  des  Standes  von  Städten.  —  Kön.,  praes.  5.  Juli  1694. 
—  R.  6.  B.B.B.  4. 

*  Allgemeines  Bedenken.  —  Kön.,  praes.  18.  März  1704.  —  R.  6. 
B.B.B.  6.    fol.  183-211  (fol.  186). 

»  Desgl.  (fol.  187). 

«  Gravamina  der  Städte.  —  Kön.  1689.  —  R.  6.  B.B.B.  2. 


Siebentes  KapiteL 

Die  Einbeziehung  der  Schatullsassen,  Jagd-  und 
Forstbedienten. 


Erster   Abschnitt. 
Rechtliche  und  wirtschaftliche  Stell mi^  derselben. 

Zu  denen,  auf  weiche  nach  Einführung  der  neuen  Be- 
«ieuerungsart   seitens  der  Oberstäode   das  Streben  nach   Über- 

j  wälzung  besondere  gerichtet  war»  gehörten  die  SchatuUsaaaen 

^und  die  Jagd-  und  Forstbedienten, 

Es  sind  die  Bewohner  oder  Benutzer  und  die  Beamteten 

^der  ausgedehnten  Waldungen,  der  „Wildnis**,  die  nicht  zu 
4en  kurftlrstlichen  Ämtern  gehörte,  folglich  nicht  unter  der 
Amtshauptleute  Verwaltung  stand,  sondern  von  der  kurfürst- 
lichen Schatulle  gesondert  verwaltet   wurde ,    durch  einen  be- 

I  sonderen,  nicht  allzu  zahlreichen  Beamtenapparat. 

Von  einer  auch  nur  einigermafscn  geregelten  Forstkultur 
konnte  noch  nicht  die  Rede  sein.  Für  intensivere  Nutzung 
des  ungeheuren  Holzbeatandes  fehlten  bei  der  Mangelhaftigkeit 

[-der  Verkehrsgelegenheiten  noch  alle  Bedingungen;  die  Wald- 
wii'tschaft  war  eine  wesentlich  extensive.  Nur  geringe  Summen 
brachten  der  regellose  Holzschlag  und  andere  Waldnutzungen, 
tind  nur  schwer  konnte  sich  besonders  der  Adel  dazu  ver- 
stehen, die  ^Wildnis"  als  kurfürstliches  Sündereigeiitum  anzu- 
sehen. Das  Verbot  der  freien  Jagd  in  derselben  bildet  ein 
stetig  wiederkehrendes  Gravamen  in  den  Landtagsverhand- 
langen  unserer  Zeit.  Vorwiegend  als  Organe  fiir  den  Holz- 
verkauf und  die  Jagdpolizei  charakterisieren  sich  daher  die 
von  der  Schatulle  dependierenden  Bcarateö  der  ^Wildnis", 
An  der  Spitze  stehen  2  Oberforstmeister  (v,  Schlieben  und 
▼.    Lüderitz).     Ihnen     unterstellt    sind    Z    Kreisholzi«chreiben 

[Die  Unterorgane   bilden  die  Wildnisb*^reitr^r,    Jfiger  und  zahl- 
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reichere  Warten  (Wald Wärter),  die  auch  die  Aufsicht  übe 
die  kleinen  Industriellen  der  Waldeinsamkeit,  Asch-  und  Teef 
brenoer.  Beutner;  Inhaber  von  Et^enhilmmern  und  Glashütte]] 
führten  und  deren  geringe  Abgaben   einzogen. 

Die  „Wildnis"  bot  naturgemafs  den  Grund  und  Boden  zi 
weiterer  Siedelung  dar  und  zur  Erweiterung  angrenzendej 
Kulturlandes^  für  die  Schatulle  eine  Gelegenheit  zu  weiter 
Nutzung;  denn  letztere  war  natürlich  der  Hauptgrund  für 
Zulassung  der  Rodung  t  von  einer  planmäfsigen  Kolon isatia^ 
von  auswärts  im  Interesse  der  Vermehrung  der  BevülkerunJ 
lassen  sicli  in  uo:*erer  Zeit  auch  noch  nicht  die  Spuren  er 
kennen^  und  die  Schichten  der  Einheimischen,  die  für  Ke«J 
siedelung  in  Betracht  kommen  konnten,  waren  in  AbliHngig 
keit  und  an  die  Scholle  gefesselt.  Das  erklilrt  denn  auch  den 
verschiedenen  Charakter  derer,  die  Hodland  von  der  Schatulle^ 
in  Besitz  hatten  und  als  „Schatullsassen"  bezeichnet  werden  ^ 
Die  eine  Gruppe  derselben  bilden  Adelige  und  Cölmor,  die 
(als  Unternehmer)  gröfsere  Gebiete  der  „Wildnis'*  mit  xiutBt 
thiinigen  Bauern  besiedelt  haben  und  so  ganze  Dorfschafteij 
und  Vorwerke  besitzen.  Andere  Adelige  und  Cölmer,  darunte 
auch  solche^  die  zugleich  ids  Jagd  bediente  fungierten,  hatte 
einzelne  Hüben,  besonders  auch  Wald  wiesen,  zu  ihren  im  A» 

{gelegenen  Gütern  erworben.  Daneben  hatten  viele  kurfürs 
ichc  Aratsbauern  zu  ihrem  zum  Amt  gehörigen  Scharwerki 
acker  ein  Stück  Rodland  erhalten.  Den  Rest  bildeten  dij 
sogenannten  ^Neusasser**,  die^  einzeln  siedelnd,  zugewieseni 
Stücke  der  Wildnis  urbiir  gemacht  hatten.  Verarmte  Cölrae 
und  Freie,  daneben  entlaufene  Unterthanen  mochten  uot 
ihnen  die  Mehrzahl  bilden.  Die  erste  und  letzte  Grupp 
standen  völlig ,  die  übrigen  nur  bezüglich  des  betreffcnae 
Teils  ihrer  Besitzung  unter  der  Jurisdiktion  der  SchatuU- 
Verwaltung* 

^Zu  Sr.  Churf  Durchl.  Besten  und  Vermehrung  der 
Schatullintraden*^  fand  die  Verleihung  solchen  Rodlandes  statL 
Diese  Intraden  bestanden  in  einem  Zins,  im  Durchschnil 
20  äor.  poln.  pro  Hube  jährlich,  zahlbar  am  Zinstage,  Martii 
Bei  schwierigem  Terrain  wurden  dem  Beliehenen  einige  Fr 
jähre  gewährt,  wenigstens  ftir  einen  Teil  des  Besitzes. 
züglich  der  Abgrenzung  desselben  verfuhr  man  in  der  erste 
Zeit  sehr  liberal;  „ohne  Mafs"  wurden  die  Hüben  zugeteilt 
wie  dies  die  seit  1640  geführten  Holzrechnungen  der  SchatuU 
komniission  1694  noch  erwiesen.  Später  erst  w^urden  besondere 
^Berahmungen"  erteilt ^   d,  h,  durcn  einen  Landmesser  wurde 


'  Dafür  und  für  das  Folgende:  VorhergaiiEige  eigentliche  Nach 
rieht,  wieweit  man  in  der  wegf'n  Collectiening  der  Si'hatuUaA^sen  ver 
ordneten  CommiFiBioii  geknmuien;  ad  lustraktion  für  Barfufs.  —  Cölh 
21.  Juli  1696,  ^  R,  6,  B.B,B.  5. 
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Gebiet  zugeraessen  und  mit  Pfählen  begrenzt;  ein  Abrifs 
wurde  in  die  Urkunde  aufgenommen,  die  jenen  Naraen  erhielt 
und  dem  Erwerbenden  ausgehilndigt  wurde.  Sie  enthielt 
aufüer  der  Konzej*.si(.m  noch  eine  Beaehreibung  des  Gebietes, 
die  Angabe  des  Zinses  und  die  Zuöicherung,  die  verschnebenen 

i[uben  seien  „erb-  und  eigen  tu  mlieh  zu  eölmischem  Recht" 
erliehen.  Bis  1680  war  die  Klausel  zugefügt  ^  dafs  die  Er- 
rerbenden  demnach  frei  von  allen  Pflichten,  Kontributionen, 
cbarwerken  etc.  seien,  aufser  dem  Kirchendecem,  ^und  was 
jnst  auf  öffentlichen  Landtagen  laudieret  und  gewilligt  wird^ 
avou  sie  und  die  ktlnftigon  Besitzer  nicht  exemt  sein  können.^ 
Jus  moeht»^  mit  dem  Wechsel  in  der  Besteuerungsart  zusammnn- 
hängen.  dafs  man  nauh  1680  diese  Klausel  wegliefs*  Eine 
besondere  Besteuerung  der  Hüben  schien  nicht  mehr  an* 
gebracht«  da  sie  schon  den  Grundzins  erlegten.  Eine  „Be- 
rahmung''  noch  aus  dem  Jahre  1680  (vom  L  Jidi)^  ausgestellt 
lurch  den  Oberforstnieister  Wilhelm  Reinhardt  v.  Halle»  der 
Buben  12  Morgen  an  die  Dorfschaft  Schottlauken  über- 
Bben,  enthält  aufser  dem  Zinsfufs  eine  weitergehende  Be- 
timmung  nicht  mehr. 

Kach  Besitzrecht  und  Jurisdiktion  waren  so  die  Schatull- 
ien  völlig  gelost  aus  dem  Verwaltungsapparnt  des  Landes, 
rie  aus    der  stilndischen  Organisation.     Sie   standen  in  einem 
Hn  privatrechtlichen  Verhältnis  zum  Kurfürsten,     Und  wenn 
^eben    der   privatrechtlichen   Abgabe    des  Zinses   sie    auch    zu 
liner  ständischen  Kontribution  gelegentlich  verpflichtet  worden 
raren,  so  lag  darin  ein  Widerspruch^  wenigstens  so  lauge  die 
Stünde  auch  ihr  Verhältnis  asum  Kurfürsten  rein  pri%^atrechtlich 
Us  Willigende  auffafsten.     Der  Widerspruch  wurde   gehoben, 
als    mit  der    Durchsetzung    der   Landesboheit    der   Staat   sich 
^^»ildetc,    mit   eigenen    Interessen,    die   mit   denen    des  Eiirsten 
^Kicht    mehr    völlig    zusammentielen.      Zu    öffentlichrechtlicher 
Leistung    waren    dann    die    Neusassen    neben   der  privatrecht- 
lichen gegenüber   dem  Fürsten    sehr    wohl    noch   zu   zwingen. 
Es  ist   also  nicht   nur   reine  Überwälzung^   sondern   auch  daft 
Streben    nach    ausgleichender   Gerechtigkeit,    das   die    Stände 
zur  Einbeziehung  der  Schatullsassen  führte,  und  das  dann  und 
umsomehr  berecTitigt  war,  je  weiter  sich  auch  bei  den  Ständen 
die  Auffassung  der  Steuer   als   eines  öffentlich  rechtlichen  Bei- 
^■krages  durchsetzte.     Es  wurde  schon  erwähnt,  wie  die  Brücke 
^Ku    dieser  Auffassung    der    Schutz   seitens    des    Fürsten    war. 
^^Bkn    aieh    ein  rein    privatrechtliches  Element,    lag   doch    darin 
^^per    Anlafs,    zu    scheiden    zwischen    der   Vergütung    für    deo 
^Kirivaten    Nutzen    und   der   für   die   Sicherheit   des   Geniefsen- 
^^önnens,  die  der  Fürst  doch  für  die  Allgemeinheit  und  durch 
Bie  gewährte. 


Forwlitttifen  XIX  I.  -  B«rgm*uu< 


11 


162 


XIX 


Zweiter   Abschnitt. 
Die  ersten  Versuche  zur  Einbeziehang. 

Die  Einbeziehung  seibat  wurde  sofort  bei  Gewährung  de 
Kopfaceise    und    Tranksteuer  1690    verlangt    und    nur    unt 
dieser   Bedingung   ein  gewisses   Quantum   von    200000   ThL 
jährlich    gewilligt      Die    Oberstände    bee:ründeten    sie    dami^ 
dals   solche    Summe    „unter   dem   Titel   der  LaDdesdefecsioa' 

fehe  —  anderswo  widersprachen  sie  doch  dieser  AuffassuE 
eftig  — ,  an  der  diese  Leute  doch  auch  participierten ;  feroe^ 
weil  sonst  die  Dienstboten  von  ihnen  in  Menge  nach  de 
Scbatulldörtern  übergehen  würden,  wo  sie  unbelastet  wären 
endlich  weil  sonst  zahlreiche  Unterschleife  zu  befurcht 
( seien  ^ :  neben  diesem  steuertechnischen  also  meist  Gründe  de 
'  durchgehenden  Gleichheit.  Sie  suchen  letztere  später  noc 
zu  erliilrten  durch  die  Hinweise,  wie  jene  Neusassen  meid 
^verlaufene  Leute"  (die  sich  der  Unterthaneopflicht  gegen  di 
Gutsherren  durch  die  Flucht  entzogen)  seien ,  und  wie  ma 
nun  deren  Verschreibungen ,  in  denen  doch  „die  meisten 
onera  publica  verbunden'',  hölier  achte  als  „des  Adels  ▼irtut 
et  sanguioe  major  um  erworbene  Freiheiten"  ^. 

Zwei  Fragen  galt  es  zu  entscheiden,  ob  die  Landeshoheil 
dem  stattgeben  dürfe,    und  wenn,    wie  die  Einbeziehung  au 
zuführen    sei.     In  jener    blieben    die  Oberstände    Sieger, 
dieser  blieb  die  Landeshoheit  im  Vorteil. 

Der  Kurfürst  war  zunächst  nicht  zum  Nachgeben  bereil 
Die  naturgeniäfse  Weigerung  der  Schatullsassen  und  For 
bedienten  fand  so  fürs  erste  noch  ihren  Rückhalt  in  de 
Verbot  der  Oberforstmeister,  dem  Wunsch  der  überstand 
nachzukommen^.  Und  als  dann  die  Preufsisehe  Regieruii 
dringlich  eine  Anweisung  an  die  Beamten  der  Schatulle  erba 
da  besonders  die  Jägereibedienten  der  „Gewalt  mit  Gewa 
zu  öteuem''  drohten*,  blieb  des  Kuriursten  Zustimmung  ein 
mehr  passive,  nicht  normgebende.  Nur  spärlich  gingen  dtl 
Erträge  ein**.  Erst  der  wiederholte  Hinweis,  dafs  nur  dai] 
das  Quantum  von  200000  Thlr.  völlig  eingehen  könne •*,  un 
P.  v,  Fuchsens  Darlegung,    dafs   es   unthunlieh  sei,    den   uu 


KöD.,  praea.  80.  Jntii  1690. 
praes.  24,  Sept  1690.  —  Kö 


^  Geauch  der  beiden  Oberstiode.  - 
Kön.  Et.  ^  Min.  87"^.    fol  101,  102. 

■  Geauch  der  Oberstande.  —  Kön. 
Et  —  MiiL  87^.     toi  94-97. 

^  RelatioJi  der  Oborräte.  —  28.  Aug.  1690.  —  Köd.  Et  —  Min.  \ 
fol.  196.  —  Kotizept, 

*  Rel  der  Fr.  Reg.  —  Köii,,  2L  Sept.  1690.  —  Köo.  Et  —  Min. ! 
foL  199.  —  Konzfipt 

^  DesgL 

•  Bedenken  uad  Erklfirunff  der  LandrSte.  —  Rön.^  9.  Mai  1692.  — 
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gleicIiGU  Beitrag  dt^r  Eximierteo  aufrecht  zu  erhalteu,  da  doch 
die  Oberatände  00  grofücn  Wert  auf  durchgehende  Gleichheit 
legten  %  brachten  einen  Wandel:  ohne  Diätinktioti  »ollteD  sie 
herangeKOgen ,  die  Aufhebung  eines  ihrer  wichtigaten  Grava- 
miria  aber  auch  von  den  Ständen  durch  entsprechen li  höhere 
WilUgung  vergütet  werden-. 

Man  sieht,  die  Angelegenheit  wurde  bo  vom  Kurfürsten 
nur  als  Tauschobjekt  behandelt  und  entschieden,  ohne  weitere 
Beachtung  und  Untersuchung  der  rcclitliciien  Grundlagen, 
Und  so  führte  der  Versuch  der  strikten  Durchführung  zu 
einer  Divergenz  der  Oberforstiueisiter  und  der  Preufsischen 
Regierung-  Jene,  von  P.  v,  Fuchs  nachdrücklich  im  kurfilrst- 
.liehen  Sinne  beraten^  befahlen  ihren  Untergebenen ,  die  Kon* 
~  '  nationen  gesondert  von  den  Amtseinsassen  anzulegen  und 
sie  vor  der  Effekt uierung  direkt  zur  Prüfung  einzusenden "• 
Die  Preufstsche  Regierung  wieder  forderte,  im  Sinne  der 
Stände,  dafs  diese  Konsignationen  auch  dem  Schofseinnehmer 
einzureichen  seien*,  Die^ser  Konflikt  in  der  Organisation  er- 
leichterte den  Widerstand,  den  besonders  die  Forstbedienten 
der  Durchführung  entgegensetzten,  trotz  der  wiederholten 
ReÄkripte,  die  der  Kurfürst  an  die  Prcufsische  Regierung,  an 
Küpner  und  die  Oberforstraeister  ergehen  liefs*^.  Der  Kur- 
fürst selbst  erschwerte  die  ernstliche  Durchführung,  indetn  er 
die  Einbeziehung  der  Schatullsassen  etc*  bald  wieder  als  eine 
nur  vorläufige  bezeichnete,  die  nicht  tür  die  folgenden  Jahre 
verbindlich  sei**.  Die  Verwirrung  —  die  Genoralkasse  be- 
zeichnete als  einen  für  die  Schatulle  angegebenen  Fehlbetrag 
Ton  1Ü93  9812  Thlr. '  —  konnte  nur  gelöst  werden  durch  eine 

larlegung  der  rechtlichen  Verhältnisse. 

Küpner  war  es  wieder,  der  dazu  den  Anstofs  gab.    Schon 

1  seiner  Anwesenheit  in  Berlin  1694  legte  er  dar,  und  bald 
darauf  auch  schriftlich,  dals  eine  Besteuerung  der  Bf^wohner 
der  kurfürstlichen  Wildnis  gleich  den  anderen  Einsassen  des 
Landes  berechtigt  sei ;  denn  auch  sie  genössen  wie  alle  Unter- 
thauen   des   kurfürstlichen   Schutzes,     Wohl  aber   seien  joner 


»  Bericbt  von  Fuchs.  ^  Kön ,  9,  Mai  im2,  —  R.  6.  B.B.B.  3.  — 
Kgeiihäiidtg, 

«  Eefikript  an  Fuchs.   —   CöIId,    U.  Mai  16i*2.  —  R.  6.  ß.B,ß,  3- 

—  Konzept,  ohne  Sign. 

'  F.  V.  Oppeii   an  einen  Wilduiaberelter.  —  Kön.,  8.  Sept.  1692. 

—  Kön.  Oslpr.  Fol.  74 L     No.  164  fol.  878-879, 

*  Oberrare  an  Melchior  v.  Tettau.  —   Kftn.,  6.  Nov.  1692.  — 
K&n,  Ontpr.  Fol.  741.    No.  165  fol   880  f. 

»  Reskripte.    —    PoLsdani,   K   April  1693.     -    R.  G     B.BJl.  4*    — 
isofkt  ^ex.  D    L.  V.  I). 

•  E«Äkript  au  liie  Pr,  Reg.   —  Pat#dam.  23.  Juni  1693.    —  R  6, 
.B.  4.  —  Konzept,  pex.  D.  X.  v.  D. 

'  De9gl    —    Cöllti,   9.  Juni    1694     —    Kr*n,  OMnr.  FoL  744-    foL 
90. 
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Erträge  zu  scheiden  von  denen  der  übrigen  Kontribaenten. 
Als  Bewohner  kurfürstlichen  Bodens  dürfen  die  Schatull- 
sassen nicht  zur  Landeskontribution  gezogen  werden  S  da  ihre 
Hüben  nie  ad  catastrum  gekommen  seien,  vielmehr  ihrer 
primordialen  Natur   nach,   als    Rodland,   noch   zur  „Wildnis*' 

fehörten*.  So  erging  denn  an  Ktipner  der  Auftrag,  unter 
luziehung  der  beiden  Oberforstmeister  in  besonderer  Kom- 
mission die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Schatullsassen  etc. 
zu  untersuchen  und  zu  berichten,  wieweit  dieselben  mit  Fug 
belastet  werden  dürften  ^.  Es  war  hohe  Zeit.  Wie  Oberforst- 
meister V.  Schlichen  berichtete,  hatten  sich  einige  Schatull- 
dörfer der  Einziehung  der  Kontribution  oflfen  widersetzt  und 
sich  zur  Abwehr  der  Exekution  verbunden;  eine  eröfserc 
Truppenzahl  mufste  gegen  sie  aufgeboten  werden,  „in  benach- 
barten Dörfern  zugleich,  damit  das  eine  nicht  dem  anderen 
zu  Hülfe  kam"  *. 


Dritter  Abschnitt. 
Die  „Schatnll-Kommission^*  und  deren  ThStigkeit. 

Das  Programm  für  die  Thätigkeit  der  Kommission  war 
durch  KUpners  oben  genannte  Darlegung,  die  dem  Kurfürsten 
genehm  war,  gegeben.  Für  die  Heranziehung  zunächst  der 
bisher  Eximierten  war  die  Einsichtnahme  der  alten  Dokumente 
und  Verschreibungen  nötig,  um  die  Oegengründe  der  Schatull- 
sassen etc.  zu  entkräften.  Das  gelang.  In  der  Hauptsache 
richteten  sich  diese  Gegengründe  darauf,  darzulegen,  wie  eine 
höhere  Belastung  nicht  im  Interesse  der  Schatulle  sei,  da 
zahlreiche  Besitzer  ihre  Hüben  verlassen  würden  und  so  der 
Zinsertrag  sinken  möchte.  Die  Qualität  der  Besitzer  von 
Schatullhuben,  wie  die  Untersuchung  sie  herausstellte,  machte 
diesen  Einwand  hinfällig :  Adel  und  Cölmer  hatten  ihren 
Wirtschaftsbetrieb  auf  die  Mitbenutzung  von  Wildnisland  ein- 
gerichtet; sie  wie  die  kurfürstlichen  Domänenbauem  waren 
an  die  Entrichtung  der  Kontribution  gewöhnt  So  Uiebeo 
also  nur  die  Neusasser,  die  von  den  gesamten  Schatullintraden 
von  47000  Thlr.  nur  7700  Thlr.  aufzubringen  hatten.  War 
es  wirklich  nicht  thunlich,  sie  zu  belasten,  so  trug  es  nicht 
allzuviel  aus,    sie  als  „Verarmte"  in  Abgang  zu  bringen.     So 


»  Küpners  Erinnerungen.  —  Jan.  1694.  —  R.  6,  B.B.B.  4.  — 
Eigenhändig. 

8  üesgl.  —  Kön.,  30.  Juli  1694   —  R.  6.  B.B.B.  4.  —  Eigenhändig. 

^  Reskript  an  die  Oberforstmeister.  —  Cölln ,  80.  Aug.  1Ö94.  — 
R.  6.  B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D.  . 

*  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Cölln,  16.  Okt.  1694.  -  R.  6. 
B.B.B.  4.  -    Konzept,  gez.  D.  L.  v.  D. 
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erklärte  die  Koramiäsion  den  Hubenschofs  für  berechtigt^  wie 
auch  Inut  der  früheren  Khiusel  in  den  Verschreib ungen  Kopf- 
acoiae  und  Trank  Steuer^  die  an  die  Stelle  der  früheren  Accise 
getreten,  unanfechtbar  seien ^  letztere  auch  bezüglich  der 
ächatullbedienten  ^ 

Um  aber  die  Besteuerung  besonders  der  Htiben  gerechter 
und  damit  annehmbarer  zu  machen ,  richtete  die  Kommission 
auch  ihr  Augenmerk  auf  eine  Klassifikation  der  Hüben  nach 
ihrer  Boiiitüt.  Bei  der  Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  kam 
man  damit  nur  sehr  langsam  vorwärts.  Die  Untersuchung 
#chien  1695  ins  Stocken  geraten  zu  sein.  Der  nach  Preufaen 
"^tiUandte  General  w  Barfufs  wurde  mit  ihrer  Förderung  be- 
10 nders  beauftragt*.  Zu  einem  befriedigenden  Resultat  scheint 
auch  in  den  folgenden  Jahren  nicht  gekommen  zu  sein, 
^\r\  letzter  Bericht^  dafs  man  die  Untersuchung  der  Hüben 
noch  fortsetze,  stammt  aus  dem  Jahre  1697^.  Bei  der  Schwierig- 
kcit,  die  vermutlich  die  früher  mit  ungewissen  ^Berahmungen** 
ausgestatteten  Schatullsassen  bereiteten,  mochte  es  an  den 
ausreichenden  Mitteln  fehlen. 

Dagegen  richtete  nun  die  Kommission,  die  1697  bei  des 
Kurfürsten  Anwesenheit  in  Königsberg  noch  verstärkt  wurde^ 
a.  durch  P.  v.  Fuchs  und  den  General-Commissariu»  D.  L, 
Danckelraann*,  ihr  Augenmerk  darauf,  die  Erträge  der 
cliatullsassen  durchaus  von  den  übrigen  zu  trennen,  wie  |il 
n  1695  der  Kurfürst  gefordert  hatte,  dafs  das  Quantum 
200000  Thlr.  von  den  Ober«tänden  völlig  aufgebracht  wer- 
den, die  Schatullsassen  aber  gesondert  steuern  sollten  ^.  Das  ei^- 
schien  am  sichersten  erreicht  zu  werden  nicht  nur  durch  gesonderte 
Finanzbehördenj  sondern  auch  durch  einen  gesonderten  Modus, 
An  die  Stelle  der  hier  wenig  ertragreichen  Tranksteuer  und 
des  Hüben  Schosses,  für  den  man  nicht  die  geeigneten  Grund- 
lagen gewonnen ,  wurde  ein  besonderes  „Schutzgeld**  ein- 
fefuhrt,  da»  schon  1696  in  der  Kommission  diskutiert^  von 
en  Schatullsassen  selbst  freilich,  von  denen  die  meisten  doch 
schon  auch  Tranksteuer  als  kontribuable  Personen  ssahlten, 
ungtlnstig  aufgenommen  wurde  •. 


•  VorhergiinpKe  Nachricht.  —  1696.  —  L  c. 

»  PiinctÄ,  mit  Barfufs  zu  ItonferiereD.  —  1695.  ~  R.  6.  B.B.B.  4. 

•  Bericht  der  verstÄrkteJi  Kommiseion.  —  Kon,,  19.  Äug.  1697.  — 
K.  6   HJI.H.  5, 

•  Ke«kript  an  die  Kommi»aion.   —   Kön,.   14.  Aug*  1697.  —  R.  Ö, 
ß.B.B.  5-  —  KoDsept,  gez.  Eb,  v,  D 

•  Beftkript  an  Barfuf».  —  CöUn,  13.  De«.  1695   —  R  6.  B.B.B.  4. 
—  Konsept,  gez    D,  L.  \\  I>. 

•  Der  SchiitulUaK»«^!!  Entgegnuiig.  —  Kön.,   8.  Okt  1696*  —  R,  6. 
B.B,B,  5.  —  Aüsf. 
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Vierter  Abschnitt 
Weiteres  StTeben  der  Oberstände ;    die  eBdlichen  Resnitati 

Insswischen  waren  die  Stände  nicht  müde,   alljährlich  ai( 
die  Niclitinnehöttung   ihrer  Bedingungen  zu   verweisen,   n* 
lieh    dals    die    Jagd-    und     Sehatullbedienten    etc.    sa    ihr 
Beitrag  konkurrieren  aoUteii^ 

Die  Divergenzen    der   au»fUhrenden  Beliörden    hatten  d» 
Oberstände    erkennen    lassen,    dafs,    wenn    ihnen    der  Beitr 
jener  entgehe,    wie  es  den  Anschein   hatte,    der  Grund   dari| 
Jag,  dafa  man  jene  rechtlich  nicht  zu  fassen  vermochte.    Dabei 
versuchten  die  Oberstände  die  Wiidnisbereiter^  als  die  einflufl^ 
reichsten  und  widerstrebend «ten  jener,   unter  die  JurisdikUoij 
der  Hauptleute   zu    bringen  -.     Es  gelang    ihnen   nicht.     Ohn 
weiteres    wäre    damit    auch    die  Jurisdiktion    der    Hauptleul 
über  die  Aufsichtsbezirke,    die  „Beritte**,    der  Wildnisbereite 
ausgesprochen  gewesen,  und  so  wurde  dies  Ansuchen  rundw^ 
abgeschlagen'*. 

Da    ihnen    so    der    Beitrag   jener    faktisch    zu    entgehe 
drohte,    suchten    die  Oberstände    den   Kurftirsten    in    ander 
Weise   gegen    sie    einzunehmen.     Man    wies  darauf  hin,    dal 
durch  die  zahlreiche  Ansetzung   von  Neusassen  besonders  aü 
Saniland    die    Wälder    verhauen    und    ruiniert    wlirden.     IHi 
Oberstände    wurden    in    ihrem  Eigennutz   erkannt:    mehr    ab 
die  Neu  Sassen  war  der  Adel,  wenn  die  Klage  berechtigt  wafj^ 
selbst  daran  schuld,  dem  das  Samländische  Privilegium  freiefl 
Holzschlag    in    der    Wildnis    gewährte,     und    der    nun    seir 
eigenen    Waldungen    schonte.     Der   Kurfürst   wies   die   Ober 
forstmeister   an ,    dafs   dies    mit  Moderation    geschehen  mtiss 
aber    auch ,    dals    fortan    Sehatullluiljen    ohne    Specialkonseii 
nicht  mehr  ausgethan  werden  sollten'*. 

So  bestimmt  der  Kurfürst  aber  auch  zuweilen  auftrat,  in 
wichtigen  Fällen  und  Fragen  blieb  er  schwankend,  immer  di 
ganze  Angelegenheit  nur,  wie  erwähnt,  als  Tauschobjekt 
trachtend  und  behandelnd.     Ganz  entgegen  früherer  StelluD| 
nähme    erbot    er    sich    1698,    den    Oberatilnden    den    Ertr 
der   SchatuUeinsassen   etc.    von    ihrem    Quantum   abzuziehen*. 


»  Bedenken  der  Btände.    —    Kön.,   prae«.  H.  Dez.  1694.    —   R.  S. 
B.B.B.  4.  —  Ausf 

»  Bedenken.   -     K^in.,  praes.  a  De«.  1696.   ^  B.  6.  B.B.B.  5. 
AuBf. 

"  Reskript  an  die  Pr.  Reg,  ^  Colin,  15.  März  1698.  —  R.  6.  B.B.B,  5- 
—  Konxept,  gea.  P.  v.  Fuchs. 

*  Reskript  an  die  Oberforstmeiaten  —  Colin,  21.  Juli  1696.  —  R.  6. 
B,B.B.  5.  —  Konzept,  pez.  D,  L,  v.  D. 

^  Reskript  an  die  Pr  Reg     *-    Cöl!n,   4,  Okt,  1698.   —   Gen.-Dir. 
Ostpr.  Landrät I.  Kreissaehen-     General ia  Ko.  1. 
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mr   um    sie    fhr  die   bevorstehende  Willigimg   geneigter   zu 
tmacbea. 

Da»  nächste  Jahr  brachte  dann  die  erwünschte  festere 
Uellungnahme,  als  Resultat  der  Arbeiten  der  Kommiasian,  die 
itnii  schlofs.  Es  wurden  Verhältnisse  der  Schatullsassen  etc., 
be  so  lange  8iefsende  gewesen,  neu  geregelt,  bezüglich  der 
leuanBetzuDgen  f  wobei  die  ^Berahmungen""  ^ohne  conferadio 
Hones  et  dubia'*,  mit  bestimmter  Angabe  der  Verpflichtung 
isgestellt  werden  sollten  %  und  besonders  bezüglich  dieser 
Btzleren  und  der  Organifiation  des  Finanzdienates ,  durch  die 
ie  endgültig  aus  der  der  übrigen  Kontribuenten  ausgelöst 
leu. 


Fünfter  Abschnitt 

Jteaeraaflageii  uid  Steuerorganisation  ffir  die  Schatnlkas^^en, 
Farst-  und  Jagdhedienten  ^ 

Als  Verpflichtung  der  Schatullsassen  über  den  bisherigen 
Zins  hinaus  wurden  ein  Schutzgeld  und  eine  durchgehende 
"loöfaccise  festgestellt.  Über  Höhe  und  Charakter  jenes  Schutz- 
Bleies  konnte  näheres  nicht  eingesehen  werden.  Es  darf  ver- 
lutet  werden,  dafs  es  eine  dingliche  Last  war.  aufgelegt  in 
»estimmtem  Verhältnis  zum  jährlichen  Zins.  Dafür  spricht 
ler  Umstand ,  dafs  es  wie  dieser  jährlich  am  Martinitage  er- 
werden  sollte.  —  Die  Personalsteuer  war  wie  im  ganzen 
lerzogtum  zu  entnchten,  von  jeder  in  der  Wildnis  angesessenen 
md  von  der  Schatulle  dependierenden  Person,  die  das  vierte 
Jahr  erreicht,  in  Höhe  von  1  flor.  poln.,  oder  '/'a  Th!r  jähr- 
lich, quartaliter  abzuführen*  Der  Anfangstermin  für  Erlegung 
\  Schutzgeldes  war  Martini  1697,  ftlr  die  Kopfaccise  der 
Bte  darituf  folgende  Quartalstag. 

Die  Einnahme  dieser  Gefälle  hatte  zu  geschehen  durch 
lie  WildnisUerettcr,  die  schon  bisher  die  übrigen  SchatuU- 
sflllle  einzunehmen  und  zu  berechnen  hatten,  Sie  hatten 
lentliche  Rechnung  zu  halten.  Für  Mängel  in  derselben 
raren  sie  verantwortlich,  wie  ihnen  andererseitB  zur  Exekution 
Sftumige  die  im  Lande  stehende  Miliz  assistieren  sollte. 
Das  eingenommene  Geld  hatten  die  Wildnisbereiter  vier 
*  Wochen  nach  dem  Fälligkeitstermin  an  den  Kreisholzschreiber 
(je  einen  gab  es  in  Samland,  Natangen  und  Oberland)  abzu- 
liefern, aamt  den  Registern  (den  Verzeichnissen  der  steyer- 
hären  Personen)  und  Hechnungen* 


'  Berieht  der  verstirkteo  KommissioD, 
6.  B.B.B.  5,  -   Konzept,  gi>z.  E.  v,  D. 

•  Reskript  an  die  Scbatuükammisöion* 
6   B.B.B.  i 


K(5n.,  19.  Aug.  1697. 
Colin,  2i.  Nov.  169i^. 
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Die    Kreiaholzschreiber    übermittelten    dia    Sumraen 
ihren    Reclmungen    gegen    Quittung    dem    Oberholzschreii 
Letzterer  hatte  über  diese  Eingänge  eine  besondere  Rechnungl 
zu    fuhren    und   durfte    sie    nicht    mit    den    tibrigen    Schatull- 
gefällen   konfundieren.     Er    hatte    die   Summe   schliefslich   slu\ 
die  Kriegskammer  abzuführen,  in  Gegenwart  der  beiden  Obe 
foratmeister,   das  Sehntzgeld  jährlich,    die  Kopfaccise   quArtarJ 
liter.     Doch  behielt  sich  der  Kurfür8t  vor,  diese  Einkünfte  inj 
Zukunft   auch    ffir    andere   Zwet-ke    zu   bestimmen.     Aasigna 
tionen»  also  Anweisungen  einzelner  Regimenter  auf  solche  In- 
traden,  ehe  sie  die  Central kasse  in  Königsberg  erreicht  hAtte%| 
wie  sie  jetzt  noch  zahlreich    erteilt  wurden ,    dnrften  nur  demj 
Oberholzschreiber  eingereicht^  keinentalls  aber  sclion  A'on  demj 
Wildnisbereiter     oder     Kreiöholzseh  reiber    angenommen     undi 
effektuiert  werden. 

Die  Kontrolle  bezüglich  dieser  Eingänge  und  des  FinAnz-| 
dienstes  überhaupt  stand  wie  bei  den  Zinögefällen  allein  deaj 
beiden  Oberforstmeistem  zu,  v.  Schlieben  und  v,  Lüderitz,  jel 
für  Saraland  und  Natangen- Oberland,  Sie  hatten  besonder*] 
gegen  säumige  Wildniabereiter  sofort  strenge  Exekution  zuj 
verhängen  und  die  Rechnungeftlhrung  der  einzelnen  InBtanzeii| 
mit  Sorgfalt  zu  kontrollieren '. 

An  Kosten  für  diesen  Finanzdienst  wurden  3  ^lo  def  | 
Gesatnteingänge  bestimmt  ^  Deren  Distribution  auf  die  ein*j 
zelnen  Orgaue  blieb  als  letzte  Arbeit  der  Schatidlkommissiool 
überlassen*  Doch  sollte  der  gröfste  Teil  dabei  den  Wildnis* 
bereitem  zufallen,  da  sie  naturgemäfs  die  meiste  Mühe  bet] 
der  Arbeit  hatten. 

Auf  eine  etwaige  schwierige  Lage  einzelner  sollte  Rück- 
eicht genouinien  werden ;  nur  durften  die  Erträge  der  neuen 
Veranlagung  infolge  solcher  Nachsicht  nicht  unter  die  Aut 
»chiäge  der  in  den  letzten  Jahren  erzwungenen  Modi  herab- 
sinken. Da  die  Einziehung  der  letzteren  aber  seit  einigeil 
Jahren  fast  ganz  eingestellt  oder  durch  Widerstand  infolgf^' 
mangelhafter  Organisation  nicht  zu  erzwingen  gewesen  wuTi 
so  wurde  behufs  Nachforderung  eine  Specifikation  derjenigea 
Schatullsassen  eingefordert,  die  die  früher  erwähnte  Klausel 
in  ihren  Beralmiuugen  hatten  und  daher  zur  Erlegung  der 
auf  den  Landtagen  gewilligten  Schüsse  verpflichtet  sein 
sollten. 

Im  übrigen  aber  sollten  Nachforderungen  nicht  mehr  «tait- 
rtuden.  Eine  Asaekuraiion  schützte  «liese  Unterthanen  vor 
Jedem  anderen  onere  sowohl  reali  als  personali  für  ewige 
Zeitenr. 


4 


^  Reskript  an  die  SchatiillkomTnission.  —  L  c. 
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Sechster  Abschnitt. 
ftenrteilung  dieser  Vorgänge. 


^H       Damit   war    denn    der  Kampf  imi    die    Eiiibezieliung   der 

^^Bchatullsaäsen  etc.  zu  Ende.     Von  irgendwelchem  Widerstände 

^aer  letzteren  wird  weiterhin  nichts  mehr  lierichtet.     Natiirlich; 

die  denselben  bisher  eigentlich  geführt  xu  haben  scheinen,  die 

Wildniebereiter,  waren  durch  die  Entlohnung,  die  ihnen  dabef 

wurde,  gewonnen  und,    soweit  dies  etwa  nicht  der  Fall  war^ 

doch  in  die  neue  Organisation  hineingezwungen  w^orden.   Durch 

diese  Organisation   selbst  —  im    wesentlichen  Klipners  Werk, 

der  in  der  Kommission  hier  wie  ja  auch  sonst  die  bedeutendste 

tinanztechnische  Kraft  w^ar  —  war  die  Absicht  der  OberMtände, 

die  auf  Einbeziehung  »ielte,  wohl  endlich  erreicht,  sie  schweigen 

^Hbrtan  davon ,    und  doch  war  der  achliefsliche  Erfolg  auf  der 

pftiandeshoheit  Seite, 

'  Deren  Beamte  hatten  den  Aoeturra  abgewehrt  durch  eine 

reinliche  Scheidung  der  auf  kurfürstlichem  Boden  mit  gutem 
Besitzrecht  Angesessenen,  soweit  sie  wenigstens  als  wirkliche 
Neusiedler  in  Betracht  kamen,  von  allen  denen,  die  durch 
«in  ständisches  Laudum  zu  fassen  waren,  solange  man 
wenigstens  die  Stände  als  Willigende  noch  unverdientermafsen 
anerkannte* 

Jene  waren  bereits  des  Kurfürsten  direkte  Unterthanen; 
diese  sollten  es  mit  der  völligen  Überwindung  des  geschicht- 
lich berechtigt  gewesenen  Zwischenfaktors  der  Standschaft 
wenigstens  staatsrechtlich  erst  noch  werden,  wenn  sie  es  auch 
faktisch  längst  w*aren* 

Die    guten    Besitzverhältnisse    jener    boten    eine    Gewähr 
gesunder  wirtschaftlicher  Weiterentwickelung;  der  ausgedehnte 
kurfürstliche  Grundbesitz  bot  weiten  Spielraum  für  eine  spätere 
Vermehrung  der  Kolonen  auf  gleicher  besitzrechtlicher  Grund- 
lage,   somit    ohne  die   Schwierigkeiten,    die    hier,    zum    Teil 
L  ^wenigstens,  das  geschichtlich  überkommene  und  in  der  Stand- 
I  '«cbaft  noch   seinen    verfassungsrechtlichen  Ausdruck   findende 
r    gutÄherrlich'bäuerliche  Verhilltnis  für  die  Entlaltung  der  wirt- 
'     «chaftlichen  Kräfte  bot. 


Es  wäre  gewifs  gewagt,  wollte  man  aus  jenem  Ansturm 
der  Oberstände  gegen  die  Schatullsassen  etc.  die  Tendenz 
ableiten,  den  weiten  Grundbesitz  des  Kurfürsten  dadurch  mit 
unter  ihre  Kompetenz  zu  bringen.  Das  Interesse  des  Tages^ 
das  Streben  nach  Überwälzung  der  Lasten  trieb  zunächst 
daxu.  Ganz  im  Unrecht  dürfte  man  freilich  damit  nicht  ßein. 
Die  relativ  geringe  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Kon- 
tribuenten, deren  Beitrag,   auch  wenn  die  Stände  reüssierten, 


doch 


ihres  Jahresquantums  ausmachte,    erklärt 
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das  fast  zehnjährige  Andringen  der  Oberstände  nicht  allein 
und  läfst  vermuten,  daCs  sie  in  der  Angelegenheit  eine  fbr 
die  weitere  Entwickelung  wichtige  Principienfrage  sahen,  eine 
letzte  Kraftprobe,  die  freilich  im  wesentlichen  zu  ihren  Un- 
gunsten auuallen  mulate. 

Diese  Auf&ssun^,  zugleich  die  an  anderer  Stelle  dar- 
gelegte Bedeutung  dieses  Vorganges  als  Manifestation  ftlr  die 
Wandlung  der  Onerstände  in  der  Auffassung  der  Steuer  mag 
es  erklären,  warum  hier  näher  darauf  einzugehen  war.  — 


Achtes  Kapitel. 


Die  Kämpfe  der  Oberstände  mit  den  Städten 
Königsberg  und  deren  Besteuerung. 


Erster  Abschnitt 
Die  „Separation"  der  StSdte  Königsberg. 


Es 


MMÜi 


t  bereits  des  Strebeos  der  Obergtände  gedacht  worden, 
Städte  Königs bei^  in  den  Bereieli  ihrer  SteuerpUlne 
einzubeziehen«     Sie    hatten    vorläutig   davon  Abstand  nehmen 
üssen,    da   ihnen    nur   dann    die  Keallsierung   ihrer   übrigen 
'  erwälzungspläne  möglieh  war.     Die  Haltung  des  Kurl'üröten 
er  wurde  in  jener  Zeit  für  die  preufaisehen  Angelegenheiten 
urch   Eberhard   v,  Danckelraann   beraten    —    hatte    sie  daRU 
veranlafat.     Der  Kurfürst  hatte  sie  vertröstet  ihre  Divergenzen 
bei    Bein  er   Anwesenheit   in    Königsberg    1690   ausgleichen    ztt 
ollen  durch  eine  sorgfältige  Untersuchung  der  beiderseitigen 
tinde'.     Aufs   neue    stellte   er  diese   m   Aussicht    in    seiner 
lution  1690^.     Es   mulste  Ernst  damit  gemacht   werden, 
uch  die  StÄdte  Königsberg  sie  wünschten®  und  die  Ober* 
"e  darauf  beätanden*,   letztere  verweisend  auf  ihre  schon 
1685  gegen  Königsberg  eingereichten  Beschwerden. 

Die^e  selbst  bezogen  sich  vor  allem  darauf,  dafs  Königs- 
berg sich  von  den  Oberständen  getrennt  hatte  durch  Auflag© 
eines  besonderen  Modus  und  durch  die  gesonderte  Abt\lhrung 


«  Reskript  an  die  Pr.  Re^.  —  CöUn,  15.  Mai  1689.  —  Kön.  Et.  — 
MiD.  SlK    fol.  70—73.  —  Ausf. 

•  Resolution  auf  GrÄvamina.  —  Kön.,  b,  April  1690.  —  Kon,  Et.  — 
Mio.  87^.    fol  17—38  (fol  24). 

•  Memorial  des  Standes  von  Städten.  —  Königaberg^  im  Mai  1690. 
K5i].  Et.  —  Min.  87d.    fol.  6i*— 6«. 

•  Triplic«  der  Oberst&nde.    —  Kön.,  pracs.  9.  Juni  1690.  —  Kon. 
EL  —  Min,  87d.    fol  67    «8. 
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ihres  Quantums^  ohne  dafs  es  von  den  Obers tän den  im  Landl 
kasttm   kootroüiert   werden    konnte.     Sie  bezogen  sich   ferii©f_ 
auf  die  Höhe  dieses  Quantums  und  auf  die  Quote  der  Oesamt- 
8Umme,  die  die  Obers tiiiide  huher  wünschten. 


oa_ 

1 


Diese  Trennung  nach  Steuermodua  und  Steuerorganisatioaj 
hatte   sich   bereits    unter   dem    Grofsen    Kurfürsten   vollzogec 
Bis  zum  Jahre  1(573  hatte  Königsberg  einen  Steuerbeitrag  voi 
13573  Hunderten    leisten    müssen ,    d.  h.    es   hatte,    wenn    eil  _ 
Hubenschofs    ausgesehrieben    worden     war,     denselben     nach' 
dieser    Hundertenzahl    erlegt.     Nach    der    Höhe    des    so    bei- 
gesteuerten Quantums   war    dann    auch    sein  Anteil    berechnet 
worden    bei    der    Einfiihrung    der    allgemeinen    Accise.      Da^ 
Königsberg   «ich  durch   diese  Höhe    prägraviert  gefühlt  hattOi^H 
war   im    genannten    Jahre    nach    wiederholten    Gesnerien    vonT^ 
Grofsen  Kurfürsten  die  Hundertenzaht    auf  9045    herabgesetzt 
und  demgemäfs  auch  sein  Anteil  an  der  zur  Zeit  bestehendeo^ 
Accise   ermäfsigt   worden  ™.     So   hatte   sich    seine   8teuerqaot#^| 
verringert.    —    Als  dann    1681    an    die  Stelle    der  Accise    der 
allgemeine  Hubenschofs    trat,    bat   Königsberg,    bei   dem    bia-  ^ 
herigen  Quantum  bleiben  und  es  in  der  bisherigen  Weise  er-M 
heben  zu  dürfen,  d,  h.  es  wiinschte  seine  bisherige  Accise,  die 
vorwiegend  eine  Tranksteuer  war   und  bei    der  es  auf  seinen 
Vorteil    kam,    beizubehalten,     Auck  dies  wurde   gewährt   wi« 
auch  das  Ersuchen,    diese  Steuer  direkt   und  nicht  mehr  wi0 
bisher  durch  den  Landkasten  abführen  zu  dürfen ', 

Zwei  Gründe  dürften    beim  Grofsen  Kurfürsten  für  diose , 
Gewährung    bestimmend   gewesen   sein.     Die  Accise  war    ein* 
mal  der  differenzierten  Stadtwirtschaft  mehr  angepafst  als  di^l 
einfache  Auflage  nach  Hunderten;   sie  war  hier  auch  leichter 
^u  erheben  als   auf  dem  Lande,    wo  zahllose  Defi*audatione%| 
oft  in  grofseni  Stile  durchgeführt,    sie   in  Mifskredit   gebracbll 
hatten^;    eine    Einbufse    erlitt    also    der   Grofse    Kurfürst    bei 
dieser    Gewährung    nicht.      Neben    diesem    ünanztechnischen 
aber  kam  vor  allem  ein    politischer  Grund    in  Betracht     Der 
Grofse  Kurfürst  hatte  hier  eine  Gelegenheit,  nach  dem  Grund- 
satz des  divide  et  inipera   die  Stände   zu  sprengen   und  ihrem] 
Widerstand  damit  lahm  zu  legen.     Er  stellte  sieh  auf  die  Seit 
des  (nach  der  Organisation,    wenn    auch   nicht  wirtschaftlich^l 
schwächeren  Teils  in  dem  wirtschaftlichen  Kampf,  der  Städte] 
Königsbergt  gGgvn  die  Oberstände;  nach  deren  Uberwältigunfi 
sollte  es   ein  Leichtes    sein,    auch  Königsberg   in   seine  Hana 
zu  bekommen. 


i 
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>  Reskript  d.  d.  Sparenberg,  13,  Jan.  1673.  —  Kon.  Oatpr.  Fol  371^. 
foL  39.  —  Kopie. 

*  Reskript  an  die  Städte  Königsberg.  —  Potsdam,  6,  De*.  1680.  —  , 
B.  6.  B.BB.  a  —  Kopie. 

*  Nach :  Bericht  der  Accise-Kommis^ion.     1703-    L  c. 


Damit  war  der  Fingerzeig  für  die  weitere  Politik  gegeben; 
>Uilehlich  durch  das  Eintreten  der  kuHur^itliehen  Beamten 
sie  unter  dem  Nachfolger  innegehalten  worden. 

Auf«  schmerzlichste  wurde  die  Separation  von  den  Ober- 
ktHnden  empfunden;  nicht  nur  dafs  sie  filhlteUj  wie  ihre  Macht 
lern  Kurfürsten  gegenüber  geschwäclit  war,  sie  fanden  sich 
ror  allem  wirtscliafllich  pnigraviert  JSie  hatten  damit  sicher 
L*ht;  der  Hubenschol;i  riiil'  dem  Lande  war  drückender  als 
lie  Aecise  Königsibergg;  und  was  die  Miilzenhriluer  dort  wirk* 
ich  zu  leiisten  vermocfiten,  zeigte  sich  spater,  aU  die  Än- 
')rderungen  an  Königsberg  sich  steigerten**  Auch  die  steta 
riederkehrende  Behauptung  der  Uherölände  klingt  sehr  wahr- 
:rheinh*cl)i  dafis  da.s  Land  die  Steuer  Königöberg»  so  mittragen 
lüsse.  Königsberg  wufste  wohl,  warum  es  öich  de«  Kur- 
lirsten  Gunst  zu  erhalten  suchte,  durch  pünktliclie  Willigungen 
ind  in  der  Folge  durch  Erhöhung  deraelben. 

So  war  es  denn  nur  formal,  als  Friedrich  IlL  1691  wirk- 
ch  eine  Kommission  zur  Ausgleichung  der  Gegensätze  ein- 
etzle*  Paul  V,  Fuchs  wurde  zu  ihrer  Einrichtung  und  Leitung 
Eiacli  Königsberg  gesandt  Sie  sollte  sich  untt^r  ihm  zusammen- 
ptzen  aus  folgenden  Komm issarien :  den  Oberappellatfons-  und 
lofgerichtarilten  Albrecht  \\  Kainein,  Alexander  \\  Rauschke, 
loh.  Georg  v.  Götzen,  Karl  Friedr,  Lau,  Michael  Prenck  und 
lern  Official  beim  saraländischen  Konsistorium,  Joh.  Christoph 
'  )ltz*  Für  ihre  Geschäftsführung  erhielt  sie  genaue  An- 
reisungen, Auf  einem  Zimmer  im  Schlosse  sollte  sie  beide 
Teile  vor  sich  fordern,  sie  ausführlich  vernehmen,  ihre  Doku- 
aente  einseben ,  Zeugen  abhören ,  wenn  nötig  Gkularinspek- 
ionen  vornehmen,  in  allem  unparteiisch  verfahren.  Nach 
lieser  Untersuchung  sollte  man  versuchen,  „beide  Teile  in 
Tute  zusammenzubringen,  oder  dals  wenigstens  die  AnimositÄt 
üeMiere",  War  solcher  Vergleich  nicht  möglich^  dann  sollte 
«ich  die  Kommission  auf  einen  rech tl ich on  Schlufs  einigen, 
diesen  aber  geheim  halten  und  zunächst  dem  Kurfürsten  zu- 
schicken^, —  Auch  die  Oberrüte  erhielten  Mitteilung  von  dem 
Werk,  durch  das  „die  gute  Harmonie  unter  den  Ständen 
befördert**  werden  sollte^  und  die  Anweisung,  durch  ver- 
trauliche Konferenzen  mit  P.  v,  Fuchs  ihm  an  die  Hand  zu 
gehen*. 


*  Vgl.  weiterhin  3.  Abschnitt* 

»  Reskript  an  Fachs.  —  Cleve,  28.  Jan.  1691.  —  Kön.  Oetpr. 
FoL  741.    No.  10  fol.  98-100.  —  Amt 

■  ««'^kript  an  die  Fr.  Rog,  —  Cf>lln,  2L  Jan.  1691.  —  Klin.  Oatpr. 
Fol  741.     No.  9  fol,  97.  ^  Anst 
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Zweiter   Abschnitt 
nie  KomniissioM  zur  Beilegung  des  Streites, 

Das   war   das    ofiizielle    Programm   für   die    Kommissian[ 
im   geheimen    lautete   es   anders,    enti^prechend   der   oben    an* 
gedeuteten  Politik,  wie  sie  im  Geheimen  Rat  beibehalten  uni 
besonders   auch    von    der  Kriegskararaer    in   Königsberg  mfrtgl 
betrieben    wurde.     Naeh    dem    Bericht    von    Meinders    wurd^l 
Fuchs  eine  Nebeninstruktion  zu  teil,  des  Inhalts,  dals,  da  dilj 
Separation    unter   den    Ständen    dem    Kurfliraten    nicht    udxu- 
träglich  sei,  Fuchs  sie  „unvermerkterweise  mit  aller  möglfeJieQi 
Dexteritüt  vielmehr  zu  erhalten  und  zu  continuieren,    ah  diecj 
selbe    zur   Endschaft    zu   befördern    und    abzustelien   geflisaeai 
«ein  solle"  *.  —  Die  Kommission  wurde  so  lediglich  zur  Ma 
rade,    die  Überstände  zu  tiluschen  und  hinzuhalten  ^    in  ihrem] 
Verlauf    und     Erfolg    typisch    für    zahlreiche     Kommiasioneiij 
jener  Zeit. 

Sie  mufste  natürlich  von  den  Parteien  ernst  genommen 
werden.  Es  entstand  zunächst  die  Frage,  wie  man  die  Ober* 
stände  vorfordern  solle,  da  zur  Zeit  keine  Tagung  stattEand. 
Deswegen  alle  Oberstände  zu  solcher  zu  konvozieren,  wurde 
vom  Kurfürsten  widerraten;  man  fdrchtete  wohl  die  zu  grolke 
Aufregung  deswegen  bis  in  die  Amter  hinein  und  wünschte 
nur  die  Vorladung  einer  Deputation*,  Jedenfalls  sollte  noch 
vor  Berufung  des  neuen  Landtages  die  Deputation  zunammeQ' 
treten®.  So  wurden  neben  den  LandrÄten  Deputierte  des 
letzten  Landtages  berufen. 

Nicht  ohne  weiteres  stellten  sie  sich  der  Kommission* 
Es  galt  zunächst  festzustellen,  ob  sie  als  Stände  dem  Folge 
leisten  dürften.  Pro  negativa  zogen  sie  in  Erwägung,  dw 
doch  der  Präses  ein  Fremder  sei,  „so  von  preufsischen  Sachen 
per  privilegia  expresse  exciudieret";  dafs  der  modus  pro- 
cedendi  durch  eine  Kommii*sion  ungewöhnlich  sei  und  hier- 
durch die  Oberräte  in  ihren  Kompetenzen  beschränkt  würden; 
und  wolle  man  auch  solche  Kommission  als  ein  Judietam 
parium  curiae  ansehen,  so  dürfte  doch  solches  nach  der  Ob- 
servanz nur  eingesetzt  werden  bei  Differenzen  „inter  vasallum 
et  principem*'.  —  Pro  affirmativa  machten  sie  geltend ,  dals 
aie  ja    doch    das   Werk    gewünscht;    diifs   die   Kommissarien 


I 


>  Bericht  des  Geh.  Rat»  v.  Meinders.  —  Berlin,  ISlJan.  1691,  ~^ 
E.  6   ß.BJi  L  ^  Amt 

«  Beikript  an  Fuchs.  —  Haag,  5.  Febr.  1601.  —  K.  6.  B.B.B.  2. 
—  AuBf. 

'  Die  Oberr&te  sin  Melchior  v.  Teltau.  —  Köti*»  19,  Febr. 
imi.  —  Kön.  Ostpr  Fol.  741.     No.  7  foL  9.%  94  —  Atisf 


i 


UX  1. 


175 


iuf^er  dem  Präses  Einheimische  aus  ihrem  Mittel  seien;  dafs 
die  Kommission  als  ein  Judicium  delegatum  der  Herrschaft 
anzusehen  mi\  dafs  sie  als  solche  nicht  poteatatem  decidendi 
habe  und  der  Entscheid  schliefslich  immer  noch  bei  ihnen  sei. 
—  Demnach  ergab  sich  als  Conciliatio,  es  dürfe  wohl  hier  eine 
Abweichung  von  der  Observanz  stattfinden,  „cum  salus  |iubUca 
auprema  lex  sit** ;  die  Person  des  Präses  sei  als  eines  pleni- 
potentiarii  in  judicio  delegato  anausehen;  man  sei  ja  audh 
nicht  gezwungen,  mit  denen  von  Städten  sich  persönlich  in 
^^K^ortweehselung  einzulassen  ^ 

^H        80  wurden  denn  neun  Vertreter  der  Oberstände  gewählt^ 

^■rei  Landräte  (H.  v.  KaUnein,  Melchior  v.  Tettau,  Siegmund 

^v.  Wallenrodt)    und    sechs    von    der  Rittersehaft'.     Einzig  ad 

^fkudiendum  et  referendum  waren  sie  von  den  Ihrigen  instruiert 

und  diese  Insti-uktion  ihnen  schriftlicli  ausgehändigt.     Darnach 

hatten    sie  Sorge    zu    tragen,    dafs    nichts  Nachteiliges    in  der 

Kommission  über  die  Oberstände  verhängt  würde;   vor  allem 

aber  hatten   sie  fleifsig   die  Kommissarien   auf  die  Separation 

als  auf  das  Grundübel  hinzuweisen^. 

tDie  Arbeit  in  der  Kommission  konnte  natürlich  nur  sehr 
ngsam  von  statten  gehen.  Man  sollte  ja  doch  alles  ver- 
eiden, um  zu  einem  günstigen  Resultat  zu  kommen.  Den 
berständen  war  natürlich  die  Hauptsache  die  Feststellung 
ner  für  die  Schätzung  des  Beitrags  Königsbergs  grund- 
genden  HundertenÄahL  Eine  Fiinigung  war  hier  nicht  zu 
erzielen,  da  die  Oberstände  stets  die  alte  Taxe  (13573  H.) 
forilerten ,  Königsberg  aber  aut  der  vom  Grofsen  Kurfürsten 
gewährten  neuen  beistand  (9045  H.K  Auch  der  Ausweg,  den 
Fuchs  vorschlugt,  eine  neue  Taxe  auf  Grund  eingehender 
unparteiischer  Untersuchung  aufzustellen,  wurde  von  Königs- 
*  Brg  nicht  ohne  weiteres  angenommen.  Ein  hartnäckiger 
ahriftwechsel  ging  hinüber  und  lierüber  und  kam  schliefslich 
^is  zur  Quadruplic.  Der  Aufforderung  der  Kommission  im 
\uftrage  des  Kurfürsten,  die  alte  Hundertentaxe  herauszu< 
»ben^,  kam  Königsberg  auch  nicht  nach,  vorgebend,  dafs  es 
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—    Kßn.  Ortpr.  Fol    74L 
a  Mftra    1691.    --    Kön.  Untpr. 
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*  Bedf>nkea  det  Oherstande,    — 

a  w,  M.%  m. 

*  EztrActns  Protocolli.    —    K5d. 
Fol.  741.    No.  II  fol.  100,  lOL 

*  liiiitruktion  der  zur  Accise  GevollmÄchtigteii.  —  Kön.,  12.  MÄrx 
imi.  —  Kön.  Ostpr,  FoL  74L    No.  12  foL  103—106.  -  Au»f, 

*  Relation  von  Fuchs.   -  KOn.,  8.  Mai  1691.  —  R.  6.   B.B.B.  2, 
Ami. 

*  Ans  der  Rommission.    ~    Klin.,  23.  Juni  1691.    —    K5n.  Ostpr. 
Pol  741.     Ko.  50  foL  416.  -  Konzipt. 
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solche  von  1609  nie  gesehen^,  sodafs  es  schliefslich  ermahnt 
werden  mufste,  sich  nicht  auf  das  Jahr  zu  steifen,  sondern 
dann  eine  andere  alte  Taxe  vorzubringen  ^.  Besonderen  Protest 
erregte  der  Anschlag,  den  nun  die  Oberstände  nach  Ausweis 
eines  sei.  Herrn  v.  Hoverbeck  vorbrachten ,  mit  21  828  Hun- 
derten. Da  es  unter  allen  Umständen  auf  höchstens  10500 
Hunderten  bestand,  brachten  die  Oberstände  in  Vorschlag, 
dafs  Königsberg  seine  Abgabe  so  einrichte,  dafs  sie  ein  Drittd 
der  des  ganzen  Landes  ausmache,  wie  1663^.  Natürlich  ohne 
Erfolg.  Da  also  gütliche  Einigung  nicht  in  Aussicht  stand 
und  es  zu  einem  langwierigen  Rechtsverfahren  kommen  mufste, 
wurde  Fuchs  abberufen  ^.  Doch  sollte  die  Kommission  weiter 
in  Thätigkeit  bleiben. 

Inzwischen  war  die  Untersuchung  zu  einer  Neuaufstellung 
einer  Hundertentaxe  auf  Befehl  des  Kurfürsten  nach  dem 
Vorschlage  Fuchsens  in  die  Wege  geleitet*,  eine  Anzahl 
Handwerker  mit  dazu  herangezogen  und  der  Untersuchungs- 
kommission besonderer  Schutz  gegen  jede  Unbill  zugesichert 
worden  ®.  Diese  Aufstellung  bildet  weiterhin  die  Aufgabe  der 
Kommission,  die  nur  sehr  langsam  darin  fortschritt,  schliefs- 
lieh  ganz  ins  Stocken  kam. 

So  „bestand**  die  Kommission.  Der  Kurfürst  konnte  auf 
dieses  Bestehen  hinweisen  gegenüber  den  weiteren  Klagen  der 
Oberstände,  im  übrigen  aber  sich  der  Separation  freuen.  Das 
Hauptinteresse  nahm  dann  für  längere  Zeit  die  Einbeziehung 
der  Eximierten  in  Anspruch.  Nur  ab  und  zu  erfolgte  wieder 
eine  Erkundigung  seitens  der  Oberstände  nach  den  alten  Re- 
gistern*^, oder  ein  Bericht  der  Kommission  über  den  lang- 
samen Fortgang  der  Untersuchung^,  ohne  dafs  Reprimenden 
seitens  des  Kurfürsten  ergingen.  Im  Gegenteil,  der  1695  nach 
Preufsen  entsandte  General  v.  Barfufs  erhielt  wieder  die 
Weisung,  dafs  es  bezüglich  des  Streites  zwischen  Königsberg 
und  den  Oberständen  unverändert  sein  Bewenden  haben  müsse*. 

»  Desgl.  1.  c.  No.  51  fol.  417. 

2  Dekret  der  Kommission.  —  Kön.,  12.  Juli  1691.  —  Kön.  Ostpr. 
Fol.  741.     No.  6»^  fol.  453. 

3  Fürschlag  der  Oberstände.  —  Kön.  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741. 
No.  .53  fol.  419. 

^  Bcskript  an  die  Kommissarien.  —  Colin,  25.  Juni  1691.  —  Kön. 
Ostpr.  Fol.  738t'.    fol.  204,  205.  —  Ausf. 

^  Desgl.  —  Carlsbad,  7.  Juni  1691.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  738^.  foL 
189-192.  -  Ausf. 

ö  Desgl.  —  Colin,  28.  Juli  1691.  —  Kön.  Ostpr.  FoL  788»>.  fd. 
274—277.  —  Ausf. 

^  Gesuch  der  Gcvollmächtigt^n.  —  1692.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741. 
No.  129  fol.  776,  777. 

**  Relation  der  Kommission.  —  Kön.,  16.  Aug.  1694.  —  R  6. 
B.B.B.  4.  —  Ausf. 

"  Instruktion  für  Barfufs.  —  Colin,  27.  Sept.  1695.  —  R.  6. 
B.B.B.  4.  —  Konzept,  gez.  D.  L.  v.  1). 
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Akut  wurde  die  Frage  bezüglich  der  Quote  der  Städte 
Königsberg  erst  wieder,  als  1701  die  Stände  ein  Donativ  von 
100000  Tblr.  gewilligt  hatten  und  dies  nach  der  Absicht  der 
Oberstände  durch  einen  durchgehenden  Koptschofg  erhoben 
werden  sollte,  also  auch  von  den  Städten*,  Königsberg  pro- 
testierte, ea  wollte  sich  nur  zu  bestimmtem  Beitrage  verstehen, 
DÄch  Proportion  der  HundertenzabP,  Der  König  selbst  wies 
das  Ansinnen  der  Oberötitnde,  Königsberg  durch  Komplana- 
tion  dazu  zu  zwingen,  zurück.  Er  nahm  es  auch  in  Schutz, 
als  man  Königsberg  zu  einem  gröfseren  Beitrage,  etwa  ein 
Drittel  des  Ganzen^  nötigen  wollte,  da  das  nicht  geaehehen 
dürfe,  solange  die  qu.  Kommission  noch  nicht  beendet  sei*. 
Es  änderte  darin  auch  der  Oberstände  Hinweis  in  ihrer  Zu- 
schrift an  Kolb  von  Warttenberg  nichts,  dafs  besonders  die 
königliehen  unmittelbaren  Uoterthanen  so  durch  die  Städte 
Königsberg  leiden  müfsten*. 

Um  der  Vorwürfe  wegen  Prägravation  endlich  ledig  zu 
werden,  bat  Königsberg  selbst  um  Fortsetzung  der  Unter- 
suchung^^ denn  die  Gegner  ruhten  nicht,  besonders  als  es 
sich  1703  um  die  Restzahlung  de^  Donativs  bandelte.  Auch 
einzelne  Landräte  suchten  den  König  gegen  Königsberg  zu 
beeinäussen,  wie  Christ,  Alex,  v,  Rauschke,  der  eindringlich 
n&helegte,  dal»,  wenn  es  nicht  besonderen  Vorteil  dabei  hätte, 
es  sich  nicht  von  den  Übrigen  als  Corpus  abgesondert  haben 
würde*.  Der  König  war  mit  den  Städten  Königsberg  zu- 
frieden, als  sie  zu  den  zuvor  erlegten  noch  einmal  10  000  Thlr, 
mur  Kronsteuer  bewilligten;  ihr  Beitrag  betrug  nun  den  fünften 
Teil  der  ganzen  Summe,  und  damit  war  die  Quotenfrage  für 
diesmal  wieder  erledigt. 

Unterdessen  hatte  die  Kommission  ihren  Fortgang,  wie 
wenigstens  noch  1705  versichert  wurde,  Ea  ist  die  letzte 
Nachricht  über  sie^;  ihr  Ausgang  scheint  also  in  der  Haupt* 
BBche  resultatlos  gewesen  zu  sein, 


*  Der  geaainten  Stände  acht.  Bedenken.  —  Kön,,  praes.  25.  Febr« 
170L  —  R,  6.  B  B,B,  6. 

'  Beibringen  der  Städte  Königsberg,    ^    Kön.,   praes.  26.  Febr. 
170L  —  R  6.  B.B.B.  6. 

*  Begis  resolutio.    —   KiSn.»  27,  Febr.  1701.  —  R,  6.  B.B.B.  6.  — 
Konzept. 

*  Deputierte  der  überstände   an  Kolb  v.  W.    —    Kön.»    praes. 
27,  Febr.  1701.  —  R.  6.  ß.B.B.  6. 

*  Allgem.    Bedenken.   —    Kön,,    praes,   30,   Jan.  1702,    —    R.  d 

*  «  Y.  Rauscbke  an  den  Kdntg.  —  KSn.,   2a  Sept  1703.  --  R.  & 
B,B3,  6.    fol,  94—100. 

'  Reskript  an  den  Kansler  v.  Kreytsen.  —  Colin,  28.  Nov.  1705. 


—  R.  6,    BB-ß.  6.    fol  317. 
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Dritter  Abschnitt. 

Weitere  K&mpfe;   Überj^anis;   des   städtischen  SteuerweMis 
nnter  fttrstliche  Yerwaltang. 

Der  Verlauf  der  Untersuchungen  in  der  Kommission  hatte 
den  Oberständen  dargethan,  dafs  sie  durch  dieselbe  etwas 
Befriedigendes  nicht  erreichen  würden.  So  nahm  man  die 
Angelegenheit  auch  selbst  in  die  Hand ;  der  Streit  mit  Königs- 
berg bildet  den  hauptsächlichsten  Gegenstand  der  Verhand- 
lungen in  der  von  den  Oberständen  selbst  gebildeten  Kom- 
mission für  eine  Generalaccise.  Bereits  1696  eingesetzt  %  aus 
drei  Landräten  und  drei  von  der  Ritterschaft  bestehend,  sachte 
diese  Kommission  vor  allem  rechnungsmäfsige  Aufstellungen 
über  den  Ertrag  der  Accise  Königsbergs  zu  gewinnen,  um 
damit,  nachdem  Königsberg  es  abgelehnt  hatte,  durch  Depu- 
tierte in  der  Kommission  mit  zu  verhandeln,  möglichst  mit 
Erfolg  beim  Könige  vorgehen  zu  können*.  Gelang  es  auch 
trotzdem  nicht,  die  Städte  noch  in  ihre  Pläne  einbeziehen  zu 
können,  so  wollte  man  doch  wenigstens  den  König  mifstrauisch 
machen. 

Es  wurde  ihm  also  zahlenmäfsig  dargelegt,  wie  die  Accise 
Königsbergs  mindestens  200000  fl.  jährlich  trage,  wie  diese 
Auflage  vor  allem  gewonnen  würde  durch  Besteuerung  der 
eingeführten  und  ausgeführten  Waren  an  den  Thoren,  sodab 
der  Landmann  sie  in  der  Hauptsache  erlegen  müsse.  Es 
wurde  vor  allem  betont,  dafs  diese  Accise  nur  zur  Bereicherung 
einiger  wenigen  diene,  die  in  der  Leitung  der  Stadt  sich  An- 
sehen zu  verschaffen  wüfsten  und  aus  den  Accisegefilllen  ein 
hohes  Einkommen  bezögen ;  nur  ein  Teil  dieser  Erträge  würde 
dem  Könige  geliefert;  was  Königsberg  bisher  bezahlt  habe, 
würde  schon  durch  die  Mehlsteuer  gedeckt,  die  allein  24000 
Thaler  jährlich  ergebe.  Darnach  sei  zu  ermessen,  wieviel  dem 
Könige  verloren  gehe.  Und  nun  folgen  die  Vorschläge,  er 
möge,  um  wenigstens  auf  das  Doppelte  der  bisherigen  'Erträge 
zu  kommen,  entweder  selbst  einen  Direktor  über  die  Accise- 
verwaltung  der  Stadt  setzen  oder  doch  dieselbe  in  dieser  Höhe 
verpachten^. 

Der  Vorschlag  war  zu  schön,  als  dafs  er  nicht  vom 
Könige  acceptiert  worden  wäre,  zumal  er  sich  auch  in  der 
Richtung  der  Politik  bewegte,  die  von  seinen  treusten  Beratern 
innegehalten  wurde  und  die  darauf  abzielte,  Königsberg  unter 


*  Bedenken  der  gesamten  Stände.  —  Ron«,  praes.  8.  Dei.  1696.  — 
R.  6.  B.B.B.  5.  —  Ausf. 

*  Bericht  der  Accise-Kommission.  —  1703.  —  L  c 

»  Allgemeines  Bedenken.   —  Kön.,  praes.  18.  März.  1704.   —  R  6. 
B.B.B.  6.    fol  las— 211 
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fürstliche  Verwaltung  zu  bringen,  So  tioden  sich  denn  die 
AusHlhrungen  der  Oberstände  wieder  in  dem  nächsten  Reskript 
sxx  die  Kegierung^,  und  des  Königs  Verhalten  gegen  Königs- 
berg ist  fortan  nur  auf  Erreichung  dieser  Pläne  gerichtet. 

Nicht  ohne  weiteres  ging  Königsberg  auf  die  Pläne  ein. 
Es  war  natürlich,  daf*  nach  der  Überlassung  der  Aecisever- 
waltung^  die  jetzt  durch  die  Stadt  selbst  gt^schah,  von  irgend- 
welcher »Selb^Ulndigkeit  des  Gemeinwesens  keine  Rede  mehr 
«ein  konnte;  ea  war  weiter  klar^  daf*  damit  auch  die  Herr- 
schaft der  leitenden  Familien  in  der  Stadt  zu  Ende  war,  die 
die  Verhältnisse  bisher  zu  nützen  verstanden  hatten.  Denn 
dafs  die  Angaben  der  Oberstilode  wenigstens  zum  Teil  auf 
Wahrheit  beruhten,  läfst  das  weitere  Verhalten  der  Stadt  ver- 
muten. 

Königsberg  suchte  also  zunächst  darzulegen,  dafs  seine 
Accise  eher  weniger  betragen  habe  als  der  abgelieferte  jähr- 
liche Betragt  Es  suchte  dies  zu  erhärten  durch  Mitteilung 
der  Schlufsrechuung  der  Accise  seit  1666;  ein  sehwaches 
Beweismittel,  denn  es  legte  eben  nur  dar,  was  abgeliefert, 
nicht  was  wirklieh  eingekommen  war.  Es  konnte  auch  den 
Kuaig  nicht  überzeugen.  Immerhin  gab  er  die  geringen  Be- 
träge  der  Accise  selbst  zu,  nur  müsse  man  ihm  die  Leitung 
derselben  überlassen^.  Die  Festigkeit  des  Königs  in  dieser 
Forderung  veranlafste  nun  Königsberg,  durch  erhöhte  Aner- 
bietangen  den  König  zu  besehwichtigen  und  die  drohende 
Gefahr  abzuwenden.  Es  steigerte  seinen  Betrag  von  35  auf 
38,  schliefslich  auf  40000  Thlr,  und  schien  damit  Erfolg  zu 
haben,  denn  der  König  hielt  für  eine  Zeit  mit  der  obigen 
Forderung  zurück ;  freilich  suchte  er  auch  die  Bereitwilligkeit 
zur  Erhöhung  zu  nützen,  indem  er  verlangte,  dafs  die 
Summe  auf  70  000  Thlr.  erhöht  wurde.  Als  Königsberg  darauf 
nicht  eingehen  konnte,  wurden  .schliefslich  1708  die  Vor- 
bereitungen zur  Übernahme  der  Accise  getroffen. 

Sie  war  bisher  in  der  Hauptsache  eine  Konsumtionssteuer 
gewesen,  aufgelegt  vor  allem  auf  Mehl  und  Bier,  daneben  eine 
Thorsteuer  fiir  alle  aus-  und  eingehenden  Waren.     Sie  wurde 

i'etzt  bei  der  Übernahme  wesentlich  eine  Tranksteuer.  Ein© 
Kommission,  der  die  Steuerrechnungen,  besonders  die  der 
Tranksteuer  seit  1692,  zu  extradieren  waren,  hatte  die  Er- 
g'iebigkeit  dieser  Steuer  festzustellen  und  dann  liir  die  Ein- 
führung derselben  Sorge  zu  tragen,  Sie  fand  am  31.  Oktober 
1708  statt  und  erleichterte  sich  die  Arbeit  dadurch,    dafs  die 

>  Reskript  an  die  Pr.  Reg.  —  Potsdam,  19.  Änril  1704.  —  R.  6. 
BAB.  6.     fol   178^175. 

•  Bitten  und  Flehen  der  8t.  Köniraberg,  —  Mai  1704  —  R,  6, 
B.B,B.  6.    foL  261—264. 

•  An  die  Pr.  Reg.  wegeo  Abtrpfunjy   der  K^ni^sborgcr  Accise.  ^- 
^Ii9iihau»en,  81.  Mai  1704.  -  R.  ü.  BOB.  G.    fal.  265. 
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bisherigen  Steuereinnehmer  als  königliche  Beamte  übernommen 
wurden.  Die  neue  Behörde  führte  den  Namen  Tranksteuer- 
kollegium. Die  Steuerauflage  betrug  durchgehend  1  flor.  poln. 
fbr  jede  Tonne  Bier,  nebst  einem  Zuschlag  von  5  gr.  zur 
Salarierung  der  Beamten. 

Die  Bürgerschaft  selbst  fügte  sich ;  sie  brachte  schliefslich 
ihre  Zustimmung  in  einem  besonderen  Memorial  zum  Aus- 
druck. Die  Zufriedenheit  erklärt  sich,  wenn  wir  vernehmen, 
dafs  die  Erträge  der  Tranksteuer  sich  1708  auf  26205,  1709 
auf  27964  Thlr.  nur  beliefen  \  — 

So  waren  auch  die  Städte  Königsberg,  die  so  lange  ver- 
hältnismäfsig  unangefochten  geblieben  waren,  schliefslich  doch 
der  Übermacht  des  Absolutismus  erlegen. 


^  Reskript  an  den  G^n.-Commi88arias.  —  Colin,  9.  Febr.  1709.  — 
R.  7.    No.  40,  g. 


SchluTs. 


Erster   Abschnitt. 
Einstellitiig  der  itäiidischeii  Tagungen  in  Ostprenrsen. 

Zum  letztenmal  waren  die  Stände  1704  in  Königsberg 
versammelt  gewesen.  Noch  einiiial  hatten  sie  versucht,  eine 
durch  das  ganze  Land  gleicli  gehende  Generalacciiäe  durch- 
suaetzen.  Die  Oberstände  —  denn  sie  sind  eigentlich  nur 
noch  unter  den  „Ständen"  zu  verstehen  —  selbst  hatten  durch 
eine  Kommission  ein  Reglement  auagearbeitet  und  vorgelegt. 
E«  beabsichtigte  nicht  sowohl  eine  gröfsere  Änderung  in  den 
Steuerquellen  als  vielmehr  in  der  Organisation  durch  die  Ein- 
beziehung aller  Städte,  Wieder  war  diese  Absicht  nicht  er* 
reicht  worden.  Als  einzigen  Erfolg  durften  «ich  die  Ober- 
stände  zuschreiben,  dafa  es  ihnen  gelungen  war,  Friedrich  111* 
mifstrauisch  gegen  die  Städte  Königsberg  zu  machen.  Es  ist 
des  Verfahrens  gegen  sie,  wie  es  sich  nun  weiter  gestaltete, 
schon  gedacht  worden.  Die  kleinen  Städte  kamen  schon  seit 
langem  als  verhandlungsfähig  nicht  mehr  in  Betracht  So 
bezieht  sich,  was  weiter  geschah,  lediglich  nur  auf  die  Ober- 
stände. 

Wieder  hatten  diese  ihre  Willigung  schliefslich  nach  der 
bisherigen  Weise  gethan^  und  zwar,  wie  1702,  auf  zwei  Jahre. 
Ordnungsgemäfs  berichtete  die  Regierung  Ende  1705  von  dem 
Ablauf  dieser  WillignngV  Aber  zuvor  schon  war  an  den 
Hof-  und  Jagdrat  Jetzke  in  Königsberg  ein  vertrauliches 
Reskript  ergangen,  und  zwei  OberriUe,  Oherburggraf  v,  Rauschke 
und  Kanzler  v.  Kreytzen,  wurden  aufgefordert^  sich  von  Jetzke 
über  den  Inhalt  diesem  Keskripts  unterrichten  zu  lassen,  alles 


»  Bericht  dtr  Pr.  Reg.  —  Küu  ,  *i4   Äug.  1705,  -*  R,  6.  H.B,B.  «, 
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aber  geheim  zu  halten  ^  Es  wurde  ihnen  darin  die  Mitteilung, 
dafs  der  König  gesonnen  sei,  weitere  Landtage  nicht  mehr 
abhalten  zu  wollen.  Beide  Oberräte  sollten  ihre  Erklärung 
darüber  schriftlich  einsenden.  Kreytzen  war  völlig  damit  ein- 
verstanden; er  erklärte,  dafs  der  König  dazu  berechtigt  sei, 
und  dafs,  wenn  die  Stände  doch  zusammentreten  würden,  dies 
verfassungswidrig  und  zu  bestrafen  sei'.  Er  empfing  fär 
diese  gute  Erklärung  Anerkennung  und  wurde  für  das  weitere 
Verfahren  als  brauchbar  im  Auge  behalten;  zunächst  sollte  er 
im  ausgesprochenen  Sinne  seine  „Mitbrüder  unter  dem  Add 
animieren**®.  Weniger  befriedigend  lautete  die  Antwort 
Rauschkes;  er  war  „ziemlich  bestürzt**  gewesen  bei  der  Nach- 
richt ^,  und  so  wurde  er  für  weiterhin  nicht  mehr  in  Anspruch 
genommen,  da  er  „bei  der  Sache  nicht  den  Eifer  für  des 
Königs  Intention  zeige***. 

Inzwischen  wurde  die  Regierung  doch  um  Auskunft  an- 
gegangen von  einzelnen  der  Stände  wegen  des  bevorstehenden 
Ltmdtages.  Sie  wurden  von  Kreytzen,  unter  Assistenz  des 
Hofrats  Jetzke,  vertröstet,  wie  der  König  das  Land  ,,bei  seinen 
Privilegien  und  Rechten  jederzeit  ungekränkt  lassen  wolle*, 
des  weiteren  aber  dann  wegen  eines  Landtages  präparieret* ; 
mit  solchem  Erfolge  geschiä  dies  letztere,  dafs  KrejiMen  dem 
Könige  empfehlen  konnte,  nun  offiziell  der  Regierung  und 
dem  Lande  von  seiner  Intention  Mitteilung  zu  machen.  Re- 
gierung und  Kriegskammer  erhielten  also  die  besttgUchen 
Mitteilungen ;  letztere  wurde  besonders  angewiesen,  fleifsig  auf 
die  Eintreibung  des  bisherigen  Quantums  zu  sehen  und 
nötigenfalls  strengste  militärische  Exekution  anzuwenden.  Die 
Angelegenheit  nahm  ungehinderten  Verlauf;  Kreytzen  konnte 
im  Februar  1705  berichten*,  dafs  die  Willigung  der  ersten 
Monate  bereits  widerspruchslos  eingegangen  sei.  Und  offizidl 
konnte  die  Regierung  berichten,  dafs  überall  die  Stände  „ge- 
horcht* und  sich  zufrieden  erklärt  hätten. 

Ende  1706  trat  schliefslich  in  CöUn  a.  d.  Spr.  noch  eine 
«Kommission  wegen  der  preufsischen  Landtage  zusammen; 
ihr  gehörten  aufser  dem  Hofrat  Jetzke  auch  D.  L.  v.  Danckel- 


>  Reskript,  —   Charlottenburg,  9.  Aug.  1705.    —   R.  6.  BLB.&  1 
fol.  291. 

*  G.  Friedr.  Krevtzen  an  den  Konig.  —  Köil^  7.  Sept.  1?IÄ.  — 
R  6.  B.B.B.  6.    foL  296-299.  —  Ausf. 

'  Reskript   an  Krevtzen.    ~    Golze.  25.  Sept  17(ß.    ~    R.  6. 
B.B.B.  6,    fol.  804. 

*  Bericht  von  Rausch  ke.  —  Kon.,  7.  Sept  1705.  —  R.  6.  RJB.B.  1 
fol  800-^8ÖJi.  —  Ausf. 

'^  Reskript  an   Krevtzen.   —   Charlottenburg.    18.  OkL  ITtß  — 
R  6.  B.B.B.  ft.    fol.  :q2,*818   —  Konzept. 

*  Bericht  von  Krevtzen.  —  Kön.,  5.  Febr.  1705.  —  R.  6.  &BA.  €. 
foL  ;«1. 
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mann  und  Ilgen  an.  Einmütig  hielt  aie  dafür  ^  dafs  es  mit 
diesen  Landtagen  sein  Bewenden  haben  müsae.  Um  jede 
weitere  Schwierigkeit  zu  vermeiden  ^  sollte  nach  dem  Vor- 
achlage  Jetzkes    auch    das    sogenannte    Privilegien  buch    «up- 

Srimiert  werden  ^  —  Und  so  erhielt  die  Pretifaische  Regierung 
en  gemessenen  Auftrags  jede  weitere  Anfrage  wegen  der 
Landtage  fortan  zu  unterlassen.  —  Die  ständischen  Tagungen 
ziim  Zwecke  einer  Willigung  hatten  damit  für  immer  auf- 
gehört — 

Zweiter  Abschnitt. 
Rflekblick. 

Es  ist  bereits  am  Schlüsse  einzelner  Abschnitte  der  vor- 
stehenden ünteranchung  eine  Beurteilung  der  jeweiligen 
organischen  und  thatsiichlichen  Wandlungen  in  unserer  Zeit 
angeschlossen  worden,  sodafa  hier  nur  erlibrigen  dürfte,  einige 
Bemerkungen  allgemeinerer  Art  hiezuzuftigen. 
^^  Eine  kurze  Zeit  nur  umfafst  unsere  Untersuchung,  und 
^^bur  teilweise  ist  letztere  durchzuführen  versucht  worden, 
^^Sromerhin  lassen  Beginn  und  Schlufs  unserer  Periode  einen 
^PWerklichen  Wandel  unschwer  erkennen.  So  h«ffnungsfroli 
die  Stunde  in  den  Kampf  1688  eintraten,  so  hofFuuiigsloa  ist 
ihre  Lage  am  Ende  unserer  Zeit.  Fast  müfste  es  scheinen, 
als  habe  eine  starke  Gewalt  dazu  gehört,  sie  so  niederzu- 
werfen. 

Und  doehj  so  völlig  ihre  Niederlage  auch  ist,  die  Stände 
verdanken  dieselbe  nicht  nur  ihrem  Gegner,  dem  auf- 
strebenden Absolutismus  und  seinen  Organen.  Es  ist  kein 
machtvoller  Kampf,  der  mit  diesem  zu  führen  ist  Die  Ur- 
sachen dieser  Niederlage  sind  vorzugsweise  zu  suchen  in  ihren 
eigenen  Reihen.  Der  sülndische  Geist  war  gewichen  und 
machte  so  auch  die  ständische  Institution  wirkungslos.  Das 
scheinbar  frische  Auftreten  am  Anfang  der  Periode  darf  also 
nicht  überschätzt  werden;  es  ist  das  letzte  Aufflackern  eines 
11      entschwindenden  Lebens. 

^M         Fast  darf  man   sagen,   dafs  sie  so  lange  bestanden,    ver- 

r  '^ dankten    sie   ihrem  Gegner,     So   sehr   und   eifrig  sich  dessen 

Diener  in  den  Dienst  des  Absolutismus  stellten,  es  fehlte  dem 

I      Fürsten   die  Energie,    im    richtigen    Augenblick   einzugreitVn ; 

I       es  fehlte  vor  allem  ^    wenn  es   doch   geschah^   die  Kontinuität. 

So    bietet    im    ganzen    die    Zeit    kein    erfreuliches    Bild.     & 

fehlen  die  grofsen  ZUge^  und  schwer  nur  ist  es,  im  einzelnen 


'  Aoi  der  KommisBioii    wegen   der  PreufB.  Landtage.    —   CöUn, 
Kov.  1706.  -  R  6   ßJl  B.  6. 
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den  Mafsnahmen  zu  folgen  und  die  einzelnen  Entwickelunga- 
linien  herauszulösen. 

Das  hindert  nicht,  auch  an  vielen  dieser  einzelnen  Mafs- 
nahmen des  Absolutismus  zur  Durchsetzung  seiner  Macht 
Geschick  und  Erfolg  und  an  allen  den  guten  Willen  anzu- 
erkennen. Die  grofsen  Gesichtspunkte  freilich,  die  noch  Be- 
achtung fanden,  gehören  unserer  Zeit  nicht  ursprünglich  an, 
sondern  sind  übernommen  aus  der  Zeit  des  Grofsen  Kur- 
fürsten. — 


Anlagen. 


186 


XIX  1. 


I.   Vergleichende  Zasammenstellang  der 
auf  den  Landtagen 


1688^ 

Landtags-Marschall 

E.  V.  Röder 


1691» 

L..M. 

Abel  V.  Tettau 


1.  Brandenburg 

2.  Schaacken  .  . 

3.  Fischhausen  . 

4.  Tapiau  .... 


5.  Balga 

6.  Preuf8.-Eylau 

7.  Bartenstein   . 

8.  Rastenbarg   . 

9.  HoUand 

10.  M  orangen   .  . 

11.  Liebstadt.  .  . 

12.  Riesenburg.  . 
18.  Marienwerder 

14.  Preufs.  Markt 

15.  Liebemühl 

16.  Barthen.  . 


17.  Osterode  . 

18.  Hohenstein 

19.  Sehesten  . 

20.  Neidenburg 

21.  Soldau  .  . 

22.  Lyck  .  .  . 
28.  Oletzko  .  . 

24.  Angerburg 

25.  Rhein  .  .  . 

26.  Orteisburg 


27. 
28. 

29. 
80. 
31. 
32. 
33. 

34. 
35. 
36. 
37. 


Johannisburg 
Lötzen  .... 


Neuhausen 
Labiau  .  . 
Tilsit  .  .  . 
Ragnit  .  . 
Insterburg 

Memel.  .  . 
Schönberg 
Gerdauen . 
Nordenburg 


40, 


Deutsch -%lau 
Neuhof  .  .  . 


'  Kön.  08tpr.  Fol 
^  KOn.  Ostpr.  Fol. 


Christ.  Ehr.  Freiherr  v.  Rittlitz 
Erhardt  Trachsefs  v.  Wetz- 
hausen 
G.  Fr.  V.  Kainein 
Wilh.  Rapp 
Andr.  v.  Auer,  Oberkastenherr 

Erh.  V.  Röder.  —  Venediger.  — 

Hochfelder 

Ludwig  V.  Eppinger 

Abel  V.  Tettau 

Wilh.  V.  Tettau 

Christoph  Sack.  —  Venediger 

Fabian  y.  Kuhnheim 

Seb.  Braxein 

Georg  Melchior  v.  Kospoth 

Albr.  Friedr.  v.  Diebes 

Chr.  Ernst  v.  Reibitz 

Fab.  Melchior  v.  Bramsee. 

B.  G.  y.  Königseck 

Joh.  Quirin  v.  Deppe 

Friedr.  v.  Wormsdorf 

Seb.  V.  Drausewitz 
Samuel  v.  Wormsdorf 

Alex.  V.  Medem 

Christ.  V-  Schlieben 

Joh.  Heinr.  Kröstel 

Jacob  Pomeja 

Venediger 
Joh.  Theodor  v.  Schlubuth 

Erh.  Albr.  v.  d.  Trenck 

Georg  V.  Koschkuhl 

Chr.  Albr.  v.  Lefsgewang.  — 

Rapp 

Capit  Lefsgewang 

Friedr.  Albr.  v.  Kainein 

Chr.  Friedr.  v.  Schlieben 

Christ.  Reinhold  Finck 

Melchior  Olschnitz 
Friedr.  v.  Wormsdorf 


725  No.  3  p.  22,  23. 
74L    fol.  268.. 


} 


Freih.  v.  Kittlitz 

Lehwaldt 
A.  V.  Auer 

Joh.  Dietr. 
V.  Petzinger 

Eppinger 
A.  V.  TetUu 
W.  V.  Tettau 

Chr.  Sack 

I  Fab.  V.  Kuhn- 

I  heim 

Freih.  v.  Kittlitz 


V.  d.  Mühlen 

Daniel  v.Schätzel 

Alex.  V.  Kostka 


Alex.  y.  Madwig 
J.  H.  Kröstel 


J.  Fr.  Baron 
V.  Schenck 
Otto  V.  Nettel- 
horst 


Lefsgewang 


"xix  1.     ^^^^B^^^^W^ 

^^H                                       ■ 

l^llraiitiertoii  von  der  Ritterseliaft  und  Adel                                ^^H 
VI688— 1704                                                                                  ^H 

1693» 
E.  V.  ßöder 

1694« 
Tmcbflefe  v.  WetzhauseD 

1695«                        ■ 
UM,                        H 

IVnchBefa  v.  Wetz-             ^B 
hausen                        ^H 

Truchßer«  v.  Wetz- 
hausen 

Trwchscffl  V,  WetzhauBCn 

Tmchiefa  v.  Wetz-             ^M 
hauaen                         ^H 

■              lUpp 

— 

G.  Ohr.  y.  Gaudecker           H 

V      M.  Albr.  Stach 

Stach  V.  G. 

Venediger 

St^cb  V.  G.                    ^1 
Petzinger                      ^M 

^^             EpptDger 
ji       }            R&pp 
B               Sack 

,          \        KuhnbetTn 

;                 Auerawald 

*           Reibitz 

1^       Job.  Albr.  V.  d, 
■                Milbe 

Eppiüger 
\           W.  V.  Tettau 
Sack 

^            Eppinger                       H 
J         \\\  V.  TetUu            ^^H 

Sack                   ^^H 
Borck                   ^^B 

h       Job.  Dietr.  Borck 
Friedn  v.  d.  Groben 

Gröbeil                        H 

Reibitz 

Milbe                   ' 

Reibitz                        H 

;  B.  G*  V.  Köiiigiec!k             H 

f        J  J.  (^1.  V.  Deppe 
1                   Seh&txel 

Deppo 
Scbatzel 

Deppe                        ^M 

Schatzel                       H 

j          Draoaewitc                    H 

1                         _ 

\      Seh.  V.  DrausewiU 

j            G-  Fr-  V.  LoBcb 

1 

Losch 

Siegm.  KüchenmeiBter 
V,  Sternberg 
Drausewitz 

Brumfort                       ^H 
EpptDger                       ^H 

H  \           Trenek 

\                Trenek 

Trenek                         H 

^1          Lefigewang 

Koachkuhl 
Lefftgewang 

l         Lefsgewang                   H 

^p 

Groben 

Trenek                        ^M 

^H      J.  Qu.  V.  Deppe 

Deppe 
Drausewitz 

\            Scblieben                      H 

H 

— 

Fol.  744.    fol.  290.                              ^| 

^B              •  KOB.  0«tpr.  Fol. 
^H            «  KOn.  Oitpr.  Fol. 

7il.    Ho.  IS2  fol.  Mg,  MO. 

744,    fol.  60.              »  Kön.  Ortpr 
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Fortsetsnng 


1696» 
Landtags-Marschall 
J.  D.  V.  Petzinger 


1697« 

L.-M. 

Paol  Mohr 


1.  Brandenburg 

2.  Schaacken  . 

3.  Fischhausen 

4.  Tapiau  .  . 

5.  BalgtL  .  .  . 

6.  Preufs.-Eylau 

7.  Bartenstein 

8.  Rastenburg 

9.  Holland.  . 

10.  Morungen   , 

11.  Liebstadt.  . 

12.  Riesenburg 

13.  Marienweraer 

14.  Preufs.  Markt 

15.  Liebemühl  . 

16.  Barthen.  .  . 

17.  Osterode  .  . 

18.  Hohenstein. 

19.  Sehesten  .  . 

20.  Neidenburg 

21.  Soldau   .  .  . 

22.  Lvck   .... 

23.  Oletzko  .  .  . 

24.  Angerburg  . 

25.  Rhein  .... 

26.  Ortelsburg  . 

27.  Johannisburg 

28.  Lötzen  .  .  . 

29.  Neuhausen  . 

30.  Labiau  .  .  . 

31.  Tilsit  .... 

32.  Ra^nit   .  .  . 

33.  Insterburg  . 

34.  Memel    .  .  . 

35.  Schön berg  . 

36.  Gerdauen.  . 

37.  Nordenburg 

38.  Gilgenburg. 

39.  Deutsch- Eylau 

40.  Neuhof 


Tmchsefs  v.  Wetzhaosen 

Gaudecker 

Gapit.  Hirsch 

Petzinger 

Eppinger 

y       Lieut.  Knobloch 

Milbe 

^  Lehwaldt 

►  Groben 

Diebes 
Kalckstein 

►  Ruhnheim 

Schätzel 
i  Drausewitz 


Brumfort 

G.  Fr.  V.  Losch 

Küch.  V.  Stemberg 


Trenck 

Gattenhöfer 
Lefsgewang 


Kuhnheim 


Tnichaefe  v.  W. 
G«adecker 

Hirsch 
Petzinger 
Eppinger 

Glaubitz 

Hohndorf 

Lehwaldt 

Groben 

Reibitz 
Kalkstein 
Schierstedt 

Schfttzel 
Drausewitz 


Paul  Mohr 

Ebert 

Küch.  V.  Stemberg 


Trenck 

Partheyn 
Mannstein 

Groben 


'  Kön.  Ostpr.  Fol.  744.    fol.  466. 
»  Kön.  Ostpr.  Fol.  747.     Fol.  17-20. 
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der  Tabelle  L 


18» 


1698» 

1700« 

1704« 

L.-B1 

L.-M. 

L.-M. 

TracbBefs  v.  Wetzhausen 

W.  Chr.  V.  Schlieben 

Capit.  Hirsch 

Truchsefs  v.  W. 

Truchsefs  v.  W. 

V.  Rauter 

Rapp 

V.  Röder 

V.  Röder 

Hirsch 

Hirsch 

Hirsch 

Köder 

Venediger 

Polentz 

Eppinger 

Portugall 

Portugall 

}                 Rack 

Hohndorf 

' 

A.  V.  Tettau 

■ 

A.  V.  Tettau 

— 

Baron  Heydeck 

— 

• 

Capit  Wallenrodt 

• 

Capit  Wallenrodt 

Lehwaldt 

— 

Auerswald 

Reibitz 

1 

Reibitz 

Reibitz 

Kalckatein 

Stach  y.  G. 

B.  Q.  y.  Königseck 

Schierstedt 
Schätzel 

1 

Schierstedt 

^ 

Deppe 

Sch&tzel 

Schätzel 

— 

.' 

Küch.  V.  Stemberg 

. 

Schönaich 

— 

Packmohr 

f 

Kröstel 

Mohr 

Bnuniort 

' 

Sch&tzel 

Losch 

Packmohr 

Kröstel 

Küch.  V.  Stemberg 

— 

Kirschendorf 

— 

— 

Kröstel 

1              Trenck 

— 

z 

z 

z 

Partheyn 

Lefsgewang 

Lefsgewang 

Lefsgewang 

Lehwaldt 

— 

Auerswald 

— 

}' 

V.  Chr.  y.  Schlieben 

) 

SchUeben 

— 

— 

Deppe 

— 

— 

Schfttjsel 

>  K«ii.  OHpr.  FoL  f49.    fol.  16. 
■  KOn.  Ovtpr.  Fol.  749.    fol.  SM. 
•  KOn.  Ottpr.  Fol.  780.    fol.  TW. 


IL 
Zar  RechnangsfOhran;^  des  Preafsischen  LandkasteHS. 

Bericht  über   den    „neunten  Pfennig",    sowie  einen   im  Interesse 
der  ständischan  Eigenwirtschaft  erhobenen  HabenschoCs. 


Die  Rechnungen  des  „neunten  Pfennifrs^  werden  noch  nach  Mark, 
Schillingen  und  Ffennigen  geführt,  denselben  Einheiten,  die  auch  in 
der  Hunderten-Bewertung  der  Städte  noch  mafs^ebend  waren.  —  Zum 
Vergleich  mit  den  sonst  durchweg  gebräuchlichen  Werteinheiten  ge- 
nügen hier  folgende  Andeutungen: 


1  Rthlr. 


1 

rm 

Iß- 

6 

t 

Sß^ 

18 

=  1 

gr- 

1 

7m 

=  60;?  = 

20 

gr. 

IVi  VHiL 

-90;ff  = 

90 

gr. 

= 

1  Flor. 

poln. 

4Vt 

m 

=- 

90 

gr. 

= 

3  Flor. 

poln. 
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Beriobt  über  die  Verreobnung  des  :Brtrase8   eines  besonderen 

Hubenscho  Bses. 

Die    eingekommenen   H4336  Thlr.  16  gr.    10  Pf.   werden   folgeuder- 
amfeen  verrechnet': 


8568  Thlr.  81  gn  — 


8410  -  85    -  — 

leooo  -  -  - 

10000  -  -    -  ^ 

131  -  ^   .  - 

W3  -  —    -  — 


Pf,  zit  Supplierang  der  15  000  Thlr,  m  dem  Ktir* 
fürstoii  1690  als  Huiclif,ningi!igi.^9chenk  <jff<*riert 
(6441  Thlr.  23  gr.  4  P%.  'mid  bereits  durch 
den  D*>zember  1692  faUigou  Dünativschofg  ent- 
richtet). 

-  zu  8uppliprung  dor  10000  Thlr  ,  der  KurfTiratin 
offeriert  (6589  Thlr.  5  gr.  durch  Schofs  im 
März   169:i  bezahlt). 

-  dem  Kurfürsten  zum  Friedrichhoffflchen  ßmi 
versproi'hen. 

-  der  knrfürfitin,  was  ihr  zum  Pateugeachcnjt 
de«  Kronprinzen  gewilligt  worden* 

*  vierniotiatliche  Interessen  dem  Kriegsrat  und 
General  Em pfan^^er  Kraut  für  vorgcaehotiaene 
6550  Thlr. 

-  Kostgelder  wegen  abgehörter  Kaatenrech- 
nuiigen  von  1681—1694;  denen  dazu  au&  der 
KurfurKtlichen  Oberratsstube  ^  Landräten, 
Ritterschaft»  StÄdten  deputiert  gewesenen, 
item  den  Oberkastenherren  etc. 

-  In  Nafangeu     \   Verlust    an   den  abge»etÄt**n 

-  Im  Oberlande    /  Zweidrittelstöcken. 

-  an  Landrat  und  Hauptmann  zu  Orte b bürg, 
V.  Kalnein,  wegen  Reridierung  de**  Land- 
rechts;  bereits  1688  an  Kostgeld  zu  empfangen; 
letzt  erst  verrechnet. 

-  Einem  Exulanten  auj*  der  Pfalz,  auf  Ver- 
ordnung den  22,  Dezember  1695, 

-  Der  Dr.  Möllerin  zur  Verlegung  eines  ge- 
wisBen  Traktats  den  23.  Februar  1696, 


gewöhnliche 
I  Reisegelder 
Fulirirtlin  von 
Königsberg  bis 
Brandenburg 


dem   Schofseinnehmer  zu 

Holland,   als  er  Donatiy- 
'    Bchofs      des      Oberlandea 

1694      nach      Königsberg 

gebracht. 
Den  Ji  Hotipredigern  für  die 
sonntägige  Fürbitte  und 
Gebet  um  die  Wohlfahrt 
der  Land  stände  tmd  glück- 
üche  LandtagshandUing. 


Aktuar  Holländer    sein 
ordnete»  Annuum 


ver- 


14.  April  1696 
15  Dez.  1696 
10.  -  1698 
25  Febr.  1699 

für  1696 

-  1697  {  dem 

-  1698 

-  1699  ^ 
dem    Kajüten- Au fwärtcr,   so    ihm 
Landi^cbaft  geschenkt  worden, 

Interessen  für  1696  und  1697  wegen  der 
222  Thlr,  20  gr,  welche  aut*  dem  „9.  Pf." 
in  die  Donati VrReebnnng  vom  Dezember  1694 

desgl.  für  169B  und  1698. 


E.    E. 


32989  Thlr  24  gr.  -  Pf.  Übertrag. 


>  Extrakt  etc.  —  K5n.  1699.  ~  KOik  Ostpr.  Fol.  749.  Fol.  289—292. 
ForMbungvci  XXX  1.  -  B«r(tmRfiii,  1!^ 
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82989  TUr.  24  gr.—  Pf.  Obertrag. 

4      -      60   -    —    •   Reiseffeld  and  Fahrlohn  für  Schofseinnehmer 

za  SoTdaa,  welcher  den  Don.-Schofs  für  Jali 

1699    aus    dem    Oberland    nach    Königsberg 

gebracht. 

4      -      —   .    —    .   den   beiden    Aafw&rtem    der   Oberratsstabe, 

nach  Verordnang  vom  81.  Janaar  1698. 
2      -      —   -    —    •   dem  Emanael  Cotero  Schreibgebühr  für  die 

Landtagsakten,  21.  Mftrz  1699. 
4      •      60   -    —    -   dem  Acciseeinnehmer  zu  Holland  Reisegelder 
and  Fahrlohn  von  Königsbenr  bis  Bruiden- 
barg,  wegen  Donativgeloer  lw7. 
400      -      —    -    —    .    den  Fröbnerschen  Erben  gezahlt  1697  und  1699. 
222      -      20   -    —    -    za  dem  „9.  Pfennig''  erstattet,  so  1695  geliehen. 
709      -      d2    -    10    -    bar  bei  allen  8  Kreben. 
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IV.   Die  Winigng 

Yom  1.  Juni  1690 
I— V.    Summarische  Berechnunff  der  Kontribntioiii 


Adel 


Soll 
f&IIea 

TUr. 


,Pf. 


Ab 


Ober- 
k&steD- 
heiren 


TUrJi 


Pf. 


Adelige 
Depu- 
tierten 


IMt 


Kmaten- 
Schreiber 


I.  Quartal:  Kopf-  und 
Tra  uksteuer«  J  un  1  ^  J  ulif 
Aug,  1690 

Bitifacher  Homscbofo  Okt. 
16^    .    =    -...    . 

11.  Qu.:  Kopf-  und  Trank- 
s teuer.  Sept.,  Okt.,  Not* 

1690  ..,.,.    . 
in.Qa.;    Doppelte     Kopf- 

acciee.    Dez.  L6d0i  Jan., 
Febr.  1691 

III.  Qu.:  Doppelte  Trank- 
Kteuer  .,..,., 

IV.  Qu.:  Einfiit^he  Kopf* 
accise.  März  ,  April, 
Mai  1691 

IV.  Qu,:    Einfache   Trankt 

»iteue?  ..,.».. 

Einfacher  HoTOflcbofjs  Juni 

1691  .    


9  536 


T4;12  35460 


11279  80- 


9  745 


57 


12  912  20  9 
&084|1JJ. 


6  57082  9 

I     I 
2  905!  7i  9 


36460 


46810^ 


10130  — 
35960 


832 


372 


—  liO 


-  110 


1060 


10211:821 


2453415 


2| 


-  9öU 

—  20    2 


90 
20 


2 


37  iBWft 


Sii, 


68  245  571  3 


1648' 40H 


1331 1  4fl5 


487  ,58  l$'k 


a. 


Cölmer 


Soll 
fall<?n 


Thtr.     >rr.'    Pf. 


Ab 


Adelige 
Depu- 
tierten 


Kasten- 
Schreiber 

IKlr   ^.|    Ff. 


\.  Qu.:  Kopf'  und  Tranksteuer 

Einfacher  Homschof»,  Okt.  1690  . 

IL  Qu.:  Kopf>  und  Trank  st  euer. 

in.  Qu,:  Doppelte  KopfaecHse  .  . 

III.  Qu.:  Doppelte  Trank  ateuer  . 
IV*  Qu.:  Einfache  Kopfacciöe    .  . 

IV.  Qu. :  Einfache  Tranks  teuer    . 
Eiufaelti'r  HorDBchofSf  Juni  1691 


Sa 


6  081    7  -= 

6759  10  - 
6  938  4613»/c 

892058'  9 

3117  87  — 

4691149  4  Vi 

1677'71  — 

H4W47  9 


29  25,— 
15il0^ 
29  15  — 


41   11    9 


44  5.S7  lü 


il4|79j  9 


I 
67|72  0 

67  72  9 

451—  - 
42  72l  9 

^  -I  - 
22  72  9 
46  63|mi 


3H7  [,83t  **/« 


^  Kön.,  praes.  (aus  dem  Landkasten)  23.  Juni  1692.  —  Köd.  Ostpr. 


Bei   01»^ 
^^ih  iilt. 
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\tr  Oberstände 
fit»  iilt.  Mai   16 VU. 

gei'dUe*  vom  L  Juni  1090  bit  ult.  Mai  1691. 


H  »  11  j?                                             1 

'7iii.  IC».; 

^■linnolimer 

rtchf»«iberei 

Wegen 

dor 
Befreiten 

Bleiben  zu  ; 
liefern 

kammer 
geliefert 

Rest 

TUlf.i^. 

IT 

Thlrlgrjpf 

Thlr.lgT^ 

pt 

ThU,    «T. 

Pf. 

Thlr,    Igr.l    Pf. 

Thlr. 

kfrj    Pf 

I«.., 

2V4 

17 

■ 
37 

5 

35 

8126 

78 

»/4 

8075 

64 

9'/4 

51 

la 

9 

■«0167 

— 

8 

30 

- 

32 

3 

— 

10  867 

67 

— 

10858 

23 

9 

9 

43 

9 

2V4 

13   37 

f 

- 

29 

17 

9 

8  253 

77  15^'4 

8209 

45 

6*/4 

44 

32 

9 

B^$574 

18 

9 

27 

— 

39 

75 

9 

12  537 

2:^ 

5 

12511 

8 

5 

26 

15( 

— 

Bl72ia9 

ll*/4 

9 

30 

— 

57 

53 

Ö 

4346 

8 

6»/4 

4  331 

76 

6»/* 

14 

22 

— 

^B 

l&Vi 

6 

7 

- 

17 

82 

9 

6038 

35 

•/4 

5  647 

25 

8»/4 

891 

^ 

15 

Bll416 

a 

12 

— 

— 

1 
6    6 

— 

2  393 

12 

9 

2299 

^i« ; 

94 

9 

— 

^F    -> 

— 

9   3o!- 

ly  10— 

9  897 

47 

Vk 

9t^H>40'  7*/'4 

97 

7 

— 

2«»H:.    2 

17' 1 

<f 

:is 

— 

2()7 

11 

— 

62  Am 

711 

9«. 

Ol  T:^:t 

[7 

;^' i 

727 

62 

ti 

II. 


■PAtIg 

Btetbeu  2U 
liefern 

Zur  Krieg«- 

kammer 

geliefert 

Selireibvivi 

Wegen 

der 

Befreiten 

Rest 

^Bhlricr.l   Pf 

ThlfJ^IPf. 

Thlr.!>rr  !Ff, 

Thlr     Ipfr.l    Pf. 

Tblr.    nrrj    If 

TblrV.I     Pf. 

Hl^28;i2'i 

10    -- 

2    60- 

5  832  26 

13»/4 

5  814  26  13«  4 

18 

581  - 

^B—     —    — 

2    60 

ö   48  - 

6  731 

72 

^ 

6  717 

iS    — 

14 

27    - 

H 

U     81^ 

2   45 - 

6688 

6/. 

2*/4 

6  642 

75  11'/« 

45 

79:  9 

■  1 

7    75- 

28   62   9 

8717 

32 

7V4 

8  660 

47    7» . 

56 

75    — 

Ku;i.i3i3V* 

6  160^ 

— 

2  955 

10 

Wi 

2  951 

54  13'^ 

3 

46    — 

^l^t    6    ^ 

IS  I57- 

10   70  - 

4  479 

85 

161/4 

4  VSA 

5*5  11*« 

:i56 

27   4«/i 

^^Vu    9 

4 

1    54 

1  :m 

57 



1  I5H 

12 

lOl   15!   - 

—     —    — 

4  1-'^ 

6  l78  - 

6:i01 

74 

41, 

Ö217 

57  l:^'n 

H4  löl  y 

K737  62i  8 

65  163(^ 

62   57i  9 

4^268 

32 

3V, 

42587 

48    — 

680 

74|  3V« 

füL  741.    Nu.  112  f.d   mx  ff 


aoti 


XDL  L 


l—T. 


Soa  lälle» 

Jlb 

B»«n 

^pS" 

Jg'g' 

TUl    st.    R 

TMi^-Bi^Pr 

-Zftir  p^K 

L  Ql:  Eaa£^  mui  Taaloaner .    . 
Cm&eiKrl^flduilk  Oks.  Ifl»  .    . 

löüSSilT  — 

10  »- 

ml»- 

IL  Qil:  Capf>  od  TnaJoniur  . 

uesiw  — 

U  »- 

las'S- 

IIL  Qil:  Kapf>  md  Tnukmuer.    . 

IS.«»«»  ^ 

153  731- 

IlI443LEi^9 



IT.  Qu.:  Kopfterne 

10  ^W4»  — 

— 

45 

IV.  Qit:  TmJksceiier 

11:31:  $  » 

— 

*  'S- 

fiBfiKter  BoBMKkaC^  Jun  If»I .    . 

94?rr«  — 

m  SIS 

imm% 

s^ 

n4ä3.<L  4' 9 

7^  ii:i:3|7»i  51  « 

T. 


TWr.      gr      Ft 

Ab 

nfr-«r.    R. 

Obt?r?tSiide     | 
Cohner       .     | 

SaxniAmi 

NdGuuE^n         

Ob«laiid     ... 
H^mlauiiii 

Xstiiuc**n 

Ob«Umi 

S«iiiLuid 

y^iCuucan 

r»bt?riiad 

9W    5»  l^i 

206     <  13^9 

I  4»l   »4  I0>  9 

I  IL?   4i  «l 
4ä7  M    4I9 

2987    15    — 
T^H  «SS  12 
»6    14    ^ 

1    1    1    1     1     1    ll«l 

1    1    1    1     1    1    1    1     1 
1     1    1    1     1    1    1     1    1 

S^ 

122«»  «S    » 

1^     -- 

3a.'a  :-: 


^Aüä 


3»T«ra 


jn-«-än£* 

OT      .     «    .     1       . 

ia. 

Jl»;  j^"  r!iir    ?I  ^.     V  «  PI 

JMlfyr.«9L»t«U. 

A  ü.   .-::/.:.    al-? 


r^noii  t*ten,    —    Kdo.  «i^Cpc   FoL  74L 
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vom  1    Juni  ]6iM>  bis  iilt    Müi  1H')1,    iFortgetzung.) 


III. 


gaog 

in^  TT»; 

K  Scliofs- 

Wegen 

Bleiben  zu 
liefern 

kämm  er 

Re»t 

HPcmnehiner 

S<!lil«ib«rei 

der 
Befreiten 

^'eliefert 

r«fc4r 

TT 

ThIf.ljfrJPr, 

Th!r. 

.(rrjFf. 

TUlf.    \gr.     Pf. 

Tblr.    fp. 

Pf. 

TWrVI    Pf* 

371    1 

13Vt 

7  45- 

1 

1 
15- 

11H62  66 

4l/a 

1 
11280  21 

4'/t 

72 

45 

— .      ' 

— 

a  ,60  - 

17  17- 

10  58al2O  .- 

10586.   l 

—  ' 

3 

19 

— 

371  82 

4V, 

9 

45  — 

14  45  — 

11:382  22*  lii'/ir 

13  277  20 

13^/«' 

105 

2 

„_ 

173  10 

lÄVi 

7 

46- 

130  151  9 

11621    SjUVi 

11676    1 

2\l4 

45 

7 

9 

_   » 

_ 

2 

_ 

_ 



^1 

111422l|mt 

10  349  24 

2 

792 

87 

UV» 

^  64  77 

4Vt 

4 

60 

14 

52- 

10367,39  13^ /f 

10  267  80 

4'/j 

99 

49 

9 

■    822 

d 

7 

_ 





~~l — 

1019  86   - 

93171 

.— 

88 

15 

P-.L  _ 

7 

-^ 

- 

7  :89'— 

9279  56  15    ' 

9  1131^!  11 

166 

43 

4 

^mu 

11 

48 

75 

— 

1S5 

5H    9 

78  7-4  51  I7r'2 

77  3Hr53 

1 

9 

1372188 

Wk 

im  Kovember  1691', 

1    Juni  1690  bis  ult.  Mai  1691  srehoris. 


IV- 

g»«»g 

ßleiben  zu 

liefern 

Zur  Kriegfl- 
kammer 
geliefert 

Steht  noch 

bei 
ReBtanden 

1              Von 
Befreiten 

Schreiberei 

Tlilr     !  r   1  Vt. 

ThlrJ  gr.  1  Pf. 

Tlilr-     lifrj    Pf. 

Thlr 

p.  1  Pf. 

Tlilr, 

gr.\    Ff. 

978 

5.5 

13  Vs 

940 

78 

4Vsi 

37 

67 

9 

,              " 

10 

4 

1 

60 

, 

2409 

26 

9V2 

2  280 

20 

14 

129 

5 

13Vf 

23 

16 

3 



— * 

, — 

1468    38 

7»/« 

1468 

88 

Vft 





_ 

.i^ 

— 

^ 

, 

1  309 

82 

— 

12211    9115 

88 

72 

3 



47 

— 

1 

—   — 

1  117 

— 

H 

l  10t  1 14  !  6 

9 

35  11 

5 

13 

3 

1    1    —  1  — 

421 

51 

Vh 

420 '43  13  Vi 

1 

7    6 





— 





, — 

2  937 

15 

— 

2670   681  — 

266 

37 

_ 

5 

4S 



1 



,^ 

878    19 

12 

811    451  6 

66 

64 

6 

2 

70 

9 

1 

—   — 

591  ;  33 

12 

591  i  33  12 

— 

— 

^ 

50    |20     1 

5  1  60  1  — 

12U1 

52 

8 

11512 

32 

8^;. 

599 

19 

17Vt 

187    |80|    If 


Jft  Iure«  wüligun  R. 


V. 


Bleibt  zn  Uefeni: 

Geliefert  zur  Kriegs- 
kammer: 

Reat: 

ttW  TWf,  19  gr.    9«  t  Pf 
IM«     -     t2    ■     SV.    . 

iilTse  TWr.  17  gr,    »'/*  Pf. 
«587      ,      48    -      —      - 
T7S81      -      53    -      & 

■ffUr.  Unt.  ri^^  Pt 

IHl-Hrj  Thlr    U8  ^t    W/f  Pf. 
li:»1S           :r2    -     Wi    - 

&99     -      lö    .      I7»vt    . 

tes»  Thlf.  9ti  iff.    3U  PI 

hmau  TWr   til  ^T.    d     Pf. 

:^i80  Tlilr.  (W  fr-        */*  M. 

lo.  112.    foL  698  f. 
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XIX  1. 

VX    Speoialbareobnang  ■  dar 
Via.    Kopfaocise  and  Tranksteaer. 


Zahl 
der  Per- 
sonen 

38cheffel. 
Bier 

Tonnen  |  Stoff* 

28cheffel. 
Bier 

T.         8t. 

Weizen- 
mehl 

T.         St. 

Adel  .    . 

Samland   . 
Natangen . 
Oberland  . 

14  563 
39119 
23425 

1757      - 

2370    86V» 

882    24 

284 

1081 
1628 

84 

48 

70 
129 
100 

48 
48 

Cölmer  . 

ga. 

Samland   . 
Natangen . 
Oberland  . 

77107 

20  594 
24  910 

7  885 

5010 

1231 

396 

41 

14V2 

24 
72 

2994 

2538 

1296 

253 

86 

84 
84 
72 

äoo 

102 

52 

9 

24 
12 
72 

Bauern  . 

Sa. 

Samland   . 
Natangen . 
Oberland  . 

53389 

95  591 
25  573 
12833 

1U69  1    — 

1261     80 
297  '  72 

291  l48 

4084 

554 
621 
390 

48 

72 
24 
60 

164 

17 
90 
13 

"12 

72 

48 

Sa. 

133997 

1851 

8 

1566 

60 

1     121 

-24 

Via.    Kopfaccise  und  Tranksteaer. 


Südt 
Hubei 

ach  oft 

TTjlrJ  gr 

Ab 

1- 
i 

Pf, 

Stumme 
an  Geld 

Tlilr.     i  ^rj  Pf 

Ober- 
kästen - 

Herren 

TUT.iffrJpt 

Kast^^n- 
Si^bfeiber 

Thlr.l  jff  !  PC 

Adel  .    .    - 

Bamland    . 

Natangün . 
Obnriand  * 

1       tiO 

- 

3851  153-- 

253 

101 

30 
30 

30 
45 

2 

^ 

Cölmer  , 

Sa- 

Bamland    . 
Katat]|:;('ii . 
Oberlnnd  . 

1   m  — 

Ti  478     8   9 

1  :i«H    ];:   \^ 

;i54  60 

— 

120 

40 
22 
22 

2 

72 
45! 
45 

1 
9 

Bauprii  . 

Sa. 

Samland   . 
Natanf^i^n  . 
Oberland  . 

^ 

12  om 

bin 

2  398 
1271 

50    9 

37    9 
18   9 
19'- 

—   — 

87  Tai   9 

10:*l'75J- 
22  U  - 
221451- 

Sr*. 

-.-       _ 

12384 

75'^  1 

— 



\hA 

^5 

— 

»  Kön.  1691.   - 
-  Eine  Tonne 


Aus  dem  Lamlkasteii.  —  Kön.  Ostpr.  Fol.  741  ad 

-  96  Stoff. 


I 


XIX  1. 

G^eldUe  des  m.  Quartals. 

De«,  1690.  Jao.  und  Febr,  1801, 


Korn- 
5chrot 

Mul 

t 

Haber- 
Hchrot 

Bäcker,  sn  «nii 
geben 

Vom 

Branntwein- 
brennen 

K    '^ 

St. 

T-       1  *it. 

T-        1    M,. 

Thlr. 

jr.    1     Pf. 

Tillr. 

V  1 

V(. 

f  1643 

48 

IM  1  72 

1H5     4^ 

_ 

i^_         _ 

_ 

_ 

1052 

,.. 



MiS     L'4 

4 

20 





10 

. 

3^2 

— 

^        !      _ 

:i2<)  1  4^ 

S 

17 

— 

12 

81 

— 

'  iml     4H 

1H4  1  72 

414^ 

■24 

7         37 

—   1 

li 

41 

— 

im    - 

2\^2 

n 

:337 



4        40 

^ 



_ 

. 

im  ^ 





1277 

72 

2        40 

_ 



60 

_ 

m 

1- 

— 

— 

744 

— 

1         - 

— 

i 

80 

— 

- 

292 

7ä 

iä58     72 

7 

ÖO 

— 

2 

50  1 

— 

t«8     - 

10^12 

72 

59  '  ^ 

15 

20 



„ 

__^ 

_ 

160     — 

8 

70 

.:>-iii^ 

^L■. 

— 

639     - 

87 

— 

7 

54  1 

— 

-~mi 

-      1 

1ÖÄ2 

i2 

858 

- 

24 

Ö7 

- 

7 

541 

— 

I 


Dex.  1690,  Jan.  und  Febr.  169L    (Fortsetzung.) 


»»»ff 

^^ 

Schor»- 

Auf 

D«n 

Aaf 

Spöcial- 
Verordnung 

Bleibt  SU 
liefern 

ejunehmer 

Schreiberei 

Befreiten 

TWr, 

irJ  Pt 

Thlr. 

r 

Pf 

Thlr. 

p.!K. 

Thlr,    Ur. 

Pf 

Thlr.     IktJ    Pf. 

67 

89 

6 

_ 

_ 

75 

8488 

86 

9 

29 

13 

6 

^ 

„ 

_ 

49 

30 

9 

8520 

32 

14 

174       :^  1P4 

6 

— ,  — 

47 

23 

9 

^ 

— 

498:? 

i  6'/4 

413 

74 

6Vi 

18 

— 

— 

47 

^ 

i 

M 

15 

9 

149^2 

^ 

lli^ 

81 

22 

9 

2 

_ 

, . 

__ 





^ 

, 

1 

5352 

3 

9 

88 

74 

4 

4 

60 



— 





^— 



-. 

4940 

34 

5 

65 

6 

11 

4 

60  - 

28 

62 

9 

— 

—  1 

-^ 

1  388   19;  7 

235 

13 

6^ 

H 

80   - 

28 

621   9 

^      _ 

— 

11675 

57|3 

290 

58 

"~*  1 

5 

^^ 

_^» 



1 

122 

40 

9 

8  188 

44?  — 

105 

2 

9 

l 



, 





2272 

61    — 

60 

38  ia>H 

1 

_      _ 

7 

S'> 

— 

— 

— 

— 

1159 

55  4»/b 

47:i 

4 

4.,| 

7 

—   1 

-1 

7 

65 

— ' 

lÄi  1 

^1 

9 

11^ 

% 

4t/. 

Ko.  30.     fol.  295. 
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XIX  1. 

VIb.    Baaem-Hubensohofii 


Volk 

HübQnzahl 


DB. 


Abgang 


iM.lgR. 


Ble]b€ii  zur 
Kontribation 

H.      JMf  QR. 


SniiiiDe  «n 

TLlr.    IgT.I  Ff, 


Samland  . 

NataiigPü 
Oberland . 


27159'  2 


145Sh5 
8  260 


26* /> 
285 

17B 


12533|  4I225 


8  748;  12 
5  3I6|  9 


91 
208 


14  605I271I  98Vi| 
5  807:17  194 
2  943;  9  208 


7  319   7  P/t 

2  903  71  4*^1 
147i;86:3 


8ä. 


49975   9184V8 


26  617  26 


227 


2:3  357  12  257  Va 


54n4!59|9 


Anschlag' 


alles  desjenigen f   was  bei  der  von  den  Ständen  gewilligten  Kopfaccide 
und   Tranksteuer  teils   auf  vorgeschützte  Verordnungen,   teils   eigen- 
mächtig sich  befreit  und  nicht  zur  Einnahme  gebracht  worden. 


Samland 

Natangen 

8000  Thlr 

.  -  gr.  ^  Pf. 

wegen     der     Freiheiten 

Königsbergs,  angeschla- 
gen  auf  6000  I^rsonen 

und  10000  Tonnen  Bier. 

•  814 

- 

50 

wegen  der  Freiheiten  bei 

den  kleinen  Städten    .  . 

156Thb.59ffT.  9  Pf. 

245 

82    .     9   - 

wegen  der  Befreiten  .  .  . 

10 

-     53   -  -  . 

460 

85    -  —   - 

wegen     der    Hauptleute 

und  Beamten 

272 

-     12   -    9  - 

3353 

42    .  -    - 

wegen  der  Schatulldörfer 

und  Neusassen 

83 

-     67    -    9  - 

2576 

80 

weeen     der    Jagd*    und 
Schatullbedienten  .... 

330 

-     75    -  -  - 

70 

60    .   -    . 

wegen    der    Stuttereibe- 

26    -  -   - 

dienten 

11 

-     60    - 

•     59 

wegen  eines  Besitzers  von 
106  Iluben,  der  noch  in 

den  Freijahren. 

Wegen  der  Hospital- 

dörfer  

120 

-     ^_    ,  __ 

Von  den  Landdörfem 

bei    den    kleinen 

Städten 

85 

Samland  und  Natangen:     16  244  Thlr.  73  gr.  —  Pf. 
Oberland  (geschätzt  auf):     1 887      -      57    -      9    - 
Sa.:  17  632  Thlr.  40  gr.    9  W. 


'  Aus  dem  Landkasten.  —  Kön.  1691. 
No.  30  fol.  296,  297. 


Kön.  Ostpr.  Fol.  741  ad 


XIX  1. 

ä  46  gr.    Tebraar  1691. 
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Abgang 

— ' 

Ob 

her 

Thlr. 

er- 

ten* 
Ten 

li.lpf 

Ell! 

itei 

»er 
Ff. 

8* 
eini 

Thlr. 

jel 

imer 
Pf. 

SehMiWrei 
Tblr.  grjpf. 

Den 
Befreiten 

Thlr,  gT.|Pf 

Auf 

T«n>nli>imig 
TMr  gT.|Pf. 

Bleibt  £ti 
liefern 

Thlr.     ffrj  Pf. 

— 

— 

— 

— 

— 

—  > 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

3M 

60 

!_ 

361 

^ 

- 

1122 

1 

m*u 

m  ^ 

30 

— 

83 

61 

172 

56 

5198160iQV4 

1     1 

Specifikation^ 
bezüglich  der  SchatuUdörfer  in  Samland;  für  1690—1691. 

£b  sollen  dieselben  tragen  in  einem  Quartal: 

864  Thlr.  —  gr.  —  Pf.  für  10248  Personen  4  TVs jrr. 

9      .  eO    -    —    -    f&r  29  Tonnen  8  Scheffel.  Bier  ä  30  gr. 

44      .  40    .    —    .    för  190  Tonnen  2scheffel.  Bier  k  20  gr. 

1      -  40    •      9    -    far  64  Scheffel  Weizenmehl  k  18  gr. 

_       .  66    -    —    -    für  22  Scheffel  Komschrot  ä  3  gr. 

20      .  25    -    —    -    far  182Vt  Scheffel  Malz  k  10  gr. 

— '      '  40    .    —    -    für  40  Scheffel  flaferschrot  4  1  gr. 

öa.    9äl  TUr.  1  gr.    Ö  H 

Also  auf  6  Quartale  (das  dritte  doppelt,  und  1  gezählt 

anstatt  des  Homschosses) 5586  Thlr.    9  gr. 

Darauf  sind  eingekommen  im  2.  Quartal 1190      -      21    - 

im  3.  Quartal 1042      -      36    - 

Demnach  bleibt  als  Rest  von  den  Schatulldörfem     .    .  3353      -      42    - 


1  Aus  dem  Landkasten.   ~    Kön.  1691.    —   Kön.  Ostpr.  Fol.  741  ad 
No.  30  fol.  296,  297. 
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XIX  1. 


Wildnisbereiter  und  Warten', 
80  sich  von  Kopfaccise  und  Tranksteuer  ezimiert,  1690 — 1691. 


a 

Bier  auf 

' 

.g 

Bier  auf 

±^ 

si 

das  Jabr 

B 

öS 

»'S 

d««  Jahf 

Ämttir 

7^    N 

E  0 

s 

£ 

: 

£ 

£ 

&^ 

1" 

c 
^ 
0 

41 

^         ' 

J 

o 

^ 

OT 

m 

^ 

» 
«* 

Neuhantieii  .  . 

1 

B 

6 

5 

20 

10 

Waldna  ,  .  .  . 

-^ 

— 

— . 

-^ 

2 

8 

4 

— 

Seh &ac keil    .  . 

fi 

24 

18 

«^ 

18 

72 

36 

— 

Ffachhauaen    . 

2 

16 

12 



16 

54 

32 

-^ 

Labiau    . 

2 

16 

12 



50 

200 

100 



Tftpiau.  , 

4 

32 

24 



21 

84 

42 

— 

* 

2 

16 

— 

12 

S6 

144 

n 

.  * 

4 

32 

— 

24 

40 

160 

- — 

m 

,  , 

2 

16 



12 

12 

46 



u 

^ 

:i 

24 

_^ 

18 

52 

206 

,— 

m 

RagTkit . 

1 

8 

— 

6 

:^2 

128 

^ 

64 

.  , 

n 

24 

— . 

18 

29 

Uö 

— 

59 

Tilsit.  , 

2 

lÖ 



12 

40 

ISO 

^ 

m 

Mümmel 

1 

8    1 

„_ 

6 

36 

144 

. — . 

n 

Salau    , 

1 

8 

. 

6 

16 

40 

^ 

20 

Georpcanburg  . 

1 

8 

. — 

6 

8 

32 

-* 

le 

Taplacke 

n   .  . 

1 

8 

^ 

5 

18 

72 

— 

36 

Sa, 

33 

264 

72 

126 

425 

1700 

224 

6^ 

Summe  bei 

den  Wil 

dnisbereitern 

444  Thlr.  - 

g^- 

Summe  bei 

den  Wa 
Ol.  741. 

rten  . 

.    .    . 

2132      -      80 

Btpr.  F 

067*  TUr.  to 

gr 

1  K 

5n.  0 

foi.  300,  aoi. 
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\\    Snnifnarisclie  Bereehnenff 
.der  im  Juli  1701  t^iii<^eDiMiiiMei]4'Ti  Kroii-Kftpfsteiier* 
Ideti  Oborstlltiden ,    C^jlmern  und   Bauern ,    aus  allen  3  Kreisen. 
(  dem  Re^lfnntMit,   betr.  das  Supplementum  dazu  im  Juli  1704^, 
(Aus  dem  Laiidka**ten;  gez.  Daniel  BoyeuT  Obereiiinelimer.) 

Kronsteaer,  im  Juli  ITOl  ein^nommen: 
Von  den  beiden  Oberetänden. 


5Ei|:jentttmer,  nach  der 
|er  adelljircn  Sitze  . 
delige     .    .     .    ,    * 

[Kinder 

Iiren  auf  grofsen  ade- 

Eutern 
er,  nach  der  Zahl  de: 

}nm  SiUe.     .     .     , 
»Cölmer,  Freie,  Schul- 

Qger     .     .    . 

eie,   Bo  auf  1   Hube 
_  runter  sitzen 
fnder.     ,     .     . 
freien  Kinder, 
II  Hochzinser  oderZins- 
ti  mit  2— *i  Hüben, 
deutsche  Bauern     . 
Mr  in  „den  litth.^  pobi. 
beri,  Ämtern  ... 
Bauern  in  diesen  Am- 

^  Af^ndemüller^  m 
i  Hüben  haben  .  .  . 
püller.  auf  schlechter 

k  Tagelöhner,  Hirten 
er^  Älietsleute,  »o 
■gebrauchen  .  .  .  , 
fcr,  Hofletite,  Kämme* 
f arten,  Fischer  etc.    ., 

k  Knechte 

L  in  den  poln.  und 
jLnttem  ....*. 
I  Jungen,  Mägde  und 

ikinder 

fH&gde  etc.  in  polu. 
^rrJ.  Amtern  .... 


Ji  pprsan 


1  Thlr. 
4.5  gr. 
:iO     - 


Zah]  der 


Personen 


Ertrag 


TWr, 


p^ 
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XIX  1. 


V.    Summarische  Berechnung 
der  im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfeteuer.    (Fortsetzung.) 

Von  den  beiden  Oberständen. 
Von  Personen:  Soll  fallen: 


Samland  13306 

Natangeu  37  719 

Oberland  22993 

Sa.  74018 


3  196  Thlr.  55  gr. 
9033      -      45    - 
5697      -      30    - 
Sa.     17  927  Thlr.  40  gr. 


Abgang 


auf  die  adeligen  Deputierten: 

S.  76  Thlr.  40  gr. 

N.  90      -      60    - 

O.  117      -      30    - 

Sa.  284  Thlr.  40  gr. 


Bleibt  zu  liefern: 

S.  3091  Thlr.  62  gr.    —    Pf. 

N.  8881      -      68    -    12«/8    - 

O.  5481      .      15    -     —       - 

Sa.  17454  Thlr.  55  gr.  12«/8  Pf. 


auf  die  Schofseinnehmer: 

28  Thlr.  43  gr.   -     Pf. 
61      -        6    -    5>/t    - 
98      -      75    -     —     - 

188  Thlr.  34  gr.  5V8  PL 


Geliefert : 

1  699  Thlr.  10  gr.    —    Pf. 

7  452      -      61    -    15«/8    - 

5066      -      25    -      ~      - 

14  218  Thlr.    6  gr.  15«/8  Pfl 


Rest: 

S.  1392  Thlr.  52  gr.  -  Pf. 

N.  1429   -   6  -  15  - 

O.  414   -   80  -  -  - 

Sa.  3236  Thlr.  48  gr.  15  Pf. 


V,    8iimmaxißche  BereclmuDg 

der  im  Juli  1701  eingenommenen  Krön- Kopfsteuer.    (Fortaetzimg.) 


KroBBtetier,  im  JaU  1701  eingenommen: 
Von  den  Colmem: 


Per« 


Zahl  der  l*erMmen 

Hainl.  N»t,       JoWrL   Suimne 


Ertrag 


TUr. 


Pt 


BcM^hcölmer,  nach  der  Zaiil 
der  c^lmifichen  Sitze  .     , 

Schlechte  Cölmer,  Freie» 
8c  hülsen     *..,,. 

Arendatoren  oder  Mit.'tfl- 
leute  auf  den  ciJlmiBchen 
Gütern 

Arme  Freie ,  auf  l  Hube 
und  darunter 

Cölmerkinder     .    .     .     ,     . 


Armer  Freien  Kindi^r    . 
Erb-  nnd  ArendemüHfr 

Andere  Müller  auf  seht  ech- 
ten Mühlen 

Inetleute,  Tagelöhner,  Hir- 
ten    ..*..... 

Ranfg&rtner ,  Mteteleute, 
»o  Acker  gebrauchen 

Verwalter,  Hof  leute,  Kkm- 
merer  etc  .,,,., 

Deatache  Knechte     .    .    . 

Knechte  in  polnischen  und 
Uttbanischen  Ämtern,     . 

Deutsche  Mä^de^  Jungen 
mid  Bauernltindor  ,     .     . 

Miffde  in  poln.,  aberl.  und 
Ittth.  Ämtern.    .     .    .     . 


<>Ogr 

45  - 

40  - 

m  - 

30  - 

■m  - 

60  - 

45  - 


15 


20 


30 
30 


20 
15 
10 


413 
1879 

71 

1279 
122a 


420 
4379 

22 
6134 


l42kBOgr. 

—     'rot*!  cj«ii 

Hocb- 
Hhaem 

2 


4 

5  427 

1006 
619 

889 

19B4 

2  067 


5301 

227 

108 
282 

1607 

1300 

4  602 


18ß 

1987 

18 

1023 
257 

ISd 

10 

2 

1592 

340 

508 
179 

245 

498 

1117 


1019 
8245 

111 

843Ä 
3871 


153     — 

10     — 


8 

12320 

11*49 

1622 
1080 

2  731 

873^ 

7  786 


18  193  26  775  8115  |  53083  14  112 


20 


14* 


212 


XL\  1. 


y.    Summarische  Bereohnung 
der  im  Juli  1701  eiDgenommenen  Krön -Kopfsteuer.    (Fortsetzung.) 

Von  den  Cölmem. 
Von  Personen:  Soll  fallen: 


Samland  18  ld3 

Natangen  26  775 

Oberland  8115 

Sa.  536^ 


4586  Thlr.  10  gr. 

7100      -      75    - 

2425      -      25    - 

14 112  Thlr.  20  gr. 


Abgang. 
Auf  die  adeligen  Deputierten:  Auf  die  Si'horseinnehmpr: 


S.       —  Thlr.  —  gr. 
N.      -      -      -    - 
O.        8      -      80    - 
Sa.    8  Thlr.  80  gr. 

Bleibt  zu  liefern: 

S.  4546  Thlr.     1  gr. 

N.  7  070      -      71     - 

O.  2  411      -      a5    - 

Sa.  14028  Thlr.  17  gr. 


ir- 


40  Thlr. 
30      - 
5      -      —    - 
75  Thlr.  13  gr. 


Geliefert: 

3118  Thlr.  23  gr. 

6825      -      81    - 

2200      -      45    - 

12144  Tklr.    9gr. 


Rest: 

S.  1427  Thlr.  68  gr. 

X.  245      -      40    - 

O.  210  _•      ^    - 

Sa.  18S4  Thlr.    8  gr. 


1. 
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V.    Summarische  Berechnung 
im  Juli  1701  eingenommenen  Kron-Kopfsteuer.    (Fortsetzung.) 


Kronsteuer,  Im  Juli  1701  eingenommen  : 
Von  den  Bauern. 


ä 
Per- 

Zahl der  Personen 

Ertrag 

son 

SAml. 

Nftt. 

Oberl. 

Summe 

Thlr. 

d 

Pf. 

gliche  Beamte  u. 

1  k  1  Thlr. 

IklTblr. 

datoren  auf  den 

sm 

60  gr. 

155 

60 

54 

269 



— 



che    Hochzinser 

Zinsbauern  .    . 

40    - 

1247 

573 

1145 

2965 







deutsche  Bauern 

30   - 

1878 

2003 

811 

4182 

— 

— 



inser  in  den  pol- 
en, litthauiscnen 

oberländischen 

jm     .    ,    .    .    . 

30   - 

1826 

803 

136 

2  765 

— 

— 



; )  Bauern  in  die- 
jjntem  .... 

20   - 

30092 

6828 

1103 

38023 







u.  Arendemüller 

eigenen  Hüben  . 

60    - 

— 

7 

20 

27 

— 

— 



e     Müller     auf 

chten  Mühlen    . 

45    - 

121 

153 

94 

368 







ite,  Tagelöhner, 

n 

15    - 

7028 

6064 

2466 

15  558 

— 

— 



&rtner  u.  Miets- 

30   - 

unter  den 
Bauern 

367 

914 

1281 

— 

— 

— 

üter,    Hofleute, 

merer  etc..    .    . 

30    - 

1461 

558 

727 

2  746 

— 





che  Knechte.     . 

30    - 

1206 

630 

754 

2  590 

— 





ite   in    den   pol- 

en ,     oberländi. 

1  u.  litthauischen 

5m 

20   - 

6  797 

665 

151 

7  613 







che  Mägde,  Jun- 

u.  Bauemkinder 

15    - 

3944 

1783 

2  301 

8028 

— 





j   etc.  in   polni- 

1 

1,  oberländischen 

thauischen  Äm- 

10    - 

24451 

6  066 

1163 

31680 

— 

— 

— 

79  701 

26  560 

11839 

118100 

23673 

90 

— 
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V.    Somiiiarüche  Bereehnaiig 
der  im  Juli  1701  eingenommeneii  Kiao-Kopfrteaer.    -.FortfeCzimg.i 

Von  den  Bmaem. 

Ton  Penonen:  SoU  fiOIcn: 

S.  TdTOl  15416  Tblr.  75  gr. 

N.  265d0  5436      -      —    - 

O.  11839  2aO      -      45    > 

Sa.  IISK«  23673  Thlr.  90  gr. 

IHm  von  Adel:  74  01S  17927      -      40    - 

-     Cölmeni:  530^3  14112      -      20    » 

Sa.  245201  .S5  713  Thlr.  —  gr. 

Abgang 

Adelige  Deputierte:  Scholaeinnclmtr: 

S.  —   Thlr.  —  gr.  102  Thlr.  55  gr.  12     PL 

S.  —       -      —    -  35      -      12    -      7«»   - 

O.  -       -      —     -  -       >      —    -      -     - 

Sa.  —   1  hlr.  —    -  137  ITür.  68  gr.     1««  Ft 

Daza  Ton  Adel:  284      -      40    -  188      -      34    -      5'i    - 

-     Calmem;  S      -      HO    -  75      -       13-4 

Sa.  293  Thlr.  30  gr.  4«)1  Thlr.  25  gr.  11      K 

Bleibt  zu  liefern:  Geliefert: 

S.  15314  Thlr.  19  gr.    6     PL  9415  Thlr.  45  gr.  >-     Pt 

N.  5400      -      77    -     10»!   -  4542      -        3    -  10      - 

O.  2g20      -      45    .      ~     -  22a^      -      69    -  —      - 

Sa.  2:3535  Thlr.  51  gr.  16»iPf.  16183  Thlr.  27  gr.  10>iPi 

Dazö  V.Adel:  174^      -      55    -     12«»   -  14  218              6    -  15«  s  - 

-      -  Cöhn.:  14  028      -      16-14       -  12144      -        9    -  3      - 

Sa.  55  01«  Thlr.  M  gr.     7     FT  42545  Thlr.  43  gr.  12     Pt 

Kest: 

S.  5  89«  Thlr.  64  gr.    6  Pf. 

X.  858      -      74    -     —    - 

U.  594      -      66         —    - 

Sa.  7 :352  Thlr.  24  gr.    6  Pf. 

Dazn  von  Adel:  3  2:3«      -      4>    -     15    - 

-      Cölmfm :  1  h>4       -         7     -     10     - 

Sa.  12  472  Thlr.  80  gr.  13  Pf. 
D *^T   ganze    .\bgang: 

An  adeligt-  Deputierte 293  Thlr.  30  gr.  —  Pt 

Schofseinnehuier 401      -      25    -     11    - 

Ef  **  Mon*i'  Bf-  (Oberkastenherren 119      -      80    -     —    - 

Arbeu^  J?die«r  {Obereinnehmer  u.  Karten  Schreiber  108      -        5    -    —    - 

Kroiut«u*r.      |Aufwärter 2      -      45    -     —   - 

925  Thlr.    5gr.  11  Pd 
=  1-  a  '*  0  der  abzufahrenden  Sonune. 

Zu    zahlen: 

55  71:3  Thlr.  —  gr.  —  Pf. 

925      -        5-11    - 
.54  7^7  Thlr.  84  gr.     7  Pf . 
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Supplementum, 


ch  dasjenige,  was  zu  der  1701  gewilligten  (100000  Thlr.)  Kronsteuer 
damaligem  Reglement  nicht  zureichend  gewesen^  von  den  Einsassen 
lern  Lande  una  von  ..den  Schatulldörfem  im  Juli  1704  nachgegeben 
und  in  den  Ämtern  eingenommen  werden  soll. 


Personen 
1701' 


Noch  zu 
geben 


Möchte 
tragen 


TWr. 


Pf. 


Edelmann,    von  jedem    adeligen 

se 

fl^,  die  unter  6  Hüben  besitzen 

pe  Kinder.    .    .    . 

latoren  auf  königl.  Ämtern  und 
fsen     adeligen    Gütern;     desgl. 
igl.  Beamte,  Wildnisbereiter 
^ölme^,  nach  Zahl  der  cölm.  Sitze 
chte  Cölmer,  Freie,  Freischulzen, 

«er 

Freie,  so  auf  1  Hube  und  dar- 

er  sitzen 

;rkinder 

r  Freien  Kinder 

che  Hochzinser  oder  Zinsbauem, 

J— 8  Hüben  besitzen 

re  deutsche  Bauern 

nnser  in  den..litth.,  poln.  und 
lechten  oberl.  Ämtern  .... 
■e  Bauern  (doch  hier  nicht  zu 
»tehen,  die   auf  Vt  Hube  sitzen 

oft  wohl    wüste  Hüben  aren- 
t,  welche  billig  den  Hochzinsem 

ch  zu  achten) 

und    Arendemüller,    so    eigene 

>en  haben 

•e  Müller 

Ute,  Tagelöhner,  Hirten  ...  .  . 
:ftrtner,    Mietsleute,     so    Äcker 

rauchen     

ilter,  Hof leute,  Kämmerer,  War- 

Fischer,  so  eigen  Garn  haben, 
afer,  Brauer,  Handwerker  etc.  . 

che  Knechte 

ite  in  poln.  und  litth.  Ämtern 
che  Miigde,  Jungens  und  Bauern- 

ler 

»,  Junten  und..Bauemkinder  in 
I.    und    litth.    Ämtern    .... 

sä" 


1552 
353 
694 


591 
1201 

8  706 

7252 

2  982 

154 

5426 
10059 

2  700 


41665 

98 

587 

52396 

5633 


9  762 

9199 

12005 

18  742 

4:^365 


14     gr. 

7 

4Vi    - 


5 

4V« 

3 

6 
5 


9 

7 
2Vi 

3 


5 
5 
3 

2V% 


241 
27 
34 


59 
120 

677 

402 

149 

5 

361 

558 


1388 

9 

45 
1455 

187 


150   - 


542  :  30 1  — 
511!  5  — 
400 '  15    — 


520,57 
722167 


2^5  123' 


8571    44    — 


Die  Zahlen  weichen  zum  Teil  ab  von   den  umstehenden: 
der  Bevölkerungszahl. 


Rück- 
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Zahl  der  kontribuablen  Personen. 

Zur 

Kopfaccisc  September  1700': 

Zur 
Kronsteuer 
Juli  1701: 

Zur 
Kopfacdse 
Juni  1701«: 

Adel 

Cölmor    Bauern    Summe 

Saml. 

Nat. 

Oberl. 

12368 
37  248 
22881 

18  027       77  242     107  637 

26  748       25  935      89  931 

7  972       11  419      41  222 

111200 
91054 
42  947 

145  20" 

111283 
91641 
42955 

Sa. 

72447 

52  747     114  596     239  790 

245  879 

VI.   Einnahmen 
der  General-Kriegskasse  ans  dem  Herzogtum  Prenrsen^. 


Kontribution 

Reste  (aus  denn 

i  vor.  Jahre) 

Thlr.          1    gr. 

Pf. 

Thlr. 

gr.        Pf. 

1689 

297  662 

1 

9 

1690 

290  042 

4 

__ 

— 

—         

1691 

275  000 







— 

1692 

200  847 

15 

_ 

4437 

3         - 

1693 

257  744 





11725 

15     i     - 

1694 

231  918 

7 



130 

5         — 

1695 

169  126 

19 



2  687 

17           6 

1696 

177  572 

9 



13  744 

—     1     — 

1697 

207  021 

21 

" 

30106 

22 

1 

1  Kön.  Ostpr.  Fol.  749.     fol.  429. 

a  Kön.  Ostpr.  Fol   750.    fol.  594—601. 

*  Kriegs-Ministerium,  Berlin.  VI.  2.  c.  —  Wurde  mir  durch  Hemr 
Prof.  Breysig,  Berlin,  zur  Verfü^ng  gestellt  Vergl.  dazu  die 
Gesamteinnahmen  des  pr.  Staates  bei  Riedel,  Der  brand.-pr.  Staats^ 
haushält.    Berlin  (1866).     Beil.  V. 


Pt«»r«r*acbe  Hofbachdrackerf»)  Stephan  G«ibel  k  Co.  in  Altonbttrf* 


Staats-  und  socialwissenschaftliclie 
Forschungen 
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Gnstay  Sehmoller. 


Neunzehnter  Band.     Zweites  Heft 
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Die  vorliegende  Arbeit  soll  ein  Ver^uefi  sein^  die  Entwicklung 
der  f;e werblichen  Arbüitsteilung  t\ir  einen  bestini raten  Ort  und 
eine  begrenzte  Periode  auf  Onmd  kritischer  Quellen tbrschung 
darzustellen. 

Als  Urmaterial  dienten  die  Leipziger  Adi'elabücher,   welche 

j  seit  ITOI  existieren,  aber  erst  soit  171H  die  „Handwerker  und 
Künstler"  aufgenommen  iL'iben.  Von  diesera  Zeitpunkt  an  bis 
zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ist  jedoch  von  einer  wesentlichen 
Zumihrae  der  Arbeitsteilung  weni^  zu  spüren.  Aufserdem  sind 
die  Ältesten  Adrelsbücher  nicht  ganz  zuverlässig,    Deshalb  wurde 

L  Jhl^AnlangBJahr   der  im    folgenden    darzusteltenden  Periode  das 

P  'WSSt  1751  gewählt  —  der  Jahrgang  175t»  war  nicht  autzutreiben. 
Mit  dem  Jahre  181>l)  wurde  die  Untersuchung  abgeschlossen,  wesent- 
lich aus  dem  Grunde,  weil  für  die  Prüfung  des  eventuellen  Ein- 
Üuasea  der  Ue Werbefreiheit  auf  die  Arbeitateüung  das  Jahr  ISiiO 
von  besonderer  [Bedeutung  ist  und  sich  daher  eioe  Vergleichung 
der  Perroden  18U0— 30,  18:10—60  und  1860—90  als  das  Natür- 
lichste ergab. 

Ursprünglich  bestand  die  Absicht,  auch  den  Handel  in  die 
Reobaclitnng  mit  hinein  zu  ziehen.  Jedoch  waren  ftir  diesen 
Zweck  die  Quellen  zu  mangelhatt.  Denn  bis  zum  Jahre  1858 
sind  die  Handeltreibeoden  überhaupt  nicht  nach  Geschäflsbranchen 

!  geschieden,  abgesehen  von  einigen  kleinen  Handelsgeschiiften.  die 
«ich  unter  den  Gewerben  verstreut  tinden.  1859 — 62  fand  zwar 
ne  solclie  Ordnung  nach  Handelszweigen  statt.  Dann  aber  ftlllt 
wieder  fort,  und  erst  seit  188U  sind  mit  den^lfwerbc  treibenden 
auch  „diejeuigen,  welclie  kaufmiinniache  Firmen  angemeldet 
haben"*,  vereint.  Daher  mulste  der  Handel  von  der  Betrachtung 
ausgei^ blossen  bleiben. 

So  blieb  das  GeweTbe  übrig,  und  zwar  nur  die  selb- 
itäadtgen  gewerblichen  Berufe,  welche  allein  in  den  Gewerbe- 
verzeit'hmssen  der  Adrefshticfier  angeführt  sind,  Doeh  war  es 
nicht  nötig,  sich  ganz  auf  das  Gewerbe  im  engeren  Sinn  (^Form- 
veränderung  Ton  Rohstoffen")  zu  beachrünken.     Es  konnte  auch 
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die  Urproduktion,  das  Versicherungs- ,  Verkehrs-,  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbe  und  die  persönlichen  Dienstleistungen, 
soweit  diese  eben  den  Charakter  selbständiger  Beruisthätigkeiten 
haben,  hinzugenommen  werden. 

Nicht  in  Betracht  gezogen  wurden,  weil  unter  anderen  Ein- 
flüssen stehend,  alle  diejenigen  Berufskategorien,  welche  nicht 
dem  privaten  Erwerb  zu  dienen  bestimmt  sind,  also  alle  öifent- 
lichen  Anstalten  (des  Heichs,  des  Staates,  der  Stadt ,  der  Uni- 
versität) und  gemeinnützigen  Institute  samt  der  Schar  ihrer  An- 
gestellten. Personen  dagegen,  bei  denen  die  Ausübung  der 
gewerblichen  Tliätigkeit  nur  an  irgend  eine  Art  behördlicher  Ge- 
nehmigung geknüpft  ist,  wie  z.  B.  Rechtsanwälte,  Hebanmien, 
Trichinenschauer  sind  mit  berücksichtigt  worden. 

Eß  wäre  interessant  gewesen,  auch  die  Anzahl  der  Angehörigen 
der  einzelnen  Gewerbe  in  den  verschiedenen  Zeiten  festzustellen. 
Jedoch  auch  hier  versagte  das  Material.  In  der  älteren  Zeit  zwar 
sind  die  diesbezüglichen  Angaben  der  Adreisbücher  wenigstens 
betreJÖFs  der  Zünfte  im  allgemeinen  zuverlässig.  .Je  mehr  man  sich 
aber  der  Gegenwart  nähert,  desto  mehr  tritt  das  Bestreben  her- 
vor, ein  und  denselben  Betrieb  unter  mehreren  Kubriken  an- 
zuführen, um  dadurcli  dein  Benutzer  das  Aufsuchen  zu  erleichtem. 
So  ist,  um  ein  Beispiel  von  vielen  anzufilhren,  in  einem  neueren 
Adrefsbuch  ein  und  dasselbe  Unternehmen  7  mal  aufgeftlhrt  unter 
den  Rubriken:  Gold-  und  Silberdrahtzicher ,  Gold-  und  Silber- 
sticker,  Stickereimanufaktur,  Militäreffekten,  Bijouterie  waren  und 
Galanteriewaren.  Aus  diesem  Grunde  mufste  darauf  verzichtet 
werden,  die  Zahl  der  Berufsangehörigen  mitzuteilen.  Nur  da, 
wo  dieselbe  besonders  charakteristisch  und  zugleich  sicher  fest- 
zustellen war,  ist  dies  Princip  durchbroclien  worden. 

Was  aber  die  Gewerbearten  selber  anbetrifft,  so  haben  wir 
keinen  Grund,  anzunehmen,  dafs  irgend  welche  für  Leipzig 
wichtigen  (iewerbo  in  die  Adreisbücher  nicht  aufgenommen  sind. 
Wir  haben  an  den  letzteren  einen  f\ir  unsere  Zwecke  durchaus 
vertrauenswürdigen  wissenschaftlichen  Arbeitsstoff.  Nur  der  Zeit- 
punkt des  Auftretens  eines  neuen  bezw.  Verschwindens  eines 
alten  Gewerbes  wird  in  Wirklichkeit  öfters  nicht  ganz  identisch 
sein  mit  dem  Jahre,  in  welchem  diese  Thatsache  in  den  Adrefs- 
büchern  erscheint.  In  diesem  Punkte  bieten  unsere  Quellen  nur 
approximative  Richtigkeit. 

Aus  der  Thatsache.  dafs  öfters  derselbe  Gewerbetreibende 
an  verschiedenen  Stellen  wiederkehrt,  ergiebt  sich,  dafs  nicht  jede 
Sonderrubrik    der   Adreisbücher   auch   eine   reine   Specialität  re- 

Eräsen tiert.  Es  war  daher  in  allen  zweifelhaften  Fällen  eine 
esondere  Nachprüfung  erforderlich.  Auch  überall  da,  wo 
Fabriken  mit  Handlungen  in  einer  Abteilung  untermengt  waren, 
mufsten  die  einzelnen  Firmen  kontrolliert  werden. 

Gewerbe  ferner,  welche  aufserhalb  Leipzigs  ausgeübt  werden, 
deren  Geschäftsleitung  sich  aber  am  Orte  befindet,   sowie  solche 
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aaswiirti^^en  indtistriellen  Unternehmungen,  welche  in  Leipzig  nur 
ein  Fabriklager  haben,  miifsten  ausgesondert  werden»  weil  sie  nur 
ganz  auönahmsweise  in  die  Gewerbeverzeichnisse  aufgenommen  sind. 
Andererseits  wurden  Leipziger  Gewerbesjpecijuit?iten,  welclie 
zugleich  mit  Handel  verbunden  sind,  in  jedem  Falle  berück- 
sichtigt, imd  zwar  nicht  nur  wo  ein  Verkauf  selbsterzeugter 
Produkte  t  sondern  auch  wo  der  Vertrieb  angekaufter  Waren 
vorliegt*  Die  Befolgung  des  entgegengesetzten  Princips  hätte, 
abgegeben  davon,  dalk  sie  unter  den  obwaltenden  Um.^timden 
gar  nicht  durchftihrbar  gewesen  wiire,  zum  Ausscheiden  einer 
grofseu  Zahl  der  alten  Handwerke  --  man  denke  nur  an  die 
Klempnerei  —  gefuhrt.  Ks  ist  jedoch  überall  da,  wo  die  Fabri* 
kation  mehr  oder  weniger  als  Anhang  ♦nnes  Handelsgeschäftes  zu 
bctracliten  ist,  wie  z.  B.  bei  den  Kaffeeröstereien,  Ölraffinerien  u.  a.. 
der  l>etreffende  HandelsÄweig  mit  vermerkt 

Wo  die  Herstellung  zw^eier  oder  mefirerer  verschiedenartiger 
L  Produkte  in  einer  Hand  kombiniert  ist,  also  eine  Arbeitsver- 
Lv^icugung  vorhatiden  ist,  ist  der  kombinierte  Beruf  nur  dann  be- 
BifeDaers  aufgeführt  worden,  wenn  die  Einzelproduktion  sonst 
HBberhaupt  nicht  in  Leipzig  vorkommt,  jedoch  auch  dann  nur 
immer  an  einer  einzigen  Stelle,  unter  Nennung  de^  noch  nebenbei 
lictriebenen  Geschäftszweiges,  so  z.  B.  die  Fabrikation  von  »Seifen- 
inehl  und  wetterfester  Atistrichfarbe. 

Eine  Unterscheidung  von  handwerksniiUsigera  und  tabrik- 
niftlBigem  Betrieb  \iiUt  sich  leider  auf  Grund  unserer  Unterlagen 
nicht  machen,  da  die  Bezeichnung  einer  Person  als  Fabrikant 
bezw%  als  Handwerksmeister  nicht  einen  sicheren  Schlufs  auf  die 
Betriebstbnn  ziehen  läist  Das  Aufkommen  von  „Fabrikanten** 
ncl>eD  alten  Handwerkern,  z.  B.  von  Kamm  Fabriken,  Handschub- 
fabriken neben  Kammmachem,  HantlschulmiachtTn  ist  daher  nicht 
als  Entstehen  einer  neuen  »Specialität  angesehen  worden ,  aus- 
genommen natürlich  da ,  wo  ersichtlich  eine  Arlx^itsteilung  statt- 
gefunden hat 

Nach  den  hier  dargelegten  Grundsittzen  ^Tirde  der  Rohstoff. 
welchen  die  Leipziger  Adrelsbücher  boten,  gesichtet  und  geordnet 
und  gerade  in  dieser  mannigfachen  Kontrolle  und  Umbildimg  de^ 
an  sich  ganz  anderen  Zw^c^ckeo  dienenden  Urmaterials  bestand 
Hflifie  Hauptschwierigkeit  der  vorliegenden  Arbeit.  In  vielen  Fiillen 
^^pacliten  «ich  hier  auch  persönliche  Nachfragen  bei  Unternehmern 
^notwendig 

I  Fine   weitere  Aufgabe   war  es,    die  80  eruierten  Einzelthat- 

■  Wichen  der  ArliL-itsteilung  auf  ihre  innere  Beschaffenheit  hin  zu 
»  «llter*iucben.  Hicrb«:"i  hat  sich  Verfasser  eng  an  die  von  Bücher 
in  »einer  Entstehung  der  Volks wirUchaft,  S.  277  ff  (2.  AuH.) 
dargelegten  Gedanken  angeschlossen.  Dort  ist  zum  erstenmal 
der  Begriff  der  Arbeitsteilung  zergliedert  worden  und  der  Nach- 
web  gettUirt,  dafs  verschiedene  Formen  existieren,  die  wohl  von- 
esGJUiaer    zu  unterscheiden  sind.     Fünf  Kategorien  sind  dort  von 
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Bücher  aufgestellt  worden:  Beru&bilduDg ,  Specialisation  oder 
BerufsspaltuDg,  Produktionsteilung,  Ärbeitszerlegung  und  Arbeits- 
versehiebung. 

Die  Ärbeitszerlegung  nun,  welche  in  der  „Auflösung 
eines  Produktionsabschnittes  in  einfache,  für  sich  nicht  selb- 
ständige Arbeitselemente^  besteht,  das,  was  andre  die  „technische* 
Arbeitsteilung  nennen,  kommt  bei  unserer  Ai-beit,  die  es  nur  mit 
selbständigen  Unternehmungen  zu  thun  hat,  nicht  in  Betracht 
Anders  ist  es  mit  den  anderen  Arten  der  Arbeitsteilung,  die  man 
auch  als  „gesellschaftliche'^  Arbeitsteilung  zusammengefafsst  hat 

Historisch  an  die  Spitze  zu  stellen  ist  die  Berufsbildung. 
Bücher  fafst  unter  diesem  Namen  zweierlei  zusammen:  1.  du 
Entstehen  eines  Berufes  aus  der  geschlossenen  Hauswirtschaft 
und  2.  die  Bildung  von  Berufen  infolge  des  Aufkommens  ganz 
neuer  Güterarten.  Da  wir  im  folgenden  genötigt  sind,  beide 
Spielarten  des  Begriffs  auseinander  zu  halten,  so  sei  es  gestattet, 
unter  Beibehaltung  der  Bezeichnung  „Berufsbildung"  für  die  Los- 
lösung eines  Berufs  aus  dem  Rahmen  häuslicher  Thätigkeit,  fiir 
die  zweite  Thatsache  noch  einen  besonderen  Namen  zu  prägen, 
den  der  Berufs  Schöpfung,  womit  die  Elntstehung  eines  Be- 
rufs gleichsam  aus  dem  Nichts  angedeutet  werden  soll.  Streng 
genommen  freilich  ist  die  Berufs8chöj)fung  überhaupt  keine  Arbeits- 
teilung. 

Wenn  sich  Specialberufe  von  einem  bereits  bestehenden  Ge- 
werbe absondern ,  so  geschieht  das  entweder  so,  da(s  der  ganse 
Produktionsprozel's  in  verschiedene  selbständige  Abschnitte  geteüt 
wird,  oder  so,  dals  die  Herstellung  einer  einzelnen  Güterart  m 
einem  besonderen  Gewerbe  wird.  Im  ersten  Falle  liegt  Pro- 
duktionsteilung,  im  zweiten  Herufsspaltung  (Speciali- 
sation) vor. 

Der  letzte  Fall  der  Arbeitsteilung,  die  Arbeits  Verschiebung, 
tritt  da  ein^  wo  durch  Erfindung  neuer  Maschinen  oder  sonstiger 
Arbeitsmittel  eine  örtliche  und  zeitliche  Verschiebung  der  Pro- 
duktion sich  ergiebt.  Es  ist  gerade  diese  wirtschaftliche  Er- 
scheinung eine  besonders  charakteristische  und  in  der  neueren 
Zeit  sehr  häufige.  Jedoch  sofern  dieselbe  stattfindet,  ohne  dals 
sich  für  die  Erzeugung  des  neuen  Hülfsmittcls  der  Arbeit  ein 
eigener  Specialberuf  herausbildet,  bleibt  sie  von  vornherein  aufser- 
halb  des  Rahmens  der  vorliegenden  Untersuchung.  Wo  aber 
tiir  jenen  Zweck  eine  neue  Sonderunternehmung  gegründet  wird, 
da  fällt  die  Arbeitsverschiebun^^  zugleicli  unter  eine  der  oben  ge- 
nannten anderen  Kategorien  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung; 
sie  hat  keine  Merkmale,  welche  jene  ausschliefsen.  Insbesondere 
handelt  es  sich  hier  um  Berutsschöpfung  und  Specialisation. 
Wird  die  neue  Maschine  von  Anfang  an  in  einem  Sonderbetriebe 
hergestellt,  so  haben  wir  einen  besonderen  Fall  der  Benijb- 
Schöpfung.  Wird  aber  ihre  Produktion  zunächst  von  einem  schon 
bestehenden  Gewerbe  übernommen,  dessen  Produktionsgebiet  sicli 
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dadurch  erweitert^  so  kommt  es,  sobald  si^h  die  ÄBfertigun^^  des 
Speeialproduktes  vei-selbst^lndigt,  zur  Beruffispaltung.  So  ist  es 
%,  B,  bei  den  Nahmaschfnentabrikenj  die  durch  Specialisrition  der 
ftlaflchinenfabriken  entstanden  sind»  obgleich  andererseits  durch 
den  aufkommenden  Gebrauch  der  Nähmaöchine  eine  Verschiebung 
der  Arbeit  eingetreten  war. 

Wenn  wir  daher  in  unserer  Arbeit  die  einzelnen  seit  1751 
neu  hinzukommenden  Gewerljc  in  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer 
Entstehung  beistimmen  und  rubrizieren  wollen,  so  werden  wir  uns 
auf  folgende  Formen  der  Arbeitsteilung  besehriinken :  Berufs- 
bildung, Berufsschöjjfung,  Produktionsteikmg  und  Berufsspaltung, 
indem  wir  uns  bei  jedem  neuen  Beruf  fragen:  Welche  von  diesen 
vier  Arten  ist  charakteristisch  fiir  sein  Erscheinen?  Bemerkt  sei 
aber  st'hon  an  dieser  Stelle,  dafs  wir  bei  der  Berufsspaltung  noch 
eine  eigenartige  Unterkategorie  unterscheiden,  die  im  S  7  als 
„Veraelbstilndigung  eines  Neben beruts ''  eine  gesonderte  Behandlung 
finden  «oll,  und  dals  wir  endlieh  eine  Anzahl  neu  auftretender 
Berufe  haben,  die  sich  nicht  unter  obige  Kategorien  einreihen 
laaaent  da  sie  alle  durch  Übertragung  von  anderen  Orten,  wo  sie 
bereits  lange  vorher  existierten,  nach  Leipzig  gekommen  sind, 
und  daher  unter  dem  Titel  „Berufseinwanderung"*  vor  den  anderen 
Formen  der  Arbeitsteilung  in  ?:  2  zu  betrachten  sein  werden,  — 

Wan  endlich  die  benutzte  Litteratur  angeht,  so  hat  Ver- 
fa^Hser  in  erster  Linie  neben  der  schon  erwähnten  „Entstehung 
der  V'olkswirtschaft''  von  Bücher  und  der  „Bevölkerung  von 
Frankfurt  a,  M."*  desselben  Verfassers  die  in  den  Schriften  des 
Vereins  ftir  Socialpolitik  publizierten  ^Untersuchungen  tiber 
die  Lage  des  Flandwerk»^  b<^nrorzu heben ,  namentlich  Bd.  II, 
V,  VI  a.  IX.  welclje  auf  Leipziger  Verhflltnisse  Bezug  haben; 
ferner  die  seit  18«5*:S  vorhandenen  Berichte  der  Leipziger  Handels- 
kammer; Funke,  Polizeigesetze  und  Verordnungen  des  König- 
reicha  Sachsen.  Leipzig  184t3rtl ,  besonders  Bd.  IV,  V  u.  VI: 
Oroase^  Geschichte  der  Stadt  Leipzig.  1839  u.  1842;  und 
Haase,  Die  Stadt  l^eipzig.  Leipzig  1878. 

1d  technologischer  Beziehung  haben  gute  Dienste  geleistet: 
diia  von  Heuleaux  herausgegebene  Buch  der  Erfindungen  und 
Karmarsch,  Geschichte  der  Technologie,  8j»eciell  ftVr  die  iiltere 
Zeil  die  encyklopädischen  Werke  von  Krünitz  und  Bergius. 
Ute  übrige  Litteratur  bot  tVir  den  vorliegenden  Zweck  eine  zu 
geringe  Ausbeute,  ala  dafa  sie  der  Erwähnung  bedürfte.  Viel- 
fach wurden  Aktenstücke  des  Leipziger  RaUarchivs  eingesehen. 
Mancherlei  Anregung  hat  auch  die  in  den  Schmollerschen 
ForschuogeJi  erschienene  Schrift  von  Otto  Wiedfeldt,  Statistische 
ätudieo  Kur  Entwicklungs^rescbtchte  der  Berliner  Industrie,  Leipzig 
1898«  gegeben ,  da  sie  flie  einzige  ist ,  welche  einen  dem  vor* 
BcMudeD  Thema  verwandten  Gegenstand  aus  neuerer  Zeit,  frei* 
lieh  mit  anderem  Material^  behandelt. 


§  1. 

Der  Bestand  von  1751. 

Im  Anfangsjabre  unserer  llDtersuchungsepoche  lassen  sich  ans 
den  Leipziger  Ädrersbüchern  im  ganzen  118  Gewerbe  konstatiereD. 

Davon  waren  64,  also  über  die  Hälfte,  zunftmäfsig  organi- 
siert ,  die  meisten  in  gesonderten  Innungen ,  einige  in  kombinierteD. 
So  gehörten  zur  Schlosserzunft  auch  die  Büchsenmacher, 
Windenmacher  und  Sporer,  eine  Zeit  lang  auch  noch  die  Uhr 
macher.  Auch  die  Feilenhauer  hielten  sich  damals  noch  zu  den 
Schlossern,  die  Schleifer  und  Polierer  dagegen  zu  den  Messer- 
schmieden. Die  Maler  besafsen  1751  auch  noch  eine  Innung, 
die  aber  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  aufgehoben  wurde. 

Einige  Gewerbe,  die  1751  vorhanden,  aber  noch  nicht 
zünftig  waren,  wurden  es  später  im  Laufe  des  19.  Jahrbundeiis, 
und  wir  können  daher  auch  sie  noch  zu  den  Zunftgewerben 
hinzunehmen.  Es  sind  das:  die  Zobelf^rber  und  die  Seidenfärber, 
die  später  zu  der  aus  Schwarz-  und  Schönßlrbem  vereinigten 
Färberinnung  geschlagen  werden;  die  Tapezierer,  die  mit  den 
Täschnern  vereinigt  werden ;  und  endlich  die  Gold-  und  Silberdraht- 
zieher und  die  Gold-  und  Silberplätter  und  -spinner,  aus  welche 
zusammen  ebenfalls  eine  zunftmäfsige  Korporation  gebildet  wurde. 
Mit  diesen  5  gewerblichen  Berufen  würde  die  Zahl  der  zünftigen 
Gewerbe  auf  69  steigen. 

Es  seien  im  folgenden  diese  Zunftgewerbe,  nach  Gewerbe- 
gru])pen  geordnet,  aufgeführt: 

I.    Urproduktion:    Fischer. 

IL  Metallverarbeitung:  Gold-  und  Silberarbeiter  (auch 
Juweliere),  Gold-  und  Silberdrahtzieher,  Gold-  und  Silber 
plätter  und  spinner,  Kupferschmiede,  Rotgielser,  Zinngieüser, 
Gürtler,  Klempner,  Nagelschmiede,  Huf-  und  Waffenscmniede, 
Schlosser,  Sägeschmiede  (seit  1821  als  Säge-  und  Zeugschmiede 
bezeichnet) ,  Sporer ,  Schwertfeger  ( Langmesserschmiede) ,  Me»er- 
schmiede  (Kurzmesserschmiede),  Schleifer  und  Polierer,  Feilen- 
hauer,  Nadler. 

III.  Maschinen,  Instrumente,  Apparate:  Stell- 
macher ( \\'agner) ,  Büchsenmacher  (später auch  Gewehrfabrikanten), 
Windenmacher,  Klein- Uhrmacher,  Grofs- Uhrmacher. 
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V.  CbemiBche  Industrie  und  Verwandtes:  Seifen- 
sieder- 

V.  Textilindustrie:  Lein-  und  Zengweber ,  Tuchmacher, 
^Tuchscherer  (TuchliereiterV; »    Schwarz-  und  Boyfärber,    Kunst- ^ 
^Waid*    und    Öchöntarber ,    Seidenfärber,    Poaamentierer    (später 
^mch  Posaraentenfaliriken},  Seiler 
VL  Papier:    Buchbinder-. 

VII,  Leder:  Lohgerber.  Weifsgerbtir,  Cor  du  an  na  acher, 
Pergamenttnaeher ,  Sattler,  Riemer,  Tapezierer,  Täschner, 

VIIL  HoU-  und  Schnitzstoffe:  Tischler,  Böttcher, 
Korbmacher  (später  auch  Korlj Warenfabrikanten),  Drechsler, 
Kammmacher  (später  auch  Kammfabriken) ,  Bürstenmacher  (in 
älterer  Zeit  Bürstenbinder  genannt). 

IX.  Nahrungs-  und  O  cn  u  I'b mittel:  Müller,  Becker, 
Fletsch  hatier. 

X,  Bekleidung  und  Reinigung:  Schneider,  Strumpf- 
stricker und  Barettmacher .  Strumpfwirker,  Hoimacher  (snüter 
auch  Ilutfahriken),  Kürschner,  Zobeifärber^,  Beutler  und  Hand- 
schulimacher,  Schuhuiacher  (später  auch  Schuhwarenfabrikanten) » 
Barbiere    (auch     als    „Wundürzte    und    Barbiere"     bezeichnet), 

^Perückenmacher,  Bader*  (auch  „Wundiirzte  und  Bader"  genannt). 
^B  XL  Baugewerbe:  Maurermeister,  Ziramermeister ,  Töpfer , 
^Slaser,  Zimmermaler,  Schornsteinfeger  (y,  Feuermauer  kehr  er'"). 

XI L  Polygraphische  Gewerbe:    Buchdrucker'', 
^b      Ruft  die  Durchsicht    dieser  Gewerbebezeichnungen  fast   das 
^BBd  einer  mittelalterlichen  Stadt  hervor,  in  der  Zunfthandwerker 
in    kleinen    Betrieben   ihr  engbegrenztes  Dasein    leben,    so   tragt 
es  sich .  ob  die  noch  übrigen  4!'  gewerblrchen   Berufe  nicht  viel- 
leicht diesen  Eindruck    zu  Gunsten    einer  „modernen**  Industrie- 
^fcltwicklung  abzuschwächen  vermiigen. 

^V  ^  Die  Tuchßcherer  und  Tue  Ix  bereit  er  Bind,  obgleich  sie  verBclüedene 
KftDien  fülireü  und  sogar  gesondertr*  Iimuogeii  besafseu,  bereits  im  18,  Jahr- 
hundert »acblicb  das«elbe.  Das  bp weisen  die  übemnetimmeiKien  Aus* 
en  der  alten  K&meralisten.  Auch  die  modernen  Be^eiehnan^en:  Ap- 
iteur.  Dekateur,  kenuzeicbrten  nicht  etwa  eine  ganz  neue  Benifsart, 
idern  nur  eine  Verfeinenmg  alter  Gewerbeth^itigkeiL 

^  Es  gab  ihrer  17-^1:   19.   i^OO:  2H,  imO:  4:1  1860:  98  und  1890:  *J<*7. 

*  Dais  V'eredeln  der  Felle,    welcbes  dem  ZoBammennälieii  derselben 
n^eht,    hatte   zuet**t  in  der  Hand  des  Kih'sebnera  gelegen,     Docb  ist 

Fellfärberei  in  Leijuig  schon  früh  zu  einem  eigenen  bewerbe  gewonien 

den  Zobeifarbern,     Bereits    1718   wird    ein  solcher  in  ün&eren  Quellen 

nnt.   und   seitdem   blldeu    die  Zobelfarber  eine  ständige  ICubrik   der 

irereböcber.  nur  dafs  seit  1880  an  Stelle  der  alten  Beaeicbnung  ZobeU 

her  die  nUgemeinere  der  Ranchwurenfarbereien  tritt. 

*  Es  9iii3  ihrer  immer  nur  wenige  gewesen,  IT-'rl  u.  ISCX):  3,  1833» 
wo  sie  zum  letztenmal  genannt  werden,  2,  davon  einer  Pachter  der 
fUtibttderei. 

•^  Es  gab  1751  r  15  Buchdruckereibetrieb«,  1800:  19,  1830:  22,  18d0j 
und  1890:  1(19, 
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Sondern  wir  zunächst  diejenigen  Gewerbe  aus,  die  als 
„Fabriken"^  bezeichnet  sind,  so  zeigt  sich  sogleich  die  bemerkens- 
werte Thatsache,  dafs  deren  nur  5  Arten  vorhanden  sind: 
Tabakfabriken  y  Berliner  Blau-  und  Lackfabriken ,  Wachstach- 
fabriken, Sammetfabriken ,  Gold-  und  SilbergespinstwarenfabrikeD. 
Das  ist  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  alles  in  Leipzig,  was 
irgendwie  nach  Grofsbetrieb  ausschaut. 

Die  anderen  nicht  zünftigen  Gewerbe  tragen  zum  Teil  band- 
werksmäfsigen  Charakter,  zum  Teil  zeigen  sie  ein  mehr  oder 
weniger  künstlerisches  bezw.  wissenschaftliches  Gepräge  oder 
fallen  ganz  in  das  Gebiet  der  immateriellen  Produktion.  Aber 
auch  sie  lassen  uns  alle  nur  geringe  Anillnge  neuzeitlicher  6e- 
Werbeentwicklung  erkennen. 

Die  Gärtner,  Gold-  und  Silberschläger,  Beckenschläger, 
Leinwand-  und  Seidendrucker,  Knopfmacher,  Senkler,  Loh- 
müller, Bierbrauer  und  Branntweinbrenner  unterscheiden  sich 
von  anderen  Handwerkern  nur  dadurch,  dafs  sie  keine  Zünfte 
bildeten. 

Auf  einer  etwas  höheren  Stufe,  teilweise  schon  an  das 
künstlerische  Gebiet  angrenzend,  stehen  die  Mechaniker,  Optikor, 
Petschier-  und  Stempelschneider  (Graveure) ,  Figur-  und  Formen- 
Schneider,  Eartenmaler  (später  Spiclkartenfabriken),  Musikalische 
Instrumentenmacher  ^  Orgelbauer,  Kupferstecher,  Kupferdrucker 
und  Schrift^iefser.  Die  reine  Kunst  vertreten  ein  E^unstmakr 
und  4  Bildhauer.  Die  Apotheker,  Chemiker  (,, Laboranten **)' 
und  auch  die  Gold-  und  Silberscheider^  neigen  wieder  mehr 
nach  der  wissenschaftlichen  Seite  hin,  obgleich  auch  sie  noch 
zur  materiellen  Produktion  zu  rechnen  sind.  Sie  alle  aber  können 
durch  ihr  Voriiandensein  das  altertümliche  Aussehen ,  welches  das 
Leipziger  Gewerbe  im  grol'sen  und  ganzen  noch  im  18.  Jahr- 
hundert zeigt,  nicht  wesentlich  modifizieren. 

Das  thun  auch  nicht  die  ()  Gewerbe,  die  für  die  letzte 
Herstellung  und  Verabfolgung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteh 


'  Es  sind   hierunter  Verfertiger   von  Blasinstrumenten  zu  verstehen. 

^  Die  alten  Chemiker  haben  sich  noch  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinan 
vorwieijend  mit  der  Herstellung  von  Viehmedikamenten  und  anderen  Heil- 
mitteln abgegeben.  Noch  1K?0  verfertigt  einer  von  ihnen  Mittel  gegen 
Ungeziefer,  ein  anderer  die  ^Ballhaussche  Medizin",  zwei  Tierarzueien, 
einer  „das  bekannte  Universal pflaster",  ein  anderer  wieder  reinigt  Pfeifen, 
Astrallampen  u.  s.  w.  Mit  dem  Aufschwung,  den  die  chemische  Wissen- 
schaft nimmt,  verwandeln  sich  dann  jene  Laboranten  allmählich  in  unsere 
modernen  Inhaber  von  Laboratorien,  welche  neben  der  Erzeuguue  em- 
facherer  Präparate  das  Hauptgewicht  ihrer  Thätigkeit  auf  die  unter- 
sucliung  von  Nahrungsmitteln  und  anderen  Gebrauchsgütem  legen.  Auf 
der  anderen  Seite  entstehen  durch  Benutzung  grösseren  Kapitids  und 
durch  Specialisierung  auf  einen  oder  wenige  Artikel  die  chemischen 
Fabriken. 

"  Es  waren  Gold-  und  Silberscheider  1751:  3,  1800:  2,  seit  1815:  1, 
welcher  seitdem  auch  als  städtischer  Münzwardeiu  (Mönzguardein)  be- 
zeichnet ist. 
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md  für  Beherbergung  von  Reisenden  8orge  tragen :  Die  Gast- 
böfe»  Hieröclienken  (später  RestauratioDen ) ,  Weinschenken  (später 
\\'ein8tuben ) ,    Speist-hiluser»    Kaffeehäuser   bzw.  Kaftee;4ilrten  (in 

Iiieuerer  Zeit  auch  Git^^)  und  die  Köche  ^ ;  ebensowenig  die  beiden 
ffransportgewerbe  der  Häofteo trüger-  und  der  Leichenbestatter 
pder,  wie  sie  noch  bis  1810  genannt  werden,  der  Leichen- 
pitter.  welche  dan[iaU  auch  zugleich  noch  als  Hochzeitsbitter 
fungierten. 

Und  was  endlich  die  persönlichen  Dienste  anbetrifft,  soweit 

ite  sich   1751   als  selbstilndige  Gewerbe  darstellen,   so  findet  sich 

luch  hier  kaum  etwas,  was  nicht  aucli  schon  in  viel  älterer  Zeit 

rorhanden    gewesen   w,Hre:    die   Advokaten  (Rechtsanwälte)  ver- 

rctcn  die  Recht  suchenden  Bürfrer;  dur  Förderung  des  leiblichen 

A'ohlbetindens    dienen    die  Arzte,    damals    lieber   als   „Uoktoren 

ier  Medizin"'    bezeichnet,    von    denen    als  einzige  ^^pecialität  um 

lie   Mitte   des    18.   Jahrhunderts   tnn   GeburtsheUer  (Accoucheur) 

rorhanden    ist,    lerner    di*.*    \\*un(liirzte    oder    Chirur^-i    und    die 

lebammen;    für    Unterrichtszweeke    höherer    und    niederer    Art 

ndlich  sind  thätig :  Sprachnieister  iS|>rachlehrcr)  der  verschiedensten 

■Art,    Schreib-    und    Rech' ^n  nie  ister    (  lebrer),     heutzutage    etwas 

vornehmer    ^Privadehrer   für    Sehößschreibe-    und   Rechenkunst" 

jcnannt,  Zeichenmeister  (-lehrer),   Tanzmeister  (-lehreri,    Fecht- 

aeister.   Bereiter  (SlaUmeister,  später  Inhaber  eines  Rcitinstituts) 

und  eine  Anzalil  von  Inhabern  von  Privatsclmlen^, 

Wenn  wir  diese  ganze  Reihe  von   Hernien,    die   es  1751  in 
Leipzig  gegeben  hat,    überlilicken ,    so   müascn  wir  sagen:    Der 

■üauptcharakter  des  daniahgen  Gewerbes  war  durchaus  ^ alten 
Etila'*  im  Vergleich  zu  unserer  heutigen  Entwicklungsstufe.  Hand- 
■werksmill^iger  Kleinbetrieb  im  Gegensatz  zur  modernen  Massen- 
fabrikation ,  Kundenproduktion  im  Gegensatz  zur  Warenproduktion, 
^Ktadtwirt^chaft  im  Gegensatz  zur  modeinen  Volkswirtschatlt , 
^■Dittelalterliche  lokale  Arbeitsteilung,  aber  noch  nicht  moderne 
^■lationale,  geschweige  denn  internationah^  Arbeitsteilung.  Nur 
H|»anx  leise  zeigt  sich  schon  in  einigen  Gewerbszweigen  eine  An- 
deutung der  kommenden  10*04 sartigen  Entwicklung. 

>  tu  der  zweiten  Hälfte  des  T.i  .lahrhuiiderts  kommen  zu  den  mann- 
chcn   Kächen  die  Kochfraueii  hinzu,   die  wir  gleich  hier  erwähnen,   da 
keiii  t'ollÄtändtg  neues  Gewerbe  repräsentieren  und  daher  später  nicht 
»ehr  Benicksichti^ong  finden. 

*  Die  Institution  der  Sanftentriiger  war  1703  eingeführt  worden»  um 

en  (icbriiuch   der  „Karetcn'*   innerhalb   der  8tadt  einzirschränken.     Vgl. 

Crosse«    ft.    a.   O.   Bd     II   S,   S\s^     Es  gab   noch    im    U^.    Jahrhundert 

Bänften  und  24  Träger,  aufserdem  noch  xnm  Ermtz  der  letzteren  eine 

n^eaUl  GehüUen.     Die  SänfTenträg»'r  dienten  auch  al«  Botenläufer.     Jn- 

»fero   kann   man   in  ihnen   eine  Art  V^orlkutVr  unserer  beut  igen  Dienst- 

»iDtiirr  rr blicken. 

J  Es   e:ab  damals  aurser  den  2  öffentlichen  Schulen  (St  Nicolai  und 
in  und  vor  der  Stadt  viele  Frivntschulen ,  aUwo  die  zarte 
ii'i  <Teachlechtd  im  Christentume  und  andeni  nötigen  StUcketi 
..V.    ,.  ird*.     1800  waren  ihrer  15. 
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§  2. 


Beruf8ciiii?niiderniisr. 


S' 


Unter  deüjenigen  gewerblichen  Berufen,  welche  im  Laufe 
der  letzten  1^2  Jahrhunderte  in  Leipzig  neu  aufgetreten  sind, 
müssen  wir,  wie  schon  in  der  Einleitung  angedeutet  wurde,  eine 
Klasse  von  vornherein  aussondern.  Sie  umfafst  diejenigen  Ge- 
werbethätigkeiten ,  welche  an  sich  schon  ein  bedeutend  höheres 
Alter  haben,  aus  ii^end  welchem  Grunde  aber  am  Orte  erst 
wesentlich  später  auftreten.  Sie  unterscheiden  sich  von  den 
anderen  dadurch,  dafs  sie  nicht  organisch  aus  dem  Boden  des 
Leipziger  Gewerbes  herausgewachsen ,  sondern  aus  irgend  welchen 
Ursachen  von  auswärts  importiert  worden  sind.  Man  kann  sie 
als  „übertragene"  oder  „eingewanderte"  Gewerbe  bezeichnen  und 
den  entsprechenden  volkswirtschafdichen  Vorgang  „Gewerbe-  oder 
Berufseinwanderung"  nennen. 

Wir  geben  im  folgenden  zunächst  eine  Aufzählung  all  der- 
jenigen gewerblichen  Berufe,  von  denen  es  sicher  ist,  dafs  sie 
in  ihrer  Specialität  ein  bedeutend  höheres  Alter  haben ,  ak  dasjenige 
Jahr  bezeichnet,  in  welchem  sie  auf  Leipziger  Boden  zum  ersten 
mal  erscheinen.  Es  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen,  dafs  auch 
von  den  in  den  späteren  Gruppen  zu  behandelnden  Gewerben 
das  eine  oder  andere  vielleicht  zu  der  Klasse  der  „eingewanderten 
Gewerbe"  gerechnet  werden  könnte.  Es  handelte  sich  hier 
nur  darum,  diejenigen  Berufe  von  vornherein  auszuscheiden, 
welche  unbedingt  als  übertragene  angesehen  werden  müssen. 
Geordnet  sind  sie  nach  der  Zeit  ihres  Auftretens;  F  bedeutet 
Fabrik. 

1752 — 1890    Saiteninstrumentenmacher    (Geigen-     und 

Lautenmacher) 
1752—75,  1882-90  Glasbläserei   (im    18.  Jahrhundert 

„Glaskünstler") 
1753 — 57  Seidensticker 

1755—57,  1821-58,  1869—90  Glasschleifer 
176  t     77,  1824—90  Gold-  und  Silbersticker 

1800—1809  Tambourinseidenfabrikant  * 
1801—90  Wachslichtfabrikant 
1803-90  Siegellackfabrikant 
1811—90  Strohhutfabrikant 
1812 — 29  Schweizerkäsefabrikant 
1819—90  Watte- F.  2 


*  Tambourin-(richtiger  Tainbourier-jseide  ist  eine  Art  Stickseide  und 
der  obi^^e  Fabrikant  jedenfalls  ein  Spinner. 

-  Die  Wattefabriken  nehmen  einen  ziemlichen  Aufschwung.  1880 
sowohl  wie  1860  giebt  es  ihrer  11,  seitdem  aber  sinken  sie  bis  auf  3 
( 1890)  herab. 


liX  2,  ^^^^^^^^^^  ^  1 1 

1819—90  Pappeninaclior  (Pappe-R) 
1821  — i'O  Stukkateur  (imd  iiarmorierer') 
1 82 1 — 90  Gipatij^urL ntabrikant 
1829—38  EtielsteiDschleiter 
1823 — 9n  Fischbeiutabrikatit  (-reiraer) 
lb29— IBöOer  Jahre  Seide nappreteur 

1834—90     SteiDmetzmeiater      (Steiiihauer)     (1834  :  1, 

18<50  :  7) 
1838—90  HoIzbÜdhnuer  (Holzschoitzer) 
1839-'90  Siebmacher 
1839 — 61  Seidenspin  Der 
1843—90  Leisten8chneider(-F.) 
1849 — 90  Musikdirektor  (^Inhaber   von    Mußikchören'*) 

(1849  ;  0) 
1850—90  Brunntnbauer 

1870-90  Tapeten-F, 

1870-90  Glasmaler 

1871—90  Bootabiiuer  (Gondelbauer) 

1874—90  Müldenbaumeiater 

1877 — 90  Korksebneiderei 

1880^87  Kumys- F. 

1880er  .Talire  bis  90  Saiten  Spinnerei 

1881—90  Rohr  F. 

1882—90  Spiegel- F,  (-Belegerei) 

1883—90  Fabrikation  von  Wosaikfu  lab  öden 

1885—90  Baumwollspinnerei 

1883-90  Pauken-  und  Tromniel-R 

1889^90  Teppicliknupt-F. 

1889—90  Kusaiische  Melh-F. 

seit  1890  Ziegel- F. 

seit  1890  Röhren-F. 

Wir  zählen  demnach  im  ^^anzen  40  Fälle  der  Berufsein- 
wanderung; und  zwar  haben  sich  auswärtige  Gewerlie  in  Leipzig 
niedergelasseo  in  den  Perioden 

b            1751-1800 5 
1800-1830 12 
1830-1860 ,     .     .      7 
1860-1890 16 
zusammen     40 
Betraehteji  wir  die  Tabelle  im  einzelnen,  so  fallt  uns  zunächst 
eine   ganse    Reihe   aus   dem  Auslande    eingefllhrter  Berufe  auf. 

*  So  genannt,  weil  sie  marrDorähnliclre  Wände  und  Pufsb^en  her- 
slellen.  Die^e  Marniorierer  Find  zu  unterst- beiden  von  den  gleichnamigen 
gewerbetreibenden,  welche  Hüttsarbeiter  der  Buchbinder  sind. 
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Aus  Italien  finden  Eingang  die  Stukkateure  (1821),  deren  Ge- 
werbe bereits  im  Mittelalter  in  Italien  blühte ,  ja  sich  bis  in  dai 
Altertum  zurückverfolgen  läfet,  die  Gipsfigurenfabrikanten  (1821), 
die  später  auch  noch  die  Herstellung  von  Figuren  aus  Elfenbein- 
masse übernehmen,  und  ein  Fabrikant  von  Mosaikfufsböden 
(1883).  Auch  die  Strohhutfabrikation  (seit  1811)  ist  von  dorther 
zu  uns  herübergekommen.  Sie  war  namentlich  in  Toscana  schon 
seit  alter  Zeit  in  Übung  ^  fand  aber  in  Sachsen  erst  Eingang 
und  Ausbreitung  mit  der  Einführung  der  Strohflechterei  im  Erz- 
gebirge am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Zu  dem  Produktions- 
gebiete der  zünftigen  Hutmacher  haben  die  Strohhüte  nie  gehört 
Specielle  Schweizer  Produktion  vertritt  eine  Zeit  lang  (1812 — 29) 
ein  Schweizerkäsefabrikant.  Russische  Produktion  fafst  Boden  in 
einer  Kumys-F.,  die  von  1880 — 87  existiert,  und  in  einer 
Russischen  Meth-F.  (seit  1889).  Und  selbst  orientalische  Technik 
filngt  an  in  Leipzig  ausgeübt  zu  werden,  durch  eine  Teppich- 
knüpflfabrik  (seit  1889). 

Eine  andere  Gruppe  bilden  die  Fischbeinfabrikanten  (-reifscr, 
seit  1823),  die  Korkschneidereien  (seit  1877)  und  die  Rohr- 
fabriken (seit  1881).  Sie  haben  alle  drei  das  gemeinsame  Merk- 
mal, dafs  sie  ausländische  Rohstoffe  zum  Gebrauch  zurichten,  und 
dafs  sie  ursprünglich  und  in  der  Regel  in  den  Seestädten  auf- 
treten. So  hatten  die  Fischbeinreifser,  welche  die  Baarden  des 
Walfisches  von  den  Jägern  kaufen  und  sie  dann  durch  Kochen 
und  Reifsen  gebrauchsfertig  machen,  noch  im  18.  Jahrhundert 
ihren  Sitz  besonders  in  Holland,  Hamburg  und  verschiedenen 
Seestädten;  und  die  Korkschneider,  welche  den  wahrscheinlich 
schon  im  15.  Jahrhundert  autgekommenen  Stöpselkork  herstellen, 
safsen  noch  im  19.  Jahrhundert  hauptsächlich  in  Hamburg  und 
Lübeck  Jedoch  wurde  schon  im  18.  Jahrhundert  eine  privile- 
gierte Korkmanufaktur  in  Potsdam  angelegt  und  später  auch 
eine  in  Berlin.  Allen  drei  Gewerben  ist  auch  eigentümlich ,  dafs 
ihre  Verpflanzung  in  das  Binnenland  vom  theoretischen  Stand- 
punkte aus  als  wenig  zweckmäfsig  betrachtet  werden  mufs,  weil 
dadurch  das  Princip  der  möglichst  weitgehenden  Zurichtung  der 
Naturprodukte  am  Gewinnungsorte  oder  bei  ausländischen  Er- 
zeugnissim  wenigstens  am  Ausschiffungsorte  verletzt  wird. 

Am  zahlreichsten  sind  naturjj^emäfs  diejenigen  alten  Gewerbe, 
welche  in  anderen  deutschen  Binneiistitdten ,  zum  Teil  bereits  seit 
mehreren  Jahrhunderten ,  ausgeübt  wurden ,  bevor  sie  an  unserm 
Ort  heimisch  wurden.  Ihre  Produkte  wurden  bis  dahin  meist 
durch  den  Handel  dem  Leipziger  Bedarf  zur  Verfügung  gestellt 
Oft  auch  ist  solch  eine  Industrie  bereits  früher  einmal  in  Leipzig 
vorhanden  gewesen.  So  hat  es  Saiteninstrumeiitenmacher  (Gdgen- 
und  Lautenmacher)  bereits  im  1(3.  Jahrhundert  hier  gegeben,  in 
derselben  Zeit,  als  der  berühmte  italienische  Geigenbau  in  Blüte 
stand.  Auch  später  fanden  sich  Angehörige  dieses  Berufs  von 
Zeit  zu  Zeit  am  Orte,  bis  sie  dann  seit  1752  dauernd  auftraten. 
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Auch   die  Saitenspmoerei ,    die   uröprUngliclj   durch  8pecialisatioD 
der  Seilerei  entstaatlen  war,  hatte  im   HJ,  Jahrhundert  ihre  Ver- 
reter  in  Leipzig  gehabt,  kommt  aber  dann  erst  wieder  seit  den 
l88<)er  Jahren  auf. 

Andere  alte  deutsche  <iewerbe,  die  sieh  in  anderen  iStädten 
bis  ID«  Mittelalter  hinauf  verfolgen  lassen ,  in  Leipzig  aber  ah 
Sondergewerbe ,  soviel  wir  wiesen ,  erat  spät  erseheinen ,  sind : 
ie  Seidenfiticker  (1753—57),  die  Gold-  und  Silbersticker 
i7ti4  -77  und  seit  1H24),  die  aber  aueh  mit  Seide  stickten  — 
eide  Gewerbe  sind  unßinglich  aus  der  Schneiderei  entstanden  —  » 
lie  Edelsteinschleifer  (18211—38),  die  Glasmaler  (seit  1870),  dif> 
JLisschletfer '  (1755  =  57,  1821  -58  und  seit  1809)—  die  beiden 
atzten  Burufsthiitigkeiten  wurden  in  alter  Zeit  von  den  Glasera 
ausgeübt  — .  die  Glasbläser  für  Herstellung  wissenschaftlicher 
^plasapparate  ( Glaiskünstler,  1752  —  75  und  seit  1882),  die  Leisten- 
^fcchneider(-F.,  ^eit  lH4;t),  die  Siebmacher  (seit  1839)  und  die 
^^ßol/.biIdhauer  oder  Holzschnitzer  (seit  1888). 
^B  Manche  der  eingewanderten  Gewerhe  besitzen  ein  minder 
^Bohes  Alter,  als  die  genaonteo,  haben  aber  doch  meistens  100 
^Bbder  80;^ar  mehr  Jahre  vor  ilireui  Aut  kommen  in  Leipzig  ander- 
wärts existiert  und  können  nicht  direkt  von  früiieren  Leipziger 
bewerben  abgeleitet  werden.  iJahin  gehört  du-  Spiegelfabrikation 
r Belegerei),  die  schon  in  der  1GÜ5  zu  Neustadt  a.  d.  Dosse  er- 
chleten  Spiegelfabrik  und  dann  namentlich  seit  17' Mi  in  Nürn- 
ETg  und  Fürth  l»e trieben  wurde,  in  unserer  Stadt  dagegen  erst 
te82  erscheint.  Weiter  sind  hier  zu  nennen  die  Pappenmacher 
lie  Pappe,  die  mit  der  allmahÜchen  W^rdrängung  desllolzdeckels 
lurch  den  Pappdeckel  in  der  Buchbinderei  seit  dem  16,  Jalir- 
'  Lindert  immer  mehr  an  Bedeutung  gewann,  wurde  zwar  noch 
age  Zeit  von  den  Buchbindern  selbst  durch  Aufeinanderklebfn 
aelirerer  Papierbiätter  veriertigt  - ,  das  Specialgewerbe  der  Pappen- 
macher  ist  aber  jedentalls  weit  früher  entstanden,  als  es  in  Leipzig 
iftritt,  wo  es  erst  von  1810  an  vorhanden  ist^.  Aueh  die 
rallernacher  (-Fabriken),  die  ebenfalls  nicht  vor  1810  in  den 
kdrefsbtlchern  verzeichnet  sind,  liaben  gewils  ein  weit  höheres 
Iter;  jedenfidk  ist  kein  Beweis  dafür  beizubringen,  dafs  noch 
10.   Jahrhundert   die  Schneider,    die   vermutlich   die   ältesten 


Wir  haben  unter  deu  G  lasse hlelfernt  ^i^  sonst  auch  Qlasscbneider 

int    werden,  8ok*he  Gcwerbetreibeuda  zu  verstehen,  welche  sowohl 

CJla»  durch  Schleifen  eine  besticmnte  äufsere  Form  geben,  als  auch 

dasselbe  allerhand    verzierende   Figuren   einschneiden.     Darauf  weiat 

ich  die  Bemerkung  hin,  welche  dem  lHt>l  erdibeiiieDden  Vertreter  dieses 

erbes  beipjefupt  ist:  „Schleift  Namen  und  Wappen  in  Glas  etc*"    Eine 

bart   ist  die  ^Optieche  Glasschleiferei" »  die  sich  aber  am  Ort  nicht  zu 

lein  Sonder benif  ausgewachsen  haL 

»  Vgl.  Bücher  in  Sehr  d.  V.  t  S.-P    Bd.  m.  S.  27h 
*  Efl  sei  hier  anmerkunjjsweise  angetührt,  dafö  es  eigentliche  Papier* 
briken  neben   den  Pappenfabriken  am  Ort  nie  f^c^eben  hat,   und  xwar 
"  dem  Grunde,  weil  die  Leipziger  Wa&ser Verhältnisse  zn  ungünstig  sind* 
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\^'attemacher  sind,    sich   noch  mit  der  Herstellung  dieses  Hülfs- 
Stoffes  abgegeben  haben. 

Alte  Öe werbe  vertreten  auch  die  Wachslichtfabrikanten 
(in  Leipzig  erst  seit  1801)  und  die  Sicgellackfabrikanten  (sdt 
1803  am  Platze).  Die  letzteren  hat  es  schon  in  firtiheren  Jahr- 
hunderten nicht  blofs  in  England,  Frankreich  und  sonst  im 
Ausland  gegeben,  sondern  auch  in  Nürnberg  z.  B.  wurde  be- 
reits im  16.  Jahrhundert  Siegellack  l'abriziert,  wie  denn  auch  das 
älteste  Siegel  aus  dieser  Masse  aus  dem  Jahre  1ü53  stammen  soll. 

Auch  einige  Zweige  der  Seidenindustrie  gehören  hierher. 
Obgleich  die  letztere  bereits  gegen  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  einen  lebhaften  Aufschwung  nahm  und  dann  im 
18.  Jahrhundert  namentlich  in  Berlin  blühte  —  es  wurden  dort  1777 
für  über  eine  Million  Thaler  Seidenwaren  produziert  — ,  gab  es  in 
der  Mitte  des  IK.  Jahrhunderts  in  Leipzig  nur  einige  Sammet- 
fabriken.  Dazu  traten  dann  durch  Berufsübertragung  im  19.  Jahr- 
hundert: ein  Tambourinseidenfabrikant  (1800 — 1809,  vergl.  An- 
merkung 1,  S.  10),  ein  Seidenappreteur  (1829 — 1860er  Jahre) 
und  ein  Seidenspinner  (1839— 61)  ^ 

Die  mechanische  Baumwollspinnerei  ist  ebenfalls  erst  selur 
spät  nach  Leipzig  eingewandert.  Während  Hargreaves ,  Arkwright 
und  Crompton  schon  in  den  60er  und  70er  Jahren  des  18.  Jahr- 
hunderts ihre  Erfindungen  machten  und  die  erste  Spinn- 
maschine in  Sachsen  bereits  1782,  und  zwar  in  Chemnits,  auf- 
gestellt wurde,  hat  in  unserer  Stadt  die  Baumwollspinnerei  erst 
seit  1885  Fufs  gefafst. 

Bei  zwei  Specialberufen  liaben  wir  die  interessante  Erschei- 
nung, dafs  ihre  Produkte  zwar  in  der  ersten  Zeit  unserer  Unter- 
suchungsepoehe  am  Orte,  wenn  auch  nicht  in  besonderen  Be- 
trieben .  so  doch  nebenher  in  anderen  Produktionsstätten  hergestellt 
werden ,  dafs  dann  mit  dem  Untergang  der  letzteren  auch  jene 
Nebenfabrikation  verschwindet,  bis  sie  dann  schliefslich  nach 
Verlauf  einer  gewissen  Zeit  als  Specialproduktion  wieder  auftritt 
Es  ist  das  die  Fabrikation  von  Tapeten  und  die  von  Pauken 
und  Trommeln,  die  wir  deshalb  auch  der  Gruppe  der  über- 
tragenen Gewerbe  eingegliedert  haben. 

Bereits  in  den  alten  Buntpapierfabriken,  die  seit  1755 
existierten,  wurden  Tapeten  angclertigt.  Spätestens  mit  dem 
Aufhören  der  Herstellung  von  Buntpapier  (1812)  verschwindet 
auch  die  Produktion  von  Tapeten;  dann  aber  tritt  1870  die 
Tapetenfabrikation  in  Leipzig  als  Specialitiit  auf,  nachdem  die 
Loslösung  dieses  Sonder^ewerbes  sich  anderwärts  schon  beinahe 
ein  Jahrhundert  früher  vollzogen  hatte.  Denn  bereits  1790  wurde 
die  erste  Tapetenfabrik,  und  zwar  in  Rixheim,  begründet. 


'  In  dieser  Leipzip^cr  Seidenspinnerei,  die  neben  dem  Spinnen  auch 
das  Zwirnen  und  Färben  betrieb,  wurde  naeh  Gebauer  ausländische 
Kohseide  verarbeitet.  Es  ist  demnach  das  Auftreten  dieses  Gewerbes  nicht 
mit  den  sächsischen  ^'ersuchen  der  Seidenzucht  in  Verbindung  zu  bringen. 
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^H       Derselbe  Voi^ang  fand  sUitt  bei  den  Pauken-  tmd  Trommel- 

^Bibriken.     Wir  können  dieselben  in  den  Adrelsbüchern  nur  von 

1^0888  an  konstatieren.     Aber  aocli  diese  Produktion  wurde  bf^eits 

f    tMher  in  Leipzig  ausgeübt,  nämlieii  von  dtn  Pergame iitmaehern 

in  der  ersten  Hälfte  des  i9,  Jaiirhunderts.     L>as  geht  aus  Notizen 

in    unseren    Quellen    hervor  ^     Ob    diese   Nebenproduktion    auch 

noch  von  der  letzten  Pergamentfabrik  ^  die  1872  zuletzt  erwilhnt 

wird,   bis  zu  ihrem  Ende  beibiäiialten  worden    war,   ist   fraglich. 

Jedenfalls   ist  die  8peciatisation    auch    in   diesem  Falle  ausw^irts 

vor  sich  gegangen. 

Letzteres    Ui   auch    der   Fall    bei   den  Röhren fabriken    (seit 
1890),  welche  Röhren  für  Wasser-  und  Gasleitungen,  ftlr  Central- 
heizungen ,    Abstofsrohre    für    DampfmnscbiDcn    etc.    fabrizieren. 
Denn  diese  Röhrenfabrikation    ist  durch  Herufsspaltuog  von  der 
Kesselacli miederei  entstanden.     Diese  Absonderung  aber  hat  sich 
nicht  in  Leipzig   vollzogen^    wo   weder   derartige  Röhren  vorher 
L^mgefertigt  wurden  noch  überhaupt  die  Kessel  sc  hniiederei  vertreten 
^He Wesen  ist,  vielmehr  ist  dieser  »pccielle  FabriUationszweig,    wie 
^^BBnOnliche  Erkundigung  ergeben  hat,  aus  Schwahen  flbcrgesiedelt. 
^^Ill   er    bereits  län;L'ere  Zeit  in  seiner  SpeciiJititt  bestanden  hatte. 
Es  bleil>en  uns  noch  einige  Berufe,  die  alle  das  Gemein8j,me 
iben,  dafs  ihr  verhältnismäfsig  spätes  Auftreten  in  den  Adrefs- 
ticheni  mit  der  Wirklichkeit  niclit  übereinzustimmen  scheint,  da 
Vertreter  dieser  Berufe  schon  viel  früher  am  Orte  vermuten. 
sind    das  die  Müldenbaumeister    (seit    J874L    die  Kootsbauer 
fOndelbauer«    seit    1871),    die   Brunnenbauer    (seit    lHr>(>),    die 
einmetzmeister  (Steinhauer^    seit  1834)^   die  Ziegeleien  (Ziegel- 
fabriken,   seit    1800)    und    die   Musikdirektoren    (^Inhaber    von 
Muaikchören"  ^  seit  1849).     Man  könnte  hier  an  eine  Ungenauig- 
keit  der  Adrefabücher  denken,  in  welche  in  früheren  Jahren  die 
genannten  (Je werbtreibenden    nicht   aufgenommen    worden    seien. 
Doch  es  ist  nicht  nötig,  ein  solclies  Mifatrauen  in  unsere  Quellen 
SU  setzen, 

I>aÄ  Gewerbe  der  Steinmetze  ist  ja  freilich  ein  sehr  alte» 
Gewerbe  und  an  anderen  Orten  schon  im  triihen  Mittelalter  vertreten, 
Ihre  verhultnisiiulfsig  spiite  Ansiedelung  in  Leipzig  (1834)  aber 
hängt  wohl  damit  zusammen,  dafs  der  Bedarf  an  Steinhauer* 
waren  bisher  nicht  gerade  grofa  gewesen  und  vorkommenden 
Falls  aus  dem  benachbarten  Hochlitz  gedeckt  worden  war. 

Ziegeleien  hat  es  natürlich  schon  sehr  lange  vor  1890  in 
I  der  Leifiziger  Umgegend  gegeben.  Dafs  sie  erst  jetzt  in  Leipzig 
^^elbst  auftrt'ten ,  liegt  an  der  Einverleibung  der  Vororte,  Aber 
^Huich  lieute  noch  liegen  die  meisten  Ziegeleien  in  einiger  Entfer- 
^KtiDg  von  der  Stadt, 


*  Über  die  Ableitung  dex*  Tn 
öacbprci   vgl    auch  den    Artikel 
hljna^ozin. 
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..PiTgamentniachcr'*   in  Bergiu»   Neues 
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Aurh  ilio  Mahlrnbaumoistcr  (seit  1874),  die  Bootsbauer 
(Nrit  isTI)  \\\u\  die  lininnonbauiT  (seit  1S50)  werden  früher  in 
tli-r  hüIhmvu  riu^olnnij»  Jor  alten  Stadt  ihren  Sitz  gehabt  haben, 
wo  ilinon  i\vv  tiir  dir  Ausübung  ihrer  Gewerbe  nötige  PlatB  zu 
billig  iviu  Pivisi»  zu  iu4H)te  stand,  wie  denn  auch  heute  noch  in 
dor  lu\url  *liiso  iioworbo  ihren  Standort  mehr  in  der  Peripherie 
dtM-  Oitsolj.iiun  liabon.  Um  irgend  welches  Produktions-  oder 
Abs.ar.'utonvNsos  willon  uiüsson  dann  aber  später  einige  Angehörige 
dii'sor  ru'nii>lvliU>son  sich  innerhalb  der  Stadt  niedergelassen  hab«i. 
Si»  U.itMi  ir.:»n  c-»  sich  crklUvn.  dals  diese  IWrufe  erst  vcrhiiltnis- 
in.n>u;  sjvit   in  vlcn  Adnvsbiiciiorn  autuuchen. 

r»iM  vlon  Musikdin^kiori^n  >  lnh:ibern  von  Musikchören,  seit 
l*^r.*  liv.;i  ilic  S.iciu*  andcis.  ^Vas  die  Ausübun:^  der  niusika- 
IimIuu  Kunst  anboiritVi.  so  wird  uns  in  unseren  Quellen  im 
IS  .^i!-.vhi;ndi'rt  i!«r  die  Leipziger  «Kirchen-  und  Stadtmusik' 
i;\'iMr.:^;.  div'  sa':i  aus  '»  S:adip:tikrn  und  :>  Kunstueigern  zu- 
>.i  '.v.nsei.  IC  \N  n-  wor^ion  aUr  !:.it  Sicherheit  annehmen  können. 
d.u>  v.  'c:^  dicsiT  >:  .v;:;sc!;cr.  .Kapelle"  von  Zt-it  zu  Zeit  hi-rum- 
M. 'A'!'.ic  Mas  k,;r.:or:r',:pps  -kii  i::  der  Stadt  hörtn  lieisen.  l)ai 
w.iv  -N,  !».do  ^.;:s!!xlH^■  :;::::>.  :-..nrt.:::I:».:i  die  Ziinalime  der  öffent- 
lui'x*.'.  r.*4v.'.:>:l\i:'Nc:i. ::  :::  dor  l'^-'-.r  Jahren  entstand en  die 
r».;.!  i;:id  K 'v. •:::.. ;:Svr  cr:v  jliviite  die  iVsle  Niederlassung 
>o.v  *:  ^\.:  .•.» ivur  M:;s:.x^r.  und  so  ir.tsMr.d  •:a»  acsiissi^e  Ge- 
x\v':lv  .-.v  l"i  ./.i-r  vo"  Mv.si-iv.!.  T'.r.".  Wir  haU-n  al^o  hier 
»'.-  ;  t  :\N>.ii*:,>  iv-.>y..'.  :,.r  A:  ?:.d'.'.ui:j  v.^r.  Wiinder^ewt-rbe 
". .  ■\'".'.  '.* 

'/^  ^'.  ..s .   ^:  \^   T'.r.  *v!.  .'..:>  ■.-.::  v-.r^cr.ii^ivr.jier.  •.■iegtndeE 

,.*x.     •   s         :''.'.        ■■ — ■    L.    ".  ■  il    ".:.•: rj;c>:-v,e.t    s":r."i.    a«*    dem 

V.  X  .     ..••.;       ^  >.    >     •:      .    .v.:>  «rz:  r-irurr-Jir.  i  ur.d  au5 

^..      '»      .,. .  .'^  >:.;,::      '»\  ir  ..*>.z  ui.:er  iriL-rn  »o- 

\\ »'     .       .s      .  ■.».*•       ■   ".     1'   *r.lj.  1;  1*     ^-.  „Alt.      ^.--     >.Uv.^    sOjOhv 

.     ...  "     :    V   r    :.  ::t    Az>:i:- .-liu:     iz    Lc.pri:; 

X  >     .  .,  .    .     >     \-   .::    .    ^:-.     ''-'.iz  'Wir  z:lz.  z<k\ 
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Gewerbe  hergeßteÜte  Gut  auch  schon  früher  der  städtischen  Be- 
völkerung «ugitnglich  war,  oder  ob  ee  fllr  sie  ein  ganz  neues 
üittel  der  Bedürfniebefriedigung  bedeutet 

Im  ersteren  Falle  konnte  entwt'dvr  das  auswärts  hergestellte 
Produkt  den  Leipziger  Konsumenten  durch  den  Handel  zugäng- 
lich gemacht  werden,  z.  B.  geschnittene  Korke ^  gespaltenes 
Kohr,  oder  es  konnte  der  auswärtige  Berufsarbeiter  bei  Bedarf 
zeitweilig  zur  Austibung  seiner  Thätigkeit  in  die  Stadt  gerufen 
werden ,  so  z.  B.  die  Rochiitzer  SteinmetzeQ ,  oder  die  Bedlirfnia- 
befriedigung  der  Stfidter  wurde  niöfijlich  durch  vorübergehende 
Anwe^^enhcit  von  Wandergewerbetreibenden ,  wie  z.  B.  der  herum* 
ziehenden  Muj>ikka| »eilen.  Steigert  sich  nun  der  Örtliche  Bedarf 
nach  den  betreßenden  Gütern,  so  fuhrt  das  zur  Ansiedelung  der 
Produzenten.  Es  werden  mehr  Flaschenkorke  gebraucht  —  man 
denke  nur  an  die  rasche  Entwicklung  des  Flaschenbierhnndels , 
der  in  seiner  ersten  Zeit  sich  noch  nicht  der  heuiigen  Paten tver- 
Bchhjtsse  bediente!  — ,  und  die  Korkschneidereien  lassen  sich 
nieder*  Die  Rohrmr>belindu8trie  nimmt  einen  Aufschwung,  es 
entstehen  die  beiden  Specialbcrufc  der  Stuhlfabriken  und  der 
Rohrstulübezieher ,  —  da  erscheint  es  vorteilhaft,  Rohrfabriken 
am  Ort  zu  begründen,  die  tUis  Halbfabrikat  liefern»  Das  Leip- 
xiger  Bauwesen  zeigt  mehr  und  mehr  eine  feinere,  künstlerische 
Geechmacksrichtung,  —  und  amsässige  Steinmetzen  finden  in  der 
Stadt  genügende  Beschfiftigung.  Das  Interesse  für  Jlusik  nimmt 
auch  im  Volke  immer  mehr  zu  ^  —  und  der  wandernde  Musikant 
Biedelt  sich  dauernd  an. 

Hierbei  trifft  es  denn  nicht  selten  zu,  dafs  ein  am  Platze 
oder  In  der  Umgegend  betriebenes  Gewerbe  ein  verwandtes  nach 
eich  zieht.  Namentlich  veranlafst  die  Herstellung  eines  Halb- 
fabrikats die  l'bersiedelung  derjenigen  Produktion,  welche  das 
Out  ganz  tertij^'stellt ,  und  umgekehrt.  Es  ist  bereits  oben  darauf 
hingewiesen  worden,  dafs  das  Aufkommen  der  Stroh hutfabriken 
in  Leipzig  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  aufs  engste  zu- 
sammenbringt mit  der  Einfidirung  der  Strofjtlechterei  im  Erzge- 
;e,  Aucb  die  Pappenmacher  haben  sich  am  Orte  angesiedelt  ^ 
^eil  der  Bedarf  nach  ihrem  Fabrikat  sowohl  von  seilen  der  I  Buchbin- 
der ,  wie  von  selten  der  sich  gerade  damals  zu  einem  Sonder  berufe 
entwickelnden  Papp-  und  Kartonnagen  arbeit  er  wesentlich  zunidira. 

Auch  die  ]kIo<le  spielt  hier  mitunter  eine  Rolle.  So  ist  die 
•eil  den  letzten  Jahrzehnten  aufgetauchte  Vorbei  je  flir  bemalte 
FeDtter  und  Butzenscheiben  die  Veranhissimg  gewesen,  dafs 
Glasmaler  sich  in  Leipzig  nicderlielsen. 

War  in  all  diesen  Fällen  Steigerung  des  örtlichen  Betlarfs 
die  Drsache  der  Berufseinwanderung,  so  kann  die  letztere  aber 
auch  eintreten,  ohne  flafs  überhaupt  ein  dirt^ktea  Bedürfnis  nach 
dem  bestimmten  Out  vorhanden  war,  ohne  dafs  dieses  überhaupt 
früher  am  Ort  bekannt  wt^r.  Dann  handelt  es  sich  um 
Weckung  neuer  Bedürfnisse  oder,  wenn  man  so  sagen  will,  um 

ITorvebiitiy«!!  XfX  a.  —  Petreoiu  2 
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Aiidösung  eines  latenten  Bedarf.  So  ist  es  mit  den  aus  Italien 
kommenden  Stukkateuren  und  mit  dem  ebendaher  übei^gesiedehiai 
Verfertiger  von  Mosaiktuisböden .  wohl  auch  mit  der  Kamyi 
&brik  und  der  Russischen  Meth&brik.  Was  diese  bringen,  smd 
for  den  «.ht  ganz  neue  Güter;  das  Bedürfiiis  nach  ihnen  moA 
dem  Konsumentenpublikum  erst  anerzogen  werden.  Deshalb  ist 
die  Einwanderung  solcher  Gewerbe  immer  mit  grSr^erem  Biako 
▼erbunden .  als  wenn  der  schon  vorhandene  Bedarf  den  Anreiz 
zur  Ansiedelung  bildet 

Es  ist  aber  durchaus  nicht  immer  nötig,  daf«  das  neu  an- 
ziehende tSfWerbe  allein  auf  die  am  Ort  wohnenden  Abnehmer 
angewiesen  ist.  3Iit  der  Ausbildung  des  Verkehrswesens  and  der 
damit  verbundenen  Erweiterung  des  Marktes  macht  sich  der 
Produzent  immer  mehr  unabhärgig  vom  lokalen  Absats.  Ja.  es 
kann  ge^schehen .  dal^  er  ßir  diesen  so  gut  wie  gar  nicht  arbeitet 
in  solchen  Fällen  wird  ftir  die  Übertragung  eines  Oewerbszweigeä 
in  erster  Linie  die  Standorrsfrago  in  Betracht  kommen.  Dafsin 
einem  Handelsplatz  wie  Leipzig  die  Ahsatzgelegenheiten  besonden 
günstige  sind,  bedarf  keines  näheren  Beweises.  Data  aber  auch 
Produktionsvorteiie  die  Ansiedelung  einess  an  sich  wesentlidi 
älteren  Gewerbes  bewirken  können,  dafür  ist  ein  Zengnis  die 
Pauken-  und  Trommelfabrikation,  welche  in  dem  anagedehnten 
Ldpziger  Lederhandel  und  in  der  damit  in  Verbin^lung  stehenden 
umfangreichen  Gerberei  der  Umgegend  eine  wesentliche  Unter- 
stützung findet 

Aufser  den  hier  vorj^^ebrachten  rationellen  Gründen  können 
auch  noch  oft  irgend  welche  Zufälligkeiten .  verkehrte  Spekulationen, 
persönliche  oder  Familienbeziehungen,  zu  einer  Benifseinwandening 
führen.  Diese  Dinge  jedoch  sind  weder  zu  kontrollieren  noch 
haben  sie  eine  ökonomische  Bedeutung.  Wenn  wir  aber  das 
oben  Dargelegte  überblicken  und  uns  fragen:  Was  ist  denn 
allenthalben  das  Entscheidt-nde  bei  der  Thatsache  einer  Bemfs- 
Übertragung?,  so  werden  wir  immer  wieder  auf  den  Bedarf 
zurück;^ efiihrt.  Jlag  nun  der  Bedarf  schon  ausgesprochenermarsen 
vorher  vorhanden  sein ,  oder  mag  der  anziehende  Wirtschafter  ihn 
erst  hervorzurufen  hoffen,  mag  die  Absatzmöglichkeit  sich  nnr 
auf  den  Ort  selbst  oder  mag  sie  sich  auf  einen  weiteren  Markt- 
umkreis erstrecken,  -  in  jedem  Falle  sind  es  die  Bedürfnisse  der 
Konsumenten .  welche  in  letzter  Linie  t)ir  die  Einwanderung  neuer 
Berufe  mals^^ebend  sind. 


8  3. 

Berafsbildang. 

Von  allen  Alten  der  Arbeitsteilung  ist  die  Berufrbildung,  d.  L 
die  Entstehung  von  Berufen  durch  Loslösim^  von  der  alten  Haas- 
wirtschaft, die  älteste.    Ist  doch  auf  diese  Weise  ein  beruftmäbig 
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^taltetes  Gewerbe  überhaupt  erst  entstanden.  Aber  man  würde 
fehl;;jrehen,  wenn  man  glaubte,  dieser  Prozefs  der  V^erselbstänfitgting 
von  Arljeiten  des  Haushaltes  alter  Ordnung  habe  seine  Bedeutung 
Dur  in  raittelalterlichor  Zeit  gehabt.  Nein,  auch  die  letzten 
150  Jahre  haben  einen  grofaen  Teil  der  Eigenproduktion  der 
Hauswirtschaft  beseitigt.  Man  kl^nnte  das  sehon  rückwärts  aus 
der  Bedeutung  sehliefsen,  welche  in  unserer  Zeit  die  Frauenfrage 
gewonnen  hat,  deren  letzte  Ursache  oline  Zweifel  die  Auflösung 
aer  alten  Eigenwirtschaft  ist.  Wir  erkennen  aber  auch  die 
hervorragende  Rolle,  welche  die  [lerulkbildung  sogar  uoeh  im 
1^',  Jahrliuttdert  gespielt  hat,  wenn  wir  die  Berufe,  welche  von 
1751 — 1890  auf  diese  Weise  in  Leipzig  entstanden  sind,  nach 
der  Zeit   ihres   Aufkommens   geordnet,   uns   vor  Äugen   führen, 

I      Ea  sind  das  folgende: 

l  1768—81,  1812—00  Federschmücker  (Schmuekfeder-F.) 

L  1772—1813,  1882—90  Stärke- R 

^m  1790—1890  nestillateur  (Uqueur-F.)* 

I 

H  ' 

^   1' 


1810--9n  Konditor - 

1 8 1 5  —  90  PutÄmacherin 

1819-90  Essi-F  ^^ 

1819-2Ü,  1879— 9ü  Hatten  u  MUusevertreiber(Kanmier- 

jfiger) 

1820-90  Nähterin  (1830:  h) 
1821—42  Faden nudelfabrikant 
fcl825— 90  Stickereiraanufaktur(  Geschäft)  * 
1827—29  Hundewasch    uud  Scheranstalt 
1828  -70  Florwjlscherin 
1828-90  Lohndiener  (Lohnlakai  )^ 


1830—90  Wasch-  und  Pliittanstidt 
1830—90  Federreinigungsanstah   (anfangs  „Kön.  Sachs. 
priv.  Federreinigungsmaschine'') 


>  In    tinseren   Quellen    i^t    hier    ein   Unterschied  gemacht  zwbcheo 

DestiiUtearen  (zuerst  17^0:  2f  und  Litjueurfabriken  (zuerst  1810:   2),  und 

dic3»e  ScbeidUDg  ist   bis   in  die  ls40er  Jahre  fe^tpjehalten.     l>i«  Ditfcrenx 

besteht  aber  nur  im  Nfimeii- 
^  *  Auch  hier  keuDen  die  Adrefabücber  zwei  gesond^Tte  Uubrikeii,  die 

■Hfler  ^Schweizer  Zuekerbäfker",  zuerst  It^ll):  ♦>.  uud  dio  di'r  „Konditoren**, 
^^mcrst  \><2{:  12,  und  tuhreo  beide  Kategorieen  noch  bis  \i<M}  inkl.  getrennt 
I      »af*     Doch  i»t  sachlich  zwischen   beiden   kein   wedent lieber   Unterschied 

3iU  konstatieren. 

■  In   den  Adrersbücbern  sind   seit  1^19  ^Weltieesicrfabrikanten*^  tmd 
I       teil  1821  «E^si Fabrikanten'*  gepudert  auff^etiihrt,  und  oiese  Trennung  Ist 

bis  in  die  HOer  Jahre  beibehallen.    Auch  hier  entspricht  der  verschiedenen 

Beaseichnnng  nicht  ein  UoterBchied  in  der  Sache. 
I  *  Die    ersten    4    Stickmnnen,    welche    itn    Jahr    1825    vorkommen, 

I       werden  noch    ein*»  Zeit  lang  zugleich  nh  ^  St  rickerei  arbeiteriimen''  d,  h. 

Strickerinnen  besseichnet. 

^  1828:  St  1860  schon  So,  1890  nur  22,  aufaerdem  noch  vielfach  im 

Nebesbenif, 
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1830er  u.  40er  Jahre,  Ende  1880er  Jahre  — 90  Koch- 
lehranstalt 

1842—90  Kaltes  Bad 

1843-90  Wasch-  u.  Dekatieranstalt  (Chemische  Wasdi- 
anstalt) 

1843— G3  Schreibfederfabrikant 

1847—90  Senf-F. 

1847—83  Notenschreiber  (so  seit  1854,  suerst  „MusikalieD- 
kopieranstalt**) 

1849—90  Seidenwäscherei 

1853—90  Puppen-F. 

1854—90  Zimmerfrotteur  (1854:  3) 

1855-90  Wichs-F. 

1856—90  Kranken-  u.  Wochen  Wärterin  (1856:  7) 

1858-90  Tinten-F. 

1859—90  Wäschetrockenplatzinhaber  (1859:  9) 

IL  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  KlavierspielOT  (b.  Tan«) 

1863—90  Lehranstolt  für  erwachsene  Töchter  (1) 

Ende  1860er  Jahre— 90  Bauunternehmer 

1871—90  Civilingenieur  1 

1873-90  Friseuse  (1873:  7,  1890:  23) 

1877—90  Dampf hokspalterei 

1 884  —  90  Fensterreinigungsanstalt 

1884—90  Kaffeerösterei  (verbunden  mit  Kafieehandlong) 

1886—90  Tiefbauuntemehmer 

1887  90  F.  V.  Delikatessen  in  Aspic  (an  eine  Delika- 
tessenhandlung angeschlossen) 

1888 — 90  Tcppichreinigungsanstalt 

1889—90  Gardinen  Wäscherei 

m.  Drittel  19.  Jahrh.-1890  Heilanstalt  für  Hautkrank- 
heiten (1) 

III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Milchkuranstalt 

m.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890  Kuranstalt  für  Haustiere  (1) 

III.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890  Kindergarten 

seit  1890  Pferdescherer 

seit  1890  Spitzen  Wäscherei. 

Es  bildeten   sich  dcmnacli   durch  Ablösung  von  der  Haus- 
wirtschaft neue  Berufe  in  der  Periode: 

1751—1800 3 

1800-1830 10 

18:^0—1860 16 

1860-1890 17 

zusammen  46 


'  Unter  der  Rubrik  der  Civilingenicure  haben  in  den  AdreAbücheni 
auch  die  Patentbureaus  ihren  Platz  gefunden.    Indes  geboren  diese,  da 
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Unter  diesen  Berufen  lassen  sich  einige  besonders  chnrnkte- 
riatische  Gruppen  herausheben . 

Einen  breiten  Raum  nehmen  die  Gewerbe  ein,  welclje  sieh 
der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genuföniitteln  widmen,  die 
früher  im  Hau*e  produziert  wurden.  JSenf,  Essig,  Stärke,  Liquetire^ 
feine  Backwaren,  Nu« lein,  sogar  Delikatessen  in  Aspic  werden  jetzt 
in  eigenen  gewerblichen  Betrieben  hergestellt;  selbst  das  Ri38ten  dea 
Kaffee«  ist  der  Hausfrau  abgenommen.  Es  erscheinen  1847  Senf- 
fabriken, 1819  Elssigfabrikanten ,  1772— 181  !3  und  dann  wieder 
1882  Stärkefabriken,  1790  Destillateure  (Liqueurfabriken),  1810 
Konditoren^  iHlil — 42  Fadennudelfabrikanten,  1887  eine  Fabrik 
von  Delikatessen  in  Aspic  und  1884  Kaffeeröstereien. 

Auch  die  Näherei,  die  feinere  Handarbeit  und  die  Be- 
ecbaffung  weiblichen  Putzes  haben  sich  verselbständigt.  Nähterinnen 
(seit  1820),  Stickerinnen  bezw.  Stick ereigeschäfte  (seit  1825), 
Putzmacherinnen  (seit  1815),  Federachmlicker  (Schmuckfeder- 
fabriken^  1708 — 81  und  seit  1812)  maehen  diese  Thätigkeiten 
zu  ihrer  Lebensaufgabe.  Die  Piippea,  die  einet  von  den  Müttern 
•elbst  für  ihre  Kleinen  zurechtgenstht  wurden,  werden  jetzt  in 
Puppenfabriken  (seit  185M)  angefertigt 

Die  Wäscherei,  bestehe  sie  nun  im  Witschen  von  Leibwäsche 
oder  von  Kleidern,  von  Flor  oder  von  Seidenstoffen,  von  Spitzen 
oder  von  Gardinen,  hat  eine  Reihe  von  Sondergewerben  hervor- 
gerufen. Es  giebt  Wasch-  und  Plättanstalten  (seit  18-^0),  Wasch* 
und  Dek.itieranstalten  (chemische  Wasohanataken ,  seit  1843), 
Florwäöcherinnon  (1828—70),  Seidenwäschereien  (aeit  1849), 
Spitzen  Wäschereien  (seit  1890)  und  Gardinen  Wäschereien  (seit 
18S9).  Besondere  VVäsehetrockenpkitzinhaber  (seit  1859)  bieten 
die  ilöglichkeit,  auch  bei  dem  grolsstitdtischen  Mangel  an  eigenen 
Trockenplätzen  die  Wüsche  im  Freien  aufzuhängen.  Auen  die 
Vermietung  von  W^Äscherollen  (Mangen)  ^vare  hier  zu  nennen. 
Jedoch  geben  uns  die  Adi-efsbüeher  keinen  Anhalt  über  die  Zeit 
ihres  Aufkommens, 

Für  das  Reinigen  von  Bettfedem,  von  Fenstern  und  von 
Teppichen,  flir  das  Frottieren  des  Zimmerbodens,  fllr  die  Be- 
aeittgung  des  Ung^efers  ira  Hause  giebt  es  besondere  Gewerbe- 
treibende: seit  1830  Federreinigungsanstalten,  seit  1884  Fenster- 
reinigungüanstalten ,  seit  1888  Teppichreinigungsanstalten,  seit 
1854  Ziromerfrotteure  und  seit  1879  Kammerjäger j  die  schon 
früher  einmal  1819  und  1820  durch  einen  Ritten-  und  Mäuse- 
vertreiber  vertreten  waren.  Das  Scheren  der  Pferde  sowie  das 
Wascbeo  und  Scheren  der  Hunde  wird  zu  einem  eigenen  Beruf. 
Unsere  Adrefsbücher  berichten  uns  von  einem  Pferd escherer 
(aeit  1890)  und  von  einer  Hundewasch-  und  -Scheranstalt  (in 
dm  Jahren  1827—29), 


sie  meh  tiur  oiit  deui    Ue^sor^en  und  Verwerten  von  Patenten  abgebaiii 
•ebOD  smm  iUndel  und  fallen  daher  ftir  um  hinw^. 
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Tinte  und  Stiefelwichse  werden  kaum  noch  irgendwo  in  der 
Haushaltung  hergestellt,  sondern  in  Tintenfabriken  (seit  1858) 
besw.  in  Wichsfabriken  (seit  1855).  Das  Brennholz  wird  nur 
noch  ausnahmsweise  durch  Lohnarbeiter  auf  dem  Hofe  des  Kon- 
sumenten gespalten,  meist  in  gebrauchsfertigem  Zustand  aus 
Dampf holzspattereTen  (seit  1877)  bezogen.  Das  Schneiden  von 
Gnnsekielfedem,  die  sich  früher  jeder  selbst  zurichtete,  wird  aach 
noch  eine  Zeit  lang  zum  Sonderberuf.  Von  1843 — 68  giebt  ei 
„Schreibfederfabrikanten".  Dann  aber  wurde  die  Federpose 
durch  die  Stahlfeder  verdrängt.  1856  war  die  erste  Stahlfeder- 
fabrik in  Deutschland,  die  von  Heintze  &  Blanckerts  in  ßerlio, 
begründet  worden. 

Das  Abschreiben  von  Noten,  das  Klavicrspielen  som  Tanz, 
das  Frisieren  der  Damen,  die  Thätigkeit  eines  Tafeldieners  werdoi 
zu  specialisierten ,  selbständi«;^en  Berufen.  Wir  finden  von  1847 
ab  eine  Musikalienkopieranstalt,  seit  1854  auch  andere  Noten- 
schreiber, seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Klavier 
Spieler  zum  Tanz,  seit  187ä  Friseusen  und  seit  1828  Lohndienor 
(LfOhnlakaien). 

Die  Beaufsichtigung  und  Beschäüigung  der  kleineren  Kinder, 
die  Unterweisung  der  heranwachsenden  weiblichen  Generation  in 
Küche  und  Haushaltung  ist  auch  bereits  zum  Teil  aus  dem  engen 
Rahmen  des  Hauses  herausgetreten  und  zu  einem  G^eschftft  ee- 
worden.  Kindeigärten  (seit  dem  dritten  Drittel  des  1!^  Ji£r 
hunderts),  eine  Koclilehranstalt  (in  den  lS30er  und  40er  Jahres, 
sowie  wieder  seit  finde  der  80er  Jahre)  und  eine  Lehranstdt 
fbr  erwachsene  Töchter  (seit  ISGo)  widmen  sich  diesen  Au%abeD 
gewerbsmftfsig. 

Der  Kranke  fand  früher  in  seinem  eigenen  Heim  von  seines 
Hausgenossen  die  nötige  Pflege,  oder  er  war  auf  öffendiche 
Krankenhäuser  angewiesen.  Jetzt  sind  nicht  nur  berafamäfsige 
Kranken-  und  Wochen  Wärterinnen  (seit  185G).  sondern  aooi 
Privatanstalten  verschiedener  Art  entstanden,  welche  Heilzweckes 
dienen,  ilehreren  dieser  privaten  Heilanstalten  werden  wir  in 
dem  Abschnitt  .Rerutsschöptim^'  begegnen,  da  diesdben  ihre 
Entstehung  dem  Aufkon'.men  neuer  Heilmethoden  verdankes. 
Hier,  wo  es  sich  um  die  VorselbstSndigung  von  Thatigkeiten 
handelt,  die  früher  im  geschlossenen  Kreise  des  Hanse«  ihres 
Vhtr.  Imtten,  sind  nur  zu  nennen,  eine  Heilanstalt  fiir  Haut- 
krankheiten. Milchkuranstalten  und  eine  Kuranstalt  für  —  Haus- 
tiere, alle  er^t  im  letzten  Drittel  des  Iv«.  Jahriiunderts  entstanden. 

Seit  dem  Ende  der  lM'«.Vr  Jahre  bildet  sidi  in  Leipaig  der 
Beraf  dos  Ixiuuntemohmere.  An  die  Stelle  des  Bürgen,  der 
n-Viher  solbs:  den  Rau  semes  Hauses  leiiete.  seine  eigenen  Mittel 
vi.^u  .^utwendtte  und  u:e:>t  und  runSohst  nur  den  Zweck  TCf^ 
folgte,  >eir.  cii^enos  Wohnuv^bedürtnis  zu  befriedigen,  tritt  jetit 
ei:;  rntoreehir.er.  dtr.  in  der  Regel  mit  fremdem  KanhaL  Baaten 
zu    SpekuIadonsEwecken    ausfuhrt,     womit    der   Hanshan    den 


1890  gab  es  bereits 
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Charakter  der  WarenproduktJou  annimmt, 
22  Bauunternehmer, 

Ahnlich  ist  die  Entstehung  der  Tiefbau  Unternehmer  zu  er- 
klären, welche  %'or  allem  Stral'sen-  und  Schfeuten bauten  ausfüliren 
und  in  unseren  Quellen  erst  1880  urscheinen.  Nur  dalä  es  sich 
bei  ihnen  weniger  um  die  Bildung  eines  Berufes  aus  der  privaten 
Haue  Wirtschaft  heruus  handelt  Hoodern  darum,  dafs  eine  Arbeit, 
die  früher  von  der  stiid tischen  Gemein  Wirtschaft  selbst  ausgeübt 
wurde  —  nämlich  durch  Ausführung  derartiger  Bauten  in  eigener 
Regie  — ,  nunmehr  auch  an  Privatpersonen  vergeben  wird. 

Eine  eigenartige  Kategorie,  welche  zuerst  1871,  und  zwar 
in  der  Stärke  von  4  Bersonen,  aufgeführt  wird,  sind  die  Civil- 
ingenieure.  Im  allgemeinen  kann  man  diese  als  selbständige 
Personen  bezeichnen ,  welche  technii^che  Anlagen  irgendwelcher 
Art  entwerfen  und  zur  Ausilihrung  bringen.  Auch  hier  sehen 
wir  also,  wie  in  deu  beiden  letzten  Fällen,  die  unternehraiingS' 
weise  Produktion  an  Stelle  der  hauswirtsehaftiiehen  bezw.  gemein- 
wirtschaftlichen  treten.  Aufaerdem  spielt  hier  die  P^ntwickhmg  der 
technischen  Wiseensciiaften  mit,  welche  es  für  einen  Laien  nicht 
mehr  raUich  erscheinen  litfst*  bei  dem  Bau  von  Fabriken  oder 
sonstigen  rroduktionsstätten  die  (Jberleitimg  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen. 

Endlich  müssen  wir  noch  die  Entstehung  einer  Gewerbe* 
tliätigkeit  hier  einfügen,  bei  der  es  sich  ebenfalls  um  Bildung 
einer  Unternehmung  handelt.  Es  Ist  das  Aufkommen  der 
^Kalten  Bäder"*,  welclies  nacli  dem  Adrelsbuch  in  das  .fahr  1842 
fällt.  Die  llr.glichkeit,  ein  Flufsbad  zu  nehmen,  war  ja  auch  schon 
frllher  immer  vorhanden,  teils  indem  man  aulkerhalli  der  Stadt 
vollständig  im  Freien  badete,  teils  indem  einzelne  Familien  ihre 
eigenen  Badehfluschen  beaafsen.  Nun  aber  wird  die  Darbietung 
kalter  Bäder  zu  einer  entgeltlichen  Dienstleistung  durch  andere. 
Damit  ist  der  Kreis  derjenigen  Berufe,  welclie  sich  im  Laufe 
der  letzten  1  *  2  Jahrhunderte  in  Leipzig  aus  der  fl  aus  Wirtschaft 
losgelöst  haben,  ^geschlossen  Wir  haben  darunter  solelie  gefunden, 
die  sich  mit  der  Herstellung  von  Nalinmgs-  und  Oenufsmitteln, 
it  Nähern  und  Putz,  mit  Wäscherei  und  anderen  Reinigungs- 
beiten  abgeben  oder  gewisse  in  jedem  Haushalt  gebrauchte 
Produkte    herstellen.     Wir    haben    davon    andere   unterschieden, 

I  welche  Unterrichts-  und  Heilzwecke  verfolgen,  die  früher  im 
Hause  selbst  erstrebt  und  erreicht  wurden.    Und  »chliefslich  Iiaben 

^sHr  auch  noch  einige  neuere  untemehmungs weise  Betriebe  kennen 

^^|elemt,  die  ebenfalls  sich  am  besten  hüh  der  Hauswirtschaft  bezw. 

'  in  einem  Fall  aus  der  städtischen  (Temeinwirtsrhaft  ableiten  lassen. 
Allüberall  aber  müssen  wir  als  hutzle  Ursache  der  Entstehung 
dieser  Berufe  ansehen  den  wachsenden  Konsum  und  die  Aus- 
dehnung gröfserer  Ansprüche  und  feinerer  Lebenssitten  auch  auf 
die   breiten   Slas^en   des   Volkes.     Welche  Nebenursachen  sonst 


Limit 
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noch  dabei  mitgewirkt  haben,  das  eoU  im  Ziuammenhang  mit 
den  anderen  Formen  der  Arbeitstdlong  im  §  8  untenociit 
werden. 

S  4 

BemfjBsehSpfiiiig. 

Unter  Berufsschöpfung  haben  wir  (vgL  ISnleitang)  die  Ent- 
stehung eines  Berufes  durch  das  Aufkommen  gans  neuer  Gfiter- 
arten  verstanden.  Dieser  volkswirtschaftliche  Voi^gang  tritt  also 
überall  da  auf,  wo  ein  Produkt  früher  überhaupt  nidit,  weder 
von  irgend  einem  Gewerbe  noch  in  der  Hauswirtachafty  erzeogt 
wurde.  Mit  der  neuen  Erfindung  ist  auch  zugleich  der  neue 
Beruf  g^eben.  Bei  dieser  allgemeinen  Definition  wollen  wir  cb 
hier  vorläufig  bewenden  lassen;  im  Verlaufe  des  AbachnittsB 
werden  wir  noch  einige  feinere  Nuancen  kennen  lernen. 

Dais  diese  Art  der  Berufsentstehung  «nz  besonders  für  die 
neuere  Zeit  charakteristisch  ist,  wird  jeaer  von  vornherein  zu- 
geben. Doch  sind  die  Zahlen,  welche  wir  erhalten,  wenn  wir 
auch  hier  die  Summe  aller  FftUe  auf  die  vier  Perioden  verteilen, 
von  besonderer  Beweiskraft.  Es  entstanden  auf  dem  W^e  der 
Berufsschöpfung  folgende  Berufe: 

1778—1.  Drittel  19.  Jahrh.  Institut  ftir  Stumme  > 

1781-1890  Schieferdecker 

1790-1890  Pianoforte-F. 

1820—90  Ölraffioerie  (1890:   5.    immer  in  Vorbindung 

mit  Kolonialwarenhandlungen ) 
1821—90  Steiodrucker  (1821:  2) 
1824-67  Chemische  Feuerzeug-  u.  ZündhOker-F. 
1825—90  Lithograph 

1831—90  Anstalt  für  Heilgymnastik  u.  Orthopädie  (l) 
(zuerst  als  ,,  Heilanstalt  für  Verkrümmte*^  von  Prof. 
Dr.  Carus  begründet) 

18:35—90  Parfiimerie-  u.  Toilettenseifen-F. 

1837 — 90  Kammgarnspinnerei 

1838—42  Rotstift- F. 

1840—90  AspLalt-F.  (spiiter  „Asphalt-,  Dachpappen-  u. 
Holzcement-F.") 

1840er  Jahre  -  90  TrinkaDstalt  künstlicher  Mineralwasser' 

1843—90  Stahlstecher 

^  Das  Institut  für  Stumme,  17TS  von  dem  Privatgelehrten  Heinecke 
begründet,  um  ISCK)  von  semer  Witwe  weitergeführt,  hat  nur  vorfiber 
genende  Existenz  als  Privatunternehmen  gehabt,  da  es  am  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  zu  einer  öffentlichen  Anstalt  wurde,  deren  Verwutmig 
in  den  Händen  der  Uuiver?ität  liegt. 

-  .Für  diejenigen,  die  ein  Mineralbad  nicht  beBachen  können  oder 
wollen." 
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1843—90  Kunstfeuer  werker  ( Feuer  werk- F.) 

1843 — 52  F,  wasserdiditer,  geruchloser  8toffö 

1844-- 47  Stahldrucker 

1844— Ende  5ner  Jahre  Da^uerrotjrpeur 

1844—90  Kulorist  ( Bilderbogenfabrikant) 

1S48~90  Stenograph 

1850—90  Bucbbinderleiiien-{Kaliko-)B\ 

1850-90  Sprit-F. 

1851—90  Harmonikaiabrikant 

1855—90  Galvanoplastisehe  Anstalt 

1855—90  Photo-niph 

1857 ---90  Zinkgieföerei 

1858—64  Paonntypist 

IL  Drittel   19,  Jahrb.- 1890  Homöopathische  Heilanstalt 

(Beratungsanstalt) 
II.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Irrenheilanstalt 
IL  Drittel  19,  Jahrli- 1890  Steno^-raphielehrer 

1 860—90  Papieri  >rn ■rean.^talt 

1 862—90  Mineral wasser-F. 

1867—90  Gasanst^ill,  priv.  (1)> 

1871—90  PapierwäÄche  F, 

1871  — 90  Pferdeeisen bahngesellacljaft 

1875—90  Handarb  ei  tslehrerinnenseminar  (1) 

1875  —90  Lehrerinnen-  und  KindergärtnerinneDseminari  1) 

1879-90  Jalousie- F. 

188(l--&4  Feigenkaffee- F. 

1880—90  hirupraffinerie 

1880—90  Gummi  waren- F. 

1880—90  Wasaerfilter-F.  (1)« 

ca.  1880—90  Fianen^F. 

ca,  1880-90  Segeltuch  Weberei 

1880er  Jahre — 1890  Herstellung  von  8pitKenpapier 

1880er  Jahre — 1890  F.  mecbanificher  Musikwerke 

1880er  Jahre-  1890  Eialbumin-  nnd  Margarinebutter- F,^ 

1880er  Jahre— 1890  Elektrotechniaehe  F. 

1880er  Jahre  — 1890  Elektrotechnische  iDstallalioosanstalt 

1880er  Jahre— 1890   Anlage   von    elektrischen  Klingeln 

und  Telephonleitungen 
1880er  Jahre— 1 890  Holzgipstrockenstuck-F. 
1881—90  Spitzen-F. 
1881—90  Kautöchuk Stempel' F. 
1884—90  Drabtseilbahn-F. 
1884—90  Roheiswerk 

fi  Die  städtischeu  GasaiistaUen  bleiben  für  tiuB  aufser  Betracht. 
'  Zuerst  mit  (lartenmübelfabrikatioD^  dann  mit  Herstellung  etektrifiGher 
Kohle  verbunden. 

'  Kombiniert  mit  Eierhandlung. 
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1885-90  Masseur  (1885  :  3) 

1885—90  Fahrrad-F. 

1885 — 90  Zinkographische  Anstalt 

1885 — 90  Mechanische  Strickerei 

1885—90  Wellblechwalzwerk 

1887 — 90  F.   V.   Dichtungsmitteln,   damit  imprägnierter 

Stopf  büchsenpackung,  Dampf  hahn-  und  Kammrad- 

schmiere 
1888—90  Verbandstoff-F. 
1889—90  Feueranzünder  F.  (1)* 
1889—90  Pflanzenleim-F. 
Ende  1880er  Jahre— 1890  Anstalt  für  Photolyjrie  (lichi- 

druck) 
1889—90  Trichinenschauer,  verpfl. 
III.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Erziehungsanstalt  für  geistig 

zurückgebliebene  Kinder  (1) 
seit  1890  Loofahwaren-F. 
seit  1890  Gelatinekapsel- F. 
seit  1890  Cementwaren-F. 
seit  1890  Baunscheidtist  (1) 

Eb  kamen  mithin  durch  Berufsschöpi'ung  dazu  in  den  Perioden 

1751  -1800 3  Berufe 

1800-1830 4       „ 

1830—1860 23       „ 

1800-1890     .     .     .     ...     42       ^ 

zusammen:  72  Berufe 
Wir  können  also  ein  geradezu  rapides  Anwachsen  konsta- 
tieren. Namentlicli  zeigt  sich  dasselbe  seit  den  1880er  Jahren. 
Bei  weitem  die  meisten  der  42  Berufe,  welche  seit  1860 
neu  aufgetreten  sind,  verdanken  erst  den  1880er-  Jahren  ihre 
Entstehung.  Die  technischen  Erfindungen  der  letzten  50  Jahre 
und  namentlich  der  allerletzten  Jahrzehnte  spiegeln  sich  hier  wieder. 
Sehr  stark  sind  durch  Erfindungen  die  polygraphischen  Ge- 
werbe im  19.  Jahrhundert  bereichert  worden.  Der  Buchdruck, 
Holzschnitt  und  Kupferstich  waren  ja  schon  lange  bekannt.  Nunabor 
treten  infolge  verschiedener  neu  entstandener  ProduktionsweiseD 
im  Vervielfältigungsgewerbe  nicht  wenig  ganz  neue  Beruiszweige 
auf  den  Plan ,  die  auch  intensiv  im  heutigen  Qewerbeleben  und 
speciell  im  Leipziger  eine  hervorragende  Rolle  spielen.  Die  E^ 
findung  der  Lithographie  gegen  1800  durch  Senefelder  bringt 
uns  1825  Lithographen  und  1821  Steindrucker.  Die  1824  nach 
Deutschland  kommende  Stahlstichkunst  läfst  1843  Stahlstecher^ 
und  1844  Stahldrucker  entstehen.  Der  Stahlstich  wurde  dann 
zwar  auch  vielfach  mit  dem  Kupferstich  zusammen  von  einer 
Person  ausgeübt,  aber  es  geschah  das  nicht  in  allen  Fällen.    Der 

^  Mit  einer  Kephiranstalt  vereint. 
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Stahldruck  dagegen  wurde  fast  ausscblielslieh  von  dtn  Kupfer- 
dnickereieo  besorgt;  nur  von  1844 — 4?  findet  »ich  ein  einziger 
Betrieb,  der  sich  auf  Stahldriickerei  beschränkt  zu  haben  sclieint. 

Das  Aufkommen  des  Buntdrucks  (Chromotvfne)  seit  den 
J*>er  und  30cr  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ruft  die  Koloristen 
(Bddtfrbo^^enfabrikanten,  seit  1844)  hervor.  Der  Zinkdruck 
< Zinkographie K  aucii  erst  im  19.  Jahrhundert  erfunden,  und 
der  Ltchlciruck  (Phototvpie),  1862  zuerst  zur  Anwendung  ge- 
kommen^ veranlassen  die  Entalehuoj^'  besonderer  Anstalten  auch 
für  diese  graphischen  Kunstzweige:  ZinUographische  Anstalten 
(seit  1885)  und  Anstalten  für  I*hototypie  (seit  dem  Knde  der 
ISSOer  Jahre). 

L>ie  Phototypie,  eine  Kombination  von  Druck  und  Pljoto- 
graphie,  fuhrt  uns  zu  der  Erfindung  dieser  letzteren  Kunst  der 
Vervielfältigung,  die  heute  zu  einer  ganz  gewaltigen  Ausdehnung 
und  Vervolikamtnnung  gelangt  ist.  Sie  beginnt  mit  der  Daguerro- 
typie.  Der  erste  Daguerrotypeur  ist  im  Jahre  1844  verzeichnet; 
es  war  eine  Frau.  Hald  nehmen  die  Daguerrotypeure,  die  schon 
1850  auf  Li  angewachsen  sind»  auch  die  eigentliche  Photographie 
in  ihr  Arbeitsgebiet  auf,  und  mit  den»  Jahre  1855  beginnt  die 
Photographie  sich  als  Sonderberuf  auszubreiten,  worauf  dann 
bald  jene  ttltere,  unvollkommnere  Form  ganz  untergeht  lEnde  der 
50er  Jahre),  Ein  anderer  Zweig  der  ältesten  Photographie^  die 
Pannotypie,  hat  nur  kui-ze  Zeit,  von  1858 — 64,  ein  Sonderdasein 
geführt.  Sie  wird  zwar  auch  noch  spnter  eine  Zeit  lang  be- 
trieben, aller  nur  in  Korabination  mit  der  siegreichen  Sehwesterkunßt. 

Der  Bedeutung  halbtr,  welche  die  lfc37  erfundene  fxalvano- 
plastik  insbesondere  tllr  die  Huchdruckerei  gewonnen  hat^  ftlgen 
wir  hier  gleich  die  (ialvanoplasti.'schen  An:itidten,  in  Leipzig  seit 
1855,  an.  Auch  die  für  die  Entwicklung  der  Buchbinderei  so 
wichtige  Erfindung  der  Buchbinderleinwand  (desKahko)  hat  bereits 
im  Jahre  1850  einen  Betrieb  von  grofser  ivapitalstarke  entstehen 
lassen,  der  sich  speciell  mit  der  Herstellung  dieses  Stoffes  betafst* 

In  der  Papierindustrie  hat  das  Aufkommen  der  Piltgepresse 
(im  Anfang  des  J9.  Jahrhunderts)  den  Anlafs  gegeben  zur  Bildung 
jron  Papierpriigean stalten  (in  Leipzig  seit  186U).  Und  als  dann 
Äter  das  Stanzen  des  Papiers  in  Aufnahme  kam,  führte  dieses 
Verbindung  mit  der  Pritgerei  zu  der  Spedalititt  der  Spitzen- 
papierfabriken (seit  den  1880er  Ja lirenK  Auch  die  Herstellung  von 
Papierwäsche  (seit  1871)  ist  eine  Schöpfung  des  19   Jahrhunderts. 

Die  ganze  Gummi warenindustrie  ist  ebenfalls  erst  neueren 
Datums.  Sie  beruht  auf  der  Entdeckung  wichtiger  Eigenschafteo 
des  schon  anfangs  des  18,  Jahrhunderts  in  Europa  bekannten 
Kautschuks.  Industriell  ausgenutzt  wurde  dieser  auätandiache 
bstoff  aber  erst  seit  den  20er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts. 
it  182H  wurde  er  in  Enirland  zur  Herstellung  wasserdichter 
Stoffe  angewandt.  Auch  in  Leipzig  tindeti  wir  eine  Zeil  lang, 
von    18415 — 52,    eine    Fabrik    wasserdichter,    geruchloser  Stoffe. 
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Die  dann  seit  ca.  1880  auftretenden  Planenfabriken  beruhen  auf 
derselben  Verwendung  desselben  Rohmaterials.  Eine  ausgedehn- 
tere Brauchbarkeit  hatte  das  Kautschuk  aber  erst  durch  die  Er- 
findungen des  Amerikaners  Goodyear  erlangt,  welcher  1839 
durch  Vulkanisieren  dem  Kautschuk  seine  Klebrigkeit  und  andere 
unangenehme  Eigenschaften  nahm  und  dann  1852  zum  ersten  Mal 
das  zu  Kämmen  und  anderen  Gegenständen  viel  benutzte  „Hart- 
gummi'^ hervorbrachte.  Seitdem  hat  die  Gummiwarenproduktion 
einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Speciell  m  unserer 
Stadt  sind  aufser  den  obenerwähnten  Industriezweigen  als  Special- 
gewerbe  noch  zu  nennen  die  Gummi  Warenfabriken  (seit  1880) 
und  die  Kautschukstempeltabriken  (seit  1881). 

Ebenfalls  infolge  des  Bekanntwerdens  eines  ausländischen 
Rohstoffes  ist  neuerdings  noch  eine  andere  Fabrikation  ins  Leben 
getreten,  die  Loofah Warenfabrikation  (seit  1890). 

Die  Verwertung  der  elektrischen  Kraft,  so  sehr  sie  auch  io 
der  Zunahme  begriffen  ist,  hat  am  Orte  nur  einige  Specialitäton 
hervorgerufen,  die  dafUr  aber  fast  alle  um  so  kapitalkräftiger 
sind.  Wir  haben  hier  zu  nennen :  die  elektrotechnischen  FabrikoL 
die  elektrotechnischen  Installationsanstalten,  die  Fabriken  elektro- 
technischer Bedarfsartikel  und  einen  kleinen  Gewerbetreibenden, 
der  sich  auf  die  Anlage  von  elektrischen  Klingeln  und  Telephon- 
leitungen specialisiert  hat,  alle  erst  in  den  1880er  Jahren  entstanden. 

Den  doppelten  Dienst,  den  die  Elektricität  neben  anderem 
dem  Menschen  leistet,  nämlich  die  Erzeugung  von  Licht  und 
von  Energie,  eriUlIt  in  seiner  Weise  auch  das  Gas.  Bekannt 
war  die  Brennbarkeit  des  Steinkohlengases  zwar  auch  schon 
früher;  praktische  Anwendung  zur  Beleuchtung  fand  dasselbe 
aber  erst  im  19.  Jahrhundert,  zur  Krafterzeugung  sogar  erst  in 
allerletzter  Zeit.  Seiner  Bereitung  dient  neben  dei.  städtischen 
Gasanstalten  seit  1867  auch  eine  private. 

Durch  Erfindungen  hervorgerufen  sind  auch  eine  Reihe  von 
neuen  Gewerben ,  welche  sich  auf  den  Bau  und  die  Ausstattung 
von  Häusern  beziehen.  Bereits  im  18.  Jahrhundert  war 
neben  die  Ziegelbedachung  das  Schieferdach  getreten,  i\Xr  dessen 
Anbringung  seit  1781  besondere  Schieferdecker  thätig  sind.  Erst 
dem  \[K  Jahrhundert  entstammt  die  Gementwarenfabrikation  (seit 
1890),  die  Fabrikation  von  Holzgipstrockenstuck  (seit  den  1880er 
Jahren)  und  die  Herstellung  von  Jalousieen  (Rollläden,  seit 
1879).  Gewelltes  Eisenblech,  das  zur  Dachdeckung,  zu  Blecb- 
wänden  und  anderen  Zwecken  gebraucht  wird ,  ist  nicht  vor  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hergestellt  worden;  mit  seiner  Produktion 
l)e8chäftigen  sich  die  Wellblechwalzwerke  (seit  1885).  Femer 
gehört  in  diesen  Zusammenhang  wegen  der  Herstellung  orna- 
mentaler Gegenstände  die  Zinkgiefserei ,  die  überhaupt  erst  in 
den  18o0er  Jahren  eine  gröfsere  Bedeutung  gewann  und  in 
Leipzig  bereits  1857  F\ih  fal'ste.  Auch  die  Asphaltfabrik^ 
seit  1840   am  Orte,   seien   hier  angeftigt.     Diente  auch  ihr  Pro- 
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dukt  anfSlnglich  nur  der  Strafsenpfla-sterung,  wozu  es  zum  ersten- 

K^nal    l!^Ji2   in   Frankreich   benutzt   wurde,    so   übernahmen   doch 
lese  Fabriken  bald  auch  die  Anfertigung  von  Dachpappen  und 
DD  Holzcement. 
Neue    Musikinstrumente    produzieren    seit    dem     18.    Juhr- 
ändert    bereit»    die    l*ianoibrtefabriken,    in    den   Adrefsbii ehern 
zum    eratenmal     1790   genannt,    thataJlchlich    wold   schon   früher 

Porhanden,  acut  1851  die  Harmonikafabriken  und  seit  den  1880er 
ahren  die  Fabriken  mechanischer  Musikwerke. 
In    die    Nahruuga-    und    Genursmittelbranche    ^^::hören    die 
^lliDeraiwasseri'abriken  (seit  18(32)    und  die  Trinkanstalten  kUnst- 
^Hklier  Mineralwasser  (seit  den  1840er  Jahren).     Die  Fabrikation 
^■künstlicher  Mineralwasser  wurde    xuerst    1818  in  Dresden  durch 
den  Apotheker  Struve  ausgefiihrt.     Surrogate  liefern  eine  Feigen- 
kaffeefabrik  (von   1880     84)  und  die  Eialbumin-  und  Margarine- 
butter-Fabriken (seit  den  18b0er  Jahren K 

Man  dtirrte  sich  wunflern ,  dafa  hier ,    in  dem  Abschnitt  der 

Bfufsschöpfung ,    noch  gar  nicht  der  Ma&chinenindustrie  gedacht 

in  der  doch  gerade  da»  Aufkommen  neuer  Güterarten  durch 

rtiodung  eine  so  grofse  Rolle  spielt     Aber  bei  ihr    fehlt  es  ge- 

ie   an   dem   einen   wesentlichen  Moment  dieser  Kategorie   der 

'"Arbeitsteilung,  nämlich  daran,  dals  das  neue  Gut  von  vornherein 

zu    der    Einrichtung    eines    Special betriebes    Veranlassung    giebt. 

■fiTielmebr  ist  es  hier  die  Rej^^el ,  dafs  die  neu  erfundene  Maschmen- 

^Kparte  zuerst  hlngere  oder  kürzere  Zeit  in  einer  Maschinenfabrik 

neben  einer  Reihe  anderer,    ähnlicher  Produkte  hergestellt   wird, 

Bund  dafs  erst  spiiter  die  Specialisierüiig  auf  dieses  eine  Produkt 
^r  Wirklichkeit  wird.  Wir  werden  daher  den  hierhin  gehören- 
den specialisierten  Erwerbazweigen  emi  bei  der  Berufsspaltung 
begegnen. 

Dasselbe  gilt  von  einer  grofaen  Zahl    der  Abarten  der  che- 

chen    Fabriken.      Auch    liier    findet    die    Anfertigung    eines 

Specialproduktes  meistens  nicht  von  Anfang  an  in  einer  Special- 

iternehmung  statt.     Es  wird  di4s  neue  Gut  zuniich^st    von  einer 

iiOQ  liestehenden  und  noch  andere  Artikel  herstellenden  Fabrik 

lit  in  ihren  Produktionsumfang  aufgenommen,  und  erst  allmidi- 

Uch  tritt,  wenn  die  Umstünde  günstig  sind,  die  Specialisation  ein. 

Jndes.  eine  Reihe  von  mehr  oder  weniger  in  das  Gebiet  der 

üliemischcn   Produktion,    wenn    auch    nicht    im    engeren   Sinne, 

llenden  Gewerben    werden    wir   doch   der    Beruft^schöpfung  zu- 

lUlen    können.     Es    sind    das   die    Chemischen  Feuerzeug-   und 

Stlndhölzerfabriken  (1824 — 67),    die  dem  Aut'koraraen  der  „che* 

liachen  Feuerzeuge"^  seit  1807  und  der  Erfindung  der  jene  all* 

lähllch  seit  den  1830er  Jahren  ablösenden  Phosphorstreichhöker 

L'asein  verdanken:  ferner  die  Parfümerie-  und  ToÜettenseifen- 

mken    (seit    18;'i5K    eine    Rotatiafabrik   «von    1838—42),   die 

tfeuerwerker    bezw.    Feuerwerkfabriken    (^eit    1843),    eine 

Brfilterfabrik  (seit   1880),  eine  Fabrik  von  Didi tun gsmittelo, 
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damit  imprägnierter  Stopf büchsenpackung,  Dampf hahn-  und 
Kammradschmiere,  also  von  mehreren  Hülfsmitteln  fitr  den 
Dampfmaschinenbetrieb  (seit  1887);  eine  Feueranzünderiabrik  (seit 
188*Jj,  Verbandstofffabriken  (seit  1888),  eine  Pilansenleimiabrik 
(seit  1889)  —  früher  kannte  man  nur  Leder-  und  Knochenlrän 
—  und  endlicli  eine  Gelatinekapselfabrik  (seit  1890). 

Bisher  unbekannte  Verkehrsmittel  werden  produziert  in  den 
Fahrradfabriken  (seit  1885)  und  in  einer  Drahtseilbahn&brik 
(seit  1884).  Zwar  nicht  ein  neues  Transportmittel  zu  schaffen, 
aber  doch  ein  solches  zur  Benutzung  darzubieten  war  die  Auf- 
gabe der  Leipziger  Pferdeeisenbahngesellschaft ,  welche  durch 
Konzessionsurkunde  vom  20.  April  1871  bestätigt  wurde,  ihreo 
Sitz  in  London  hatte,  1890  noch  existierte,  gegenwärtig  aber 
bekanntlich  2  Unternehmungen  elektrischer  StraCsenbahnen  Platz 
gemacht  hat 

Einer  neu  erfundenen  Kunst  des  Schreibens  befleifsigen  sich 
die  Stenographen,  die  seit  1848  unter  den  Leipziger  Gewerbe- 
treibenden erscheinen. 

Bisher  haben  wir  es  immer  mit  Gütern  zu  thun  gehabt, 
welche  als  etwas  absolut  Neues  in  der  Volkswirtschaft  erscheinen. 
Es  kann  nun  aber  ein  Gut  als  solches  schon  lange  vorher  er 
zeugt  worden  sein  und  doch  dann  durch  Erfindung  einer  neueo 
Technik  eine  so  wesentliche  Vervollkommnung  in  seiner  Qualitit 
oder  eine  so  bedeutungsvolle  Änderung  in  der  Produktions- 
methode  erfahren,  dafs  es  zur  Entstehung  eines  neuen  BerufeB 
kommt. 

Wir  rechnen  dahin  die  Anwendung  des  Raffinierupcsver 
Verfahrens  auf  mehrere  Erzeugnisse,  welche  1820  die  Ölraffi- 
nerieen,  1850  die  Spritfabriken  und  1880  die  Sirupraffinerieen  ins 
Leben  ruft. 

Es  gehört  ferner  hierher  die  Verdrängung  der  Handarbeit 
durcfi  Maschinenarbeit  in  der  Textilindustrie.  Die  maschindk 
Kammgarnspinnerei,  die  in  England  bereits  seit  1792  betrieben 
wurde,  in  Sachsen  aber  erst  am  Schlufs  des  dritten  Jahrzehnts 
des  19.  Jahrhunderts  eingeführt  wurde,  zuerst  1825  in  Reichen- 
bach,  findet  in  Leipzig  bereits  1837  eine  Vertretung. 

Viel  später,  erst  1807,  wurde  in  Sachsen  die  erste  mecha- 
nische Leinenweberei  eingerichtet;  in  Leipzig  tritt  diese  Pro- 
duktionsweise ca.  1880  auf  in  den  Segell uch Webereien ,  welche 
neben  Leinen  auch  Jute  verarl)eiten,  einen  indischen  Paserstoff , 
der  erst  seit  etwa  einem  halben  Jahrhundert  in  der  europäischen 
Industrie  Anwendung  findet. 

Die  Herstellung  von  Strumpfwaren  geschah  zuerst  durch 
Handstrickerei,  dann  auf  dem  von  William  Lee  um  1589  er- 
fundenen Strumpfwirkerstuhl,  der  später  mannigfache  Ver- 
besserungen erfuhr.  Daneben  ist  dann  seit  dem  AufkommeD 
der  Strickmaschine,  die  aber  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  in  guter  Qualität  hergestellt  wurde,  noch  eine  dritte 
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Produktionsweise  getreten,  die  meehanisehe  Strickerei,  in  Leipzig 
»eit   1885, 

Die  mechanische  8pit7.enfabrikation^  die  in  Leipzig  seit  1881 
vertreten   ist,    war  damit  in  Sachsen  tiberiiaupt   zum  ersten  Mal 
erschienen.     Ea  geling  ihren  Produkten  aber  nur  zum  Teil,  die 
ppelspitzen  zu  verdrllngen, 

iLiine  ganz  eigenaiiige  Stellung   endlich   nehmen   die  Roheis- 

'ke  (seit  1884)  ein.     Hier  handelt   es  sich  weder  um  ein  ab- 

lut  neues  Gut  nocli  auch   darum,    ein  schon  i'rlihcr  gewerblich 

'gestelltes  Produkt  wesentlich  vollkommener  <ider  auf  eine  ganz 

ue   Weise   htTVorzubrin^en.     Sondern   es   wird    hier   ein    sonst 

von  der  Natur  frei  dargebotenes  Gut  neuerdings  durch  künsdiche 

Mittel  erzeugt,  wobei  denn  freilich  auch  eine  reinere  Qualität  und 

damit  eine  gröfaere  Brauchbarkeit  erhielt  wird. 

In  fast  all  den  zahlreichen  Fallen  j  die  wir  in  unserem  Ab 
hnitt  bisher  l>ehaodelt  haben,  waren  die  Güter,  deren  Her- 
stellung zur  Schöpfung  neuer  Sonrlerberutl«  iührte,  SachgUter 
Nur  einmaL  bei  der  Pferdeeisen bahn^eselkchatt,  handelte  ea  sich 
um  Hervorbringung  eines  immateriellen  Gutes  und  zwar  einer 
Transportleistuüg.  Nun  haben  wir  aber  zum  Schlüsse  unser 
"  ugenmerk  noch  auf  eine  Zahl  %*ou  Berufen  zu  richten,  welche 
ibeotalls  immaterielle  Güter  produzieren,  und  zwar  persönliche 
Dienstleistungen ,  und  welche  in  gleicher  \\  eise  wie  alle  die  oben- 
genannten Beispiele  der  Beruisöchöpfung  weder  in  der  Hauswirt- 
schaft noch  in  einem  schon  bestehenden  Gewerbe  ihren  Ursprung 
haben  j  sondern  auf  einer  ganz  neu  erscheinenden  Arbeitsleistung 
basieren. 

Einmal    sind    es    neu    aufkommende    Heilmethoden,    durch 

weiche  neue  Berufe  geschaffen  werden.     Diese  Entstehungsursache 

haben   nicht  blofs   die  Masseure  (seit  1885)  und  der  eine  Baun- 

scheidtist  (seit  lb90),  sondern  auch  mehrere  private  Heilanstalten: 

^dUe  Heilanstalt  fllr  Verkrümmte  (Anstalt    für  Heilgymnastik  und 

^BOrthopiidie,    seit  1831),   die  Homöopathische  Hetlaustalt  und  die 

^Hrrenheilanstalt  (beide  seit  dem  IL  Drittel  des   IIL  Jahrhunderts). 

HB        F'emer  fallen  hierher  solche   Berufe,    welche    bisher  niemals 

^^nerfolgtc  Lehr-  und  £rziehungszwecke  erstreben,  wie  das  Institut 

ftr  Stumme    (seit    1778),    die  Stenograpluelchrer   (seit    dem    H. 

Drittel   des  19.  Jahrhunderts)^    die  Erziehungsanstalt    für  geistig 

zurückgebliebene    Kinder    (seit    dem    IIL    Drittel   des    IL».   Jahr- 

hiinrlerts),  das  llandarboitslehrerinoensennnar  (seit  1875)  und  das 

Lehrerinnen-  und  KindergürtneriDnenseminar  (seit  1875). 

Schliefslich  gehört  zu  den  persönlichen  Dienstleistungen  noch 
ein  Gewerbe,  das  durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  des  Staates 
hervorgerufen  worden  ist.  Es  ist  das  Gewerbe  der  seit  1889 
Mi%eführtenirerptiichteten  Trichinenachauer ,  deren  Entstehung  ilire 
üi»ache  hat  in  der  Einftihrung  der  obligatorischen  Trichinenschau 
in  Sachsen  durch  Verordnung  vom  'Jl.  Juli  1888. 

Fassen   wir  den    Inhsdt  dieses  Abschnittes  kurs  zusammen! 
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Den  Anstols  zur  Berufsschöpfung  können  erstens  neu  aafkommende 
Sachgüter  geben,  sei  es  nun,  dals  diese  absolut  neu  oder  in 
ihrer  Qualität  wesentlich  vollkommener  sind.  Es  kann  femer  die 
Produktionsmethode  auch  schon  früher  hergestellter  Güter  sich 
so  von  Grund  aus  verändern  >  dafs  ein  ganz  neuer  Beraf  entsteht 
(Verdrängung  der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit).  Eis  können 
endlich  auch  persönliche  Dienstleistungen  auftreten ,  die  es  vorher 
nicht  gegeben  hatte/  indem  neue  Heilmethoden,  neue  Lehrswec^e 
oder  auch  gesetzgeberische  Bestimmungen  dabei  mafsgebend  sind. 
Stets  aber  ist  es  für  diese  Form  der  Arbeitsteilung  charakteristisch, 
daCs  eine  neue  Produktion ,  sei  sie  nun  materiell  oder  immateridl, 
bringe  sie  nun  vollständig  neue  Güter  hervor  oder  alte  auf 
durchaus  neue  Weise,  von  vornherein  die  Entstehung  eines 
eigenen  Specialgewerbes  veranlafst.  Damach  modifiziert  sich  die 
am  Anfang  unseres  Paragraphen  gegebene  Definition. 


§5. 
Prodaktionsteilang. 

Abgesehen  von  den  übertragenen  Gewerben  sind  bisher  die- 

{'enigen  im  Laufe  der  letzten  1^/2  Jahrhunderte  nea  hinzuge- 
kommenen Berufe  aufgeführt  und  besprochen  worden,  weldie 
sich  entweder  aus  der  Hauswirtschaft  aogelöst  oder  sich  infolge 
einer  neu  auftretenden  Technik  von  vornherein  als  specialisierte 
Berufe  gebildet  haben.  Wir  kommen  nun  zu  den  Sonder 
gewerben ,  welche  sich  von  bereits  bestehenden  Gewerbearten  ab- 
getrennt haben,  sei  es  nun  dadurch,  dafs  von  dem  nea  sich 
bildenden  Specialberuf  nur  ein  Teil  der  bisher  vom  Mutter^werbe 
hergestellten  Produkte  übernommen  wird,  sei  es  dadurch,  dafs 
der  ganze  Produktionsprozefs  in  Sonderabschnitte  zerlegt  wird. 
Zunächst  haben  wir  es  in  unserem  Abschnitt  mit  dem  zweiten 
Fall  zu  thun,  mit  der  Produktionsteilung.  Ihr  rechnen  wir  fol- 
gende Gewerbe  zu: 

1755—1812  Buntpapier-F.  v.  Buchbinder 

1771 — 1890  Kleiderreiniger  (Fleckausmacher)  ▼.  Schneider 

1775— gegen  1800,  1801—90  Taschenuhrgehäusemacher 

v.  Uhrmacher 
1793—1809  Hutstaffierer  v.  Hutmacher 

1810—12,     Ende    1860er    Jahre— 1890    Schaftstepper 

(Schäfte- F.)  V.  Schuhmacher 
1820—90  Putzmaurer  v.  Maurer 
1824 — 90  Notenstecher  v.  Steindruckerei 
182(3—90  Möbel-  und  Instrumenten poUerer  ▼.  Tischler 
1826 — 61  Gemälderestaurateur  v.  Kunstmaler 
1828—90  Strohhutwäscherei  und  -Färberei  v.  Strohhut-F. 
1829—90  Instrumentenstimmer  v.  Pianoforte-F. 
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Herötellung 


V.   Ölfarben 


18S0— m.    Drittel    19.   Jahrh. 

V.  ilaler 

1830—40  Federwiiöchcrin  v.  Ferlerachmlicker 
1833—90  Zie^eldecker  v,  Maurer 
1838—90  Lmiierer  v.  Biichbimler 
1839—90  Foumierstihoeiderei  v.  Tischler 
1841 — 90  Hitchdruckfarben-F.  v.  Buchdrucker 
1843-  52,  seit  1890  Sügenschtirfer  v,  Tischler  u.  a. 
1843—90  Klaviatur  F,  v,  l'ianoibrte-F 
1844 — ^90  Eisengiefserei  v.   Ilochfifen 
1845     90     Dampfsclineidetüülile     (Dampfsägewerk)     v. 

Zimmermeister 
1846—90  Korrektor  v.  Biichdruckerei 
1846—90  Sand-,  Ulas-  und  Schrairgelpapier- F.  v.  Tischler 
1852     90  Handschuh  Wäscher  v.  llaudBchuhmacher 
1852-^90  Lack*  und  FiroifVF.  v.  Lackierer 


III,  Drittel   19.  Jahrh.— 1890    Pianofortemechanik  F.  v, 

Pianoforte-F. 
III.    Drittel     19.    Jahrh.— 1890     Klaviaturbacken-F.    v. 

Pianoforte-F 
111.  Drittel    19.   Jahrh.— 1890   F.   v.   metallenen  Piano- 

fortebestiindteilen  v,  Piaooforte-F. 
ni.  Drittel   19.  Jahrh.-- 1890  F,  v.  hlilzemen  Pianoforte- 

bestandteilen  *  v.  Pianoforte-F. 
1863-  90  Baufabrik  v.  Zimniermeister 
1871 — 90  Technisches  Bureau  v,  Civilingenieur 
1872-  90  WoUkftmmerei  v.  Karamgamspinnerei 
nur  1880  Rad-  und  W^igenteil- F.  v.  Stellmacher 
1880er   Jahre -90    Buchdruck vvalzenmasse- F.    v.   Buch- 
drucker 
1884—90  Vernickelungsanstalt  v,  Gürtler 
1885—90  Ofensetzer  v\  Töpter 
1885 — 90  Vergoldeanstalt  v,   Buchbinder 
1886—90  Holzfraisanstalt (HolzbearbeitungS' F.)  v.  Tischler 
1887—90  Gummieranstalt  v.  Buchbinder 
1888—90  PapierprÜfuD^sanstalt  r.  Papier-F.  u.  a, 
1888—^90  Waehsaiederei  v.  Wachslichtfabrikant 
1889 — 90  Darmöchleimerei  v.  Fleischhauer 
seit  1890  Satinieranstalt  v.  Buchdruekerei 

Eb  aind  mitbin   durch  Teilung  de«  ganzen   Produktionspro* 
in    mehrere   selbständige    Abschnitte   entstanden    in    den 
Perioden 


*  D.  h,  von  Lyren,  Pürsen  ii,  Pulten. 
For»eliaiig«n  XIX  2.  -  PotreDr 


U  XIX  2. 

1751-1800 4  Berufe 

1800-1830 7       „ 

1830-1 S60 U      „ 

1860-1890    ....     .    .     18       „ 

zusammen:  43  Berufe. 

Was  wir  aus  diesen  Zahlen  konstatieren  können,  ist,  dab 
auch  hier  wie  bei  den  anderen  Arten  der  ArbeitsteOung  dne 
stetige  Zunahme  eingetreten  ist. 

Richten  wir  aber  unser  Augenmerk  zugleich  noch  auf  eine 
andere  Thatsache!  Fragen  wir  uns:  Welche  Gewerbe  sind  es  tot 
allem  gewesen,  an  denen  eine  Produktionsteilung  sich  yoUsogoi 
hat?  Aus  20  Gewerben  hat  sich  auf  diese  Weise  nur  je  ein 
neues  gebildet,  blofs  6  Muttergewerbe  haben  sich  mehrfach  ge- 
teilt, und  zwar  die  Maurer-  imd  Zimmermeister  2maL,  die  Budi- 
binder  und  Buchdrucker  4mal,  die  Tischler  5mal  und  die 
Pianofortefabriken  6mal. 

Es  zweigten  sich  nämlich  ab:  von  den  Maurern  die  Pati- 
maurer  und  Ziegeidecker,  von  den  Zimmermeistem  die  Dmmpf- 
sägewerke  und  Bauiabriken,  von  den  Buchbindern  die  BQD^ 
Papierfabriken,  Liniierer,  Vergoldeanstaltcn  und  Gummieran- 
stalten,  von  den  Buchdruckern  die  Buchdruckfarbenfabrikeo, 
Korrektoren ,  Buchdruckwalzenmassefabriken  und  Satiniaan* 
stalten,  von  den  Tischlern  die  Möbel-  und  InstrumeDtenpolierer, 
Foumierschneidereien ,  Sägenschärfer,  Sand- ,  Glas-  und  Scnmügel- 
papierfabriken  und  Holzfraisanstalten  und  von  den  Pianoforte- 
fabriken endlich  die  Instrumentenstimmer  (s.  weiter  unten  S.  38), 
sowie  die  Speeialfabriken  von  Klaviaturen,  Mechaniken,  Klavii- 
turbacken,  metallenen  und  hölzernen  Pianofortebeetandteüen. 

Die  gröfsere  oder  geringere  Zerlegbarkeit  des  Produktions- 
prozesses in  selbständige  Abschnitte  wird  hier  vor  allem  mals- 
gebend gewesen  sein ,  daneben  aber  auch  die  Ungleichheit  in  der 
Bedarfssteigerung  eine  Rolle  gespielt  haben. 

Gehen  wir  näher  auf  das  Einzelne  ein!  Bei  der  Produk- 
tionsteilung sind  verschiedene  Nuancen  möglich.  Fa  kann  der 
Anfangsprozefs  der  Produktion  zum  selbständigen  Beruf  werden, 
und  es  uefert  dieser  dann  dem  Muttergewerbe  ein  bis  su  einem 
gewissen  Grade  zugerichtetes  Halbfabrikat. 

So  trugen  früher  die  Zimmerer  selbst  für  das  Zuschneiden  der 
nötigen  Bretter  Sorge,  und  zwar  mittels  der  in  manchen  Ölenden 
noch  heute  übhchen  ^ Sägegrube".  Seit  1845  nehmen  ihnen  diese 
Vorbereitung  ihres  Materials  die  Dampfschneidemtthlen  (Dampf- 
sägewerke) ab.  Durch  die  Baufabriken  (seit  1863)  vollends  wird 
auch  noch  ein  weiter'S  Stück  des  Arbeitsprozesses  der  Zimmer- 
leute, die  vollständige  Fertigstellung  der  zum  Bau  erforderlidieD 
Holzteile,  übernommen. 

Die  Schaftstepper  (Schäftefabriken,  1810—12  und  seit  Ende 
der    60er    Jahre)    übernehmen    den    ersten   Teil    dar   bisherigen 
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Produktion  der  *SchuhraHcher  Die  Wachssiedereien  (seit  1888) 
arbeiten  deo  W'achslichtt'abri  kanten  vor. 

In  diesen  Ziisanunenhaog  geliürt  femer  die  Loslösung  der 
WoUkänimerei  voq  der  K am mt^arnsp innere!.  Das  Kitmmen  der 
Wolle,  die  Vorbereitung  (\Xr  den  Spinnproaels,  wurde  no-cb  bis 
fallet  xur  Mitte  des  19.  Jahrbunderts  mit  der  Hand  betrieben. 
Durch  die  mechaniHehe  Wollkäiiiraerei  wurde  dann  die  Hand- 
kämmerei  raach  verdriingt,  1843  gab  es  in  Sachsen  eine,  1850  zwei^ 
1861  bereits  19  \\  oUkämmereien j  welche  teils  allein,  teils  in 
Verbindung  mit  Kammgarnspinnereien  betrieben  wurden,  fllr 
welche  sie  den  Rohstoff  liefern.  Speciell  die  Leipziger  Spinnereien, 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  1837  auftraten,  hatten  zum  Teil 
eigene  Kammereien.  1872  wird  dann  die  Zurichtung  der  Wolle 
auch   in  Leipzig  von  gesonderten  Betrieben  übernommen. 

Die  Hokfraisanstalten  (HolÄbearbeitungsanstalten,  seit  1886) 
stellen  ein  Vorprodukt  fiir  die  Tischler  her ,  die  SatinieranstjJten 
(seit  1890)  richten  den  Rohstoff  für  die  Buchdrucker  zu* 

Die  technischen  Bureaus  (seit  l^^TI)  sind  aus  einer  Produk- 
tionsteilung  der  Civilm;4:enieure  herzuleiten,  da  sie  auf  die  eigent- 
Uche  Ausführung  gewerbheher  Einrichtungen  und  technischer 
Anlagen  verzichten  und  sich  auf  die  vorbereitenden  Arbeiten, 
in«betK)Ddere  auf  das  Autatellen  eines  Entwurfs  und  Kostenan- 
schlags beschränken. 

Der  Notenstich  endlich,  zuerst  innerhalb  der  sich  auch  mit 
Notendruck  abgebenden  SteimI ruckereien  von  unselbständigen 
IWufsarbeitem  ausgeübt,  wird  seit  1824  auch  in  gesonderten 
Notenätechereien  betrieben. 

War  es  in  deo  oben  angcAihrten  Fällen  der  Anfang  des 
Froduktionsprozesses ,  der  sich  verselbständigte ,  so  geschieht  das- 
selbe mitunter  auch  mit  dem  Endprozefs.  So  ist  es  z.  B.  bei 
den  HutstafHerern.  In  der  Regel  besorgten  und  besorgen  noch 
hetite  die  Hutmacher  das  Staffieren  der  Hüte,  d,  h.  das  Annähen 
von  Futter,  Schweifsleder,  Hutband  und  das  Umsäumen  der 
Hutkrempe  selbst.  Eine  Zeit  lang,  von  179^i— 1809,  finden 
wir  jedoch  auch  besondere  Hutstaftierer.  Die  letzte  Verschönerung 
de»  Bucheinbandes  durch  Vergolden  (Schnitt  und  Prefa vergolden) 
ist  seit  1885  zum  grolsen  Teil  von  den  Buchbindern  an  specielle 
Vergoldeanstalten  übergegangen.  Flir  die  Schlufsthiitigkeit  des 
aheo  Maurers  beim  Hausbau,  das  Decken  des  Hauses  mit  Ziegeln, 
hat  sich  seit  l83rH  der  Sonderberuf  der  Ziegeidecker  gebildet. 

Mitunter  ist  es  auch  die  Verarmung  eines  Gewerbszweiges, 
die  dahin  führt,  dafs  schlieishch  nur  das  Schlufssiück  des  Pro- 
dnktionaprozasses  ihm  übrig  bleibt.  Das  ist  der  Fall  bei  der 
Entaiehung  der  Ofensetzer  aus  den  Töpfern.  Die  Töpferei  (vergl, 
Bise  hoff,  die  Töpferei  in  Leipzig,  in  Sehr  d.  V,  t  S.  P.  Bd.  07. 
8.  243  ff.)  wird  heute  nur  noch  von  einem  einzigen  Leipziger 
Betrieb  im  vollen  Umfang   des  alten  Handwerks  ausgeübt     Be- 

in  den  eisten  Jahrzehnten  de«   19.  Jahrhunderts  war  die 
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Geschirrtöpferei   veriallen,   und   aeu  den  1840er  Jahren   ging 
aut-^h   allmflhlich    mit   der   OfeiUöpferei   zu   Ende.     Die  heuti^^ 
Leipziger  Töpfer   beschränken   sich    daher   mit  jener  ÄUfitiai 
auf  die  O feD netze rei ,    die   als    Specialität    zuerst    1885    in    den 
Adrefsbü ehern  n:im hilft  gemacht  wird. 

Eine  Verselbständigun^   des  letzten  Stückes  der  Produktiai^^ 
bezw.  eines  bisher  ungetrennten  Veredel ungs Verfahrens  findet  aud^H 
statt    bei    dem   Entstehen    der  Eisengiefsereien    (1844)    und    d^^^ 
Vernickelungsanstalten  (1884),     Eiaenguls   wurde   bereits  in  frti- 
heren  Jahrhunderten  hergestellt,  aber  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr 
hundcrta     mufste    da»    Gufswerk     direkt     aus     dem     Bochofen 
gegossen    werden.      Erst    infolge    der    Ertindung    der   Kupolofen      j 
wurde  eine  Trennung  möglich ,  und  die  ausgedehnte  Verwendung     ' 
des  Eisengusses  beim  Bau-  und  Maschinenwesen  führte   zu  einer 
thatsächlichen  Zerteilung  der  Produktion.  ! 

Was    endlich    die    Vernickelung sanstalten    betriflft,     eo    ist 
darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  Nickelwarenfabrikation  ebenso ,  wie 
es  auch  mit  der  Heretellung  von  Neusilber  waren  geschehen    war,      i 
zuerst  von  den  Gürtlern  übernommen  wurde,  deren  Produkt?    i 
gebiet   dadurch   eine  Erweiterung   erfuhr.     Dadurch,    daf*»    u,    . 
selbständige  Vernickelungssanslalten  entstanden,  die  üicb  nur  mit 
der    Veredelung    des    geformten    Materids    befassen,     ohne    dit 
Bleche  selbst  lierzustelien ,    wurde  der  so  erweiterte  Prodaktions* 
prozefö  der  Gürtlerei  wieder  in  zwei  Abschnitte  zerlegt. 

Es  ist  aber  durchaus  nicht  immer   nötig,    dafs   die  Produk- 
tion^teilung  am  Anfang  oder  am   Ende  einsetzte   es    kann  auch 
ein  Glied  aus  der  Mitte  der  Kette   des  Produktionsverlaufes  aidi 
aussondern   und   zu   einem   eigenen  Gewerbe  werden.     In  dma 
Weise  entstehen  neben  den  mit  Buchdruckereien   in  festem  Vef» 
tragsverbältnis    stehemlen    Korrektoren    1846    ein    selbstäm 
Korrekturbüreau   und    eine    Reihe   einzelner    Korrektoren 
schon    10).      Für  das  Liniiei*en   der  Geschäftsbücher  imd 
hefte,  das  früher  von  den  Buchbindern  selbst  be^rgt  wui'de, 
seit  18;38  die  Liniierer  thätig.     Das  Gummieren  aller  Arten  Papier« 
wird  seit  1887  von  besonderen  Gummieranstalten  ausgeführt. 

Es  ist  auch  möglich,  dals  aus  einem  Betriebszweig,  der  eb 
kompliziertes  Produkt  herstellt,  welches  aus  verschiedenartigen 
Teilen  zusammengesetzt  ist,  eine  Reihe  von  Teilproduzenten  hervor* 
geht.  So  entstehen  aus  den  Piano fortefabriken  1843  Klaviatur* 
fabriken  und  im  111.  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Sonder  betriebe^ 
welche  FiaDofortemeelmniken*  Klaviatur  backen,  metallene  odar 
hölzerne  P i an oibrtebestand teile  produzieren.  Als  solche  Verselb- 
8tiindigung  einer  Teilprodoktion  steht  sich  ferner  dar  das  Ent- 
stehen der  Taschenuhrgehäusemaclier  (1775)  aus  den  Uhrmachern 
und  da.s  einer  Kad-  und  Wagenteilfabrik  (1880)  aus  den  Si 
machern  bezw.  den  Wagenfabriken. 

Ferner   bilden  sich   eine   Anzald    von   Specialgewerben    zü3 
Herstellung  eines  blofsen  HülfsstoflFes,   der   früher  v^n    dem  Gtj- 


1  V€^ 
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werbtreibenden,  der  seiner  bedurfte,  selbst  gefertigt  wurde.  80 
bereitete  früher  der  Buchbinder  selbst  das  von  ihtp  gelirauehte 
geßlrbte  Pnpier  (Buntpapier*),  der  Maler  die  Ölfarbe,  der 
Lackierer  den  Lack,  der  Buchdrucker  die  Buchdruckfarbe  und 
Buchdruck walzenmasse  * ,  der  Tischler  und  andere  holzverar- 
beitende Gewerbtreibeude  ihr  Schmirgelpapier,  bre  für  all  dieses 
besondere  Betriebe  errichtet  wurden. 

*So  finden  wir  von  1755—1812  ^ Bunte  Papierfabriken" .  von 
1830  his  in  diis  dritte  Drittel  des  19.  Jahrhunderte  einen  selb- 
stHndif^en  (gewerbetreibenden^  der  sich  mit  der  Herstellung  von 
OltUrben  befafat,  seit  1852  Lack-  und  Firnifsfabrikcn ^  seit  1841 
Buchdruck farbenfabriken,  seit  den  1880er  Jahren  auch  Buch- 
druckwakenmashcfabriken  und  seit  1846  Saud-,  Glas-  und 
Schmirgelpapierfabriken, 

In  gleicher  Weise  treten  an  Stelle  des  Tischlers,  der  seine 
Fournicre  sich  selbst  zuschnitt,  seit  183  •  Fournierächneidereien, 
und  an  Stelle  des  Fleischhauers,  der  die  I>arme,  deren  er  zur 
Wurstfabrikation  bedurfte,  früher  selbst  reini-te,  seit  18811  eigene 
Darinschleimereien  im  stüdtischen  iSchlaelithof. 

Besondere  Klassen  endlich  bilden  die  Heparaturge werbe  und 
die  Reinigungsgewerbe.  Handelte  es  sich  bisher  um  Neuher- 
stellung,  so  kommt  es  hier  darauf  an,  ein  abgenutztes  Gut 
wieder  gebrauclisfilhig  zu  machen,  es  soweit  möglich  wieder  in 
den  Stand  zu  versetzen,  den  es  nach  seiner  ursprtlnglichen  Her- 
stellung gehabt  hat.  Nach  ihrem  ganzen  Charakter  IjlUt  die 
Entstehung  solcher  Reparatur-  und  Reioigungage werbe  auch  unter 
den  Begriff  der  Produktion^steilung,  wenn  sie  auch  als  eine  be- 
sondere Spielart  zu  betrachten  ist,  (Gehört  das  Repjtrieren  oder 
Reinigen  eines  Gutes  auch  nicht  zur  Neuproduktion,  so  doch  sicher 
zur  Produktion,  und  es  unterscheidet  sieh  das  Aufkommen  eines  be- 
sooderen  Reparatur  oder  Reinigungsj^'ewerbes  doch  wesentlicli 
TOD  der  Berufsspattung,  nilmlich  dadurch,  dafs  es  sich  im  ersten 
Fall  immer  um  ein  und  dasselbe  (Jut  handelt.  Wir  haben  daher 
diese  beiden  Gewerbeklassen  auch  bei  der  v->rliegenden  Kategorie 
tder  Arbeitsteilung,  bei  der  Produktionateilung,  beliandeln  zu 
toüssen  geglaubt. 

Von  Äuübesserungsge werben  ist  in  erster  Linie  zu  nennen  das 
der  Putzmaurer,  welche  allerhand  in  dais  Bereich  der  Maurer 
fallende  Flickarbeit  verrichten.  Die^e  <iewerbtreibeiiden  luil>en 
allerdings  erst  1861  in  die  Adrefsbüchor  Aufnahme  getiinden, 
wohl  infolge  ihres  geringen  Ansehens.  E^  gab  ihrer  damals  41  » 
1800;   69.     Sie  sind  aber  schon    lange  vorher  selbsländig  thätig 


'  Darüber,  danj  die  Fabrikation  von  Buntpapier  auch  als  eine  der 
fielen  Abzweigungen  vom  Buchbindereigew  erbe  zu  betmchten  ist  ^  v^L 
Bucber,  Überblick  über  die  Geechichte  der  deut«cheu  HuchbiDderei,  an 
Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  m,  8.  272. 

*  ßurhdruckwalzenmasse  ist  die  aus  einer  Leimmischung  beistehende 
MsMe,  ans  welcher  die  sum  Vsrreiben  der  Farbe  dienenden  WaUen  ge- 
goweti  werden. 
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fe Wesen.  Schon  1820  erhielten  die  Maurergesellen  der  Staclt  die 
Irlaubnis,  die  sogenannte  „Beiarbdt"  auf  eigene  Rechnung  zu 
übernehmen  V.  Wir  werden  daher  mit  mehr  Rocht  das  Jalir 
1820  als  Enlstehungsjahr  der  Putzmaurer  annehmen. 

Ab  Reparatorgewerbe  im  engsten  Sinne  des  Wortes  ist  aufser 
dem  genannten   eigentlich   nur    noch    das   der  Sagensch^rfer  tx^^ 
erwähnen,  welches  von  1843—52  nnd  dann  erst  wieder  189<»  i^M 
unseren  Quellen  namhaft  gemacht  wird.     Eine  grolse  Rolle  tpie^" 
diese  Speciahtät  freilieh  nicht,    denn   wie  früher,   so   ist   es  auch 
heute  noch   die  Regel,   dafs   da«  Scliärfen  der  Sägen   von   den- 
jenigen Handwerkern,   welche  dieses   W^erkzeug   brauchen,   den 
Tischlern  j  Zimmerleuten  u.  a, ,   selbst  besorgt  wird.     Die  Sügen- 
schärfer  sind  daher  auch  meist  nur  durch  einen  einzigen  Betrieb 
vertreten,   1850  durch  2. 

Nur  in  weiterem  Sinne  gehören  noch  hierher  die  Möbel-  uud 
Instrumentenpoherer ,  welclie  sich  1820  von  den  TischJem,  und 
die  Instrumenten  Stimmer,  welche  sich  18J0  von  den  Pianoforte- 
fabriken abzweigen.  Bei  den  letzteren  ist  aber  auch  zu  beachten ^^ 
dafs  das  Stimmen  von  Instrumenten  mvht  nur  von  den  bestdiefl^B 
den  Pianoibrtetabriken  übernommen ,  sorideni  auch  noch  soiW^I 
vielfach  von  musik  verstand  igen  Privatpersonen  ♦  namentlich  von 
Lehrern  und  Organisten,  als  Nebenbeschäftigung  ausgeübt  wurde, 

Auf  der   Grenze   von    Reparatur-    und   Reioigungsge werben 
stehen    die    Gemäkleresti^iurateure,    die  von    182ü— 61    einen   be* 
sonderen  Berufszweig  neben  der  Kunstmalerei   darstellen.     Gaxu 
ins  Gebiet  der  Reini;^ung  fallen  folgende  Bcrufsthütigkeiten,    Von 
den  Schneidern  sondern  sich  1771   die  Kleid  er  reiniger  (Fleckaiw- 
macher)»    von   den    Strohhutfabriken     1828   Strohhutwäschereien 
und    -t^lrbereien,    von    den  Hanilscbubfabrikon    1852  Handschuh- 
Wäscher     ab;     und    von     1830-  40     endlich     finden     wir    den 
Beruf  einer    Federwäsclierin ,   der  durch  Produktionsteilung   voc 
den    FederschmQckern   entstanden   ist.      Übrigens   berrihren    siclj 
diese   letztgenannten    Fälle   der  Produktion^teilung   auch    vielfacJIH 
mit   der    Berufsbildung.      So   ist    namentlich   das    Reinigen    vo^H 
Kleidern  und  das  Waschen  von  Handschuhen    nicht  blofs  früher 
vielfach  hauswirtschaftliche  Arbeit  gewesen,   sondern   ist   es  £UXi|i^ 
grofsen  l'eil  auch  noch  heute*  ^M 

Endlich  haben  wir  noch  eines  eigenartigen  Gewerbes  zu  ge- 
denken, daa  erst   1888  entstanden  ist,  der  Papierprüfungsanstall, 
welche  eine  Arbeit  übernimmt,  die  bisher  durch  die  PapierfabfiB 
kanten ,  Papier händler  und  Papierkonsumenten  (Buch-  und  Steill^l 
dr ucker,  Verlagsbuchhändler ,  Behörden  und  Private)  selbst  äu§- 
geführt  werden  mufste.  — 

Überblicken  wir  noch  einmal    die  in  Leipzig  diux^h  Produk- 
tionsteiluDg   entstandenen   Specialberufe,    so    ist  ihre  Zahl   zwar 


1  Yn;}.  dftsu  Kreu^kam,   Das  Baugewerbe  in  Leipsig,  In  Sehr.  d. 
V.  f,  S.-P.  Bd.  70,  Ö.  575  ff. 
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icht  beaonderd  j^rol's,  aber  die  Umstände,  ueter  denen  die 
'eiluDg  vor  sich  gegangen  ist,  zeichnen  sich  durch  Mannigtaltig- 
keit  aus.  Bald  ist  es  der  Aniangs-,  bald  der  Endprozela,  bald 
irgend  ein  beliebiger  Teilprozefa,  der  sieb  verselbständigt.  Bald 
wnrd  die  Herstellung  eines  Htilfsstoffes,  bald  die  Reparatur  oder 
die  Reinigung  eines  Produktes  zu  einem  besonderen  Gewerbs- 
Eweig.  Fast  ausnahmslos  geht  aber  auch  diese  Art  der  Arbeits- 
teilung nicht  mit  einer  Minderung,  sondern  mit  einer  Steigerung 
der  Produktion  Hand  in  Hand. 


r 


Berufsspaltang. 

Von  allen  Kategorieen  der  Arbeitsteilung  nimmt  die  Berufs- 
spfdtung  oder  Special isation  bei  weitem  den  gröfsten  Raum  ein. 
Wahrend,  wie  die  vorigen  Abschnitte  zeigen,  durch  lierufsein- 
wandei*ung  40 ,  durch  Berut'sbildung  46 ,  durch  Berufsschöpfung 
72  und  durcli  Produktionsteilung  4-:^  neue  Gewerbe  hinzukamen, 
verdanken  dem  Prozefs  der  Berufsspaltung  genau  300  Berufe  ihr 
Dasein. 
I  Von  ihnen  fallen  auf  die  Perioden 

^^B  1751  —  1800    .....      18  Berufe, 

^^B  1800-1830 m 

I^^H  1830—1860    ......      68      ^ 

^^^^  1860     1890     ..,     .     .     .     176       ,, 

^V  zusammen     HOO  Berufe* 

f  Die  gewaltige  Vermehning,   namentlich  seit   1860,   springt 

I     in  die  Augen, 

Anstatt  wie  in  den  vorigen  Abschnitten  die  Berufstabelle  chrono- 
logisch zu  fassen,  empfieldt  es  sich  hier,  eine  andere  Gruppierung 
eintreten  zu  lassen,  wie  sie  zum  Teil  auch  schon  bei  der  Pro- 
duktionsteiking  zur  Anwendung  gekommen  ist  Denn  bei  der 
Berufsspaltung  ist  es  wegen  der  bei  weitem  gröfseren  Zahlen 
▼on  noch  viel  höherem  Interesse,  als  bei  der  zuletzt  behandelten 
Form  der  Arbeitateilyng ,  sich  zu  vergegenwärtigen ,  wie  stark 
die  einzelnen  Muttergewerbe  an  den  300  Fällen  der  Berufsspal- 
tuoe  beteilig; t  sind ,  um  zu  erkennen ,  welche  Gewerbe  sieb  oe- 
Mmders  stark  verzweigt  haben.  Duzti  soll  die  folgende  Zusammen - 
Stellung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Berufe  dienen ,  bei 
deren  Anfertigung  immer  in  erster  Linie  das  Mutteigewerbe 
mafagebend  gewesen  ist. 

Gruppe:   Metallverarbeitung. 

11808—53  Bleidosenfabrikant 
1847—90  Blech  waren^R 
1850-90  Lampen  R 
1854—61  Waachapparat-F. 
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Klempner 
(1751-1890) 


Gürtler 
(1751—1890) 


Schlosser 
(1751—1890) 


1768-1890  Gelbgiefser 


1859— m.  Drittel  19.  Jahrb.  MetallbachstabeD- 

fabrikant 
1865-90  Wassertechniker* 
1871—90  F.  dekorierter  Bleche  (Blech-  u.  Lackkr- 

waren) 
1880—90  F.  V.  Bestandteilen  (Ür  Centndheiziinf 

u.   Ventilationseinrichtung  (bes.  v.  Dam^ 

heizungsrohren) 
1881—90  F.  V.  Desinfektionsanlagen 
1885—90  F.  V.  Schwarzblechwaren 
1887—90     Blechemballagen  -  F.      (Bttchsen, 

Dosen  etc.) 
1888—90  F.  V.  Knierohren  (für  Öfen) 

I  1883-90  F.  ▼.  selbst- 
thätigen     Schmier- 
apparaten 
y  1885-90  Armatoren-F. 
1769—1890  Zinnknopfmacher  (Zinn-  u.  Süber- 

plattenknopfgiefser,    Knopfgiefsery    MetaD- 

knopffabrikant) 
1817 — 9U  Bronzearbeiter  (Bronzewarenfiibrikant) 
1831—90    Argentaa-    oder    Neusilberwaren -F. 

(China-  u.  Neusilber waren-F.,  Neusilber-  u. 

Alfenidewaren-F.) 
1885-90  Nickelwaren-F. 

1774— 1808     Rapp^emühlen  -  (Schnupftabaks- 

mühlen-)macher 
1843—90  Brückenwagen-F. 
1849—90  Maschinen-F. 
1849-87  Gasmesser-F.  (1) 
1854-90  Marquisen  F. 
1861-90  Geldschrank-F. 
1866-90  Gastechniker«  (1866:  12) 
1 870  -  79  Metallschrauben-F. 
1870er  Jahre -90  Telegraphenbauanstalt  (httufig 

auch    mit    Herstellung    u.    Anbringung   ▼. 

Blitzableitern  kombiniert) 
nur  1880  F.  v.  Patentfensterstellem  u.  Rouleaox- 

Schnurenklemmern 
1881 — 90  F.  V.  Gas-  u.  Wasserleitungsapparaten 
1887—00  Verfertigung   v.    Arbeiten  f.   Schrift- 

giefserei 
1888—90  Kaffee-,  Gewürz-  u.  Farbe-Mühlen-F. 


*  Das  Legen  der  Wasserleitungen  innerhalb  des  Hauses  wurde  mit- 
unter auch  von  Schlossern  besorgt. 

3  Das  Anbringen  von  Gasröhren  in  den  Häusern  wurde  in  manchen 
Fällen  auch  durch  Klempner  ausgeführt. 
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Ztnngiefiscr 

(1751-181H)) 

Gold   a.  Silber- 
Arbeiter 

(17ol— 1890) 

tioJd-   u.  Silber- 

spinnor 

(1751— 186G) 


Zeugschmied 
a75l-l8W) 


Nadler 
(1751—1890) 

Kupferschmied 

(1751—1890) 

Schleifer  and 
Polierer 

(1751—1890) 

■  Zinkte  r«erei 
(18.57-90) 

Hof 9ch  mied 
H.  (1751—1890) 


1815—29,  1849—90  Zinnfigurenfabrikant  (Zinn* 

spiel  waren  tabrik  ant) 
1886-90  PlooibeO'F. 

1773_1781    Medailleur 

1863—90  Modelleur  u.  Ciseleur  (!)* 

1809—35  Leonischer  Gold-  lu  SilberspinTier  (1)^ 


1846—90  Werk 
zeugverferti^^er  * 
(Werkzeug- F.) 


1846-90  TiscWerwerkzeug-R 

1854 — 90  Schuhmacherwertzeuff- 
R 

18,>4-59,  1862-90  ßuchbinder- 
werkzeue-F, 

1861—90  Kilr«chnerwerkzetig-F. 
I  1831—49  Heftel-F.» 

j  1842 — 90  nmlitetrieker  iDralit waren labrikant) 
I  seit  1890  Haamailel^  n.  Zifferblatt  F. 
I  seit  1890  Nadel-F. 

seit  1890  F    v.  Brauerei-  u.  Brenn ereianL^en 

I  1790—1829  Tiich&cherenschleifer 

(  1884^90  Hutform- R* 

!  1771-77  u.  1801-90  Tierarzt ^Rofö- u.  Tier- 
I  arzt) 


Gruppe:   Maschinen,    InstrumeDte^   Apparate. 


^BiaacbiiMm  F.  ^ 
Kad49-90) 


1855—90  F*  V.    landwirtschaftlichen   Maschinen 

1861—90  Nähmaschinen- F, 

1864—90  Kerzengiefsmaschinen  F.  (1) 

1871-90  Strickmaachinen-F. 

1873—90  Werkzeugmaschinen- F. 

1874—8:^  Dampfkease!-F. 

1880er  Jahre— 90  Buch-  u.  Steindruckmaschi- 
nen-F, 

1880er  Jahre— 90  B urh druck masetunen  -  (samt 
Buchdruck  m€tallutensilien-)F* 


1  Dieser  Gewerbetreibende  stellt  liauptsücbüch  Kirchengerftte  u.  Me- 
dailleii  her. 

^  Von  ihm  wiirdeu  unechte  Gold-  n.  Silberfadeii  gefertigt. 

*  In  ihr  worden  Haken^  Öseti  etc.  produziert. 

*  In  ihr  werde»  Zinkformen  für  die  Hutfabrikation  gegoösen. 
■  Auf  diese  Ableitung  der  Tierarzte  von  den  Hufschmieden  weist 
auch    die    bei    dem    im     18.    Jahrhundert     aufgeführten    Tierärzte 

efügte    ßeeeichnun;^'   als    „gewesener    Kur-    u.  Faimeuschmied  bei 
iurf  B&chs,  Truppen"*  hin. 

*  1860  gab  CS  bereits  15  Maschinenfabriken. 


42 


XIX  2. 


Mafichinen-F. 
(1849-90) 


Mechaniker 
(1751—1890) 


Stellmacher 

(1751—1890) 


1880er  Jahre— 90  F.  lithographischer  Schnell- 
pressen 

1881—90  F.  V.  Maschinen  f.  Ziegeleien 

1881  -00  Buchbindereimaschinen-F. 

1882—90  Dampfmaschinen-F. 

1883—90  Cigarrenhandwickelma»chinen-F.  (1) 

1884-90  Wringmaschinen-F. 

1885—90  Buchheftmaschinen-F. 

1886 — 90  Liniiermaschinen-F. 

1886—90  Transmissionen-F. 

1886—90  Holzbearbeitungsmaschinen-F. 

seit  1890  Gasmotoren-F. 

seit  1890  Bäckereimaschinen-F. 

1815—90  Verf.  chirurg.  Instramente 

1815—90  Verf.  feiner  Wagen 

1847—90  Reifszeug-F. 

1880  -90  Mafsstab  -  (Zollstab-)  F. 

Ende  1880  er  Jahre  — 90  F.  v.  photograph. 
Apparaten 

1880—90  Tum-  u.  Feuer-  |  1880er  Jahre— 90 
wehrgeräte-F.  |      Tumgeräte-F. 


Gruppe:   Chemische  Industrie  und  Verwandtes. 

1829—35  conc.  Chemische  u.  Bleisucker-F.  (1) 

1836—90  Chemisch-technische  F. 

1848-52  Bieiweifsfabrikant 

Ende  1840er  Jahre— 90  F.  ätherisch»  Öle  u. 
Essenzen  * 

1852—90  Kunstdünger-F. 

1857—83  F.  V.  Pflanzenrot  (Rouge  vigital) 

III.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890  F.  v.  schweflig- 
saurem Kalk 

III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  F.  ▼.  Spiritus- 
präparaten 

III.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890  F.  v. Superphosphat 

III.  Drittel  19.  Jahrh.  —1890  F.  v.  PrÄparaten 
f   Galvanoplastik 

III.  Drittel    19.    Jahrh.  — 1890    F.    v.    Indigo- 

Eräparaten 
drittel    19.   Jahrh. -1890  F.  ▼. 
sauren  Salzen  u.  Sikkativen 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  F.  ▼.  photograph. 

Präparaten 
m.  Drittel   19.  Jahrh.  — 1890  F.  v.  Weinstein 
u.  Salmiak 


Chemiker 
(1751-1890) 


'  1860  bereits  7. 
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Cb«inUcer 

(1751—1890) 


Apoth« 

itSi- 


1800) 


8eifetiaied€r 
a76l— 1890J 

Buchdruck- 
fiirbeu'F, 
(1S41— yO) 


* 


I 


F&rber 

(1751—18901 

KuopfmAcber 

0751—1890) 

Seiler 
(1751-18y0) 

Spinnerei 
(1837—90) 
Lein*  a.  Zeug- 
weber 

(1751-1890) 


Bucfabioder^ 

(1751-1890) 


1876—90  Farben- F. 
1876—85  Aquarellfarben^F. 
1880er  Jahre  -  90  F.  v.  Anitbfarben 
1880er  Jahre  — 90  F.  v.  Zuckerwarenfarben 
1880er  Jahre  —  90  FarbeniruchtesaenzeD-F, 
1836 — 90  Homöopathische  E^ispensieranstalt  (Apo- 
theke) * 

1 822 — 90  Windaorseii enf abrikant 
1880 — 90  F,  V.  8eHeniDehl  n,    wetterfester  An- 
strichtarbe 

1860—86  Stempelfarben-P. « 

Gruppe:  Textilindustrie, 

1769—70  Flanelldruckerin  (1) 
1821 — 30  kgL  8iiehs  conc.  Druckerei  v.  E^ttuneo 
u.  Tüchern  (1) 

1844 — 65  Seidenknopfwarenfabnkant 
1882—90  Rofshaarspinnerei* 

1866^ — 90  WollgarnapinDerei  f.  Strickgarne* 
1846—52  Lampendocht'R* 


Gruppe:   Papier. 

1883-90  Etuis-F,  t  Gold 
u,  Silberwaren 


1815—90  Etuis  F. 


*  1^:  1.  1890:  3. 

^  Die  Stempelfarben  wurdcMi  und  werden  son^t  ebenso  wie  die  Stein- 
dmckfarbeji  in  aen  Bucbdruektarbeiifnbnkeij  her^eötellt 

*  Ober  diese  AbleUuti|>  s.  Sehr.  d.  V.  f.  i>A\  Bd,  67,  S.  195. 

*  Darüber,  daf:»  die  Strickgartie  zu  den  KammgArncTt  gehören  und 
mitiiin  die  SfrickgaruspinnereieD  als  eine  Abart  der  KammgamspinnereieD 
anxiuieheR  sind,  vgl.  Gebauer,  Volkswirtschaft  Im  K-Bnigr.  Sachsen 
Bd.  m,  8.  37  ff. 

»  1846:  1,  1852:  2. 

*  Von  jeher  haben  die  Huchbinder  neben  der  Einbindearbett  auch 
ftUerbaad  Schachteln  u.  Itehäiter  (Futteralei  angeftTttgti  in  der  Zeit  dee 
Holsdeckele  (16.  Jahrh,)  vorwiegend  aus  Holz^  später«  als  der  Fappeittband 
afifkam,  auch  solche  aus  Pappe  Sie  wurden  deähnlb  auch  l'^Jlttemlulache^ 
K^nannt  In  unseren  Quellen  tritt  dieae  Uezekliniing  aber  erat  1815  auf, 
mdem  an  Stelle  des  bischerigen  Titel»  ^Buchbinder-  die  Überschrift  „Bucb- 
biDder  u  l-^ittcraltnachcr**  gesetzt  wird.  An»  dieser  Futteraboacherei  ent- 
itanden  nun  2  Sonderge werbe:  die  Fabrikation  von  Etuis  ji.  die  von 
Kaiionnagen. 
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Buchbinder 
(1751—1890) 


1829—90  Pappen- 
arbeiter (Papp-  u. 
Kartonnagenarbei- 
ter,  Eartonnagen- 
t'abrikant) 


Papierpräge- 
anstalt 
(1860-90) 

Pappen-F. 

(1819-90) 

Vergoldeanstalt 

(1885- 


(  1815 — 90  Brieftaschenfabrikant   (PortefeuiUe-  u. 
Lederwaren-F.)  ^ 

IILDrittel  19.  Jhrfi.-1890F.T. 
Bonbonnieren^  Atrappen  etc. 
III.  Drittel  19.  Jahrb.- 1890 
F.  V.  Apotheker-  n.  Gold- 
arbeiterschachteln 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890 
F.  V.  Kartons  f.  mikroskop. 
Präparate 
m.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890 
F.  V.  photograph.  Kartooi 
1857 — 90     lUuminateur     (IlluminationslatenieD- 

fabrikant) 
1870—90  Gesangbuch-F. 
1877—90  Geschäftsbücher-F. 
1880er  Jahre  — SiO  Dtiten-F. 
1882  -  90  Pappspielwaren-F. 
1886-90  Album-F. 

1880—90  Sargverzierung8-F.2 
1880-90  Patentbuchstaben-F. 
1880-90  Siegeimarken-F.8 


1863—90  Glac^-  u. 
Kartonpapier-F. 


1880er  Jahre - 
papier-F. 


90Chromo- 


-90) 


Ende  1880er  Jahre  — 90  Schnittvergolder 
Ende  1880er  Jahre  — 90  Prefsvergolder 


Gruppe:   Leder. 

11857—82  Reisetaschen-F. 
1875—90  KoflFer-F. 
1 880er  Jahre— 90  Verf.  v.  Ledertaachen  f.  Radsport 
1881 — 90  F.  V.  Reise-  u.  Badeneoessaires 

Riemer  I  1^32—52  Peitschenfabrikant 

(1751-1890)     I  1874—90  Maschinentreibriemen-F. 

11793—1890  Bandagist 
1810—90  Kutschen-  u.  Chaisenmacher  (Wagen- 
bau-F.) 
1887—90  Kummet-F.  (1) 


1  Wie  die  ersten  Portefeuiller,  die  Brieftaschenfabrikanten  (seit  I8lb\ 
so  gehörte  auch  der  seit  1854  genannte  Inhaber  einer  „Port^eoille-  n. 
Leder  Warenfabrik"  der  Buchbinderinnun^  an.  Damals,  mn  die  Mitte  des 
Jahrhunderts,  kam  es  durch  ßedarfsänderung  zu  einem  besonderen  Auf- 
schwung der  Portefeuillcarbeit.  1847  war  an  Stelle  der  gehäkelten  Börsen 
und    „Geldkatzen"  das   rortemonnaie  getreten.     Cigarrentaschen   kamen 


auf,  später  auch  Visiteukartentaschen. 
^In  i 


ihr  wird  Sar^schmuck  aus  Pappe  hergestellt. 

^  Mit  einer  Papierhandlung  verbunden. 
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Tbchler 

(17M-1890) 


rruppe:    Holz-   und   Schnitzstoffe, 

1798— 189U  Möbeltißdiler 
1798—1890  Billard-  u,  Billardqueueafabnkaiit 
1825-^90  SarKtiachler 
1825—90  Parketttufsbodenfabrikant 
1831-90  Hokbronce-R  (K^dimen-F,) 
1839—75  Frz.  8trohstuhl-F. 
1843—90  Holzetuis-F. 
1845^ — 78  Blaae  balg  verfertiger 
18(38—90  EidSühraok-F. 
1809-90  KiBtenmacher  (Kiateo-F;) 
Ende  1 860er  Jahre  —  90  Moilelltisehler  > 
Anfang     1 870  er     Jahre  —  ^  0     Holzuhrgehäuse- 
macher " 
1876—90  HauB-  u.  Küchengeräte-F, 
1880^90  Stuhlbauer  (StuiihF;) 
1880—90  Biiehdruckholzuteneilien-F, 
1880er  Jahre  — 90  Bautisdder 
1880er  Jahre  — 90  Holzbaukasten-F. 
1888—90  Cigarrenkisten-F.  (1) 


Korbmacher 

(1751—1890) 

BüistenzELacher 
11751-  1890) 


I  1878— riO  Kohrötiihlbezieher 

J  1838—90  Pinsel verferti^er 

1  1887—90  Cylinder-    iL    Flaschen- Bürsten- F.  (1) 

1793—1863    Perlmutterknopffabrikant    (v.   1793 

bis  1814  als  „Stahl-,  Perlmutter-  u,  Massiv- 

knopffabrikant*^ ) 
1810—90  Parapluicmacher  (8chirm-F.) 
1815—41 ,      1880—90     Meerach  aumpfeifenkopf- 

achneider    (Meerochaumwai-en-     u.     Kaucb- 

requisiten-F/) 
1853—90  Elfen  beinschneider 
1862-83  UvaldnHihsIer 
1871—90     Homdrechsler    {Fabrikant     chirurg. 

Waren) 
1872—80  Steinnuföknopf-F. 
1876—90    Thür     und    Fenötergarnituren-(Bau- 

besehlÄgejF- 
Anfang  18sÖex  Jahre  — 90  Stock-R 
Anfang  1880er  Jahre  —  90  Holzspielwaren-F. 
1888  -  90  Holzornamen ten^F. 


chaler 

(1751—1^1*0) 

H  ^  Sie  verfertigen  Modelle  für  Eisengiefsereieu. 
V  *  Die  Holxulu'gehf&u8em»cher  sind  von  den  ander w&rts  erwähnten 
n^ftcbenuhrgebäusemacbeni  wobl  zu  unterscbeideo.  Jene  verarbeiten  Holz, 
üüw  MeUtL 
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Gruppe:  Nahrungs-  und  GeDufsmitteL 


Bäcker 
(1751-1890) 


Konditor 
(181Ü-90) 


Fleischhauer 
(1751-1890) 

Branntwein- 
brenner 
(1751—1890) 

Tabak-F. 

(1751-1890) 

Müller 
(1751-1890) 


1846—50  Pfannkuchen-  u.  Zuckerbäckerei  (1) 

1880—90  Nährzwieback-F. 

1880—90  Butter-  u.  Schmalzkuchenbäckem  (1) 

1881-90  Brot-F.i 

1812—90  Schokoladen- F. 

1822-32  Oblatenkuchenbäcker  (1) 

1851 — 90  Bonbonsfabrikant  (Zuckerwaren-F.) 

1884-90  Waffel- F.  (1) 

1830—90  Hausschlächter 

1861—70  Charcuteriegeschäft^ 

1884—90  Wurst  F.   (verbunden   mit  Schwdne- 

schlächterei) 
1877-90  PresshefenF.  (1) 
seit  1890  Cognakbrennerei  (1) 

1815—90  Cigarren-F. 
1882—90  Cigaretten-F. 

seit  1890  Gewtirzmühle« 


Schneider 
(1751-1890) 


^ 


Gruppe:   Bekleidung   und   Reinigung. 

1791—1809,    1840  er  Jahre  — 90   Schnürbrust- 
(Korsett  )F. 

1857—90  Militar- 

schneider 
1881—90  Damen- 

mäntelF. 
1884—90  Trauer- 
warenkonfek- 
tion  (1) 
1835—90  Kravatten-F. 

1843  -  58  Deckennäherin  (Verf.  v.  wattierten  Bett- 
decken u.  Slubendecken  aus  Tucbscfaroten) 
Nähterin  1856—90    Wäschemanufaktur  1 1888— 90  F.  ▼. 

(l«20-90)  (Wäschekonfektionsgeschäft)  |     Herrenwäsche 

1880—90  Flanellkonfektionsgeschäft 

1887—90  Schürzen-F. 


1 8 1 5—90    Herrenschneider 


1815—90  Frauen-(Damen-) 
Schneider  * 


1  1890:  3. 

2  Charcuterie  in  besonderem  Sinne  ist  jede  Verarbeitung  von  Schweine- 
fleisch, also  hauptsächlich  die  Ilersteliung  von  Wurst,  Schinken  etc. 

^  Mit  den  alten  Leipziger  Getreidemühlen  waren  unter  anderem 
auch  Gewürzmühlen  im  Neben  betrieb  verbunden. 

*  Dadurch,  dafs  späterhin  neben  den  männlichen  Damenschneideni 
auch  noch  Damenschneiderinnen  (Modistinnen)  gewerblich  thätig  werden, 
tritt  keine  berufliche  Neubildung  ein.  Ebenso wenij^  sind  als  solche  an- 
zusehen die  Damenkoiifektionsgeschäfte,   welche  1880  in  der  StUrice  von 
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Stmnipfwirker  J 

(1751— IH90)  \ 

Stickeietinanu-  r 

fiiktur 

(1825— 9Uj  l 

Federachnittcker  ( 

(1768-81,  I 

1812--90)  1 

Putzmacherin 

11815-90) 


1768-  1833  Seidenstrumpfwirkeri -Fabrikant)^ 

1844—04  Perl eD Stickerin 
1880—90  Tischdecken -F.« 


Hntmacher 
(1751-  1890) 

KüiBchtier 
(1751-1890) 
iiimdscbali- 

miicher 
(1751-1 


1875—90  Blätter-P, 


BchuhmiU'her 
(1751-18^0) 


Plerttekeiimacher  j 
(1751-1890)      \ 

Bader  J 

11751—18:53)      I 

Barbier  ( 

(1751—1890)      j 


1889  "90  Federwede!-R 

1828—90   F,   künstlicher 

Blumen 
1880—90  Rüscheii-F. 

1880er    Jahre  —  90    F.    v.    GeaundheitseiElege- 

sohlen® 

1820—90  Mützenmacher  (Mützen-P.) 

1879-90  Glac^han.lechuh-P. 
1880—90  Stoffhandschuh  F. 

1 862 — 7 1   Damenechnhnnicher 

1871 -- 90  Tuehschulmmi'her 

1875—90  Theaterschuhmacher 

1880er    Jahre  —  90     F.     v.    Stein  druck  walzen* 

hallen  (1)* 
1826-36  Seidene  Locken-F.  (1) 
1880-90  Haararbeiten-F.  (1) 
1831-90  Warm- 1  1850er  Jahre  -90  |  aait   1890 
badeanatalt         |       Kurbadeanßtalt  1      Lohbad 

1 8  64 — 90  H  ii  h  nerau  genoperateur 


T«t)fer 
(1751-1890) 

GkMsr  * 
(1751-1890) 


(1751-1890) 


Gruppe:    Baugewerbe, 
j  1875—90  Ofen-R* 

{  1884—90  Frühbeetfenfiter-F. 

1771  -86,    1802—90  f  1854-90  Rlechlackierer 
Lackierer    u,    Ver-  |  1878—83  Wagenlackie- 

golder"  [      rer  (1) 
1815 — ^90  Dekorationsmaler 
1817—90  Firmen8chreiber(-maler) 

10   Betrieben    in   den    Adrefsbuchem    verzeichnet   sind.     Sie   sielleD   Im 
Otttide  nur  eine  andere  Betriebefonn  der  Dam enachn eiderei  dar. 
>   1768:  2,  im\:  1. 

*  IHe  Tidcbdeckenfahrikation  besteht  am  Ort  weBentUch  in  Säckerei 
'  Verknüpft  mit  einer  Kurzwarenbandlung  en  gros, 

*  In  ihr  werden  SteindrackwalKen  mit  Lederblillen  ttbetmeD,  eine 
TIlAtigkelt,  die  hier  wie  anderwärts  zneret  von  Schuhmachern an^geobt  wurde. 

•  1875:  2,  fpäter  nar  1^  als  „Fabrik  von  Öfen  und  Thon waren''  be- 
MldiD«!.  £§  werden  In  ihr  vorwiegend  Ornamente  und  Hdliren  fabriziert 
md  «ifaerdetD  die  Setzerei  betrieben. 

•  1880:  20,  1860:  53. 
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Steinmetz 

(1834-90) 

Civilingenieur 

(1871—90) 


Technisches 
Bureau 

(1871-90) 


I  1879-90  Grabsteinbildhauer 

I  Ende  1880er  Jahre— 90  Kulturingenieur' 


1880er  Jahre  —  90  Bautechnisches  Bureau 
1880er  Jahre  — 90  Techn.   Bureau  f.  Brauerei- 

anlagen 
1880er  Jahre  — 90  Techn.  Bureau  f.  Mühlenban 
1880er   Jahre  — 90    Techn.    Bureau    f.    Tertfl- 

industrie 


Gr 

Schriftgiefserei 
(1751—1890) 

Formen- 
schneider 
(1751—1889) 

Kupferstecher 
(1751-1890) 


Kupferdnicker 

(1751-1890) 


Steindrucker 

(1821-90) 


Gruppe; 

Kunstmaler 
(1751—1890) 


uppe:    Polygraphische   Gewerbe. 

(1876—90  Stereotypengiefeerei 
1885—90  Messinglinien- F. 
seit  1890  Messingtypen-F. 

j  1844-90  Xylographen  (1890:  95) 

i  1820er — 70er  Jahre  Landkartenstecher 

1835—49  Schriftstecher  2 

1846—52  Glyphographische  Anstalt 

in  1850er  Jahren  Historienstecher. 

1840—00  Landkartendruckerei    (Geographisch- 
artistische Anstalt) 

1843—90  Notendrucker 

1851—90    Luxus-  I  1880er    Jahre  — 90     Her 
papier-F.^  |      Stellung  v.  Patenbriefen. 

1873—90  Chromolithographische  Anstalt 
j  1880er  Jahre  — 90  Etiketten-F. 

1880er  Jahre  — 90  F.  v.  Tapisserieartikehi  * 
[  1889—90  Holzmaser-  u.  Marmorabziehpapier-F. 

Künstler  und   künstlerische  Gewerbe. 

1819—90  Porträtmaler» 
1827—90  Landschaftsmaler« 


'  Diese  beschränken  sich  auf  eine  bestimmte  Art  technischer  Anlagen, 
nämlich  auf  solche  zur  Verbesserung  des  Grundes  und  Bodens. 

2  Der  Schriftstecher,  welcher  mit  dem  Stichel  Schriften  in  Kupfer 
sticht,  wurde  früher  für  den  Landkartendruck  verwendet. 

^  In  den  Lu.xu8]>apierfabriken  werden  hauptsächlich  die  venchiedeneD 
Arten  von  Gratulationskarten  angefertigt. 

^  D.  h.  von  Mustern  auf  Papierkanevas  zum  Sticken  Ton  Haofls^geo, 
Buchzeichen  u.  s.  w.,  sowie  von  Bildern  zu  demselben  Zweck. 

^  Besondere  Porträtmaler  werden  vereinzelt  auch  schon  im  18.  Jahr- 
hundert erwähnt,  und  zwar  in  den  Jahren  1714,  1715,  1747  und  1797. 
Von  1800—1814  finden  wir  dann  die  Kombination  der  PorfarSt-  UDd 
üistorienmal  er  ei . 

^  Der  erste  betreibt  zunächst  auch  noch  die  Anfertigang  von  Kinder- 
theatern. 
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Kunstmaler 
(1751—1890) 


Graveur 

(1751—1890) 

Glasschleifer^ 

(1755—57,  1821 

-58,  1869-90) 

Zeichner 
(1815-90) 


1829—90  Porzellanmaler 
1846-69  Architekturmaler  (1) 
1856—90  Historienmaler 
1874-90  Aquarellmaler 
1878  -  82  Blumenmalerin  (1) 


I  1839—90  Schablonenschneider  (-fabrikant) 
seit  1890  Glasbuchstabenfabrikant 


1839—90  Muster- 
zeichner 


1859—90  Manufakturzeich- 
ner (Musterzeichner  für 
Druckerei  u.  Weberei) 


Gasthofs« 
besitzer' 

(1751-1890) 


Gruppe:   Beherbergung  und   Erquickung. 

1860-69  bezw.  74  Omnibus- 
Gesellschaft    (zuerst    2, 
dann  1) 

1876  —  90     Möbeltransport- 
geschäft 

1876—90  Begräbnisanstalt* 
(1876:  1,  1890:  8) 

1 87  7  —  90      Düngerabfuhr- 
institut 

1889—90  Vieh-  u.  Fleisch- 
transportgeschäft  (1)* 


f  1821-90  Fuhr- 
werksbesitzer® 
(Lohnkutscher) 


1  Es  gab  am  Ort  meist  nur  einen  einzigen  Glasschleifer;  erst  neuer- 
din^  hat  dieser  Erwerbszweig  einen  bedeutenderen  Aufschwung  genommen. 
1890  waren  8  Glasschleifereien  vorhanden. 

*  Die  Aufnahme  von  Reisenden  übernahmen  im  18.  Jahrhundert 
nicht  blofs  die  Gasthöfe,  sondern  auch  von  manchem  der  Weinschank- 
wirte lieifst  es:  „speist  und  logiert  Fremde".  Aus  diesen  mit  Weinschank 
kombinierten  Herbergen  bildeten  sich  die  Hotels  (Aubergen),  deren  wir 
bereits  1800  einige  finden  und  die  es  mit  „Herrschaften"  zu  thun  haben 
wollten,  „welche  bequem  Logis  und  gute  Bewirtung  wünschen".  Ein 
vollständig  neues  Gewerbe  ist  damit  aber  neben  den  gewöhnlichen  Gast- 
höfen nicht  entstanden. 

•  Noch  heute,  wie  bei  seinem  Entstehen,  ist  dieser  Beruf  vielfach 
mit  einem  Pferdehandel-  und  Pferdeverleihgeschäft  verbunden.  Ein  Teil 
der  Fuhrwerksbesitzer  erhielt  dann  sj)äter,  1H41,  die  Konzession,  Droschken 
zu  halten,  wogegen  sich  die  Konzessionierten  einer  Taxe  und  behördlicher 
Ao^cbt  unterwerfen  mufsten.  Es  hatten  1860  von  125  Lohnkutschem 
und  Pferdeverleibem  29  F^acres  und  48  konz.  Einspänner.  Die  Zahl  der 
Droschkenbeatzer  stieg  dann  von  77  (1860)  auf  822  (1890).  Als  ein  be- 
sonderes Gewerbe  wird  man  aber  die  Droschkenhalterei  neben  der  Fuhr- 
halterei  kaum  ansehen  können. 

^  Sie  unterscheiden  sich  von  den  einfachen  Leichenbestattern  da- 
durch, dafs  sie  eigenes  Geschirr  haben. 

^  Es  besorgt  den  Transport  des  Fleisches  vom  Sohlachthof  nach  den 
Fleischerläden.  Der  neue  städtische  Schlacht-  und  Viehhof  wurde  im 
Sommer  1888  erö£fnet 

FonohuDgen  XIX  2.  —  Petrenz.  4 
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Restauration 

(1751—1890) 

Weinstube 

(1751—1890) 


1850er  Jahre      90  Konzert-  u.  Ballbaus 
Ende  1870er  Jahre  — 90  Vari^t^- Theater 

1880er  Jahre  —  90  Obstweinschenke 


Versich  enings- 

ffewerbe 
(I.  Drittel  19. 
Jahrb.— 1890) 


Gruppe:   Versicherungsgewerbe'. 

I.  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Feuer- V. 
I.  Drittel  19.  Jahrb. -1890  Hagel-V. 
I.  Drittel  19.  Jahrb.  -  1890  Flufs-V. 
I.  Drittel  19.  Jahrb.  —  1890  Lebens- V. 
IL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Renten- V. 
IL  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Transport- V. 
IL— III.  Drittel  19.  Jahrb.  Eisenbahn- V. 
IL— 111.  Drittel  19.  Jahrb.  Hypotbeken-V. 
IL— III.   Drittel   19.   Jabrb    Hagel-V.   f.  Feld- 
früchte 

Drittel     19.    Jahrb.  — 1890    Hagel-V.    ftr 
Gärtnereien 
III.  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Aussteuer- V. 
IIL  Drittel  19.  Jahrb.- 1890  Militärdienst-V. 

1890  Unfall- V. 
1890  Vieh-V. 
Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Pferde-V. 

19.  Jahrb.  -  1890  Trichinen- V. 
19.   Jahrb.- 1890    Wasserleitongt- 


n 


HL  Drittel  19.  Jahrb.- 
IIL  Drittel  19.  Jahrb. 


lU. 

in. 

III. 


Drittel 

Drittel 

schaden  ~V^ 
III.  Drittel  19.'  Jahrh.  — 1890  Glas-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890  Windmühlen-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrh. -1890  Rück-V. 
III.  Drittel  19.  Jahrh. -1890  Haftpflicht- V. 


Arzt 
(1751—1890; 


Wundarzt 
(1751-1890) 


Gruppe:    Persönliche   Dienste. 

11.  Hälfte  18.  Jahrb.- 1890  Augenaret 

IL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Ohrenarzt 

IL  Drittel  1 9.  Jahrh.  — 1890  Homöopathischer  Ant 

IIL  Drittel  19.  Jahrb.  — 1890  Specialist  f.  Nasen-, 

Rachen-  u.  Kehlkopfkrankbeiten 
IIL  Drittel  19.  Jahrb.  -  1890  Spedalist  f.  Haut- 
krankheiten 
1756—64  Kurf.  Sachs.  Hofoperateur  (1) 
1797-^n.  Drittel  19.  Jabrb.  Bruchschädenanrt« 
1755—1890  Zahnarzt« 


^  Es  sind  hier  nicht  nur  die  am  Ort  ansässigen  Gresellschaften,  sondern 
auch  die  durch  Agenten  vertretenen  auswärtigen  berücksichtii^  worden. 

2  1797:  1,  1825:  4,  zuletzt  1.  Sie  verfertigten  auch  zaglddi 
„elastische  Bandagen  für  alle  Arten  Brüche". 

»  1755:   1,   1800:  1,   18:30:  6.    Zu  den  eigentlichen  Zahnärzten  ge 
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Rille 

-1890) 


Drittel     19. 

priv.  K  nahen - 
seliute 

iJrittd  UK 
Jahrh.— 18f>0 
pnV,  Mäd- 
clienschule 


III.  Drittel  19.  Jahrh.  — 1890 
Privatinstitut  z,  VorbfTeituog 
f,  höhere  Lehranstalten  sowie 
f.  Mnturitits-,  Fähnrichs-  u. 
Ei  nj .  -  Frei  wi  1 1  ige  n  -  E  x atn  eii 

1855 -90  priv  Höhere  Töchter- 
schule 

II.-III.  Drittel  19.  Jahrh. 
En^h  franz.  Institut 


Heben    wir   aus  dem  obigen  Verzeichnis  diejenigen  Mutter- 

fee^be  hervor,  aus  welchen  hieh  besonders  zahlreiche  neue 
Ute  entwickelten !  An  der  Spitze  starbt  das  Versicherungsgc- 
werbe  mit  21  Fällen  der  iSpeeialisation,  E«  folgen :  die  Maschinen- 
fabriken  mit  20  Tochtergewerben,  die  ('hemiker  mit  19,  die 
Titchler  mit  18,  die  Buchbinder  mit  14  ^  die  Schlosser  mit  13, 
die  Klerapner  mit  12  und  die  Drechsler  mit  11  von  ihnen  aus- 
gegnngenen  Specialgewerben. 

Eis  ist  nicht  seh  wer  zu  erklaree*  warum  gerade  diese  Pro- 
duktioiiBZweige  so  besonders  vielen  neuen  Berufen  das  Leben 
gaben.  Handelt  es  sich  bei  der  Berufsspaltung  immer  darum, 
daf«  das  Produktionseebiet  eines  ?ilten  Gewerbes  gespalten ,  dafs 
ein  einzelnes  Gut  oder  eine  ganze  Güterklasse  aus  demselben 
herausgenommen  und  nun  von  einem  selbständigen  Sonderprodu- 
«enten  allein  hergestellt  wird,  so  werden  gerade  diejenigen  Ge- 
werbe, welche  besonders  zahlreiche  Arten  von  Produkten  schaffen, 
SU  einer  solchen  Spaltung  geneigt  sein.  Das  aber  Iritft  bei  den 
obigen  in  hohem  Mafse  zu. 

Es  ist  natiirlich  nicht  gesagt,  dafs  bei  der  Berufaspaltung 
das  zu  einer  Sonderproduktfon  sich  entwickelnde  Gebrauchsgut 
vorher  nun  auch  wirklich  von  allen  Vertretern  des  alten  Gewerbes 
hergestellt  worden  ist.  Im  Gegenteil,  in  vielen  Fällen  werden  e« 
immer  nur  einige  gewesen  sein ,  welche  unter  anderem  auch  die» 
Produkt  hervorbrachten,  weil  die  anderen  Gewerbegenossen  ent- 
weder nicht  die  nötige  Geschickhchkeit  besafseo ,  oder  der  Bedarf 
m  gering  war,  dafs  nicht  alle  sich  auf  diesen  Artikel  legen 
konnten.  So  haben ^  um  nur  ein  paar  Beispiele  anzuführen, 
nicht  alle  Gold-  und  Silberarbeiter  ßledaillen ,  nicht  alle  Zink- 
giefser  Hutfonnen  gegossen ,  nicht  alle  Leinweber  Lampendochte 
gewebt  und  nicht  aUe  Seiler  Rofshaar  gesponnen.  Sondern  es 
sind  stets  nur  wenige,  oft  nur  einer  dieser  genannten  und  anderer 
Ge werbtreibenden  gewesen,  welche  auch  ein  bestimmtes  Sonder- 

rukt  herstellten.     Wenn    nun   der  Bedarf  durch  Vermehrung 
Bevölkerung    oder    durch    Erweiterung    des    Absatzgebietes 
stieg,    oder    wenn    die  Geschicklichkeit  eines   Arbeiters  sich  so 


•eUea  sich  in  u  euerer  Zeit  die  Ziitmteclmiker,  die  trotz  formell -rechtlichen 
Dntenctiieds  sachlich  nicht  als  etwas  Neues  aufzufaseen  dlnd. 
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vervollkommnete,  dafs  er  alle  seine  Konkurrenten  weit  hinter 
sich  liefs,  so  war  die  Möglichkeit  zu  einer  Sonderfabrikation  ge- 
geben. 

Auch  das  ist  bei  der  Betrachtung  und  Beurteilung  der  vor- 
stehenden Tabelle  zu  bedenken,  dafs  wir  es  nicht  etwa  mit 
einem  fest  für  alle  Zeiten  abgeschlossenen  und  abgegrenzten 
Produktionsgebiet  der  einzelnen  Gewerbe  zu  thun  haben.  Das 
war  nicht  einmal  in  der  strengsten  Zunftzeit  vorhanden;  auch 
damals  gab  es  (Ertliche  imd  zeitliche  Unterschiede  in  der  Beur- 
teilung dessen,  was  der  einzelnen  Handwerkerzunft  zu  produzieren 
zustand.  Wie  der  Umfang  eines  Handwerks  sich  auf  der  einen 
Seite  verengern  konnte,  sei  es  infolge  von  Specialisationen ,  sei 
es  infolge  von  Verschwinden  dieser  oder  jener  Güterart,  so 
konnte  sich  auch  andererseits  der  Produktionskreis  eines  Gre- 
werbes  erweitern,  was  namentlich  durch  das  Aufkommen  neuer 
Güterarten  geschah,  wenn  nämlich  deren  Herstellung  im  Anfang 
von  einem  alten  Gewerbe  mit  übernommen  wurde.  So  wurde 
z.  B.  die  Fabrikation  von  Neusilber-  und  die  von  Nickelwaren 
zuerst  durch  die  Gürtler  ausgeführt;  Stereotypen,  Messinglinien 
und  Messingtypen  wurden  zuerst  in  den  Scnrit\gie(sereien ,  pho- 
tographische Apparate  zuerst  von  den  Mechanikern  hergestelhy 
bevor  für  all  diese  Specialiabrikate  auch  Specialbetriebe  möglidi 
wurden. 

Es  ist  ferner  hier  an  das  zu  erinnern,  was  berdts  in  dem 
Abschnitt  der  Berufsschöpfimg  S.  29  betreffs  der  Maschinen- 
und  chemischen  Industrie  gesagt  worden  ist,  dafs  nämlich  audi 
in  diesen  beiden  Gewerbegruppen  die  Entwicklung  der  Arbeits- 
teilung in  der  Regel  so  vor  sich  geht,  dals  das  neue  Special- 
produkt nicht  sofort  in  einem  gesonderten  Unternehmen ,  sondeni 
m  einem  der  schon  bestehenden  Betriebe  mit  anderen  Ardkeh 
zusammen  produziert  wird,  bis  es  dann  erst  nach  einer  gewissen 
Zeit  und  wenn  sonst  alle  wirtschaftlichen  Bedingungen  günsitig 
sind,  zu  einer  Sonderherstellung  kommt.  Dasselbe  findet  nun 
auch  noch  auf  die  verschiedenen  Branchen  des  Versicherungsge- 
werbes seine  entsprechende  Anwendung.  Aus  diesem  Grunde  sind 
denn  auch  alle  hierhin  gehörenden  Fälle  der  Berufsspaltuug  ein- 
gereiht worden. 

r>ehiilt  man  diese  (lesichtspunkte  im  Auge  und  bedenkt 
man  endlich ,  dals  es  bei  der  Art  der  vorliegenden  Arbeit  natür- 
lich allein  darauf  ankommen  konnte,  darzustellen,  wie  sich  hier 
in  Leipzig  <lie  Dinge  gestaltet  haben,  und  nicht,  wie  es  etwa 
sonst  andersw(^  geschehen  ist,  so  wird  man  die  in  unserer  Tabelle 
gi^gelxne  Ableitung  der  neuen  Gewerbe  von  alten  im  grofsen 
und  ganzen  —  abgesehen  von  tinigen  individuellen  AufihsBungen 
—  t\lr  eine  richtige  ansehen  müssen. 

Jlit  dieser  KiH^htfertiL'ung  unserer  obigen  tabellarischen 
Gruppierung  können  wir  aber   auch  diesen  Abschnitt  schliefsen 
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tind  im  übrigen,  was*  die  Ursachen  und  Anlngse  der  Berufs- 
apaltuDg  betrifft»  wie  bei  den  anderen  Arten  der  Arbeitsteilung, 
auf  die  syötematiscbe  Darstellung  in  fä  8  verweiaen* 


r8  7. 
Ver»elb>iiäodlguug  eines  Nebenberofe. 
Wir  kommen  zuletzt  noch  bli  einer  Ideineren  Klasse  von 
„ —  entstandenen  Berufen ,  die  in  gewissem  Grade  auch  noch  zu 
der  Kategorie  der  Benit'sspaltung  zu  rechnen  wären,  indessen 
doch  eine  so  eigenartige  Stellung  einnehmen,  daJs  eine  Sonder- 
betracbtung  gerechtfertigt  erscheint. 

Bevor  wir  auf  ihre  charakteristische  Art  näher  eingehen, 
sei  es  gestattet^  etwas  weiter  auszuholen.  \Mr  haben  es  in  der 
vorliegenden  Abhandlung  in  erster  Linie  nur  mit  der  Arbeits' 
teilung  zu  thun.  Aber  einen  verwandten  Begriff  müssen  wir 
doch  zur  Erklärung  der  Thatäachen  mit  hineinziefien,  Ea  int  der 
Begril!*  der  Arbeits  v  e  r  e  i  n  i  g  n  n  g  L  Würde  man  diesel  be  nach  der 
herkömmlichen,  auf  R-schcr  zurückgehenden  Auffassung  als 
^Korrelat",  als  „andere  Seite"*  der  Arbeitsteilung  auffassen,  sie 
also  entweder  mit  der  Einzelunternelimung  oder  mit  der  volks- 
wirtschatllichen  Verkehrsor^^anisation  identifizieren  ^  so  würde  man 
damit  schon  bekannten  und  benannten  iJingen  nur  einen  anderen 
Namen  geben,  man  würde  keine  neue  ökonomische  Eröcheinung 
dadurch  erklären. 

Da  ist  es  nun  Büchers  Verdienst»  dem  Begriff  der  Arbeits- 
vereinigung einen  neuen  und  fruchtbaren  Inhalt  gegeben  zu 
haben.  Er  stellt  sie  der  Arbeitsteilung  nicht  als  Korrelat 
zur  Seite  ^  sondern  als  Gegensatz  gegenüber-  Naoh  i!nn  ist  die 
Arbeits  Vereinigung  die  „Vereinigung  versehiedenartiger  Arbeiten 
in  einer  Hand"  ^  sei  es  nun  Verbindung  von  Produktion  ver- 
schiedener Güter,  sei  es  Kombination  von  Produktion  mit  Handel 
oder  mit  persönlichen  L^iensdeistungen.  Die  Veranlassung  ihi^er 
Erscheinung  ist  ein  quantitatives  Mi  fs Verhältnis  zwischen  Arbeits- 
kraft und  Ärbeitsaufgabe ^  derart,  daf^  die  letztere  nicht  grofs 
genug  ist,  um  die  ganze  Leistungsfähigkeit  de^  Arbeitenden  in 
Anspruch  zu  nehmen.  In  solchem  Falle  wird  dünn  nun ,  um 
die  Arbeitskraft  voll  auszunutzen  und  so  den  Lebensunterhalt 
mtVgliclist  zu  erhöhen,  zu  der  einen  Thätigkeit  noch  eine  zweite 
oder  dritte  mit  übernommen. 

Obgleich  die  Arbeitavereinigung  auch  heute  noch  eine  wichtige 
Funktion  auszuüben  hat^  i?o  spielt  sie  doch  ihre  Hauptrolle  auf 
den  niecirigen  Stufen  der  wirtsehafthchen  Entwicklung.  Sie  ist 
der  Zustand   der  ungeteilten  Arbeit,   welcher  der  Arbeitsteilung 

'  Vgl  darüber  die  Au^fiÜiriüigen  von  Btieher  in  seiner  Entstehung 
dar  Volkswirtechatt,  H.  AuK..  s.  28^  ff. 
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vorangeht.    Insbesondere  ist,  was  uns  hier  vor  allem  angeht^  „das 
Handwerk  von  jeher  auf  die  Arbeitsvereinigung  begründet  gewesen.* 

Wenn  wir  nun  die  in  unserer  Arbeit  besprochenen  ver- 
schiedenen Formen  der  Arbeitsteilung  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Arbeitsvereinigung  uns  ansehen,  so  finden  wir^  dafs  dkte 
früher  überall  da  eine  Stätte  hatte ,  wo  dann  später  Berufsbildung, 
Produktionsteilung  oder  Berufsspaltung  eintrat  Sei  es  nun ,  da& 
sich  ein  Sonderberuf  durch  Loslösung  aus  der  Hauswirtschaft, 
sei  es,  dals  er  sich  durch  Absonderung  von  einem  schon  be- 
stehenden Gewerbe  bildete,  immer  war  vorher  die  betrefiftBuda 
Thätigkeit  mit  anderen  Arbeiten  in  einer  und  derselben  Hand 
verbunden  gewesen. 

Man  hat  in  neuerer  Zeit  die  Arbeitsvereinigung  stmtiatiach 
zu  fassen  gesucht,  indem  man  neben  dem  Hauptberuf  den  et- 
waigen Nebenberuf  erfragte,  und  es  dadurch  erreicht,  wenigstoii 
die  beruflich  qualifizierte  Nebenarbeit  zahlenmäfsig  festsusteUeo. 
Was  nun  aber  die  bisher  von  uns  behandelten  Fälle  der  Arbeiti- 
teilung  angeht,  so  haben  sie  gerade  das  Eigentümliche  an  sich, 
dafs  sie  uns  immer  nur  auf  solche  Vorzuständc  der  x\rbdtsver- 
einigung  zurückschliefsen  lassen,  bei  denen  es  sich  nicht  um 
Verbindung  eines  Hauptberufs  mit  einem  Nebenberuf,  bei  denen 
es  sich  nicht,  wie  Bücher  es  nennt,  um  „Berufsvereinigiing* 
handelt. 

Durchmustern  wir  die  grofse  Tabelle  der  Berufsspaltung ,  so 
finden  wir  unsere  Behauptung  bestätigt  W^enn  der  Klempner 
irüher  Blechwaren,  Lampen,  Waschapparate,  Metallbuchstaben 
etc.  produzierte ,  wenn  der  Gürtler  sich  mit  Bronze- ,  Neusilbcr- 
und  Nickehvarenfiibrikation  befafste,  wenn  der  Tischler  früher 
die  Produktion  von  Särgen,  Möbeln,  Eisschränken,  Kisten  und 
anderen  Gütern  in  einer  Hand  vereinigte,  so  li^  gewifs  überall 
eine  Arbeits  Vereinigung  vor,  aber  in  keiner  Weise  werden  wir 
hier  von  Haupt-  und  Nebenberuf  reden  können.  Es  ist  immer 
ein  einziger ,  einheitlicher ,  durch  Recht  oder  Sitte  oder  technische 
Notwendigkeit  in  sich  geschlossener  Beruf,  ein  „Hauptberuf^, 
der  eine  grofse  Anzahl  bestimmter  Pr  dukte  umfafst  und  in  seinem 
Umfang  so  lange  besteht,  bis  dann  eine  ^Spaltung  eintritt  und 
ein  neuer  IWuf  >ioh  von  dem  alten  absondert  Jede  Benifs- 
spaltung  ist  eine  Hau]>tberufsspaltung. 

Dasselbe  gilt  von  der  Produktionsteilung.  Auch  hier  werden 
wir  nicht  sagen  können,  dafs  z.  B.  die  firüheren  Schuhmacher 
im  y,  Nebenberuf**  Schaftstepper  oder  die  Buchbinder  im  ,.  Neben- 
beruf" Vergolder  waren.  Sondern  auch  diese  Produktionsab- 
schnitte, die  sich  später  zu  Sondergewerben  entwickelten,  gehörten 
ursprünglich  zu  eJnem  grofsen  (.Jesamtbenif.  Auch  bd  der  Pro- 
duktionsteil un;::  ist  von  der  Verselbständigung  eines  Nebenberufr 
nicht  die  Hede. 

Am  all(M\venigsten  ist  das  der  Fall  bei  der  Berufsbildung. 
Denn  hier  entsteht  ja  überhaupt  erst  ein  Beruf,   der  vorher  gsr 
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nicht  vorhaDden  war.  Und  wenn  man  auch  in  gewisgem  Sinne 
davon  sprechen  könnte,  dafe  es  zum  Beruf  der  Hausfrau  alten 
»tils  gehörte^  zu  backen  und  zu  waschen,  zu  nähen  und  zu 
ken  und  all  die  anderen  zahlreichen  Vemchtungen  der  alten 
Hausw  irtschaft  vorzunehmen ,  so  wtirde  man  doch  niemals 
sicher  entscheiden  k«!innen,  welche  von  dteöen  Thätigkeiten  etwa 
als  Hauptberuf  und  welche  als  Nebenberuf  anzusehen  wären. 

AlsOf  diese  letztgenannten  Kategorien  scheinen  uns  hier 
vollständig  im  Stich  zu  lassen.  Jndes,  sie  thun  ea  nicht  ganz. 
Wenn  wir  ullmlieh  noch  einmal  die  Beispiele  der  Benifabildung 
überblicken ,  so  finden  wir  doch  mehrere  neue  Berufe ,  welche 
auch  heute  noch  vielfach,  namendich  an  kleineren  Orten,  den 
Charakter  einea  Nebenberufs  tragen.  Es  sei  nur  hingewiesen  auf 
die  Nahterinnen,  iStickennncn ,  Lohndiener»  Wäscherinnen  und 
die  Klavierspieler  zum  Tanz,  E^  zeigt  sich  also  hier  die  inter- 
essante Erscheinung,  data  einige  Arbeiten,  welche  zuerst  im 
Kreise  der  geschlossenen  Haushaltung  ausgefülirt  wurden,  8obald 
sie  gewerbsmäfsig  werden,  sich  nicht  immer  sofort  zu  einem 
vollen  Beruf  aus  wachsen  ^  sondern  vielfach  zuerat  daa  Zwii^chen- 
stadium  eines  Nebenberufs  durchmachen,  bis  sie  dann  durch 
„Verselbständiguug  des  Nebenberufs"  zur  Entstehung  eines  VoU- 
^^>erufs  Anlafs  geben, 

^■1  Aufser  diesen  Füllen  aber^  auf  die  hinzuweisen  ein  paar 
^HnTorte  in  dem  Abschnitt  „Berufslaldung**  genügt  hätten,  haben 
^Birir  nun  aber  noch  eine  Reihe  anderer  zu  erwügen,  bei  denen 
^H|b  sich  ebenfalls  darum  handelt  ^  diiis  ein  bisheriger  Nebenbemf 
^Bich  verselbständigt,  bei  denen  aber  eine  Ableitung  jener  Neben- 
beschäftigung aus  der  Hauswirtschaft  unmöglich  ist.  Um  ihret- 
willen ist  noch  neben  der  Berufsspaltung  dieser  besondere  Para- 
graph eingefügt  worden» 

E»  sind  durch  Verselbständigung  eines  Nebenberufe  entstanden 

I^*i^o0(le  ^2  neuen  Berufe: 
1768—1890   nriv,    und    ver|:ifl.    Hoatien-    und  Oblaten- 
blicker  (Öblaten-F.) 
IL    Hälfte    18.  Jahrb. -HI.    Drittel    19,  Jahrh,   Flöten- 
mcister  f-lehrer) 
1 793—  1 890  Leichenfrau  ( Leichen  weih ,  Leichen  Wäscherin)  * 
i 
- 


L  Drittel  19.  Jahrb.— 1890  Musiklehrer 

L  Drittel  19,  Jahrb.— 1890  Klavierlehrer 
1  — IL  Drittel  19.  Jahrh.  Harfenlehrer 
L  Drittel    19.   Jahrb.— 1890   Handelslehrer  (Privatlehrer 
fttr  kaufmitnnische  Wissenschaften) 


>  Es  gab  il^3;  10  Leichen tTHuen  in  Leipzig,  von  denen  4  ftuf  die 
Sla^  und  4  auf  die  Vorstädte  lieleii,  die  übrigen  2  aber  die  Almosen* 
iejeheo  oder  00g.  Freildihen  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren  durcb  Patent 
konseottoniert  und  venr^dichtet. 
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1815—90  Zeichner 

1816—90  Steinsetzer  (1816  :  1) 

1821—90  Architekt 

1823 — 90  Kalligraph  (zuerst  „SchreibereibefliBsener*') 

1823—64  Silhouetteur 

IL  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Gesanglehrer 

IL  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Zitherlehrer 

1836 — 90  Konservator  (Ausstopfer  yon  Tieren*) 

1838—55,  1880—90  Geometer  (Feldmesser)  (1838-55: 

1,  1880:  3) 
1851—90  Zettelträger  2 
1858 — 60  Verfertiger   von  Mosaiks    aus    verschiedenem 

Material  (Metall,  Holz,  Elfenbein,  Muscheln  etc.) 

IIL  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Violmlehrer 
IIL  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Violoncelllehrer 
III.  Drittel  19.  Jahrh.— 1890  Guitarrelehrer 
IIL   Drittel    19.   Jahrh.— 1890  Privatlehrer   ror   Vorbe- 
reitung für  höhere  Lehranstalten,  sowie  f&r  Uaturi- 
täts-,  Fähnrichs-  und  Einjährig- Frei wilKgen-EIzanien 
m.  Drittel    19.   Jahrh.— 1890  Mal-   und  Zeicheniostitot 

für  Damen 
IIL    Drittel    19.   Jahrb.- 1890    Schneiderakademie   ftr 

Damenschneiderei 
1861—90  Dienstmann» 
1873 — 90     Verfertiger     von     plastisch-antbropoIogiseheD 

Lehrmitteln 
1875—90  Thcaterschule 
1880er  Jahre -90  Wachsbildnerei 
1880er  Jahre— 90  Fabrikation  zoologischer  Modelle 
1880 — 90  Milcherei  (zugleich  Milchhandlung) 
1883—90   Pferdebeschälanstalt  (von   einem  Hokhändler 

eingerichtet) 
1885—90  Molkerei  (kombiniert  mit  Milchgeschäft) 

Davon  fallen  auf  die  Perioden 

1751—1800: 8  Berufe 

1800-1830: 9       „ 

1830—1860: 6       „ 

1860-1890:     .     .     ....     14       „ 

zusammen:  32  Berufe. 
Suchen  wir  auch  hier  einige  charakteristische  Typen  he^vo^ 
zuheben!     Da   treten    uns   zunächst  drei    Berufe    entgegen,   in 

'  Der  erste  war  zugleich  Naturalienhändler. 

8  1.^51  bereits  6,  mit  dem  Titel  ^Verpfl.  Ratsafficheur  u.  Zetteltri^. 
^  Die  2  ältesten  Dienstmannsinstitute  wurden  1861  begrttndct    1890 
gab  es  deren  4. 
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welchen  wir  eine  Verselbstündiguiig  landwirtschaftlicher  Neben- 
gewerbe bezw.  Nebenbeschäftigungen  erkennen.  Ks  sind  das: 
SlilcbereieB,  mit  Müchliandlüng  verbunden  (seit  1880)^  eine  von 
einem  Hulzhändler  eingerichtete  PJerdebeschäliiiistaH  (seit  1883) 
und  Molkereien  (»eit  1885),  die  ebenfalls  mit  Milehgeschüften 
kombiniert  sind 

Ferner  rechnen  wir  hierher  eine  grofse  Zahl  von  l^rivatlehrern 
verschiedener  Art,  in  erster  Linie  solche,  die  in  Musik  unter- 
ricbten.  Wir  finden  da  aufser  der  allgeoieinen  KaU*gorie  der 
Musiklehrer  (seit  L  l>rittel  de.s  19.  Jahrb.)  Flötenmeiöter  (-lehrer, 
seit  IL  Hiillte  des  18.  Jabrhj,  Ivlavierle)irer  und  (larfenlebrer 
Ueit  L  Drittel  10,  Jahrb.),  riesan^lebrer  und  Zitberlehrer  (seit 
IL  Drittel  IIK  Jalirb.),  Guitarrelcbrer,  Violinlehrer  und  Violon- 
oelllehrer  (seit  UL  Drittel  19.  Jalirh  ),  Alle  dieae  Zweige  des 
Musikunterrichts  w^urden »  bevor  sie  sich  zu  Lebensberufen  aus* 
wuchsen,  zuerst  oebenberuflicb  gepflegt  und  zwar  immer  natür- 
lich je  von  solclien  Personen,  welche  das  betreffende  Instrument 
zu  handhaben  verstanden,  wobei  e^  garnieht  darauf  ankam, 
welchem  sonst  der  Hauptberuf  de^  Lehrenden  sein  mochte-  Ein 
Geistlicher  konnte  KJavierunterriebt  erteilen,  ein  V'olksschullebrer 
Violine,  ein  Maler  Zither  spielen  lehren. 

liei  anderen  Arten  des  privaten  Unterrichts  war,  bevor  sie 
«ch  verselbständigten,  der  Zusammenhang  des  Nebenberufs  mit 
dem  Hauptberuf  ein  viel  engerer.  Privatstunden  in  den  Lehr- 
ßlchem  höherer  Schulen  konnte  naturlieb  nur  ein  mehr  <jder  weniger 
fachmanniseli  gebildeter  Lehrer  erteilen ,  in  die  kaufmflnnisehen 
Fächer  konnten  nur  praktische  Kaufleute  einführen^  Mal*  und 
Zeicheounterricht  vermochte  nur  ein  Maler  oder  Zeichner  zu 
geben»  Anweisung  in  der  Damenscbneiderei  nur  ein  Damen- 
schneider bezw.  eine  Damensebneiderin  zu  erteilen,  und  die 
Fähigkeit,  junge  Schauspieler  auszubilden,  hatte  kein  anderer 
als  einer  ^  der  selbst  in  aer  Bühnen  weit  zu  Hause  war.  "spater 
werden  aus  all  diesen  Nebenberufen  Vollberufe.  Wir  haben  seit 
dem  HL  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  Privatlehrer  zur  Vorberei- 
tung fUr  höhere  Lehranstalten  (sowie  fiir  Maturitiits-,  Fühnriehs- 
iind  Einjährig' Freiwilligen-Kxamen),  bereits  seit  dem  I  I>rittel 
de«  19.  Jahrhunderts  Handeislehrer  (Privatlehrer  für  kaufmännische 
Wiaseoschaften )  t  seit  dem  HL  Drittel  des  19.  Jahrhutiderts  Mal- 
and  Zeicheninstitute  für  Damen ,  seit  derselben  Zeit  eine 
Schneiderakademie  fllr  Da  mensch  neiderei  und  seit  1875  eine 
Theaterselmle. 

Weiter  sind  in  unserem  Abschnitt  zu  nennen:  Die  Zeichner 
(seit  1815),  die  Kalligraphen  (zuerst  ^ Schrei bereibeflisaene'')  und 
die  Silhouetteure  <  beide  seit  1823),  die  Konservatoren  (Ausstopfer 
von  Tieren,  seit  1830),  deren  erster  zugleich  Naturalienhiindler 
war »  cnn  Verfertiger  von  Mosaiks  aus  versehiedenem  Material 
(Metall,  Holz^  Flfenbein,  Muscheln  etc.),  der  nur  von  1858—60 
Terzeichnet  ist,  und  drei  Gewerbsarten,  welche  sich  der  niederen 


58  XIX  2. 

Plastik  widmen :  eine  Wachsbildnerei,  ein  Fabrikant  zoologischer 
Modelle  (beide  seit  den  1880er  Jahren)  und  ein  Verfertiger 
plastisch-anthropologischer  Lehrmittel  (seit  1873). 

Aus  früheren  Nebengewerben  sind  ferner  hervorgegangen: 
die  Leichenfrauen  (Leichen weiber ,  Leichenwäscherinnen ,  seit 
1793),  die  Zettelträger  (zuerst  „verpfl.  Ratsafficheure  und  Zettel- 
träger", seit  1851),  die  Dienstleute  (seit  18bl).  Auch  die  Stern* 
setzer,  deren  erster  im  Adrel'sbuch  181(5  erscheint,  betriebeD 
dieses  Gewerbe  früher  bei  dem  geringeren  Bedarf  an  StrafiBeD- 
pflaster  im  Nebenberuf. 

Unsere  Aufmerksamkeit  müssen  wir  zuletzt  noch  drei  Be- 
rufszweigen zuwenden,  die  eine  ganz  besondere  Entstehungsge- 
schichte haben.  Der  erste  derselben  ist  der  der  Privatarchitekten, 
welche  zuerst  1821  neben  den  alten  Bauhandwerkem  die  mehr 
künstlerische  Seite  des  Hausbaues  in  Leipzig  vertreten.  Archi- 
tekten hatte  es  zwar  auch  schon  früher  am  Orte  gegeben. 
Schon  im  18.  Jahrhundert  und  früher  war  ein  Stadtbaumeiater 
(„Obervoigt")  und  ein  Universitätsbaumeister  vorhanden.  Auch 
in  unseren  Quellen  wird  ein  Universitätsbaumeister  in  der  zur 
Abteilung  „Universität"  gehörenden  Rubrik  „Mathematici ,  Mecha- 
nici  und  Zeichenmeister"  in  den  Jahren  1764,  1768  und  1800 
ausdrücklich  aufgeführt.  Wie  noch  heute  vielfaoh  manchen 
Klassen  von  Beamten  gestattet  ist,  Privatauf^räge  zu  übemehmeD, 
so  war  es  auch  bei  diesen  beiden  Baumeistern.  Dahin  weist 
auch  eine  Bemerkung,  die  sich  im  Adrcfsbuch  von  1717  hä 
dem  Universitätsbaumeister  findet,  nämlich  der  Zusatz  „in  archi- 
tectura  civili  berühmt".  Es  waren  diese  Personen  also  im  Haupt- 
beruf Beamte,  nebenbei . aber  waren  sie  auch  für  Private  thätig. 
Was  lag  nun  näher,  als  dals,  sobald  der  künstlerische  Geschmack 
in  der  Bevölkerung  sich  hob  und  der  Bedarf  anwuchs,  ans 
diesem  bisherigen  Nebenberuf  von  Beamten  ein  eigenes,  selb- 
ständiges privates  Gewerbe  sich  entwickelte? 

In  gleicher  Weise  zu  erklären  ist  auch  das  Auftreten  der 
privaten  Geometer  (Feldmesser,  1838 — 55,  1880 — 90)  und  der 
privilegierten  und  verpflichteten  Hostien- und  Obktenbäcker(OblateD- 
t'abriken,  seit  1768).  Während  jene  ihren  Ursprung  im  Staats- 
dienst haben,  stammen  diese  aus  dem  Kirchendienst  her.  Denn 
in  früheren  Zeiten  —  auch  noch  im  18.  Jahrhundert  in 
Berlin  —  war  es  üblich,  dafs  die  für  den  Kirchengebraudi 
nötigen  Oblaten  von  den  Küstern  hergestellt  wurden,  und  man 
kann  die  Vermutung  aussprechen ,  dafs  letztere  auch  Siegeloblaten 
für  Private  anfertigten.  Das  dauerte  so  lange ,  bis  diese  firühere 
Nebenbeschäftigung  der  Kirchenbediensteten  zu  einem  eigenen, 
von  der  Obrigkeit  konzessionierten  Gewerbe  wurde. 

In  allen  drei  Fällen  also,  bei  den  Architekten,  Geometern 
und  Oblatenbäckem  tritt  uns  die  Erscheinung  entgegen ,  dafs  ein 
neuer  Vollberuf  entsteht  durch  Übernahme  einer  Thätigkeity  die 
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früher  von  ADgeeteUteo  einer  Zwaiig«gemeiii\virt8üluift  im  Neben- 
beruf ausgeulit  wurde. 
L.  Blicken  wir  zum  Sl-IJuIö  unseres  Aböchnittt'S  ooeh  cintual 
H|[urz  auf  seinen  Inhalt  zurück,  lu  Gegensatz  au  derjeni^^en  Ar- 
^fceitüveremigung,  welche  in  eiüer  V<jrbinduDg  versclufdener 
^B*hiUigkeiten  eines  einzigen  Berufes  in  einer  Hand  besieht, 
^Bingen  wir  aus  von  einer  anderen  Art  der  Arbeitsvereinigung, 
^^ei  der  es  sich  um  Korabination  eines  Haupt-  und  Nebenberufs 
handelt.      In   der   Veraelbstündigung    eine.s    solchen   Nebenberufs 

Ithen  wir  neben  der  gewöbnlit^hen  Berulkspaltung  eine  besondere 
orm  der  Arbeitsteilung      Es  ergal»en  sich  auch  hier  verschiedene 
ruppen.     In  einigen   F^illeD  loste  sich  ein  solcher  Beruf  aus  der 
andwirtöchaft  los,  in  den  meisteD   Fällen  kamen  mehr  stild tische 
Arbeitsthiitigkeiten    in    Betracht.      Einen   grolaen   Raum   nalimen 
ie  PrivatJehrer  ve  schieden  er  Art»    namentlich    die  Musiklehrer, 
eine  charakteristische  Untenirt  bildete  die  Verselbstiindigung 
Kebenberufen  mehrerer  Beamter.     Bei  allen  so  entstimdenen 
;en  aber  sehen    wir   deiitÜeh    die  gesteigerte  Nachfrage  nach 
[en    betreffenden    Gütern    den    Haoptanstors    zur    Arbeitsteilung 
ben.    und   zwar   ist   es   fast  ausnahmslos   der   lokale  Bethirf, 
ler  hier  oach  reichlicherer  Befriedigung  drängt* 

§8, 

Bedhi^^niigen,  UrHaeheii  iiiid  specii*lle  Anlfii^se  der  volka» 

k  Wirtschaft  liehen  Erschein  uns:  der  Arbeitsteilung* 
Die  Thatsache    der  gesellscha  fr  liehen    Arbeitsteilung  j    deren 
bchstum  in  verschiedenster  Forin  wir  in  den  vorigen  Abschnitten 
gelegt   haben,    kann   nicht  unter  allen  Umstinden  iu  flie  Er- 
einung  treten.     Sie  ist  an  gewisse  Voraussetzungen  gebunden. 
me  sind  teils  tecliniscber,  teils  wirtschaftlicher  Art. 
In  erster  Linie    mufs   eine  Teilung   der   Arbeit   technisch 
möglich  sein,     Die  bisher  von  einem  einzigeo  Arbeitur  ausgeübte 
Thiltigkeit  mufs  derart  in  Teile  zerlegbar  sein  ,  dafs  nunmehr  die 
einzelnen  Teil  Verrichtungen  von  selbsülndigen  Arbeitern  vollzogen 
rerden  können.     Das   ist   am    leichtesten   da,    wo   der   bisherige 
rufsarbeiter  die  Herstellung   einer  Anzahl  diiferenter  Produkte 
seiner  Hand  vereinigte;  das  kann  aber  auch  geschehen ,  indem 
lurch  den  ganzen  Produktionsprozefs  einer  einzigen  Güterart  ein 
'Jüerachnitt  gezogen  wird,  durch  welchen  die  Produktion  in  zwei 
gesonderte   Akte,    eine   Vor    und    eine   Nachproduktion,    zerlegt 
wird.     Typisch   f(lr   den  ersten  Fall    ist   die  Berufsspaltung,    für 
den  zweiten  die  FVoduktionsteilung 

JnJes,  eine  so  notwendige  Voraussetzung  aucli  das  technische 
Moment  für  die  Arbeiisleilung  ist,  den  Ausschlag  giebt  es  nicht, 
ti  kann  eine  Teihin^-  der  Arbeit  technisch  schon  lange  Zeit 
möglich  sein,  ohne  dafa  sie  es  auch  wirtschaftlich  ist|  ohne  dafs 
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sie  für  das  wirtschaftende  Subjekt  zweckmäßig  d.  h.  r^citabd  ist 
Mafsgebend  filr  das  tliatsäcliliche  Zustandekommen  der  ArbeHs- 
teilungsind  schliefslich  die  wirtschaftlichen  Bedingungen. 
An  erster  Stelle  sind  hier  zu  erwähnen  alle  diejenigen 
rechtlich-socialen  Ordnungen,  welche  dadurch,  dafs  sie 
dem  individualistischen  Princip  freien  Spielraum  lassen ,  auch  die 
Arbeitsteilung  be^'ünstigen,  namentlich  die  Gewährleistung  der 
persönlichen  Freiheit,  das  Recht  der  Freizügigkeit ,  der  freien 
Berufswahl  und  der  freien  Ausübung  eines  Gewerbes.  Welchen 
Einflufs  im  besonderen  die  Gewerbeverfassung  auf  die  Ausdehnung 
der  Berufsgliederung  ausübt,  werden  wir  noch  in  einem  beson- 
deren Abschnitt  (§  10)  zu  untersuchen  haben. 

Von  sehr  grofser  Wichtigkeit  ist  femer  die  Ausdehnung  des 
Marktes,  auf  die  bereits  von  Adam  Smith  hingewiesen  worden 
ist.  Denn  erst  bei  Massenabsatz  kann  eine  Specialproduktion 
dem  Kapital  den  erwünschten  Überschufs  über  die  Herstellungs- 
kosten bringen.  Die  Vergröfserung  des  Absatzgebietes  kann 
aber  geschehen  sowohl  durch  örtliche  Bedarfskonzentration  als 
auch  durch  Förderung  des  Verkehrs  nach  aufsen  hin.  Die  Zu- 
sammenziehung des  örtlichen  Bedarfs  ist  ein  charakteristisches 
Zeichen  der  Entwicklung  unserer  Grofsstädte.  Arbeiter  und 
Soldaten,  Studenten,  Schüler  und  Beamte  sind  wohl  die  Haupt- 
klassen der  in  ihnen  sich  anhäufenden  Menschenmassen. 

Wie  die  Bevölkerungszunahme  speciell  in  Leipzig  vor  sich 
gegangen  ist,  zeigt  folgende  Zusammenstellung: 

Unsere  Stadt  zählte  Einwohner  (einschlielslich  Militär") 

1750 36  400 

1800 32  146 

1830 40  946 

18(50 75G37 

1890 295  025 

Die  letzte  Zahl  setzt  sich  aus  zwei  Bestandteilen  zusammen. 
Alt-Leipzig  hatte  im  Jahre  1890  nur  179  689  Bewohner.  Dawi 
kamen  aber  durch  Einverleibung  von  Vororten  bis  zum  i.  Januar 
1890  noch  115  33(5  Personen  hinzu.  Es  waren  nämlich  der 
Stadt  angesclilossen  worden:  am  1.  Januar  1889  Reudnitz  und 
Anger-Crottendorf,  am  I.Januar  1890  Thonberg,  Neu-Reudnits, 
Volkraarsdorf,  Neuschönefeld,  Neustadt,  Sellerhausen ,  Gohlii 
und  Eutritzsch. 

Dafs  diese  enorme  Vermehrung  der  Bevölkerung  auf  die 
Sjjecialisicrung  der  Leipziger  Produktion  nicht  ohne  Wirkung 
sein  konnte,  liegt  auf  der  Hand.  Von  vielleicht  noch  grOfserer 
Bedeutung  aber  ist  wohl  die  Erweiterung  des  Marktes  jenseits 
der  Stadtgrenze  gewesen,  wie  sie  der  grofsartigen  Entwicklung 
des  Verkehrswesens  im  19.  Jahrhunaert  zu  verdanken  ist 
Die  Verbesserung  der  Landstrafsen  seit  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts hat  dabei  wohl  noch  am  wenigsten  mitgewirkt.  Flufo- 
regulierungen,  neue  Kanäle,  Dampfschiffe,   Tel^aph  und  Tele- 
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»len 
■«nc 


phon  haben  schon  gröfaere  Förderung  ^^ebraeht.     Am  bedeiitend- 

aten  über  ist  der  Verkehr  gehoben  worden    duvcli    die  Anlegung 

Bine«   weitverzweigten    Netzes    von    Eisenbahnen.      Noch    in    den 

1830er  Jahren  bediente  sich   der  Handel  von    und  nach  Leipzig 

*P8  »chwerfitlÜgen  Fracht  wagen  3.     Am  24.  April  1837  wurde  die 

sie  Strecke  der  Leipzi^^- Dresdener  Bahn,  die  »Strecke  von  Leipzig 

bis  Althen,   eröffnet.     Und  dann  schlössen  sich  in  rascher  Folge 

Eisenbahn verbindun^^en  nach  allen  Richtungen  der  Windrose  an. 

Ei  ^nirdc  Leipzig  durch  Eisenbahnen  verbunden  * ; 

i)  mit  Nachbarorten: 

1839  mit  Dresden 

1840  ^    Halle  (und  dadurch  mit  Kolben) 
Ahenburg  (imd   dadurch    1845    mit   Zwickau, 

1848  mit  Hof  u.  s.  w,) 

Korbetha   (und   dadurch   mit   Weimar,    Erfurt 
u    8.  w,) 

Bitterfeld    (und    dadurcli    mit    Berlin,    Anhalt 
u.  s,  w.) 

Grimma  (und  dadurch  1808  mit  Döbeln) 
Eilenburg  (und    dadurch  mit  Torgau  u,  a.  w.) 
b)  mit  ferner  gelegenen  Orten  (direkte  Verbindung): 
1842  mit  Frankfurt  a.  O. 
1842     „    Hamburg 
Breslau 
Köln 
München 
Wien 
Chemnitz 
Frankfurt  a.  M, 
Berlin. 
Wir  sehen  aus  den  obigen  Ziffern,    dafa  es  fast  ausschHefa- 
"^lich  di«*  1840er  und  50er  Jahre  gewesen   sind,    welchen  Leipzig 
es    35U    danken    liat,    dafa    es    mit  allen    grofsen    Handelsplätzen 
^U^eutachlanda  in  bequemeren   und    rascheren  Güterverkehr  treten 
^Konnte,  ab  ea  bisher  möghch  gewesen  war.     Daher  kam  es  denn 
^Huch  bahl    darauf,   namentlich   seit   den  OOer  Jahren,    zu   einem 
^Mewahigen   Aufachwang   der    Produktion    und   auch    der   geaell- 
^npchaftlichen  Arbeitsteilung. 

Die  Zunahme  specialisierter   Berufe    wird    aber    nicht    nur 
durch   positive  Förderimg   des   interlokalen  Güteraustauaches  be- 

Kngt.  sondern  auch  in  negativer  W'eiae  durch  Aufhebung  kfmst- 
fher  Beschränkungen  des  Verkehr«,  wie  sie  z,  B.  im  ZoHwesen 
und  in  der  Zunft  Verfassung  gegeben  sind.  Welche  Beileutung 
in  dieser  Richtung  einerseits  die  Einftihrun<:   der  Gewerbefreiheit 


1842 
1856 

1859 

1866 
1874 


1846 

1847 
1851 
1851 
1852 
1852 
1859 


^  Die   folgenden    Angaben  sind    dem   Buche   Uasees»   Ldpaig  in 
fgicniicber  BeziehuDg,  isiU,  entnommen. 
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und  andererseits  die  Gründung  des  deutschen  Zollvereins  gehabt 
hat,  sei  hier  nur  angedeutet. 

Im  allgemeinen  ist  auch  Hie  Vergröfserung  des  Kapitals 
eine  notwendige  wirtschaftUche  Voraussetzung  der  Arbeitsteflung. 
Denn  da  die  Arbeitsteilung  in  der  Regel  eine  bedeutende  Stei- 
gerung der  Produktion  bewirkt,  so  geht  sie  meist  mit  einer 
Vormehnmg  sowohl  der  stehenden  wie  der  umlaufenden  Produk- 
tionsmittel Hand  in  Hand.  Ja,  man  kann  geradezu  sagen,  dafr 
das  Kapital  es  gewesen  ist,  welches  die  Organisation  der  mo- 
dernen \oIks Wirtschaft  veranlafst  und  dazu  der  Arbeitsteilung 
sich  nur  als  eines  Mittels  bedient  hat.  Es  wÄre  nun  sehr  inter- 
essant, die  Bedeutung,  welche  die  Kapitalansammlung  fiir  die 
Entstehung  der  einzelnen  von  uns  konstatierten  BerufsspecialitHten 
gehabt  hat,  festzustellen.  Das  wäre  aber  nur  dann  mOglich. 
wenn  uns  über  die  Kapitalkraft  der  verschiedenen  Gewerbe 
irgendwelche  Hinweise  zu  Gebote  ständen  ^  was  leider  bei  der 
Natur  dos  zu  Grunde  liegenden  Materials  nicht  zutrifft.  So  läfst 
sich  nur  ganz  im  allgemeinen  sagen:  Die  Berufsschöpfung  be- 
dingt meistens  ein  umfangreiches  Kapital,  auch  bei  der  Produk- 
tionsteilung ist  das  in  der  Regel,  bei  der  Berufsspaltang  vielfach 
der  Fall,  dagegen  Berufsbildung  und  Verselbständi^ng  eines 
Nebenberufs  vollziehen  sich ,  da  hier  das  persönliche  Moment  eine 
grolse  Rolle  spielt,  in  den  meisten  Fällen  ohne  gröfseres  Kapital- 
erfordernis. 

Von  den  Bedingungen ,  unter  welchen  eine  Teilung  der  Ar- 
beit möglich  ist,  wohl  zu  unterscheiden  sind  die  Ursachen, 
welche  dieser  wirtschaftlichen  Erscheinung  zu  Grunde  li^en  und 
die  treibende  Kraft  in  diesem  Entwicklungsprozefs  darstellen. 
Diesen  Ursachen  nachzuspüren ,  sie  auf  eine  letzte  Grundursache 
zurückzuführen,  ist  denn  schon  seit  lange  das  Be8trel>en  der 
Nationalökonomen  gewesen.  Auf  die  Smithsche  Theorie  von  der 
dem  Menschen  eigentümlichen  „Neigung  zum  Tausch"  ,  welche 
den  Anstofs  zur  Arbeitsteilung  gegeben  haben  soll,  brauchen  wir 
nicht  näher  einzugehen.  Sie  ist  heute  allgemein  fallen  gelassen, 
und  schon  allein  die  durch  ethnographische  Forschungen  fes^ 
gestellte  Thatsache,  dafs  die  Naturvölker  gerade  im  G^entdl 
eine  starke  Abneigung  gegen  den  Tausch  besitzen,  macht  diew 
Erkliirung  des  grofsen  Schotten  zu  einer  panz  unhaltbaren  \ 

Im  Gegensatz  zu  Smith  hat  nun  Bücher  an  der  unten 
citierten  Stelle  eine  andere  Motivierung  der  Arbeitsteilung  gegeben, 
indem  er  sie  in  der  Hauptsache  aus  der  stetigen  Steigerung  dor 
menschlichen  Bedürfnisse  erklärt.  Die  Richtigkeit  dieser  Er 
klärung  wird  nicht  zu  bestreiten  sein.  Mit  Bticher  müssen  wir 
ausgehen  von  den  Grundthatsachen  des  wirtschaftlichen  Lebens. 
Wir  sehen  da  auf  der  einen  Seite,    dafs  mit  wachsender  Kultor 

'  Vcl.  im  übrigen  gegen  Smith  die  Au9führunp:en  in  BOcbers  Ent- 
stehung der  Volks wirtschafr,  2.  Aufl.,  8.  292  ff. 
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Menschheit  nicht  blofs  die  Bodürftiissse  der  Individuen  be- 
Indig  sowohl  qualiuitiv  wie  quantitativ  zunehraen^  soüdern  dafs 
ich  noch  infolge  der  fortschreitenden  Vermehrung  der  Bevölke- 
mg  die  Älitbewerber  um  die  begehrten  Dinge  sieh  immer  stiirkere 
onkurrenz  maehen-  Während  so  im  Laufe  der  raenseldichen 
Qtwicklung  das  Quantum  der  nachgefrj^igten  Güter  immer  grölser 
ird,  ist  nuf  der  anderen  Seite  das  Quantum  der  von  der  Natur 

Esbatenen  Güter  in  enge  Grenzcü  eingesehloasen  und  im 
ntliehen  zu  allen  Zeiten  dasselbe.  Ja,  wenn  man  von 
Inen  vorübergehenden  Schwankungen  absieht,  dürfte  man 
eileicht  eher  eine  Abnahme  ak  eine  Zunahme  der  Fruchtbarkeit 

Erde    und    ihres    Reichtums    an    solchen    Dingen»    die    den 

chlichen  Zwecken  dienen,  annehmen  müssen. 

Die  erste  und  natürliche  B'ol^e  dieses  immer  stärker  wer- 
ien  Mifsverhiiltnisses  z^Yischen  dem,  was  der  Mensch  fordert, 

dem,  waa  die  Natur  bietet,  wäre  nun  eine  bis  aufs  äufserste 
lebene  Anspannung  der  menfichliclien  Arbeitskraft,  die  ja 
lein  jinsüinde  ist  den  Rohstoff  der  Natur  in  Güter  umzuwandeln. 
nd  tliatsiichlich  hat  denn  auch  die  Summe  von  Arbeitsthatigkeit 
it  den  Tagen  des  primitiven  Menschen  andauernd  zugenommen, 
doch  auch  die  menschliche  Arbeitskraft  hat  ihre  Grenzen  Ihre 
Imkere  Anspannung  ist  allein  nicht  genügend,  um  das  Oleich- 
■Kebt  z wichen  Wunsch  und  Besitz  herzustellen  und  so  das  zu 
^rken»  was  wir  Befriedigung  oder  Glück  nennen.  Es  tritt 
imer  stiirker  an  den  Menschen  die  Notwendigkeit  heran,  bei 
iner  Arbeitsthatigkeit  das  Prineip  der  Wirtschaftlichkeit  anzu- 
Boden,    d,    h.   den  Grundsatz»    mit  möglichst   ^^eringcn  Opfern 

eät  und  Anstrengung  ein    möglichst   wertvolles  Out   hervor- 

ngen.     Eines   der   wiclitigsten    Mittel    zu   diesem  Zweck   ist 

die  Arbeitsteilung. 

Die  einzelnen  Individuen  sind  sehr  verschieden  begabt  und 
bt  zu  jeder  Arbeit  gleich  geschickt.  Dadurch  nun,  dafs  man 
e  ArbeitBaufgabe  specialisiert  j  dafs  man  sie  der  Begabung  de« 
iozetnen  anpafst^  werden  die  individuellen  Anlagen  und  Krätte 
ausgenutzt,  es  wird  jeder  Arbeiter  auf  den  Platz  gestellt, 

er  geraäfs  seinen  geistigen  oder  körperlichen  Fähigkeiten  am 

iten  gewachsen  ist. 

IKoses  persönliche  Moment,  diese  „Anpassung  der  Ar* 
igaben   an   die  Arheitskräfte'^    kommt    ganz    besonders  in 

alteren  Geschichte  der  Menschheit  zur  Geltung.  Es  sind  die 
testen  Berufe,  welche  ihm  ihr  Entstehen  verdanken,  die  Berufe 
w  SAngers,  Tänzers,  des  Priesters,  des  Arztes.  Auch  inner- 
db  der  geschlossenen  Sklaven-  und  Hörigen  Wirtschaft  hat  es  eine 
pfae  Rolle  gespielt.  Der  römische  Hausherr  konnte  nicht  nach 
Kme  einen  beliebigen  servus  damit  beauftragen ,  die  Wände 
änes  Palaatt^  zu  bemalen ,  und  einem  beliebigen  anderen  auf- 
Bben^  die  Speisen  für  seine  luxuriöse  Tafel  herzurichten.  Bei 
y  Feldarbeit,    bei   der  Vielizucht,    beim  niedersten  I  lausdienst, 
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wo  CS  Dicht  so  sehr  auf  besondere  Qualifikation  ankam  ^  wo  ein 
Übergang  von  einer  Thätigkeit  zur  anderen  eher  möglich  wir, 
brauchte  die  individuelle  Fähigkeit  und  Übung  nicht  in  dem 
Mafse  berücksichtigt  zu  werden,  jedoch  war  sie  auch  hier  nicht 
ohne  Bedeutung.  Immer  aber  handelte  es  sich  darum,  die  ver- 
schiedenartigen Arbeitskräfte  bestmöglichst  auszunutzen:  du 
Mittel,  welches  dabei  angewandt  wurde,  war  der  Zwang.  Ahn 
lieh  lagen  die  Verhältnisse  bei  der  Frontiofswirtschaft  des  Mittel- 
alters. 

Auf  den  späteren  Stufen  der  menschheitlichen  Entwicklung  tritt 
die  Voraussetzug  persönlicher  Beßihigung  mehr  zurück,  nament- 
lich seitdem  an  Stelle  des  handwerksmäfsigen  Betriebes  die  Unter- 
nehmung tritt.  In  der  modernen  untemehmungsweisen  Volks- 
wirtschaft, in  welcher  der  Wirtschaftsleiter  sich  nicht  selbstthätig 
an  der  ausführenden  Arbeit  beteiligt,  kommt  es  für  ihn  gar  nicht 
mehr  an  erster  Stelle  darauf  an ,  dafs  er  unbedingt  selbst  fbr  die 
Technik  seines  Betriebes  eine  besondere  Befähigung  besitze  oder 
dafs  er  sie  überhaupt  bis  ins  einzelne  beherrsche,  sondern  sdne 
Aufgabe  ist  vor  allem,  diejenigen  Arbeitskräfte  zu  beschaflEen 
und  zu  organisieren,  welche  für  die  vorhegende  differenzierte 
Arbeitsaufgabe  möglichst  gut  qualifiziert  sind.  Am  deutlichsten 
zeigt  sich  das  bei  der  Aktiengesellschaft,  deren  Mitglieder  woU 
nie  aus  dem  Grunde  sich  zusammenschliefsen ,  weil  sie  sich  per- 
sönHch  ftir  besonders  befähigt  halten,  gerade  diejenige  Oewerbe- 
specialität  zu  betreiben ,  für  die  sie  ein  Unternehmen  ins  Werk 
setzen. 

Und  doch  ist  auch  heute  noch  die  Differenzierung  der 
Menschen,  welche  auf  ihrer  natürlichen  Begabung  oder  angeeig- 
neten Geschicklichkeit  beruht,  von  nicht  zu  unterschätzendem 
Einflufs  auf  die  Arbeitsteilung.  Durchmustern  wir  daraufhin 
unsere  Tabellen,  so  tritt  uns  das  persönliche  Moment  noch  in 
ziemlicher  Stärke  entgegen.  Bei  der  Berufsbildung  ist  es  für 
mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  mafsgebend.  E3s  sei  nur  hinge- 
wiesen auf  das  ganze  (iebiet  der  Näherei,  Stickerei,  Putzmacherei 
und  Federschmückerei ,  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Wäscherei, 
von  der  ^^ewöhnHchon  an  bis  zu  den  einzelnen  Species  der  Kunst- 
wiiseherci,  auf  die  Notenschreiber  und  Friseusen,  auf  die  LohD- 
dienor  und  Krankenwürterinnen .  und  endlich  auf  diejenigen  Lehr- 
und  Heilberufe,  welche  zu  dieser  Form  der  Arbeitsteilung  zu 
roclinen  sind.  Iki  der  Herufsschöpfung  spielt  die  persönliche 
Begabung  schon  eine  wesentlich  geringere  Kolle,  aber  auch  hier 
kommt  sie  noch  oft  zur  (ieltung,  sei  es  da,  wo  neue  Bemis 
entstehen  durch  Aufkommen  neuer  Heilmethoden  oder  früher 
nicht  verfolgter  Unterriclitsz wecke,  sei  es  dort,  wo  es  sich  um 
ein  gewisses  künstlerisches  Talent  handelt,  wie  bei  den  Litho- 
graphen, Stahlstechern  und  Photographen.  Am  weni^ten  ist  die 
individuelle  Naiur  des  Arbeitenden  ausschlaggebend  bei  den 
Fällen  der  Produktionsteilung  und  Berufsspaltung.     Bei  letstcrer 
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j^eB  18t  die  immer  noch  wirksam  bei  der  Specialis i er ung  der 
^BEte,  der  Schulen,  der  ^Schneiderei,  Nitherei  und  verwandter 
^iwerbe,  Bowie  aller  solcher  Berufe,  welche  mehr  oder  weniger 
kttostlerischen  Charakter  tragen,  z.  B.  der  Kunstmaler,  Zeichner, 
Kupfer"it4^'her  u,  a.  Bei  der  VeraelbötHndigung  eines  Nebenherufs 
en^llich  handelt  es  .sich  fast  ausachlieralich  um  irgend  welche 
persönlichen  Gesehicklichkeiti^n;  es  sei  nur  an  die  Mannigfalli;;- 
teit  der  Musik-  und  sonstigen  Privatlehrer  erinnert,  Allüh^erall 
aber  »eheo  wiri  der  Platz,  an  dem  auch  heute  noch  individudle 
Anlagen  und  Fiihi^rkeiten  zur  Geltung  kommen,  ist  an  erster 
Stelle  die  immaterielle  Produktion  und  an  zweiter  solche  Arten 
der  materiellen  Produktion ,  bei  welchen  das  Kapital  keinen  mafs* 
geben<leu  Faktor  bildet 

Jedoch  darauf  ist  das  Geltungsbereich  des  persönlichen  \^er 
ursachungsmoments  auch  beschrankt,  Slan  djirf  ihm  nicht  eine 
zu  grofse  Wichtigkeit  beilegen  Eis  ist  nicht  immer  der  Fa!K 
dafs  die  Arbeitsaufgaben  an  die  iVrbeitskrrifte  an;^epafst  wonlen, 
noch  viel  häufiger  geschieht  das  Umgekehrte:  Anpassung  der 
Arbt^itskraft  an  die  Arbcitäaufgabe.  Auch  dadurch  tritt  eine 
wirtachat'ilichere  Arbeitsverwendung  ein.  Wenn  sich  jemand, 
auch  ohne  besondere  Befähigung  zu  einer  bestimmten  Thätii^keit 
tu  besitzen,  dauernd  einer  .Specialaufgabe  zuwendet,  so  steigert 
sich  durch  die  beständige  (Tbimg  die  Geschicklichkeit  des  Ar- 
beiters und  damit  seine  Arbeitsleistung  —  man  erinnere  sich  nur 
An  das  Paradigma  der  Nadelfabrikation  bei  Adam  Smith!  Er 
kommt  icrner  hinzu,  dafs  durch  Heschninkung  auf  eine  ganz 
tpecielle  xVrbeitstliätigkeit  all  diejenigen  Störungen  und  Zeitver- 
luste, welche  mit  dem  IJbergan;^  von  einer  zur  anderen  Arbeit 
verknüpft  sind,  fortfallen  und  dafs  auch  die  Vorbereitung  auf 
den  Specialberuf  weniger  Zeit  und  Kosten  verursacht.  All  dieses 
l^jbt  es  vom  Standpunkt  der  ArbeitÄökonomie  aus  riitlich  er- 
Upbeinen,  möglichst  für  jede  besondere  Arbeit  auch  einen  be- 
di^deren  Arbeiter  zu  haben,  der  diese  specielle  Leistung  zu 
seinem  Lebensberuf  maclit  Im  Gegensatz  zu  dem  oben  be* 
«prochenen  persönliclien  Moment  sehen  wir  hier  ein  sachliches 
wirksam,  bei  dem  nicht  die  Person  tles  Arbeiters,  sondern  die 
Natur  der  Ärheitsaufgabe  den  Anlafs  zu  einer  Teilung  der  Ar* 
beit  giebt. 

Das  sachliche  Moment  kann  liegen  in  einer  Differenzierung 
der  ArbeitsmitteL  Wie  die  Menschen,  so  specialisieren  sich 
aach  immer  mehr  die  Werkzeuge  und  Maschinen»  mittels  deren 
die  Rohstoffe  zu  Gütern  umgeformt  werden.  Dieses  Streben 
aber,  für  jede  kleine  Teil  Verrichtung  auch  besondere  Artieits- 
ioalrumente  zu  konstruieren  und  zu  benutzen ,  konnte  sich  erst 
krAflig  ausbreiten,  seitdem  die  Damptmaschi.ie  erfunden  war 
(James  Watt  1769 — 1800),  jener  ^Allerweltsmotor",  der,  wie 
Kealeaux  sagt«  „es  möglich  machte,  fast  an  jedem  Ort  und  in 
beliebiger  Stärke  mechanische  Arbeitskraft  zu  entwickeln".     Erst 
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seitdem  die  Damjifkraft  in  den  Dienst  des  MensctieD  gestellt  wir, 
der  sich  dann  neuerdings  noch  als  erlolgreicher  Konkurrent  du 
als  Motor  benutzte  Leuchtgas  zur  Seite  gestellt  hat^  er»t  seitden 
konnte  sich  der  Masehinenbau  zu  einem  so  unifangreiebcai  und 
specialiöierten  Gewerbszweigc  entwickeln,  wie  es  im  10*  Jak^ 
hundert  zuerst  In  England,  dann  aber  auch  bald  bei  uds  ^ 
öchehen  ist  Wie  auch  speciell  in  Leipzig  die  MasehtDenfabri- 
kation  eich  in  eine  Reihe  differenzierter  Fal>nkatiotis2Wieig« 
gespalten  hat,  da«  haben  wir  hei  den  20  Sparten  des  Mascbtiid^ 
baijiea  in  der  Tabelle  der  HerutWjpaltung  gesehen. 

Aber  die  Arbei isteil ung  zeigt  sich  nicht  blols  bei  der  Her* 
fitellung  der  Arbeitsmittel  selbst,  sondern  die  DifferenKieniDg  dieser, 
die  „Gebrauchsteihing^  ,  befördert  nun  auch  wietler  die  Teilung 
der  Arbeit  in  denjenigen  gewerblichen  Berufen ,  welche  sich  dieser 
specinlisi erteil  Instrumente  der  Arbeit  bedienen,  Daa  neue  .Vi* 
beitsmittel  palst  sich  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  ao ,  ee  g^ 
winnt  beKtimmende  Macht  über  den  mit  ihm  beschäftigten  Af' 
heiter .  es  zwingt  ilnn  einen  besonderen  benitlichen  Typua  aii£ 
Am  charakteristiscfisten  zeigt  sich  das  bei  der  technischeD  Ar- 
beitsteilung.  der  ^ Arbeitszerlegung ",  Aber  auch  bei  der  geaA 
schaillichen  Arbcitsieilung,  mit  der  wir  es  hier  allein  ku  thim 
haben,  kann  eme  neu  erfundene  Maschine  oder  ein  sonstig«! 
Arbeitsmittel  die  treibende  Ursache  mn. 

Wenn  wir  hierbei  wieder  einmal  einen  Rückblick  auf  (Ufi 
von  uns  eruierten  Einzelfalle  der  Arbeitsteilung  werfen,  so  ist  m 
freilich  nicht  bei  allen  möglich,  mit  Bestimiutheit  zu  entacbeid«0| 
ob  und  wie  weit  jenes  sachliche  Moment  wirksam  geweten  iH. 
Mit  einer  gewissen  Annäherung  jedoch  kann  man  dieses  Ziel  ef- 
reichen,  wenn  man  sich  der  einsehrankenden  Thatsache  bewul'il 
bleibt,  dafs  ein  neues  Arbeitsinstrument  nicht  immer  sofort  toü 
seiner  Erfindung  einen  Specialbernf  hervorzubringen  braucht« 
sondern,  bevor  das  geschieht,  vielfach  zunächst  in  einem  schon 
bestehenden  Gewerbebetrieb  zur  Anwendung  gehuagt.  Prüfen 
wir  unter  diesem  Vorbelialt  die  neu  aufgc^etenen  Berufe,  so 
finden  wir  die  merkwürdige  Thatsache,  dafs  daa  m&schioefle 
Moment  bei  den  einzelnen  Formen  der  Arbeitsteilung  gerade  m 
umgekehrter  Stärke  niafsgebend  gewesen  ist,  wie  daa  obt3fl  be- 
sprochene persöidiche.  Je  oiehr  tür  eine  beatimmte  Art  der  Ar- 
beitsteilung die  individuelle  Begabung  bedeutimgsvoll  war,  due 
desto  geringere  Rolle  spielt  daa  Aufkommen  neuer  Arbeitamittcl^ 
Am  relativ  ein  flufsr  eich  8ten  ist  letzteres  bei  der  Produktion  st  eilong- 
Es  ist  hier  zu  nennen  das  Entstehen  folgender  S{>ecialli«iift; 
der  Liniierer,  Fourn  i  ersehn  ei  d  erei  en ,  Eisengiefsereien  ^  Dampf 
Schneidemühlen,  Baufabriken,  Vergolde-,  Ilolzft-ais- ,  Gummier^ 
PapierpriifungS'  und  Satin leranstHlten  Die  Erfindung  beinf. 
Vervollkommnung  der  Lioiiermaschinen ,  Fournierhobeb  und 
-Bchneidemaschinen,  der  Kupolöfen  ^  Dampfsiigewerke»  Holsbear- 
beitungsmaschinen,    VergoIde]>res8en ,    Holzfraismaschinen  ^  Ouio* 
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miermaschineD^  Papieriirüfungsapparnte  uod  fS^nterwäü werke 

hier  den  Anstofs  zur  Bildung  neuer  öewerbespecnaliUilen  ge^^eben. 

An   zweiter  Stelle    folgt  die    Berut8S|ialtimg.      Zwar   würde 

tn  hier,  wie  auch  bonst,  irre  gehen,  wenn  man  etwa  alle  als 
abriken*"  bezeichneten  Unternehmungen  mit  der  Erfindung 
ler  Maschinen  in  Verbindung  lirächte,  aber  andererseits  kann 
man  auch  sicher  annehmen ,  dafs  dieses  Moment  noch  viel  häufiger 
eine  Aueschlitg  gebende  Rollt*  gespielt  hat,  als  in  den  nachstehend 
angeführten  Fällen.  Wir  heben  nur  hervor  die  Anfertijrimg 
von  Hleidosen ' ,  die  auf  der  Vervollkommnung  der  Hlechbear- 
beitung  basierende  Fabrikation  von  Blechwaren ,  Metiillbuchstuben 
und  Blechemballagen,  die  maschinelle  Herstellung  von  Metall- 
schrauben und  Nadeln;  die  verschiedenen  Werk  Zeugfabriken  {für 
Tischler-,  Schuhmacher-,  Ruchbinder-  und  KUrfichner Werkzeuge) 
und  die  meisten  Specialmaschinen fabriken »  bei  denen  allen  die 
Maschine,  insofern  sie  Produktionsmittel  ist,  die  Arbeitsteilung 
beft^rdert;  die  Brodfabriken  (Teigteil  und  Teigknetniitschinen!) 
und  die  Chokaladenfabriken;  die  Cylinder-  und  Flaschenbürsten- 
und  die  Rüschen fabriken. 
^^  Von  den  durch  Berufsschöpfung  entstandenen  Gewerben  ge- 
^■Kren  hierher:  die  Kam ragam Spinnereien,  die  SegeJtuch Webereien. 
Tfe  tnechaniöchen  Strickereien  und  die  Spitzen tabrikation;  der 
Steindruck,  die  Photographic  mit  den  verwandten  Gewerben  der 
Da^errotypie  und  Pannotypie;  die  ^  *lraffinerieen ,  Syrupraffi- 
neneen  und  Spritfabriken  ;  die  Papierpriigeansatalten^  die  Herstellung 

tSpitxenpapier  und  die  Wellblechwalzwerke. 
Nur  wenig  Beispiele  finden  wir  unter  den  Fällen  der  Herufs- 
ang,    die    Fabrikation    vun    Fadennudel u ,    die    Danipfhok- 
tereien^  die  Kaffeeröstereien  und  die  Federrein  igungsanslalten. 
Bei    der    Verselbstiindigung    eines    Nebenberufs    endlich    ist 
überhaupt  nur  ein  Beruf  vorhanden ,  bei  dem  eine  neue  Maschine 
eine  Rolle  gespielt  hat;  es  ist  die  Molkerei,  deren  Loslösung  von 
der    Lanilwirtschaft  in  dem   Aufkommen  der  Zentrifugen   ihren 

tmd  hat 
So  sehen  wir,  wie  da»  maschinelle  Princip  bei  den  einzelnen 
inen  der  Arbeitsteilung  in  selir  verschiedener  8tfirke  zur 
tun^  kommt.  Bei  der  Berufsbildung  und  Verselbständigung 
€11166  Nebenberufs  ist  es  von  geringer,  bei  Produktionsteilung, 
Berufespahung  und  Berufsschöplung  dagegen  von  grofser  Be- 
deutung, gerade  umgekehrt,  wie  wir  es  bei  dem  persönlichen 
Moment  gefunden  haben.  Ks  sind  aber  femer  aiieh  ganz  die 
selben  Arten  der  Arbeitsteilung,  bei  welchen  sich  ein  besonders 
starker  Einflufs  neuer  Arbeitsinstrumente  2ei»;t  und  welche  zu- 
gleich —  wie  wir  weiter  ol»en  ausgeführt  haben  —  in  ihren  Ge- 
rbeapecialitKten   eine  grofse  Rapitalstärke  erfordern.     Der  Zu- 
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sammenhang  beider  Erscheinungen  lie^t  darin,  daß»  ja  gerade 
ein  Specialberuf;  der  durch  Aufkommen  eines  neuen  Arbeits- 
instrumentes veranlafst  worden  ist,  nun  auch  natürlich  dieses 
einstellen  mufs,  und,  da  in  der  Regel  die  neuen  specialiaiertereD 
und  komplizierteren  Maschinen  einen  höheren  Preis  haben,  als  die 
bisher  gebrauchten  ^  und  sicher  einen  höheren  ak  gar  keine, 
und  da  andererseits  die  Specialisierung  auch  eine  Zunahme  des 
Produktionsumfanges  erfordert ^  so  bedarf  das  neu  entstehende 
Gewerbe  auch  eines  gröfseren  Kapitals. 

Indessen  auf  die  Beförderung  der  Ai  beitsteilung  durch  nea 
erfundene  Arbeitsmittel  ist  die  Wirksamkeit  des  sachiicheD 
Moments,  das  in  der  Anpassung  der  Arbeitskraft  an  eine  neae 
Arbeitsaufgabe  besteht,  nicht  beschränkt.  Jeder  Arbeitsprozeis 
besteht  aus  drei  Faktoren,  aus  der  Arbeitsthätigkeit,  dem  Ar- 
beitsmittel und  dem  Arbeitsgegenstand.  Objekt  der  Arbeit  aber 
ist  die  Natur  in  der  Gestalt  eines  bestimmten  Rohmateriak.  Wie 
nun  die  Beschaffenheit  der  beiden  erstgenannten  Faktoren  den 
Anlafs  geben  kann  zu  einer  Teilung  der  Arbeit,  so  ist  es  aach 
bei  dem  dritten  möglich. 

So  kann  durch  das  Aufkommen  eines  neuen  Roh-  oder 
Hülfsstoffes  oder  durch  eine  neuartige  Verwertung  eines  be- 
reits bekannten  die  Arbeitsaufgabe  sich  derartig  unifi;estaltea. 
dafs  es  zu  einem  ganz  neuen  Berufe  kommt  Ein  klsssiscliM 
Beispiel  fUr  die  Benutzung  ganz  neuer  Rohmaterialien  besw.  alter  so 
neuen  Zwecken  ist«  wie  schon  früher  erwähnt,  die  industrielle 
Ausnutzung  des  Kautschuks,  welche  die  umfangreiche  und  viel- 
seitige Gummi  Warenindustrie  hervorgerufen  hat.  Für  Leipzig 
kommen  hier  aufser  den  allgemeinen  Gummiwarenfabriken  noch 
die  Fabrikation  wasserdichter,  geruchloser  Stoffe,  specieD  die 
von  Planen,  sowie  die  Kautschukstempelfabrikation  in  Betracht 
Ferner  gehört  hierher  der  Gebrauch  der  Jute,  eines  indischen 
Faserstoffes,  zur  Segeltuchweberei;  die  Loofahwarenfabrikation; 
die  Herstellung  eines  Kaffeesurrogates  aus  Feigen  und  die  Be- 
reitung von  Leim  aus  Pflanzen ;  aus  älterer  Zeit  die  Verwendung 
des  Zinks  zu  Uohl^ufs  und  aus  noch  früherer  die  Nutzbarmachung 
des  Schiefers  zur  Dachdeckung,  der  Perlmutter,  des  Meerschaums 
und  der  Steinnufs  zu  Drechslerarbeiten  und  des  Kakaos  tax 
Chokaladenfabrikation.  Eine  neue  Verwertung  von  Hüi&stoffoi 
hat  mitgewirkt  bei  der  Entstehung  der  chemischen  Waschanstaltenf 
der  Kurbadoanstalten  und  einer  Specialitiit  dieser,  des  Lohbades. 

Aber  die  Arbeitsteilung  kann  noch  in  anderer  Weise  voD 
Seiten  des  Arbeitsstoffes  beeinflufst  werden,  nämlich  dadurch. 
dals  für  die  Anfertigung  eines  neuen  Artikels  verschiedene  Roh- 
materialien in  eine  bisher  nicht  f^^ekannte  Verbindung  gebracht 
werden.  Diese  neue  Stoft'kombination,  wie  man  deo 
Vorgang  nennen  könnte» ,  macht  sich  namentlich  in  der  eigentlich 
chemischen  Fabrikation  geltend,  deren  zahlreiche  Specialitäten 
in  ihr  ihre  Entstehungsuraache  haben,   ferner   in  der  Herstellung 
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von  Farben,  speciell  von  Teerfarben',  sowie  in  einer  grofsen 
Anzahl  anderer  der  chemisK^hen  Produktion  verwandter  Industrie- 
zweige, Wir  nennen  hier  von  Special^ eworben ,  die  au8  diesem 
AolalB  in  Leipzig  entstanden  sind :  die  Paifümerie-  und  Toiletten- 
^^^leifen-,  die  Windsorseifen-untl  die  Seifen  mehlfabrikation,  die  Aaphalt-j 
^^Cement waren-  und  I jolzgipstrockenstuckinduätrieen ;  die  Feuer- 
1  anzüoder-  und  die  Zündhölzerfabriken;  die  HeröteHung  von  klknet- 
'  liehen  Mineralwäaaern  und  die  von  Eialbtimin  und  Margarine- 
bulter.  Endlieh  gehören  in  diesen  Zusammenhang  mehrere  neue 
1  y  '"  (orungen,  die  zur  Arbeitsteilung  geftlhrt  und  besondere 
I      r  -  von  Bronzewaren»  von  Argentan-  oder  Neusilber-  und 

^^b<Ofi  Nickel  waren  hervorgerufen  haben. 

'^™        Auch  ein  we8enllieher  Fortschntt,  den  der  Mensch  in  der  Be- 
h  e  rrsc  hang  der  Naturkräfte  macht,  kann  der  Anlafci  zur  Ent- 
stehung neuer  Speeialberufe  werden.     So  hat  die  Nutzbarmachung 
der  Elekirieitiit  %n  einer  Keilie  neuer  Gewerbe  gefühlt.    Es  sind  das 
die  elektrotechnischen  Fabriken ,    elektrotechniadien  Installations- 
anstalten,  Fabriken  clektrotechniseher  Bedarfsartikel  und  die  Anlage 
Ton  elektrischen  Klingeln  und  Telephonleitungen.     Fiu*  Bereitung 
^^tnd  Verwertung  des  Giise«  arbeiten  Gasanstalten ,  Fabriken  von 
^^Baa-    und    W^iaBerleitungsapparaten ,     Gasmesserfabriken ,     Gas- 
^Tioiorenfabriken   und   Gastechniker.     Am    meisten   ab^r   hat   die 
Benutzung  der  Dampfkraft  die  ßt^rufägliederung  gefördert    Wie 
die  Dampfmaschine   indirekt  durch  Ausbreitung  des  Maschinen- 
wesenn  hier  gewirkt  hat,  it5t  bereits  erörtert  worden.     Aber  auch 
direkt    veranlalst    allein    ihre   Heratellung    und    Ausstattung    das 
I      Aufkommen  nicht  weniger  Sondergewerbe.    Dampfkessel,  Dampf- 
maschinen ,    Transmissionen,    Maschinentreibrieujen,    Armaturen, 
h«cIbstthHtige    Schmierapparate    werden   in  Special  betrieben  herge- 
stellt,  ja  sogar  für  die  Anfertigung  von  Oichtungsmittehi ,  damit 
11  '^rter  Stupf  biichsenpaekung.   I  »ampfhahn- und  Kamnirad 

^**^  existiert  eine  specialis ierte   Fabrik. 

So  kann  irgend  welcher  technische  Fortscliritt »  irgend  welches 
neue  Produktionsverfahren  unter  L'ilnstigen  Umstflnden  arbeits- 
teileod  wirken.  Ja,  auch  die  Entwieklung  der  Wissenschaft 
Itolirl  EU  dieser  Folge,  Es  ist  ja  bekannt,  wie  der  Inhalt  der 
einzelnen  Wissenschaften  immer  milchtiger  angeschwollen  Ui,  so 
dufs  heute  niemand  mehr  den  ganzen  Kreis  menschlichen  Wissens 
.  beherrschen  kann.  Die  Zeit  der  Polyhistoren  ist  vorüber.  Aber 
aach  ein  gröfserea  Teilgebiet  kann  schon  kaum  mehr  von  einem 
unifafst  werden  So  verengert  sich  immer  mehr  der  Kreis,  dessen 
Erforschung  der  einzelne  Gelehrte  sich  zur  Lebensaufgabe 
macht.  I>a8  Speeialistentum  hat  schon  tief  Wur^.«4  geschlagen 
ifD  Keiche  des  Wissens  und  breitet  sich  von  Tag  «u  Tag  immer 

*  Dl«  firttc  Teerfarbe  (Anilinfarbe)  wurde  185C  vou  Perkin  in  I^ndon 
1i4!i)f«st«llf,     Gegen wUrtig  giebt  e«  bereitn  ühi^r  400  verachiedetie  Teer- 
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mehr  aus,  vielleicht  nicht  immer  zum  Vorteil  der  WiweDschaft 
und  der  Specialisten  selber ,  auf  die  hier  auch  mitunter  das  Wort 
Goethes  zutreflFen  dürfte: 

„Die  Teile  habt  ihr  in  der  Hand, 
Fehlt  leider  nur  das  geistige  Band.** 

Ea  wäre  eine  dankenswerte  Aufgabe,  einmal,  etwa  an  der 
Hand  von  Lektionskatalogen  der  Universitäten,  festzustellen,  wie 
sich  im  einzelnen  diese  Entwicklung  vollzogen  hat. 

Hier  haben  wir  es  jedoch  nicht  mit  der  Specialisierung  der 
Gelehrten  selber  zu  thun,  sondern  mit  dem  Einflufs  der  Wissen- 
schaft auf  die  Arbeitsteilung  im  gewerblichen  Leben.  Da  sind 
es  einmal  die  technischen  Wissenschaften,  ohne  deren  Vervoll- 
kommnung z.  ß.  die  grofsartige  Differenzierung  unseres  Maschinen- 
baues gar  nicht  denkbar  wäre.  Wir  haben  in  Lcipzi;;  Maschinen- 
fabrikeu ,  die  sich  auf  folgende  Artikel  specialisieren :  landwirt- 
schaftliche Maschinen ,  Nähmaschinen ,  KerzcngieTsmaschinen, 
Strickmaschinen,  Werkzeugmaschinen,  Dampfkessel,  Buch-  und 
Steindruekmaschincn,  ßuchdriickni aschinen  und  Buclidruckmetall- 
Utensilien,  lithographische  Schnellpressen,  Maschinen  für  Ziegeleien, 
Buchbindoreimaschinen ,  Dampfmaschinen ,  Cigarrenhandwickel' 
maschincn,  Wringmaschinen,  ßuchhcftmaschinen,  Liniicrmaschinen, 
Transmissionen,  Holzbearbeitungsmaschinen,  Gasmotoren  und 
ßäckereimaschiuen.  Man  braucht  nicht  Fachmann  zu  sein,  um 
einzusehen,  dafs  eine  blofs  handwerksuiäfsige  Technik  ohne  die 
klärende  und  befruchtende  Mitwirkung  der  Wissenschaft  eine 
solche  Mannigfaltigkeit  nicht  hervorgebracht  hätte. 

In  ganz  hervoiragendem  Mafse  zeigt  sich  der  Kinfluli 
wissenächaftlicher  Forschung  auch  in  der  chemischen  Industrie 
Seit  Lavoisiers  bahnbrechenden  experimentellen  Untersuchungen 
gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  folgte  eine  Ekitdeckung 
und  Erfindung  nach  der  anderen ,  und  was  die  Forscher  in  ihren 
Laboratorien  erarbeitet,  das  drang  durch  die  verschiedenen  ge- 
werblichen Lehranstalten  bald  in  weitere  Kreise  und  (tlhrte  dann 
zur  praktischen  Verwertung  der  wissenschaftlichen  £rkenntni^. 
Die  weitgehende  Specialisierung  unter  den  chemischen  Fabriken 
w;irr  ohne  die  Wissenschaft  der  Chemie  und  ihren  Aufschwung 
gar  nicht  möglich  gewesen.  Wiv  nennen  von  solchen  Spedal- 
Produkten:  Hleizucker,  Bleiweifs,  ntherische  Ole  und  Essenzen, 
Kunstdünger,  PHanzenrot,  schwetlig-saurcn  Kalk,  Spiritu>prä* 
parate,  Superpho-phat,  Puiparate  für  Galvanoplastik,  Indiffo- 
»rjlparate  >chwefli^-saure  Salze  und  Sikkative,  photographische 
>«*iparate,  Weinstein  und  Salmiak,  Farben,  Aquarellfarben, 
Anilinfarben ,  Zuckerwarenfarben  und  Farbenfruchtesäenzen.  Der 
alte  Laborant  von  1750  mit  seiner  Unkenntnis  der  analytischen 
Chemie,  mit  seinen  fehlerhaften  Anschauungen  von  der  Zusammen- 
setzung der  Stoffe,  mit  der  geringfügigen  Zahl  der  ihm  liber^ 
haupt  bekannten  Elemente,  er  wäre  kaum  imstande  gewesen, 
auch  nur  ein  einziges  dieser  Präparate  herzustellen. 
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Noch  bei  einer  dritteo  Wissenschaft  können  wir  eine  Ein- 
wirkung auf  die  gewerbliche  Arbeitsteilung  konstatieren,  bei  der 
Medizin,  Die  Spaltung  der  AxÄte  in  Speeiahsten  für  Augen-, 
Ohren-,  Haut-,  Nasen-,  Rachen  und  Kehlkopfkrankheiten  konnte 
erst  zu  einer  Zeit  auftreten,  in  welcher  die  betreffenden  medizi- 
niachen  Wissenägebiete  eine  genügende  Auabildung  erreicht  hatten. 
Auch  das  Aufkommen  von  Irrenheilanstalten  und  von  Anstalten 
für  Orthopädie  bangt  mit  der  V^erbesserung  der  Heilkunde  zu- 
aammcn. 

So  sehen  wir,  wie  in  mannigfaltiger  Weise  das  gewerbhche 
Leben  durch  den  Fortschritt  des  Wissens  gefördert  wird.  Wir 
können  aber  gewifs  sein,  dals  der  Einflufs  der  Wissenseliaft  noch 
ein  weit  krilftigerer  ist,  als  es  oberÖlichlich  erscheint.  Denn  die 
Kanäle,  durch  die  die  Erkenntnis  dem  praktischen  Leben  zuge- 
führt wird,  treten  oftmals  nicht  offen  zu  Tage;  es  is*;  eine  unter^ 
irdische,  oft  liingw^ierige ,  aber  doch  schliefsÜch  zum  Ziele  führende 
Arbeit,  welche  die  W  issenschaft  hier  vai  leist^i^n   hat. 

Auch  noch  mancherlei  andere  Umstände  können  den  Anstois 
3BU  einem  weiteren  ^Schritte  auf  der  Bahn  der  Arbeitsteilun*^  .t^eben, 
90  die  Anwendung  von  Surrogaten,  wodurch  bisher  seltenere 
Güter  zu  Massenartikeln  werden.  Im  Fortgang  der  Kulturent- 
wickliing  dndet  ein  bestiindiges  Verdrängen  alter  Oiiter  durch 
neue  statt»  und  zwar  in  der  Regel  durch  bessere  und  billigere. 
Anders  ist  es  bin  den  Surrogaten.  Unter  Surrogierung  verstehen 
wir  die  Ersetzung  eines  kostspieli;L(eren  Gebrauchsgutes  durch  ein 
anderes  billigeres,  f^a^  in  ilhnhV-her,  aber  nicht  so  vollkommener 
Weise  ein  Bedürfnis  befriedigt.  Die  Devise  des  Surrogats  ist 
,bilHger,  aW  schlechter".  In  der  Konkurren/ der  verschiedenen 
Stufte,  welche  zur  Produktion  verwandt  werden  können,  siegt 
hif''  der  weniger  gediegene,  jedoch  oft  zum  Vorteil  der  grofsen 
Mans*^  des  Volkes,  die  so  —  wenn  auch  unter  Verzichtleistung 
auf  volle  „Ei/htheii*^  -^  Teil  gewinnt  an  dem  Genufs  von  Gittern, 
die  vorher  nur  wenigen  Begünstigten  zu  Gebote  standen.  Eine 
grolso  KoUe  spielt  dieser  Projefs  in  der  Metallverarbeitung, 
Entweder  wird  da  ein  edles  Metall  durch  ein  unedles  ersetzi  und 
00  eine  gröfsere  AliBatzmö;;lichkeit  ge-schaflen.  So  trat  in  illterer 
Zeit  neben  die  goldene  und  silberne  Schnupftabaksdose  die  Blei- 
dose,  die  auch  den  weniger  Bemittelten  zugänglich  war;  als 
Surrogat  des  echten  Gold-  und  Silberdrahtes  kam  der  sogenannte 
Loonischc  auf»  Uns  *Silber  wird  nachgeahmt  durch  Argentan 
oder  Neusilher,  sowie  durcli  Nickellegierungen,  Oder  es  w^ird 
dirm  schlechten  Metall  nur  ein  wertvollerer  und  ansehnliclierer 
Überzug  gegeben*  Dahin  gehört  die  Vernickelung,  die  Ver- 
kupferung  auf  dem  Wege  der  Galvanoplastik  —  e«  giebt  sogar 
besondere  chemische  Fabriken  von  Präparaten  l\ir  Galvanoplastik 
— ,  die  galvanische  Vergoldung  und  Versilberung,  Oder  es  wird 
daa  Metall  durch  einen  anderen  Stoff  ersetzt,  wie  es  bei  den  aua 
Pappe  hergestellten  Sargverzierungen  der  Fall  ist 


72  XIX  2. 

Auch  bei  den  Nahrungs-  und  Genursmitteln  findet  die  Suno- 
p;ierung  vieliache  Anwendung.  Für  uns  kommt  hier  in  Betracht 
die  Fabrikation  von  Feigenkaffee,  von  Eialbumin  und  Margarine- 
butter und  von  künätlichem  Mineralwasser.  Auch  die  Bereitung 
von  Obstwein  könnte  man  unter  diesen  Gesichtspunkt  stellen. 

Selbst  Organismen  und  Teile  von  Organismen  werden  durch 
Surrogate  ersetzt.  Wir  haben  unter  unseren  Gewerben  Fabriken 
seidener  Locken  und  von  Haararbeiten,  Fabriken  künstlicher 
Blumen  und  sogar  besondere  Bliitterfabriken,  Ausstopier  von 
Tieren,  Verfertiger  von  plastisch-anthropologischen  Lehrmittelii, 
von  zoologischen  Modellen  und  eine  Wachsbildnerei. 

Ferner  bietet  uns  unser  Material  noch  folgende  Beispiele  von 
Surrogaten.  Neben  die  Porträtmalerei  tritt  die  Photographic 
und  in  gewissem  Mafse  zeitweilig  die  Kunst  des  Silhouetteon, 
neben  die  Möhelfabrikation  aus  massivem  edlen  Holz  der  He- 
brauch  der  Fourniere,  neben  die  Leinen-  die  Papierwüsche,  neben 
den  Badeschwamm  die  Loofahware  und  neben  den  natürlichen 
der  künstliche  Dünger. 

So  zeigt  sich  auch  in  dem  verhältnismUlsig  kleinen  Ausschnitt 
aus  der  ganzen  N'^olkswirtschaft,  mit  dem  wir  es  hier  zu  thim 
haben,  wie  bedeutungsvoll  das  Bestreben  der  Surrogiemng  ftr 
die  Entwicklung  der  Arbeitsteilung  ist. 

Eine  geringere  Wirkung  in  dieser  Hinsicht  hat  am  Ort  das 
Moment  der  Konservierung  leicht  verderblicher  Güter,  das 
wir  aber  doch  nicht  unerwähnt  lassen  möchten.  Konserveniabriken 
freilich  sind  bis  1890  noch  nicht  in  den  Adrebbüchem  verzeichnet 
sie  treten  erst  später  auf.  I)a;4:egen  haben  wir  Blechemballaj|;cD- 
fabriken,  welclie  Konservenbiichsen  und  Dosen  fertigen,  Roh- 
eiswerke und  Eisselirankfabriken.  Auch  die  Konservatoren  (Aus- 
stopier von  Tieren)  können  wir  in  diesem  Zusammeniiang  noch 
einmal  nennen. 

Weiterhin  ist  auch  die  Mode  niclit  ohne  Einflufs  auf  die 
Ausdehnung  der  beruflichen  SpeciaHsierung,  wie  sie  denn  auch 
auf  der  anderen  Si^ite  infolge  ihres  vorübergehenden  Charakters 
wieder  Anlafs  zum  Untergang  mancher  (iewerbc  geben  kann. 
An  erster  Stelle  handelt  es  sich  hier  um  die  Herstellung  voo 
J-lekleidungsge^enstfinden  aller  Art,  einschlielslich  des  weiblichen 
Putzes.  Da  werden  wir  mit  der  Mode  in  Verbindung  bringen 
können  die  Entstehimg  von  Sonderberufen  zur  Anfertigung  von 
SehnürbrUsten  (Korsetts),  von  Ivravatten,  von  seidenen  Strümpfen, 
von  Kuschen ;  von  <ilacehandschuhen,  von  Stoff  handschuben  und 
von  Sehniuekfedern.  Ein  Restandteil  der  Kleidung,  welcher  be- 
sonders sieh  der  Mode  unterwerfen  mui's,  ist  der  Knopf.  Bald 
wird  rr.  wie  in  älterer  Zeit,  aus  Zinn  oder  plattiertem  Silber, 
bald  [lus  anderem  Metall,  bald  aus  übers}>onneRer  Seide,  bald 
aus  TtTlmutter  oder  Steinnufs  angefertigt,  und  immer  ruft  seine 
Fabrikation  Specialhetriebe  hervor.  Auch  die  berufsmftrsige 
Wäscherei  von  SchmuckfcMleru ,  von  Flor,  von  Seide,  von  Spitzen 
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von  Handschuhen  Ist  von  der  augenblicklichen  Kleiflungssitte 
igig  Eine  vorübergehende  Gesclimaeksrichtung  rief  eine 
idene  Lockenfabrik"  hervor;  die  gröfsere  Sorgfalt,  welche  m 
tcren  Kreisen  auf  die  weibliche  Haartracht  gelß;^t  wurde  .  Uefa 
di-n  Beruf  der  Friseusen  entstellen.  Als  an  Stelle  des  früheren 
ächmierenB  des  Schuhwerks  die  feinere,  städtiBche  Sitte  des  Ge- 
brauchs der  Stiefelwichse  allgemeiner  wurde»  bildeten  sich  be- 
ndere  Wichsfabriken.  Die  Vorliebe  ftir  Stickereien  veninlaiste 
icht  nur  die  Entstehung  von  gewerbämiifsigen  S ticken nnep  bezw, 
tickereigeschäften ,  unter  denen  einmal  eine  Zeitlang  die  Perlen- 
alickerei  eine  Specialität  Ijildete,  sondern  auch  das  Spinnen  der 
Stickseide,  die  Fabrikation  von  Stickmustern  und  die  Herstellung 
gestickter  Tischdecken  wurden  zu  eigenen  Erwerbszweigen. 

1-Hent  schon  die  Stickerei  nicht  blofs  dem  l*utz  der  Person, 
sondern    durch    die    von    ihr    gefertigten    vielerlei    Decken    und 
Deckchen    auch    der  Aueschmikkung    der    WolmrUunie,    so    be- 
liehen sich  andere  neue  (bewerbe  allein  auf  die  Ausstattung    der 
Wohnung.    Bö  wird  Mode,  die  Fufsböden  nicht  mehr  zu  scheuern, 
ndern    zu    bohnen,     und    es    entsteht    der    Erwerbtszvveig   der 
immerfrotteure.     Der  Gebrauch    von    Gardinen   und    Teppichen 
ringt  in  weitere  Kreise,  und  die  Folge  davon  ist,  zwar  nicht  die 
knie    Erzeugung   dieser  Oegenstiinde    —    abgesehen    von    einer 
euerdings   entstandenen  Teppich knripffabrik  — ,    afjer  doch  das 
uf kommen  besonderer  (bewerbe,  welche  sieh  mit  dem  Reinigen 
^der  Teppiche  und  dem  Waschen  der  ifardinen  abgebr^n. 

.\uch   auf  dem  tiebieto  des   materiellen   Genusses   zeigt  die 
lode  ihre  Herrschaft.     Die  Oblatenkuchenbftcker,    die  im  ersten 
Uel  des   19,  Jahrhunderts  !<'  Jahre  lang   in  Leipzig  ein  Spe- 
erbe    repräsentieren,     wollen     wir    nur    kurz     erwähnen, 
teressant  aber   ist  die  Geschmacks  Wandlung   ira  Gebrauch  de« 
ubakH      Noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde  dies  Ge- 
lulemiitel  teils   in   der  Pfeife  geraucht,    t''ils  zum  Schnupfen  be 
Meerschaumpfeifenkopfschneider ,  Blei Jo.^eofabrikanten  und 
»mühlen-    (Schnupftabaksmühlen- )nmcher    entwickeln    sich 
in   jener   Zeit  zu  Sonderfabrikjvnten.      Dann    kommt   die 
CSgarre  in  Aufnahme,  die  nicht  blofs  besondere  Cigarrenfabriken, 
aandem    auch    seit    der   besseren    Ausstattung    der    Verpackiing 
nkistenfabriken   hervorruft    und   aufserdem  stark  die  Eti- 
nfabriken  beschäftigt.     Der  neuesten  Geschmacksrichtung  im 
'abaksgenufs  dienen  dann  die  Cigarettenfabriken, 

Endlich  möchten  wir  noch  auf  ein  Machtbereich  der  Mode 
anweisen t  nämlich  auf  alles  das,  was  man  als  Dilettantismus 
und  Sport  zu  bezeichnen  ptlegt.  Da  fiillt  unser  Blick,  wenn  wir 
uns  zunAchst  dem  musikalischen  Geläete  zuwenden,  auf  das  viel 
zu    viel       *  und   gebrauchte  Klavier,     Wenn    wirklich  nur 

Musik vrj  sich    mit  diesem    Instrument   befassen  würden, 

ao  wÄrc  eine  so  starke  Arbeitsteilung,    wie  sie  gerade  durch  das 
Klavier  hi^rvorgerufen  ist,    kaum   möglich  gewesen.     Wir  finden 
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da    in   Leipzig   aul'äcr   den   Pianofortefabriken   eine  AnuiLhl  ▼oo 
Specialgewerbcn ,     welche    sicli    mit    der    Anfertigung    emadiusr 
Kittvierteile  beschäftigen ^    nämlich  der  Klaviatur,    der  Me 
der    Klaviatur  backen  y    der    metallenen    und    gewisser    hall 
Pianofortel>e8tandteile,  Es  treten  uns  aber  auch  weiter  entgegen ; 
Instrumentenstimmer  und  die  InstrumiMitenpoKerer,  die  Klavierlc 
und  die  Hilfßgewerbe  der  Notenschreiber,    Notendruckereieo 
Notenstechei-eien.       Eine    so     weitgehende    8pecialisierung     i 
trotz    des    gerade    in    Leipzig    hoehgohenden    Musiklebens 
möglich,  wenn  nicht  die  Mode  hier  ihre  Allmacht  geltend  i 
und  t^  jede,    die  niederste  Stufe  der  Lebeni^hnltung  über 
tende  Familie  den  Besitz  eiots  Klaviers   als    notwendig  erklJtrl^ 

Ob  es  immer  so  bleiben  wird?  Der  Geschmack  auf 
Gebiete  dilettantischer  Musikaualibimg  verändert  sich  im  Iüu 
der  Zeiten.  Das  lehren  uns  manche  Arten  von  MusiklehrefQ;* 
In  der  aweiten  Hiilfle  des  18.  Jahrhunderts  treten  die  Fl^HcA- 
meiöter  auf,  um  dann  nach  1H60  wieder  zu.  verschwiodeD, 
Harfenlehrer  giebt  es  nur  in  der  ersten  Hälfte  des  19,  Jahrhunderti. 
Zitlierlehrer  werden  seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhundert«, 
Guitarrelehrer  seit  dem  dritten  Drittel  namhaft  gemacht.  Wie 
lange  sie  sieh  halten ,  wird  eine  Frage  der  Zeit  sein.  Der  [iDter- 
riebt  in  Violine  und  Gesang  hat  jedenfalls  Aussicht  auf 
längere  Zukunft. 

Ein  moLlerner,  weit  verbreiteter  Sport  ist  die  Amateurpbota 
graphie.  Ware  die  Photogra[>hie  auf  ihre  berufsmafsiigen  V^e 
treter  beschrnnkt  geblieben,  so  wäre  es  wohl  nicht  dabiii  ge 
kommen,  dafs  wir  aufser  Fabriken  photogniphischer  App 
auch  solche  von  photographischen  Kartons  und  wieder 
von  photograptiischeD  Präparaten  am  Orte  vertreten  fänden.  De 
Gebrauch  des  Fahrrads,  der  ja  doch  zum  grofsen  Teil  ebenf  " 
als  Sport  zu  betrac^liten  ist,  iiat  nicht  nur  Fahrrad fabriken  he 
vorgerufen,  sondern  auch  noch  die  JSpeciah'tiit  der  Produküofl 
von  Ledertaschen  für  den  Radsport.  iSchÜelslich  sei  auch  no  ' 
darauf  hingewiesen,  dal"^  die  modische  Liebhaberei,  Briefmarke 
und  Ansichtspostkarten  zu  sammeln,  nicht  viel  weniger  auf  dil 
Verselbständigung  der  Albumfabnkatiou  eingewirkt  hat,  als 
Bedürfnis,  Photographieen  aufzubewahren. 

Aiilser  all    diesen   allgemeinen   Anlässen   der  Arbeitst 
wie  wir  sie  eben  kennen  gelernt  haben ^  kommen  aber  bei 
Stadt,  wie  Leipzig,  auch  noch  einige  lokale  hinzu     InsbesoD^ 
ist    hier   der    Grofs Stadtcharakter    zu   betonen,      Dafs 
starke    Ansammlung    von    Korisumenten    an    einem    Orte    eine 
gröfseren  t|uantitativen  Bedarf  an    Sachglitern    bedingt   und   dl 
durch  auch  wieder  die  Differenzierung  der  Produktion  beetnflufi 
ist  bereite  früher  gesagt  worden.      Es  ist  aber   nicht   allein   diö^ 
Vermehrung  der  Bevölkerung,    welche   hier  mafsgebend  ist.     Je 
mehr  Leute  an  einem  Orte  leben,  desto  gröfser  werden  auch 
Entfernungen,    welche   die    miteinander  in    Beziehung  stehe 
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onen   trenneD ,    desto    grölser    wird    namentlich    die    Distanz 
iwiachen  VVolmung  und  Arbeitbstütte.     Jede  Orolsstadt  erfordert 
daher  ein  entwickeltes  Verkehrswegen  und  veranlalst  dadurch  die 
Entstehung  von  mancherlei  dahin  gehörenden  (jewerbearten.    Für 
unsern  Ort  sind  in  der  Beziehung  zu  nennen:  die  I^hnkntscher, 
apecieli  die  Drosch kenbesitzer ,  dietJmnibus-  und  Pferdeeiöenbahn- 
gesellschaften ,    die    dann    nach    189(1    durch    die    Geaell schatten 
^tt&ktriscber  Eisenbahnen    abgelöst    werden,    die  Zetteltriiger   und 
HkiQsUeute.   die  MöljeltranspHrt^eöchät'te   und  J^egräboieanstalten^ 
endlich  auä  früherer  Zeit  die  iSteinaetzer^  welche  die  Pflasternng  der 
8trafs6ti   und    Höfe    überneliraen.     Auch   auf  das    Fahrrad,    da» 
neben  seiner  sportlichen  Seite  noch  eine  grofse  wirtschaftliche  Be- 
deutung für  den  Transport  besitzt,  ist  hier  noch  einmal  hinzuweisen. 
Ein   anderes   Cliarakteristikum    stark    bevölkerter  StiUlte  ist 
^i0   dichte   Zusammen  wohnen    der   Menschen  ^    die  IJbereinander- 
Hphichtung  der  Bevölkerung  in  Stockwerken  und  doch  wieder  die 
^■esc'lininkung   des  Kauuies,    welcher   den  einzelnen  Familien  zu 
^Hel>ote  steht.     Auch  diese  Um  stände  sind  nicht  ohne  Einwirkung 
^■if  die  Arbeitsteilung.     Sie  spielen  vor  allem  wesentlich  mit    bei 
mkr   Losbröckelung    mancher   Arbeitsthätigkeiten    von    der    alten 
UauÄwirtßchaft.     Es  ist  kein  Platz  da,    um  Wäscherollen  aufzu- 
Jen   und    um   die  Wäsche   im  Freien    zu  trocknen,     (lewerbs' 
Ifeige    Wäschemangen beaitzer    und    Wäschetrockenplatzinhaber 
Boioit  notwendig.     Auch  d^is  Reinigen  von  Bettfedern  und 
■"eppichen,  die  verschiedenen  Arten  der  Wascherei,  der  ge- 
wöhnliclien  wie  der  feineren,  werden  zu  speeieMen  Berufen,  nicht 
nur  we;^eo  der  Steigerung  des  Bedarfs,  sonilern  auch   mit  wegen 
dee  grorsstäd tischen  Mangels  an   dem  zu  all  diesen  Produktions* 

«;exi  nötigen  Räume. 
Aber  auch  sonst  *  abgesehen  von  der  Berufsbildung,  beein- 
äsen  die  stitdtischen  WolmverliaUnisse  vielfach  das  Aufkommen 
neuer  Gewerbe.  Die  Entfernung  von  den  oberen  Etagen  zum 
Keller  ist  zu  grofs^  daher  erfordert  dte  BequemÜclikeit  Eisschranko 
aar  Aufbewahrung  der  im  Sommer  leicht  verderbenden  Nahrunga- 

Illttel  und  die  jederzeit  das  notige  Konservierungsmittel  liefernden 
jpheis werke.     Diebe  und  Einbrecher   können   in    der  firolsstadt 
p  besten  ihr  Handwerk   treiben,  daher  zeigt  sich   ein    starkes 
plürfnls  nach  Geldschränken,   das  zu  besonderen  Geldschrank- 
Ibriken    ftihrt     l*ie  Fenersgehihr   ist   grölser,    daraus   erwächst 
ann  der  Antrieb  zu  Feuer wehrgerätefnbriken  und   zu  Feuerver* 
Sicherungen,      Durch    die    Bevölkeruiigsdichtigkeit    werden    auch 
mcherlei  central isierte   Unternehmungen  möirlich :  Gasleitungen, 
fiiftserleitungen  und  Centralheizungen.     Ihre  Einführung  ruft  an 
Bwerben  hervor:  Gasanstalten ^  Fabriken  von  Gas-  und  Waaeer- 
ingsapparaten ,  Gasme^serfabriken,  Gasniotorenfabriken^  Oaa- 
chnrker,    Wassertechniker,    eine    Versicherung    ^^f^n    VVaseer- 
eitungssch^iden ,    eine    Wassertilterfabrik    und    eine    Fabrik    von 
Bestandteilen  ftir  Centralheizung  und   Ventilalionseinrichtung  { be- 
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sonders  von  Dampfheizrohren).  Endlich  verlangt  das  enge  Zu- 
sammenleben der  Menschen  auch  eine  sorgßiltige  Behandlung  der 
Fäkalien.  Düngerabfuhrgeschäfte  und  Fabriken  von  Desinfek- 
tionsanlagen sind  in  dieser  Beziehung  thätig. 

Teilt  Leipzig  die  Eigenschafiten  der  weiten  räumlichen  Aus- 
dehnung des  Stadtgebietes  und  des  dichten  Zusammenwohneni 
der  Bevölkerung^  mit  jeder  anderen  6ro!'sstadt,  so  hat  es  doch 
auch  einen  individuellen  Charakter,  dessen  HauptzUge  sich  im 
Buchhandel  und  in  der  Universität  ausgeprägt  finden.  Wie  auch 
diese  beiden  Einrichtungen  zur  Entwicklung  der  Arbeitsteilung 
beigetragen  haben,  wollen  wir  jetzt  noch  zuletzt  betrachten. 

Mit  den  Specialisieiungen  des  Buchhandels  selbst  haben 
wir  es  ja  hier  nicht  zu  thun ,  aber  die  j^rofse  Bedeutung .  welche 
dieser  Leipziger  Handelszweig  besitzt ,  wird  auch  gekennKdehnet 
durch  die  zahlreichen  Gewerbespecialitilten,  welche  sich  auf  dem 
Gebiete  der  Bticherherstellung  in  den  letzten  P/2  Jahrhunderten 
neu  gebildet  haben.  Zu  den  Buchdruckern,  Schriftgiefsem  and 
Buchbindern,  die  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  allein 
flir  die  Beschaffiing  von  Buchware  Sorge  tragen,  gesellen  »ich 
nun  Fabriken  von  Buchdruckmaschinen  (und  Buchdrucknietall- 
utensilien) ,  von  Buchdruckfarben ,  von  BuchdruckwahEenmasae 
und  von  Buchdruckholzutensilien,  Stereotypengiefsei-eien ,  Messing- 
linien- und  Messingtypenfabriken,  Satinieranstalten  zum  Glätten 
des  Papiers,  selbständige  Korrektoren  und  ein  Verfertiger  von 
Arbeiten  für  Schriftgiefserei;  ferner  Landkartendruckereien,  Land- 
kartenstecher, Schriftstecher  und  Xylographen ,  von  den  vielfachen 
Verzweigungen  des  sonstigen  Kunstdnickes  gar  nicht  zu  reden; 
endlich  Specialfabriken  von  Buchbindereimaschinen,  Buchheft- 
maschinen, Huchbinderleinen ,  Buntpapier  und  von  Holzmaser- 
und Marmorabziehpapier,  Vergoldeiinstalten ,  Schnittvergolderund 
Prefsver^^older 

Ist  diese  reichhaltige  Differenzierung  des  Buchgewerbes  stark 
beeinflufßt  worden  durch  den  Leij)ziger  Buchhandel,  so  wird 
letzterer  wieder  nicht  unwesentlich  gefördert  durch  die  am  Ort 
befindliche,  zahlreich  besuchte  Universität  und  überhaupt  — 
so  können  wir  hinzufügen  —  durch  das  reiche  geistige  und 
Htterarisciie  Leben  ,  welches  in  unserer  Stadt  herrscht.  Das  Buch 
ist  zu«rleicli  das  Produkt  und  das  Hauptarbeitsmittel  des  wissen- 
schaftlichen Arbeiters.  Es  ist  aber  nicht  so  sehr  die  Produktion 
von  I^üchern,  welche  hier  in  die  Wagschale  fiillt,  sondern  vor 
allem  die  Konsumtion.  Dozenten  und  Studenten,  Bibliotheken 
und  Seminare,  Litteraten  und  Schüler  aller  Art  stellen  in  ihrer 
(4esamtheit  ein  ganz  beträchtliches  P)edar&kontingent  dar,  das 
denn  auch  nicht  wenig  zu  dem  Aufschwung  des  I^uchhandels. 
der  BucIkI ruckerei  und  Buchbinderei  beigetragen  haben  mag. 
Aber  auch  sonst  noch  sehen  wir  die  Leipziger  Universität  nebst 
anderen  Lehranstalten  in  specieller  \\'eise  auf  das  gewerbliche 
Leben    einwirken,    nämlich  da.    wo  es  sich  um  die  Anfertigung 
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von  Lehrmitteln  oder  wissenscLait liehen  Apparaten  handelt.  Und 
auch  hier  löt  eö  dann  infol^^e  des  hofien  Bedarfs  zu  manchen 
IJ!>pecialgcwerben  gekommen.  Die  Verfertiger  chirurgischer  In- 
trumente  und  die  Fabrikanten  chiiiirgiöcher  Waren  dienen  dem 
medizinischen  Facli,  die  Verfcrtiger  feiner  Wagen  werden  vom 
Chemiker  und  Apotheker  in  Nahrung  geaetzt,  die  Reifszeug- 
riken  liefexn  ein  Uiilf&mittel  für  mathematische  Studien,  in 
Her  Hauptsache  zu  SchuUweeken,  und  die  Fabrikanten  von 
lWti^ch'Hnthropoio^'ischen  Lehrmitteln  und  die  von  zoologischen 
loderen ,  die  \N'acl)&bildncr  und  die  Ausstopfer  von  Tieren  helfen 
Jen  naturwissenschaftlichen  Unterrieht  veranscluudichen.  Und 
lauiit  neben  den  ernsten  Studien  auch  der  llulaere  studentische 
^utz  nicht  fehle  ^  so  versehen  Elfen bemschncider  die  akademische 
lugend  mit  wohlgeschnitzten  Shlipsnadeln ,  M an t-hetten knöpfen 
dd  Renommierstöcken.  — 

Damit  können  wir  die  Darstellung  der  wichtigsten  Anlasse 
ÄUr  Arbeitsteilung  schlief^^en.  Es  ist  eine  ziemliche  Mannigfaltig- 
keit von  Veranlassungsmomenten ,  welche  uns  entgegengetreten 
"bI:  besondere  individuelle  Fähigkeiten,  neu^  Arheitsinytrumentey 
fteue  Roh-  und  Hülfsstotfe,  neue  StofTkom  binationen ,  dif*  Unter- 
werfung von  NaturkriÜ'ten ,  die  wissenschafttiche  Forschung,  das 
iurrogicrungä-  und  KonservieruTigebestreben ,  die  Mode  auf  ver- 
[^hiedunen  Gebieten,  und  aufser  diesen  allgemeinen  noch  lokale 
Imstlinde;  der  GrofsstadtcIiMrakter  mit  meinen  weiten  Entfer- 
nen und  seinem  dichten  Zusammen  wohnen»  endlich  der  indi- 
Lie  Leipziger  Typus,  der  sich  in  dem  Buchgewerbe  und  der 
ersitiit  zeigt 

Wenn    wir   nun    in    der  Fidle    dieser  Einzeluraachen    doch 
wietler   die  Enheit  finden    wollen,    die   eine  Grunduraachc^    die 
allen  Thatnachen    der    Arbeiü*teilung   geraeinsam   ist,   so   werden 
LWir  wieder  auf  den  Ausgangspunkt  unserer  Unt*irsuchung  hinge- 
ihn,    auf  die   Steigerung    des  Bedarfs.     AUer/lings   handelt    e» 
nicht  immer  um  den  Bedarf  nach  einem  bestimmten^   schon 
mten  Gut     Es  w^ird   auch   oft    durch  Specialproduktion  ein 
beue«  (^abrikat  auf  den  Markt  geworfen,   nach   dem   ein  ausge- 
sehenes Bedürfnis  noch  gar  nicht  vorlmnden  ist^  in  Bezug  auf 
der  Bediirf  erat  geweckt  werden  muTs.     Aber  auch  in  diesem 
^Fall    war    doch    ein    latenter   Bedarf  vorhanden,    ein   Verlangen 
nach  irgend  welchen  Befriedigungsmitteln  der  bedürftigen  mensch- 
lichen Natur,  das  mehr  oder  weniger  schon  in  eine  gewisse  Richtung 
hingelenkt    war,   aber  sich   noch    nicht  auf  ein  ganz  bestimmtes 
konzentriert  hatte      Und  gelingt  es  dem  Fabri kanten  nicht, 
iiesen  unbewulsten  Bedarf  in  einen  bewul'sten  umzuwandeln,  so 
ftt   seine   .Spekulation    fehlgeschlagen,   und   die   neu  entstandene 
Jewerbespecies  muls  wieder  verschwinden 

Dafö  in  letzter  Linie  das  beständige  Anwachsen  de«  Bedarfs 

tt,    welches  der  Arlxitsteilun^r  zu  Grunde   liegt,  lehren  auch 

diejenigen    Berutsspecialititten,     welche    allein    aus    diesem 
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Grunde  enUtehen  und  bei  denen  keines  der  obigen  VeranlaasuDg»- 
momente  zutrifft.  Und  solcher  Fälle  der  Arbeitsteilung  giebt  es 
nicht  wenige^  in  denen  nur  der  Bedarf  wirksam  ist.  Wenn  s.  B. 
von  den  Tischlern  besondere  Möbel-,  Särge-,  Stuhl-,  Parquet- 
fufsböden-  und  Kistenfabrikanten,  von  den  Fleischern  specielle 
Schweineschlä'jhtereien ,  von  den  Täschnern  Reisetaachen-  und 
Kofferfabriken  sich  absondern,  wenn  das  Versicherungsgewerbe 
sich  in  eine  grofse  Anzahl  von  Specialversicherungen  spaltet,  so 
ist  es  hier  wesentlich  nichts  anderes  als  die  verstärkte  Nachfhige, 
welche  zu  einer  einseitigen  Ausübung  fUhrt. 

Ja ,  wir  können  noch  weiter  gehen  und  sagen :  Ist  die  Ver- 
mehrung der  Bedürfnisse  der  Konsumenten  die  volkswirtachafUiche 
Ursache  der  Arbeitsteilung,  so  ist  ihre  privatwirtschafdiche  das 
Interesse  des  Produzenten.  Der  Bedarf  könnte  noch  so  sehr  zu- 
nehmen, er  wurde  doch  unbefriedigt  bleiben,  wenn  nicht  das 
wirtschaftliche  Interesse  der- Gütererzeuger,  verbunden  mit  der 
Erkenntnis  der  Zweckmäfsigkeit  der  Arbeitsteilung  bei  genügen- 
dem Bedarf,  sie  zur  Specialisierung  antreiben  würde.  £s  ist 
nicht  genug,  dafs  der  Bedarf  da  ist,  es  mufs  auch  der  Arbeiter 
oder  Unternehmer  erkennen ,  dafs  es  lohnend  sei ,  für  die  Deckung 
desselben  einen  Sonderbetrieb  zu  errichten,  damit  es  zu  einer 
neuen  gesellschat'tlichen  Arbeitsteilung  komme.  So  geht  denn 
schlielslich  die  bessere  Versorgung  der  Volkswirtschafl  mit  Gütern, 
wie  sie  durch  die  Arbeitsteilung  bewirkt  wird ,  im  letzten  Grunde 
hervor  aus  dem  Selbstinteresse  des   wirtschaftenden  Individuums. 


§9. 
Die  untergegangenen  bewerbe. 

Weder  der  Bestand  von  1751  ist  ganz  intakt  geblieben, 
noch  haben  sich  alle  Gewerbszweige,  welche  seitdem  neu 
aufgetreten  sind,  am  Leben  erhalten.  Es  sind  zusammeD 
114  Gewerbe,  welche  entweder  vollständig  untergegangen  oder 
wenigstens  zeitweilig  verschwunden  sind.  Wir  führen  dieselben 
nachstehend  in  2  Verzeichnissen  auf. 

A.    Vollständig-   untergegangene   Gewerbe. 

(NB.  Die  Reihenfolge  richtet  sich  nach  dem  vor  der  G^e- 
werbebezeichnung  stehenden  letzten  Jahr  des  Vorhandenseins. 
Die  Zahlen  in  Klammern  bedeuten  das  Jahr  des  Aufbretens  des 
Specialberiifs.) 

1757  Seidensticker  (1753) 

1764  Senkler  (1751) 

1764  Leinwand-  u.  Seidendrucker  (1751) 

1764  Kurf.  sächs.  Hofoperateur  (1756) 

1770  Flanelldruckerin  (1769) 


1774  LohiDlillcr  (1751) 

1781  Älf^dailleur  (17?:;) 

1788  Berlioer  BUu-  u,  LackCnbrikant  (1751) 

1793  BeckenschlU-er  (1751) 

1 808  Rapp^einühlen-(Schiiupftabaksmühlen-)macher(1774) 

1809  TambourinseidenFabrikant  (1800) 
1809  Mutstaffierer  1179:1) 

1812  Bumpapiertabrifc  (1755) 

1829  TuchscberenscUeifer  (1790;) 

1829  Scliweizorkitsefabrikant  tlBl'J) 

1829  HunclewaBch'  und  Scheranitalt  (1827j 

1829  Corduaninacher  (1751) 

«wißchetj  1800  u.  1830  iDstitut  air  Stumme  (1778) 

1830  KgL  8llcLs.  konas*  Druckerei  v,  Kattunen  u.  Tdcbern 
(1821) 

1832  OblatenkuL'benbäcker  (1822) 

1833  Bader  (1751) 

1833  Seidenütrumpfwirker('fabrikant)  (1768) 
1835  Leonisüher  Gold-  u,  Silber8|nuncr  (1809) 

1835  Chemische  und  Bleiz ucker talirik  (1829) 

1836  Seidene  Lockentabrik  (1826) 
1838  Edekteinschleiter  (1829) 
1840  Federsväscherin  (1830) 
1842  Rotstittlabrik  (lBo8) 

1842  Fadennudeliabrikant  (1821) 

1847  Stahldrucker  (1844) 

1849  Heftel  F.  (Haken  u,  Ösen,  1831) 

1849  SchriftÄtecber  (ftir  Landkartendmck,  1835) 

1850  Pfannkuchen-  u.  Zuckerbäckcnn  (1846) 
1852  F.  wasserdiditer,  geruchloser  Stoffe  (1843) 
1852  GIy]ihogra[iliische  Ansüilt  (1846) 

lfc52  Peitj^client^ibrikant  (1832) 
1852  Lampendocht  F.  (1846) 

1852  Bleiweifsfahrikant  (1848) 

1 853  Bleidoscn  febrikant  ( 1 808) 

1855  SeidenkDOpfwareiitabrikant  (1844) 

1858  1  )eckennilberie   (wattierte  Bettdecken  und  Stuben- 

decken  aus  Tuchscliroten,  1843) 
1850er  Jahre  Historienstecher  (1850er  Jahre) 
Ende  1850er  Jahre  Da^uerrotypeur  (1844) 
zwischen  1830  u  60  Harfeolchrer  <zwiichen  1800  u,  1830) 
zwischen  1830  u.  60  Bruchschädenarzt  (1797) 


1860  \' erfertiger  von  Moaaika  aus  verftchiedenem  Material 
(1858) 

1861  Oemäldarestaurateur  (1826) 
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1861  Waschapparat-F.  (1854) 

1861  Seidenspinner  (1839) 

1863  Schreibfederfabrikant  (1843) 

1863  Perlmutterknopf-P.  (1793) 

1864  Pannotypist  (1858) 
1864  Perlenstickerin  (1844) 
1864  Silhouetteur  (1823) 
1864  Sammct-F.  (1751) 

1866  Gold-  u.  Silberplätter  u.  -spinner  (1751) 

1867  Chemische  Feuerzeug-  u.  Zündhölzer-F.  (1824) 
1869  Architekturmaler  (1846) 

1869  Windenmacher  (1751) 
1860er  Jahre  Seidenappreteur  (1829) 

1870  Florwäscherin  (1828) 

1870  Charcuteriefteschäft  (1861) 

1871  Damenschuhmacher  (1862) 

1872  Pergamentmacher  (1751) 

1874  Omnibusgesellschaft  (1860) 

1875  Strumpfstricker  u.  Barettmacher  (1751) 
1875  Frz.  Strohstuhl-F.  (1839) 

1878  Blasebaljrverfertiger  (1845) 

1879  MetaUschrauben-F.  (1870) 

18  70er  Jahre  Landkartenstecher  (1820er  Jahre) 

1880  Rad-  u.  Wagenteil-F.  (1880) 

1880   F.   V.    Patentfensterstellem   u.   Roaleauxschnuren- 

klemmern  (1880) 
1880  Steinnufsknopf-F.  (1872) 
1882  Blumenmalerin  (1878) 

1882  Reisetaschen-F.  (1857) 

1883  Notenschreiber  (1847) 
1883  F.  V.  Pflanzenrot  (1857) 
1883  Wagenlackierer  (1878) 
1883  Ovaldrechsler  (1862) 

1883  Dampfkessel-F.  (1874) 

1884  Feigenkaffee-F.  (1880) 

1885  Sänftenträger  (1751) 

1885  Aquarellfarben-F.  (1876) 

1886  Stein pelfarben-F.  (1860) 

1887  Gasmesser- F.  (1849) 
1887  Kumys-F.  (1880) 

1889  Figur-  u.  Formenschneider  (1751).. 

zwischen   18G0  u.  9o   Herstellung  von   Ölfarben   (1830) 

zwischen    1860   u.   90   Flotenraeister  (zweite  Hfilfte  18. 

Jahrh.) 
zwischen  1860  u.  90  Engl.  Frz.  Institut  (zwiachen  1830 

und  60) 
zwischen  1860   u.  90   Hagelversicherung  f.   Feldfrüchte 

(zwischen  1830  u.  60) 
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Kwbchen  1860  a*  90  Hypothekenversicherung  (zwischen 

1830  u.  60) 
zwi&choi    1860   u.   00   Eisen bahnversicherung   (zwiachen 

1830  u.  6U) 
zwischen  1860  u.  90  Metaübuehfitabenfabrikant  (1859) 

B.    Zeitweilig   verechwundene   Gewerbe. 

(NB.     Die  Zahl   vor   dem  Gewerbe  ist  das  letzte  Jalir  vor 

dem  vorübergehenden  Verschwinden,  Von  den  Zahlen  in  den 
Khirnmeni  bedeutet  die  erste  das  Jahr  des  erstmalip:en  Er- 
scheinens, die  zweite  das  des  Wiederauftretens,  Alle  Gewerbe 
iind  1890  vorhanden.    Die  Anordnung  ist  wieder  chronologisch.) 

1757  Glasschleifer  1  (1755.  1821) 

1775  Glasbläserei  (Glaskünstlen  1752.  1882) 

1777  Tierarzt  (Rofs-  u.  Tierarzt,   1771.  1801) 

1777  Gold-  u.  Silbersticker  (1764.   1824) 

1781   Federschmücker  (Schmuckfeder  F.,  1768.  1812) 

1786  Laekierer  u.  Vergolder  (1771,  1802) 

1800  TaschenulirgehjUiseniacher  (1775.  1801) 


1809  8chnürbrust-(  Korsett- )F.  (179L  1840er  Jahre) 

1812  Scliaft8tep]}er(«chäfte-F.,  1810.  Ende  1860er  Jahre) 

1813  Stiirke-F.  (1772.  18H2) 

1814  Nagel^chraied  (1751.  1845) 

1820  Kammerjäger  (Ratten-   u.  Mäusevertreiber ,    1819. 

1879) 
1829  Zinnspielwar6iifabrikant(ZinB%urenfabnkaDt,  1815* 

1849) 


1841  Meerschaum  f>fetfenkopfVchiieider  (Meerschaum  waren- 

u.  Rauchrequisiten4^\,   1815.  1880) 
1840er    Jahre     Kochlehranatali    (1830 ea*    .Tahre.    Ende 

1880er  Jahre) 
1852  S^'enschärfer  (184:H.  1800) 
1855  Geometer  (Feldmesser,  1838.  1880) 

1858  Glasschleifer*  (1821.  1869) 

1859  Buchbindemerkzeug-F.  (1854.  1862) 
1859  Orf^^elbauer  (175L  1870) 

gegen  1860  Groisuhnnacher  (1751.  Nach  1860) 


^  Dm  Gewerbe  der  GlasBchlßtfer  ist  ssweimal  aufgeführt,  weil   es 
- — -^  (1757  o.   1858)  untergegangen,  aber  beide  Male  wieder  neu  er- 
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Es  verschwanden  demnach  Berufe 


in  den  Perioden 

1751-1800 1 1800-1830 

1830-1860 

1860-1890 

dauernd  .    . 
zeitweilig   . 

9                   9 

7                   6 

27         ,         49 

8         1         — 

94 
21 

Zusammen 

16 

15 

35 

49 

115 

Von   den   zeitweilig   untergegangenen  Gewerben    ednd  aber 
wieder  neu  erschienen  in  den  Perioden 


1751-1800 


1800-1830   I     1830-1860 


1860-1890 


Zusammen 


6 


12 


21 


Oehen  wir  zuerst  auf  die  in  Tabelle  B  aufgeführten  Berufe 
ein,  welche  kürzere  oder  längere  Zeit  nach  ihrem  Auftreten  ftr 
eine  Weile  aus  dem  Leipziger  Gewerbeleben  verschwanden,  dann 
aber  wieder  eine  Vertretung  am  Orte  gefunden  haben  und  sämt- 
lich 1890  vorhanden  waren.  Die  meisten  derselben  sind  auf- 
strebende Gewerbe.  Man  sieht  es  deutlich,  wie  der  erste  Ver- 
such einer  Specialisierung  gemacht  wird  zu  einer  Zeit,  in  der  die 
Absatzverhjlltnisse  noch  nicht  ^entkgend  günstige  waren,  wie  dieser 
Versuch  infolgedessen  mifsglückt,  wie  dann  aber  später  mit 
dauerndem  Erfolge  der  Sonderberuf  Boden  gewinnt.  Es  seien 
als  Beispiele  erwälmt:  die  Schaftstepperei  (1810 — 12,  Ende 
1860er  Jahre — 90),  die  Fabrikation  von  Buchbinderwerkzeog 
(1854-59,  1862—90),  von  Zinnspielwaren  (1815-29,  1849—90) 
und  von  Korsetts  (1791—1809,  1840er  Jahre— 90),  die  Feder- 
schmücker  (1768—81,  1812— 90),  Tierärzte  (1771— 77,  1801—90), 
Lackierer  und  Vergolder  (1771  —  86,  1802  —  90),  Geometer 
(1838—55,  1880—90),  Kammerjäger  (1819-20,  1879— 90)  und 
die  Kochlehranstalten  (I830er-40er  Jahre,  Ende  1880er  Jahre— 90). 

Für  das  Wiederauftreten  solch  eines  zeitweilig  verschwundenen 
Berufes  kann  dann  neben  der  verstärkten  Nachfrage  auch  die 
Vervollkommnung  der  Technik  mafsgebend  sein,  wie  z.  B.  bei 
der  Schaftstepperei.  Auch  die  Mode  spielt  bei  diesen  Vorgängen 
eine  Rolle.  Es  sei  aufser  den  schon  genannten  Federschmückem 
und  Korsettfabrikanten  hingewiesen  auf  die  Gold-  und  Silber- 
sticker  (1764-  77,  1824—90),  die  Meerschaumdrechsler  (1815—41, 
1880—90)  und  die  Glasschleifer  (1755-57,  1821— 58,  1869— 90). 
Oder  es  kann  eine  handwerksmäfsige  Betriebsweise  eine  Zeitlang 
durch  Fabrikindustrie  verdrängt  werden  und  dann  doch  wieder, 
wenn  auch  nur  in  beschränktem  Mafse,  sich  geltend  machoL 
So   hängt  das  vorübergehende  Verschwinden  der  Nagelschmjiede, 
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Lie  in  der  Zeit  von  1815 — 44  am  Orte  fehlen,  wahrscheinlich 
[mit  der  fabrikmäfsigen  Herstellung  von  MaschlDennägeln  zu- 
\  welche  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutschland 
,  fand  und  der  Nagelsch miederei  schweren  Eintrag  that. 
In  manchen  Fallen  endlich  lälöt  .sich  die  Ursache  des  zeit- 
^  welligen  Untergangs  einer  öewerbeapecialitiit  nicht  einnial  ver- 
muteii.  So  sind  z.  B*  die  Grofsuhrm acher,  die  sonst  von  1751 
an  bia  1890  andauernd  einen  besonderen  Specialberuf  bilden,  um 
18Ö0  herum  einic^e  Jahre  lang  nicht  als  besonderes  Gewerbe 
vorhanden,  während  es  in  jener  Zeit  einen  Schlosser  giebt,  der 
neben  Geldschränken  und  Telegraphen  auch  Turmunren  ver- 
fertigt; so  fehlen  die  Orgelbauer  in  den  Jahren  1860 — 69  und 
Idie  Taschenuhrgehausemacher  vom  Ende  des  18*  Jahrhunderts 
ibis  180L  Ob  hier  auswürd^^^e  Konkurrenzverhältnisse  oder 
fpereönliche  Ursachen  oder  auch  vielleicht  Ungenauigkeiten  unserer 
Quellen  vorliegen,  lälst  »ich  gar  nicht  entscheiden.  — 
Zeichnen  sieh  die  meisten  Gewerlje  der  bisher  besproclienen 
Klasse  H  dadurch  aus,  dafs  sie  eine  emporstrebende  Produktiona- 
art  repril sentieren  »  eo  zeigen  die  94  Berufsarten  der  Klaisse  A, 
die  voUstamlig  untergegangenen  Specialitäten ,  zum  grolsen  Teil 
^kinen  ganz  anderen  Charakter, 

^P  Freilich,  auch  unter  ihnen  befinden  sich  manche,  die  an  sich 
durchaus  noch  nicht  dem  Untergang  geweiht  sind,  Berufe,  die 
nicht  nur  in  der  (4eg«mwart  von  hoher  Bedeutung  sind,  sondern 
auch  eine  sirhere  Zukunft  haben.  Sie  haben  sich  nur  nicht  ge- 
Knde  in  Leipzig  dauernd  erhalten ,  wahrend  sie  an  anderen  Orten 
^Rd  Blute  stehen.  Genannt  seien,  als  dahin  gehörig:  die  Seiden- 
spinnerei (1839—61),  die  Seidenappretur  (1829— 60er  Jahre)  und 
die  Sammetfabrikation  *  (1751 — 1864);  die  Produktion  von  Bunt- 
papier (1755 — 1812h  von  Lampendocht  (1846—52),  von  Peitschen 
ilb;H2— 52),  von  Fadennudelo  (1821—42)  und  von  Rotstiften 
fl838— 42|.  Von  einem  Aufhören  des  Beilarfs  nach  dem  bia 
ihin  am  Ort  produzierten  Gut  ist  hier  nicht  die  Rede,  ebenso- 
renig  wie  <lavon,  dafs  die  betreffende  Produktion  tbiian  von 
anderen  Leiiiziger  Gewerbszweige  mit  ausgeführt  wird. 
aehr  wandert  cfer  epecialisierte  Beruf  gewisser mafsen  aus  der 
Stadt  aus,  womit  nicht  gesagt  i^it,  dafs  auch  der  Träger  des 
Berufes  auswandert.  Dieser  kann  auch  am  Orte  bleiben  und  zu 
einer  anderen  Erwerbsthilti^keit  übergehen.  Das  betrt'ffende 
Produkt  aber  wird  fortan  durch  den  Handel  von  auswärts  be- 
zogen. Die  Ursachen  solcher  ^  Berufsaus wanderang'"  sind  ent- 
weder persönlicher  Natur  oder  beruhen  in  der  Wahl  eines  besseren 
Standortes. 

Eine  bei  wertem  grö&ere  Zahl  der  untergegangenen  Gewerbe 
eht  aber   in   solchen    Berufen,   die   überhaupt   keine  Lebens- 


^  Pie   ietxte    „Sainmetfabrik^    war    nur  n(>cb  Sammetpresserei  und 
ddend  nickerei  geweseu. 

6» 
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fUhigkeit  mehr  besitzen.  Es  sind  aussterbende  und  ausgestorboie 
Erwerbszweige. 

Die  Ursache  des  definitiven  Unterganges  alter  Oewerbe 
kann  eine  verschiedene  sein.  Oft  vermag  der  alte  handwerks- 
mäfsige  Betrieb  sich  nicht  mehr  gegentkber  den  billiger  and 
besser  produzierenden  Fabriken  zu  halten.  Solche  Verdningaiig 
durch  kapitalistische  Grofsproduktion  fand  z.  B.  statt  bei  den 
Windenmachem  (1751—1869),  den  Beckenschlägern  (1751—1793), 
den  Strumpfstrickern  und  Barettmachem  ^  (1751 — 1875)  und  den 
Korduanmachern  2  (1751—1829).  Auch  die  Weber  und  Tuch- 
macher erliegen  der  vervollkommneten  maschinellen  Technik. 
Es  wird  zwar  in  dem  1890er  Adrefsbuch  von  beiden  Handwerken 
noch  je  ein  Repräsentant  aufgeführt.  PersönUche  Nachfonchoog 
aber'  hat  erffeben ,  dafs  der  betreflfende  Tuchmacher  sein  Gewerbe 
nicht  mehr  betrieb,  sondern  schon  seit  lan^e  zum  FlaneUhandel 
übergegangen  war.  Und  der  letzte  Leinweber,  über  den  keine 
Nachricht  zu  erhalten  war,  wird  sicher  ebenfalls  damals  nein 
Handwerk  nicht  mehr  ausgeübt  haben.  Mit  dem  Niedei^gang 
der  alten  Form  der  Tuchmacherei  in  Leipzig  hängt  endlich  auch 
das  Verschwinden  der  Tuchscherenschleifer  zusammen,  die  sich 
1790  von  den  Schleifern  getrennt  hatten  und  1829  zum  letzten 
Mal  genannt  werden. 

In  anderen  Fällen  hört  der  Bedarf  nach  dem  früher  herge- 
stellten Gute  ganz  auf,  bezw.  es  tritt  eine  Verschiebung  des  Be- 
darfs ein.  Die  Sänftenträger  (1751  —  1885)  und  die  Omnibus- 
gesellschaften (1860 — 74)  können  nicht  mehr  den  Wettbewerb 
mit  den  anderen  Transportmitteln  der  Grofsstadt  (Droschken, 
Pferdebahn)  aushalten.  Die  Notenschreiber  (1847—83)  werden 
überflüssig  infolge  der  Billigkeit  gedruckter  Noten.  Seitdem  die 
Sitte  des  Tabakschnupfens  so  gut  wie  ^anz  aufgehört  hat, 
braucht  man  keine  Schnupftabaksraühlenmacher  (1774 — 1808), 
keine  Bleidosenfabrikan ton ^  (1808 — 53)  mehr.  Die  Daguerrotypeure 
(1844— Ende  1850er  Jahre),  Pannotypisten  (1858—64)  und  Sil- 
houetteure  (1823 — 64)  machen  den  Photographen  Platz,  die 
Fabriken  von  chemischen  Feuerzeugen  und  Phosphorzündhölzern 


^  Die  Struinpfstricker  und  Barettniacher,  welche  noch  mit  der  Hand 
strickten  und  die  älteste  Art  der  ^^trumpf-  und  Wollwarenproduktion  ver- 
traten, spielten  im  18.  Jahrhundert  noch  eine  gewisse  Rolle:  1751  sowohl 
wie  180U  gab  es  ihrer  in  Leipzi-r  noch  y.  Seitdem  aber  ging  ihre  Zahl 
stark  zurück  (18^^0:  3,  ll^GO:  1),  und  nach  187o  sind  sie  ganz  aasgestorben. — 
Die  Strumpfwirker  dairegen,  die  unter  Benutzung  des  StnimpfstnhU 
arbeiten,  haben  sieh  nueJi  erlialten,  obgleich  sie  viel  von  ihrer  mlhereo 
Bedeutung  verloren  haben.  Das  beweisen  folgende  Zahlen.  Es  waren 
Strumpfwirker  am  Ort  ITol:  2s,  isOÖ:  46(!:,  1830:  9,  1860:  16,  1890:  6. 

^  Die  Korduanmacher  (Korduan-  und  Lederbereiter)  waren  1829  auf 
2  Personen  heruntero^eganpen  von  (>,  die  noch  1^00  vorhanden  waren. 

^  Dies  Specialgewerbe,  IsOS  nur  durch  einen  Fabrikanten  vertreten, 
erreichte  1830  die  Stärki»  von  4  Mann,  sank  dann  aber  wieder  auf  eiiie 
Person  herab  und  hörte  1854  ganz  auf. 
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(1824 — 67)  deo  Fabriken  phosphorfreier  „schwedischer"  Zünd- 
hölzer, die  „Fabrikanten"  von  Gänsekielfedern  (1843 — 63)  den 
Stuhlfoierfabriken*  Weil  man  keine  Ledersenkel  mehr  tragt 
sondem  statt  dessen  Zeugsonkel  ^  sind  die  Senkler^  (1751 — 64) 
überflüssig  geworden.  Weil  der  Bedarf  nach  Pergament  stark 
gesunken  ist,  verschwindet  ans  Leipzig  das  alte  Handwerk  der 
Pei^mentinacher'^  (1751—1872)»  An  Stelle  der  Reisetaschen 
treten  mehr  und  mehr  die  Reisekoffer ;  daher  findet  die  fSpecialitnt 
der  Reisetaschen fabriken  (1857 — 82)  ein  Ende.  Der  Blasebalg 
ist  nicht  mehr  ein  notwendiges  Requisit  jeder  Haushaltung,  daher 
giebt  ea  keine  besonderen  Blasebalgverierti^er  (1845 — 78)  mehr. 
Die  WaachapparaHabrik  (1854 — 61),  welche  wahrsclieiolich  die 
früher  zum  Einweichen  der  Wä.sche  benutÄten  Schaukel mascliinen* 
hefbtellte,  geht  ein,  weil  diese  \\  aschapparate  durch  moderne 
WaÄchniaschinen  ersetzt  werden.  Auch  der  Perückenraacher  ist 
zu  gedenken,  die  zwar  nicht  ganz  verschwinden,  aber  doch  in- 
folge der  veränderten  Haarmode  an  Zahl  stark  zurückgegangen 
sind.  Sie  betrugen  1751:  51,  1800:  123  (!),  1830:  29, 1860:  21 
und  1890:  27  Personen,  wobei  noch  zu  bedenken  ist,  dafa  die 
mcTSten  MitgÜe^ler  der  Perückenmacherinnung  heute  auch  das 
Barbier-  und  FriBiergeacliäft  betreiben,   wflhrend  nur  einige  sich 

fdas  Herstellen  von  Perücken  beschränken. 
Ging  schon  in  manchem  der  genannten  Fälle  die  Änderung 
Bedarfs  aus  wt^hs« 'Inder  Mode  hervor,  ao  zeigt  dieae  iliren 
Einfluls  auf  den  Untergang  gewisser  Berufszweige  auch  not-h 
sonst  Die  Perlenstickerei  besteht  als  Specialberuf  nur  von 
1844—1864,  die  Fabrikation  seidener  Locken  von  1826—18:^6, 
Der  früher  zu  Damenkleidern  viel  benutzte  Flor  bewirkt  wie  das 
Auftreten  ao  auch  das  Verscliwinden  der  Flor  Wäscher  ei  (1828 — ^70). 
Besondere  Harfenlehrer  giebt  es  nur  vom  l — IL  Drittel  des  19. 
Jahrhundert»,  Flötenlehrcr  nur  von  der  11,  Hälfte  des  18*  bis 
»um  III,  Drittel  des  19,  Jahrhunderts, 

^L      Wiihrend  bd  tast  all  diesen  Gewerben  nicht  nur  die  betreflfende 

Hbrufsspccialitat  authört,  sondern  die  bisher  ausgeübte  Thiitigkeit 

öbiThaupt  ihr  Ende  findet  und    das   früher    hergeMelhe  Gut  ent- 

|eder  gar  nicht   mehr   oder  wenigstens  auf  ganz  andere  Weise 

mit  vervoUkommnetcrtm  Mitteln  hervorgebracht   wird,    giebt 

eine  andere  Gruppe  von  gewerblichen  Berufszweigen ,   welche 


Das  Senkierge werbe  war  zuletzt  nur  noch  durch  dne  euizige  Frau 
reteti  gewesen. 

^  Die  Perffamentmacher  (Pergamcnitfabriken)  haben  Im  19,  Jnhr- 
imtidert  »chou  immer  eine  minimale  Holle  ^jespielt  1800  waren  ihrer  2, 
1830  und  1860  nur  je  einer,  Da.l'a  &ie  Bich  trotzdem  bis  1872  hieUen,  liegt 
darui,  dftffi  Bie  ihr  Produktions^rebiet  erweitert  hatten.  In  der  ersten 
Bülfte  des  10.  Jahrhuodertiä  vertVrtipjten  sie,  wie  bereits  an  anderer  Stelle 
crwJÜiDt  wurde,  auch  Trommeln  und  Pauken,  and  die  letzte  Pergament- 
£abrik  stellte  nicht  nur  „Leder-  und  Papierper^amenf^,  sondern  auch 
«Karton-«  Porzelaine-  und  Glac^papicre  in  alten  Farben"  ber. 

»  Vergl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.-P.  Bd.  Ö2,  8.  145, 
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nur  als  Specialberufe  verschwinden,    ohne   dafs   die  ihnen  eigoo- 
türoliche  Produktionsart  untergeht. 

Es  kann  dabei  ein  bisher  selbständiger  Arbeiter  an  ein 
anderes  Unternehmen  angegliedert  worden  und  dndurch  xum  ab- 
hängigen Lohnarbeiter  werden.  So  sind  die  Huiötaffierer 
(1793—1809)  in  den  Hutfabriken,  die  Gokl-  und  SÜberplÄtter 
und  -Spinner  (175]  — 1866)  in  den  Gold-  und  Silberfaorikfli 
(Gold-  und  Silbergespin&lwarenfabnken ) ,  die  Federwäacherinnea 
(1830 — 40}  in  den  Scbmuektedertkbriken  >  die  Landkartonatechcr 
(18i0er— 70er  Jahre)  und  die  Schriftstecher  (ia%— 49)  in  deo 
LanclkartendruckcTeien  (Geographisch  artistischen  Anatalteo)  und 
die  Wagenlackierer  (1878—83)  in  den  Wagenbauanstalten  auf- 
gegangen. 

Es  kann  »ich  aber  auch  herausstellen,  dafs  die  vereu 
Errichtuni^  einer  speeialiaierten  Unternehmung  vertehlt  war. 
dafa  der  Unternehmer  genötigt  ist,  doch  auch  noch  wieder  andi 
Artikel  neben  dem  einen  zu  produ7.ieren.  Von  Beispielen  »olchi 
zu  weitgebenden  und  darum  auf  die  Dauer  nicht  haltbaren 
Specialisierung  seien  gcnanni :  die  Damenseimlimacher  ( 1 8t>ii — 71), 
die  Ovaldrechaler  (1862—83),  die  Stabldruckerei  (aU  gesondert 
von  der  Kupterdruckerei,  1844 — 47),  die  Arcbitekturmalef^ 
(1S4(5 — 69)^  die  nistorienstecherei  (in  den  ISöOer  Jahren),  die 
Obhvtenkuchenbiicker  (1822—32),  die  Rad-  und  Wagenteüfabrit 
diii  Fabrik  von  Patentfensterstellern  und  Rouleauxschnureii- 
klenimern,  die  beide  nur  im  Jahre  18H0  existieren,  und  die  vom 
IL— HL  Drittel  des  ML  Jahrhunderts  bestehenden  Specialver* 
aieherungen  gegen  Eisen bahiiunflille  und  gegen  HageUehäden  ao 
Feld  fruchten  nel>en  den  allgemeinen  Transport-  und  Hagdver- 
sicherungen.  Auch  die  iSpeciidfabrikation  von  DampfkeitaelD 
(1874— 83),  Gasmessern  (1849—87),  MetallbuchstabendHSÖ— lU 
Drittel  19.  Jahrhunderts),  Stempelfarben  (1860-86),  Ölfart»efl 
(1830— IIL  Drittel  19.  Jahrhnmlert^K  Metallschrauben  (1870—79) 
ijnd  anderen  Krs^eugnissen  hat  sieh  in  Leipzig  nicht  dauerni 
bewährt  und  ist  der  Kombination  mit  der  Herstellung  verwandter 
Produkte  gewichen.  So  wurde  und  wird  z.  B  die  Herstellung 
von  f Ölfarben  in  der  Regel  von  den  Malern  und  mitunter  aucn 
von  den  Lackftibriken  besorgt,  die  Produktion  von  Stempelfarben 
durch  die  Buchdi'uekf;irbenfabriken  ausgefiihrt. 

Ähnlichen  Charakter  endlich  haben,  Avenn  auch  hier  kein 
eigentlicher  Berufsuntergang  vorliegt»  die  Fiille  von  Vereinigun;^ 


zweier  oder  mehrerer  alter  handwerksraäfsiger  Gewerbe,  die 
wohl  in  früherer  Zeit  als  Soiidererwerbszweige  nebeneinander 
bestehen  konnten,  jßtzt  aber  infolj^e  der  Verarmung  dieser  Oe- 
werbszweige  sich  zu  einem  Berufe  asusammengeschlosaen  haben. 
So  ist  eine  Vereinigung  des  Sporer-  und  des  Seh wcrtfegerhand  werk* 
eingetreten.  Bereits  18li'*  ist  der  eine  der  beiden  vorhandeneo 
Sporer  als  „Sporer  und  Sebwertfeger''  gekennzeichnet,  und  am 
Schlufs   unserer  ganzen  Epoche  sind   diese   beiden  gewerbÜcheo 
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Thätigkeiten  voUstiindig  zu  einer  verächmoben.  Ebenso  hat  eine 
Berufevereioigung  in  der  Färberei  stattgefunden.  Während  im 
18.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jabrfninderta  die  Sehwarz- 
und  Boyfilrber  nach  von  den  Kirnst-,  Waid-  und  Schönfärbern 
streng  geschieden  werden,  ftltt  dieser  Unterschied  seit  den  1870er 
Jahren  fort,  und  es  bleibt  an  Stelle  der  beiden  Sooderbernfe  nur 
die  eine  Kategorie  der  Färberei,  deren  Ilaupterwerb  heute  auf 
der  flogeniinnten  LappenfUrberei  bcrulit»  Auch  die  Zeugdruckerei^ 
die  einst  von  der  Färberei  ausgegangen  war,  mündet,  nachdem 
aie  einige  Male  einen  Ansatz  zur  Speiiialisierung  gemacht  hat, 
wieder  in  ihr  Muttergewerbe  ein.  Von  1751—1764  linden  wir 
Leinwand-  und  Seidendrneker  {1751:  16,  1704:  lOj,  voE  1769—70 
eine  Flanelldruckerin  und  von  1821—30  eine  kön.  sächs.  konz. 
Druckerei  von  Kattunen  und  Tikbern.  Aber  sowohl  in  der 
Zwischenzeit  wie  in  den  folji^enden  Jahren  wird  die  Druckerei 
von  Stoffen  in  Leipzig  wieder  van  den  Färbern  auagefiihrt. 
Wohl  werden  uns  v  m  1850—83  wieder  „Kattun-  und  Zeug- 
drucker ^  genannt,  aber  dieselben  Personen  sind  zogleirh  Färber, 
80  daf's  hier  bereits  eine  Vereehmelzung  der  beiden  Berufe  ein- 
getreten ist*. 

Mitunter  kann  auch  ein  rein  äulserHeber  Anlafs  zum  Unter- 
gang eines  bestehenden  (Jewerbes  fuhren.  Als  ein  Beisj>iel  sei 
aogeftllirt  der  Leipziger  Lohmiiller,  der  seit  1775  nicht  mehr 
vorhanden  ist  Sein  Fortbleiben  hiingt  jedenfalls  mit  der  zu  ff  1 11  igen 
Thatsache  zusammen,  dafs  in  jener  Zeit  die  im  atädtischen  Fi  gen  - 
tum  befindliche  und  von  den  Lohgerbern  gepachtete  Lobraühle 
abbrannte  und  nicht  mehr  durch  eine  neue  ersetzt  wurde.  Aus- 
wftrtige  trat  hier  an  Stelle  der  lokalen  IVoduktion.  — 

Es  ist  eine  durctums  nicht  geringe  Anzahl  von  Berufen, 
wek^he  im  Lmfe  der  letzten  1'  a  Jahrhun<lerte  aus  dem  Leipziger 
Gewerbeleben  verschwunden  ist.  Die  Ursachen  davon  können^ 
wie  wir  gesehen  haben,  verschiedene  s^ein.  Mögen  nun  alte  Be- 
dürfnisae  durch  neue  abgelöst  werden,  mag  die  Technik  einen 
wefientlichen  Fortach  ritt  machen  oder  die  kapitidiatiscbe  Produk- 
tionsform  eine  weitere  Ausbreitung  erfahren,  mi^Qen  andere  Geben- 
den sich  als  günstigere  Standorte  für  die  Erzeugung  bestimmter 
Güter  erweisen  und  so  die  Verteilung  der  Produktion  über  das 
ganse  Gebiet  der  Volkswirtschaft  besser  den  Produktions-  und 
Absatzbedingungen  angepafst  werden,  —  in  jedem  Fall  erleidet 
die  Wir-tschaft  der  Nation  durch  den  Untergiing  all  dieser 
Erwerbszweige,  sei  er  nun  lokal  oder  allgemein.  Keinen  Nachteil; 
vielmehr  wir<l  durch  den  eintretenden  Ersatz  die  Vei-sorgung  des 
Totkes  mit  Gütern  eine  immer  besaerc  und  reichlichere.  Und 
auch  die  fortschreitende  beruf  hebe  Specialisierung  der  Bevölkerung 
kann  dadurch  nicht  zum  Stülstand  oder  gar  Rückschritt  gebracht 


*  Über  die  Zeugdruckerei  vgl  ituch  von  Z  w  iedineck-SUdenhorftt 
ia  Sehr-  d,  V.  f.  8.-P.  ßd.  GG,  s:  2Ü1  ff. 
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werden,  denn  der  Gewinn  durch  neu  hinzukommende  Berufe 
übertrifft,  wie  uns  der  nächste  Abschnitt  noch  zahlenmäCsig  zeigen 
wird,  bei  weitem  den  Verlust  durch  untergegangene. 

§  10. 

Der  Fortschritt  der  gewerblichen  Bernfsglledernng  !■ 

ganzen  und  das  YerhSltnls  der  Arbeltstellnng  zur  €fe- 

werbeTerfassaDg. 

Wir  haben  in  den  früheren  Abschnitten  bei  der  Charakteri- 
sierung der  verschiedenen  Arten  der  Arbeitsteilung  auch  su^eidi 
einige  Zahlen  über  die  innerhalb  der  einzelnen  Periodoi  statt- 
gefundene Zunahme  gegeben,  und  es  ist  daraus  bereits  deutlicfa 
hervorgegangen,  dafs  die  Arbeitsteilung  in  einem  beständigen 
Wachstum  begriffen  ist. 

Es  ist  aber  nun  weiter  noch  erforderlich,  ein  statistiaches 
Gesamtbild  über  die  ganze  Entwicklung  zu  gewinnen.  Wir  ftgen 
daher  die  gewonnenen  Daten  im  folgenden  zu  einem  Ganieo 
zusammen. 

Der  Bestand  am  Anfang  unserer  Untersuchnngsepoche,  im 
Jahre  1751,  betrug  118  Gewerbespecialitäten. 

Dazu  kamen  Berufe  hinzu: 


in  den  Perioden 

so- 

durch 

1751 

1800 

1830 

1860 

aammai 

bis  1800 

bis  1830 

bis  1860 

bis  1890 

Beruffloin  Wanderung    . 

5 

12 

7 

16 

40 

Berufsbildung      .    .    . 

8 

10 

16 

17 

46 

Berufsschöpfung .     .     . 

3 

4 

23 

42 

72 

Produktionsteilung  .     . 

4 

7 

14 

18 

43 

Berufsspaltung     .    .     . 

18 

38 

68 

176 

300 

Verselbständigung 

eines  Nebenberufs    . 

3 

9 

6 

14 

82 

Wiederauftreten     zeit- 

weilig untergegange- 

ner Gewerbe    .    .    . 

— 

6 

3 

12 

21 

zusammen 

36 

86 

137 

295 

554 

Damit  ist  aber  blofs  der  Zuwachs  gegeben.  Um  ein  korrekte! 
Bild  der  wirklichen  Vermehrung  der  Specialitäten  zu  erhalten, 
müssen  wir  nun  noch  die  untergegangenen  Gewerbe  in  Absog 
bringen.  Ea  verschwanden  wieder,  sei  es  nun  seitweilig,  sei  es 
dauernd,  in  den  Perioden 


1751-1800 

1800-1830 

1830-1860 

1860-1890 

msaniiDeB 

16 

15 

35 

49 

115 
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Somit   erfuhren   die  GewerbeepeciSraiSrJCeipzi^^s   folgende 
Veränderungen: 


WA  1800      I      1830  1«60 

bis  1800     bis  ISHO  ■  bia  1860     bis  1890 


Bestand  am  Anf&Dg  der  Periode 
Davon  ^iniL^en  unter.     .     .     . 


E*»  blieben  also  erbnlteii 
Dazu  kamen  neu  hinzu 


102 


Mitbin    Bestand    arn    Eutle    dei 
Periode ...... 

Daher   mebr  am   Ende   aU  Hin 
Anfang 


Vi^ 


E«   ergiebt  eich   daraus   im  Verhältnis  zum  Anfangdbeatand 
der  einzt'Inen   l'eriodeo  eine 


1860 
bis  1890 


Vennebrung  durch  hinxukom- 
tiiende  Geworbe  um    .... 

^''cTTninde^utier  durch  untergeg. 
üewerbe  uo» *    , 


Wir  erkennen  da  zunächst  eine  Vennehmng  der  Gewerbe- 
specialitiiten  im  Zeitraum  1751  —  1890  von  118  auf  557  d.  i.  um 
489  BeruTe  oder  um  372 '^/o.  Die  Gewerbearten  haben  ^ich  ako 
bmiahe  verfünffacht. 

Wir  sehen  aber  auch  weiter^  wie  die  Neigung  zur  Aus- 
liebnung  dcT  Berufsgliederung  zwar  auch  schon  im  18,  Jahr- 
hundert nicht  ganz  unbedeutend  gewesen  ist,  wie  sie  dann  aber 
im  19.  Jahrhundert  sich  gewaltig  gesteigert  hat  und  dann  nament- 
lich seit  1860  einen  ganz  enormen  Fortschritt  zeigt, 
^L  Es  hängt  diese  letzte  Thatsache  offenbar  mit  der  veränderten 

^Hßewerbegeset/.gebung  zusammen,  mit  dem  Übergang  vom  Zunft- 
^^mreaeo  zur  Gewerbefreiheit.  Das  Gewerbegesctz  für  das  König- 
l^^wcb  Sachsen  vom  15,  Oktober  1861,  welches  den  8<.4kstündigen 
Betrieb  eines  jeden  Gewerbes  (abgesehen  von  gewissen  Bedingungen) 
jedermann  tVeistellte,  den  Jnnuogszwang  und  alle  \'erbietung»- 
redite  aufhob,  in\t  am  1.  Januar  1862  in  Kraft.  Wir  haben 
deomach  in  den  Ziffern  bis  1 860  Repritoentanten  des  gebundenen 
Ghfirerbes  vor  uns,  wahrem!  die  von  1860—90  eine  Zeit  ver- 
treten, in  der  die  freiheitliche  Uewerbeordnung  nun  bereit«  ihre 
die    Arbeitsteilung    fordernde    Macht    reichlich    bewiesen    haben 
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miils.  Und  in  der  That,  die  295  neuen  Gewerbe,  welche  diese 
letzte  Epoche  gebracht  hat,  sowie  die  246  Berofe,  um  welche 
der  Bestand  von  1890  den  von  1860  trotz  der  inzwischen  untw- 
gegangenen  49  Gewerbe  doch  noch  tkbersteigt,  zeugen  davon, 
dafs  die  Gewerbefreiheit  einen  fördernden  Einflufs  auf  die  geedl- 
schaftliche  Arbeitsteilung  ausgeübt  hat. 

Dafs  durch  die  Aufhebung  der  alten  GewerbebeschrSnkungan 
für  eine  weitgehende  Arbeitsteilung  freie  Bahn  geschaflfen  worden 
ist,  geht  auch  aus  anderen  Elrwägungen  hervor.  War  es  doch  unter 
dem  Banne  der  Zunffcverfassung  j^em,  der  sich  etwa  auf  die 
Herstellung  eines  Specialartikels  legen  wollte,  zu  der  er  an  ach 
gar  nicht  einer  besonders  umfangreichen  und  langwierigen  Fach- 
ausbildung bedurfte,  nur  dann  möglich,  seine  Aoricht  dnrchzo- 
setzen,  wenn  er  dem  betreffenden  Zunftgewerbe,  in  deeaen 
Arbeitsgebiet  die  beabsichtigte  Produktion  fiel,  ordnungsmftfsig 
angehörte.  So  weist  z  B.  Königsheim  in  seiner  Ausgabe  des 
Gcwerbegesetzos  von  1801,  S.  28,  darauf  hin,  dafs  fUr  jemand, 
der  sich  der  Korsettfabrikation  widmen  wollte,  die  Erlernung  des 
ganzen  Schneiderhandwerks  erforderlich  war.  Mufste  doch  selbst 
derjenige,  der  ein  in  das  Bereich  einer  Zunft  fallendes  Fabrikat 
weit  vollkommener  herzustellen  wufste,  als  es  bisher  geschehen 
war,  darauf  verzichten,  zum  eigenen  Schaden  und  zum  Nachtefl 
der  Gesamtheit,  wenn  er  sich  nicht  den  festen  GtewerbeschrankeD 
eintlUgte.  So  war,  wie  Mascher  S.  518  seines  „Deutschen  G«- 
werbewesens^  (Potsdam  1866)  antUhrt,  der  Erfinder  der  Rund- 
brennerlampe Argand  genötigt,  sich  mit  einem  zünftigen  Bledh 
schläger  zusammenzuthun ,  um  den  Anfeindungen  derjenigen 
Zunfthandwerker,  welche  die  Lampenanfertigung  als  im*  aus- 
schliefsliches  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Spitze  abzubrechen. 

Derartige  Schwierigkeiten  traten  in  der  Zeit  des  gewerblichen 
Zwanges  der  Bildung  neuer  Sonderberufe  entgegen,  und  Philippe- 
vich  hat  gcwifs  recht,  wenn  er  sagt  (S.  79  seines  GrundrisseB, 
T.  I,  2.  Aufl.):  „Wo  die  Schranken  fester  Gewerbeordnungen, 
staatlicher  und  korporativer  Regelung  der  Elrwerbsthätigkeit  ge- 
geben sind,  ist  auch  der  Entwicklungsgang  der  gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung  in  der  Volkswirt^jchaft  gehemmt/  Mit  dem  Fort- 
fallen dieser  Schranken  konnte  die  Arbeitsteilung  sich  ungehindert 
entwickeln. 

Eine  langsamere  Entwicklung  war  aber  freilich  auch  schon 
vor  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  möglich  und  thatsächlich. 
Die  in  der  Periode  1800—1830  neu  aufkommenden  86  Gewerbe 
und  namentlich  die  in  der  Zeit  von  1830—1860  hinzutretenden 
137  bezeugen  das. 

Diese  trotz  der  oben  genannten  Hindemisse  vorhandene 
Möglichkeit  war  durch  verschiedene  Ursachen  bedingt.  Zu  allen 
Zeiten  haben  die  zünftigen  Gewerbe  immer  nur  einen  Teil  der 
gewerblichen  Berufe  gebildet.  Z.  B.  in  Leipzig  gab  es  1860  bei 
311  Gewerbespecialitiiten  nur  53  Innungen,   darunter    allerdings 
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eange  kombinierte.  Aber  auch  achoD  1751  waren  von  118  Ge- 
werben nur  tj4  zünftig,  also  nicht  viel  mehr  als  die  Hillfte,  In 
allen  freien  Bemten  konnte  sich  die  Speciaheierun^  ungehemmt 
entwickeln.  Dasselbe  gilt  von  den  in  den  letzten  beiden  Juhr- 
faunderten  aufgekommenen  Fabrikbetrieben ,  sofern  sie  abseits 
vom  Handwerk  ihre  Entstehung  fanden.  Der  Berufsbiklung  war 
keine  Schränke  gesetzt  Aber  auch  selbst  die  Zonfthandwerker 
waren,  wo  sich  die  tecbniache  und  wirtHchatUiche  Möglichkeit 
dazu  bot,  nicht  gehindert,  sich  auf  einen  bestimmten  Teil  ihres 
Protluktionsgebietes  zu  speciaÜsieren.  Dazu  kam ,  d.dk  das  eine 
oder  andere  Gut,  obgleich  es  an  sich  in  das  Arbeitsgebiet  irgend 
eines  Handwerks  fiel,  doch  an  einem  bestimmten  Ort  von  den 
Angehörigen  dieses  Handwerks  entweder  überhaupt  nicht  oder 
wenigstens  nicht  in  genügender  Qualität  hergestellt  wurde  und 
infolgedessen  so  mancher  tSpecialarbeiter  durch  weitgehende 
obrigkeitliche  Konzessionierungen  in  den  St*ind  gesetzt  werden 
konnte,  sein  Gewerbe  auch  ohne  Zunftzugehörigkeit  auszuüben. 
Gerade  die  sächsische  Oewerbepolitik  war  in  derartigen  Be- 
fireiuogen  vom  Zunftzwang  liberal  und  stellte  die  Förderung  dea 
einheimischen  Gewerbes  höher^  als  diis  eigennützige  Interesae  der 
in  ihrem  sicheren  Besitze  bedrohten  Zunftgenossen. 

Es  war  eben  an  Steile  des  alten  Zunftsystenis  schon  im 
18*  und  namentlich  im  IT».  Jahrhundert  das  Konzeasiona- 
system  getreten,  welches  die  Berechtigung  zuoi  Betriebe  eine» 
Gewerbes  grundaätztich  nicht  mehr  von  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  öffentlich-rechtlichen  gewerblichen  Korporation,  sondern  von 
obrigkeitlicher  Erlaubnis  abhängig  machte.  Und  bei  der  Er- 
teilung solcher  Erlaubnis   liefsen    sich    die  Kegierimgen  in    erster 

^inie  von  der  Rücksicht  auf  den  Bedarf  und   die  Konsumenten 

ISestimmen  und  nicht  von  der  Rücksicht  auf  die  Zunft 

Diese  Auflösung  der  früheren  Zuuftstrenge  durch  die  Kon- 
SQHtouierungspolitik  ist  wohl  der  Hauptgrund  dafür  ^  dals  auch 
schon  vor  lÖiiO  eine  ziemlich  starke  Vermehrung  der  gewerblichen 

Jerufe  eingetreten  ist, 

B  Mit  der  gewaltigen  Zunahme  der  speciaUsierten  Gewerbe 
aber  nach  Einführung  der  vollen  gewerbliclien  Bewegungstreiheit 
Utfat  sich  die  Arbeitsteilung  vor  jener  Zeit  nicht  vergleichen. 
Ganz  be-sonders  deutlich  sehen  wir  das  an  denjenigen  Ab- 
zweigungen, welche  aus  zünftigen  Gewerben  stattgefumlen  haben. 
Es  waren  das  vor  1862:  76,  nach  1862:  84.  Diese  Zahlen 
scheinen  beim  ersten  Blick  nicht  viel  zu  Gunsten  unserer  Be- 
hauptung zu  beweisen.  Wenn  man  aber  bedenkt,  dals  jene  7ö 
Gewerbe  sich  auf  die  Jahre  1751  — 18132  und  diese  84  nur  auf 
die  Jahre  1862—90  verteilen,  und  wenn  man  die  Durchschnitts- 
ziffem  berechnet,  so  ergiebt  sich,  dafs  vor  der  (lewerbefreiheit  in 
10  Jahren  durchschnittlich  sich  nur  7  Gewerbe  aus  Zunfthand- 
werken  bildeten,  nach  der  Gewerbefreiheit  aber  30. 

Während   so   auf  der  einen  Seite  gerade  unter   dem  fireien 
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GewerbesyBtem  die  Entstehung  neuer  Berufe  besonders  begünstigt 
wird^  wirkt  auf  der  anderen  Seite  die  Freiheit  des  Gewerbes 
doch  in  einem  Punkte  der  Arbeitsteilung  direkt  entg^en,  indem 
sie  gerade  die  Zusammenziehung  verschiedener  Berufe,  d.  h  die 
Arbeits-  oder  genauer  Berufsvereinigung,  ermöglicht 

Die  Vereinigung  mehrerer  zünftiger  Professionen  in  einer 
Person  war  vor  der  Gewerbefreiheit  in  der  Regel  unstatthaft. 
Zwar  fand  dieser  Grundsatz  auf  freie  Gewerbe  und  auch  über- 
haupt auf  Fabrikuntemehmungen  keine  Anwendung  (vergL 
Funcke,  Polizeigesetze,  Bd.  IV,  S.  139  und  280  f.),  brfiielt  aber 
trotzdem  immer  noch  seine  Bedeutung.  §  50  des  sächsischeD 
Gewerbegesetzes  gab  die  volle  EVeiheit  auch  für  Vereinigung 
mehrerer  Gewerbe,  so  dafs  seitdem  gar  keine  Grenze  der  Kom 
bination  der  verschiedenartigsten  Berufszweige  besteht.  Dadurch 
aber  war  die  Möglichkeit  geschaffen,  dals  das  eine  oder  andere 
äondergewerbe  als  solches  ganz  untergeht  Es  ist  bereits  in  §  9 
auf  die  Verschmelzung  der  Sporer  und  Schwertfeger,  sowie  aof 
die  der  Schwarzfärber,  Schönfärber  und  Zeugdrucker  ningewiesen. 
Diese  Fälle,  bei  denen  infolge  derartiger  Kombinationen  ein  aher 
Specialberuf  vollständig  verschwindet,  sind  aber  verhältnismäfkig 
so  selten,  dafs  sie  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Wir  können  daher  unsere  letzten  Untersuchungen  dahin 
zusammenfassen,  dafs  zwar  durch  das  Eonzessionssjstem  gegen- 
über dem  strengen  Zunftwesen  die  Arbeitsteilung  erleichtert 
worden  ist,  dafs  aber  erst  die  Gewerbefreiheit  dazu  beigetragen 
hat,  alle  äuTseren  Hemmnisse,  welche  sich  der  Ausdehnung  der 
gewerblichen  Berufsgliederung  in  den  Weg  stellen  konnten,  zu 
beseitigen,  so  dals  nun  die  Arbeitsteilung  sich  frei  aus  sich  heraus 
entwickeln  konnte,  soweit  überhaupt  eine  technische  und  wirt- 
schaftliche Möglichkeit  dazu  vorhanden  war. 

Weiter  aber  geht  der  Einfluls  der  Gesetzgebung  nicht  Die 
Wirtschaftspolitik  kann  wohl  die  ökonomische  Entwicklung  zeit- 
weilig hemmen  oder  fördern,  sie  kann  sie  aber  nicht  machen. 
Die  treibenden  Krüfte  der  Volkswirtschaft  liegen  nicht  im  Kopfe 
des  Gesetzgebers,  sondern  in  den  Bedürfnissen  des  Volkes.  Und 
auch  bei  der  fortschreitenden  Arbeitsteilung  ist  schliefslich  die 
letzte  Ursache  der  gesteigerte  Bedarf  nach  wirtschaftlichen  Gütern 
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Stellung  der  Staatsrechtswissenschaft  und  der  modernsten  histo- 
rischen Forschung  zum  monarchisch  -  ständischen  Staatsrecht.  Begren- 
zung des  Gegenstandes.  Die  Bedeutung  des  Staaten typus  als  eines 
stilisierten  Konstmktionsbildes,  eines  Idealtypus  S.  1  f. 

IL 

Rascher,  der  Änderung  der  Machtverhältnisse  folgender  Wechsel 
des  ständisch  -  monarchischen  Verfassungsrechts  innerhalb  kurzer  Zeit- 
räume S.  3  ff.  —  Über  die  revisionelle,  der  Entwicklung  des  Stände- 
rechts abträgliche  Wirkung  der  Bestätigung  oder  Beschwörung  dieses 
Rechtes  bei  jedem  Regierungsantritte  S.  8  ff. 

in. 

Das  ständisch- monarchische  Staatsrecht  bringt  es  zu  keiner  Aus- 
bildung des  reichsrechtlichen  Satzes  von  1231 :  ut  negue  principis,  neque 
alii  quilibet  constitutiones  et  nova  jura  mcere  possint,  nisi 
melionim  et  majorum  terrae  consensus  primitus  habeatur.  Das  Ver- 
hältnis des  Anteils  des  Herrschers  und  der  Stände  an  der  mafsgebenden 
Bestimmung  der  staatlichen  Angelegenheiton  läfst  eine  Feststellung 
mittels  der  modernen  Begriffe:  Gesetzgebung  und  Verordnung,  nicht  zu. 
Die  Stände  wollen  einerseits  überall,  andererseits  nur  dort  mitreden, 
wo  sie  interessiert  sind.  Mittels  der  Kegalitätstheorie  werden  sie,  wenn 
es  die  politischen  Verhältnisse  gestatten,  auf  die  jura  regni  verwiesen, 
jenseits  welcher  die  dem  Herrscher  zur  alleinigen  Ausübung  zustehen- 
den jura  regia  liegen  8.  10 ff.  —  Die  technische  und  politische  Unvoll- 
kommenheit  der  jura  regni  sowie  die  Arbeitsunlust  der  Stände  ermög- 
licht bedeutsame  organisatorische  und  staatsrechtliche  Veränderungen 
durch  einseitigen  Akt  des  Monarchen  sowie  eine  einseitige  materielle 
Gesetzgebung  derselben  fast  auf  allen  staatlichen  Gebieten  S.  14  ff.  — 
Meistens  scmiefsen,  und  zwar  mit  verschiedenem  Erfolge,  die  Bitten 
und  Beschwerden  der  Stände  an  perfekte  und  bereits  in  Wirksamkeit 
getretene  einseitige  monarchische  Akte  erst  an  und  die  darauf  erfolgende 
Erledigung  des  Monarchen,  wird,  so  wie  sie  lautet,  also  auch,  wenn  sie 
eine  Ablehnung  enthält,  als  mafs gebender  Reichsabschied  verlaut- 
bart.  Eine  Beschlufsform,  welche  zum  Ausdruck  bringen  würde,  dafs  für 
die  Wirksamkeit  des  Beschlufsinhalts  die  vorgängige  Zustimmung, 
das  primitus  consentire  der  Stände  erforderlich  sei,  und  welche  hier- 
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durch  eine  Scheidung  zwischen  vcrfassungsmäfsig  notwendiger  Mit- 
wirkung der  Stände  und  monarchischer  Prärogative  ermöglichen  wurde, 
hildot  sich  nicht  aus.  Das  unter  ständischer  Mitwirkung  entstandene 
Recht  hat  keinen  Vorrang  vor  dem  in  anderer  Form  entstandenen  S.  2^3  £ 

IV. 

Ein  souveränes  Alleingcsetz^ebungsrecht  der  Stände  in  Landes- 
angelegenheiten  bestellt  von  dem  Zeitpunkte  der  Beseitigung  der  stän- 
dischen Selbstversammlung,  also  spätestens  im  16.  Jahrhunderte,  nicht 
Auch  solche  Landtagsschlüsse,  die  als  Landtagsgesetze  hinausgehen, 
kommen  unter  der  Autorität  der  Krone  zustande.  Um  die  gleiche  Zeit 
ist  der  Höhepunkt  korporativer  Autonomie  innerhalb  der  staatsfthnlichen 
Gemeinwesen  bereits  überschritten  S    31  ff. 

V. 

Das  Üborwucheni  des  auf  monarchische  Verleihuupsakte  oder  auf 
Herkommen  zurückgeführten,  vom  Gemeininteresse  aosehendeu,  die 
staatliche  Entwicklung  hemmenden  Privilegialrechts  über  die  abstrakte 
Rechtsnorm  im  Ständestaate  hat  zur  Folge,  dafs  sich  die  im  13.  Jahr- 
hunderte ausgebildete  kanonistischc  und  deutschrechtiiche  Lehre  von 
der  Revisibilität  des  Privilegiums  und  von  den  Bedingun^^en  eines  recht- 
lich verbindlichen  Herkommens  der  rechtlichen  Prätentionen  der  Stände 
auf  bedeutsamen  Rechtsgebieten  spätestens  um  die  Wende  des  15.  Jahr- 
hunderts in  wirksamer  Weise  bemächtigt  S.  35ff.  —  Besonders  folgen- 
schwer für  die  Entwicklung  des  kontinentalen  monarchischen  Stände- 
staats erweist  sich  die  Lehre  von  der  Unwirksamkeit  des  mit  den  jnri, 
der  dignitas  Majestatis  unvereinbaren  Privilegiums  und  Herkornmem 
und  die  Erstreckung  dieser  Lehre  auf  jedes  Herkommen  und  Pri>41e^,  dnrcli 
welches  die  Hefu^is  des  Herrschers  zur  Organisation  von  Behörden  (für 
die  Ausübung  seiner  nicht  oder  unvollkommen  abgegrenzten  Kompe- 
tenzen) sowie  das  Regal  der  Appellation  eingeschränkt  werden  könnte. 
Die  erfolgreiche  Behauptung  dieser  Lehre  verschafft  dem  Herrscher  die 
mafsgebende  Hestimmunj:  der  gerichtlichen  sowie  der  Verwaltung»- 
praxis  im  weitesten  Uinfan^rc  una  vermittelt  die  Reception  de«  römischen 
Rechts  im  Widerspruche  mit  den  gegen  dasselbe  gerichteten  ständischen 
Beschwerden  S.  41  tf.  —  Da  der  Ständestaat  vom  16.  Jahrhundert  an 
einer  Organisation  für  eine  königlich  em  Einflufs  entzogene,  mafc- 
gebende  Feststelhmg  von  Herkommen  und  Gewohnheit,  und 
damit  einer  unmittelbaren  Garantie  seines  Rechte^  entbehrt,  so  siebt 
für  die  Gestaltung  und  die  Ausdchnuiiir  der  jura  reeiadie  Machtlagc  allein 
den  Aussolila<r.  womit  sich  die  heftigen  Schwankungen  im  ständischen 
Staatsrecht  und  die  eigentümliche  Erscheinung  der  Repetitionen  und 
Renovationen  erklären  S.  49 ff.  —  Die  c:aiize  Entwickluii|r  wird  dl- 
<lurch  in  hohem  Gr.nle  gefr>rdert,  dafs  um  die  angegebene  Zeit  die  ein- 
zelnen ständischen  Gruppen  innerhalb  desst^lben  Territoriums  oder  unter 
demselben  Herrscher  vereinigte,  verschiedenen  Territorien  aneehörigs 
ständische  Kurien  im  wechselseitigen  Kampfe  gegen  ihre  politischen 
Ansprüche  den  Herrsclier  um  Geltendmachung  der  revisioneilen  kano- 
ni>-tischen-(leutschrechtlichen  Lehre  gegen  einander  angehen  S.  53  £ 

VI. 

I>.*m  Vergleiche  der  Landstände  oder  der  Landschaft  mit  der 
inodenien,  mit  Persönlichkeit  ausgestatteten  Korporation  oder  mit  der 
Zwangfgi'iio-isenschaft  ist  der  Vorbehalt  beizufügen,  dafs  die  Elemente 
sowohl  der  Korp«>ratiou  als  auch  der  Zwangsgenossenschaft  sehr  mdi- 
nienrär  entwickelt  sind,  (wanz  besonders  im  Anfang  der  Entwicklung 
richt»*t  ^ich  die  Entscheidung  über  den  L'^mfang  der  zur  Erledigung  der 
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Ben  Beviifetien  oder  Mitbenifenen  datiacb  «llein,  weaseu  Mit* 
rirkung  einem  vom  Lande  oder  vom  Landesherru  ausgehenden  Akte 
iie  erforderliehe  Antoritfit  zu  eichf^rn  vermnge.  Damit  erklSi't  siidi  daa 
schwanken  der  Zahl  der  laiidtu^'^fiihigeTi  socialen  Onippen  einerdeita, 
ier  TÄscbe  Wechsel  in  der  Geritaltiuifr  der  einzelnen  Kurien  andererseits. 
\ber  selbst  noeh  in  vorgerilekter  Zeit  fehlt  es  an  einer  festen  Be- 
'ufung^rdimn^,  an  wirksamen  or^nisatoriseheu  Besrinimnniren  nnd  an 
riner  allseits  anerkannten  Geheim ftsordnung  sowohl  filr  die  Fcinnen  der 
rbitigkeit  innerhalb  der  eiii/ehnni  Kurien  als  auch  für  da^  Zusammen- 
Hrken  aller  Knrien  zu  eint'ni  allseits  verbindliehon  Landtagsschlufi^. 
^och  nach  dem  d  reifHigj  tibrifren  Krie^^e  kann  von  einer 
inbestrittenen  Geltung  de?*  Grundsatzes  der  Verpflich- 
ung  des  Abwesenden  durch  Be-sf^blÜHse  der  Anwesen- 
Jen  namentlich  gegenübi'r  mliebti^en  La  ndst  finden  nicht 
cesprochen  werden  und  deshalb  kommen  norb  um  diese  Zeit  wirk- 
latne  SecessJonen  und  Abstinenzen  vor,  welche  unter  anderem  auch 
mf  Sondornriviletrien  dor  Widerstrebenden  gestützt  werden.  Darum  ht 
He  Landschaft  nicht  selten  genötigt,  für  die  Bewährung  der  Autorität 
hrer  Beschlüsse  die  Macht  der  Krone  anzuriden.  Auch  ist  das  OetVibl 
liST  i^nderung  der  einzelnen  Grujipen  c*inander  gegenüber  ungleich 
itilrk**r  al*  das  ihrer  Zimammengehörigkeit  und  Eudieit,  l>as  Wesen 
Ier  Landschaft  wird  deshalb  durch  di»^  H**daehtnalime  auf  die  j<*weilige 
Gestaltung  der  Maichtverbaltiiisae  besser  begritfen  als  mittels  der  juri«ti* 
ndii'n  Ksit^'gorMMi  der  Kor|iorHtion,  der  Zwangsgenossensehaft,  des  Kct  hts- 
»nbjrkts  8/.i6tf. 

tvii. 
Von  der   Btandischer  Bewilligung  unterliegenden   Steuer  nind   die 
str*Hnn;^en,    welche    der    modernen    Staatasteuer  zu    Grunde   liegen, 
ndgtichM    fernicuhalten-       Der    kontinentale    Ständestaat    vermag    den 
otiereu   W^ider^^pruch   nirlit    zu    überwinden,   dafs   die  Sieuer   eine  frei. 
rilHge  Gabe  des  Landes  an  den  Pursten  ist  und  dafs  doch  wieder  ihre 
f'orderung  durch  Ib^rufung  auf  die  Not  od>T  den  gemeinen  Nutzen  dea 
'^nde^  gerechtfertigt  ersclieiut  H.  62  t,  —    Der  freie  Will*»  i-^t  nicht  bei 
,]\i'ti  !ST r.r..l«Mi  ZU  tiuden.     Deshalb  und  wegen  der  bt-reits  liesproehenen 
1     der    Macht    der    Landschaft    hat    der    ständische    Steuer- 
-srhlufs    iiiciit  die   clciclie  Kraft  wie   ein   gleicher  Bescldufa 
*mv»  modemeu  Parlaments,     Trotz   des  Heschlusses    müssrni    häufiijj  vor 
rje  nach  dem  dreifsigiährig'^u  Kriege  Sondervrrhandlungen  mit  einzel- 
len  Kurien,  ja   mit   rinzeliieii  Stiuiden    geführt  werden,   wehdje  zu   ab- 
weii*henden   Ergebnissen   filhrcu   S.  BH  f.  —   Übrigens  fehlt   es  auch  an 
harfen    Sondening  der    historischen,    reuhtlicb    gebotenen, 
'«n  baren  Abgabeu  an  die  Kammer  von  den  der  Bewilligung 
;^en  Steuern  S  H4  f  —  Königlich*»*  oder  landesfursllit  hes  l*ostulat 
^s,   Annahme   der  «tändischen   Darluetuug   andererseits   sind    im 

iiij»ch-standisehen    Staat    konstitutive   Voraussetzungen    für    dia 

^Virknamkeit  e^ner  Steuerbewilligung.    Steuern  werden  dem  Herrn 
ab<*r  drm  I^andr*  gereicht  S.  60  flf. 


liebt,  a 
Pl>er 


VUL 


'lK»r  StUnde^taat  ruht  auf  der  Vorstellung,   daf»  der  grotsen  Mara« 

itn  Volks  das  Heeht  auf  Erledigung  oder  Miterledigimg  der  Landes- 
!ngfl«»£!:*'nheit'*n.  auf  staatliche  Selbstbestimmung  abgehe,  und  daf*  der 
h*r  so  Berechtigten  über  die  StAude  nicht  hinansreichi^.  Diea« 
►^  »ich  deshalb  nicht  als  \%*rtreter  in  der  Ausübung  eines  primür 
j'in  i  oikc  zukommentlen  Reehtes  zur  B<*stimmiing  des  Landes^  soti- 
iorn  sie  wollen  für  sirb  allein  das  Land  dar-^tellen.  anweit 
'■-  T  ^od  für  »ich   allein   oder  znsnmmrn  mit  dem   Herrscher  seine  An- 
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Gelegenheit  besorgt.  Sie  bezeichnen  sich  deshalb  znweilei 
selbst  als  das  dem  Fürsten  gegenüberstehende  Volk  oder 
als  Nation.  Das  Verhältnis  der  Stände  zum  Gesamtvolke  ist  alio 
nicht  als  Stellvertretung,  sondern  gleich  wie  jenes  der  Krone  ab  Herr- 
schafts-  oder  Überordnun^sverhältnis  gedacht  S.  69ff.  —  Ans 
der  Auffassung,  dafs  die  Stände  nicht  Vertreter  des  Landes^  sondeni 
das  Land  selbst  sind,  wächst  die  sogen.  Verwirkungstheone  henos 
S.  75.  —  Wegen  der  scharfen  rechtlichen  Sondemng  der  Stände  unte^ 
einander  und  gegenüber  der  politisch  rechtlosen  Masse  des  Volks,  wegen 
der  Eiuschiebuu^  der  feudalen  Ordnung  zwischen  den  Herrscher  und 
diese  rechtlose  Masse  erweist  sich  die  ständische  Staatsordnung  für 
die  Übertragung  organischer  Vorstellunffen  weniff  geeignet  S.  Tot  — 
Die  Stelle  der  modernen  al  1  g  e  m  e  i  n  e  n  oür^erliclien  Rechte  aU  Grund- 
rechte nehmen  im  ständischen  Staat  die  ständischen  Sonder-  oder  Vor- 
rechte oder  Privilegien  ein.  Sie  sind  teils  politischer,  teils  socialer,  teiU 
wirtschaftlicher  Natur.  Diese  Vorrechte  werden  von  den  St&nden  un- 
gleich eifersüchtiger  gewahrt  als  das  Recht  zur  Beratung  der  Landes- 
angclo^enheiten  und  als  die  Aufrechthaltung  der  Sondemng  der  lande»- 
fürstliclicn  Gewalt  über  das  eine  Territorium  von  jener  über  andere 
ToiTitorion.  Namentlich  betrachten  die  höheren  ^ändc  die  auf  der 
Unfreiheit  des  Bauc^rn  ruhende  Agrar-  und  Steuerverfassune  als  ihre 
Lebensbedingung.  Darum  stellt  sich  der  Ständestaat  feinduch  gegen 
den  Gedanken  der  allgemeinen  oder  Volksfreiheit  S   77  ff. 

IX. 

Die  Sclilagworte  ^Dualismus"  und  „staatliche  Renaissance**  reichen 
für  das  Vor.^täiulnis  des  Wesens  des  monarchischen  Ständestaats  nicht 
au.«*.  Zunächst  erscheint  es  geboten,  mit  aller  Schärfe  den  Gegenstti 
des  durch  die  Vorstellung  von  der  Persönlichkeit  des  Staates  beherrBch- 
ten  Dualismus  des  kcmstitutionell-monarchischen  Staates  und  jenes  des 
ständisch -monarchischen  Staates  hervorzuheben,  welch  letzterer  anf 
patrimonialon  Vorstellungen  wurzelt  und  zur  Zerteilung  des  Staatei 
zwischen  Herrscher  und  Ständen  führt.  Die  Teilstücke  selbst  entbehren 
der  sicheren  Begrenzung,  ihre  Grüfse  entspricht  dem  Jeweiligon  Machl- 
verhältniss«'  zwischen  den  um  den  Anteil  am  Staate  Ringenden,  wobei 
gerad«^  das  Streben  der  Stände  die  Rücksicht  auf  das  Gemeint uterei^ 
nur  in  kümmerlicher  Weise  walten  läfst.  Weil  nun  zuweilen  ein  ganz  he- 
ilen tsam  es  Teilstück  de«<  Staates  in  den  Händen  des  Herrschers  bleibt 
und  von  demselben  patrimonialrechtlich  behandelt  wird,  kann  man  nicht 
sagen,  dafs  die  Stände  zu  allen  staatlichen  Akten  bedeutsami*r 
Natur  mitgewirkt  hätten.  Zur  Vorstellung  des  abstrakten,  von  den  ihn  sub- 
sistierenden  Individuen  abgelösten  Staates  schwingen  sich  aber  weder 
Herrscher  noch  Stände,  weder  vor  noch  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege 
auf.  Andererseits  ist  nur  die  Beziehung  von  Herrscher  und  Ständen  la 
ihren  Kompetenzen  patrimonialrechtlich  gedacht,  wogegen  der  Inhalt 
dies<»r  Kompetenzen  vor  wie  nach  dem  oreifsigjährigen  Kriege  social- 
ethisclie,  dem  antiken  Staate  fremde  Ideen  aufweist.  Weil  aber,  wa-« 
den  Reichtum  an  solchen  Ideen,  was  ihre  Universalität,  was  endlich  die 
Technik  für  ihre  praktische  Verwirklichung  betrifft,  die  Kompetenzt*n 
des  Herrschers  jene  der  Stände  weit  überragen,  deshalb  darf  man  die 
Wurzeln  der  ständischen  Macht  nicht  in  dem  Dualismus  suchen,  viel- 
mehr liegt  in  der  Art  und  Wei.se,  wie  die  Stände  auf  der  von  ihnen 
behaupteten  Staatsparzelle  gehaust  haben ,  der  Grund  für  ihren  politi- 
schen V^Tfall  S.  84  ff.  —  Hiervon  abgesehen,  erfährt  die  Einwirkung 
des  Duali>mus  auf  <lie  Stelhinjr  des  Herrschers  mindestens  vom  Aus- 
«range  des  1*>.  Jahrhunderts  an  eine  nicht  unerhebliche  Absehwächnng 
durch  die  zum  Atomismus  führende  Zerklüftung  zwischen  den  Ständen 
selbst  und  durch  die  hierdurch  jt;^etVinii'rte  ständische  Auffassung  von  der 
Universalität  der  Pflicht  des  Ilt*rrschers  zur  Rechtsbewahning ,  welche 
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bald  von  der  Landschaft  gegen  den  einzelnen  ihr  Trotzenden,  bald  von 
dem  Einzelnen  gegen  die  Landschaft  angerufen  wird  S.  90  f.  —  Die  Er- 
klärung für  die  lange  Dauer  der  Epoche  des  monarchisch  ständischen 
Staates  liegt  in  dem  mit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  entschiedenen 
wirtschaftlichen  und  socialen  Verfall  der  grofsen  Masse, 
welcher  seinen  schärfsten  Ausdruck  in  der  Unfreiheit  des  Bauernstandes 
findet  und  in  dem  hierdurch  bewirkten  Unvermögen  oder  der  hierdurch 

fefbrderten  Unlust  der  Herrscher,  sich  ernstlich  auf  die  ^ofse  Masse 
es  Volkes  zu  stützen.  Darum  liegt  geraume  Zeit  der  Schwerpunkt 
der  politischen  Thätigkeit  der  Herrscher  im  Ständestaate  in  einer  grofs- 
artigen  organisatorischen  Arbeit,  welche  nicht  nur  die  ständischen 
Vorrechte  unberührt  läfst,  sondern  nicht  einmal  ihrer  Verschärfung 
Hemmnisse  entgegenstellt,  wogegen  die  ernstlichen  Reformen  zur  Hebung 
der  Lage  der  ni^eren  Klassen  unter  dem  Drucke  der  höchsten  politi- 
schen Not,  meist  erst  im  18.  Jahrhundert,  entstehen  und  in  dem  Augen- 
blicke eine  entschiedene  Abschwächung  erfahren,  in  welchem  unter  dem 
Eindrucke  der  französischen  Eevolution  die  Besorgnis  vor  dem  Einflüsse 
pröfserer  Volkskreise  auf  die  Bestimmung  der  staatlichen  Angelegen- 
heiten auftaucht  S.  91  ff.  —  Einen  epochalen  Abschnitt  in  der  Entwick- 
lung des  Ständestaates  bildet  nicht  der  dreifsigjährige  Krieg,  sondern 
einerseits  die  schon  zum  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  scharf  aus- 
eprägte  Entfaltung  der  Regalitätstheorie ,  andererseits  der  Zeitpunkt 
er  Erkenntnis  von  der  politischen  Unhaltbarkeit  der  aus  dem  Mittel- 
alter herübergekommenen  Agrar-,  Feudal-  und  der  auf  derselben  nihen- 
den  Steuerverfassung.  Vor  dem  dreifsigrjährigen  Kriege  ist  der  Anteil 
der  Stände  an  den  wahrhaft  epochalen  staatlicnen  Akten  der 
Herrscher  ein  sehr  geringer,  nach  demselben  erweist  sich  die  Macht  der 
Stände  als  Hemmnis  für  die  Entwicklung  des  modernen  Staates  viel  zu 
grofs,  als  dafs  es  wegen  der  etwa  veränderten  Formen  ihres  Einflusses 
statthaft  wäre,  die  Zeit  um  den  dreifsigjährigen  Krie^  als  Höhepunkt 
ständischer  Macht  zu  erklären  S.  94  f.  —  Die  unorganische  Gestaltung 
des  kontinentalen  Konstitutionalismus  erweist  sich  als  Nachwirkung  des 
QDorganischen  kontinentalen  monarchisch-ständischen  Staates  S.  96  ff. 

X. 

Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens  der  Geschichts-  und  der 
Staatsrechtswissenschaft  zur  Gewinnunt?  des  vollen  Verständnisses 
historischer  staatsrechtlicher  Gebilde  8.  99  ff. 


In   neuerer  Zeit   hat   die  Geschieh töwissetiächaft   der   Er- 

" forsch ung  der  ataatj^rethtliuhen  Eiurichtungea  dea  Ständestaates, 

ihrer  Entjätehuo^  und  Fortbildung  grolae  Sorgfalt  zugewendet. 

Ka   sei   hier    in    erster   Linie  eines  Below,    Luschin,  Rachfahl 

gedacht 

Die  diesen  neueren  geschichtlichen  Forschungen  nach- 
gefolgten Darstellungen  der  sogenannten  allgemeinen  Staats- 
lehre *  haben  auf  dieselben  keinen  Bedacht  genommen.  Und 
doch  erheben  diese  Forschungen  Anspruch  auf  Beriicksichti- 
guog  auch  von  seile  der  Lehre  vom  modernen  Staiite^  soferne 
sie,  wie  die  ^grundlegende  Darstellung  des  Stilndewesens  durch 
Friedrich  Wilhelm  ünger,  zu  dem  Ergebnisse  fiihreu,  dais  der 
Anteil  des  monarchiHchen  Ständestaates  au  der  Entwicklung 
der  Idee  des  modernen  Staates  auch  auf  dem  Kontinente  ein 
ungleich  gröfserer  sei,  als  von  den  Stiiatsrechtslehrern  ge- 
meiniglich angenommen  wird,  und  iosoferne  sie  den  Nachwi?i8 
für  diese  Behau [Hung  durch  eine  ungleich  eingehendere  Be- 
handlung  der  einzelnen  Rechtsinstttute  des  Ständestaates  zu 
erbringen  versuchen,  als  sie  Unger  bei  dem  damaligen  Stande 
des  Quellenmaterials  zu  bieteu  vermochte. 

Die  hier  dargebutene  st^iatsrechtliche  Untersuchung  ist 
bestimmt,  den  gerechten  Berücksiehtigungsanspruch  der  neueren 
Geschichtsforschung  über  das  Ständewesen  an  die  Stiiatsrechts- 
wissen«chaft  zu  erfüllen,  Sie  beschritnkt  sich  auf  das  kontinen- 
tale, mit  dem  mittelalterliehen  Feudalwesen  iimig  verknüpfte 
Stilndewesen,  mit  Ausschlufs  jenes  der  romanischen  Lrlnder, 
sie  beschrJinkt  sich  ferner  auf  jene  Stilndestaaton,  in  welchen 
»icli  eine  monarchische  Herrschaftsforra  herausgebihiet  hat^ 
und  knüpft  endlich  an  den  Ausgang  des  15*  Jahrhundert«  an, 
welchem  spätestens  auf  dem  so  abgegrenzten  Beobachtungs- 
^biete  der  den  späteren  Absolutismus  im  Keime  bergende 
pgritf  der  Jura  regia  oder  sumnii  principis  mit  Hilfe  des 
Jniglichen  oder  landesfürstlicheu  Beamtentums  in  deutlich 
rkennbarer  Weise  zu  wirken  beginnt 


»  Jcüinek,  Allgemeine  Staat f^lehre  I  S.  291  ff. 
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In  dem  so  bestimmten  Umfange  bieten  die  nun  folgenden 
Erörterungen  eine  eingehendere  staatsrechtliehe  Untersuchung 
und  Bestimmung  der  Rechtsinstitute  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates,  ihrer  Technik  und  Wirkungsart  als  sie  sonst 
in  staatsrechtlichen  Werken  anzutreffen  ist  und  versuchen 
hierdurch,  das  Verständnis  epochaler,  in  einzelnen  Staaten  vor 
sich  gegangener  staatsrechtlicner  Veränderungen  zu  erleichtern^ 
welche  mittels  der  üblichen  knappen  staatsrechtlichen  Skizzen 
über  das  Ständewesen  nicht  begriffen  werden  können. 

Zur  Vermeidung  jedes  Mifsverständnisses  mufs  jedoch. 
bevor  in  die  Sache  eingegangen  wird,  folgende  Bemerkung 
vorausgeschickt  werden : 

Was  man  staatsrechtswissenschaftlich  Staatentypus  nennt 
das  ist  Ergebnis  konstruktiver  Thätigkeit,  welches  aus  der 
Betrachtung  einer  Reih6  kontemporaner  Staaten  mit  gleich- 
artigen verfassungsmäfsigen  Einrichtungen  in  der  Weise  ge- 
wonnen wird,  dafs  alle  da  und  dort  anzutreffenden,  auf  die-' 
selben  Staatsideen  zurückfuhrbaren  Rechtsinstitute  zu  einem 
geschlossenen  Systeme  vereinigt  werden.  Damit  hängt  es  dann 
zusammen,  dal^  nicht  jeder  Staat,  dessen  Einrichtungen  zur 
Gewinnung  des  Typus  herangezogen  wird,  dem  Typus  in 
jedem  Punkte  entsprechen  mufs,  ja,  dafs  sogar  jeder  dieser 
Staaten  in  nicht  unwesentlichen  Punkten  vom  '^pus  abweichen 
kann.  Der  staatsrechtliche  Staatentypus  ist  also  nur  das  voll- 
endete, geschlossene  Bild  eines  auf  einer  bestimmten  Vo^ 
Stellung  vom  Staate  ruhenden  Staatswesens,  welchem  zwar  eine 
oder  mehrere  Staatsindividuen  vollkommen  entsprechen 
können,  welches  aber  in  anderen  Fällen  in  seiner  Lücken* 
losigkeit,  Geschlossenheit,  Einheitlichkeit  nirgends  anzutreffen 
und  insofern  Idealtypus,  Idealbild  ist.  Wo  eine  Staats- 
verfassung, wie  dies  die  Regel  ist,  widersprechende  Züge  auf- 
weist, wird  es  von  der  Stärke  der  einander  widersprechenden 
Elemente  abhüngen,  welchem  Vcrtassungstypus  man  sie  zu- 
zurechnen hat.  Mit  dieser  aus  der  Natur  der  Sache  sich 
ergebenden,  an  späterer  Stelle  noch  weiter  zu  entwickelnden 
Beschränkung  soll  nunmehr  der  Typus  des  ständischen  Staate« 
entwickelt  werden '. 

^  In  ihren  Grundzügen  stand  die  folgende  Darstellung  schon  bei 
mir  fest,  als  ich  .in  meiner  Abhandlung,  Die  landesfürstliehe  Verwaltun«- 
rechtspflepe  in  Österreich  S.  24  ff.,  eine  knappe  Skizze  des  Wesens  der 
ständischen  Verfassung  bot.  Wider  mein  Erwarten  haben  die  Historiker 
wie  Rjichfahl,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volks- 
wirtschaft im  Deutschen  Reiche  Jahr^'.  1899  S.  349  ff.,  v.  Below,  Terri- 
torium und  Stadt  S.  258  f.  dieser  Skizze  gröfsere  Aufinerksamkeit  An- 
gewendet als  dem  Hauptgecenstand  meiner  Darstellung.  Durch  Raeh- 
fahls  Polemik  gegen  mtn'ne  Kennzeichnung  des  Wesens  der  st&ndiBchen 
Verfassung  bin  ich  zu  der  folgenden  umfassenderen  Abhandlung  über 
diesen  Stotf  angeregt  worden,  zumal  ich  in  der  Zwischenzeit  durch 
meine  in  der  Abhandlung,  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische 
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Die  Entstehung  des  Ständetums  und  seines  Veriassungs- 
rechte  ist  in  tiefes  Dunkel  geliüllt^  Nur  die  Urisachen  der 
Entstehung  liegen  ,  soweit  es  sich  um  ständisch-monarchisehe 
Staaten  handelt,  klar  7a\  Tage.  Ein  dekadentes  Königtum^ 
oder  ein  durch  politische  oder  ökonomische  Schwierigkeiten 
niedergedrücktes  oder  ein  nach  Unalihitngigkeit  von  einer 
höheren  Rechtsordnung  strebendes  Djnastentura®  raufs  sich 
weitgehenden,  der  monarchischen  Idee  feindlichen  Kon- 
an  die  Mächtigen  des   Keichs   oder   desjenigen  Ge- 


zu 


seeeionen' 


Staatsrecht  und  die  imgarisrbe  PubliziBtik,  angeatoilte  Unterauchung 
über  eine  der  zÄhesten  und  kräftigati'n  Stände verfarüsuiigen  eine  hi'M'hst 
erwünrichte  BeBtätiffim^  mehicr  von  liaolifahi  anpfegriffenen  Darstellung 
gewomiHii  hatte.  Von  den  Untcraiielinngeü  v.  Below«,  dm  unbe.sf ritte- 
neu  Fülirer»  der  modernen  hiMtons^tdien  Erfor^icher  des  Ständerechts, 
konnte  ich  während  meiner  Arbeit  nur,  Die  landstnndiscln?  Verfassung 
in  Jülich  ntid  Her^  hh  znm  Jahre  1511  (im  folgenden  nacli  den 
Teilen  citiert),  benutzen  Die  CitÄte  aus  v,  Below,  Territorium  und 
Stadt,  äind  nach  trÄ^r  lieh  eingefügt  und  zwar  bald  an  jenen  Stellen, 
wo  t^ie  ah  bedcufHame  Bestiltffrnn^en  des  Textes  verwertet  werden 
konnten,  bald  nn  jenen »  wo  die  im  Texte  j^eübte  juristiaebe  Kritik  an 
den  s^tüÄtsn^ehtliiben  Konstniktionen  de^  Ständestaates  durch  über- 
wiegend hiatori^ch  und  besonders  wirtsehaftlich  geschulte  Schriftsteller, 
auch  anf  T,  Belows  Kon^itniktioneix  zu  pafii^eu  schien.  Auch  das*  be- 
deutnngs volle  Werk  JellinekA,  Das  Recht  de.^  modernen  StJiate.s  I.  Bd.» 
erschien  für  eine  eingehende  Berücksichtigung  an  dieser  Stelle  zu  spftt, 

*  Für  die  moderne  nngariscbe  Publizintik  allerdings  l»esleht  in 
diesem  Funkte  kerne  Unklarheit,  Sie  betrachtet  einert*eits  die  ständische 
VerfaawMn^  Ungarns,  wie  sie  Weiböcz ,  Der  Protonotar  am  Hofgericht 
Wlftdi-slaw»  TL,  in  neincm  1517  er.«iichie]ien  Triimrtitiun  jurift  iOiK-^uetudi- 
narii  Regiii  Huugariae  gezeichnet  hat,  als  Er^^ebnifl  „ vi <1  hundertjähriger 
Praxis'',  andereräeit,s  lengnet  sie  die  i^tundische  Natur  diei*er  VertV^.snii|f 
und  erhebt  sie  zum  Range  einer  konstitutionellen!  So  DeÄk,  Ein  Bei- 
trag zum  ungarischen  Staatsrecht,  lH6.x  S.  71,  113,  119»  und  in  der  von 
ihm  verfaföten  Adresae  des  ungarischen  Landtags  von  1861»  in  neuester 
Zeit  Schwieker  im  26.  Bd.  der  Grünbutr^cben  ZcitKchrift  und  ganz  be- 
BOttder»  V.  Balogh  in  seinen  von  grober  Unwissenheit  zeugenden  Artikeln 
in  No.  242  und  243  d»3&  Jahrgangs  1809  des  Peater  Llovd.  Gegen  diosen 
modenien  ChativinitmuB  stickt  wohlthuend  ab  Viroszil,  Da»  Staatsrecht 
des  Königreich«  Ungarn  II  S.  5H  A    c,  lü  S.  r>  f .  A.  c,  S.  2:>9  f.  A.  c, 

»  So  in  Böhmen,  Polen,  Ungarn.     Vironzil  III  S,  192  A. 

*  In  den  deutÄch-oüterreichirtcheii  Territorien. 

*  Wenn  v*  Below,  Die  latid^tändiaciie  Verfassung  in  Jülich  und 
Berg  biß  ztim  Jahn»  1511  II  S.  54  von  Konzcnsioneii  an  die  ?^tände 
mticht,  so  verwendet  er  damit  unbewurst  einen  technifschen  Ausdruck 
aem  ständischen  Staatsrecht?*  Der  eij^entilmliche  Widerspruch  zwischen 
dem  monarchischen  und  dem  republikaniHchen  Princin»  welcher  dem 
-  (t   zur  Zeit   seiner  Entstehung   in  ursprünglich  monarchischen 

luhftftet,    kann   nicht   berf(«er  gekennxcichnet  werden  als  durch 
*i  M'he,  «lafji  sowohl  die  magna  cliarta  König  Johanns  von  121ö  al* 

a  ulla  aurea  des  ungarischen  Kr>nigs  Andreas  IL  von  1222  sich  auB- 

ii  ;ds  Konzessionen,  als  Inbr^grtff  der  den  liberis  zugestandenen 

I  1    technif^i'h    bezeichnen.      Vgl.    auch    Unger^    Geschichte    der 

*]>..,«.,  .,.ii  Landstande  II  S.  251  ff.     Die  Vertragsform  w^rd  für  die  Eil- 

1* 
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bietes  herbeilassen,  welches  den  Gegenstand  monarchischer 
Aspirationen  der  Dynasten  bildet.  Das  Ständetum  gelangt 
zum  Gipfelpunkte  seiner  Entwicklung  zur  Zeit  der  Regierangs- 
unftlhigkeit  oder  drückender  Geldverlegenheiten  oder  voll- 
ständiger KredituniUhigkeit  des  Herrschers,  wenn  er  kriege* 
rischer  Dienstleistungen  bedarf,  oder  zur  Zeit  dynastischer 
Streitigkeiten  ^  Der  Inhalt  der  Konzessionen  fliefst  regel- 
mäfsig  nicht  aus  objektiven  staatlichen  Rücksichten  in  der 
modernen  Bedeutung  des  Wortes,  sondern  entspricht  dem 
Grade  der  politischen  oder  ökonomischen  Notlage  des  Kon- 
zedierenden, unter  deren  Drucke  sie  gewährt  werden.  Die 
Stände  heischen  an  Rechtsmacht  so  viel,  als  sie  für  sich  nötig 
erachten,  wobei  sie  entweder  nur  das  ihrem  Interessen- 
Standpunkte  Nächstliegende  ins  Auge  fassen  oder  zu  mafslosen 
Beschränkungen  der  monarchischen  Gewalt  schreiten,  weil  sie 
augenblicklich  durchzusetzen  sind '.  Die  Erwägung  politischer 
Möglichkeit  der  Behauptung  der  errungenen  Macht,  ihre  Ver- 
einbarkeit mit  einem  monarchischen  Gemeinwesen,  liegt  jener 
anarchischen  Zeit,  in  welcher  das  Ständetum  sich  herausbildet, 
fern.  Die  Terminologie  des  ständischen  Staatsrechts,  weit 
davon  entfernt,  daraus  ein  Hehl  zu  machen,  bringt  es  viel- 
mehr wie  etwas  Selbstverständliches  zum  Ausdruck,  dafs  du 
Ständerecht  wesentlich  aus  der  Machtstellung  der  Stände  Biehe» 
So  wenn  Herzog  Otto  von  Tirol  in  einem  den  Bürgern  von 
Äleran  im  Jahre  1305  erteilten  Zollfrei  hei  tsprivilegi  um  anführt, 
es  sei  verliehen  seniorum  testimonio  et  potiorum  terrae 
uostrae  approbatis  indiciis^.  Bei  alledem  wird  formell  das 
monarchische  Princip  nie  preisgegeben,  mag  es  materiell  auf 
einen  noch  so  bedenklichen  Tiefstand  herabgedrückt  werden*. 

düng  von  Ständorocht  bcdeutnam,  wenn  zunächst  die  Glieder  der  Land- 
sfhaft  (xlor  Landschaften  verschiedener  Territorien  sich  einigen  und  der 
Herrscher  sich  in  diese  Einigung  fügen,  ihr  beitreten  mufs.  Das  Corpo» 
juri.s  Hungarici  kennt  nur  zwei  Heispiele  dieser  Vertragsform,  die  Pari- 
iicatio  Viennensis  et  Lincensis:  Unger  a.  a.  O.  S.  267.  Aber  auch  un- 
mittelbare Verträge  zwischen  Fürst  und  Ständen  kommen  vor.  A.a.O. 
S.  2r>H  ff. 

1  V.  Below  II  S.  2:^,  m,  as  f.,  GO,  72. 

-  Wie  die  ständischen  Kcchtc  zuweilen  ans  vorübergehenden 
Situationen  hervorgehen,  also  Produkte  des  Zufalls  sind,  darüber  Jäger. 
Geschichte  der  landständischen  Verfassung  Tirols  II,  1  S.  81,  84,  149; 
liuher,  Geschichte  der  Vereinigung  Tirols  mit  Österreich  S.  97. 

^  Jäger  a.  a.  0.  II,  1  S.  15  A.  5.  Vgl.  femer  v.  Helow  I  S.  $6 
A.  2o2,  S  HO  A.  SO()a,  II  S.  T4  A.  279,  Unger  a.  a.  0  S.  76.  und  die 
dort  S.  :U8  angeführte  Versicherung  Rudolfs  von  Habsbnrg  an  die 
Stände  von  1277,  fortan  die  Münze  niemals  ohne  den  Rat  der  michti- 
gen  Dienstmanuell  des  Landes  zu  erneuern. 

*   Merkwürdig  in   dieser  Hinsicht  sind  jene  dausnlao  comissorifte 


in  ständischen  Privilegion,  welche  das  jus  n*sistendi  der  St&nde  dahi: 
bestimmen,  dafs  bei  Vergeblichkeit  anderer  Mittel  zur  Beseitigung  einet 
Privilegienhruchs  des  regierenden  Herrn  die  Stände  sich  einem  neuen 
Herrn   zuwenden  dürften;    Unger  a.  a.  O.   S.  254 ff.      Also  wird  Auch 
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Die  ungeschlachte    und  unorganiache  Mengting  monarchi- 
scher und  republi komischer  Kinriebtungenj  als  welche  sich   uns 
der  Prozefö  der  Bilduno^  des  Btitridisclien  8taatsrechts  darstellt, 
fuhrt    schon    t'ruhzeitig     zur    Reaktion     kräftiger     Herrscher- 
individualitäten   gegen  die    uuoatürlichen  Beschränkungen  der 
monarchischen  Gewalt,  und   während  das  moderne  konstitutio- 
nell-raonarchiäche    8tiiat8reclit    wegen    seiner    zweckmälsig'vren 
Verteilung  der  Kompetenzen    an  die  verschiedenen  stautlichen 
Organe     eine     völlige    Verschiebung     des     Machtverhältnisses 
zwiachen  Monarch    und   Parlament  ohne  Änderung  des  objek- 
tiven   Verftissutigsreehtü   und   ohne   iJihmung    der    staadichen 
Funktionen  gestattet,    drückt  sich    gleich  zu  Beginn  der  Ent- 
I       Wicklung    des    Ständestaates     eine    solche    Verschiebung    des 
I       Machtverhältnisses  zwischen  dem  Herrscher  und  d<Mi  Ständen 
^^^gelmälöig    durch  die  SchafFung   oder  durch  die  Abschaftuug 
^H|ener  Einrichtungen  aus,  welclie  der  Knttaltung  einer  wahrhaft 
^Knonarehischen    Gewalt   abträglich    und   von   republikanischem 
^f©eiste  getragen  sind. 

Was  einem  schwachen,    politisch  unfiihigen,  verschwende- 
rischen,   durch    dynastische    Htreitigkeiten    oder    kriegerische 
Verwicklungen    bedningten    Herrscher   abgenötigt   worden    ist, 
zerrinnt  wie  Schnee  an  der  Sonne  unter  (lessen  kräftigen,  be- 
gabten, autokratisch  veranlagten  oder  v^m  d*^n   politischen  Vcr- 
'       hältnissen    begünstigten  Nachfolgern,     Deshalb   erlangen    Ein- 
.       rieht ungen,   wie  die  absolute  Bindung  allt^r  liegierungsakte  an 
I       die  Zustimmung  eines  ständischen  Katcs  ^  Strafrecht  der  Stände 
gegen  verfassungswidrig  handelnde    Räte^,   Aussebreibung  all- 
gemeiner Landessteuern  ^  oder  Ausübung  des  Münzreclits  durch 
die    Staude    allein*,    Unterstellung    des    Herrschers    bei    Ver- 
fassungskonflikten unter  ein  ständisches  Gericht^,  die  Sequestra- 


IB   dein  Füll   der  durch   <ir*ji   rhrmsten    verarliiiliji?tfln  Endigun^   i^eincr 

Hcrri*c"liaf Igt  «»eilte  an  dio  Erriflitmi^   einer  stHndifti'hen  Kepublik  iiirhr 

Ifodacht,    Ahnlich  voq^ifiithtot  dii*  nn^arisi'he  pragmatisch i>  Sanktion  die 

tlingsiri*cbcn8taiidi'  nach  Aussterben  de^  nmh  thron  folg  emäfnifren  Fraueii- 

IftsmrneM  der  herrschenden  DjnAatie  zur  Vornahme  der  Wahl  «^ine«  neuen 

C5ni(j:a.     Ein  Herr  —  und  diet^cr  Rerhtssatz  gilt  fiir  das*  Verhältnis  der 

Curien   der   Landschaft   unter  einander  —   ?ioil   immer  da   sein.     Iliese 

•Irschnnung   t'rinnert   an  das   alte  Gefolgschaft»-  und    an   da»   spätere 

Süldnerwe^en. 

Unf^arischer  DiätHl-Artikol  2H  aus  dem  Jahre  1298  und  hierüber 
Te»««er,  DfT  östeiTeicIiisi'ho  KaisfTtiteh  das  uncTÄrische  StÄateroc-ht  und 
dir  nngarische  Publizistik  8-  15.     Unpt»r  a.  a.  0.  8  282,  315. 

*  Ung.  D.  A-  7:    1M)7  vt^rglit-lien  mit  tlor   Regieruupsweiae  Ferdi- 
nand» I.     Vgl.  fernor  Unger  a.  a.  O.  S.   180,  509  f. 

*  Jäger  a.  a    O.  U   S.  23 f.;   BuehholtÄ»  Geschichte  der  Regiening 
Ferdinande  l  Bd.  VI  S.  ^97. 

*  tJngcr  a.  a.  0.  S.  319 ff.;    IMhmische  LandeFordniing  TOD   1564, 
titüche  Aufgabe  Fol.  H71  W.  16. 

*  Vgl  div  Einigung  der  weltlichen  Stände  de»  Erzbistums   SaU* 
irg,   den   sogenannten  Igel,   bei   Ungcr  a,  a.  O.  S.  250,   dann   ebenda 

>ff,  264/3:58,  Mb,    Aucli   nach   dem    ülteBten   mährischen  Land«*- 
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tion  der  gesamten  landesherrlichen  Gewalt  durch  die  Stände ', 
das  £inungswesen  zur  Verteidigung  der  ständischen  Rechte 
gegen  Angriffe  des  Landesherm^  nicht  die  Bedeutung 
dauernder  Kechtsinstitute  wie  etwa  das  ständische  Steuei^ 
bewilligungsrecht  oder  die  ständischen  Vorrechte.  Sie  ent- 
stehen und  vergehen  vielmehr  zugleich  mit  den  politischen 
Verwirrungen,  welche  sie  hervorgebracht  haben  •.  Desgleichen 
gelangen  die  Stände  nur  in  den  Zeiten  grOfster  Verwirrung 
zur  Vertragsfhhigkeit  gegenüber  dritten  Landschaften^  und 
selbst  ihr  anerkanntes  Recht,  bei  der  Erklärung  von  Offensiv- 
kriegen und  zuweilen  auch  bei  Friedensschlüssen,  Bündnissen 
mitzuwirken^,  gelangt  zu  keiner  rechten  Entfaltung. 

Dieser  Einflufs  des  Wechsels  in  der  Person  des  Herrscher» 
auf  die  Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  diesem 
und  den  Ständen  entgeht  schon  den  zeitgenössischen  Schrift- 
stellern nicht.  So  schreibt  ein  Anonymus  nach  der  WaU 
Ferdinands  I.  zum  böhmischen  König:  „O  ich  gan  es  den 
stolzen  pehamischen  Herren  wohl,  dafs  der  Herzog  Ferdinand 
ir  Kunich  ist  worden,  on  Zweifel  wird  er  sie  nit  lassen  ako 
mit  ihm  umbgehen,  wie  sie  wollen,  als  sie  den  zweien  Kunig 
nach  einander  haben  gethan,  sie  haben  wohl  zu  ihm  gesprochen 
Du  bist  unser  Kunig,  wir  sind  Dein  Herrn"  •.  Es  ist  all- 
gemein bekannt,  wie  sehr  sich  diese  Voraussage  erfiillt  hit 
Und  von  dem  ungarischen  Recht  in  jenem  weitem  Sinne  de» 
Wortes,  in  welchem  es  alle  Zweige  des  Rechts,  somit  auch 
das  öffentliche  Recht,  umfafst,  sagt  Werböcz  in  der  Vorrede 
zu  seinem  Tripartitum  juris  consuetudinarii  Regni  Hungariae: 
Cum  apud  nostrates  eo  in  genere  nihil  hactenus  exstiterit  aot 

roi'ht  «unterstand  der  mährische  Mark^af  dem  ständischen  Pairsfericht*. 
Tomascbek,  Recht  und  Verfassunjr  der  Markgrafschaft  Mähren  im  15.  Jahr- 
hundert S.  18  u.  30  ff. 

»  Jä^-er  a.  a.  0.  II,  1  S.  22,  54,  138,  II  S.  340;  Uncer  a.  a.  0. 
S.  2.^8  f.,  294,  86:i. 

«  Buchholtz  a.  a.  O.:  Unger  a.  a.  0.  S.  251  f.,  254,  265,  310,  410: 
Viroszil  I  S.  810,  II  S.  260  A.  c;  Löning,  Grerichts-  und  Venralmnsr*- 
behörden  in  Branden burfr-Preufsen,  Verwaltungsarchiv  11  S.  221. 

^  Über  die  durch  die  Verschiedenheit  der  HerrscheTindividuen 
hervortrerufene  l^'nständifrkeit  des  ständischen  Staatsrechte,  Jiger  IL  1 
S.  11  ft,  87  ff.,  37t» f.;  Unfrer  a.  a.  O.  S.  225,  284,  286 f.,  314;  EachfrhL 
Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  vor  dem 
80jälirigen  Krie«re  S.  278.  Auch  die  Darstellung  bei  v.  Below  11  S.  ^ 
A.  l:il»,  S.  78  weist  starke  ^Schwankungen  in  der  Rechtsstellung  de* 
Herrschers  innerhalb  kurzer  Zeiträume  nach. 

*  Untrer  a.  a.  0.  S.  801,  3:36,  dann  die  Pacificatio  Viennensifl  im 
Corpus  iuris  Hun;rarici. 

^  Unger  n.  a.  0.  8.  202:  Viroszil  II  S.  82ff.,  84;  v.  Below  II  S.öd 

*  Elvort.  Zur  «"sttTreichiscben  Verwaltungsgeschichte  mit  besonderer 
Hücksictit  auf  ilio  böhmischen  Länder,  24.  1^.  der  Schriften  der  histo- 
rischi'u  Sektion  der  k.  k.  mahrisch-schlesischen  Gesellschaft  S.  51.  Vgl 
t't'rncr  Kries.  Hist«^ri>che  Entwicklung  der  Steuenrerfassang  in  Sehleäen 
S.  4:  für  Tirol,  Jäger  a.  a.  0.  II  S.  II. 
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origine  diutarnum,  aut  sanctione  stabile,  aiit  perenni  usu 
et  observantia  roboratum,  sed  ex  cujaaquo  t'ere  Principiö  ac 
regia  nutu  et  arbitrio,  novae  constitutiones,  novaoue 
edicta  ...  .  emanavarint  ^  Es  ist  deshalb  ein  vergeblicnes 
Unteniebmen,  das  ständische  Veriassuiigsrecht  irgend  eines  in 
Betraebt  kommenden  Temtoriums  in  jener  Geschlossenheit 
zur  Darstellung  zu  bringen,  wie  dies  von  dem  Staatsrecht  ge- 
festeter  kunstitutioneller  Monarch leen  gilt.  Man  raufe  es  viel- 
mehr nach  manchmal  kurzen  Epoclten  abscheiden,  welclie  durch 
die  Regierungszeit  mächtiger  und  machtloser  Fürsten  gebildet 
werden ,  ja  es  gestaltet  sich  selbst  unter  ein  und  demseU>en 
Herrscher  je  nach  dessen  Machtstellung  verschieden.  Höchst 
lehrreich  ist  in  diesem  Punkte  ein  Vergleich  der  Gestaltung 
des  buhmiseheo  Ständerechts  unter  Ferdinand  L  vor  und 
nach  dem  Schmalkaldiachen  Kriege^.  Wenn  wir  in  der 
neueren  Stajitengeschicljte  ein  Anahigon  für  diese  Erscheinung 
suchen,  so  Bnden  wir  es  in  solchen  Staaten,  welche  inner- 
halb verhRltnismälsig  kurzer  Zeiträume  zwischen  monarchischer 
und  republikanischer  Verfassung  oder  zwischen  einheitsstaat- 
liehen und  föderalistischen  Verfassungsexperimenten  hin-  und 
herschwanken.  Es  erklärt  sich  hiermit  auch  die  Aufserung 
Werböcz',  der  es  schon  für  seine  Zeit,  filso  für  den  Beginn  des 
IG.  Jahrhunderts  fast  menschenunmöglich  hält,  die  Jura  Regni 
Inclyti  Hungariac  certam  in  seriem  formularaque  et  ordi* 
nem  red  ige  re  ,.•*  cum  inter  Hese  plerumque  dissideant  et 
adversis  quasi  frontibus  obluctentur.  Es  erklärt  sich  ferner 
hiermit  das  geringe  Vertrauen,  welches  die  Stände  selbst  der 
inneren  Festigkeit  und  dem  eigenen  Behauptungs vermögen  des 
Ständerechts  entgegenbringen* 


'  Vffl.  über  den  Einflafa  der  Machtverhältnisse  auf  die  Änderung 
der  Reclitainstitut*^  des  stUndischi^n  Staates  auch  ViroszÜ  1  S,  12oI 
l>i5,  282  A.  L  8,  ^7  f, ,  11  S.  5fJ  A.  b,  S.  88,  tll  S-  242  flF. 

*  Hachboltz,  Geechicbte  der  Regierung  Ferdinands  L  Bd.  II  S,  419  ff., 

434.  427,  429  A.,  447  C,  449;  VI  S.  348  ff.,  :i80,  390,  403,  409,  420  ff.,  424, 

S'T.    Kriea  a.  a.  O.  S*  75,  Elvert  a,  a.  0.   S.  50  ff     Vgl,  auch  den  Ar- 

l    Länder   ( Landein  ordnim^en,    Land  band  festen)   im    österreichischen 

-      ^  -'  rferbuch   mid  zwar  jenen  für   die   usterreichische  Oruppe  von 

\l  B.   L   Hälfte  S.  557  f*  und  jenen  für  die  bühmiscbe  Uru^pe 

r  a.  a.  O.  S,  570  f.     Selbst  naeh  dejn  ^Ojäbrigen  Kriege  sind 

itwanknngen  der  rechtlieben  Einrichtungen  je  nach  der  Macht- 

MT  an  denselben  Beteiligten  wahrzunehmen.   Stellt  Ferdinand  IL 

_  1  dem  von  den  seid  epischen  Ständen  beanspruchten  Steiierbemlligunga- 

r*     it  steine  hochtragenden  Kef^'-alien  entj^egen,  so  raiifs  Leopold  L  den- 

i-n   It5f4  einen  Revers  in  der  alten  Form  ausstellen.    Nimmt  derselbe 

i_     [)old  I.  16<>8,   im  Widersprueh   mit  <ii'n  Privilegien  Wladislaws  und 

Htidolfj^  IL,   die   Be^ietznng  des  Oberamt^   allein   vor,    so   mufs   er  1669 

•<unen  Versuch,  die  scblesische  Sebatzungssteuer  durch  eine  Konsunitions- 

•f^»ner  zu    er?*etzen,    wegen  der  gegenüber   d^T    letzteren   bestehenden 

Ex«*mtion'<privilc^ien  des  Adels  und  des  Klerus  aufgeben,  Kries  a,  a,  0. 

V»    »11   A.  10.  70  A.  3. 
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Dieses  Mifstrauen  ist  es,  welches  zu  der  Garantie  der 
ständischen  Rechte  mittels  der  Bestätigung  oder  Be- 
schwörung derselben  durch  jeden  neuen  Herrscher  bei  dessen 
Regierungsantritt,  oder  zum  Aufschub  der  Erbhuldigung  der 
Stände,  zum  Aufschub  der  vollen  Entfaltung  der  monarchischen 
Gewalt  bis  nach  vollzogener  Bestätigung  oder  Beschwörung 
führte  Aber  auch  diese  Einrichtung  wird  von  dem  das  ge- 
samte Ständerecht  beherrschenden  Gesetze  der  Umsetzung  von 
Machtveränderungen  in  Rechts  Veränderungen  erfafst.  Ein  seiner 
Mission  bewufster,  durch  die  politischen  Verhältnisse  gestüster 
Herrscher  scheidet,  was  er  als  unerträgliches  Hemmnis 
monarchischer  Gewalt  betrachtet,  wenn  er  die  Macht  hieftir 
besitzt,  aus,  verweigert  die  Bestätigung  oder  schränkt  sie  ein*. 
So  kann,  was  zur  Bekräftigung  des  Ständerechts  dienen  soll, 
zu  einer  demselben  abträglichen  Revision  führen.  Der  Be- 
stätigungsakt wird  hiermit  zu  einem  konstitutiven  Akt,  welcher 
dem  Ständerecht  eine  Kraft  zufuhrt,  die  es  ohne  denselben 
niciit    haben    würde*.      Das    Ständerecht    büfst    durch    den- 


1  ünger  a.  a.  O.  S.  40,  24:U.,  247.  Nach  D.  A.  III:  1790/91  mnft 
im  Falle  des  Ablebens  des  angarischcn  Köni^  dessen  Nachfolgfr 
sich  binnen  sechs  Monaten  in  gesetzlicher  Weise  krönen  lassen.  Inne^ 
balh  dieser  Zeit  stehen  ihm  sämtliche,  die  öffentliche,  verfassunesmäfidge 
Verwaltung  des  Reichs  betreffenden  Bcchtc  des  Könige  und  der. \a- 
spruch  auf  Unterthanengehorsam  zu,  nur  die  Privilc^enerteilung  mnü 
bis  nach  erfolgter  Krönung  aufgeschoben  bleiben.  Dieser  Difttauirtikel 
ist  ein  lehrreiches  Beispiel  jener  technischen  Unbeholfenheit,  welche  das 
ungarische  8tänd<Techt  bis  zum  Ausgange  seiner  Elntwicklung  be- 
herrscht. Der  Fall  der  Erledigung  des  Tnrones  durch  Throuvenicht 
erscheint  über^an^en  und  oigrntümlich  ist  die  von  alters  her  über- 
nommene Beschränkung  dos  Aufschubes  gesetzgeberischer  Befiicrnis  d« 
Königs  auf  die  Privilegiengesetzgebung.  Gesetzmäfsige  Verordnuiigeii 
kann  also  auch  der  ungekrönte  König  erlassen ;  Viroszil  II  S.  308  A.  k. 
Balogh  a.  a.  0.  No.  242  erblickt  in  dieser  synallacrmati sehen  Verbin- 
dung von  Verfassungsgelr)bnis  und  Erwerb  der  vollen  monarchischen 
Gewalt  eine  der  von  ihm  entdeckten  Besonderheiten  der  tit- 
ungarischen Verfassung,  welche  sie  als  ursprünglich  konstitationell 
4Tkennen  lasse  und  aus  der  Reihe  der  Ständestaaten  heraushebe.  Vgl. 
indes  die  citiorten  Stellen  aus  ünger  und  über  das  Alter  der  ganxen 
Einrifhtung  die  Litteratur  bei  Viroszil  a.  a.  O. 

-  Mit  der  Resolution  vom  21.  März  1528  vem^eigert  Ferdinand  I. 
von  dreizehn  ihm  durch  die  unterennsischen  Stände  vori^legten 
l'reiheiten  elf  die  Bestätigung,  Motloch  a.  a.  0.  S.  554.  VcL  ferner 
<Tierke,  Das  diMitsche  Oenossenschaftsrecht  I  S.  548  f.  Auf  die  all- 
gemeine Beschränkung  der  Bestätigung  durch  die  Erwcisbarkeit  oder 
Erwiesenhoit  der  ständischen  Privilegien,  oder  durch  die  VorauBsetxiing 
drr  J^r>l>Ii<hkeit,  Gerechtigkeit  der  behaupteten  Gewohnheiten  (Ungrer 
a.  a.  0.  S.  216,  241)  wird  noch  zu riick gekommen  werden. 

^  So  giebt  sich  selbst  die  goldene  Bulle  des  ungarischen  Königs 
Andreas  II.  nicht  als  blofses  Versprechen,  das  besten  ende  Recht  XQ 
acht<>n .  sondern  als  N  e  u  begründung  früher  bestandenen  Rechts.  E» 
heifst  dort  i)reeibus  et  instantiis  multis  (de  nobilinm)  concedinins 
eis  quam  quam  aliis  hominibus  nostri  libertatcm  a  Sancto  rege  (Stefano) 
concessam. 
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^%elben  den  Charakter  eines  objektiven,  durch  eich  selbst 
wirkenden  Rechtes  ein'  und  wird  zu  einem  peraönl  ic  h(^nj 
verschiedenartigen  Inhalts  fiiliigen  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  jeweiligen  llerröcher  und  den  Stünden*. 
So  verwandelt  »ich  im  Laute  der  Zeiten  da«  ungarische  In- 
ÄUguraldiplom  aus  einer  förmlichen  Kapitulation  zu  einer,  ein- 
seitiger Änderung  durch  die  Htande  entzogenen  Verfaasungs- 
best-itigung^,  andererseitsgelingtesclen  ungarischen  Königen  seit 
Karl  IlL  (VL|,  aua  diesem  Diplom  die  in  dasselbe  früher  auf- 
genommenen Beschränk itJigen  der  königlichen  Gewalt  in  be- 
IreflP  des  Beginnes  von  Angrifl^skriegen  und  des  Abschlusi^es 
von  Friedensverträgen  mit  der  Türkei  auszuscheiden^.  Und 
gerade  deshalb,  weil  die  Einrichtung  der  Verfassungsanerken- 
nung  unter  mächtigen  HerrschL^rn  zur  Eliminierung  stitndischer 
Rechte  aus  dem  Inaugurahliplom  führen  konnte  %  nimmt  die 
zur  Beratung  d^r  Durch führkeit  der  pragmatiaclien  ♦Sanklion 
eingeset'/te  Palatinalkonferenz  von  1712  in  ihr  Gutachten  auch 
den  Vorschlag  auf,  dafs  im  Namen  der  zur  Thronfolge  zu  be- 
rufenden Tochter  Karls  ELI.  ein  u  n  w  i  d  e  r  r  u  f  I  i  c  h  e  s  Diplom 
über  die  Gesetze,  Rechte,  Freiheiten,  Privilegien,  Statuten, 
RechtÄgewohnheiten  des  Reiches  ausgefertigt  werden  solle *^* 


k 


*  Vgl.  dagegen  die  moderne  Auffassung  do»  VcrfasBungaeelobnii^i^eH 
bei  Zftchariä,  Deutsches  Staats-  und  mmdesredit  2  A.  1  S    2Öi>. 

*  Viroszil  n  S.  88,  MasiiniliiiD  I,  raiirnt  doii  oHterreiehiwchen 
Anden  IÖ18  Mitwirkung  zur  Besetzung  der  lniiiJo:^fiirstIirheii  Behörden 
i»,  F'ordirmnd  I.    erklart   id   diesem  Funkte   fri'i    und   un\*erbunden  zn 

n;  liasonthal,  Die  BehÖrdenor^anisation  Ferdinands  1.  S.  4*3. 
^  Viroftzil  I  8.  274  A.  i,  3Pi  U  H  ^-  4LH 

*  Ä.  a.  O.  11  S.  So  Z.  1,  v^L  ebenda  I  S.  310  und  für  das  böh- 
(cbe  StÄnderecht  F^lvt^rt  a,  a*  O.   S,  52,     Der  Vergleieh   des   in   eon- 

tiones  abgeteilten  Kunii^sdinloms  Leopolds  L  und  des  lediglicli  in 
tik*d  jcerfallenden  Karls  IIL  ist  für  die  Erkenntnis  der  Einwirkung 
ständisclien  Krönun^s-  und  lluldig-un^saktos  auf  die  verfas-^ungs- 
htliche  Entwicklung  des  Ständesitaatee  sehr  b^br^eich.  In  Zusamrni*«- 
nß  mit  dieser  individualrechtlii-lien  imd  persönticben  Auffassung  des 
WoHUnisBea  awi&chen  Herrscher  und  Ständen  steht  aucb  die  Fassung 
r  Bechtsnonnen  als  Zusii  heniniren,  Vemcbenuigeii  des  je  wei  l  ijren 
!rr»cher»,  an  welche  .nein  Nachfolger  sich  nicht  gebunden  erachtet, 
esbalb  **ieh  die  Stände  zuweilen  dieselbeu  ri^n  tlvm  V^ersichernden  fiir 
h  und  »eine  Nachkommen  ertheilen  lassen;  Viroszil  1  S.  H62  A-  w^ 
A,  11:  1741;  Unger  a,  a  O,  8*  *242;  Tezner,  Landesfurstlicbe  Ver- 
tu ntf«  rech  tsptlege  S.  ai  A,  59,  8.  40  A.  16. 

*  V  irosxil  I  tS.  310  oben. 

*  BidermitnUt  Gescbichte  dor  österreichischen  Gesamtsta&tsidee  II 
48.  Ikieh  kam  es  nicht  dazu.  Wenn  ich  dem  Reehtinstitiite  der 
bhubJi^^uDg    nicht  jene    rechtaBtätzende    Bedeutung    zu    Gunsten    der 

it4nde  beimesse,  wie  die  Historiker,  vgl.  Unger  a.  a.  O.,  Below,  Terri- 
torinm  S.  250,  so  geschieht  dies  ans  den  im  Texte  entwickelten  (»runden, 
*—■****    aus    der   verfaHSungsgefiihrliehen   Natur   dersellien    entnommen 
Iso  die  RevexÄseite  der  Medaille  zeigen;  <!4egeuüljer  Below  a.  a.  O. 
ich  darauf,  dafa ,  von  Ungarn  abgesehen ,  im  8tiiiiderechte  der 
ichi^chen  Kronl&nder   die  Einungt^n    nur   eine  ejjhemere,   die  Re- 
;eit  schwacher  Herrscher  nicht  überdauernde  Einriclttung  ge- 
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III. 

Mit  dieser  allgemeinen  Charakteristik  des  Geistes  des 
ständischen  Staatsrechts  erscheint  der  Übergang  zu  den  Einzeb- 
heiten  desselben,  zur  Betrachtung  der  dem  Geiste  entsprechen- 
den Technik  dieses  Staatsrechts  gewonnen. 

Die  Historiker  berichten  von  einem  Gesetzgebungs recht' 
der  Stände  zunächst  im  Sinne  eines  ihnen  mit  der  Elrone  ge- 
meinsamen Rechts. 

Damit  würden  sich,  wenn  man  die  Quellen  aufser  Betracht 
liefse,  folgende  Vorstellungen  verknüpfen: 

Es  giebt  einen  abgegrenzten,  umfassenden  Kreti 
staatlicher  Angelegenheiten,  welcher  nur  durch  v ö  1  li g e  Über 
einstimmung  des  Willens  der  Stände  und  der  Krone  erledigt 
werden  kann,  wobei  grundsätzlich  die  Willenserklärung  der 
Stände  jener  der  Krone  vorherzugehen  hat. 

Zu  diesen  Angelegenheiten  gehört  jedenfalls  die  Auf- 
stellung materieller,  die  Selbstbestimmung  und  Güterherrschaft 
der  Staatsangehörigen  regelnder  und  beschränkender  Rechti- 
normen^,  um  so  mehr  die  Regelung  der  Verfassung  des 
staatlichen  Gemeinwesens  wie  die  Sicherung  seiner  Sonder 
persönlichkeit. 

Der  so  gekennzeichneten  Gesetzgebung  entspricht  auch 
eine  Form  derselben,  welche  sie  als  Ergebnis  voller  Ü1)C^ 
einstimmung  zwischen  Krone  und  Ständen  erkennen  läfst. 

Ein  in  solcher  Form  zu  stände  gekommener  \Villen8akt 
von  Krone  und  Ständen  besitzt  die  höchste  autoritative  Krafl 
bricht  also  die  Kraft  jedes,  in  welcher  Form  immer  e^ 
gangenen,  ihm  widersprechenden  Willensaktes,  kann  aber 
selbst  nur  durch  einen  Willensakt  von  gleicher  Form,  sei  es 
überhaupt,  sei  es  für  einen  individuell  bestimmten  Fall,  ent- 
kräftet werden. 

Es  bestehen  besondere  Einrichtungen  zur  Sicherung  der 
Entfaltung  dieser  Kraft,  unmittelbar  wirkende  Selbstschutz- 
vorrichtungen der  Gesetzgebung. 

wesen  sind  und  sich  zu  einem  unangefochtenen  Rechtsinstitute  nach 
Art  dos  Steuerbewilligungsrechts  nicht  konsolidiert  haben. 

^  Wohl  am  schärfsten  ausgesprochen  bei  Luschin,  OsterreichiMhe 
Rcchtsgcschichte  S.  184,  Gnindrifs  S.  101.  Ihm  folgt  Scidler  in  seinen 
Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik  des  österreichischen  Staatsrechts 
8.  78  nach.  Die  ungarische  Publizistik  seit  De&k  hält  leidenschaftlich 
au  einem  uralten  Gesetzgebungsrecht  der  Stände  im  Sinne  der  mo- 
dornen  parlamentarischen  Gesetzgebungskompetens  fest 

-  Die  staatsrechtlichen  Kompendien  sprechen  von  Freihat  nnd 
Eigentum  oder  Vermögen  der  Staatsbürger  und  so  auch  einxeine 
moderne  konstitutionelle  Verfassungen.  In  den  Privilegien  der  Stände 
von  Jülich  und  Borg  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  die  Rede  von 
lif  und  guit.  v  Bolow,  Die  landstandische  Verfassune  von  Jülich  und 
Berg  III  2  S.  124. 
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Vergleicht  man  mm  mit  diesen  Vorstellungen  vom  Gesetz- 
gebungsrecht,   welche   von    der  G-esetzgebungskoeipetenz    der 
modernen    Parlamente    entnommen    sind^    das,    was    man    als 
stiindisches  Mitgesetzgebungsrecht  bezeichnet,  so  ist  die  Über- 
einstimmung kaum   der    Rede    wert.     Sie    reicht   nicht  weiter^ 
aU  dafs  es  einen  sehr  eng  begrenzten  Kreis  von  Angelegen- 
heiten giebt,  für  deren  Erledigung  Übereinstimmung  von  Krone 
^4ind  Ständen  gefordert  wird.      Eine  grundsätzliche  Zu- 
^Hireiäung  der   materiellen  Rechtsgesotzgebung  und 
^Line    schrankenlose  Zuweisung  der  Verfassungs- 
Bjjesetzgebung  zu    diesen    Angelegenheiten    findet 
^      sich    nicht*    und   von  allen  andern  hier  aufgezählten  Kenn- 
zeichen dea  Qesotzgebuogsrechts  pafst  kein»  auf  die  Mitwirkung 
der  Stände  bei  der  Erledigung  staad icher  Angelegenheiten. 

Da«   Stlln derecht   verträgt   deslialb   die    Übertragung    der 
modernen  Begriffe  von  Gesetzgebung  und  Verordnung  Gesetz- 

kebung  und  Vollziehung  auf  seine  organisatorischen  Einrich- 
xngen  meht  Es  kennt  gar  kein  objektives,  von  der  Tendenz 
der  erschöpf  enden  Verteilung  der  staatlichen  Kompetenzen 
beherrschtes  Verfassungsrecht  ^  es  wird  vielmehr  beherrscht 
von  dem  Gegensatze  der  subjektiven  Rechte  des  Königs  oder 
Landeshcrm,  der  Regalien,  MajeatÄt8rechte,  Hoheiten  und 
Obrigkeiten  auf  der  einen  Seite,  und  der  Rechte  der  ständi- 
schen Versammlung^  ihrer  Unterabteilungen ^p  und  selbst  ein- 
zelner Glieder  derselben*,  auf  der  andern  Seite.  Diese  letz- 
teren    Rechte    zusammenge  fafs  t,     bilden    die    vom 

|£önig  oder  Landesherrn  anzuerkennende  Landesver- 
tfassung.  Die  Wahrung  der  Rechte  der  Krone  tritt  in  der 
Bestätigung  oder  im  Gelöbnis  überhaupt  nicht  oder  nicht  in 
gleich  scharfer  Weise  hervor. 
Ohne  Feststellung  dieser  Erkenntnis  ist  die  verfassungs- 
rechtliche Entwicklung  des  Ständestiuites  gar  nicht  zu  verstehen. 
Sie   wird   uns   an8chaulii:h    gemacht   durch    die   Gelöbnis- 

Poel  der  deutschen  Landesherren»  das  Land  und  dessen  Leute, 
ter,  Knappen,  Bürger^  Bauern,  Geistliche  und  Weltliche, 
e    und    Unedle,    Arme   wie    Reiche   bei    allem  Rechte  und 

'  Vgl.  z.  B.  V-  Bnlow  II  S.  50,  woselbst  von  faeere  Constitution  es 
\ et  nova  .iura  keino  Rede  Ist, 

*  Dies  gilt  von  der    un^arisfhen  St&nde Verfassung    bis  zu  ihrem 
lÖ^cbeii  im  Jahre  l?^4^,  aka  selbst  nach  der  1790/91  erfoljjten  äufser- 

ichen  Ankittiin^  der  Älonte-jijnieuHchen  Gowaltenteilun^  an  dieselbe. 

*  Hier  kommen  in  Bi-tritcht  din  Kerbte  der  eiuzolneD  Kurien  der 
Jind^cbaft,  die  Rechte  der  Landdrhafteii  der  einzelnen  Btaatarechtlich 
:eiichie<lenen  Territorien  eine«  ^^rüfseren  Territorialverbandea, 

*  Beispiele:  Steuerprivilegieii  einzelner  Glieder  der  LandsehafI, 
ädtische  rrivileg^ien,  8tt'uem*ven*e  zu  Gunsten  der  Stftdte;  v.  Below  II 

„  A,  102.     Viroszil  It   S.  5*>  A.   warnt  mit  groföem   Nachdruck  vor 
[ftbertraicniifr  moderner  Btaat«recbtlicher  Beprriffe  auf  das  nn^arische 
icht,  ahne  indes  an  dieser  richtigen  EIrkeiiQtiiis  feDtvuhalteii. 
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Freiheit  und  alter  Gewohnheit  zu  lassen  >,  die  sie  von  frtther- 
her  besitzen,  oder  durch  die  ungarische  Gelöbnisformel,  quod 
ecclesias  Dei,  Dominos  Praelatos,  Barones,  Magnatos,  Nobile« 
Civitates  libcras  et  omnes  Regnicolas  in  suis  Immonitatibus^ 
Libertatibus,  Juribus,  Legibus,  Privilegiis  et  in  antiquis  et 
approbatis  Consuetudinibus  conservabimus",  oder  der 
böhmischen  in  der  L.-O.  von  1564  enthaltenen,  die  Hemchafit 
und  die  vom  Adel,  Präger  und  andere  Städte  und  die  ganze 
Gemeinde  des  Königreichs  Böheimb  bei  ihren  Ordnungea 
Rechten,  Privilegien,  Begnadungen,  Freyheiten  und  Gerechtig- 
keiten und  guten  alten  Löblichen  Gebrauchen  zu  erhalten*. 

Wir  sehen  also:  Es  besteht  ein  patrimoniales  Verhältnil, 
eine  subjcktivische  Verknüpfung  zwiscnen  der  Landschaft,  den 
Gliedern  der  Gemeinde  und  den  leges  et  consuetudines.  Diese 
sind  Icges  et  consuetudines  Praelatorum  Baronum,  Ord- 
nungen, Rechte,  Freiheiten  der  Herrschaft  und  derer 
vom  Adel.  Es  verwandelt  sich  also,  was  uns  objektives 
Recht  ist,  in  subjektives  Recht  der  dadurch  Begünstigten ^ 
Dabei  besteht  keinerlei  rechtlicher  Kräfteunterschied  zwischen 
den  Rechten  der  ganzen  Landschaft,  ihrer  Abteilungen  und 
ihrer  einzelnen  Glieder.  Es  ist  auch  für  die  Verfassungs- 
mäfsigkeit  der  Begründung  ganz  gleichgültig,  ob  das  einzelne 
subjektive  Recht  durch  einseitigen  Akt  der  Krone  oder  durch 
Zusammenwirken  von  Krone  und  Ständen  ^  oder  ob  es  endlich 
gewohnheitsrechtlich  entstanden  ist^.   Modem  gesprochen  findet 


1  Unper  a.  a.  O.  S.  102,  407  A.  2.  125  A.  1,  241  f ,  4-33. 

'  Vprl.  z.  B.  das  Inauguraldiplom  (Decretum  I)  Leopolds  I.  im  Corpus 
juris  Hun^arici. 

»  A  li  fol.  IL 

^  Das  ^ilt  z.  H.  von  dem  Hechte  des  Landes,  dafs  niemaDd 
aufserlialb  seines  Gebietes  vor  Gericht  gezogen  werde.  Da«  ist  zu- 
gleich Privilegium  jedes  einzelnen  Gliedes  der  Landschaft.  Vgl.  hierzu 
auch  Viroszil  II  S.  8  f. 

^  Also  mit  Zustimmung  der  Stände  oder  durch  formlichen  Vertrae 
zwischen  diesen  und  dem  Herrscher.  Beispiele  solcher  Verträge  sinü 
die  schon  im  i:i.  Jahrhundert  vorkommenden  Landfriedens  vertrage; 
Unger  a.  a.  0  S.  203  ff.,  femer  der  Vertrag  zwischen  dem  böhmischen 
Kr>nig  und  den  Ständen  „die  Metall  belangende"  L.O.  von  1564  W.  1 
fol.  3«)l. 

*  Für  die  ständische  Auffassung  fallt,  wie  bereits  bemerkt,  ob- 
j«*ktive8  und  subjektives  Recht  zusammen.  Selbst  die  Landesamter  sind 
gedacht  als  Gegenstand  eines  subjektiven  Rechtes  des  Landes,  und  das' 
einzelne  Landesamt  als  Gegenstand  des  subiektiven  Rechtes  Jener 
Kurie  und  ihrer  Glieder,  denen  allein  es  zugänglich  ist;  die  Instruktion 
der  ständischen  Verordneten  Böhmens  von  1529  erklärt  es  für  eine 
Freiheit  des  Landes,  dafs  die  Landesämter  nur  mit  Böhmen  be- 
setzt werden.  Vgl.  L.O.  15(>4  B  II  fol.  4«  f.  Deshalb  ist  auch  die  «Lcs^ 
w«'lche  nach  D.  A.  12:  1790  91  die  Schranke  für  die  potestaa  executivt 
a]>geben  soll,  nicht  identisch  mit  dem  auf  dem  Reichsti^  verabschiedeten 
Gesetz,  sondern  umfafst  auch  alle  im  Verfassungsgelöbnis  bezogenen 
Immunitates,  J ura,  Privilegia.  Auch  das  auf  Gewohnheits- 
recht gestützte  subjektive  Vorrecht  ist  Privileg;  Brie,  Die 
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in  diesem  Punkte  kein  Vorrang  des  unter  ständischer  Mit- 
wirkung erlassenen  Gesetzes  ^  vor  andern  Begrlindungsformen 
statt.  Ja  es  vollziehen  sich  gerade  die  t'undainentalen  Ver- 
fassungsgesetzgeber ischen  Akte-  in  der  Form  von  Konzessio- 
nen, also  einseitigen  Willenserkhirungen  der  Krone,  welche, 
mochten  sie  auch  unter  den  ftir  die  Stände  günstigsten  Macht- 
verhältnissen entstanden  sein ,  einen  Gegensatz  zwischen  dem 
Begehren  der  Stände  und  der  Erledigung  derselben  in  dem 
hinausgegebenen  Versprechen  nicht  aussah lielsen.  Auf  der 
-andern  Seite  sollen  nach  einer  zuweilen  mit  Erfolg  zur  Geltung 
■gebrachten  Auffassung  sowohl  die  Rechte  des  Königs  oder 
Landesherrn  als  auch  jene  der  Landschaft  an  der  unüberseh- 
baren Summe  der  gelegentlich  und  ohne  Beziehung  auf  einander 
erteilten  Privilegien,  welche  den  umfangreichsten  Teil 
des  ständischen  Verfassungs  rechts  bilden®,  ihre 
ttniiberschreitbare  Schranke  finden ;  diese  sollen  also  auch 
durch  einen  von  der  Krone  und  den  Ständen  zu- 
sammen vorgenommenen  Akt  nicht  entkräftet 
werden  können^,  Fafst  man  also  den  unter  ständischer 
Mitwirkung  entsüindenen  Willensakt  der  Herrscher  als  Seiten- 
dtück  des  konstitutionellen  Gesetzes,  als  ständisch-monarchisches 
Gesetz  auf»  no  darf  man  nicht  sagen,  dieses  Gesetz  besitze  eine 
alle  Akte  überwältigende  Kraft.  Ein  solches  Verhältnis  waltet 
nicht  ob.  Die  Kraft  widerstreitender  rechtsbegründender 
hoheitlicher  Akte  hängt  im  Ständestaat  von  der  politischen 
Macht  der  durcli  dieselben  Berechtigten  ab.  Dasjenige  sub- 
jektive Recht,  dessen  Träger  die  gröfste  Macht  zur  Seite  steht^ 
oder  das  Recht  des  Kräftigsten^  ist  auch  das  kräftigste  Recht*. 

Lehre  vom  Gewohnheitarecbt  I  a  214,  2l*>  f.,  221  *"-»  *22:i.  Andrerseits 
wird  der  Ausdruck  GcwoliiiluMtProt^ht  fitr  alles  in  Übune  und  Gel- 
tung stehende  Recht  gebraiieiit,  uiiiibhängig  von  der  Art  seiner 
EntÄtobung,  Dits  ist  du*  lifdeutun^  diesf^  Aundrucks  im  Titel  des 
Trijmrtituni  juris  **o  nsu  t'tudi  iiari  i  iiiclyti  Regni  Hungariae  des  Wer- 
bm*z,  dann  in  Suttingc^ra  Consuetii  diu  es  Aui*triai*ae, 

'  Hierüber  Otto  Mayer.  Deutsches  Verwaltungrecbt  I  S.  72, 
-  lleispiele  die  Mag:na  ehartii  Kihup;  Johanns  und  die  coldene  Bulle 
Andreas'  IL    Heide  bezeichnen  »ich  als  concessio  und  wemen  in  Privi- 
iHfrinlform  an}»gefertigt. 

*  Orosz,  T<  rra  incognita  S.  142—14'?,  nirft  der  alten  nngari sehen 
Verfassung  die  Exemtionen,  Immunitäten  und  Pri^nlegien  o  h  ne  Za  h  l  und 
MaTs  vor;  Viroszil  II  S.  :164  A.  Über  Versuche  zur  Evideuzhaltung 
derselben  in  Hübmen,  Ihichholtr  VI  S.  ,^47,  425. 

*  OieB  ist  <lie  Auffassung  der  mährischen  und  schle^isohen  StÄude 
n  ihren  Hondi^rpririlej^ien,    Buehboltz  II  8.  4:iS  flF.,  440,  444;  Elvert 

a 
I 


ihren  honai'rpririiej'ien,    nuelinolt 
O.  S,  62;  Raehfahl,  Die  Or|^anisation  der^  Gesamt  Staats  Verwaltung 


I5I54  Z.  4; 
Ton   der 


Si  hU^si«!«  vor  dem  J^Ojährigen  Kriege  S    424  ff.    Ilrdim.  L.O, 
.Ji.  .    ist    auch    die    Auffassung   der  IX  A.  8:  1741.   10:  17%:»1 
Stf^nrrlVeiheit  den  ungarischen  Aiielf*. 

*  Darum  weicht  umgekehrt  das  Recht  des  Schwächeren  jenem 
df»«  Stärkeren ,  gleichviel  auf  welche  Wei.^e  es  entstanden  ist  Darüber 
N&hereH  bei  der  Erörtenmg  der  Reviaibilitat  der  Rechte  dce  Landes  im 
SlUndeetAnt. 


14  XIX  3. 

In  thesi  steht  dem  Rechte  des  Landes  und  seiner  Glieder 
oder  dem  Landesverfassungsrecht  das  Recht  des  Königs  oder 
des  Landesherrn  gegenüber.  Das  Recht  des  Königs  erstreckt 
sich  aber  potenziell  jedenfalls  soweit,  als  ihm  kein  subjektives 
Recht  eines  Andern  entgegengestellt  werden  kann.  Wie  weit 
es  sich  virtuell  entfalten  kann,  hängt  von  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  ab*. 

Weil  nun  die  Landesverfassung  durch  die  Rechte  der 
Landschaft  und  ihrer  Glieder  erschöpft  wird,  so  dreht  sich 
die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  einseitigen  Vorgehens  dei 
Herrschers  immer  nur  um  den  einen  Punkt,  ob  ein  einseitig 
von  dem  Herrscher  vorgenommener  Akt  in  die  jura  et 
libertates    Regni   eingreife?*     Nun   haben   diese  jura  et 


^  Sehr  deutlich  drückt  dies  A.  III  fol.  2  der  böhmischen  Landef- 
ordnung  von  15^34  aus:  ^Vomcmhlich  hat  die  Röd.  May.  soJche  Macht. 
Gewalt  und  Hoehheit,  alles  das,  was  der  Kön.  May.  and  ihrer  May. 
Erben  und  allen  Einwohnern  dieses  KöniCTeichs  Nutz  und  Frommen  in 
(gleichwie  die  Vorgehende  Künnig  zu  Böhaimb  auch  gehabt  haben)  m 
ordnen,  thun  unnd  regeren,  doch  dafs  es  den  Ordnungen,  Rechten. 
Frejheiten,  Privilegien  und  Landtsordnun^en  nicht  za 
wider  und  zu  (?!)  entgegen  sei."  Dafs  mir  die  Kenntnis  der  historischeB 
Gemeinplätze  von  der  aualistischen  Natur  der  ständischen  Verfitesmii! 
und  von  der  staatsrechtlichen  Renaissance  nicht  entgangen  ist,  bewei»eii 


•  gegenüber  J 

fahl  in  Schmollers  Jahrbuch  S.  355  f.  für  verdienstlicher,  diese  Gemein- 
plätze staatsrechtlich  zu  vortiefen  und  zu  revidieren,  als  sie  ungeprüft 
ninzunchmen  und  zu  wiederholen.  Zu  dem  für  das  Ständerecht  grand- 
Icgondeii  Begriff  des  jus  Hegium  oder  des  Kegale  ist  zu  bemerken,  dafs 
VT  sich  auf  alles  erstreckt,  was  der  König  als  Becht  für  sich  in  Au- 
siiruc'h  nehmen  kann,  nicbt  blofs  auf  Rechte  finanziellen  Inhalt»: 
Rachfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  142.  So  ist  die  Rede  vom  summnm 
regale  appoUationis  (a.  a.  O.  S.  2oS).  Die  vemewerte  böhmische  L.  0. 
erklärt  das  jus  legem  ferendi  als  ein  dem  König  ausschliefsend  zn- 
kommondes  l^echt,  somit  als  jus  regium  oder  regale;  nach  den  Deklan- 
torion  Ferdinand  JII.  zur  veriiewerten  mährischen  L.  0.  ist  die  Schieds»- 
kompetenz  unter  die  Regalia  gehr»rig ;  Elvert,  16.  Bd.  der  Schriften  der 
mährischen  und  schlesischen  Gesellschaft  S.  472.  Die  finanzrechtliche 
Bedeutung  des  Wortes  hat  sich  daraus  entwickelt,  dafs  die  höch«te 
obrigkeitliche  Gewalt  —  man  denke  an  die  Abgaben  anläfslich  ^ichte^ 
liiher  Akte,  an  die  Geldstrafen  für  die  Übertretunfi:  der  königlicliea 
oder  landesherrlichen  Befehle  —  zugleich  eine  Einnahmequelle  Ar  den 
llerrsclier  bildete;  v.  Below  II  S.  46  A.  180,  S.  57. 

-  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I  S.  28  f.,  bringt  di« 
expansive  Tendenz  der  Iloheitsrechte  mit  der  naturrechtlichen  Doktrin 
in  Zusammenhang.  Praktisch  bewährt  sie  sich  aber  geraume  Zeit,  bevor 
noch  vom  Auftauchen  dieser  Doktrin  gesprochen  werden  kann.  Ihr»* 
rechtliclie  Fundierung  findet  sie  in  einer  aus  antiken,  germaiiiaohen  und 
christlichen  Mern  zusammengesetzten  Auffassung  der  königlichen 
oder  I  a  n  d  e  s  f  ü  r  s  1 1  i  c  h  e  n  G  «*  w  alt.  Die  Polizemoheit  entwickelt  sich 
zum  Teil  unter  dem  Eintlusse  der  Kameralistik,  d.  i.  der  Erkenntnis  der 
l^r»deutung  poliz«Mliclior  Kegelun^  bestimmter  Lebensverhältnisse  för  die 
Steigerung  der  Einträglirlikeit  historischer  Rechte  der  Krone.  Beispiele 
Holcher  K«*chte:  v.  Below  I  S.  27  A.  n  II  S.  47,  57;  Rachfkhl  a.  a.  0. 
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libertates  einen  sehr  zufälligen,  schon  für  die  Erschöpfung  der 
staAtlichen  Interessen  ihrer  Zeit  ungeeigneten  Inhalt,  Dieser 
archaistische,  rückständige  Charakter  liaftet  üLcrhaupt  den 
meisten  Einrichtungen,  wekhe  aus  der  ständischen  Entwick- 
lung hers^orgehen ,  an,  sie  mögen  sich  auf  Verwaltung  oder 
Kechtspflege  beziehen.  Welch  prrraitiven  Eindruck  machen 
nicht  zur  Zeit  der  schon  fortgeschrittenen  Reception  des 
riimischen  Rechts  die  hie  und  da  anzutreffenden  Bestim- 
mungen über  die  Kompetenzen  der  Landesämter  ^  im  Ver- 
gleiche mit  den  organisatorischen  Bestimmungen  für  die 
landesfürstliclien  Behörden !  Eine  Ausnahme  bilden  die  typisch 
wiederkehrenden  ßesclH-iinkungen  des  Herrschers  in  betreff 
der  Verilufscrung  von  Landesteilen ^  Belehnung  und  Veräufse- 
rung  von  Domänen  und  Einkünften  aus  dem  Lande,  in  betreff 
de»  Beginnes  von  Offensivkriegen^  des  Abschlusses  von  Bünd- 
nissen *.  Aber  selbst  unter  Berücksichtigung  dieser  zuletzt 
geführten  wichtigen  Beschränkungen  bleibt  noch  ein  grofses, 
tetig  waclisendes  Gebiet  staatlicher  Angelegenheiten  übrig, 
zu  denen  die  Rechte  de<s  Landes  keine  oder  keine  deutlieh 
ausgesprochene  Beziehung  haben,  es  tauchen  immer  neue 
Fragen  auf,  von  welchen  diese  Rechte  nichts  wissen»  Diese 
Angelegenheiten  und  Fragen  betrachtet  nun  der  König  oder 
Landesherr  als  seine  Domäne,  von  welcher  er  nicht  selten 
mit  bedeutendem  Erfolg  jede  Einflufsnahme  der  Stände  ab- 
wehrt. Weil  nun  so  das  tS tänderecht  keine  Persönlichkeit  des 
Staates,  keine  Staatverfassung,  keine  organisch  miteinander 
\t'i  knüpften  Kompetenzen  von  Herrschern  und  Standen,  son- 
dern nur  einander  gegenüberstehende,  die  Einheit  und  poli- 
tische Geschlossenheit  des  Gemeinwesens  aufbebende,  ihrem 
Inhalte  nach  mit  dem  Wechsel  des  Macht verhilltnisaes  sich 
ändernde  Rechte  des  Königs  und  der  Stände :  causae,  necessi- 
tatos,    negotia  regis  und  causao  necessitates,  negotia  Regni 


8,  261  ff„  289;  TeziK^r,  Landesförstliche  Verwaltungsrechtspflogc  S,  174 
A.  21 ;  Viroäzil  II  8.  14><  ff.  bezeichnet  als  GreiiÄe  des  köuigh  PoHzei- 
verordnunMrcehts  die  Freiiieiten  und  Vorrechte  des  Land»_^s. 

*  Vgl.   Auersner^s   Bearbeitung  von   Balbins  Liber  curiftlis  i.\  VI 

von     don     verschiedenen     Gerichtanöfen     des     Köni^reit'hea     Btihraeu 

fM-   1    S.  17  ff*,    Hl  ff.,    für   die   principienlose    und    nicht    erschöpfende, 

I     ^  t  iMcli-zutallige    Kompetenz    der   BtändiAch    besetzten    Landtj^erichte, 

die  aus  den  Eidet^fonneln  zu  erkennende ,  den  gleichen  Charakter 

nde  Kompetenz  der  Landesäniter,  Vgl.  femer  Unger  a.  a.  0, 
i^.  21'»;  Rachfahl,  Die  Organisation  d er Gesamt^taat 8 Verwaltung  Seh leuiena 
S,  224,  227  f ,  246»  Der  zufÜUige,  brucha tückartige  Inlialt  der  stän- 
di«€hcn  Verfasaungsurkunden  wird  auch  von  v.  ßelow,  Territorium  8.  259 
zugestanden. 

»  Buhmiache  I..  O.  15^  A  1-2;  B  1^  20;  A  29;  A  19,  28;  Unger 
A.  A.  O.  8.  m2ff,,  3:3.5;  Vinmil  II  S.  174  f.  A.  f„  178,  182;  Elvert,  Zur 
HAti'rr.  n  In^rlM'ii  FinftnzgOi^chichte  S»  45;  v*  Below  11  S.  50,  Däj*  Steuer- 
1  ht  der  Stände  wird  meist  durch  die  bei  jeder  Bewilligung 

>>chadlogreverBe  anerkannt. 
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kennt  *,  darf  man  auch  nitrht  »agen,  die  Stände  faHtten  überall 
an  der  Erledigung  öffemlicher  Angelegenheiten  teilgenoninsen. 
wo  des  Landes  Bestes  es  erforderte^.  Vielmehr  vollziehen 
sich  unter  günstigen  Umständen  gewaltige  politische  Ver- 
änderungen ,  die  wir  vom  Standpunkt  des  modernen  Stm&t»- 
rechta  als  Verfassungsänderungen,  als  Aufhebung  der 
Persönlichkeit  oder  Souverränität  des  Staates  werten  ml 
ohne  jede  Teilnahme  der  Stände  unter  He 
darauf,  dafa  ihrem  Vollzuge  durch  den  Herrseher  allein^  kc 
Recht  des  Landes  entgegenstehe,  dafs  es  sich  um  ein  j% 
regium,  nicht  um   ein  jus  regni  handle °. 

Eine  so  epochale  Btaatsrechlliche^  die  StaatspersönÜchkeS" 
Ungame  erfassende  Aktion»  wie  es  die  Schaffung  des  centralen^ 
Hofkriegsrates  und  der  kai^serlichen  Hofkammer  durch  Fcr 
nand  L  gewesen  ist^  geht  aus  einem  einseitigen  Kreatiuns 
dieses  Herrschers  hervor.      Die  ungarischen  Stände  verroil^ 
nämlich  gegen  diesen  Vorgang  auf  dem  Landtag  von  1569  nicl 
wie  sie  es  mit  den  aus  der  allgemeinen  Hofkanselei  nach  (Ingi 
erfliefsendon  Reskripten  im  D.  A.  10:  1567  gethan   hatten^  au 
zuführen ,    dafs   das    consilium  belUcum   und  die  camera  aulic 
antifjuae  Regni  libertati  contraria  seien,  sondern  sie  wünscba 
die  Beseitigung    beider    Behörden    nur   wegen    der   mit   ihrew' 


*  D*  A.  2*)t  1495.  Aach  die  Bozeiflinuiic  r^iuflrtc  et  mtere»3o  »\mm 
I'riacipis  i.st  für  die  latideshcrrliehi^r  Virm^iiug  unterworfen »_*n  An- 
gelegin>heiteu  üIiIicIk  Nach  Viroszil  II  S.  147  A.  f,,  8.  215  A.  f,;  P 
S.  ^^  Ä.  X  i;«t  es  OnifidHatz  dtT  unicarj-sehi-n  Verfassung,  düfs  dir  StÄw 
Widerwillen  dew  KönigH  nicht  verfügen  können,  quod  jiiribue  Rep 
MitjcstHti»  «dvorMiiiii  et  praejndietOHuni  foret,  nmgekehrt  der  Roi 
ohne  die  Sf  ände  nicht,  ij  m  )d  i  m  m  uni  t  a  t  i  b  n  »  et  r  e  a  e  r  v  a  1 1  ?*  Sl 
O.t}.  privih'giis  repuirniit.  leh  erachte  diese  Fonunli« 
j^tilndif^ehen  Staat^redit  nugleieh  an^^eme>»Hetier  als  die  Überti 
Begriffe  von  Geüet/gehim^  tuid  Vorordmini^  auf  diese  Epoche  und  v 
we^e  auf  die  schon  in  Mcildn  wfirtteni herrischem  Staatsrecht  enthalt 
Bemerkung:  „Soweit  Brief  und  Siegel  reichen»  soweit  reichen  Auch 
Befuijnisse  der  Stände  in  solchen  Staaten»'^  Selbst  noch  der  D.  A. 
h't21  erschöpft  da»  Wesen  der  öngarisehen  Verfassung  durch  den  itc^i 
»atz  von  jura  Rep^  und  Jura  Statuum  et  Ordinum  Hegni,  iTber 
diesfalls  von  ungarischen  Schriftstellern  angenommene  Präsatntion 
Gunsten  des  Jus  rej^ium  Viroszil  II  8.  5,  8. 

-  Gierke  a.  a.  O.  I  S.  56B  und  die  dort  angeführte  L.iit4»nitut. 
V,  Below  1  S*  H9  spricht  von  tler  Fortwirkune  der  genn&nii»eheji  Ath 
schaunniTt  nach  weleher  der  Herrscher  seine  Entschlüsse  nicht  mhe^lut 
fiisaen  ilürfe,  sondern  rtich  beraten  lassen  müsse.  So  utibeftimtut  nun 
wie  diese  Formet,  eben  bo  seh  wankend  ist  ihre  praktische  Anwendung. 
Nach  V.  Below,  Terrliorium  S,  2^*2  erstreckte  sich  die  Kompetenz  der 
Stände  auf  alle  wiehtigen  Angelegenheiten,  wennjjleich  nicht  m  «jtfipfigcr 
Konsequenz, 

"  Vgl.  auelj  Liisehin,  G rund rif^  der  osterreichiseheu  Reiehsges«hi< 
S,  \m.  Rachfahl  a,  a.  0.  8.  ]h2,  14*^.  101  ß.  Der  von  Deil  ä.  m 
wiederholt  gegen  die  Centralisittion  erhobene  Einwand,  der  uiigMii 
König  habe  üher  die  Jfolieit  des  ungarischen  Staates  nicht  disfKmi 
können,  entbehrt  der  rechtüchrMi  Grundlage,  soweit  der  StändestwU  {» 
Betracht  kommt. 
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Bestände  unvermeidlich  verknüpften  Belästigungen  für  die 
Landesein wohner  *.  Das  erklärt  öieh  damit,  dafo  sicli  während 
der  ganzen  Dauer  des  ständisehen  Suiatswesens  der  Herrscher 
die  Einkünfte  seiner  Kammer,  die  an  dieaellK;  abzuführenden 
Stündischen  Subsidien,  dorthin  kommen  läfst,  wo  er  »ich  mit 
seinem  Hofhaui?haU  betindet^,  e8  kann  ihm  auch  nicht  ver- 
wehrt sein,  die  Verwaltung  der  ihm  zur  Verfügung  gestellten 
oder  mit  seinem  Vermögen  be^eliafften  sachlichen  und  phy- 
sischen Mittel  des  Kriegswesens  zu  organisieren®.  Deshalb 
wird  auf  dem  Landtage  von  1569  die  Vorstellung  der  unga- 
rischen Stände  mit  der  königlichen  Erledigung  verabschiedet, 
dafs  es  bei  den  neuen  Behörden  sein  Bewenden  zu  finden  habe. 
Die  Beratung  des  Königs  mit  ungarischen  Räten  habe  sich 
nur  zu  erstrecken  auf  res,  i:|uae  justitiam,  jura  libertates- 
fjue  regni  conuernunt.  Damit  ersclieint  ausgesprochen,  dals 
nies  von  der  Heeres-  und  Kam  oral  Verwaltung  nicht  gelte. 
Diese  und  ähnliche  Wendungen^  sind  nur  dann  verständlich, 
wenn  man  unter  Regtuini  nicht  den  8taat  oder  das  Land    im 


^B         *  D.  A,  38:  I5f)9.    Bidermann»  Geschichte  der  östtrreicliiachen  Ge- 
^■»jnt«taat£idee  I  S.  8^i  A.  "liK 

^^*^  *  Iii  den  älteren  Quellen  des  Stämlereobt^j  beifat  es:  «IKe  Dienst- 
[  und  Ächatz^uter  (Steuern)  der  llerrsi'haft  gehören  auf  das  Schlofs"*  und 
L  drr  Landesherr  ht  in  der  VtTtugung  über  ^»'jrje  Kammergefalle  nie  be- 
kjK^hrärikt  frewesen;  Below  IM  18.  7.  11  S.  2^1,  Für  Ungarn  vpl.  D.  A. 
^^^14  ud  42:  1545,  Viroszil  II  S.  172,  HI  S.  171  f„  183.  Auch  den  böh- 
mi^chon  Ständen  gegenüber  maclit  Ferdinand  t,  die  Freiheit  seine» 
KjimmerwesenB  von  atiindischem  Eintiunse  geltend  und  behaupt*^  sie 
auch;  Biichlmltz  11  S,  44H  f,;  Unger  a.  a.  O.  8.  22^5.  Vgl  auch  Rach- 
^hl.  Die  Organisation   der   Gesamt  Staatsverwaltung  Schle.^ien.s   8.  318, 

"In  Böhmen  anerkennt  der  Landtag  von   15ft5  selbst:  Conailiarios 

^*^ell»  Caesar  sibi  eligat  et  proeuret :  Riegger,  Materialien  zur  Süitistik 
Bribmens  IL  Heft  S,  m,.  \-iroÄzil  11  S  100  f.,  ÜI  S,  V.Ki,  \m  ff.  Cziraky, 
Conspeetu»  iurit*  publiei  regni  Huiigariai*  §§  751  ff.;  Te^ner,  Der  üater- 
rifich)9che  kai^ertiteli  daa  ungarische  Staat-nrei-ht  u.  :*.  w,  S.  57  ff*  Rach- 
fahl  a.  a.  (>.  S.  153.  177  A.  3  erachtet  vom  Standpunkte  de.H  scble- 
•  i^ehcn  Ständerecbt«  für  die  Organisation  dnr  Laiidt\svertoidigung  durch 
dir  Stände,  vom  Zeitpunkte  babrtburgi»cher  Hc^rnschaft  an»  ktinigliche  Zu- 
1aifk«iing  oder  Emiachtigun^  UMtig.  Das  gilt  abtr  für  das  St  and  er  echt 
im  Bereiche  der  habslmrgiHcbcn  HerrHcbaft  vom  Ausgang  de:*  15.  Jahr- 
hundert« überhaupt.    Vgl.  v.  Below,  Territorium  S.  253. 

*  .,Angeleu'cnheiten  *  welche  in  au»gesproehener  und  deut- 
licher Beziehung  zu  den  Freiheiten,  Privib^gicn  des  Rechta  stehen*: 
gotia,  fjuae  pure  et  praecise  ad  libertates  et  pri\'ilcgia  Regni 
ctant,  1).  A.:^:  15ii9.  Negotii^  jura  et  libertatei^  R»'gm  pure  et  simpli- 
clter  coneernentibus^  D.  A.  40:  l-'i67.  In  BtVbnicn  verspnclit  Ferdinand  I. 
a&lArnlicb  d»^r  Krnnnngsverhandlungeu  1521»  in  böhmischen  Angelegen- 
beiti'^n  „vor  allem"  alt^o  (nicht  auafichlififslkb)  höhmisehe  Katgeher  zu 
gi«brauciieu,  1545  jedoch  erledigt  er  da^st  iVtrt  der  Stände ,  keine  Amter 
A.I1  AudlJinder  zu  verleihen ^  dahin,  er  werde  dit?ä  thun  im  Uahnicn  der 
beute  bcnden  Privilegien  und  Fri*iheiten*  welche  letztere  sieh 
iiwied  auf  die  neu  ert^tandenen  centralistischen  HofstcÜen  nicht  bexieheti« 
Biicbboita!  U  S,  448  L  VI  S.  348, 
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modernen  Sinne  des  Wortes,  sondern  nur  die  Landschaft 
unter  libertates  et  privilegia  regni  nicht  eine  alle  staatlichen 
Organe  umfassende  moderne  Staatsverfassung,  sondern  nur  die 
Rechte  der  Stände  im  Gegensatz  zu  jenen  des  Königs  ver- 
steht ^ 

Nichts  ist  imstande,  den  Unterschied  zwischen  ständisch- 
monarchischer und  konstitutionell  -  monarchischer  Verfassung 
und  die  technische  UnvoUkommenheit  der  ersteren  so  scharf 
zu  beleuchten  als  die  Thatsache,  dafs  die  Einschränkung  der 
Sonderstiuitlichkeit  des  Ständestaates  und  seine  Unterstellung 
unter  eine  für  mehrere  Staaten  errichtete  Central behör de,  also, 
vom  modernen  Staatsrechte  aus  betrachtet,  eine  der  fundamen- 
talsten Verfassungsänderungen  ohne  Teilnahme  der  Stände 
durch  königlichen  Akt  vor  sich  gehen  kann,  und  dafs  die 
Stände  einen  den  Fortbestand  dieses  Organisationsaktes  dekre- 
tierenden Reichsabschied  hinnehmen*. 

Was  hier  von  der  grundlegenden  Organisation  der  Vc^ 
waltung  gesagt  wurde,  gilt  in  gleicher  Weise  von  jener  des 
Gerichtswesens.  Die  Gerichte  für  die  deutsch-österreichischeD 
Länder  zur  Handhabung  der  Gerechtigkeit  in  Sachen  der 
landesfürstlichen  Hoheit  werden  unter  Maximilian  L 
durch  den  Kaiser  allein  ins  Leben  gerufen'.  Desgleichen  ist 
die  Prager  Appellatiouskammer  als  oberster  Gerichtshof  för 
die  Länder  der  böhmischen  Krone  eine  ohne  die  Mitwirkung 
der  Stände  entstandene  Schöpfung  Ferdinands  I.,  welche  von 
ihm  auf  sein  Königsrecht  zur  Annahme  von  Appellationen 
zurückgeführt  wird  *. 

Diese  Beispiele  widerlegen  auf  das  schlagendste  die  ^' 
wohl  bei  modernen  als  auch  bei  zeitgenössischen  Schriftstellern 
der  ständischen  Epoche  anzutreffende  Behauptung,  es  habe 
sich  die  Erlassung  von  Gesetzen  im  Ständestaate  nur  unter 
ständischer  Mitwirkung   vollzogen*,    oder    die  Stände    hJltten 


*  Uuger  a.  a.  0.  S.  434. 

-  Ganz  (las  Gleiche  j;ilt  von  der  Centralisation  der  inneren,  der 
Finanz-  und  clor  Justizverwaltung  für  das  Gebiet  der  deutsch-d^ter- 
reiehischen  Länder  unter  Maximilian  I.;  Adler,  Die  Organisation  der 
Centralverwaltung  unter  Kaiser  Maximilian  L;  Tezner,  Die  landesfur^t- 
liche   \'er\valtungHrechtsptteij:e  8.  40,  49,  120,  168. 

^  Tezner  a.  a.  O.  S.  40. 

*  Kaehfahl  a.  a.  0.  III.  Kap.  S.  220  ff. 

*  So  Werbr)cz,  Tripartitum  P.  II  tit.  3  §  3:  Attamen  Princeps  pro- 
prio motu,  et  absolute  potissimum  super  rebus  juri  Divino  etnttonli 
praejudiciintibus,  atque  etiam  vetustae  libcrtati  Hungaricte 
gentis  derogantibus ,  eonstitutiones  facere  non  potest.  Man  beachte 
inde?^  auch  bei  dieser  Fassung  den  vagen  Inbalt  und  die  Begrenxnng 
der  königl.  Machtvollkommenheit  durdi  die  Freiheiten  der  genf^ 
Hungarica,  die  für  Werböcz  P.  II  tit.  4  mit  den  Landständen  identiscb 
ist.  In  der  That  stellt  er  selbst  in  seiner  Vorrede  sum  Tripartitum 
fest,  dafs  ex  cujusque  fere  Principis  ac  regis  nuta  et  arbitrio  con- 
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Äum  mmilesten  in  all^sn  wiulitigen  LandesangelegeülieUen 
(majora  negotia  regni  V)  oder  in  den  allgemeinen  Landes- 
luigelcgen heilen^  ein  Giit^etzgebungsreuht  geüht**.  Wir  halien 
es  hier  nnit  einer  den  wirklichen  staat^sreelitlich^n  Vorgängen 
dea  StÄodestaates  nicht  f^ntspreehender  Abatniktion  zu  thiin. 

Das  gilt  aber  nicht  blofs  von  jener  Ordnung  staatlicher 
Angelegenheiten,  welche  unserer  modernen  Organisationsgesr-tz- 
gebung  entspricht,  «oinlern  von  der  Aufstellung  von  niateri<dlen 
RcchtJ^normen  überhaupt.  Dem  atilndischen  Staat^^recht  isl  das 
moderne  Gesetzgehungsretdit  dor  Parlanieiit«\  kraft  dess<ni  filr 
ein  bestimmtes  (irebiet  oder  Überhaupt  materielle  Keehtanornien 
nur  durch  volle  Ubereinstimraung  von  Herri^clier  und  Stiloden 
o<ier  nur  auf  Grund  einer  durch  solche  Übereinstimmung  her- 
beigefilhrten  Ermiiehtigutig  entstehen  und  £,utgehoben  werden 
Jkönnen,  kraft  dessen  ferner  die  Willenserkhlrung  der  Land- 
haft  jener  des  Herrschers  vorherzugehen  h^ttte,  kraft  dessen 
folgerichtig  einseitige,  vom  Herrscher  erlassene  Normen  in 
dirs«_m  Umfange  nur  auf  Grund  eines  so  entstandenen  Gesetzes 
2uliit^8ig  sind,  durebau**  fremd.  Ek  kennt  deshalb  auch  nicht  den 
Unterschied  zwischen  Gesetz  und  Verordnunt^  im  Sinne  des  kon- 
stitutionellen Staatöreebts,  Bei  der  Geltendmachung  xles  poli- 
^^öcben  und  ataatsreehtliehen  Grundsatzes  n  i  1  de  nobis  sine 
^Hobis  liegt  den  Ständen  der  Gedanke  an  Rechtsinstitut«^,  wie 
^as  die  moderne  p^irlamentarisehe  Gesetzgebungskomjietenz,  die 
I  Scheidung  von  Gesetz  und  Vo  1 !  zi  eli  un  g\  die  monarchischen 
'  Praerogativen  sind,  vollstilndig  fern.  Vielmehr  wrdlen  sie  sich, 
gestüt^.t  auf  ihr  8teuerbevvilligungsreeht  und  die  mit  demj^elben 
Terbundeno  tinanzielle  Abhängigkeit  des  Herrsehei-s,  über 
alles  äulsern,  was  ihnen  nahe  gelit^    Das  kann  nun  ein  Akt 


iJköi 

■hell 
ffV>l; 


«titutiones  nüvaqut^  edk'ta  pt^r  hiii^uUis  rji'durn  a<'trtt4!St  ^ed  pantifi?*»- 
moruiii  quoque  annorom  spatio  ♦«uianavi^nut  imd  bezeufft  hiemiit  eine 
fintcbtbfirf%  absolute  könijrhi-lie  (i<\ietzg<'lmiig. 

»  8o  Beck,  Jm  pubUcum  Hungariae  1772  S.  17;  D,  A,  2H:  129H  bin 
Tezner,  KAiscrtitel  u.  s.  w.  S,  h5« 

'  Rieger  »priclit  ii.  a.  0.  S.  r»72  vou  ullfäremomen  Landesaugelefff-n- 
hriten  im  Sinne  moderner  Staat saij^clrgrnlif'it^nh  Allein  die  LO, 
1564  A,  XX  fol.  XIV  snrieht  nur  von  der  UiiHtatt)iüfti|4^keit  der  Eru- 
tr&£^uug  einseitiger  Vertüpuifren  den  Königs  in  die  Lundtafel  in  Landes- 
»üclieii,  die  dem  Lande  xuj*trindig  sind.  Aus  dem  Ge^'onsat/.  der 
jpk^nigHchen  Majestät  zufttandi^^en  Saelien"^  pelit  hervor,  dafj*  es 
•ich  tim  Jura  Re*rni  im  G*«genr^atz  zu  jnra  re^fiii  handidt,  und  dafs 
es  soDiit  in  dem  vagen  Umfang  der  iura  re^ia  Landi'f*ang*degenheiten 
im  modernen  Sinne  die  Men^e  giebt»  in  welchen  der  König  aJleiii 
verfTiLTii  kann,  ohne  der  Eintragung  in  die  Landtafel  zu  bedürfen. 
51  nn  daui  Beispiel  der  Schattung  der  Präger  Appelhitioaskammi^r, 

d'      I  ler  iu  Bidimen  und  Schlesien  u-  ft.  w. 

>  Oben  S.  10  A.  1,  S,  16  A.  3, 

♦  Die  ungarische  D.  A.  25:  1495,  7:  1715  tadeln  es  geradezu,  daf« 
di^  Wahl  der  VerbaodlangagegeDJ^t^nde  auf  den  Landtagen  durch  die 
ffobjektiven  IntereMen«  die  negotia  privata  der  Ver^amnielten»    nicht 
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der  Ausübung  unzweifelhaften  Königsrechts  sein,  wie  der  Voll- 
zug einer  Begnadigung,  Gewährung  der  Restitution  an  ein 
Glied  der  Landschaft,  Entfernung  mifsliebiger  landesfürstlicher 
Kftte',  während  andererseitB  die  einseitige  Einführung  neuer 
Einrichtungen,  die  einseitige  Erlassung  neuer  Gesetze  durch 
den  Herrscher  die  Stände  vollständig  kalt  läfst,  weil  sie  ent- 
weder zweck mäfsig  sind  ^  oder  sich  nicht  gegen  die  Glieder 
der  Landschaft  richten®,  oder  auch,  weil  ihre  Tragweite  nicht 
sofort  von  den  Ständen  erkannt  wird^.  Dazu  kommt  noch, 
dafs  die  Stände  wegen  der  zwischen  ihnen  bestehenden  argen 
Zerklüftung,  wegen  des  sie  beherrschenden  Rlassenegoismot 
und  wegen  ihrer  Abneigung  gegen  eine  mühevolle  und  koist- 
spielige  staatliche  Arbeit  sich  selbst  dann,  wenn  die  mit  dring- 
licheren Staatsinteressen  befafste  Krone  von  ihnen  die  Lösung 
einer  gesetzgeberischen  Aufgabe  verlangt,  nicht  sehr  bereit- 
willig zeigen,  sondern  froh  sind,  wenn  ihnen  die  Arbeit  von 
dem   Herrscher   und   seinen  Räten  abgenommen    wird*.    Der 


aber  durch  die  objektive  politische  Bedeutung  deraelbeo  bejitimiiit 
werden  und  ordnen  die  Abstellung  dieses  Übelstandes  freilich  veigeUifh 
an;   Viroszil  III    S.  45  A.  q,  208  A.  c,  289  A.  b. 

>  D.  A.  23:  1600,  24:  1608  p.  c,  103:  1715;  Untrer  a.  a,  O.  S.  274  £, 
277,  289:  v.  Below,  Territorium  S.  281. 

2  Ohne  ständische  Teilnahme  vollzieht  sich  in  Uneam  unter 
andf^em  zum  grofsen  Teil  die  Polizeipesetzeebung  (Viroszir  [I  S.  \5ßi 
die  Einführunp  einer  Hergorduung  im  Jahre  157-3  fViroszil  II  S.  2015). 
der  Kriafs  prozefsrcchtlicher  Normen  über  die  Berggerichtubtrkeit 
(ji.  a.  O.  III  S.  151),  die  ersten  Ordnungen  des  Münzwesens  (II  S.  218f. 
A.  a),  die  Einführung  des  Poatwesens  (US.  224  A.  d),  des  Snlpeter  — 
Scliiefspulver  —  Lottoregals  (II  S.  248  f ),  die  erste  Regelung  cfes  MiÜ- 
tärvrrpiiogswesens  im  Jahre  1747  (II  S.  111,  III  S.  95  A.  z)  und  der 
Urbarialverhaltnisse  1767  (II  277  f.  A.  k,  Ilt  146  f.  A.  i);  auch  stnf- 
rechtiirlie  Keformen  (a.  a.  O.  II  S.  138  A.  l).  Vgl  femer  BidermAnn 
a.  a.  O.  I  S.  29,  S.  75  A.  106,  107,  S.  111  A.  21,  II  S.  315  A.  221.  S.316 
A.  222.  Von  der  einsei tig(?n  P>richtung  der  Centralbehörden  fHr  tUe 
Staaten  und  Territori<»n  der  habsburgischen  Monarchie  war  bereits  die 
K(?do.  Auch  das  Staatspapiergcdd  und  Banknotenwesen  entsteht  in 
Ungarn  ohne  standische  Slitwirkung.  Viroszil  III  S.  187  führt  nur  die 
Vorwaltung  dieses  Geldwesens  an,  ohne  dasselbe  auf  stfindisi*he  Be- 
Schlüsse  zurückzuführen. 

^  Dies  ffilt  z.  B  von  den  Gesetzen  gegen  die  Bauern  oder  die 
Anslrnnler;  Unger  a.  a.  O.  S.  225,  226.  Vgl.  ferner  Kries  a  a.  O.  S.76 
A.  9. 

*  So  erkhirt  sich,  dafs  die  verbindliche  Verlautbanmg  des  öst«*r- 
reichischen  Kaisertitels  im  Jahre  180t  in  Ungarn  sich  ohne  W'iderstand 
der  Stände  und  Komitate  vollzog. 

^  Vgl.  die  Äufsf^ning  des  unter  Ferdinand  I.  lebenden  Geschichts- 
sclinihers  Lazius,  hei  Buchholtz  S.  23,  mitgeteilt  bei  Tezner,  Landes- 
fürstiii'he  Verwaltungsrechtspiicge  S.  181  A.  41,  dann  Rachfahl  a.  a.  0. 
S.  224.  Bekannt  ist  der  ^\  idrrstand  der  Stände  gegen  jede  längere 
Dan«'!'  der  Lan<ltage,  worin  eines  der  gröfsten  Hindernisse  für  kodi- 
tikatnrische  Arbeiten  unter  ständischer  Mitwirkung  zu  erblicken  ist 
Die  ungarischen  Stände  möchten  am  liebsten  auch  Sie  Einberufiing  der 
Landtage  von  ilin^r  Zustinnnung  abhängig  machen;  Unger  a.  a.  Ö. 
S.  144,  214,  280.     Die  schlesisehen  Stände  überwälzen   1471    die  Arbeit 
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ufTas8ung  der  Herrscher  von  ihrem  Berufe  zu  reformalori- 
«cher  Thäligkeit  *  komrat  dieses  politische  Unvermögen  und 
die  Arbeitsunluät  der  Stände  in  hohem  Orade  zu  statten. 

Wir  aeheü   deshalb  König   oder   Landeshorrn   auf  allen 
Gebieten  staatlichen  Lebens''  eine  einseitige,  normierende 


de§  Erlaages  ♦'iner  Landfnedeiiftordiiiiii^  auf  Mutthiiis  Con'iuu^;  Rri«  .s 
«,  a.  O.  a  2  A.  1,  23;  Viroszil  11  S.  'JUO  A.  *.-,  254  A,  e,  III  8.  16  A.; 
Liischin  a.  a.  O*  S.  KK^  f.  Vgl,  auch  Motlocli  a,  u,  0.  8,  '»')?  mim  Sclihifä 
ober  <1l'ii  äuf^erst  schh^ppendeii  (Jaij^'"  der  Kodifikation  d(.*f*  Ijandrciktf^s 
in  d*'n  deiitiicli-österreii'hiist  lii'U  Lrmdem ,  ferner  ilas  Citat  aun  der 
anonyinrn  Flugschrift  ^Pia  desideria  für  Ungarn'*  über  den  klagliclion 
StAhtl  drr  un^arisehoa  Jystizgeaetzgebuiig  noch  im  19.  Jahrhun*lert(!), 
bei  Viraszil  II  i  8.  1C5  A.  k.  Uns  ahr/Agi*  umfassendere  fkudifi katori st- lie) 
un^ariHche  Werk,  die  Bcrgordnung,  ist  vom  König  allein  erlassen.  Zu- 
weilen ©ind  es  die  8tände  selbst,  welche  es  als  Sache  de«  Landes- 
herren und  f*einer  Käte  anaelien^  ein  gnte&  GesetJE  zustaiidezu- 
bringen,  zuweilen  aelieitom  umfassende  kodilikatoriscbe  Bestrebungen 
an  dem  engberzigen  Wider.itreben  der  Stände.  Aus  di'in  letzteren 
Grunde  kaau  es  bis  zum  Ausgange  des  IH.  Jahrhunderts  in  vielen 
Territorien  zu  einer  Steuer-  und  AcTargesetzgebuiig  nicht  konunen.  Vgl. 
Unger  a.  a.  O,  S.  227*  222  f.  Hier  sind  aueb  die  von  l<5<i8— 78  reielienden 
ljAndtag3scblüi*se^  dunli  welche  eine  von  Leopold  L  verlangte  Be- 
ratung einer  mabrischen  Polizeiordiumg  auf  die  lange  Bank  gearlioben 
und  v«Teitelt  wird,  datm  die  von  dein8elben  Kaiser  wFederbolt  erlassenen 
Resolutionen  wegtun  des  uiiziilünglieben  Boftucbs  iles  mäbri sehen  Land- 
los zu  erwähnen;  Elvert,  Bei^träge  zur  Ge?(chiebte  der  RelM^Ilon^ 
Refonnation  des  dreifsigjähngen  Krieges  im  16.  Bd.  der  Sehriften  der 
historisch  Statist.  Sektion  iler  k.  k.  mährisch- schlesischen  Gesellsrhaft 
S.  8*>>  f .,  872  f.  Ein  Surrogat  für  die  zuweilen  dem  Monareben  und  seinen 
Riten  ebenso  wie  den  Standen  bistige  gesetzgeberische  Arbeit  bibien 
Sauindiiugen  von  Urteilssprüclien  der  Hof-  wie  der  Landeseeriehte, 
sowie  von  Rechtsnormen  verschiedenster  Entstehungsurt  unter  Äutoritiit 
des  K  «1  n  i  g  »  oder  Landes  h  e  r  r  n ,  welche  für  grundlegende  Fragen 
d«^  Lande^rechts  zuweilen  die  Bedeutung  eines  Gesetzbuchs  erlangen. 
Dies  gilt  »um  Teü  vom  Tripartituiu  *\v»  Werböcz.  Vgl.  auch  Unger 
a.  «.  0.  8.  B*L  dann  w  Below,  Territorium  8,  2d9* 

'  Für  dii'st'n  pcIiou  der  fränkischen  Auffassung  eutspreebendeu 
Herraeb  erbe  ruf,  alle  rnbilügkeit,  Selo'kilichkelt  und  Zweckwidrigkeit  zu 
bc!»eitigen.  das  Gutf  iind  Nützlicbe  zu  f^Vrdern,  bildet  sieh  spHter  die 
Wendung  von  d<  r  PdiLdintes  Herrschers  zur  Herstellung  guter  I'olizei 
«US.  So  versp rieht  b^jit)  der  Herzog  den  Boten  der  vier  Julieher  Haupt- 
städte auf  ihre  Bitte,  die  Aecise  auch  auf  riem  Lande  einzufidin-n ,  er 
irerde  behufs  Aufrichtung  ^guder  policei'*  durch  Fönlerung  des  StÄdte- 
weti*?nM  sobald  al«  m^>gb^'h  die  Ang(de;j:Piiheit  an  tlen  Lauatag  bringen; 
Below  IIL  2  8.  l."*H  A^  9;  und  noeli  Erzherzog  Leopold  erklfirt  1619  der 
Tiroler  Landschaft,  die  H<"zeptioii  des  rrnnischeu  Rechts  entspreebe  dem 
Wesen  eines  wohlbestellten  Keginii'nts  und  Polit  ey;  Sartori*Moiitecroce» 
Ober  die  Rezeption  der  frerndeu  Rechte  in  Tirol  S.  74,  76,  Reges,  domini 
rertmi  temporumque,  trahuut  consiliis  i-uncta  non  aequuntur,  Tieifst  es  in 
ei»rm  Gutachten  dejs  dsterr.  Hofkammerpräaidenten  GrafeJi  Jörger  von 
1681;  Bidermann,  Osterr.  tfesamtstaatsidee  I  8.  147  A.  *J2. 

«  Ung^er  a,  a.  O.  S.  225  f:  Viroszil  H  S.  144,  L50h;  CzirÄky,  Con- 
ivpectas  juris  publiei  Regni  Hungariae  8.  XVI  u,  ^  42Hff.i  Rapp,  über 
das  rmterlÄndisclie  St^itutenwesen,  ö.  Bd.  der  Beitrage  zur  Gesihirbte 
T<WI  Tirol  und  Vorarlberg  8.  144—161:  Buchbolz  U  S.  4^5,  529,  VUl 
8.  2dÖi  2Ö7.     Über  Ordnungen  des  Justizwesens   vgl.  die  Auafübrungen 
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Thlitigkeit  entfalten,  unter  günstigen  Umständen  sogar  auf  dem 
Gebiete  des  Steuerwesens ^.  Nur  zuweilen,  nicht  immer,  treten 
nach  Perfektion^  eines  solchen  einseitigen  gesetzgeberischea 
Aktes  der  Krone,  also  erst  nachträglich,  die  Staude  herror, 
nicht  etwa,  um  die  Nichtigkeit  des  Aktes  auszusprechen,  wie  es 
das  Wesen  eines  gesetzgeberischen  Mitwirkungsrechts  fordern 
würde,  sondern  um  die  Zurücknahme  desselben  oder  eine 
Änderung  seines  Inhalts  zu  erwirken.  Der  Erfolg  ihrer  Ein- 
wirkung hängt  aber  von  der  Persönlichkeit  des  Herrschen* 
und  seiner  augenblicklichen  Machtstellung  ab*. 

Auf  den  grofsen  Umfang  der  vom  ständischen  Monarchea 
einseitig  geübten ,  sogar  in  das  Gebiet  des  Verfassungsrecht» 
hineinragenden  Privilegialgesetzgebung*  ist  bereits  hingewiesen 
worden. 

Dem  Mangel  eines  wahrhaften,  inhaltlich  bestimmten 
Mitgesetzgebungsrechtes    der   Stände    entspricht  aber 


im  Text,  betr(^eiid  die  Prager  Appellationskammer  und  die  landei- 
furs^tliolien  Verwaltupgsge richte,  dann  Viroszil  II  S.  188  A.  m,  19R 
l*rivntrechtlichen  und  piiblizistiAchen  Inhalts  ist  die  ungarische  Betp 
Ordnung.  In  iniiigom  Zusammenhange  mit  den  wirt«chaftlichen  Regalien 
das  Königs,  wie  z.  B.  dem  Forst-,  dem  Fischerei-,  dem  Maut-  lud 
StrafsonreKal  u.  s.  w.,  steht  die  von  ihm  entfaltete  PolizeigesetzgelmB^ 
in  betreff  der  Gegenstande  des  Rec^als. 

*  Über  einseitig  erlassene  ZoTlordnungen  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  Si 
IH  ff. ;  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  273  ff. 

-  Neuere,  in  den  Darstellungen  des  konstitutionellen  StaatnvditB 
bcfangirue  Schriftsteller,  welche  ohne  gründliche  PrüfiiDe  der  Qoell«^ 
von  einem  Mitgesetzgebungsrecht  der  Stände  sprechen,  behalten  Mohgegeih 
über  den  nicht  wegzuleugnenden  Fällen  einseitiger  Gesetzgebung  durch  drti 
Monarchen  mit  der  Konstruktion  eines  provisorischen  oder  Not- 
gesf'tzgebuugsrechts  der  Krone.  So  für  das  ungarische  Recht  Viroail  II 
S.  58,  «9  A.  t,  S.  98,  12(),  137  ff.,  193.  Indes  ist  die  uneariwhe  Befg^ 
Ordnung  Maximilians  IL,  sind  die  Centralbehßrden  der  jSjfktaamer  owi 
des  Ilotkriegsratcs,  die  Prager  Appellationskammer  niemals  nschtrfiglii*her 
ständischer  Genehmigung  unterworfen  worden.  Vielmehr  haben  Landtag 
abschiede  die  letzterwähnten  drei  Einriebt uneen  gegenüber  den  stin- 
diachen  Petitionen  um  ihre  Beseitigung  einfach  au&echt  erhalten.  Um 
die  Beseitigung  der  ungarischen  Bergordnung  ist  überhaupt  nicht 
petitioniert  worden. 

^  So  treten  die  schlesii^chen  Stände  gegen  das  ZoUedikt  Ferdinand  I. 
vom  1.  Mai  V^yd  ohne  Erfolg  auf,  erwirken  jedoch  eine  Revision  sciMi 
Inhalts  nnter  Mathias;  Kries  a.  a.  0.  S.  73,  76,  82. 

*  Namentlich  mit  Hilfe  des  Steuerbewilligun^rechtes  konnten  die 
Stände  mittelbar  auf  das  ganze  Gebiet  der  Königlichen  oder  Landes- 
herrlichen Regierungspolitik  einwirken,  selbst  auf  jenes,  das  sieh  fir 
einen  bestimmenden  Einflufs  der  Stände  wenig  eignet,  i.  B.  auf  Gnadsa- 
akte,  auf  Dislokation  der  Truppen;  Kries  a.  a.  O.  S.  87;  Viroaitl  II 
S.  118  A.  h. 

''  Die  Bedeutsamkeit  der  Privilegialgesetzgebung  für  das  nngariscke 
Recht  wird  p'keiinzeirhiiet  durch  den  Rechtssatz,  dafs  nnr  der  gekrünte 
Köni^  Privilegien  verl(>ihen  könne,  dafs  sich  die  Rechtsstellnnff  der 
^privilegierten  Distrikte**  auf  Privilegien  stützt,  so  dafs  man  samilcaiia. 
das  Kr.nigreich  werde  wesentlich  jure  privilegiali  regiert  YiTOSiil  I 
S.  :^U0,  318,  791  ff.,  II  S.  8,  65,  212. 
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auob  der  Maogel  einer  aus^^eprägteu  Beschlufa  f o  r  ra ,  deren 
Anwendung  nur  auf  etändisühe  Gesetzesbesohliisse  bo- 
HchrUnkt  wäre  und  zum  Ausdrucke  bringen  würde ^  dafs  e» 
»ich  um  eine  r e  c  h  t  U  e  li  g  e  l>  t>  t  e  o  e*  vor  g«1ngige  Zußtim- 
mung  zu  einem  Akte  des  Königs  oder  des  Landesherrn  handle. 
Die  Form  der  stilnd Ischen  Verhandlungen  über  die  staatlichen 
Angelegenheiten  und  ihrer  Erh^digung  ist  vielraehr,  abgesehen 
von  dem  Fall  eines  Privilegiums  und  von  den  Fällen,  in 
welchen  ein  königlicher  oder  landeaherrlicher  Akt  feststellt,  er 
eei  mit  Itat,  Gutbedünken  oder  mit  Wissen  und  Willen,  An- 
weisung der  Landschaft  ergangen'»  folgende:  die  Stände 
stellten,  nach  Punkten^  gegliedert,  alle«  zusammen,  was  sie  in 
betreff  des  Ganges  der  öffcntlichi'n  Angelegenheiten  auf  dem 
Herzen  haben, 

Diese  Wünache  der  Stände  lassen  nach  Form  und  Inbalt 
jegliche  Regel  vermissen*  Bald  bieten  sie  in  ganz  denselben 
Angelegenheiten  den  vollkommen  formulierten  Text  eines 
Rechtösatzes,  bald  nur  die  Bitte,  Angelegenheiten  dieser  Art 
rechtlich  in  einer  bestimmten  Weise  zu  behandeln*.  Es 
mangelt  auch  jegliche  Form,  die  eine  Scheidung  zuliefse 
zwischen  den  Angelegenheiten,  welche  der  rechtlichen  Mit- 
iKjstimmung  der  Stünde»  und  welche  ausschliefslich  k(1nig!icher 
oder  landesherrlicher  Verftigung  unterliegen  sollen.  Will  man 
das  durch  moderne  Kcchtsbegriffe  verani^chaulichen,  so  kann 
man  sagen,  die  Form  der  ständischen  Petita  bietet  keine 
Möglichkeit  für  die  Feststellung,  ob  es  sich  um  eine  ver* 
faasungsmftfsig  notwendige  Zustimmung  zu  einem  Akt  der 
Krone  oder  nur  um  eine  Petition,  eine  Resolution  handle  über 
die  Ausübung  einer  monarchischen  Prärogative  auf  eine  den 
Ständen    erwünschte    Weise*.     Daa    n  i  1   de    nobis    sine    nobis 


"  ünger  a.  a.  O  S.  202,  210,  216»  mO,  282  f.  Ebenso  Innahmeker 
Boflmltung^ordnmi^  für  di*r  r>chf^iduiig  der  königliehen  und  stäjidischeii 
Znitftndi  gKe  i  t  e  n . 

*  Der  pLandacliafft  Bep'ren"  heifson  »le  im  Augsbiir^'er  LiboH  von 
1510,  KUmthDer  Landhftijdle.Hte  S  54ff. ;  Articuli  in  UngtirtL  Über  die 
in  der  ungarischen  Littirahir  übliche,  technische  Untert^-ilimg  der 
«täüdiijchen  Petita,  Viroazil  III  S  26  f  A.  f.  Die  nähere  Erhiuterung 
dei^eibeii  zeigt  ihre  %'öllig*^  Unverwertbarkeit  für  die  Scheidung  der 
königlichen  und  ständischen  Znatandi^keiten, 

*  Sehr  Hnschaiilich  maehen  dies  dit*  irn  Coqiiia  juris  Hungarici  ab- 
I nickten    Reichsab^chit^de,    Decreti    regni    generalia;    Viroszil    IH 

Ich    erachte    deshalb    die    Bezeichnung    ^votii    König    erledigte 
J-  Artikel**  für  wisöen^chaftlich  richtiger  als  die  in  Ungarn  öblicae 

^1  ^^ Artikel".     Vgl.  bess.  den  .\bftehied  v.  1545. 

*  K-?  kann  wohl  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dafs  König  und 
I^^andesherr  in  den   Ständestaat    die    freie   Verwaltung  ihrer    Einkünfte 

""  *"      *'     "     iide 

iner 
,   ,  iert, 

dann  rühren  sieh  die  Stande  und  verlangen  Abstelhing.  Unger  a.  a.  0. 
8  287;  Krie»  a.  a.  O.  8  20 ff,;  Raehfabl  a.  a.  O.  S.  324  ff.;  dann  den 
nngariachen  D.  A.  §  M  ad  42:  1545  im  Text  S.  25. 


i  mitbrt Ulfen.  VVenn  aber  di*^  Versehwendun^  der  Fürf^ten  für  die  Stiin 
PftoipfinuUeh  wird,  oder  wenn  er  eine  Orgainxnti^ni  der  Verwaltung  flein 
'     iKaminern  schafft,  welche  die  ständische  Steuerverw(dtiuig  kontrollie 
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bedeutet  eben  nicht  mehr,  als  dafs  das  ständische  Petittoi 
recht  öich  auf  alles  erstreckt^  was  das  ständische  Int€ 
berührt.  Die  SL'heiduog  zwiachen  Gegenständen,  welche  der 
monarchischen  Prärogative  angehören  und  welche  nicht,  hat 
für  dieses  Recht  keine  Bedeutung ^ 

Der  endgültigen  Formulierung  des  hier  gekennzeichnet«!! 
ständischen  Wunschzettels  8telU  nun  der  König  oder  LaiulM» 
berr  nach  vorhergegangenen  Verhandlungen  Punkt  für  V  ' 
seine  endgültige  Antv^ort  oder  Erledigung  gegen  i^ 
Dieeer  ganze  Dialog^,  in  welchem  die  entlegensten  Din^ 
kunterbunt  durcheinander  gewürfelt  werden,  wird  am  Schlnset 
des  Landtags  in  einer  meist  mehrfach  ausgefertigten  Urkandc 
niedergelegt  und  diese  unter  den  verschiedensten  Namen  aU 
Libell,  Keichsabsehied,  Kcichsschlufs,  Reichsdekret  u.  ».  w. 
verlautbarL  Während  also  das  konistitutionelle  Gesetz  die 
volle  Ubereinfittimmung  zwischen  Monarehen  und  Parlameot 
ülier  dessen  Inhalt  zum  deutlichen,  formalen  Ausdruck  bringt 
lassen  die  Landtagsahscbiede  jegbchen  Dissens  zwischfo 
[Jerrscher  und  Ständen  deutlieh  erkennen,  sei  es,  dafs  A^t 
He r rsc he r  ei n em  s tä nd i seh en  P e ti t  nur  mit  e  i  n  s e  h  n  e  i  d e n • 
den  Ä nd e r  u  n ge n  8 e i n e b  I  n  lia 1 1 .^i  Folge  giebt ,  oder  den 
Sinn  derselben  in  meinem  Interesse  verdunkelt*,  oder  da& 
er  es  endlieh  geradezu  ablehnt.  Da  nun  alle  Petita  recht» 
lieh  unselbständig  und  auf  Erledigung  durch  den  Hernscher 
berechnet  sind,  so  er«eheint  in  alten  F<llleu,  also  auch  im 
Falle  des  Dissenses,  die  rechtst^rmlich  als  Abschied  verlaut- 
barte  Erledigung  der  Krone  als  rechtlich  mafs  geh  ende 
Norm,  und  auch  diese  vieltiieh  bezengte  Thatsache  steht  d«f 
Behauptung  eines  wahrhaften  Mi tgesetzgebu Bgsrechtes  der 
Stände  entgegen^. 


1  Hierzu  Uii^cr  a.  a.  O.  g§  160—170  bes.  S.  275 C,  S,  SITE ? 
falil  a.  a.  O.  8.  101.  _ 

*  Vgl.  <l*ts  Aiif^^burgf'r  Libell  a.  a,  O.,  die  Petitirin  der  sclilefliselMS 
Stände  an   Fi'rdijuuid  I ,  Bin  hboltz  II    S.  56;i     Denk  a,  a.  O.  S.  97  bf- 
merkt,   der  Krmig  Labi'  auf  d*^m  Keirlmtag  van  1722  23   olin«*  f<*$N 
Syrttrm  über  vielerlei  Dinge  Verffigungen  getroffen.    Da?  gilt  aber  v< 
jedem  Rek'hwtfi^  und   ist  ukdit  Schuld  dt's  Königs,  sondern  eine  blo' 
Folge  dtT  llunt?tclM.>ckigkeit  der  ständit!<d*eu  Petitionen. 

^  Ein  MuKter  eine«  soh'hen  J>ialogs  bildet  da-*  Aug^bur',-"-   F  '^' *!l| 
in    weleliem  Punkt    für  Punkt    der  Landscfmfft  Ben^ereu   nnii 
Mav,  M;uiiung  gpgenüberge^rent  werden,  and  der  ungarische  I 
Abschied  von    154d  oder  das   liespnnsum  Sacrae   Heg.  Ma  i 

Artieulos   Constitutionum    DiÄetae    Anno    Dorniui    1545     l 
celebrtitae. 

*  V^i.  auch  Viroseil  II  8.  S. 

^  Diese,  der  Entwickhiug  eines  strindisehen  GesetzgebungBrecld'^« 
noguni*tigc  Wirkung  der  Erledigung  der  wörtHeh  in  diesrdbe  Auf- 
genommenen i*etitioneu  der  Stünde  mittelä  landesfürf heben,  zuwHleti 
Äurb  a  h  l  e  li  u  e  n  d  e  n  und  modifizier  e  n  d  e  u  Landtagsabschiede^  wird 
von  V.  Helow^  Territorium  S.  243  iiberfiehen. 
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So  verlangen  die  ästen'eiehischen  Stände  auf  dem  Augs- 
burger Landtag,  unter  Benit'ung  auf  üire  Landesprivilegien, 
unbedingte  Abstellung  der  landeafürstliclien  Kommissionen  zur 
Untersuchung  des  Qnnge»  der  bei  den  Lnndrei;hten  anhängigen 
Prozesse  ^  Diesem  Begebren  wird  in  vollem  Unitange  nicht 
stattgegeben,  vielmehr  behält  sieb  der  Kaiser  die  Anordnung 
«olcher  Kommissionen  vor,  wenn  die  Richter  „verdeehtlieh 
oder  partheyiöch  weren**,  ein  Vorbehalt,  mc Icher  bei  dem  Um- 
stände, als  das  Urteil  über  die  Erfüllung  ©einer  Voraussetzung 
beim  Kaiser  steht,  auf  eine  Ablehnung  des  stttndischen  Be- 
gebrens hinausläuft.  Das  Petit  des  ungarischen  Landtags  von 
1559,  der  König  möge  in  den  Angelegenheiten  seiner  getreuen 
Ungarn  (d.  i.  der  ungarischen  Stände)  sich  nur  ungarischer 
Räte  bedienen»  zielt,  wie  sein  weiterer  Inhalt  beweist,  auf  die 
Abschaffung  der  Contralbehörden  des  Hofkriegsrates  und  der 
Hofkammer  in  Wien  ab.  Es  wird  ihm  aber  nur  soweit  nach- 
gegeben, als  es  sich  um  die  justitia  jura  übertatesque  Regni 
(also  um  die  Heuhte  der  Landsehaft)  handle,  wozu  eben  Kammer- 
und  Heeresverwaltung  nicht  gehöre,  weshalb  es  bei  den  beiden 
Centralbehördon  zu  verbleiben  habe.  Im  Jahre  1536  verlangen 
die  ungarischen  Stände,  die  fremden  Offiziere  und  Komman- 
danten sollten  aus  den  befestigten  PlÄtz<:»n  entfernt  werden. 
L>arauf  bekommen  sie  im  D.  A.  43:  1536  die  Antwort:  Das 
ßei  augenblicklich  undurchführbar.  Bei  günstig  veränderter 
politischer  Lage  wolle  der  König  den  Ständen  keinen  Anlafs 
zu  Beschwerden  bieten.  Eine  unumschränkte  Ablehnung* 
ertllhrt  aber  Punkt  42  der  ständischen  Begehren  des  Reichs- 
taga  von  Tyrnau  von  1545  um  vollständige  Ablösung  des 
ungarischen  Kamraerwesens  von  der  Hofkammer  durch  Auf- 
stellung eines  ungarischen  Schatzmeisters  und  zwar  mittels  des 
§  14  des  königlichen  Responaum:  Videtur  itaque  Sacrae  regiae 
Majestati,  proventibus  suis  Regiis  aut  Regionalibu»  non  con- 
veniens,  neque  opus  esse  publico  decreto  praeficieudura  Tbe- 
«aurarlum  .  .  .  quum  ut  alius  quisquam,  ita  ambae  Majestates 
merum  jus  et  potestatem  suorum  redituum  et  ofticialium  super 
119  constituendorum  habere  velint  et  debeant,  Ein  hemerkens- 
wertes  Beispiel  aus  der  Zeit  nach  der  äufser liehen  Rezeption  der 
Montesquieuschen  Gewaltenteilung,  also  aus  vurgerückter  Stunde, 
ftlr  die  V^erdunkelung  ein<'S  von  den  Ständen  behaupteten  wich- 
tigen Rechts  durch  den  Landtagsabschied  bietet  der  ung.  D.  A.  1 : 
1802,  in  welchem  der  König  die  unterthänigste  Darbietung  des 
bewilligten  Rekrutenkontingents  annimmt,  mit  dem  vagen  Vor- 
bebalt,  ne  per  haue  acceptationem  praehabitis  Regiis  in  ratione 
defcnsioniö  Juribus  quidpiam  dcrogetur*. 


*  KftmthiK^r  Lfindliaudf-.  8.  65. 


*  Vgl.  auch  ViroBzil  III  S.  246  Anmerkung  zum  Sclüufs» 

■  Die  Fortdauer  der  alten  Pt^titioiiäform  und  drr  modÜiziercDdeuT 
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Der  Behauptung  eines  Gesetzgebungsrecbt»  sieben  deshalb 

folgende  Thats&chen  gegenüber: 

Da8  Ständerecht  kennt  entweder  den  Satz,  daf*  zu  idlfji 
Gesetzen  die  Zustimmung  der  Stünde  erforderlich  eei^  ülx?r- 
haupt  nicht ^  oder  macht  ihti  durch  die  stiiatltche  Praxi»  m 
Schanden  *. 


dilfttoriftchfii  Antworten  imd  «alvatorischoii  Klftus«^lo  üe«  udj 
Könige  liiich  nach  dem  Landtage  von  1790/91  bewtfisen  tler 
di«^s*er  Liindtagasession  selbst  und  die  ihm  iiachee  folg  ton  Dekret«*, 
Tezner,  Ostern  Kaisertittd  n.  s.  w.  8.  20  flF.,  24  A.  26,  S.  25,  Auch 
weisen  den  buntesten  Inhalt  auf  und  stehen  deghulb  der  B^^^tiini 
jetier  Angelegenheiten»  für  deren  ErliMÜf^ting  voller  KoTisend  zvrii 
Konig  und  Stünden  erforderlich  ist,  au  eh  aamjils  noeh  hindernd  ^n 
Dies  wird  selbst  von  ungiins^chen  Piiblizisten  der  Gegenwart  sai 
Vgl  z.  B,  Si  Iiwiidter  in  Orfmhnti^  Zeitäclirift  26-  Bd.  S.  478;  _ 
üsterr.  Staatswörterbueh  11  8.  1291,  Von  älteren  Schriftstellern" 
Czirkky  a.  a.  O  R.  400:  jam  miiniue  mirum  appanebit,  de  obj^cCor 
comitialium,  ad  legiftlationem  «tricte  pertineutium,  numero,  dooto:^  «tt 
Patriae  viros  tantopt:*ro  variare  incjue  ipirtls  adeo  ConventibiiK  publltl* 
diMteptatione»  band  infrequenter  oriri  und  das  dort  angeführte  CitAt  Mi 
Sebwartner,  StHtistik  dea  Kunigreiehs  Ungarn;  fem  er  Viroj^zH  11  S.  S» 
87,  113  A.  p,  191  f,  2m  A.,  409,  111  1,  23,  29  A.  k  Daf»  die 
Zweifel teiij  von  Viroazil  zuweilen  mit  Hilfe  des  Vernunftrechtsf!)  uDtx'f^i 


gebungg-   und    lande^herrhr 


nonimenen   Versiulie    der    Abgrenziiug    zwischen    ständij^chem    Ge«»^tx«^H 
errlirhem  Vi?rordnung8reeht  wie  auf  HS.  67.  7(L^| 
'71  A.  w,  72,    146  d:,    14K,    150,   161/?,    171,    176,    194,   205,  209,  223  f.,  nl^ 
A,  gj  225i  f ,  225^  228  f.  jedes  wiseenschaftlii-hon  Wertes  entbehrexi,  lehrt 
der  erate  Blick.     U&^  Mifsglücktn  diesea  Versuch»  ist  eine  notWL«i)d%« 
Folge  der  im  Text»*  gekernjxeichneten  Veri^chwommeuheit  des  8tändii 
Staatsrechte.     Trotzdeui   liehtuiptet  Baloph  a,  a.  O.  Nr.  243»  die  C 
Verordnung     sei     im    unei 


:!3 


zwiöchen  Gesetz  und  Verordnung  sei  im  ungarischen  Stand 
genau  (!)  gezogen  geweHen.  Als  liquide  Grenzen  der  kgl.  Gewalt 
er  an  die  Mitgliedschaft  beim  Landtage,  das  Eigentum,  die  Frei 
reehte  der  Bürger,  das  Heere.skosten-  oder  das  Steiierbewilligi»ng?ir«diL 
Vgl.  hierzu  Tezner  in  Grüuhuts  Zeitschrift  25.  Bd.  S.  356,  dann  de«6ei 
Öaterr.  Kaisertitel  u.  g.  w.  S.  21,  29  ff,  :^  f .  und  hier  H,  29  A.  2.  Für  Ji« 
einseitige  privatrechtlie.he  Regelung  voo  Eigentunisfragen  ist  ein  h«»rVL 
rageiideB  Beispiel  die  Bergordimng  (Viroszd  II  S.  208)  Maximiliai»  11^ 
für  die  publizinti^ehe  Besclirünkung  von  Eigentum  und  Freiheit  (Ji< 
umfansenae  PoHzeigesetzgebuiig  des  Künigs;  viroszil  I  tS.  42,  11  S.  \4% 
100h;  CüirAky  a.  a.  O.  §  XVL  —  Fre i he iUreehte  der  Bürger  im  8tiio#; 
der  deeJaratioii  de»  droits  de  Phomme  et  du  eitojeu  hat  es  im 
riacheu  Ständcstaate  nie  gegebeji.    Aber  von  allen  andern  Gränd( 

f:eftehen,  t<chon  die  Auhialime  abächlägiger  Erledigungen  ständii 
*0iiitulate  und  saivatoriücber  Klauseln ^  selbst  bei  Erledigung  der  B«»- 
willignng  de>*  Rekniteiikontingentes  in  den  Reichi^abschied  4*teht  nicht 
nur  aer  Abgreuztmgvon  Gesetz  und  Verordnung  im  ungarischen  StÄode- 
recht,  sondern  der  Übertragung  dieser  Begriffe  überhaupt  auf  das  «tiit' 
diflche  Staatsrecht  entgegen. 

*  Letzteres  gilt  z.  R  von  d<^m  D.  A.  10:  1790/91,  deasen  Erlaf»  mch[ 
die  geringste  Änderung  in  der  Form  der  ständischen  B*  '  *"  und 
ihrer  Verabschiedung  hervorruft  und  der  auch  aus  dem  fci  ladt 

der  Scheidung  von  Gesetz  und  Verordnung  abträglich  ist,  \\  ku  mr  con* 
süetudo  als  verfassungsreebtliclie  Beelit^ipielle  auch  dunh  den  Heich*- 
ab«chied  von  1790 '91  aufrecht  t^rhalten  wird  und  weil  die  coasaetad(> 
sich  auch  nachher  noch  in  der  Richtung  des  Abaolutismns  bewegt.  VfL 
iiierzu  unten  8.  48  f.,  51  A,  2. 


k 
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Ihm  mangelt  überhaupt  die  Tentlenz  der  Abgrenzung  der 
Teilnahme  der  Stände  bezüglich  de«  weitaus  gröfsten  Teils 
der  slaatlichen  Angel egnnh<M*teu  und  der  Bestimmung  der 
rechtlichea  Wirkung  dieröelbeo  *, 

Daa  Ständerecht  bildet  keine  bestimmte  Beachlufsform 
aus*  welche  ausdrlicken  würde,  dafs  für  die  Wirksamkeit  be- 
ftlimmter  Beschlüsse  die  vorgängige  Zuötimraung  der  Stände 
verfnäsungsmäföig  notwendig  sei. 

Dai*  ständische  Stiiatijreclil.  kennt  ferner  eine  Geaetxgebung 
in    der    Form    der  Verbiutbarong  abschlägiger    Bescheide    des 
"errschera  auf  ständische  Petita  aU  raafßgebender  Rechta- 
orraen    und   zwar    selbst   in    solchen  Fällen,  wo  es  sich  vom 
tandpunkte  des  modernen  Staatsrechts  om  grundlegende  Be- 
timmungen des  Verfassungsrechts  handehr. 


1  Üßger  a.  a,  0,   S.  2S5f.;    „Unter   i^oldien    Verbältoissen    konnte 

|«ich  ein  allgemoin(^r  uml  bestimmter  Gruiidsatz  iiber  den  Anteil,  welcher 

lern  Fürsten  eiiiei'scits  und  den  Landwtiindi'n  aTidererseits  an  der  Geseta- 

bung    zukomme,    nirht    au,sbiltien.     Es   bin^    vielmehr   iillcsi   von   der 

)rin^richkeit   der   lTrm:ttiLiidc ,    von   d«tr  Enerpe   und  Kraft   der  Fürsten 

lutid    von  der   Gröfs*^   der   entgi'gen.^telienden  Interet*sen   ab."     A.  a    0. 

iS.  *231  f.,  28H  f.,  274.    Für  das  deutsche  ReirWrecht  betont  diese  Sehwierig- 

keit  Schröder,  Lehrbueb  der  deutflcljen  Rechtsge^ebiehte  3.  Autl.  S.  5C6. 

Trotedem    sjjriebt    er    \'on    einem   Keclite   der  Reiehsötimde   zum  Ertafs 

L  von   ReiehrtgeBCtzen.     Das   müfste   tiher  unter  Fedtbaltung  der  im  Text 

rentwiekelten  Gesiclitapunkte  erst   nachgewiesen  werden.    Verl.  dagegen 

rBluntschli,  AUgemeiiieö  Staatsreebt  S.  53;  Jä^nT  II  1  S.  8L    viroszil  lll 

IK.  29  A-  h  bezeichnet  die  von  uiigarirtcben  Sebriftstellern  unternommenen 

rVertJUche    zur  Beütimmnn^r  ^i^r  Kompetenz  de?*  Renbstags  als  jeglicher 

[pTttcif^ion  entbehrend.    Aber  ainb  der  seine  verdient  kein  anderes  IJr teil, 

Eä   handelt    sich    *dien    um    einen   Ver^ucb   des   Unmöglichen.     Die  Be- 

hÄUptiing  Ungers  a,  a.  Ü  S,  442 ^   das  Einungawesen  habe  zu  einer  p:e- 

liaueren  Bestimmung  der  dem  Schutze  der  Landesver&ainmlnng  anberm* 

f erteilten  Retlite  geführt*  kann  nur  auf  die  fttändiBchen  Vorrechte 
exogen  werden;  sofern  sie  auf  die  Teilnahme  an  der  Erledigung  von 
ri-andeeanj^elegenheiten  gemünzt  wfire^  ist  sie  falsch  und  im  Sinne  des 
t obigen  Citate»  auf  S.  22-")  zu  berichtigen.  Wie  vage  die  Bestimmung 
I dcfi  Anteils  der  Rtände  in  den  Privilegialerklirungen  selbst  ist  und  wie 
l^eit  entfernt  von  modenien  Verfa8«nngHg<'Ketzen  über  die  Komp<^^tenz 
roer  Parbimenter  zeigt  die  Bestätigung  des  tirolischen  Landei<privilegiuni5 
I durch  Ludwig  de«  Markgrafen  von  Brandenburg  ans  dem  Jahre  1:^42, 
lt)nrnach  boU  der  Herssog  nach  dem  Rate  der  Beteten  regieren. 
[j&ger  11  1  S.  82,  28L 

I  *  Bntogh  a.  a.  O.  cittort  gegen  meine  Ansfuhruiagen  über  den  nach- 

teiligen Eiufliifs  drT  l*etitioni^torm  auf  die  Entwickluiig  der  ungariacben 
lYer&ssung  die  Mt*br  scbwachlicbe  Bemerkung  De4k»  a.  a.  O.  S.  IÖ.>  ff., 
I^die  ungarische  Nation  habe  aut*  Ehr(»rbietung  gegen  deu  Monarchen 
[«icse  Vor«chlagsfonn  auch  in  Fällen  eines  rechtmäfsig  gar  nicht 
abzuweisenden  Verlangens  gewählt."  DU'^e  Bemeriung  kann 
lieh  nur  auf  die  GravamlnalthätiglLeit  des  Landtags  bejEieheüi  da  in 
Ibetreff  der  Ge&etresvon*chiäge  niemals  ein  Anspruch  auf  kgL  Sanktion 
iVf'^fauden  hat*  (Viroszil  II  ^.  o9  A.  k.)  Allein  die  citiertc  Beracrknng 
I entkräftet  in  keiner  Wel^e  zwei  von  mir  aufge**-tel!te  dnrcli  die 
lnjigarifiche  Verfassungsgeßcbichte  bekräftigte  Bi'banjitujigeu:  L  Die 
LlliiterBchiedsloBe,    auf  alle  Gegeui^täime  landstanditicher  Verband* 
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Endlich  stellen  die  mächtigeren  Glieder  und  Gruppen  det 
Landischaft   auch   ihw  Privilegien    als  Schranke  flir  je^* 
liehen    gesetzgeberischen    Willen    auf,    also  auch  für] 
den  Einfluls  der  Landschaft  selbst  auf  die  Gesetzgebung \ 
Man    hat   demnacli,    wenn   man   diesen   Eintlufa  juristisch  be- 
stimmen will,  fast  alle  Vorstellungen  fallen  zu  la^üen,  welche! 
sich  an  das  Gesetzgebungsrecht,  richtiger  an  die  Gesetzgebunp*»! 
kompetenz    der    modernen    Parlamente    knüpfen.      Will    inattl 
um  jeden   Preis  diesen   Einfluls   an   modernen   Recht*be;^iffcQ 
messen,  so  dürfte  dem  Kechtäzustande  des  Ständestaates  folg 
Formulierung   am    lievsten    entsprechen:    Gesetz    iat   jeden 
was   der   König   oder   Landesherr^    als    rechtlich    verbiRdltefi 


hing    atigt'wendett^     Po4:itions  form     erweist    sich    ab    niemals    öber- 
wuiideiie?^    Hindt'niiti     für     die     EtitwiekUing     eiue^    wahren     rji^  fr' 
gebiijig><reditea  der  migsirit^elieii  tStniide  und  für  di»>  Bestimmi»' 
(i('giMiMtaiid«Ä.     2.    Das   Vo rk*>in inru    d  i  b  e^ o  n  t  i  <•  r  e u  d  o  r    Erl < 
ständischer  Petititnieii  iti  den  kgL  Vei-ahj*c}iiediyijüren  derselben,  den  m*^*J 
Dekreten,  w«dehe  auch   imeh  mm  Jahre  1791  nirht  ver9chwind<*n*   gf 
stattet  nieht,  den  vorgeheiideTi  K«msein»  den^  Lftiidtags  als  untr"    '    ' 
Terfassmigsmäfi^ige  Vorau^j^etüuiig  der  Verhiiidlifdikeit  de*  Dek? 
zufasBen,    scmdeni  drüekt   die  ständische  Mitwirkung  zu    ilen  Ui-vt.-^  i 
auf  eine  blofse  Initiative  oder  auf  blofse  Beratime:  herab.    Unzweifelhaft 
hat  Rieh  in  der  gt-genwärtigeu  Ejioelie  aiif^eren  Gli^nzf^s  des  uiicr^''»'  ' 
Yerfn.»^sungHlebenR   die  Ehrerbietung   der  Nation   gegenüber  d< 
im  Vergb'ieh   zu   jener   in   der   ständirtch-absrdiitistiBehen   Zeit    r 
mindert     Dctihalb  wird    es  doch  niemand   eiufalleu,   die  Rückkehr  luf] 
Petitionwform  als  mit  dem  Oesetzgebungsrecht  de?»  ungarischen  Reich*- 
tags  vereinbar  nud   für   dessen  Fortbestand   nnhedenklich  zu  erklÄLrt'ii-  j 
Anderers*eits   bedeutet   der  Übergang  df^r  englis^ehen  Petition    zur  Bill 
nicht    blofs    eine    reehtlieh   gleichgültige  V<rändenuig  der  Ge^etXf?»* 
form,  Hondem  die  Umwandlung  **ines  abwnicht'uder  Erledigung  fahi|ei»D  I 
Vorschlags  in  die  verfassungsniafsig  notwendige  Z u  s  t  i  m m  n  ] i  _ 
Erlasse  eines  Ue setzen.    Über  den  ungünstige«  Eiufiufs  der  J' 
form    auf  die    Herausbildung    eines    linuiden   Gesetzgebuugsrecf*;.-     i  * 
ungarischen  Staude  vgl,  auch  Viroszil  II  S.  3 f -  A.  e. 

*  Sehr  gut   wird   die   Unmöglichkeit  der  Bezeichnung  diesem  Ein- 
flusees  als  eines  MitgeftetzgebunpsmhtH  für  das  ungarische  Recht  beretti] 
von  dem  ungarischen  Schriftsteller  Lakits  in  seinen  1810  ^eaehrielKiien  ( 
Juris  puhliei  Hungariae  primae  lineae  entwickelt»    Viroszil  II  Ö.  147  f. 
A,  f.,  S.  215  f..  A.  f. 

■  Bemerkenswert  ist,  dafs  seihst  die  goldene  Bulle  des  uuli  " 
Königs  Andreas  II.  von  1222,  welche  uns  die  kgl  Gewalt  im  7 
tiefster   Erniedrigung   zeigt,    sich   formell    als   Anordnung  ih^  K^in^'-* 
giebt.    Quodsii  vero  nos  vel  aliqnis  successomm  nostrorum  aliquo  unquam  I 
tempore  huic  d i s p o  s  i  t  i  o  n  i    n  o  s  t  r a  e   eontraire  vul nerit ,  hei fi*t  es  b*i 
der  Anerkennung   des  standischen    Eiuigungs-  und    Widerstandsreehb.  j 
Deshalb  bezeichnet  Werböcz  P.  II  t.  H  §  4  die  constitutione«  Regni  truci 
der  Mitwirkung  des  populus  als  Principis  et  non  populi  statuta     X»ch 
Jtalogh  a.  a.  O»   Nr,  242    übten    König    nrid    Stande   die    gesetügehrndf* 
Gewalt  fils  zwei  gleiehberech  tigte  Partei en^  alä  gleichgestel  1  tö  i 
Teilhaber  der  Sonveranitüt  aus,  und  Gesetz  wu nie  nur  das,  worin  König  ^ 
und  Reichstag  als  zwvl  gleichberechtigte  Parteien  ühereinkamen.    Die: 
Behauptung   steht   in  offen knndigetu  Wid»Tspruch   zu  den   im  Text  an- 
gefahrten,  reichlich  venot^hrltaren  Beispielen  von  Koiri  *'   '^   '      *         '  " 
Reichntagsahschieden,  w*'lche  abwr^äeheude  und  absrhl  » 
der  standiüchen  Petite  verlautbaren,  sie  steht  im  Wid^ ..  p.,.>  ..  .,..,    .  « 
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^Anordnet',  und  wa$  sicli,  in  ruehtlicher  Geltung  behauptet^ 
gleichviel,  ob  die  Anordnung  mit  oder  uhne  oder  selbst  gegen 

tden  Willen  der  Stände  erlassen  worden  ist-.  Der  Einflufs  der 
stände  aui*  die  Gesetzgebung  gleicht  atn  meisten  dem  raoder- 
len    Initiativ-,   Petitions-,    Resolutions-  und  ßeaehwerderecht*. 


iie   ver«chiedenartigsteii    Gebiete  tl<*H   staal liehen  Lebr^ii:^  umfaäJ^endea, 

11  keine  reiohstäglielie  Enniichti^uni^r  ankiiüpfeiiiJeu  eoimtitutimieÄ  r^giae 

]?zimky  §  XVI),  eie  steht  im  WidtTspnieh  mit  dpv  Fonn  der  Kamitial- 

lekrete^  welche  sieh   ilarfttelleti  nh  GenehinhaltuDg  oder  Sauktjtm  auf 

^Ff^angene   unterthiiu  igst e  Bitte   der  Stande ^  eine  Form,   die  un- 

reritnaert    vor   wie   uac^h  dem   Landtag  vor   170091    ejngelmlten    wird, 

Zi^  kann  ttba,  abgesehen  von  den  vi^-eiiizeiteii  Bei8i>ielen  der  pat  ificatio 

riennensis  und  LicenBi**,  nicht  bezweifelt  werden,  anh  von  den  beiden 

irklüniiijffen    de*^    KönrgH    und   des  Keichstags    kreafori^rhe    Bedeutung 

dur    ih'T    erstereu    zukommt.     E«    verordnen    nieht  Konig   und    Stande^ 

»ndem  der  Künig  auf  Bitten  der  Stände.    Bezeielmenderweise  hat 

Ich  der  Au*druek  pragTiiatisi-he  8ankti<>n  für  dan  ungarisehe  Thron- 

blgt'geßetü    aneli    in    der   iingarlscben   Vi«rfa*^!^iingsrtpraehe   eingebürgert 

j[S§  7,  8  O.A.  XII  1867X  wngeaelitet  es  als  Vertrag  ÄWi.^Hien  Klini^  und 

»fiitioii  hingestellt  wird.    Da»  deutet  darauf  hin,  dafs  8elbf«t  der  zwischen 

j^nuiltiig  und  Krone  vereinbarte  Wille  nur  in   f^einer  Form  als  ki'mig- 

lieKfT   \Vili<',  nneli  Werbikx  als  Statntinn  n  r  iiie  ipi*  Gt^^etü  sebatft.    So 

Ilflidit    autdi   naeh   der   biiluiL  L,().  Nr.  (34  F(d.  W9  W.   i;i  di«^    kgL  An- 

prdnung  de»    dort  an^fefuhrten  Vertra;.^  zwiKrhen   König   nnd   Standen 

.IUI   Genetz.    VgL  auch  C/Jräky  Jj  4<)6,  wona<4i  daj^  l)«'eretuiti  C<»iuitiale 

Blsteht,     indem    r*'?»    nintuo    eourteni*u    eonclusae    Krgi     jirae^t^ntantur» 

Idendo  jtreees  ut  afleen.Hii  :riiio  et  a  u u  t o ri tat i-  rn  t a s  ha  b  ra  t,    Viroazil 

a,  (K  l  S.  277  A.  h,  II  S.  .VJ  A,  k,  S.  U  A.  \k  S,  65  A.  (|.    Übrigena 

tilt   Halogh    den   Lisern    dej»   Pester   I^loyd    anrh  mit,    daJK  auch   d«3r 

egenwartigf    österr*   KeiehBrat    kein   selbständiges  Organ   der  Geaetz- 

ebting,  sondern  ein  Idofser  Beirat  sri ! 

*  Gleichviel    oh    auf  oJfenem  Landtag  oder  auf^erhalb   desaelben* 

M-nn    deshall»    Viroezi!    III    S.  55    Obereinstimmung    von    König    und 

Bt finden    für    den    Kei^dis abschied   (a.  a.  O.   8,  56)  fordert,    so   wird   er 

arcl»    den    Wortbnit    iler   Decreta   comitialia   vielfach   widerlegt.     Man 

iitinte    die     Üherein^^timmung    im     Falle    ablehnrmder    kgl.    Rei^pontia 

küfistlich  8o  konstruieren,  dafs  man  sii*  in  der  Hinnahm  «'der  Antwort 

pli  die  Stande  und  in  der  Zulassung  der  Aufnahme  in  dei»  AbHelded 

rblickt  (a,  a.  O.  S.  56).     Allein  e«  ist  ineht  nur  ein  formaler,   sondern 

»n    grofser   materieller   staatsrechtlieher  Unterschied   Zivilehen    der 

Eustimniung  tai  kgL  Akten  und  dem  blor^en  „sich  in  dieselben  fügen"* 

Die  getietzlich  geforderte  auxdrüeklirhe  Zujitbnmung  des  modeniea  Parla- 

nentÄ  kinn  durch  unausgesproehene   Unterwerfung  unter  den    kgL 

Tillen  nieht  ersetzt  werden  und  ein  Dissens  zwischen  König  und  Parln- 

fteiit»   welcher   in   einer   aLs  konstitutionellem  Gesetz  verlaiitharten  mo- 

irchi^ehen    Anordnung  zu  Tage  tritt,   nimmt  deri^elben  die  Geaetzos- 

raft.     TeÄuer  in  den  Wiener  Juristischen  Bhittern  Jahrg.  1887  Nr.  4 — 9. 

Tgl.  auch  V.  Below,  Territorium  S,  270,  272  f. 

«  Kries  a.  a.  O.  S.  T.iü\,  76. 

»  Viroszil  JI  S.  2,  71,  75  A.  c,  d,  S,  76  f.  A.  e,  Ol  S.  2f 5  f  A.  f 
'Ör  das  ganze  Verhältnis  ist  e^i,  soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt  »ehr 
[laraktcnatisch.  dafs  Propositionen  des  Kiniigs  au  den  Landtag  geset*- 
rleriHchen  Inhalts  ungleich  seltener  sind  als  die  Petitionen  der 
.tHiirie  um  Änderung  des  Vorg*diens  de«*  König^  oder  um  ein  be- 
litnmtf'fl  Verhalten  desselben  in  Angele|?erdieiten  dieaer  oder  jener  Art* 
'  *i*  fvtnnT  die  Promulgationsformel  bei  ünger  a.  o.  ü.  S.  2*J2,  wonach 
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Da  nun  einerseits  im  Ständestaat  sieh  nur  das  Gesetz- 
gebungsrecht des  Königs-  oder  des  Landesherm  voller  Liquidi- 
tät erfreut \  während  andererseits,  wie  das  Tripartitum  des 
Werböcz  beweist,  aus  der  Thatsache  allein,  dafs  staatliche 
Angelegenheiten  auf  den  Landtagen  verhandelt  und  mittels 
königlicher  Antwort,  wenn  auch  abweichend  von  den 
ständischen  Beschlüssen,  erledigt  werden,  von  zeit- 
genössischen Schriftstellern  ein  Mitwirkungs-  und  Zustinun unge- 
recht der  Stände  bald  zu  allen  Gesetzen,  bald  zur  Erledigung 
der  wichtigeren  Angelegenheiten  abstrahiert  wird,  so  folgt 
hieraus  für  die  historische  Forschung  die  Pflicht,  selbst  solche 
Äufserungen  von  Rechtsbüchern,  Urkunden  und  von  Privilepen, 
welche  deutlich  von  einer  ständischen  Zustimmung  zu  Akten 
des  Herrschers  sprechen,  mit  grofser  Vorsicht  aufaunehmen 
und  auf  Grund  sorgfältiger  Prüfung  der  wirklichen  ständisch- 
staatlichen Praxis  festzustellen,  ob  wir  es  mit  einem  wahr- 
haften ,  der  parlamentarischen  Zustimmung  vergleichbaren 
Konsens  zu  thun  haben  oder  nicht  ^? 


die  r^ächsischc  Landcsordnun^  von  1482  erlassen  warde  „auf  Anrufen, 
domüti^o  und  floifsi^e  Bitte  der  Stände  aus  fürstlicher  Macht  und 
Gewalt."  Wie  übrigens  in  der  ständisch-staat^rechtlichcii  TermiDoIocie 
innerlich  verschiedene  Ausdrücke  für  den  staatlichen  Einflufs  der  St&nde, 
ohne  Bewufstsein  dieser  Verschiedenheit,  also  ganz  rejBrcllos  sebraucht 
werden  f  beweist  die  tirolische  Malefizordnung  Maximilians  iT,  weh'he 
dieser  erläfst  „nach  zeitigem  ilath,  besnnderlich (!)  diemütig  Bete 
unserer  Landschaft  als  legierender  Herr  und  Lande8für.4r^ 
Jäger  II  2  S.  .S86. 

*  Viroszil  II  S.  2,  7.  Nur  die  Konsequenz  dieser  Thatsache  hat  die 
vernewerte  Landesordnuntj  für  Böhmen  und  Mähren  gezogen,  indem 
sie  das  jus  legem  ferendi  dem  König  allein  zuspricht,  ungeachtet  das 
Petitionsrecht  der  Stände  nach  wie  vor  bestehen  bleibt. 
Declaratio  dubiorum  Ferdinand  IIL 

•-*  V.  Below  I  S.  69,  II  S.  50  A.  175,  S.  53  A.  191 ;  Unger  a.  «.  0. 
8.  231  ff.  Beispiele  mangelnder  Übereinstimmung  der  Praxis  mit  solchen 
Feststellungen  bietet  v.  Below  II  S.  85,  50  A.  175.  Ein  Vergleich  der 
Terminologie  des  ständischen  Staatsrechts  und  der  Praxis  lehrt,  wie 
bereits  bemerkt,  dafs  mit  den  Ausdrücken,  ein  Akt  sei  mit  Wissen, 
Willen,  Rat,  Grutbedünken,  auf  Klage,  Anrufen,  Bitte  der  Stände  er^ 
gangen  (Unger  a.  a.  O.  S.  63.  202,  213,  216,  230,  232  f.,  289,  334,  ;U1) 
keine  feste  Bedeutung  verbunden  wird,  dafs  sie  vielmehr  promi^cue 
gebraucht  wurden,  und  nicht,  um  die  rechtliche  Notwendigkeit 
und  eine  bestimmte  rechtliche  Form  der  ständischen  Mitwirkung,  sondern 
die  Thatsache  derselben  auszudrücken  und  den  ergangenen  Akt  g[egcn 
Unbotinäfsi^keit  und  gegen  die  Beschwerden  der  Stande  zu  sichern. 
Vgl.  aucli  Viroszil  a.  a.  O.  11  S.  7,  welcher  aus  den  im  Text  erwähnten 
Gründen  eine  sorgfältige  Kritik  gerade  von  dem  Darsteller  de«  alt- 
ungarischen 8tänd(*rechts  fordert.  Freilich  läfst  sich  dieselbe  mittels 
des  Voniunftrechts  ni<ht  leisten.  A.  a.  O.  II  S.  4,  III  8.  27  A.  L  Der 
Widerspruch  zwischen  \Verbr>cz  P.  II  tit.  3  §  3  und  seiner  Bemerkung  in 
der  Vorrede  d(»s  Tripartitum  über  die  fruchtbare  Gresetsgebung  ex 
cujus(pie  fere  Priiicipis  ac  regis  nutu  et  arbitrio  ist  ein  in  die  Augen 
springender. 
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Neben    dem    MitgfesetzgebuDgsrecht    der    Stände    iat    zu- 
eilen von  einer  Autonomie^    von    einem    Selbstgesetz* 
ebnngsrecht   derselben    die    Hede.      Naraentlieh    wird   ein 
Iches   für    das*   Gebiet   der    inneren    Verwaltung    im    engem 
inne  d.  W.  behauptet '.     Der  Ausdruck  Autonomie  wird  bier- 
ei  ganz  andere*  verslanden  als  im  modernen  StaatJ:» recht.    Für 
ieses  i^t  Autonomie  das  Recht  eine»  Personen  verband  es  inner- 
des  Staatsgebietes,   im  Rabmen  der  für  dasselbe  bestehen- 
Kechtsordfiuiig  den  Verbandszweck,  das  Verbat: dsverbillt- 
nis  durch    Rechtsnormen   zu    regeln^    oder    auch    durch    Auf- 
tellung    von    Hechtsnormen    für  besdnmite  Lebensverhältnisse 
^ebietsherrsehaft  zu  üben.    Als  autonom  gelten  also  jetzt  z.  B. 
entliche   Genossenschaften    im    Rahmen    ihrer   Befugnis   zur 
egelung  des  Genossenschaftszwecks  und  des  Genossenschaf ts- 
'erhältnisses ,    die    Gemeinde    als    Hubjekt    eines    begrenzten 
olizeiverordnungs-  und  Steuerausschreibungsrechts,  der  Glied- 
staat   innerhalb    des  Bundesstaates    auf  dem  von    der  bundea- 
«taatliehen  Gesetzgebung  nicht  erfafsten  Gebiet    Die  moderne 
utonomie  ist  also,  sowohl,  was  die  ihr  unterliegenden  Lebens- 
erbältnisse  als  auch,  was  ihre  territoriale  Wirksamkeit  betrifft, 
beschrankt.    Sie  ist  eine  Gesetzgebung  innerhalb  des  Staates 
und  keine  Gesetzgebung  eines  einer  höheren  Rechtsordnung  nicht 
weiter    unterworfenen  Staates  selbst.     Die   Autonomie,   welche 
den  Stünden  zugesprochen  wird»  bedeutet  aber  ein  All  ei  n  recht 
"er  Stände,  in  einem  bestimmten  Umfange  Landesgesetze 
,u  erlassen,  welche  den  modernen  StRatsgesetzen  eines  ein- 
hen  Staates  entsi>rechen  und  für  welche  im  konstituüonell- 
lOnarchi sehen  Staatsrecht  ein  Analogon  nur  dann  bestände,  wenn 
auf  einem  verfassungsmälsig  bestimmten  Gebiete  die  Zuständig- 
keit  zum   Erlasse   von  Gesetzen    mit   verbindlicher   Kraft  dir 
e  d  e  r  in  a  n  n  und  für  das  ganzeStaatsgebiet  dem  F  ar  1  a  - 
ente  alleMn  gebliliren  würde-.    Diese  sogenannte  Autono- 
ie  wird  aus  der  Thateache  erschlossen,    dafs    zahlreiche  Ge* 
tze  nuf  flem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  die  Form  ver- 
utbarter  Landtagsschlüsse  tragen. 

Bei  näherer  Betrachtung  erweist  sieh  auch  dieses  Allein- 

tEgebungs recht  von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  von 

r   Krone   der  Begriff  der  Regalien,  der  Majestätsrechte   im 


RaekfahL    Oesamtstaat^verwaltung   Schlesiens   8.    Wd  und    bei 
8«lmioUer  S.  »55. 

•  Man  denk«?  fiUrigens  an  parlamtK^ntansicIie  Staaten  mit  nur 
•iiftpeii^ivmn  Veto  des  Monarcheo.  Fuföt  man  hier  den  Fall  ins  Auj^a, 
«Sau  der  BeöclilafF  des  Parlament«  wetzen  Ereehijpfnng  der  Kraft  des 
Vito  OeMtc  wird,  so  hat  man  e»  mit  einem  Verhftltiiifi  tn  thua,  wolchee 
gleicht,  da9  nach  Racbfa^hl  Autonomie  aeio  solh 
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praktischen  Leben  entfaltet  und  der  Selbstversammltm^  M 
Stände  ein  Ende  gesetzt  wird,  als  ein  Sehein.  Vor  allem  fei' 
es  an  der  Möglichkeit,  das  Objekt  dieser  Alleingesetzgebu 
derart  abzugrenzen,  als  es  nötig  ist,  um  sie  zum  Gegenst 
eines  subjektiven  Hechtes  zu  erheben  und  feststellen 
können^  wann  und  wo  eine  V e r  1  e t z u n ^^  dieses  R e cl 
tea  vorliegt^  Wir  ünden  gerade  auf  jenem  Gebiete,  welch! 
als  Haufitgebiet  dieser  stÄndiächcn  Autonomie  bezeichnet 
nändich  auf  jenem  der  Polizeigesetzgebiing,  in  ganz  dei 
selben  Zeit  nebeneinander  Anordnungen,  welche  von  de 
Herrscher  allein,  solche,  welche  von  den  Stünde! 
allein  beschlossen  werden'^.  Wir  finden  ferner,  daf*  vo 
Zeitpunkt  der  Entfaltung  de»  Regali lätsbe>gnffs  der  Kd&ig 
Landesherr  eine  einseitige  gesetzgeberische  Thätigkeit  auf  dem 
ganzen  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  entfaltet,  und  dafe 
etwaige  an  dieselbe  sieh  knüpfende  sttlndisehe  Ptititionen  da* 
einseitige  Vorgehen  nicht  als  Eingriff  in  ein  ständische» 
A  1 1  e i  n gesetzgebungsrecht ,  sondern  nur  darum  rügen,  weil 
keine  Befragung  der  Stände  erfolgt  ist®.  Wird  endlich  von 
dem  Alleingesetzgebungsreeht  der  Stände  erzählt,  dafs  es  vom 
Zeitpunkte  der  Kntfaltong  des  Regal itätsgedankens  nicht  mehr 
auf  eigenen  Fufsen  zu  stehen  vermochte  und  Anlehnung  iin 
die  Autorität  königlicher  Betätigung  gesucht  habe^,  so  erscheint 
das  ganze  liier  erörterte  Verhältnis  viel  zu  verschwommen,  uro 
die  stolze  Bezeichnung  eines  AllcingesetzgebuiigsrechteÄ  zu 
rechtfertigen.  Die  richtige  Erklärung  ist  etwas  einfacher  und 
schlichter.  Wenn  noch  zur  Zeit  des  entwickelten  Regalitikti»- 
begriflfs  und  selbst  nach  d e  ra  d  r  e  i  f s  i  g j  ä  h  r  i  g e  n  K ri ege 
Gezetze  in  der  Form  von  Landtagsschlusisen  hinausgehen,  to 
hat  das  seinen  Grund  bald  in  Her  Passivität  des  zur  Gesetz- 
gebung zunäch.st  berufenen   Herrschers*^,   bald    in    einem    Ent- 


*  Vgl,   z.  Ei.   die  jegliflier  Präcißion  entbehrenden  Ant?Hb«*n 
faliLs  über  diese  Autonomie  a,  ii.  O-  S.  152  f,  verglichen  mit  8,  142, 

*  Tezner,    Landeaffir st  liehe    Verwaltiin^^recLtspfle^e   8,  50 
S.   68    A.  71;    Krieg  a.  n.  O.  H.  2^,    v,  Below  I  S.  hH  A.  223,   Eacl 
a.  a.  O. 

■  1584     besehweren     sich     die     schleeischcn     Stande,     dtth    6ft 
gregorianische  Kalender  ohne  vorgängige  Mitteilung  an  den  Furstm- 
tag  eingeführt  worden  sei,  ganz  «o  wie  1720  die  tirolis^eheö,  dafä  ihiifii 
nichts  die  prsigma tische  ^auKtion  c  o  ii  8  u  1 1  ii  n  d  o  zti  überlegen,   ^rlati*  ~ 
gewesen   sei;  Räch  fahl    a.  a,  Ö,    S.  152   A.  1;   Biderrnann  U  S,  46,  Ä 
Zwei  zeltlich  soweit  auseinander  liegende,  inhaltlich  gleiche,  ver^hied^i 
Gebiete  treffende  Beschwerden  lehr^'U  deutlich,  was  fiir  eine  ßewandtni 
68   mit    dem    etändischen    Gesetzgebungsrecht    überhaupt  gehabt    liftbe 
Ubrigene    weifd   selbst   das   anf  streng  ständischer  Autfai^sung  rubi*iid# 
Tripartitum     des    Werböcz    von    einem    Alleingesetzgebnngsrecht   ''^ 
nngarischi*ii  Stände  nichts. 

*  Rachfiihl  n.  a    0.  S.  152  f. 

*  Dieses  Verhältnis   wird  gut  ausgedruckt  durch  die  Antwoi 
schlc»isch(3n   Stände    auf  die  Aufforderung   des  Küuigs  Mathias, 
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lastungsbedürftiis *  desselben,  welches  durch  seine  Befa-ssung 
mit  wichtigeren  Gesamtinteressen  hervorgerufen  wird,  und 
welchem  frei  lieh  auch  die  Stünde  ohne  grofse  Lust  entgegen- 
kommen *.  Wir  haben  es  also  einmal  mit  einer  Gesetzgebung 
kraft  Duldung,  Zulassung  oder  kraft  eines  ausdrüekliehen 
Wunsches  der  Krone  zu  thun,  nicht  mit  einem  Rechte  auf 
Alleingesetzgebung  gegenüber  der  Krone,  Dann  aber  bietet 
ich  noch  folgende  Erwägung:  Vom  Zeitpunkte  der  Beaeiti- 
ng  der  Selbstversammlungen  der  Stände^  ist  die  Berufung 
es  Landtags,  seine  Leitung  und  Schliefsung,  selbst  jus  regium 
der  Regale  und  der  Landesbearate,  der  diese  Akte  vornimmt, 
andelt  damit  jedenfalls  auch  als  Repräsentant 
es  Herrschers,  dessen  Rechte  er  gegenüber  der  Land- 
scbaft  zu  wahren  hat*.  Es  erscheint  auch  aus  diesem  Grunde 
staatsrechtlich  unstatthaft,  einen  durch  den  Re|>räsentanten 
des  Herrschers  verabschiedeten  Landtagsschlufs  von  der  Per- 
BÖnlichkeit  des  letzteren  abzulösen  und  auf  sich  selbst  zu 
»teilen ,  er  bleibt  vielmehr  ein  unter  der  Autorität  des 
Königs  oder  Landeaherrn  gefafstcr  Beschlufs ^. 

Die  Probe  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bietet 
uns  die  ständische  Verfassungsgesehich te  der  Lfinder  Böhmen 
und  Mähren.  Hier  gewahren  wir  auch  nach  der  vernewerten 
Landesordnung  aus  den  Jahren  1627  und  1628  die  Stände  auf 


üb 

in 


Landfrieden  zu  beraten:  ^e  r  wäre  König  und  Herr,  wie  er  mit  seinen 
Herrn  und  Katen  erkennete  für  das  Beste,  wollten  sie  gehorsam  »ein," 
Kries  a.  a.  0.  S.  2  A.  1, 

»  A,  a.  O.  8.  8,  81-    Vgl.  auch  v.  Bebw,  Territorium  S,  259. 

*  V^L  oben  S.  20 f.  A.  5,  Wie  die  geaetzgeberinche  Arbeit  zwischen 
Krone  und  Ständen  hin*  und  bergescho^en  wird,  ersieht  man  aus  den 
Pürat4?nragsbe8chlÖHse?i  von  1545*  155 L  1556,  1558  bei  Sehikfnfs,  New 
vermehrte  sohlesisehe  Chronica  III  S.  170,  186,  194,  20fJ,  Vgl.  auch 
Unger  a.  a,  0.  S,  227.  Die  ständischen  Cesetzeabeschlü»ae  gehen 
über  das  Gebi*^t  der  Polizei  oder  der  inneren  Verwaltung  hinaus,  ao 
1er  über  die  Androhung  der  Galeere  na  träfe  gegen  Bettler»  Lands- 

echte  (a.  a.  0.  S.  181  f,  194,  197);  Unger  a,  a,  ö.  S.319f ,  321;  Rach- 
el a.  a.  0.  S.  153. 

*  Nach  V.  Below»  Territonum  8.  235  längstens  im  17*  Jahrhundert, 
in  den  i>9terreichi8chen  sebnn  im  1<^. 

*  Kries  a.  a,  0.  S.  l,  29,  Auch  nach  ungarischem  Recht  kann 
f|«r  KtVni^,  wenn  er  will,  den  Landtag  selb^^t  leiten,  und  die  liierfür 
h  "  LandoHbeamten  tbnn  dies  an  seiner  Stelle  und  haben  des- 
^  ^eine  hiter»'ssen  gegenüber  »tändis^ehen  Bcscblfüssen  zu  wahren; 
\'ni.^^n  in  8.  8  f.,  43  A.,  4y.  Niicb  vorgeHcbritteuem  engli^eben  Recht 
if»l  der  rex  caput,  iiutiuni  et  fini«  parFiamenti.  Die  Präsidenten  der 
koötinenlalen  Kammern  vertreten  den  Monarclien  nicht.  Der  Monarch 
kann  den  zur  Leitung  der  ständischen  Versammlung  an  «einer  Statt 
berofenr-n  Beamten  instruieren;  Rachfahl  a.  ti,  O.  S.  159,  160  u.  A.  4. 

*  Dafs  es  in  der  ständischen  Epoche  nicht  zuläaaig  i^t»  aus  der 
Fonn  und  d^m  Inhalt  eines  Landtagsschlusses  den  Auaschlnfs  jede« 
recht Itcfjen  Einflnsses  der  Krone  und  ein  Alleingesetzg^^hnngarecht  der 
8tj&nde  zu  folgern,  lehrt  die  Bemerkung  bei  v,  Below  11  S.  50  Ä.  175. 
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den  verschiedensten  Gebieten  und  auch  auf  solchen,  welche 
aeit  jeher  als  den  Regalien  zugehörig  erachtet  wurden', 
in  der  Form  von  Landtagsschlüssen  gesetzgeberisch  thätig^ 
ungeachtet  beide  Landesordnungen  den  Gedanken  an  ein 
ständisches  Gesetzgebungsrecht  entschieden  ablehnen  und 
dieses  Recht  für  ein  Regale  erklären!  Es  handelt  sieh  eben 
nur  um  eine  Gesetzgebung  kraft  königlicher  Zulassung '.  Man 
kann  aUo  zu  der  hier^  bereits  aufgestellten,  die  Gesetzgebung 
im  monarchischen  Ständestaate  betreffenden  Formulierung  noch' 
hinzufügen,  es  sei  hier  auch  das  Gesetz,  was  als  solches  unter 
Autorität  und  mit  Zulassung  der  Krone  von  den  Ständen  tU 
Gesetz  beschlossen  wird. 

Soferne  eine  wahrhafte  Autonomie  im  Ständestaate  zu 
Gunsten  von  Korporationen  und  and  er  weiten  Personen  gesamt- 
heiten,  wie  z.  B.  für  herrschende  Familien,  besteht,  ist  sie 
zum  Teil  vor  oder  mit  der  Bildung  des  Ständestaates  auf  dem 
Wege  historischer  Entwicklung  oder  durch  Privileg  ent- 
standen, oder  sie  wird  späterhin  durch  Privileg  verliehen.  Si« 
gehört  keinesfalls  zum  Wesen  der  Stände  v  erfas- 
sung  und  ihr  Höhepunkt  ist  jedenfalls  schon  im  15.  Jahr 
hundert  ^,  also  geraume  Zeit  vor  dem  Niedergang  des  Stände 
Wesens,  überschritten.  Schon  vom  15.  Jahrhundert  ab  ver- 
liert die  Autonomie  ihr  Selbstbehauptungsvermögen  und  sack 
die   Anlehnung  an   die   organisierte  landesfürsdiche    Gewalt*. 

*  So  z.  B.  in  Juden-  und  Maut.<achen:  Elvf?rt  16.  Bd.  der  Schrift« 
der  iiuihri^oh-sohlos.  GeselUchaft  S.  ^4*Jff.  Nach  den  Deklaratonn 
FtTiiinaml  111.  zur  veniew»*rten  L.O.  sollen  die  Stände  freilich  nicbfr 
bo-rhlitf-..ii  dürten,  wa.<  di»*  k;:L  Person,  Hoheit.  Autorität  und  Regali« 
betrirt't  und  uur  iiuf?orhalb  dier^^^s  K*'oht>krei*es  irelegene  Dinge  ffi" 
Vorwissen  des  krini:rlioheu  Kommissars  verhandeln  dürfen.  Es  p?V 
aber  nichts  mehr,  was  ni*bt  mit  den  kgl.  Rechten  in  ZuftammeimiB^ 
gebracht  werden  kJiunte,  Wir  gewahren  deshalb  auch  die  Stände  ÜS^ 
Kegalia  verhandeln.  Diese  W-rhandlunpeu  können  dann  freilich  dnrei 
Herufun^r  auf  die  L.O.  und  auf  ihre  authentische  Interpretation  seit^e» 
des  Leiters,  '^••w-ie  -eitpus  des  kirl.  Kommissar«  abgeschnitten  weroet 

-  A.  a.  0.  S.  6'>>— OK»,  62*2,  h*26  f..  6Ö6,  662  ff.,  t>fe.  SiS— 860. 

^  Hi.r  «lind  anzuführen  di»*  bereits  erwähnten  Versuche  Leopold  1 
die  Aiitstrllung  ein^^r  PoliziM-mlnung  durch  die  mährischen  Ständ^  n 
bewirken.     A.  a.  O.  S.  >.>^  f. 

*  V-L  oben  S.  -J^  f.  i 
Gierke  1  S.  XXIV.   '»H"    läfst    die  Epoche    des    Niedergangs  är  I 

mitt'-laitrriichen  AutiMiomie  infolge  der  Entwicklung  de*  obngkAf^  I 
lii.hrn  Staat»  s  mit  dvm  Jahre  1-VJ'>  beginn^-n.  Vi:l.  auch"  v.  Below,  TenJ-  I 
töriuiii  S.  2T4,  'J\*in  I»or  Kampf  gegen  die  Autonomie  der  staatsähnlicM 
V-rMind»'  innerhalb  iles  Deutschen  Reiches  und  innerhalb  seiner  Tffr^ 
t».-ri».ii  bcirinnt  ind.s  >chon  viel  früher  Buchholts  6.  B<i.  S.  263  t<ä 
mir.  «las  Ver.-uche  zur  Vernichtung  dt'r  Zunfrverta*5ung  in  den  ni<^ 
•''rt.-rr.  Lfm«  lern  schon  im  14.  Ja  hundert  unternommen  wurden 

■i  So  aiuh  Kaohtahl  a.  a.  « r  S.  15*2 f.,  140,  142  1-U.  Ich  6'nde  ams 
in  di'S-iii  Punkt  k»'infii  Unt»*rschiiL'd  zwischen  der  Epoche  vom  16.  JaiP' 
huntb-r'  .ib  b:<  zum  di-eifsi;^iährig»-n  Krieg  und  jeuer  nach  Beendicnc 
d-^rrlbeij.  -of.Tn»'  dauu  noch  .Stän-lestaat'.'U  bestehen  und  nicht  ab«olB» 
Fiir-tt-n -traten  an  deren  Stelle  getreten  sind. 
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Dte^  selbst  behandelt  die  hiistoriaeh  entstandene  ganz  so  wie 
die  auf  Verleihung:  beruhende  Autonomie  unter  dem  Gesichts- 
punkte eines  subjektiven,  durch  Gewohnheitsrecht  oder  durch 
Verleihung  entstandenen  P  r i  v  a  t  r  e  c  h  t  s  und  nimmt  für  sich 
jene  weitgehende,  bis  zur  Rechtsvernichtung  reichende  Kon- 
trolle  der  Ausübung  der  Autonomie  in  Anspruch,  welcher  das 
gasamte  Privilegialwesen  von  dieser  Zeit  ab  unbestreitbar 
unterworfen  ist  *. 

Da  wie  dort  bildet  den  Mafsstab  dieser  Kontrolle  unter 
anderem  die  Verträglichkeit  der  Autonomie  mit  den  Regalien, 
mit  Kechten  Dritter  und  mit  dera  gemeinen  Nutzen  des  Landes, 
dessen  Expansionsftüügkeit  noch  zu  erörtern  ist^. 


Eine  der  auifälligaten  Erscheinungen  des  stftndisch- 
inonarchiachen  Staatsrechts  bildet  seine  Gebrechlichkeit,  so- 
weit es  sich  um  Einrichtungen  handelt,  welche  der  Entftdtung 
einer  wahrhaft  raonarehischen  Gewalt  entgegenstehen.  Diese 
Einrichtungen  gehen  aus  Situationen  hervor,  welche  für  die 
Entwicklung  der  monarcli lachen  Idee  ungünstig  sind,  und  von 
den  verschiedenen,  um  politische  Macht  ringenden  Klassen  de» 
in  der  Bildung  begriffenen  oder  im  Verfall  betindlichen  Gemein- 
wesens, von  jeder  fiir  sieh  und  nicht  für  die  Gesamtheit,  also 
in  völlig  egoistischer  Weise  ausgenützt  werden ,  um  zu  er- 
langen, w^as  sich  erlangen  läfst.  Darum  das  Über  wuchern  der 
von  der  Gesamtheit  absehenden,  aus  Zufällen  und  Oelegeu- 
heiten  herauswachsenden,  das  Gemeinwesen  pulverisierenden 
Privilegialgesetasgebung  tiber  die  allgemeine  Gesetz- 
gebungt  des  subjektiven  über  das  objektive  Recht  im  ständisch- 
monarchischen    Staat.      Darum    die    Scheu    vor     einer    um- 


*  SchoQ  di*^  in  Form  eines  Privilegiums  erlassene  Statitvcrfaiisiiag 
für  Wien  vom  12.  Milrz  U»2ti,  Codex  Äustriacu^  11  S,  476  ff.,  479  k*?iint 
uj   i\oT  Person  de«  kaii^erlicheii  Anwalts  ein  zu  der  iimfasaendsten   Auf- 

über  die  Stadtverwaltung  berufene!*  Or^an  der  landesförstlichen 
ilt.  Ein  Si^itenwtück  zu  demselben  bildet  der  (nach  dem  für  das 
uiMuarehischc  Frinei|>  f^liicklkhen  Ausgang  dee  schmal kaldijielien  Krieges) 
von  Ferdimind  L  in  den  bühuiijjchen  und  mährii^chen  Städten  eingeführte 
künigliche  Kichter;  Elvert,  Zur  öHferr.  Verwaltungs|^esc!iicbte  S.  54, 
iMfd  übrigens  dchon  im  16,  Jahrhundert  der  Einöufa  de»  Lande^herm 
»uf  die  Mtadtiacbe  Gesetzgebung  ein  weitgeh end<^r  ist  und  bis  zur  Mit- 
wirkung zu  derselben  reicht,  darüber  vgL  v  Helow,  1  S.  53,  58;  Brie^ 
Die  Lehre  vom  Gewohnheitsrecht  I  S.  223»  danu  hier  S.  i^ft  A.  1. 

*  BcJE ei chn enderweise  kennt  selbst  das  überaus  ständefreundliche 
Tripertitum  de.s  Werböca  kein  Alleingeatetzp^ebungarecht  der  8t finde,  »ei 
99  Hilf  den  Ljiudtagen,  sei  es  auf  den  KomitataverKanimlungeu.  Die 
imeb^tsfolgte    optnio   communis  erklärt    ein  solches,^  von  den  Komi  taten 

^"1  weilen    in  Anspruch   genommene?*  Recht  als  verfiftssiuigswidnge  FrÄ- 
atioii;  Viros/U  II  S.  59,  67  A.»  lü  8,  108. 
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fassenden  Niederschrift  des  Verfassungsrechts  und  die  Vor- 
liebe für  die  Berufung  auf  Separaturkunden  und  aufein 
jederzeit  zur  Verfügung  stehendes,  wachs  artig  la 
modelndes  Herkommen  und  auf  Gewohnheit  zur  Unter- 
stützung der  von  den  herrschenden  Klassen  jeweils  erhobenen 
[)olitischen  Forderungen.  Dieses  staatszerklUftende,  die  Staat- 
iche  Entwicklung  in  allen  Punkten  hemmende  Staatsrecht, 
welches  an  der  damaligen  Gestaltung  des  öffentlichen  Rechtes 
der  katholischen  Kirche  sein  Analogen  findet,  steht  nun  in 
schroffem  Widerspruch  mit  den  politischen  Ideen  der  damaligen 
vornehmsten  Träger  politischer  Bildung,  wie  sie  uns  teils  in 
hervorragenden  Herrscherpersönlichkeiten,  teils  in  den  Mit- 
gliedern des  königlichen  oder  landesfürstlichen  Beamtentums 
entgegentreten.  So  entspinnt  sich  frühzeitig  ein  Kampf  gegen 
die  aus  politischen  Verlegenheiten  hervorgegangenen,  der 
monarchischen  Gewalt  abträglichen  Berechtigungen  der  Stände, 
welcher  teils  im  Dienste  der  monarchischen  Idee,  teils  im 
Dienste  des  kulturellen  Fortschrittes  geführt  wird.  Damit  er- 
klärt es  sich,  warum  die  aus  diesem  Bedürfnisse  heraus  sich 
entwickelnde  Staatslehre  sich  in  so  eingehender  Weise  mit 
dem  Privilegium  und  dem  Herkommen  abgiebt,  warum  sie  mit 
aller  Macht  darauf  hin  arbeitet,  dem  Privilegium  wie  dem 
Herkommen,  welche  beide  in  dem  Begriff  des  subjektiven 
Rechtes  zusammenfliefsen  ^,  den  Charakter  höchster  Precarietät 
aufzudrücken.  Sie  findet  in  diesem  Punkte  eine  kräftige 
Stütze  in  den  Rechtslehren  der  katholischen  Kirche,  deren 
Entwicklung  unter  einer  gleichen  Rechtszersplitterung  leidet, 
wie  jene  des  Ständestaates.  Selbstverständlich  erzeugt  die 
praktische  Handhabung  dieser  ständefeindlichen  Rechtslehren 
durch  kräftige  oder  glückliche  Herrscher  auf  seiten  der  Stände 
das  Gefühl  höchster  Rechtsunsicherheit.  Darum  das  Bedürf- 
nis nach  Anerkennung  und  Bestätigung  von  Privilegium,  Ge- 
wohnheit Herkommen  durch  jeden  zur  Regierung  gelangenden 
Herrscher,  ja  selbst  nach  Wiederholung  solcher  Anerkennung 
durcli  einen  und  denselben  Herrscher*.  Da  nun  die 
Privilegion  von  Person  zu  Person  oder  zu  Personen  erteilt 
werden  und  es  an  einer  authentischen  Sammlung  der  erteilten 

'  Zuletzt  wird  alles  subjektive  Vorrecht  Privilegium  oder  Gewöhn- 
h<Mt.  auf  welchem  Wepe  es  immer  entstanden  sein  mag,  ob  durch  einen 
fJjrniliohen  iresetz^eberischen  Akt  allgemeinen  Inhalts  oder  durch  G«- 
wohulu'itsrtH'ht.  ob  durch  einen  einseitigen  Akt  des  Herrschers  oder 
auf  <irund  förmlicher  Verhandlung  mit  (Ten  Ständen.  So  ist  z.  B.  d« 
srhl»'si>5rhe  Landesprivile;;  König  Wladislaus'  von  1498  erteilt  «mit 
Wis-;fn  und  Hathi»,  unser  lit'ben  Getruwen";  Kries  a.a.O.  S.  101.  Vgl 
hierzu  auch  Brie  I  S.  <♦;  .\.  4^),  47,  S.  S!<  A.  66,  S.  210,  221. 

-'  Mau  denke  an  di»»  auläfslich  jeder  Stencrbe willigung  verUngten, 
das  Steucrbowilliiruuirsnvht  der  Stlinde  bestätigenden  Reven»e,  trotz 
di'r  zuweilen  in  einem  allirem«'inen  LandespriWlegium  enthaltenen  An- 
♦Tkt'nnuuLT  tlessrll.M'n. 
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Privilegien  überall  fehlt,  und  da  ferner  Herkommen  und  Ge- 
wohnheit leichthin  behauptet  wird  \  so  wird  von  den  Kurial- 
1*uri8ten  für  die  Bestätigung  vor  allem  Beweis  des  Privi- 
egiuma  und  Herkommens  gei'urdert^  und  die  allgemeinen, 
Äoläfüilieh  der  Ständebiddigong  erteilten  Bestätigungen  von 
Rechten  und  Gewohnheiten  werden  nur  mit  Vorbehalt  der 
E r  w  e  i  s  b  a  r k  e i  t  erteilt  ^. 

Aufserdem  werden  unter  günstigen  Umständen,  und  zwar 
in  umfassender  Weise  spätestens  zu  Beginn  des  16,  Jahr- 
hunderts, noch  folgende  iSätze  der  &tän defeindlichen  Staatslehre 
zur  Geltung  gebracht: 

Die  Bestätigung  des  Privilegiums^  kann  verweigert  werden, 
wenn  es  mit  dem  gemeinen  Nutzen,  der  utilitas  publica  unver- 
träglich*, erzwungen,  erschlichen  iöt^,  Rechte  Dritter  verletzt*^; 
-wenn  es  absoluten  Verboten  widerspricht ''^  die  Anerkennung 
der  Gewohnheit,  wenn  ihr  die  ratio  mangelt  oder  nach 
deutschem,  von  religiösen  Auffassungen  beherrschtem  Rechte, 
'wenn  die  Gewohnheit  keine  rechte,  gute,  löbliche  ist"^.  Darum 


'  V.  lielow  11  R  :^9  A.  139.  S,  79. 

^  Die  lüneburgscheri  Frt'ibriefe  vou  135-5,  K^67  beat&Hgen  nlle 
Sachen,  welciie  *\h'  PnvÜepiii,  HaiKlfeBtf»n  und  allerlei  Briefe  aiin^wf  inen  ; 
Ungcr  a.  a.  O.  S.  242  mmh  246»  4M.  Im  Jahre  l.>Oy  fonJcrt  Maximiliatj  L 
voD  dem  nieclert>eterreii'bi8cbeii  Adel  den  Beweis  der  von  dieseia  auf  Her- 
kommen gestuUteiT  Uiik'elderfreilieit;  Zeibig,  l>er  AusschnfslaTidtag  zu 
IiHi-bnick  inj  Ui.  Bd.  de«  Archive  für  Kunde  üt^terr.  CTe,^ehichtsqiiellen 
S  .1»  1.327*  Ferdinand  I  verHucbt  15H7  den  ReebUbestand  der  niederögter- 
reielu*^cheii  Landschaft  seib^t  in  Frage  za  Htelleu,  iDdem  er,  gogeiiübeT 
der  BobHuptung,  die  Laadachaft  babe  für  den  Zweek  der  Steuerb^nvilli' 
giing  ein  einig,  unzertetlt  corpus  gebildet,  einen  fürmlichen  Naebweia 
riTlaogt;  Bucbboltz  8.  ßd.  S.  29-S  f.^  Viroszil  II  8.  5,«;  Kadifabl  a.  a.  O. 
S.  140;  Brie  a.  a.  0.  8.  125 f.;  Tezner,  Landeafürst liehe  Verwaltunga- 
T«!chtapflege  I  8.  26  A.  43, 

*  Über  die  kaDoniäti^ebe^  dus  ständische  Verfasunngslebea  in  hohem 
(trade  beeinfiiiftt*ende  Privilegientbeorre,  besonders  Schulte,  Das 
kuthuliscbe  Rircbenrecht  I  S  14ü — 159.  Über  ihre  Anwendnng  auf  das 
Gf»bii*t  der  ataatarecbtlieh  bedeutsamen  Privilegien  in  Ungarn,  viroazil  I 
S.  40ff.  A.  o  bifi  r,  U  8.  8n,  ;i74  A.  l 

*  Zuweilen  sind  es  die  nrivilogierten  Stände  selbftt,  welche  gegen 
einander  das  Einschreiteü  ues  Landeftberrn  wegen  LTnvereinbjirkeit 
eincH  Privilegium.s  mit  dem  «,'emeinen  Nutzen  anrufen.  So  die  auf  dem 
Inn?jbracker  Landtag  vün  l-M-S  versammelten  atÄndiscben  Ausschüsse; 
Texner,  Landeafüratliebe  Verwaltungsrecbtspflege  8.  72  f.  A.  82  a  Vgl» 
ÄOch  üarer  a.  a,  O.  S   216. 

*  Die  von  Karl  V.  bestätigte  tirol.  L.O.  bezeichnet  aU  rescissibel 
Privilegien  von  Zünften»  die  „auf  Pö»  ünnterricht"  «rwirkt  wurden ^ 
Tezner  a,  a.  0,  S.  73  A.  85. 

*  A.  a.  O.  A.  82a,  84. 

'  Die  hier  in  A.  5  erwilhnte  L.O.  scbliefat  Privilegien  au»,  die  wider 
die  gcmiiine  Lanndtorduun^  «ind      Vgl    auch  a.  a.  O.  A,  83a. 

**  Ho  bestätigt  Kaiser  Fried  rieb  11.  ViM  für  die  Erfurter  Burg  er 
nur  die  bona^^  et  aiiprobatüs  eotisuetudines  et  antitjua  jura,  quibua 
hacteous  usi  sunt;  Haltaufl,  C^iossariain  Gemianieum  medii  aevi  S*  710; 
Brie  a-  a.  0.  8.  220,  242,  240  Ä.  29—31,  246  A.  46. 
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werden  auch  die  allgemeineu  Bestätigungen  der  Landes- 
freiheiten nur  mit  Beschränkung  auf  gute,  rechte, 
löbliche  Gewohnheiten  ertheilt*. 

Die  Gewohnheit  soll  auch  eine  alte  sein*.  Das  ja» 
divinum  und  das  jus  naturale  gelten  als  unüber- 
schreitbare  Schranke  alles  Rechts,  somit  auch  des 
durch  Privilegium  oder  Gewohnheit   entstandenen  Vorrechts*. 

Wenn  ferner  jedes  solche  Vorrecht  nur  unbeschadet  der 
Rechte  Dritter  entstehen  kann,  so  gilt  dies  um  so  mehr  von 
den  zum  Wesen  der  königlichen  oder  landesherr- 
lichen Gewalt  gehörigen  Rechten*.  Das  ist  eine  der 
bedeutsamsten  Folgerungen  aus  der  schon  mit  Beginn  de» 
16.  Jahrhunderts  in  gröfster  Deutlichkeit  auftretenden  Regali- 
tfttslehre. 

Endlich  wird  zuweilen  davon  ausgegangen,  dafs  alles 
Privilegialrecht,  und  selbst  das  ständische  Steuerbewilligung»- 
recht,  durch  Reichsrecht  und  selbst  durch  kaiserliches 
Privilegium  beschränkt  sei*. 

Erwägt  man  die  veränderliche  Natur   einzelner   hier  ent- 


1  Unger  a.  a.  0.  S.  216,  483.  Noch  Maria  Theresia  steht  auf  dem 
Standpunkt,  dafs  die  durch  ihre  Vorfahren  erfolgte  Bestätigung  der 
wohl  hergebrachten  Gewohnheiten  auf  .die  übel  hergebrachten  nicht 
erstreckt  werden  könne;  Bachmann,  Österr.  Staatswörterbach  11  1 
S.  685.  Auch  das  Verfassungsgelöbnis  des  ungarischen  Königs  berieht 
sich  nur  auf  die  approbatae  consuetudines  oder  auf  die  bonae  et 
api>robatae  consuetudines.  Vgl.  das  Jurament  Ferdinand  I.  im  Corpus 
Juris;  Cziraky  a.  a.  0.  S.  18  §  XXXH^ 

*  Unger  a.  a.  0.  S.  216.  Der  ungarische  König  beschwört  nur  die 
consuetudines  antiquas.  Vgl.  auch  Werböcz,  Tripartitum  P.  I,  F.  17 
§  4;  Brie  a.  a.  0.  S.  227  f. 

8  Brie  a.  a.  0.  8.  67  ff.,  240 f.;  Werböcz,  Tripartitum  P.  11,  tit.  .1 
§  3;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  198. 

*  Vgl.  Constitutio  II  Nr.  156,  Edictum  Friderici  11  contra  eommnnii 
civium  et  socictates  nrtificum  a.  1231—82:  quedam  conanetndines 
dotcstande  . .  quibus  et  principum  imperii  juri  detrahitur  et  honori  et 
imperialis  uihilominus  auctoritas  per  consequens  eneryatur;  Franklin. 
Seutentiae  curiae  rcpae ;  Brie  a.  a.  O.  S.  241  A.  24;  Unger  a.  a.  O.  S.  446. 
Cap.  6  L.  II  Dccrctorum  Sti.  Stefani:  Quidquid  ad  nostram  Regalem 
(lipniitateTn  pertinet,  permanerc  debet  immobile.  Rej^alia  et  r« 
üsci  sint  intacta.  Deshalb  erklärt  Ferdinand  I.  auf  die  Artikel  des 
Landtags  von  Tymau,  er  habe  sich  genötigt  gesehen,  ihren  Inhalt  mit 
der  Dignitas  Majestatis  in  Einklang  zu  bringen;  §  2  des  Responsoo 
Saerae  Reg.  Majestatis  ad  Articulos  Constitutionum  Diaetae  Anno 
Domiui  1545  Tyrnaviae  celebratae  im  Corpus  Juris  Hnngarici.  Vgl 
D.A.  20:  1790  91,  1:  1802  u.  Viroszil  Ifl  S.  74,  II  S.  253  A.d;  Rachfi&l 
a.  a.  0. ;  Kries  S.  31  A.  6,  S.  70  A.  3,  S.  74. 

ö  Unger  a.  a.  0.  S.  269,  446;  Brie  a.  a.  0.  8.  257.  So  wird  durch 
die  S§  105,  106  des  Reichsabschiedes  von  1654  das  Polizeiverordnung»- 
recht  der  Obrigkeit  den  vermeintlich  durch  dessen  Ausübung  verletzten 
Rechton  des  Unterthans,  also  auch  den  Privilegialrechten ,  entgegen- 
gestellt. Umgekehrt  gedenkt  v.  Below  III  2  S.  165  eines  Falles,  wo 
die  Oeistlichkeit  der  l^ordernng  ständisch  bewilligter  Steaem  ein  kaiser- 
liches Befreiungsprivilegium  entgegenstellt. 
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^Pirickelter  Voraussetzungen  des  Entstehens  und  des  Bestehen» 
^Bder  Privilegialrechte ,  so  erkennt  man ,  dafs  sich  die  Beötäti* 
^Hjrung  der  Privilegien  über  eine  blofse  Feststellung  zur  Be- 
^ßeutung  eines  wahrbaft  revisionellen,  konstitutiven 
Aktes  erhebt*. 

Eine   solche   einschneidende    revisionelle   Thätigkeit    voU- 

Kieht  sich  auch  mittels  der  Erledigung  der  stHndiachen  Be- 
chwerden  wegen  Verletzung  von  Landesprivilcgien* 
Is  ist  dies  eines  der  wichtigsten  Gebiete^  auf  dem  steh 
aas  Üliergewiclit  des  Anteils  de»  Herrschers  über  den  Anteil 
der  Stände  an  der  Gesetzgebung  mit  solcher  Entschiedenheit 
ftuTsert,  dafs  die  Annahme  eines  ständischen  Mitgesetzgebungs- 
rechtes  auf  die  gröf«ten  Schwierigkeiten  stöfat 

KBie  Schaffung  einer  Centralbehörde  für  die  niederöster- 
eichiache  Ländergruppe  unter  Maximilian  L  wird  von  den 
teirischen  Ständen  aU  eine  Verletzung  des  Rechts  empfunden, 
Kraft  dessen  die  Glieder  der  steiri sehen  Landschaft  nur  der 
p  €  r  8  li  n  1  i  c  h  e  n  Gerichtsbarkeit  ihrer  Landesherren  unter- 
atehen  ^.  Die  Beschwerden  der  niederosterreichischen  Stünde 
auf  dem  Augsbarger  Landtjige  von  1510  stellen  alle  Ver- 
letzungen von  Privilegien  und  Herkommen,  die  dem  Kaiser 
zur  Last  gelegt  werden,  zusammen^.  Auf  dem  Innsbf ucker 
Landtage  von  1518  verlangen  die  Stände  Abschaffung  des 
Fiskals,  da  im  Lande  Österreich  nach  altem  Herkommen 
weder  Fiskus  noch  tiskali^che  Rechte  bekannt  seien^.  Hätten 
nun  selbst  wirklich  die  Stände  mit  der  Behauptung  ihrer 
Privilegien  Recht  gehabt,  so  erfahren  dieselben  durch  die  Er- 
ledigung der  ständischen  Beschwerden  einschneidende  Ver- 
Iänderungen  oder  sogar  eine  vollständige  Vernichtung. 
In  folgenschwerer  Weise  stellt  Maximilian  L  in  dem  Inns- 
brucker Libell  %*on  1518  über  die  Parti kulargravamina  aller 
nieder-  und  oberöaterreiehischen  Lande  fest,  dafs  nach  den 
bestehenden  L  a  n  d  e  s  f  r  e  i  h  e  i  t  e  n ,  Gebrauch  und 
Herkommen  nur  die  gemeinen  Händel  des  Landesfürsten 
in  erster  Instanz  vor  die  ordentlichen,  das  sind  die  ständisch- 
, historischen  Gerichte  des  Landes  gehören  und  beruft  ^  auf 
liese  authentische  Feststellung  des  Inhalts  des  Landesgebrauchs 


^^  *  UaznläDglich  ünger  a.  a.  0.  8.  242.    Vgl.  dagegen  Schulte  a,  &.  0. 

17176  utu\  Brie  a,  a.  O.  8.  242  A.  27.    Die  nieaeröaterroichische  Hofmts- 

rdnting    von    152*^  ordaet  eine  Prüfung  durch   den  Hofrat  an,   ob  der 

JtSdt^  (Soleier  and  Krems)  Freiheiten  zu  bestätigen,  xu  mindern  oder 

mehren  aeierit    JegHi-lie  BesitätigiiDir  f  rfcilgt  mit  Vorbehalt  ihrer  Recht- 

_  aigkeit;   Roaenthal,  Die  Behördenorganis*«tion  Kaiser  Ferditiftnd»  I. 

;  tl2,  224, 

'Adler,  Die  Organisation  der  Centridverwaltunt:  unter  Kaiser 
tAximilian  L  S,  251;  Tezner,  Landesfürntliche  Verwaltiingsrechtapflege 
|.  50. 

*  Kämthner  Landhand feste  (1610)  8.  58  f.,  601,  65  f. 

•  Zeibig  a,  a.  0.  S.  238,  252. 
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gestützt,  zur  Qertclits barkeit  in  Sftchen  der  landesfurstlich 
Hoheit,  Obrigkeit  und  Herrlichkeit  die  landesfilrstlicben 
hdrden  des  Regiments  und  des  Hofrats  *.  Die  Errichtuog 
Prager  Appellationskiiramer  durch  Ferdinand  L  im  Jahre  1 
die  Ausdehnung  ihrer  Zuständigkeit  auf  Schlesien  ruht 
der  vom  Könige  gegenüber  den  seh  lesischen  Ständen  und  dem 
achlesischen  Öberret'ht  festgehaltenen  Rechtsanächauung,  da '" 
das  Landespri  vi  1  egi  u  ra  de  non  evocando  vor  de 
Regal  der  A  pp  e  1 1  a  t  i  o  n  s  g e  r  i  c h  t  s ba  r  k  e i  t  nicht  stau 
halten  köone^  und  die  in  ihrer  Art  einzig  dastehend' 
auf  den  heutigen  Tag  wirkende  Centralisation  der  Verw 
für  das  ganze  Gebiet  der  habsburgisehen  Monarchie  findet 
staatsrechtliehe  Wurzel  in  der  authentischen  Interpretati' 
FenÜnand  I.,  dafs  die  Verwaltung  des  Kriegs-  nni 
des  Kamm  er  Wesens  nicht  zu  den  jura  et  libertate« 
Regni  gehfire,  sondern  jus  r  egi  um  sei*. 

Während  in  jener  Epoche  des  Ständestaats,  welche  d« 
monarehisehen  vorangeht,  der  König  oder  Landesherr  sich 
Verfassungskonfltkten  oft  dem  Spruche  eines  ständischen  G 
richte»  unterwerfen  raufs^j  fehlt  es  jetzt  an  einer  Einrichtuii 
solcher  Art,  ja  selbst  an  einer  Einrichtung,  welche  zwar  nie 
der  ständischen  Organisation  angehört,  aber  doch,  unabhängij 
von  dem  Herrsclier,  das  wirkliche  Verfassungsrecht  festzustellen 
vermöchte,  wie  es  etwa  die  modernen  Staats-  oder  Verwaltung^ 
gertchte  und  selbst  die  mit  der  Prüfungskompetenz  ausgestatte* 
tea  ordentlichen   Gerichte  sind^. 


1  A,  a.  0.  S,  127. 

*  Kries  a.  a.  0.  S.  5:   Rnchfabl   a.  a.  0.  S.  \9S.  221  f.,  225, 
242,  245  E,  253,     Schon  im    h^.  Jahrliuodert  bricht  sich  die  Auf 
Bahn,  dafs  alle  AppeilationHprivHe^npn  inii  mibertchadet  dor  persont 
Gc rieb t!4|^e weit    des   dcutacheii    Königs   Gültigkeit    behaupten    kömuni 
Tomaschek,    Die    bocbsto    Gorit.vbts barkeit    des    deutÄC^en    Konig*   ODil 
Ri'icbs   im    15.   Jubrhiinderti    Sitzungsbericlite   der  kais.  Akademie  d«rr . 
WissensL-baftcii,    philbist.    Khis&e    49.    Bd.   S.  526    Nr,   \-^     T- 
Lande sfurstli che  V«rrwal tungar ec htapflege  8»  9  A.  IL 

"^  D  A.  88:  156&. 

*  Untcpr  a.  a    O    S.  259  ff, 
^  Selbst   t\m    den   Standen    ^o   überaus  günstige  Iltere  bobmiBcliiJ 

Recht  keimt  nur  finc  Verpthehtung  dee  Hofkanzlers,  über  verfas^sung 
widrige   kj^l,  Akte  den  Standen  zn  berichten  (Kachfabl  a,  a.  0.  S.  A'^ , 
und  a<*r  Majenhlti^brief  Mathias'  11.  von  1611,  w*dcher  der  Krone  in  eine 
Zeit  y^ndHer  Verwirrnng  abf^eruogen  worden  war,  fordert  t'ör  die  Fr^t«! 
ötelhmg  der  Verfii^ii^unga Widrigkeit  von  Dekreten  der  Hofkanzlei  Obtf 
e  j  nst  inuniing  zwischen  den  Laiidesof  fizi  ercn  und  dem  K  5tii| 
Eh'ert,   Die  \ereimgung  der  böbiniacbrn  Krontänder  n,  s.  w.  S, 
P.  L  Itv,     Wo  nur   möglich,    legt    deäbalb   der  Herrscher    die 
nririlegien    einseitig    aus    und  praktiziert   diese    einseitige  Auslf 
Vgl    zn   den    bereits  angeführten  Beispielen   noch  Kries  a.  a.  O. 
Ni<»ht  viel  anders  liegen  die  Verbal ttiisse  in  Ungarn  vom  Zeitprinkt  d<* 
mit    D.A,   4:    1H87   formell   vollÄOgenen  Abschaffung  des  jus    r 
Nach  D.A.  14:  1790  91    kann  die  ungarische  Statthalterei  gegtj 
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Geracle  darin  bestell f  die  bedeutsamste  Äiifseruug 
Regalitätälelire  uod  des  in  derselben  eingeschlossenen  monarchi- 
schen Princips,  dafa  kraft  derselben  der  König  oder  Landes- 
herr für  sich  in  Anaprueh  nimmt,  die  Regalien  uhee  stän- 
dische Mitwirkung^  sei  es  persönlich,  sei  es  dyrch  Behörden 
atisxuüben,  deren  Mitglieder  nur  Diener  des  Königs  oder 
Landes  berrn ,  nur  ihm  allein  verpflichtet  sind.  Der 
Kampf  um  die  Reguhen,  deren  Inhalt  soweit  reichen  soll,  als 
dem  Königsreeht  nicht  erweisliche,  löbliche,  alte,  Rechte  Dritter 
oder  des  Königs  nicht  verletzende,  mit  dem  gemeinen  Nutzen 
vertr^liche  Rechte  und  Gewohnheiten  des  Landes  entgegen- 
stehen, und  deshalb  soweit  ausgedehnt  wird,  als  es  die  Ver- 
hältnisse gttstatten  \  ist  zugleich  ein  Kampf  um  das  Allein- 
recht auf  die  Organisation  nahezu  der  gesamten  Verw^altung 
und  um  die  alleinige  Verfügung  über  die  hietur  bestellten  Be- 
hörden; er  ist  ein  Kampf  um  die  Befreiung  dieser  Ver- 
waltiing  von  ihrer  Verknüpfung  mit  den  ver- 
fassungsmäfsigen  Landesämtern,  er  ist  endlich, 
worauf  es  in  diesem  Zusammenhange  ankommt,  ein  Kampf 
des  Herrschers  um  die  Bestimmung  der  Praxis  auf 
dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  der  Rechts* 
pflege,  ein  Kampf  um  den  Fürstenabsolutismus. 

Was  hier  dem  tierrscher  staatsrechtlich  zu  statten  kommt, 
istj  dafs  diese  Landesämter  doch  zumeist  aus  Hofilmtern, 
aus  Ämtern  hervorgegangen  waren,  w^elche  Kompetenzen  des 
Herrschers  auszuüben,  ilui  zu  vertreten  hatten  -,  und  auf  das 
ursprüngliche  Verhältnis  kommt  eben  der  Herrscher  zu 
^ele^ener   Zeit   zurück^,    um   die  Landeslimter^    welche  unter 


widrige  Mandate  nur  remonstrieren.  Beliarrt  der  Könip  auf  Voll- 
zieh un^^  80  III ufs  sie  erfolgi^ij ,  ganz  so  wie  von  »eiten  dor  Hofkiinzlf*L 
Denn  Deide  «ind  Dicaateria  |mre  regia.  Vg\.  aoeh  V'iroszil  [II 
8.  21  A.  Aucb  die  in  der  Formulieniiif^  der  neueren  luauE^iirjüdiplome 
«nthaltene  Bestimmung,  die  kgl.  Regierung  habe  nach  Mar^f^abe  der 
b€i£(teheiideti  Normen  ku  erfol^^^n  jirout  super  eorum  iisu  et  int<41eetu 
diaetaliter  conventum  fiierit  (A.  a.  ü.  I  S.  312),  fordert  lür  die 
Losung  von  Verfa^Äungyrechtsfragen  ein  Reichwdekret,  zu  welchem  doi-li 
der  Konig  in  maftjg  eh  ender  Weise  mitzuwirken  hat  und  bietet  kein 
Mittel  gegen  die  fieltuag  der  Rechtsauffaasung  de»  Koniga  in  der 
Praxia  »einer  Behörden, 

'  Ott4^i  Mayer,  Deutsches  Verwaltuner^recht  I  S,  28. 

»  Für  das  ungarische  Reclit  vgl.  Viroszil  11  S.  306  f.,  32S,  325, 
829  ff.,  HJIS,  :m.  3^39  ff.*,  V   Below,  Temtorinm  S.  286. 

■  Tczner,  Lande8für«tliche  Vervvaltnngf?recht3pflegeS.;M  C  Übrigens 
werden  zuweilen  aurh  die  Träger  derLaniJeöämtervora  König  iwler  Landes- 
herm  ernannt,  oder  wenn  jiie  gewählt  werden,  in  denselben  bestätigt: 
Elvi^rt,  Zur  österr  Verwaltungsgesehichte  S.  25  f,  i^l,  .52:  Rachfahl 
m.  a,  O.  S,  ir»6,  159.  Da  es  an  einer  siharfen  Soudenmg  ihrer  Stellung  ula 
Heiunte  des  Königs  oder  Ijanileslierrn  und  als  Beamte  des  Landes  oder 
<lt!r  Landschaft  fehlt,  so  entscheiden  auch  über  das  Vorwiegen  des  einen 
oder  de?»  anderen  Charakters  die  Machtverhältnisse;  Elvert,  Zur  österr, 
Verwaltiingsgeschichte  S,  26»  31,  52. 
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den  für  eine  monarchische  GewÄlt  ungünstigen  Umst 
entweder  allr3iniger  Verfügung  der  Stilnde  anheimgefallen  oder 
mindestens  in  ein  Verpfliehtungs Verhältnis  zugleich  auch  gegcth 
über  den  Ständen  gebracht  worden  waren,  zu  umgehen  cidcr 
die  Wirkung  ihrer  Vci-pflichtung  auf  die  Landefiverfasaußg^ 
zu  schwächen. 

In  diesem  Punkte  bietet  schon  das  sechzehnte  Jäkr- 
hundert  eine  solche  Fülle  von  orgamsAtorischen  Ideen,  di& 
die  folgende  Zeit  ihnen,  abgesehen  von  der  Scheidung  d«r 
Kechtspflege   von   der   Verwaltung   innerhalb   der   k'-  -i 

oder   kndesfllratlichen   Behörden,   nicht  viel  Ebenbiu    _       -m 
die  Seite  zu  a teilen  hat. 

In  erster  Linie  ist  die  Schaffung  königlicher  oder  Uadü* 
fürstlicher  Konkurrenzbehörden  neben  den  Lande»* 
ämtern  zu  erwähnen,  welche  sich  von  denselben  durch  die 
Stetigkeit  ihrer  Funktionen  scheiden  und  durch  die  Art  ihrer 
Besetzung  ihnen  weit  überlegen  sind.  Dieser  Vorgang  wird 
durcli  den  Mangel  einer  sicheren  Bestimmung  der  Kompe- 
tenzen der  Landesilmter  oder  durch  die  Dürftigkeit  de-s  In- 
halts dieser  Kompetenzen  in  holiem  Grade  erleichtert.  Die 
Errichtung  der  Rcginiente  neben  den ,  ständischem  KinflulV 
unterliegenden  Hof*  oder  Kammergerichten  durch  Maximili  r  ! 
der  Präger  Appellati onskannmer  neben  dein  schlesis^chen 
recht  bieten  für  diesen  Vorgang  historisch  bedeutende 
spiele.  Frühzeitig  und  sogar  schon  vor  der  Österreich  ».seh" 
Herrschaft  wurde  zuweilen  in  Ungarn  an  Stelle  des  aus  der 
Wahl  der  Stände  hervorgehenden  Statthalters,  des  Palaiiir. 
ein  Statthalter  nur  durch  den  König  ernannt ^.  Dauernd  wird 
aber  unter  der  östcrreicbischeii  Herrschaft  dem  historischflii 
ungarischen  Reichskanzler  und  Grorssiegelbe wahrer  ein  Katukr, 
eine  Kanzlei,  ein  Rat  am  königlichen  Hofe  in  Wien 
gegenübergestellt*',  so  dafs  die  Funktionen  des  ersteren  auf 
Staatösollennitiiten    beschränkt   bleiben  *,     In    gleicher   Wei*« 


^  Sic  äiifserte  eich  in  der  LeiBtung^  d<»ft  Amt^eides  auf  die  ReeiÜ 
dea  Landesherm  wii*  des  Landes^  Gierke  I  S,  545^.  Vgl.  auch  ElvCil» 
Zur  üBterr.  Verwaltangsgeschiclite  S.  58;  Rachi'abl  a,  a.  O,  S,  159  Ct 
159  f. 

ä  ViroBScil  1  S.  358  A.  r,  11  a28  A.  f.,  Ol  S.  78  01;  Bidennanii  l 
8.  87  A.  27. 

■  Die  umgariacbo  Hofkanxlei  oder   der  angarische  Hofraf  9fA\ 
dicAßterium  pure  regium  sein  und  die  Stände  seilen  keinen  F'    '    ' 
die  fnt  diese  Behörde  aufzuBteücDtlen  Instruktionen  be^itxen;    ^ 
S.   75;    BideTinann.    Ge>ichichtt^    der    oaterreichi sehen    G^^^ 
von    152<^-18(}8,    II    8.  293  N,    128.      Der   Versuch    F., 
Landeskanjslcien  tliireh  i'ine  tentraie,  für  «ein  prönzes  Heu  , 
bestimmte  allgemeine  Hofkanzloi  zu  verdrängen,  mifalingt;  HUi 
S.  12  ff;    D.A.  40:   1567;    Tezner  a,  a,  O.   8.  UHf.;    Österr.     h 

a  47  ff. 

*  ViroBail  in  S.  67  ff.,  306  f.   Auch  nach  Cziriky,  Conapectaa 
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die  Bedeutung  des  altungarischen  tavernicorum  regalium 
jister  durch   die  Errichtmig  der  ungarischen  Hofkammer 
(lerabgedriickt^ 

Wo  die  monarchische  Herrschaft  über  verfassungsraärsig 
Jeachiedeue  Länder  in  einer  Hand  vereinigt  ist,  werden  unter 
leni  Scliein  von  Exposituren  der  centralen  Landes- 
rerwaltungsömter  Behörden  an  dem  ausferhalb  des  Landes 
'"befindlichen  Hofe  geschaffen,  welche  in  Wahrheit  vermöge 
ihrer  unmittelbaren  Beziehung  zum  Monarchen  über  den 
Landesümtcrn  stehen,  zugleich  aber  dem  Einflüsse  der  Land- 
stände in  höhcrem  Oradc  entrückt  sind  als  die  im  Lande 
bleibenden  Amter.  Das  ist  z.  B.  die  Stelhing  der  ungarischen 
und  böhmischen  Kanzlei  am  Wiener  Hofe  gegenüber  der  in 
Ungarn  zurückbleibenden  Landosregierung  und  gegenüber  der 
*^rager  Statthalterei ^.  Diese  Kanzler  am  Hofe  oder  ihre 
leferenten  nehmen  an  den  Beratungen  des  von  jedem  Zu- 
iraroenhang  mit  den  Landesverfassungen  abgelösten  cen- 
ralen   Kronrates,  des  Gehcimrates,  teil. 

Ein  früh  benutztes  Mittel  zur  Verstärkung  des  monarchi- 
Bchen  Einflusses  auf  die  Landesämter  selbst  ist  die  kollegiale 
Verbindung  ihrer  Träger  mit  Beamten,  welche 
nur  dem  Herrscher  verantwortlich  s  i  n  d  ^t  oder  die 
Aufstellung  ausschliefslich  königlicher  oder  landeshcrrltcher 
Behörden  neben  denselben  zwar  nicht  mit  einer  eigenen  Auf- 


lublict  Regni   Hiingariae   g§  649,  650  ist  der  Aulae  Cancellarius  von 
m  Summus  Caticoüarius  Rogni  zu  ach<?iden. 

>  Vin>szü    II    S,  8H7.  ins.  180  f.     Vfrl   fmier    Rachfahl  a.  a.  0, 

J^24  mit  rU>m  hier  8.  25  vlt  DA,  §  14  ad  42:  1M5  und  übor  die  Aa- 

endnntf    der    Idi-e    von    kööiglichpji    Koiiknrronzgonthh^n    iiobeti    der 

^tidiBchen  durch  die  deutschen  Könige  des  15.  JahrhuDdcrta  TomaÄchek 

«.  a,  O. 

'  Fellner,  Zur  Geschichte  der  i\sterr.  Central  Verwaltung  im  8,  Bd, 
der  Mitti^ilungen  des  Institus  für  nsterr.  Geschichtaforsifhiing  S,  298; 
IJidermaim  I  S.  3L  8.  78  N.  128;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte 
S.  58*  Auch  die  Entwicklung  der  nogarisicheii  Statthalterei  verläuft 
ahnlich  wie  jene  der  Prager  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hat  mit 
ginn  der  osterr.  Herti^cTiaft  die  Lande» Verwaltung  in  Ungarn,  ab- 
gehen von  den  Fällen  der  Bestelhiog  eines  nur  Könijrltchen  Statt- 
Hers,  der  Palatin  mit  einigen  ihm  untergebenen  Referenten  geführt 
id  mit  dieaen  zusammen  den  von  einzelnen  Schriftstellern  und  zeit- 
tiosftischen  Diplomaten  sogenannten  „Lande^wenat"  gebildet;  Viroszil  I 
359:  Te^ner,  Landeafürst  liehe  Verwaltungsrechtapflege  S.  ISo.  Zu- 
eilen sinkt  zugleich  mit  der  Unterstellung  der  Landes verwal tu ngs- 
ßhötde  unter  eine  Hofbehörde^  jene  von  einer  Relchsbehürde  zu  einer 
_  rovinzialbehl^rde  herab.  Dies  ist  z.  B.  das  Schicksal  der  ursprünglich 
tut  Reichs  Verwesung  für  alle  Länder  der  böhmischen  Krone  bestellten 
f*rager  Statthaltereii  deren  Wirksamkeit  mit  der  fortschreitenden  Be- 
deutung der  Kanzlei  am  Hofe  etnc  Einschränknng  auf  Böhmen 
allein  erfahrt. 

'  Diese  Art  der  Organisation  bildet  ein  Gegenutöck  der  modernen 
kollegiaten    Verbindung    von    Htaatsdienern    mit    TrÄgera    von    Ehren- 
teru. 
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fiichtagewaltj  wolil  aber  mit  sollizitatorischen  uai 
denuntiiitoriaehen  Funktionen,  Schon  mitteU  eiM 
Instruktion  vom  22.  Januar  1568  wird  von  Maximilian 
dem  mährischen  Landesunterkämmerer  der  Rentdiener, 
Vorläufer  dos  späteren  Rentamts,  koordiniert,  was  von  d« 
Träger  dieses  Landesarata  als  schwere  Kränkung  emptund 
wird  ^  In  gleicher  Weise  entstehen  schon  im  16.  Jahrnand« 
in  den  anderen  Ländern  der  habsburgischen  Monarchie  K« 
mern,  welche  über  den  ganzen  Gang  der  Verwaltung  und 
Rückwirkung  derselben  auf  die  Einnahmen  dea  Uerrsdiei^ 
unter  gleichzeitiger  Erstattung  geeigneter  Vorschläge  tmA 
Hof  zu  berichten  habend  deren  Mitglieder  sogar  in  wichtigen 
Füllen  von  den  Landesämtern  zur  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  beizuziehen  sind*.  Ein  allent- 
halben fiir  eine  soUizitatorische  Einwirkung  eingeführter,  ntir 
königlicher  oder  landesfürstlicher  Beamter  ist  der  Fiskal* 
oder  K  a  m  m  e  r  f>  r  o  k  u  r  a  t  o  r  *, 

In  hohem  Grade  folgerichtig  und  in  seinen  Zielen  deat- 
lieh  erkennbar  ist  das  schon  im  16.  Jahrhundert  schart*  hervor 
tretende  Bestreben  der  Krone  nach  Erhebung  der  K  e c  b  t^ - 
pflege  zu  einem  Regal  Dasselbe  äufsert  sich  einmal 
darin,  dafs,  wo  es  zu  einer  förmlichen  Zuständigkeitsregehuig 
kommt,  die  Zustitndigkeit  zur  Rechtspflege  in  allen  politisch 
bedeutsamen  Verhältnissen  ilen  streng  königliehen  oder  Iniidt^- 
fürstlichen  Behörden   oder   Gerichten  vorbehalten  w^ird  *,    Unli 


1  Elvert,  Znr  östc^nv  Verwalttin^s^eschichtet  16.  ßd,  der  Sehn 
d«r    mfihr.-achles.    GeBell^chaft    S,  1*23  tf»,   126.     Nach    der  Schlacht 
weifsou   Berge    wird  die  Idee    dor  Kolk'gialisierung   der  alten  L*tuii 
amter  durcli  Zugesfilluiig  von  Hftten   2U  dem   historischen  Träger  4i 
eelheti   in  Mähren   wie  iti  Schlesien  verwertet;  aus  dem  raährrLaini* 
hauptmjinn  wird  die  Ltiiidei^liaujdtnannschaft  oder  das  Tribunal,  ana 
schief^.  OberhauptTnaun   das  Oberamt;    Elvert  a.  a.  O.   S.  198  fiP..    202 
Kries  a.  a.  0;  8.  59  ff .     Unzweifelhaft    ist    auch   die  kollegiale   OfgmnK 
eatimi    der   tmgarischi'n    Stattlialterei   bestimmt,   die  Machtstell aisg  4ft 
PalatJns  berabzudmck<^ii;  Viroszil  11  S.  3:j3. 

^  Krieö  a  a.  O.  8.  22  f,  RiK'lifabl  a,  a.  0.  S.  128,  1335,  :i76.  üif 
Bemerkung  Raclifahls  bei  Schmoller  8.  :i57»  daf»  den  Kammern  kein» 
Exckiitionsgowalt  zukam,  i^t  daliin  zu  beriebti^ea,  dafs  ihnen  jedenfmlli 
die  mit  dem  Aufgreifen  und  Anhalf eu  dec»  KontTabands  iM'trauMa 
niederen  Exekutivorgane  und  die  mit  der  prima  eo^nitio,  also  mit  Strmf* 
eewatt  ausgestatteten  Zollämter  uiiterntanden^  und  daJV»  die  Kammeni 
in  einzelnen  Territorien  Justizj^ewalt  besafsen;  Kries  a,  a,  O,  8.  21 
A.  9;  I^öiiing,  Gerichte  und  verwaUungsbobördcn  in  Brandeub 
Preufaen,  Verwaltungsarchiv  2.  Bd.  8.  243  f. 

*  KrieB  a.  a,  fX  S.  21  A.  9 

*  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  46o,  Elvert  a.  a.  0.  8,  121;  Tezner, 
fürstliehe  Verwnltinigf<rechlspHege  8.  inOff. 

''  Der  Entwicklung  der  grofsen  pol it lachen  Bedeutung  dieser  «  „ 
VerwaltungarecbtHJuriftten  (Löuing,  Hartmannache  Zeitfichrift  5*  BL 
8.  343  ff.;  Otto  Mayer,  Theorie  ap»  französischen  VerwaltunffsTerhti 
S.  118)  wohl  bekannten,  von  den  Historikern  entweder  gar  nicht  oder 
ungenügend  gewürdigten  justice  retenue  Ut  meine  Landesrnratlicho 
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den  für  die  Verv^^altung  und  Hebung  der  Einnahmen  des 
Königs  oder  Landestursten  berufenen  KaminerkoUegien  allein 
als  Kanimerjustiz  ^^  bald  den  landesfür^tlit'ben  Regiernngs- 
uod  Justizkollegfen  in  Verbindung  mit  Kammerbeamton^, 
Der  zwischen  dieser  Organisation  der  vor  behaltenen  Rechts- 
pflege und  der  älteren  Einrichtung  obwaltende  Gegensatz  wird 
anschaulich:  an  dem  Gegensatze  zwischen  dein  früher  (ibliehen 
Erbieten  der  Landesfürsten  gegenüber  den  Stitnden  in  Ver- 
fassungakonflikten  zu  gütlichem  und  rechtlichem  Auftrag  vor 
stündisch  organisierten  iSehiedsgerichten  und  der  damit  ver- 
knii|iften  Unterwerfung  des  Landesftirsten  unter  deren  Urteil 
einerseits^  und  zwischen  der  Zuständigkeitsregelung  Maxi- 
milian L  in  dem  Innsbrucker  Libell  andererseits,  durcli  welche 
alli»  Händel  des  Kaisers,  er  sei  Klüger  oder  Geklagter,  in 
Sachen  seiner  Hoheiten,  Obrigkeiten,  Gerechtigkeiten, 
nicht  wie  seine  gemeinen  Händel  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte des  Landes,  sondern  vor  den  Hofrat  und  das  Regi- 
ment gewiesen  werden^. 


w»l  tungsrecli  fftpflej^^o  in  <Mt<»rrei<*li  frewidmot  Die  von  mir  ee- 
wftidtr  ll<^zf*irhivinig  rechtfeTtij^t  sieb  djirnit,  ilafs  zwischen  dfr  Zu- 
itandipkeitaref^elung  Maiiiiiiliim  L  und  deu  iti  der  lustruktioo  Miiria 
Theresias«  v*  4.  Febr.  llii'A  (Maasbiirg,  GessobrcJit»^  der  abersttiD  Justiz- 
«tellc  2.  A,  S,  3M,  404  Art.  V)  zti^ewM'sene»  KonKeaHiuil-Satben  oder 
dem  PubhV'um  coiitetitiof^um  (a.  a.  0,  S.  390)  volle  Kontinuität  iiosteht. 

*  L5ning,  Gericbto  u.  Verwultuni^Hbt^lulrdini  in  Hranilenbuff^- 
Prcttf»oii,  VoTwaltnii^^Harchiv  S  2^1  ff.;   ViroBzil  11  8.2^0.  111  S.  li»6,  18,*!. 

*  Die  von  Raclifahl  bri  Sclimoller  S,  357  unternämnipno  Erklärung 
der   Thntaiiche*    dafs   in   d^n   sltostorr,  Ländoni   den    Kammern   Juwtiz- 

rvralt  nur  in  V»?rbindung  mit  den  ICnj^ierungen  zi^kam  (IVzner  a.  a*  O. 
184^  mit  d»*r  privaten  Stelhnig  d^:*  lamleslurst liehen  Fiökui^,  scheitert 
einer?*eit*^  daran,  dafs  im  «tändirteb-monarebiBeben  Staate  die  Fiscalia 
alles  iimftLssen,  was  zu  den  jura,  praerogativa ,  zum  Intoreiase  summi 
prinoipi»^  pehört  (Kries*  a.  a  O,  8.21  u.  A.  ^;  Tezner  a.  a.  O.  8.  184,  WS), 
also  nicht  hlofa  sein*?  Frivatrctditt»,  sondern  auch  f^eine  Hoheiten, 
ander erif* ei tfl  daran t  dafs  in  anderen  Territorien  trotis  des  gb-ieheii 
Cbarakters  der  Kammern  frühzeiti|r  eine  Kamnierjnwtiz  be!*teht.  Vgl, 
die  vorbergebende  Anmerkung'. 

*  Unpjer  a.  a.  O.  8.  2(j0  fV,,  2i55.  Wenn  v.  Wret.^chko  in  der  Recension 
inHncr  Landef*förBtlichen  Verwaltungf^rechtHpflegc,  Juristiached  Litte* 
raturblntt  Jabr^.  IBM  Nr.  110,  bemerkt,  Streitigkeiten  eokher  Art,  wie 
difT  von  mir  a.  a,  0.  S  66  flf..  107  ff.  ang-efnbrten,  seien  schon  vor  dem 
16.  Jahrhundert  gerielitlieb  au sgt^ trafen  worden,  »o  übersieht  er,  dafa 
es  mir  nur  darauf  ankam,  zu  zeif;en,  i^ae  seit  Maximilian  I.  in  den  alt- 

if<*rrerehiwlien  Ländern  alle  Froze^se,  welche ♦  mit  nni*eren  Augen 
itrarhtet,  al»  Verfaj^sungs-  od»*r  Verwaltun^sTechtsstreitigkeiten  be- 
iteicUnet  werden  mufsten,  den  ordentlichen  Gerichten  des  La nclea,  also 
dpn  au 3  der  s t fi n d  i s  e  b e  n  Ent w leklung  h ervorffegangem'n  Gerichten 
iit^ti  und  de^u  1  a  n  d  e  s  f  ü  r  s  t  i  i  c  b  e  n  Gerichten  vorbehalten 
Ti,  daf;^  icli  nber  nirgend  die  Aui*tragnng  *<oleher  Angelegenheiten 
m  -oriehtlieben  Formen  überhaupt,  auf  ilaximdian  L  zurückführe.  VgL 
hii^mtit  die  Beispiele  bei  Unger  &.  a.  O.  S.  161  ff.,  172  f.,  174,  li6, 
179  r,  20Hf 

*  Rapp  über  das  vaterländische  8tatutenwej*en  im  5.  Bde.  der  Bei- 
trlfc^c  zur  Ge^ehicbte  von  Tirol  S.  186.     Raehfahl  «teilt  meiner  auf  die 
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Was  aber  sonst  noch  von  den  Dingen,  welche  das  inte^ 
esse  summi  principis  berühren ,  den  ständischem  Einflüsse  in 
höherem  Grade  unterliegenden  Gerichten  des  Landes  Terbleiben 
könnte,  das  soll  vor  den  Princeps  gebracht  werden  können 
als  den  in  diesem  Punkt  an  die  Stelle  des  deutschen  Königs 
getretenen  Schöpfer  und  höchsten  Hüter,  als  die 
letzte  Zuflucht  alles  Rechts^  Darum  wird  die  In- 
appellabilität  der  Gerichte  des  Landes  meist  schon  im  sech- 
z  e  n  n  t  e  n  Jahrhundert  beseitigt  und  die  höchste  Entscheidung 
über  Appellationen  und  Supplikationen  gegen  die  Entscheidung 
dieser  Gerichte  fiir  ein  Regal  erklärt ^ 

Immerhin  besteht  noch  die  durch  die  Erfahrung  bezeugte 
Gefahr,  dafs  die  neuen  Behörden,  bei  deren  Besetzung,  ab- 
gesehen von  den  Kammern,  dem  ständischen  Adel  ein  Allein- 
oder Vorrecht  eingeräumt  wird,  sich  zu  gelegener  Zeit  dem 
Einflüsse  der  Krone  entziehen  und  zu  Landesämtem  herans- 
wachsen  könnten.  Deshalb  soll  der  König  oder  Landes- 
fürst jederzeit  ihre  Repräsentationsbefugnis  an 
sich  ziehen,  auf  die  Natur  ihrer  Kompetenzen  als  seiner 
Kompetenzen  zurückkommen,  sie  vernicnten  oder  neue  Be- 
hörden für  die  Ausübung  dieser  Kompetenzen  schaffen  können*. 

So  wird  denn  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert  nahesa 
die  gesamte  Verwaltung  und  die  Rechtspflege  gerade  fbr  die 
im  modernen  Staatsrecht  als  publizistisch  geltenden  Rechts- 
verhältnisse von  königlichen  oder  landesfUrstlichen  Behörden 


altösterreichischen  Länder  beschränkten  Darstellung  (Landesfüntl.  Ver 
waltimgsrechtsptlege  S.  07  ff.,  107  ff.)  bei  Schmollcr  S.  358  die  Behaaptaog 
entgegen,  die  Rechtspflege  in  politisch  bedeutsamen  Angclegenneiten 
sei  noch  im  16.  Jahrhundert  auch  ständischen  Gerichten  zugekommen 
und  verweist  auf  das  Beispiel  des  schle^ischen  Oberrechta.  Wie  tief 
aber  die  Bedeutung  dieses  Gerichts  schon  unter  Ferdinand  L  gesunken 
war,  darüber  vgl.  Rachfahl  selbst  in  seiner  Gesamtstaatsverwaltung 
S.  216  f.,  2*56. 

1  Tezner  a.  a.  0.  S.  5  ff.,  Ungcr  a.  a.  0  S.  160. 

-  Im  Augsburger  Libell  von  1510  erklärt  Maximilian  L  die 
Appellation  von  allen  Gerichten  erster  Instanz  an  den  König  fiir 
selbstverständlich.  In  Schlesien  ist  diese  Entwicklung  gegenüber 
dem  ehemals  bedeutendsten  Gerichte  des  Landes,  dem  Oberrecht,  unter 
Ferdinand  1.  abgeschlossen  worden ;  Rachfahl  a.  a.  O.  8.  227i 
249  ff.,  241. 

^  Teznor  a.  a.  O.  S.  39  f.  Über  die  Rechtsstellung  der  rtrenj 
krmiprlichen  Behörden  der  dicasteria  pure  regia  in  Ungarn  Viroszil  fl 
S.  164.  Darum  auch  der  energische  Widerstand  der  österr.  Herrscher 
gegen  jed<*n  Versuch  der  Stände,  auf  die  Instruktionen  ßr  die 
ungarische  Ilofkanzlei  Einflufs  zu  üben.  Mit  Berufung  auf  cüe  persön- 
liche Xatur  der  kgl.  Kompetenzen  hebt  Maria  Theresia  am  1.  Mai  1749 
die  liistorisch  denkwürdige  Prager  Statthalterei ,  als  von  ihrer 
Willkür  abhängend,  auf  und  ersetzt  sie  durch  die  von  den  alten 
Landesämtern  ganz  abgelöste  Repräsentation  und  Kammer;  Maasbnig 
a.  a.  (K  S.  852.  Zuweilen,  wenn  sie  nämlich  mit  den  landesfürstiicheD 
Behörden  unzufrieden  sin(l,  kommen  die  Stände  selbst  auf  die  persön- 
liche Xatur  der  landesfürstlichen  Rechte  zurück;  Tosner  a.  a.  0.  Ö. ^ 
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im  Namen  des  unveraahvortlielien  Herrschers  und  ohne  Ver- 
antwortung gegenüber  den  Ständen  entweder  unmittelbar  v».m*- 
Ächen  oder  mindestens  kontrolliert»  und  die  Praxis  dieser 
Behörden  ist,  nm^  auch  d«:;r  «tändisehe  Einflofs  auf  dieselben 
wegen  der  Art  ihrer  Besetzung  ein  weitgehender  sein,  immer* 
liin  royalistisi^h  gefärbt. 

»Deshalb  sichert  im  s t ä n  d i  s c h - ra o n  a r c h  i 8 e  h e n 
taate  der  formale  Bestand  einer  Rechtsnorm 
derselben  noch  keinesfalls  materielle  Wirkung, 
aofern  ihre  Anwendung  in  die  Kompetenz  könig- 
licher oder  landeahcrrlichcr  oder  königlichem, 
landesherrlichem  Einflufs  unterliegender  Be- 
hörden fällt  Es  bleibt  ßich  gleich,  wie  die  Rechtsnorm 
entstanden  ist,  ob  durch  einseitigen  monarchischen  Akt,  ob 
durch  Vereinbarung  mit  den  Ständen,  ob  durch  Gewohnheits- 
recht. Jede  Rechtsnorm  mufs  ihre  rechtliche  Gel- 
tung erst  durch  die  be h 5 rdliche  Praxis  bewähren. 
Ungarische  Schrifeteller  sprechen  in  dem  Falle,  wo  eine 
Rechtsnorm  in  der  staatlichen  Praxis  keine  Wirkung  entfaltet^ 
unter  dem  Einflüsse  der  Lehre  der  Glossatoren  und  deutsch- 
ret'hllichen  Anschauungen  folgend',  von  einer  fehlenden  Usu- 
roboration'*  oder  von  Entkräftung  einer  Norm  durch  ein 
konträres  Gewohnheitsrecht^,  ohne  indes  sich  bei  dieser  Kon- 
«truktion  allzuselir  um  die  doktrinellen  Voraussetzungen  einer 

Molchen  desuetudo  zu  kümmern. 

Waa   deshalb    von    den    Gesetzen   des    Mittelalters   gesagt 
wird,    sie   seien    nicht  oder  nur  in  vereinzelten  Fällen  befolgt 

jifrorden^,  das  gilt  auch  von  dem  Rechte  des  ständiach-raonarchi- 
Mihen  Staates,  sofern  es  sich  als  Hemmnis  für  die  Entwick* 
lang    monarchischer    Macht    und    für    die    Erfüllung    des    von 

(rvorragenden    Herrschern    erkannten    monarchischen    Beruts 
1  Brie  1  S.  119  A.  7,  S,  123,  219* 
*  Viroszii  11   385.    Als  ßeiapieli?  mangelnder  Usurobo ratio n    fülirt 
i^  Schriftsteller  an,    das  Recht  des  Judex  curiae  zur  Einhervifimg 
lÄeichstaiTs,   wenn  d(^r  K^^nig  das  Pabitinat  langer  ah  ein  Jahr  un- 
nnbesetxt  läfst  gemÄr»  DA.  H:  160S  ante  coronatiouem,  7:  1613»  4:  1618, 
2:  1622,  dann  die  Zuständigkeit  des  Falatins  zur  Führung  der  Regent- 
sehaft    für  den    regieriingji^unföhiifen    Herrscher   I   S.  HoÜ   A. ;    dagegen 
kamint  Udurohoration  zu  statten  dem  ausschlierBÜcben  Recht  de»  KLVnig.>!, 
den    Landtag    zu    vertageu    oder   aufziil58eii ;   a,   a.   0-   11    S.  201,    den 
Privilegialrechten  der  Städte,  II  8.  367,     V^l.  aueh  U.A.  3:  lö27. 
^m        'So  erklärt  Kelomen,  Institntiones  juris  privati  Regni  Hnngarlae 
^■^   U    §    64    die    Unwirksamkeit    älterer    Dietalartikel    über    die    Be- 
^elirfittknng   des    Königes    in    der    Verpibung    von    adligen    Landereien, 
welche    an  die  Krone  zurückfallen-    Y^rl.   aurh   Viro^zll  II   S.  85  2,    1, 
R  88,  90  A.  k,  S.  2-5;^  A.  d.    -^    Beck,    Jus    publicum    flungariac    1772 
8,  2bl   Aftgt  in  einem  solclien  Falle  von  einer  verf&aduiigsinärai^ii  Ein- 
mhiungr  oblitione  teritur;  Tezner,    Der  Österr.   Kaisertitelf  aaa  ung. 
Staat^recbr  u.  s.  w.  8.  34. 
*  V.  Below  la  1  Ö.  15, 
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darstellt  und  der  Wille  sowie  die  organisa  ton  sehen  und  poB- 
tist:hen  Macbtmittel  ^orhaiiden  sind,  um  es  zu  untergraben. 
Die  der  Praxis  der  königlielieo  oder  Landes  fürstlichen  Beliördeo 
zugnindidietcende  Kechtsidee  ist  dieselbe,  welche  Ton  der 
kanonistisL'hen  und  cleutschreclitlielien  Auffassung  als  Schranlcie 
von  P r  i  V  i  1  e g  i  u  ui ,  G  e  w  o  h  u  h  e  i  t  und  Herkommen  m 

f gestellt  wird.  Da  nun  auch  die  königlichen  und  landesli 
ichen ,  mit  oder  ohne  ötäudisehe  Mitwirkung  erlassenen  Vi 
Ordnungen  einen  persönlichen,  pr  omissori sehen  CharakL 
haben,  so  wird  aer  tiegriff  des  Privilegiums  auch  auf  dje^e 
erstreckt.  Die  von  der  Krone  erlassenen  behördliehen  In* 
struktionen  fordern  mitunter  ausdrücklich  zu  einer  revisio- 
nellen  Praxis  jeder  Art  von  Recht  auf^ 

Nun  sind  schon  im  Mittelalter  die  hervorragendsten  Fak- 
toren der  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  die  Urteilsfind 
und  die.se  Funktion  geht  im  ständisch-monarchischen  Staat 
die   landesfürstl ichen    oder  königlichen  Behörden  über  in 
ganzen  Umfange    ihrer  Kompetenz,    welche   doch   Verwal 
und  Rechtspflege,  begrifFlich  und  formell  wenig  geschieden, 
sich   birgt.      Der    consuetudo    popuH    tritt   jetzt   i 
das  politisch  und  ethisch  höher  stehende  und  au- 
gleich  als  das  ungleich  kräftigere  Recht  die  cod- 
s  u  e  t  u  d  o  regia  gegenüber". 

Dadurch  werden  einzelne,  dem   stHndisch-monarchischfii 
Staate  eigentümliche,   hier    wiederholt   berührte  Vorgänge. 


'^ 


*  Da*5  Innsbnicker  Librll  weist  die  ifi  den  stHndischeD  Gerichte 
sitzenden  Rej^iernngsräte  an,  allen  Frozefs formen  eot^enzii treten,  dmclt 
welfhe  dfr  Gnindsatz  der  Partuien^leicheit  verletzt  wird;  Kärntkaef 
Landhaiidfente  8.  121.  Ferdinand  L  weist  den  niedere» st crreichfiK*bfa 
Hofrat  an^  zu  prüfen,  ob  die  Freiheiten  der  Stande  Krems  ODd  Steier 
zu  bestätigen »  zu  mindern  oder  zu  mehren  seren;  Roi^enthal  a.  A.  0. 
S,  212,  224.  Damm  bildet  auch  die  FeHtstellniig  des  Hecht^bestftxidei 
von  Privilegium  und  Herkommen  einen  der  vornehmsten  Oegeiistiiidt 
der  vorb  ehalten  en  Hccbtspflet^e  der  Kebärden  Maximilian«  L  Ntüh 
dem  Innsbrueker  Libell  sollen  die  Reffiniente  ent^cheidt'ti  über  Streitig« 
keiten  aua  Freiheiteji  und  Hngnadhrief  der  Stennt,  Geistlich  nnd 
Weltlich  Edl,  dnrzue  aueh  Stett  und  Märkbt,  nu*\  Landmarschali,  L^od- 
vogt,  ilaubtleut,  V^rw^^sr-r,  Vitztbnmb,  Landi-ätb  und  Haufsräth  «olle» 
die  Sttlnd  und  Partbeveu  mit  den  be.'^chwerliebe n  Frejhaiten  T0^ 
fordern  und  nach  vergeldiclieni  Vergleiebsversueh  rechtlich  erketui^n» 
ob  die  bestrittenen  Prey halten  billich  bcFtehen  oder  Rbge«« teilt 
wi^rden  sollen;  Kärntbner  Landhand feste  S,  125.  Der  Landesherr  ftlt 
TrÄger  der  Privilegialffewalt,  die  er  durch  Verleihung  und  Be^tütigiuiie 
übte,  nahm  t^ben  auen  die  Befugnis  der  Aut^leffung  nnd  Reviftion  fikr 
sich  in  Anspruch;  Rachfahl  a.  a.  O.  8.403;  v.  Below  III   l  S    '     '    '    ' 

"  Brie  l  S.  206  A,  15.  Eine  wohl  unbewiifste  Wjederar 
dieser  connuetudo  bietet  Josef  Unger  in  seiner  in  der  Debatte  (M-i.-i^rf- 
Herrenhauses  vom  7.  Mai  1887»  Stenogr.  Protokolle  des  i>8terT.  Herren- 
hauses  X.  Seets.  M.  Sitzung  S,  441  gehaltenen  Rede,  wenn  er  g^- 
wcdndieit^reehtliehc  Herausbildung  der  deutschen  Sprache  als  Öater- 
reicbisdier  Stiiatat»p räche  durch  beb iirdl lebe  Praxis  behauptet 
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greif  lieh.  Um  der  Gefahr  der  Ausbildung  einer  eonsuetudo 
re^ia  zu  begegnen  oder  die  erfolgte  Ausbildung  rückgängig 
zu  machen,  müssen  die  Stände  ihre  8 teuerbe willigungen  mit 
der  Petition  um  Anerkennung  des  der  beliördliclien  Praxis 
entgegenstehenden  oder  um  Wiederherstellung  des  der  Usura- 
boration  entbehrenden  oder  obsolet  gewordenen  Rechtes  be- 
packen. Darum  die  sieh  immer  wiederholenden  Anerken- 
nungen ausdrücklich  niemals  a  u  f g  e  h  o  li  e  n  e  r  Rechte 
und  Gerechtsame  durch  den  König  oder  Landesfürsten  \  darum 
die  bis  zum  Ausgang  der  ständischen  Epoche  dauernden  Reno- 
Tationen  der  ungarischen  Diätalartikei®,  darum  die  Einwen- 
dung der  ungarischen  Stände  gegen  die  von  der  Kriegs- 
verwallung behauptete  Ersitzung  (!)  des  Anspruelis  auf  unent- 
f eltliche  aestivalis  intertentio,  die  Komitate  hätten  jedesmal 
Intschfldigung  für  dieselbe  mindestens  begehrt*! 

Hierher  gehören  auch  die  von  den  Ständen  bei  jeder 
Steuerbewilligung  verlangten  Reverse,  dafs  die  Bewilligung 
ihren  Privilegien  nicht  abträglieh  sein  solle.  Sie  liefern 
einen  Beweis^  wie  grofa  die  Besorgnis  war  vor  einer  gewohn* 
heitarechtlichen  Herausbildung  eines  Anspruchs  auf  Steuer- 
leistungen und  wie  gering  das  Vertrauen  in  die  hier  und  da 
allgemein  erteilte  privilegiale  Anerkennung  des  ständischen 
Bewilligungsrechtes  *. 

Zuweilen  kennzeichnet  sich  sogar  die  von  dem  Herrscher 
beim  Regierungsantritt  abgegebene  Erklärung  über  die 
Landesverfassung  als  eine  Erneuerung  derselben»  und 
gerade  das  Widerstreben  der  Herrseher  liegen  ihre  Beachtung 
in  der  Praxis  führt  zu  jenen  wiederholten  Erneuerungen  der- 
selben unter  einem  und  demselben  König  oder  Landesherrn  ^ 
von  welchen  bereits  die  Rede  war. 


I  Fr,  \V,  Üoger  a.  a.  0.  S.  242. 

*  ÜbL«r  dio^e  RcnovationetiT  weiche  dem  ungarischen  Verfassungs- 
lebcn  den  ßtändi!*clifn  Charakter  in  der  deutlichsten  Weise  aufprägen^ 
Tcxtier,  D^r  «"»«iterr.  KaieitTtitel,  das  ungarische  Staatsrecht  u.  s.  w. 
8.  6f,  18  A.  IG,  8,  22.  v.  I{nIo^h,  Pester  Lloyd  243:  1899  erblickt  in 
dem  Rocht^inetitut  der  Renovationen  eine  gan«  bt?6ondere  Starke  der 
tuigariMchen  Verfassun^:,  durch  welche  sie  sich  von  anderen  stäudisehey 
Vf^rfkäsungen  ausgezeichnet  liabe.  Es  bandelt  sich  aber  bei  den^^elben 
yni  *"ine  all n »  m *^ ine,  das  ständische  Verfa««uag8reeht  kennzeiehoende 
K  ^  den  ihm  anhaftenden  Mangel  inneren  und  eigenen 
II  I-  j^egenuber  Emeriöen  in  die  ständische  Rechts* 
ordiiui*g^  in  hohi^ni  (irade  veransehanlicht. 

*  Bidennanu  11  8.  282  A.  lOti,  S.  H56  A,  265. 

*  Ein  frühem  Beif<piel  einer  solchen  ein  für  allemal  erteilten  An- 
erkennung bietet  das  von  Wladislaw  den  schlesischen  Standen  erteilte 
Privilegium  rom  28.  November  14Ö8  im  P.  18;  Rachtahl  a.  a,  0.  S.  442. 
K ich tswfi^to weniger  verlangen  auch  di<*  sehlesischen  Stände  bei  jeder 
BewilligTing  einen  SpecialreverÄ.  VgL  die  Beispiele  bei  SehickfiiÄs  IIl 
8.  179  f.  1^4,  189,  198  u.  a.:  ferner  v.  Below  lll  1  S.  58,  7^ 

*  Unger  a,  a.  O.  8.  107  A.  2;  S.  342  f.     Vgl  oben  8.  36. 

F^MllUllf*!!  XIX  S.  —  T  e  «  11 V  r  4 
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Diese  Renovationen  *  und  die  Repetitionen  der  Stände  um 
AnerkenBang  oder  Erneuerung  formell  bestehenden  Beclm 
führen  al»er  nicht  immer  zu  dem  gewünschten  Krfolg»  Wenn 
es  die  Machtverhältnisse  gestatten,  bietet  der  König  oder 
Landesfürst  an  Stelle  des  früheren  Rechts  ein  ihm  wesentiich 
günstigeres,  und  so  erklärt  öich  die  Erscheinang  Am 
fortwährenden  Schwankens  fundamentaler  staat- 
licher Einrichtungen,  Hier  ein  Beispiel:  D.  A.  38  §1 
1569  setzt  fe^t:  quae  justitiam,  Jura  libertatesque  Regni  coo- 
cernunt  (also  nicht  die  Regaüa  oder  jura  regia)  in  Hungaricn 
..,  Consilio  tractari-  D.  A.  10:  1608  verfügt  aber  schleck' 
hin:  Neve  (sc,  Majestas  regia)  in  rebus  Hungaricls,  alionin 
quam  Hungarorura  consilio  •  ,  »  utatur  .  .  *  si  quis  HuDgaronuD, 
in  negotii»  suis  Ilungaricis,  alteriiis  Nationis  Consiliario«,  el 
Secretarios,  pro  expeditione  sua  adiret;  eamque  ab  tf 
extraheret,  eae  de  facto  invigjrosae  et  invalidae  habeantttr  —  *, 
wogegen  wiederum  in  D.  A.  11:  1741  die  Königin  V'^-' 
Theresia  sich  zu  nicht  mehr  versteht^  ak  dais  sie  in  hii*,  ,• 
a  concessa  Sibi  suprema  potestate  dependent,  pro  altissimo 
Judicio  regio que  munere  suo,  tidelitim  Coosiliarionm 
Hungaricorum  opera  et  coneiliis  utetur. 

Mit  diesem  Gegensatz    ist  jener   zu  vergleichen,    wekker 
besteht   zwischen    dem    Innsbrucker  Libell,    das   den  Staute 
einen  rechtliehen   Einflufs   auf  die  Besetzung   der   lande-"    ■ 
liehen    Behörden    einräumt^    und  der  Erklärung  Ferdinaii 
er   sei   bei   der   Besetzung   seiner   Behörden    frei    und    aEiTer>> 
bunden  ^, 

Ist  der  König  ^der  Landesherr  stark  genug,  um  sdooi 
einseitig  erklärten  Willen  zu  behaupten,  oder  erweisen  lick 
die  von  ihm  gegen  den  Willen  der  Stände  geschaffenen  Ein- 
richtungen durch  ihre  Wirksamkeit  als  unwiderstehlich,  dMii 
erlahmt  und  verstummt  der  Widerstand  und  die  StILnde  selbst 
machen  sich  die  Neuerung  zu  Nutze.  Es  sei  hier  wieder  an 
die  Behauptung  der  ungarischen  Statthai terei  gegentiber  dem 
Palatin*,    der   ungarischen   Kammer  gegenüber   dem    taTeroi- 


*  Der  Ausdruck  Rcpetition  iindet  sich  bei  Schickftifs  a. 
S.  193*  Renovation  im  Corpus  juris  Hungariei. 

^  Dieser  D.A.    bekTäftigt   meine,   Kaiaertitel,    ungarisches   SlM^ 
recht    u.  s.  w.    S.    97    aufgestellte    Vermutung,    dafs    anfUng-ljc^ 
unfcarische  Kanzler  am  Hofe  sich  für  die  Ausarbeitung  seiner  F 
und  für  die  Expedition  der  kgl.  Resolutionen  des  Personals  der 
geheimen  Hofkanzk'i  bedient  habe, 

^  Rosenthal  a.  a,  0.  B.  216.  Aus  diesem  starken  Schwanken 
positiven  Recht«  erklärt  sich  die  p'ofae  Schwierigkeit,  zu  entsehei^i 
auf  wessen  Seite  beim  ötreite  der  ftsterr.  Herrscher  mit  den  böfamMcbn 
und  «nff arischen  Ständen  über  die  Präge,  ob  Erb-  oder  Wahlrcich, 
Recht  lag?  Viroszil  I  298 f.,  Deik  a.  a.  0.  8.  29 ff.  gegen  LufttkaiMD: 
Seidler,  Dogmatische  Studien  S.  ^2  ff.,  37  ff.;  vgl  Te^ner  a,  l  " 
S.  27  ff. 

*  Viroszil  1  258  A.  r,  III  8.  81,  83. 
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coruni  regftlium  raagisterj  der  böhmischen  Appellationskaramer 
gegenüber  dem  achlesischen  Oberrecht'  erinnert.  Damit  er- 
klärt sich  die  Thatsache,  dafa  die  unter  österreichischer  Ilerr- 
«ehaft  in  Ungarn  entstandenen  neuen  staatlichen  Einrichtungen, 
ifrie  die  neuen  Behörden,  die  neuen  Monopole  u.  s.  w., 
meistenteils  ölter  sind  als  die  Diätalartikel,  in 
denen  sie  zum  erstenmal  genannt  werden,  und 
welche  bereits  an  ihren  Rechtäbestand  anknüpfen. 

Infolge  des  hier  auseinandergesetzten  Man<^els  der  ständisch- 
monarchischen  Verfassung  an  unmitteilmren  und  selbst  wirken- 
den Einrichtungen  zum  Schutze  des  formell  bestehenden 
Rechts^  wird  zuletzt  alles,  was  an  staatsrechtlich  wichtigen 
Akten  vom  Herrscher  und  seinen  Behörden  ausgeht,  xu  einer 
Machtprf>be.  Der  König  und  die  ihn  beratenden  und  ver- 
tretenden Behörden  krinnen  es  fn  dieser  Hinsicht  auf  jeden 
Versuch  ankommen  lassen.  Im  ungünstigen  Fall»  wenn  der 
Widerstand  der  Stünde  sich  kräftig  genug  sseigt,  kann  die 
mifsliebige  Mafsregel  rechtzeitig  zurückgenommen  oder  ihre 
Rücknahme  gar  zu  einem  Kompensationsobjekt  für  eine  ver- 
langte Steuerbewilligung  gemacht  werden,  im  günstigen  Fall 
bildet  aber  eine  bedeutsame,  dauernde,  einen  Machtzuwacbs 
fUr  die  Krone  bewirkende  Einrichtung  den  Preis  des  Wag- 
nisses. Den  historisch  merkwürdigsten  Beweis  für  diese  Be- 
hauptung liefert  die  in  allen  Territorien  durch  die  Praxis  der 
königlichen  und  landesfürstlichen  Behörden  gegen  den  enl- 
chicdenen  Widerstand  der  Stunde  sieh  vollziehende  Re- 
ception  des  römischen  Hechts,  welches  nicht  etwa 
blol's  als  subsidiäres  Recht  angewendet  wird,  sondern  allent- 
halben auch  das  partikulare  Herkommen  und  selbst  das  Recht 
der  Landesordnungen  v erd rängt ®.  Di ej en igen,  welch e  ein 
Recht  der  Stände  auf  Mitwirkung  züt  Landesgesetzgebung  he- 
haupten,  werden  Mühe  haben,    dasselbe   mit  der  historischen 


»  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  2o2;  Krie«  a.  a    0.  S.  20  f. 

*  ^k^lche^  Mittel  entbt^hrt  die  ungarische  Verfiissung  anch  mich 
d<*in  Jahre  1790/91 ,  in  welchem  die  Gest^tzeebunp:  den  König  und  den 
St&tiden  gemeinsam  erklärt  wird.  Noch  bildet  aioh  keine  dem  Wesen 
einer  solchen  GcBetzgebung  entsprechende  Gesetzesform 
mtis,  vielmehr  ist  das  sogenannte  Ge.^etz  noch  immer  Petitions* 
e  r  1  e  d  i  g  tt  n  g ;  es  wird  auch  für  die  Zukunft  die  Ent!*teliung  des 
objektiven  Rechts  in  der  Form  des  Gewolmheit.Hreclit^  niclit  ab- 
gesdinitten.  Der  D.A.  14:  1790  91  j^iebt  der  ungarischen  Htatthalterei 
nin  Recht  zur  mafsgeb enden  Fest-^tellnng  der  G  eseti Widrigkeit 
räkes  kg\.  Mandates,  sondern  nur  die  Befugnis  zu  Vorstellungen, 
Du  persönliche ,  unverantwortliche  Regiment  de»  Krmip;*.  dauert  fort, 
nod  dagegen  giebt  es  naeh  E).A»  B:  1827  nur  da.^  Recht»  :?ich  txi  he- 
isch weren.  Auch  die  richterliche  Unabhi.ngi|£ckeit  im  Sinne  des  modenien 
Staati»r**chts  kennt  die  nn|T;iiriflche  Ständeverfassung  noch  in  ihrer  letzten 
Epoche  nicht;  Viroazil  1  S.  lOfi,  136,  310,  312,  325,  11  S.  75  A.  c,  d, 
K  77  A    e,  S/26.5  A.  e,  111  S,  27. 

•  Unger  m.  ä,  0.  8.  213  ff.,  219  C 
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Entwicklung  der  Reception  zu  vereinbaren^.  Ganz  besonden 
setzt  sich  aber  die  Geschichte  der  österreichischen  CentralisatioD 
aus  einer  Reihe  teils  gelungener,  teils  mifsglückter  Versuche' 
zusammen,  gesamtstaatliche  Einrichtungen  ohne  ständische  Mit- 
wirkung auf  gut  Glück  zu  schaffen. 

Der  älteren  Beispiele,  zu  welchen  noch  die  von  Ferdi- 
nand I.  einseitig  auf  Grund  einseitiger  Auslegung  des  Landei- 
privilegs  geübte  Zollgesetzgebung  für  Schlesien  hinzuzufbgen 
ist,  wurde  wiederholt  gedacht.  In  späterer  Zeit  —  und  e* 
ist  dies  höchst  charakteristisch  flUr  das,  was  im  Ständestut 
die  Krone  fUr  möglich  hielt  und  sich  erlauben  durfte  — 
unternahm  Karl  VI.  den  Versuch,  eine  einheitliche  Thron- 
folgeordnung (!)  für  das  ganze  habsburgische  Herrschafti- 
gebiet  ohne  Mitwirkung  der  Stände  aufzustellen.  Dieser 
Versuch  ist  nur,  soweit  Ungarn  in  Betracht  kommt,  mib- 
lungen.  Denn  die  nachträgliche  Vorlage  der  pragmatischen 
Sanktion  an  die  nichtungarischen  Stänae  hatte  nur 
den  Zweck,  das  als  pflichtmäfsig  gedachte  Gelöbnis  de^ 
selben  herbeizuführen,  dafs  sie  an  dem  schon  erlassenen  Ge- 
setze festhalten,  für  dasselbe  im  Falle  der  Gefahr  eintreteo 
würden,  nicht  aber  möglich  zu  machen,  dafs  seine  Gültigköt 
durch  Ablehnung  einer  Landschaft  in  Frage  gestellt  werden 
könne.  Ein  noch  günstigeres  Resultat  hatte  die  einseitig  erfolgte 
und  auch  fUr  Ungarn  als  rechtsverbindlich  verlautbarte  Schif- 
fung des  österreichischen  Kaiser  titeis,  und  zwar  aas 
dorn  Grunde,  weil  die  staatsrechtliche  Tragweite  dieses  Titds, 
als  eines  staatsrechtlichen  Ausdrucks  filr  die  einheidiche 
Übung  bestimmter  monarchischer  Kompetenzen  innerhalb  des 
ganzen  Herrschaftsgebietes  der  pragmatischen 
Sanktion  und  für  die  völkerrechtliche  Einheit  dieses  Ge- 
bietes gegenüber  dritten  Staaten,  nicht  ganz  und  rechtzeitig 
erkannt  wurde ^.  Als  ähnliche  Erscheinungen  treten  uns  in 
der  ])öh mischen  Verfassungsgeschichte  entgegen  das  Scheitern 

'  Dor  Hinweis  auf  die  Gcltunp  des  römischen  Rechts  als  Reidis- 
reclit  vermag  keine  Lösung  dieses  Widerspruchs  zu  bieten.  Denn  det 
l^mfan^  der  Keeeption  war  in  den  verschiedenen  Territorien  ein  rer- 
srhi^'dcuer.  Er  hing  mit  der  Gestaltung  der  Machtverhältnisse  und  mit 
der  (iestaltun^  der  bchördlielien  Praxis  zusammen  und  nicht  mit  der 
Stellung  der  T<»rritorien  als  Keiehsländer.  Vgl.  auch  v.  Below,  Terri- 
torin m  S.  270. 

-  Kries  a.  a.  ().  S.  ir>.  Wie  sehr  auch  die  ungarische  Verfassoiur 
\'(Tfassungsrechtlichen  Experimenten  die  Bahn  crömietc,  darüber  ^L 
Hock-Bidermann,  Der  österr.  Staatsrat  S.  182  Abs.  2. 

^  Tezner,  Der  «Ksterr.  Kaisertitel»  das  wng.  Staatsrecht  o.  s.  w 
S.  ir».{  ff.  Über  die  Stellung  ungarischer  Schriftatelier  zum  osterr. 
Kai^'rtitel  und  zur  r)sterreiehiseheu  Monarchie  vgl.  Viroszil  I  S  1^ 
A.  n,  S.  14:^,  175,  2S8,  840,  II  S.  li><  f.,  107,  171  A.  b,  S.  249  A.  8,  S.  281 
A.  p  (risterreieln'seh-deutsch-slavisch  im  Gegensatz  zu  österreichiscii- 
ungarisch),  S.  MUo;  IN  7U,  17i),  107  f.,  257  A.,  S.  263  f.,  268  A.,  S.  2Ö 
A.  g;  Tt'zner  a   a.  O.  S.  173 f.;  Cziraky  a.  a.  0.  §§  80,  137,  34a 
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des  Planes  Kark  IV.,  mittels  der  Majestas  Carolina  ein  Reiehs- 
gesetzbueh  zu  schaffen^,  und  als  Gegenstück  die  mit  Hand- 
»chreiben  Maria  Theresias  vom  K  Mai  1749,  gewissermafsen 
über  Naclit,  erfolgte  Vernichtimg  der  Honderstaatlichkeit  Böh- 
mens durch  Authebung  der  böhmischen  Hofkanxlei  und  der 
alten  böhmisch-königlichen  Statthalterei ",  die  sieh  ohne  jede 
Regung  ständischeD  Widerstandes  vollzog. 

So  leidet  denn  die  Rechtsordnung  des  ständisch-monarchi- 
schen   Staates   an   einer   hochgradigen    Precarietllt    nicht   iiur^ 
weit   der   EinHufs    der  »S  tun  de    auf  ihren  Inhalt   in  Betracht 
onimt,  sondern  auch,  was  ihr  Selbstbehauptungs-j  ihr  eigenes 
Reaktionsvermögen  gegenüber  ilirer  Nichtbeachtung  durch  den 
Herrscher  und  seine  Behörden  anbelangt^* 

Übrigens  ert^hrt  diese  hier  geschilderte  Entwicklung  eine 
sehr  kräftige  Förderung  durch  die  zwischen  den  verschiede- 
nen ständischen  Oruppen  selbst  herrschenden  Gegensätze, 
welche  es  von  dem  Zeitpunkte ,  wo  das  Einungswesen  seinen 
Höhepunkt  überseliriften  hat,  zu  einem  ständisch  organisierten 
♦Schiedsumt  infolge  des  diese  Gruppen  beherrschenden  ^lÜs- 
trauens  nicht  kommen  lassen*  Von  da  an  bleibt  für  die  Lösung 
der  Interessenkonflikte,  welche  zwischen  den  Trägern  der  ver- 
schiedenen f^rivilegien  entstehen,  nur  mehr  die  Entscheidung 
durch  den  Herrscher  übrig ^*     Dabei    machen  sich  die  Stände 


»  Uiigor  a.  a.  O.  8.  222  f 

«  Maafsbtirg  a,  a.  O.  8,  846  ff. 

'  Poüti^ich  erklärt  sich  das  aus  di?m  Mang*^l  an  politisclicm  Enist, 
welcher  diraer  Reeht^ordnung  in  nicht  geringem  Mftf-?c  anhaftet,  «us  der 
T"^rnii.;.-Ii<4ikeit  ihre»  Inhalts.  Mau  denke  an  die  V*"r>ieheruugen,  welche 
verlangen  und  erlangen,  djifs  der  Lftndenlierr  nie  wieder 
'  r  fordern  werde;  Krie*  a.  a.  U.  S,  6  A.  zum  Schltiti*,  S,  10,  12; 
V.  ÜvImw  in  1  8.  7:1  Uaa  fordert  dann  die  Entfaltung  der  Lehre  von  der 
obligatio  i  m  (»osbi  b  i l  i»,  von  der Unverhinrllichkeit  unter  d*nii  Emflu fs  von 
Zwang,  Irrtum  entstandener,  Reehte  Dritter  verletzender  VerBiebernnffen 
auf  dem  Gebiete  des  «taatliehtMi  Lebens  heraus;  »o  stellt  FerdinAuü  l, 
1540  dein  Inhalt  der  Steuerreverse  den  Satz  entgegen,  dafs  Not  kein 
Gesetz  kenne:  Knes  a.  a.  O.  8.  l*J;  Sehulte  a.  a.  0.  I  S,  152;  Hrie  i 
8.  114  ff..  Zi^t;  Czirakv  a.  a  (),  §§  lMi\  371,  H2h  Viro^zil  II  S,  m, 
137,  185  ff,;  Tetner,  KaiHertitel,  uiig /  Staatsreeht  8.  40  f.  Aber  auch  das 
Vordrehen  der  8tände  kennzeielinet  «ieli  als  Gesetzenflucht,  freilich  au» 
weMentlicJi  egoistischen  Gründen.  Man  denke  an  die  häufigen  Wieder- 
hohuigeu  von  LandtagKsehlussen  gleiehen  Inhalti*  auf  dein  Gebiete  de» 
Polizei  Wesens,  an  du»  Kepublikationen  landeaherrlieher  Verordnungen, 
an  duB  kontumaziime  Verhalten  der  ungari^«chen  Komitate  selbst  gegen- 
über miblizierten  Reichstagsabm-hieden;  Elvert,  16.  Bd.  der  Schriften 
der  hifsforisch -ötatistisehen  Sektion  der  mähr. -schles.  Gettell'^ehaft 
S  slTff.;  derselbe.  Zur  österr.  Verwaltungsgeschichte  S.  12^*  136,  140  ff.; 
iiirlifiüd  R.  a.  O,  8,  :^Bff.,  390;  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltnnga- 
reehtsptlege  8.  180  A.  4(h  Krie»  a.  a.  CK  S.  8  A.  2a,  ft7:  D.A.  14  §  3:  17§l; 
ViroMil  II  8,  '2Mt  A    b,  Hi  8.  89,  97  A.  a.  8.  2<J8. 

*  Die»e  ätändiÄehen  Rivalitäten  sind  der  Grund,  warum  »elbst  im 
/  grftfeter  Schwache  der  monarchiftchen  Gewalt  der  König  oder 

rr    doch    noch    immer    zur    Bekräftigung,    Bestätigung    von 
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seil oti  im  16.  Jah rli under t  für  ihre  wechselseitige  B^ 
kämpfung  dieselben  Rechtsideen  zu  Nutze,  welcl 
von  aeite  de8  Herrschers  gegen  sie  alle  zur  Gef 
t  u  n  g  gebracht  werden.  Auf  diese  ThaUacLe  kann  nie 
genug  Gewicht  gelegt  werden  gegenüber  der  von  namli«' 
Seito  aufgestellten  Behauptung,  es  sei  die  Epoche  der  Pni 
legienrevision  in  die  Zeit  nach  dem  80jährigen  Kriege  zu  n 
legen.  So  erfolgt  die  Zuweisung  aller  Privileg! enstreitigkeil 
an  die  Regimente  auf  dem  Innsbrucker  Landtag  auf  das 
den  ständischen  Ausschüssen  selbst  gestellte  Vi 
langen,  es  möge  im  Wege  der  hmdesfiirstJichen  Kecli 
sprechnng  Wandel  geschafien  werden  gegenüber  allen  toä 
wem  immer  in  Anspruch  genommenen  Freiheiten,  die  eu  Ab- 
]jruch  und  Nachtheil  gemainer  Landt  und  gemain's  na» 
freiheitcn  reichen  und  dienen  K  Die  unter  ständige  her 
Slitwirkung  zu  stände  gekommene,  von  Karl  V*  be- 
stätigte Tiroler  Landesordnung  erklärt  alle  „auf  Pu$  ander 
rieht"*  verliehenen  Zunftprivilegien  reszissibel  ®.  Bei  der 
innigen  Verknüpfung  von  Stadt-  und  Zunft  Verfassung  drtickt 
sich  in  dieser  Bestimmung  ein  Erfolg  des  Kampfes  der  feu- 
dalen Grundbesitzer  gegen  das  iStadtrecht  aus.  Allein  auch 
für  Verfassungsfragen  von  universaler  Bedeutung  erübrigt  Ton 
dem  Zeitpunkte,  wo  dieselben  nicht  mehr  durch  Ivriegsfiihrttß? 
zwischen  den  Ständen  untereinander  entseliieden  werden  kuiiii«fl 
und  das  Mifstrauen  gegeneinander  die  Einsetzung  eines  Atiit 
di sehen  Schiedsgerielits  nicht  gestattet,  nichts  anderes  ala  die 
Entscheidung  durch  den  König  oder  Landesherrn  selbst  In 
Jahre  1545  verlangen  die  böhmisclien  Stände  von  Ferdinantl  L 
Bekräftigung  des  von  König  Whulislaw  ihnen  erteilten  Privi- 
legs der  Besetzung  des  schlesischen  Oberamts  ausschlteralich 
mit  Böhmen  unter  Berufung  darauf,  es  sei  das  ihm  wider- 
sprechende, den  Schlesiero  im  Jahre  1498  erteilte  Privileg 
schon  durch  König  Ludwig  als  hinterlistig  erschlichea 
vernichtet   worden®.     Um    dieselbe  Zeit   stellen    sich  die  Inih* 


Privilogifn  und  ala  Hüter  derselben  gegenüber  Anfechtungen  und  Vcr- 
letziingen  angerufen  wird.  Dazu  ist  er  noch  immer  gut  genug.  Schon 
die  niederriBterreichische  Kegimentsordimng  von  1502  fTihrt  unter  döi 
Gegenständen  der  Schiedskompetenz  des  Regimeuta  an:  alle  Immg  ttfid 
»pänu  ,  welehe  sich  ergeben,  zwi^^chen  Prälaten,  Städtfo,  höbet 
Persanen,  In  was  wirden,  Stats  oder  weK^na  die  sein;  Österr.  ZmI-J 
Bchrift  für  Geseldrhte  Jg.  1837  S.  282.  Vgl.  auch  Unger  a.  a.  O.  8.  T' 
88»  92,  175;  Rachfabl  a.  a.  0.  S,  59,  292;  v.  Befow,  Temt* 
S.27lf, 

^  Rapp  a.  a,  O.  8.  50.     Die   schlesischen   Stände   bekämpfen  dS^ 
kgl,    Privilegien    auf  Steuerfreiheit   schon    im    16.  Jahrhundert*    weil 
das  bonum   et  necesse   publicum  mehr  in  acht  xu  ha  Um  ifi 
als  dae  privatum-,  Kries  a.  a.  0.  S.  ;^6,  79  A.  :iJ,  S.  80  f. 

*  Innabrucker  Libell,    Kämthner   Landhandfeste   S.  125;    Tcmcr» 
Laudcj^fTirstliche  Venvaltungsrechtepflegc  S,  74  A.  82 a. 

■  Raclifahl,  Geöamt^taats Verwaltung  S,  157. 
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^Hiischen  Stände  auf  seite  Ferdinand  L  in  dessen  Kampfe 
^Kegen  die  Inappellabilität  des  s eh  1  epischen  Oberrechts  durch 
^aen  Beschlufs,  es  würde  dem  König  zu  Behaimb  durch  diese 
Inappellabilität  die  Hoheit  der  A  p  p e  1 1  a  t  i  o  n  wider  alles 
I  Göttliche,  Natüriiche  beschriebene  Kecht  benouimen'.  Der 
I  unter  Köni^  Mathias  zwisehen  den  bobmischen  und  schleai- 
schen  Ständen  entbrannte  Streit,  oh  die  von  diesem  König 
^^en  Schlesiern  gewährte  echlesisch-oberlaiisitzsche  Vicekanzlei 
^ftnit  den  hierbei  vorbehaltenen  Rechten  der  Böhmen  vereinbar 
^Bei;  ist  durch  königliche  Entsclieidung  beendet  worden^.  Die 
^Bchlesiächen  Stünde  ^^ teilen  damals  den  Ansprllclien  der  Böh- 
^HDon  auf  eine  universale  Hofkanzlei  in  Prag  das  Regal  der 
^PDrganisation  der  königlielien  Amter  entgegen^. 
r  Auf   diesem    Wege    gelangt    schliefslieh    der    König    oder 

I  Landesherr  schon  früh,  und  zwar  schon  im  16.  Jahrhundert, 
wenn  auch  nicht  zu  einer  GerichUgewalt,  so  doch  zu  einer 
schiedsamtlichen  Funktion  sogar  auf  dem  Gebiete  des  stän- 
discher Bewilligung  unterliegenden  Steuerwesens,  sofern  über 
die  Bewilligung  Streit  unter  den  Ständen  selbst  entsteht*. 


»  Schickfufs  m  8-280.  SchoD  beim  Regierung^nutritte  Ferdinand  L 
verlangen  die  bohmiacben  und  »chleBii^cheii  Stände  gegetieinander,   der 
MU   Wählende  König  möge  kein  Privileg  beetfttigen»  welcbes  mit  ihren 
Rechten  unvereinbar  sei;  Buchholtz,  2.  Bd.  S.  487  f,  439  f.;  Schiekfufs  III 
8.   171-   NächD,A.  3:  1791  haftet  auch  dem  vom  gekriVnteii  utigarisehen 
Köniff  erteilten  Pri\ileg  die  Klausel  Halvo  jure  aheno  an.    Ea  «iiid  also 
die    Stände    ^elbat^    welche    infolge    der   zwleeheu    ihnen    beaf eilenden 
~tivsilität**n     die    kan&titntive    Bedeutnng    der    Frivilefjiumsliestüti^tiiig 
"Stdem    helf**n.     Erwägt    man,    dnC»    der    den    Privilegien  best  ätigungen 
eigefüfijtc  Vorbehalt   einea    guten    Uiblielien    [nhalta   de:^  Privilegiums, 
einer  £rweL*barkeit,   «einer  Vereinbarkeit  mit  der  königlielien  Würde, 
lit   dem    natürlichen  und  göttlichen    Recht   schon   im    l;i.  Jahrhundert 
achweigbar,   im    14.  Jahrhundert   aber  allgemein   üblieh   i»t,   und  dafs 
eh   die  Stande  die«eii  Vorbehalt  achon  im   15.  Jahrhundert,  jedenfalls 
b<?r  im  16.,  ß^gen  einander  zu  Nutze  machen,  i*o  crwei.nt  sich  die  Be- 
merkung Rachfahts  hei  Schmoller  8,  Sb6,  die  RevisibilitÄt  aller  Privilegien 
fi    Hn   erat  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  durch  die  Kronjiiristen  zur 
idtung  gebrachter  Grundsatz,  und  sie  sei  zunächst  auf  den   heftigsten 
Tideri^taud  der  Stände  geBtofaen»   im  ersten  Punkte   aU  unrichtig,   im 
reiten  hIü  zu  weitgehend 

*  Räch  fahl,  Geäamtstaats  Verwaltung  S.  424,  426. 
«  A.  a.  O.  S.  426. 

*  8o  senden   schon   1537  die   kgL  mähriechen  Städte  Abgeordnete 
Ferdinand  I.  nach  I*rag   mit  der  Bitte  um  Entacheidung  der  Streit- 
ige,  ob   »le  zu  den   vom   Landtag  bewilligten   Subsidien  «u  steuern 
erptiichtet  seien?     Elvert,  Zur  üsterr.  Finanzgt»schichte  S.  I58f.    Allein 
?llM»t    ItHJl,   also   nach  Beendigung   des  BO jährigen  Kriegei,   instruiert 

ieopold  L  »eine  Kommi»8rire  anläfslich  eines  ausgebrochenen  Streiteö 
Iber    die    Kontributionöpiliclit    der   kgl.    Städte    in    Mähren    dahin ,^  sie 

achten  den  Ständen  beweglich  Vorurteilen,  dafs  aie  einen  Teil  der  Kon- 
.ibutiun  auf  öieli  nehmen  miichteti,  damit  auch  die  Städte  williger 
r*^rden,  und  nimmt  während  diese»  Streites  nur  schiedäamtliche 
ifidlung    ein;    Elvert  a.  a.  O.  S.  312 f.     v.  Below  III  2  8.    117    macht 

tHtjMJiiog  von  einer  schon  im  14.  Jahrhundert  beötehcnden  gerichtlichen 
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Dasselbe  Bild  gröfster  Verschwommenheit  und  Unsicher- 
heit,  wie  die  gesamte  Rechtsordnung  des  ständisch-monarchi- 
schen Staates  überhaupt,  bietet  auch  jener  Teil  derselben,  der 
sich   auf  die  Struktur  der  Landschaft  selbst  bezieht 
Man  pflegt  die  Landschaft  bald  als  Korporation,  bald  als  eine 
mit   Rechtssubjektivität    ausgestattete  ^    Zwangsgenossenschaft 
zu  kennzeichnen.     Allein   damit   erregt  man  bei  den  Juristen 
jene  verhältnismäfsig  klaren  Vorstellungen,   die   sich  an  diese 
modernen  Gebilde  knüpfen,   die  jedoch,  auf  die  Landschaften 
selbst  bezogen,  ganz  falsch  sind.      Schon  im  Anfange  tritt 
uns  die  Landschaft,   ein   Produkt   des  gegen   die   Übermacht 
des  Herrschers  gerichteten  Einigungswesen  einerseits,  des  An- 
lehnungsbedürfnisses des  Herrschers  an  die  Träger  politischer 
und  socialer  Macht  andererseits,  als  eine  Form  der  Mitwirkung 
sämtlicher  jeweiliger    Potentes    oder   Potiores    zur   Er 
ledigung    von    politischen    Angelegenheiten    oder    zu    Rechts- 
geschäften   des   Herrschers    entgegen.     Dieser   Charakter  der 
Landschaft   erfährt  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  sie  nicht  mehr 
ist  als  eine  Korporation  zur  Verwaltung  des  Landesvermögens 
und  der  Landesanstaltcn,  keine  wesentliche  Veränderung.    E« 
bestehen    deshalb    keine    im    vorhinein    aufgestellten    Rechto- 
normen,  welche   die  Voraussetzungen   der   Mitgliedschaft  und 
die  interna  corporis  in  abstrakter  Form  regeln  würden,  sondern 
alle  diese  Dinge  passen  sich  den  jeweiligen  MachtverhiÜt- 
nissen  an  und  wir  gewaliren  deshalb  noch  im  15.  Jahrhundert 
und    noch    8j)äter,    ein    Schwanken   in    der    Zusammensetzung 
innerhalb  verhältnismäfsig  kurzer  Zeiträume,   ohne  dafs  dem- 
selben   irgendwelche    Satzungen    entsprechen    würden*.     Wo 
Landesmatrikeln    bestehen,     klären    sie    nicht    das    Recht, 
sondern  spiegeln  nur  die  jeweilige  Machtlage  wieder*.    AVer 


Rechtspflc^«»  in  Saclien  ständisch  bewilligter  Steuern.  Allein  du 
Steuerfforicbt  ist  das  nicht  ausschliofslich  ausj  landesfurstlioben  lUtni 
bestohonde,  ordcntliclie  Goricht.  Vereinzelte  I^ndtagsschlüsse  eröffnen 
in  Br)hnien  sclion  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  den  Rechtszag 
in  Stouersachen  an  H()fbehr»rden.  Für  Niederösterreich  erklärt  eine 
Resolution  vom  22.  Oktober  1722  alle  contentiosa,  auch  wenn  sie  Koit- 
tributionssacKeii  betroffen,  vor  die  landesfürstliche  Regierung  n>^ 
Kammer  cchörij:  ((^>dex  Austriacus  IV  S.  109);  und  schon  unter  Terdi- 
nand  1.  konnnen  Sistierinigrn  ständischer  Exekutionen  durch  lande»- 
fürstliche  Gerichte  vor.    Zur  ganzen  Materie  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  292. 

1  V.  Below  II  S.  13,  S.  62  A.  234 

2  V.  Helow  I  S.  70,  II  S.  31  f.,  56,  72,  III  1  S.  83,  III  2  S.  134: 
Ungcr  a.  a.  O.  S.  35,  l:«f.    Vgl.  auch  schon  Bluntschli  a.  ä.  O.  S.  Sa 

^  Seilest  dies<^  Matrikeln  liefern  nicht  immer  ein  deutliches  Bild  der 
Wirklichkeit:  Jäger,  (beschichte  der  landständischen  Verfassung  Tirol* 
II2S.  :)14:  Adler,  Das  (Jültbuch  von  Nieder-  und  Oberösterreicn,  Fest- 
schrift für  Un^'cr  S.  51.3,  517.  Die  Unsiclierheit  der  ganzen  Materie  findet 
8i<-h  richtig  ^rewürdigt  bei  Kink,  Akademische  Vorlesungen  über  dieGe- 
schichteTirols  bis  zur  Vereinigung  von  Österreich  8.895.  Jäger,  der  a.a.0.1 
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keine  Macht  besitzt  oder  die  besessene  eingebilfst  halt  um  den 
braucht  sicli  der  Herrscher  und  die  Stände  nicht  zu  kUmnn^rn, 
er  rauls  sich  ohnedies  fügen  K 

Zuweilen  gelingt  es,  Dinge  durchzusetzen,  welche  der 
Herrscher  nicht  mit  allen  Potentes  oder  Potiores,  sondern  nur 
mit  den  P o  t e  n  t  i  s  s  i  m  i  beraten  hat  -.  Andererseits  ist  die 
Form  der  Mitwirkung  der  „Laudschaft*"  zu  urkundlichen 
Rechtsgeschäften  des  Herrfechers  nicht  etwa  die,  dafs  die 
Rechtsurkunden  von  im  vorhinein  bestimmten  Organen  der 
Landschaft,  dafs  sie  vielmehr  von  allen  Teilnehmern  dar 
Beratung  unterfertigt  werden ,  gleichviel  ob  sie  Träger  be- 
Ätimmter  landesamtlicber  Funktionen  sind  oder  nicht ^. 

Weil  nun  so  die  Landschaft  von  der  organisierten  modernen 
Korporation  so  weit  entfernt  ist  wie  eine  den  wechselnden 
Machtverhältnissen  folgende  Organisation  von  einer  durch  ab- 
strakte Rechtsnormen  im  vorhinein  geregelten,  deshalb  ist  aus 
den  Quellen  über  die  Frage  nach  den  interna  corporis»  vor* 
nehmlich  aber  über  die  Beschlufs formen  häulig  so  gut  wie 
nichts  zu  entnehmen.  Die  Historiker  behelfen  sieh  gegenüber 
dieser  Thatsache  mit  der  ilutmaf^^ung  eines  Herkommens. 
Aber  die  häufig  rasch  aufeinanderfolgenden  Veränderungen  in 


Sp  13  cUcegeo  polemi.^iert,  ubersielit,  dafs  die  iinlengbaren  Scliwankuii^eu 
in  der  Zuftammr-nsietzuDg  der  LandHiMvaft  mit  itirern  Wesen  als  eine-* 
Produkts  der  j«»W"ijili^en  Maclitverlirtltiii:*se  zLHammenljängen.  v,  Below, 
Territorium  S.  115  A.  e,  S.  26  01 

»  Un^'er  ft  a.  O.  S.  S94\  v,  Below  U  S.  52  A.  188,  K  73  A.  278 
und  besonders  Territorium  S.  188  f.,  212,  215,  225  A,  2.  S.  226  f.,  243. 

*  Unger  a,  a,  O.  S.  144  f.,  Sh%  :il8,  32h  v  BlOow  I  S.  73  f,, 
rr  S.  24,  49,  73 f.,  111  1  8  IBU  Schiekfiifa  a.  a,  O  HI  s.  102.  Eine 
Ft.rt Wirkung  diewer  Krfahning  ist  es,  w«»iin  «ntor  Jüs«»f  H.  i*in  uni^anseher 
Staatsrat  meint ,  die  Beratung  eines  Aktes  mit  dem  iinfjariacuen  Rate 
am  Hofe  sei  reehtlieh  der  B»'ratuiig  mit  dem  Landtag  gleiclizuaehten, 
Hock'Bidermann,  Der  ostorr.  Staatsrat  S,  rj4- 

'  hiDsbrueker  LibelU  Kiimtbner  Landbandf  S.  107:  Unger  a.  a.  O- 
K.  209,  2-^0;  V.  Beli>w  II  S.  11),  21,  *A  50.  r*ie  Historiker  wollen  dieae 
T"  ""     mit     der     Natur    der    Landsehaft     nU    Persiinliehkeit    und 

I  *n  durch   die   Erklärung  vereinbaren,   dafs    für  die   damalige 

Auiiu-Miiig  der  Wille  der  Gesamtperson  auch  nur  durch  einige  jeuer 
Individut^u  hergestellt  werden  konnte,  wehhe  das  Hub^trat  derselben 
gebildet  hatten;  v.  BeloAv  i  S.  24  und  der  dort  A.  hl*  fit.  SiekeL  Bas 
fKilt  doeh  auch  von  der  moderneu  Korporation.  Allein  hier  werden 
die>*<^  mit  kreatoris^ehen  Befugnissen  ausgestatteten  Glieder  im  voriduein 
.!iir*'h  die  Kor|>oration'5verfaj*8une,  nicht  aber  durch  da.^  subjektive 
Knikül  l>e!ftimrat,  mit  welchen  Feraonen  vermöge  ihres  AnHehetH  und 
ihrer  Macht  da»  Auslangen  zu  finden  Hei»  um  vorzunehmenden  Akten  de« 
HerHicher'^  Autorität  und  Kredit  zu  .siehern?  v.  Below  I  S  74,  II  S,  60; 
Jii^vr  II  I  tS.  29f. :  Elvertt  Zur  österr.  Finanzgesehichte  S»  314*  Anderer- 
fieiti*  i»t  e»  nicht  richtig,  dafs  für  die  damalige  Zeit  der  Begriff  der 
nnsamtperKonlicbkeit  kein  numerischer  gewesen  sei;  Sickel  a.  a.  O* 
Er  i^t  es  heute  nieht^  wahrend  in  der  atändi sehen  Epoche,  wa*«  man  den 
Willen  der  Land,-*cliaft  nennt,  sieh  »ehr  häufig  darstellt  als  die  blofae 
-smime  von  VVillensakten  aller  zur  Mitwirkung  bei  einem  landea- 
iMrilN'ben  Akt  Einberufenen. 
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der  Zusainmensetxung  legen  die  Vermutung  näher,  daf«  aa< 
in    diesem    Ponkte    die    jeweilige    Machtla^e    A 
Regulator  bildete,  s  o  d  a  f  s  d  i  e  pars  potior  die  p 
major  bildetet 

Aber    geradezu    eine    Karikatur    einer   Korporation 
einer  Zwangsgenossenschaft  bildet  die  Landschaft,    wenn  m 
Gegensätze    von   gleicher    Kraft    innerhalb    derselben    gel 
noachen,     Namentlieh    die    Sonderverhandlungen    über   Steu 
bc willigungen  mit  den  einzclneu  Kurien ,  ja  selbst  mit  ei 
nen  Mitgliedern  der  Landschaft,  von  denen  uns  die 
erzählen,    und   die   für  die  versehiedenen  Paciscenten    z 
sonderen  Ergebnissen  führten -,    sind   nicht    eo  zu  erklä 
als   wären    sie   auf  die   Erziel ung   einer  Selbstbelaatung   il 
die    Landtagsbewilligung    hinaus    gerichtet   gewesen,    8ond 
vielmehr  mit  der  Unmöglichkeit,  einen  Beschlufs  zu  ensiel 
dem  sich  alle  Mitglieder  der  Landschaft  gefügt  hätten', 
Stenerbewilligung  macht  deshalb  den  Eindruck  einer  Summe 
V  0  n  8  0  n  d  e  r  1>  e  w  i  1 1  i  g  u  n  g  B  a  k  t  e  n  imd  steht  dem  modernoi 
Gesamtakt '^  ungleich  näher  als  dem  Korporationsbeschlufs, 
denn  in  der  Tbat  selbst  von   einzelnen  Mitgliedern  der  Lani 
ßchaft   die  Verliindlichkeit   eines    Landtagsabschiedes  mitun 
wirksam  aus  dem  Grunde  bestritten  wird,  dafs  sie  demeelbeti 
nicht  zugestimmt  hätten  '*.     Wir   können   dieses,  den  koqiori- 


'  Krieg  ft.  a.  O.  S.  28  A.  a  S.  60;  Utiger  a.  n,  O,  S,  109,  147,  4>i 
4v{6  f     Wenn  nach  Schtckfufs  11 1  S.  104  der  OberhÄuptmaön  nach  Ttr- 
geblidicni  Eioiguiigsversudi  die  dissentierenden  Voten  der  dr  •"'  K"'^'!) 
zum  Schlüsse   zu    richten    hatte,    so    ist  dies  wohl  kaum  im 
Majorisicrung   der  rnftchtigereii*  sondern  im  Sinne  der  l^iior 
politr^ch    niederen  Kurilen   gegenüber   dem  V^otum  der  M 
verstehen;  ganz  so  wie  dies  Viroszil  vom  ungariscben  Rei* 
für  welchen  es  eine  feste^   alle  Willkürlichkeiten  auisschlieräeuile  Nun»  1 
der  ßeschkifHbildung  noch  zum  Ausgang  der  ständischen  Epoche  nicht  1 
gab.     A.  a.  0.  U   8.  368  A.  d,    S.  406,   III  S.  40  A,,    S,  50  ff.   und  A») 
S,  52  f-  A.  V,  S.  54  A.  v,  S.  208  A.  c.    Durch  die  Darstellung  Virotiill  ( 
findet  jene    De*kks    (a.  a.  O.  8,  16,  42:    dagegen   Viroszil  lUS.  46  M 
welche  ziemlich  stark  mit  dem  Unterbleiben  ihrer  Nachprüfung  0eit«!O0 
de«  Losetmblikums  gerechnet  hat,  eine  sehr  entschiedene  Widerl€CViig- 
Vgl  auch  V,  H^low,  Territorium  8,  238  ff.,  247. 

«  Kries  a.  a.  O.  8,  'S  A.  2,  6,   S.  24  A.  4;   ünger  a,  a.  O.  Sv.  11* 
246.  :m,  390  f,  im,  400  flF.,  414,  420.  437  f.;  Elvert,  Zur  ötterr.  Flnmi- 

feschichte  S.  31,   78,  110,  158,   314;  v.  Below  I  S.  78  A.  268,  U  8.  * 
7  A.  102,  S.  28,  74.  III  1   S.  78,  83,  IJI  2  S.  158 ff,  162,  183 ff^  m§^ 
Rachfah!  a.  a.  O.  S.  116. 

»  V.  ßclow,  Territorium  S.  237,  239. 

*  Gierke  1  S.  .^^7,  548  551,  556,  5*32,  571;  Rachfahl  a.  a.  O.  Sw  lH 
Herausgebildet  wurde  der  Begriff  des  Gesamtakt«  von  Kuntrc,  Der  G*- 
samtakt,  ein  neuer  Rechtsbcmff.  Hierzu  Teaner,  Grünhtits  Zcitaduill, 
21.  Bd.  S,   168  f.  nnd^Österr.  Ivaiacrtitcl,  ung.  StaHtsrccht  S.  198  A. 

^  Vgl.  den  Abschied  von  1544  bei  Kries  a.  a.  O.  B.  m;  Elv< 
a.  ft,  O.  S.  78.  Umgekehrt,  und  auch  hierin  äufsert  »ich  die  im  Tc~ 
gekcnnzeichuete   Natur   der   Laudtagsabachiede,    »ollen   gewisse 
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dven  und  zwangsgenosaenschaftlichen  Charakter  der  Land- 
schaft störende t  die  Ausbildung  einer  Steuergesetzgebung 
und  eines  Steuen^echtiJ  vereitelnde  ^eeessionsbeatreben  faßt 
wUhreufl    der     ganzen    Dauer    des     stand iaeli  *  raonarebischen 

taateü  verfolgen  *.  E«  erfährt,  und  zwar  nicht  blofs  auf  dem 
ebiete  des  Steuervvesens^  eine  iiberauB  wirksame  Förderung 
durch  die  Privilegialreelite  und  Exemtionen,  welche  der  ein- 
zelne Landstand  mit  Recht  oder  Unrecht  für  sich  geltend 
machte  sofern  nicht  der  Wille  und  die  Macht  besteht,  sich  über 
dieselben  hinwegzusetzen.  Denn  diese  sollen,  nach  Auffassung 
der  Interessenten,  nur  mit  Zustimmung  der  Berech- 
tigten und  Befreiten  aufgehoben  werden  können ,  eine 
Auffassung,  die  in  Ungarn  in  dem  Diätalartikel  10  des  Land- 
tag» 1700/91  ihren  höchsten  Triumph  feiert,  sofern  derselbe 
darauf  ausgeht,  durch  Erhebung  der  Steuerfreiheit  des  Adels 
zu  einer  grundgeset/Hchen  Schranke  der  Gesetzgebung 
selbst  die  Entwicklung  derselben  in  der  Richtung  des  Kon- 
atitutionalismus  für  alle  Zukunft  abzuschneiden^.  So  sind 
die  LandtagssclilüsHe  von  höchst  unsicherer  Natur  nicht  nur, 
waa  die  formalen  Voraussetzungen  für  ihre  Entstehung,  son- 
^"ern  auch  was  ihre  Wirkung  betrifft®.  Als  eine  aus  wechseln- 
tlen  Machtverhältnissen  hervorgehende  Organisation  findet  die 
Landschaft  mit  ihren  auf  rechtliche  Wirkung  hinzielenden 
Schlüssen  ihre  Schranke  nach  oben  wie  nach  unten  an  den 
thatiiächlichen  Machtverhältnissen*,  Wo  dieselben  für  sie  un- 
günstig sind,  mufs  sie  selbst  auf  jenem  Gebiete,  auf  welchem 

ie   ihre  politisch    bedeutsamste   Thätigkeit  entfaltet,    nämlich 


riten    an    den    BeratuBgen    der    Landaehaft    nur    dann    teilnelimen 
ten,    wenn    es    sicli    um    ihre    Interessrii    lm«xd<!lt;   Ungor  ii.  u,   O. 
115;  Bieger  a    a.  O,  S.  572. 

»  Sckicltfiirs  riT  S.  177,  212;  Krieß  a.  a.  Q.  S.  13  A.  18,  S.  24  A.  4, 
H8  A.  13.  S.  41,  51  A.  4,  S,  52 f  A.  10,  8.  58,  54  A.  6;  Ungor  a.  a.  0. 
«5;    Elrert,   Zur   österr.    Finanzgeschichte    S,   15«,  312 ff.;    Rachfalil 
'iL  Ä,  O.  S.  113  A.  1,  S,  145  A.  3. 

»  Tezuer,  Der  Kaiseriitül,  das  uug.  Staatsrecht  S.  36*  EbeDSo 
^HjN^heint  der  Schlufssatz  der  »clileRischen  Pr>liz<?iordming  von  1571, 
^■pchiekfnfi*  lU  S.  IfH,  auf  der  im  Texte  erwähnteii  Anffa^sung  zu  be- 
^BpiheD.  V^I.  auch  Unger  a,  a,  O.  8.  438;  Riemer,  ÜNterr,  Staatswörtcr- 
^^g^iich  S.  572.  Die  bei  lUie  1  S.  2.>1  A.  7  aufgeatellte  Behauptung,  6,^  sei  die 
^fUnilbigkeit  des  Gesetzes  zur  Aufliebiing  von  Gesehlechterreeht  nur  in 
der  vorhiatori»4chen  Zeit  anerkannt  gewesen,  findet  somit  in  der  6e- 
Hehicbte  des  deutschen  StändeataateB  ihre  Widerlegung. 

^  VgL  die  Zweifel,  welche  hinsichtlich  des  Kreise»  der  durcb 
LandtAgsfiehldsse  ver|jflicht<;teii  Pereonen  bestehen;  ünger  a.  &.  0. 
B.  394. 

*  Zuweilen  »cheitert  die  Einhebung  der  von  der  Landfiebaft  be- 
iriHig'ten  Steivem  an  dem  blofsen  Widerstände  der  BetroffeDen;  Krie» 
a  a.  O.  8,  3»i  A.  7,  S.  41  A,  4.  8.  40,  M  A.  4.  S.  52  t,  S.  54  Ä.  6, 
S.  tnt  A.  10;  V.  Below  111  2  S.  155.  Über  die  jeweilige  Hervor- 
kebmug  de«  den  Ständen  pasHenden  Htandpuukt«,  Kri«8  a.  ».  0.  8.  Si 
JL  4  II.  3.  36  A.  6. 
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auf  jenem  des  Steuerwesens,  die  monarchische  Gewalt 
um  Herbeiführung  der  ausbleibenden  autorita- 
tiven Wirkung  anrufend 

Von  den  Mitgliedern  der  Landschaft  selbst  wird  der  kor- 
porative und  zwangsgenossenschaftliche  Charakter  der  Land- 
schaft nur  dann  angerufen,  wenn  es  ihrem  Vorteil  entspricht', 
im  entgegengesetzten  Falle  aber  geleugnet,  und  zwar  mit  um 
so  gröfserem  Erfolg,  je  mächtiger  der  Opponent  ist.  Was  aber 
die  Vergleichung  des  Gemeinwesens  mit  einem  corpus  betrifit 
dessen  Haupt  der  Herrsclier,  dessen  Glieder  die  Fürsten  sind^ 
so  stammt  sie  aus  der  Staatslehre  der  vorständischen  Elpoche 
und  kann  aufserdem  auch  aus  dem  Grunde  für  den  korpora- 
tiven Charakter  der  Landschaft  nicht  ins  Treffen  geführt 
werden,  weil  vermöge  desselben  die  Landschaft  als  Persönlich- 
keit dem  Landesherrn  entgegengehalten  werden  müfste,  wäh- 
rend der  symbolistisch-mystische  Staatskörper  der  mittelalte^ 
liehen  Staatslehre  den  Herrscher  als  Haupt  mitumfafst.  Für 
den  Ständestaat  kann  aber  die  Bezeichnung  der  Stände  ah 
Mitglieder  der  Krone  oder  als  Mitkrone  keine  andere  Be- 
deutung beanspruchen,  als  in  mystisch-symbolischer  Weise  aus- 
drücken, dafs  alle  Herrschaft  im  Lande  ausschliefslich  dem 
Monarchen  und  den  Ständen  gebühre,  in  deren  Miteigentum 
stehe*.  Im  übrigen  äufsert  sich  die  numerisch  -  atomistische 
Auffassung  der  Stände  von  der  Landschaft  in  jenen  Bezeich- 
nungen, welche  diesen  Namen  durch  Aufzählung  der  Teil- 
nehmer ersetzen.  So  heifst  die  Landschaft  im  Erzstift  Bremen: 
Domkapitel,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte  und  gemeine  Stände: 
in  Hessen:  Kitterschaft,  Städte  und  Landschaft;  in  Schleswig- 
Holstein:  Prälaten,  ßäte.  Mannen  und  Städte;  in  Ungarn: 
Status  et  ordines^ 


»  Vgl.  oben  S.  55;  Schickfuf»  III  177;  Kries  a.  a.  0.  S.  88. 

2  Vgl.  Huchholtz,  Geschichte  der  Regierung  Ferdinands  L  8.  Bd. 
S.  295  f.;  Kries  a.  a.  O.  S.  80  A.  3,  4. 

«  Gierke  I  S.  511,  II  S.  568  A.  21,  III  S.  248,  251,  691;  ün^er 
a.  a.  O.  S.  115,  206,  277;  v.  Below  II  S.  12;  Rachfahl  a.  a.  O.  S.  l*i. 
Vgl.  insbes.  coustitutio  a.  12^:52  (M.  G.  L.  II  91)  velut  membris  in^idet 
Caput,  ita  uostrum  in  principibus  viget  et  consistit  imperium. 

*  Gierke  II  S.  568.  In  Werböcz  und  in  anderen  ungariBohen  Rechts- 
quelleu  ist  vom  Kr>nig  und  den  Ständen  die  Rede  als  dem  totum  corpo» 
sancti  regni,  den  membra  sacrae  regni  coronae,  Viroszil  I  S.  285  L 
II  S.  259.  Auch  in  diesen  Wendungen  erblickt  Balo^h,  Pester  Lloyd 
Nr.  242:  1899  den  Ausdruck  einer  dem  ungarischen  Nationalg^t  ganz 
eigentümlichen  Staatsidee,  durch  welche  die  auf  ihr  ruhende  alt- 
ungarische  Verfassung  aus  den  ständisch-monarchischen  Ver^Mfumgen 
heraus  zur  Bedeutung  einer  konstitutionell-monarchischen  emporgehoEen 
werde.  Wie  die  vorhergeliende  Anmerkung  beweist,  haben  wir  es  aber 
mit  einem  allen  ständisch-monarchischen  Verfassungen  anhaftenden 
Symbolismus  zu  thun. 

»^  Unger  a.  a.  O.  S.  115,  12-5,  173  f;  Jäger  II  1  S.  147,  II  2  S.344. 
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Wenn  deshalb  die  geschichtliche  Forschung  die  Landschaft 
Korporation   oder    als    Zwangsgenosaenschaft    bezeichnet*, 
80    mufs    diese    Kennzeichnung    dahin    eingeschränkt   werden, 
dafs  vor  wie  nach  dem  dreifsigj ährigen  Kriege  der  Zusammen- 
RcbloTs  der  Landschaft  zu  einer  organischen  Einheit,  zur  Per- 
.«öolicbkett  sehr  viel  xu  wünschen  übrig  läfüt,  und  dafs  selbst 
Inach   dem    dreirsigjährigen    Kriege    die    koerzitive    Seite    der 
tLandstandschaft    schwächlich    ausgebildet    i»t,    und    von    den 
(«tiindischen  Monarchen  mit  gröfaerer  Entwich t cd en hei t  betont 
»wird   als  von  den  Ständen  selbst^.     Auch  die  Hemmung, 
'welche  die  Entwicklung  der  Territorien  und  einer  geschlosse- 
nen u  nd  u  r ch  b  r  0  ch  e  n  e  o  Gebietsgewalt  über  dieselben  durch 
das   Ständewesen,    durch    die   mit   demselben  verknüpfte  Zer- 
klüftung der   StJinde   selbst   und   durch    die  Steuerprivilegien 
[derselben  erfahren  hat,  war  gröfser  als  die  Förderung,  die  ihr 
^von  dieser  Seite  zeitweilig  zu  teil  geworden  ist*.    Auch  kommt 
diese  Förderung  nur  kleineren  Territorien  zu  statten.    Gegen- 
über der    Entstehung    gröfserer  Staaten    fällt   die 
slÄndisehe    und    parti  knlari  st  i  sehe  Bewegung  zu- 
sammeD^. 


I         »  V.  Below  II  8.  65,  I  S.  8. 

«  V.  Below,  Temtoriiirn  S.  236  f.     Schickftifa  a.  a.  0.   S.   104  be- 
rieb tet  un8|  weicht»  Eile  di*-  Stäiidi*  hatteu,  vom  Laniltft^e  wegzukommen, 
i  In    ScblL'!«i*^n   erfüllt   gerade   in   der  Bliltezeit   des  Stftndetiims   die  Ein- 
Iberufiing  des  Eüratentftgs  mit  dem  Heifii^eu,  dafs  niemand  vor  Schiurs 
demselben    oliue    Vorwiftaen    des    kaiaerlichen    Kommi.^jiar»    abreisen 
lürfe,   a.  a.  0.    S,  211.      Aber    noeh     Leo|Hdd   l     mufs    Straf  Sanktionen 
regen  das  Ausbleiben,  dus  vorzeitige  VerliLsH.rii  de^  Landtags  aufstellen; 
llvert  16.  Bd.  S.  S.  872  f    Dan  Wegldeiben  oder  We-^laiifen  der  Stände 
rom  Landtag  erklÄrt  s^irh  hie  und  da  mit  der  Kostspieligkeit  längeren 
'ksfentbalts;   Below,   Terviftorium   S.  233,    und  wird  anderrr^cita  durch 
_"  /  Auffassung    gefordert,    dafs  der   Abwesende   durch   die   Beschlüsse 
J-pf  Anwesenden  nicht  veqiHiehtet  werden  könne.    Auf  dieser  AuffasBung 
ahen  zum  TeiJ  die  Einwendungen,  welche  Lustkandl  ^egen  die  Gültig- 
keh   der  Beschlüsse   des  ungarischen  Reichstags  von  1848  erhoben  hat. 
7 gl.    hierzu  Ueak ,   Ein  Beitrag  zum  ong.  Staatsrecht  S.  14  f,    welcher 
'"indes    mit  Argumenten  re]di ziert,   die  dem  konstitutionellen  Staatsrecht 
entnommen  wind.     VgL  auch  Motloch  a.  a.  Ö.  S.  554  zum  Schlüsse. 

*  Below  I  S.  8.  Man  denke  an  die  Schwierigkeiten,  welche  die 
rfiddeutsche   Ritterschaft    und    der   Klc^ru»   den    territorialen   Bildungen 

titgegengestelk  hat:   Unger   a.   a*   O.   S.  27  ff„  ^*5  ff.     Vgl.   auch   Krie» 
a.  O.  S.  61  A.  9,  10, 

*  V.  Below,  Territorium  S.  221  f»  Mit  Nachdruck  ist  jedoch  in 
üe»<em  Punkte  hervorzu heben ♦  dafs  der  Widerstand  der  Stände  ver- 
phiedener  Territorien  ge^en  die  Centralisationr^poüdk  der  Land  es  forsten 
ler   Wahning    der   ständischen   Vorrechte    der    territorial    geschiedenen 

riippen  gilt,  gegenüber  der  diese  Vorrechte  unberührt  la^ssenden  SchaflFung 
pntraler  Hofbehörden  ab»T  sich  als  schwach  und  unzulänglich  erAveist. 
iior/u  Tezner,  Der  österr,  Kaisertitel,  das  ung.  Sttiatareeht  und  die 
ng,  Publizistik  S.  :M,  46  ff.     S.  auch  v.  Below  a.  a.  O.  8.  225  A.  L 
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Verhältnisraäfaig  am  deutlichsten  ausgeprägt  unter 
Rech tainäti tuten  des  Ständestaates  ist  dasiSteuerbewÜHgungaf 
der  Stände.  Immerhin  ist  auch  dieses  Rechtsinstitut  beherrscht 
von  jener  naiven,  für  beide  Teile  erkennbaren  und  darum  ftf 
eine  moderne  Vorstellungsweise  höchst  ergötzliehen  Unaufrichtig-; 
keit  im  rechtliehen  Verkehr  zwischen  Fürst  und  Ständen^  welch« 
dem  stUndischen  Verfe^suogsleben  ein  so  eigentümlichem  Ge-I 
präge  verleiht  und  den  schwankenden  Charakter  der  stäiidiH 
sehen  Einrichtungen  hervorruft. 

Den    Begriff   der    modernen    Steuer    Iiat    man    von    dii 
ötiindischen  SteuerbewilUgungsrecht  fernzuhalten  *.     Die  Steuc 
ist  nach  Vorstellung  der  Stände  keine  Abgabe^    sondern  eini 
Gabe,    keine   Steuer,    sondern   eine   Beisteuer^    eine   Au* 
hilfe'^,  ein  Zusehuls,    der  dem  König  oder  Landesherri 
gewährt  wird,  wenn  er  mit  dem  Seinen  ^  d.  i.  den  ihm  recht 
lieh  gehörigen  und  gebührenden  Einkünften,  sei  es  in  nein 
Haushalte,  sei  es  bei  Bestreitung  der  Kosten  der  Verwa  " 
seiner  Ilohei tsrechte  nicht  auszukommen  veixnag.     Diea^^l 
flichtspunkt  wird  während  der  ganzen  Dauer  des    stiändiftche 
Bewilligungsrechts    festgehalten,    ungeachtet    späterhin    regel^j 
mäfsig  die  geraeine  Not  des  Landes,    somit  das  Interesse  He 
Unter thanen   von   den   Fürsten   als   Grund   des  Ansinneiis  sal 
die    Stände   vorgebracht    und    von    den    Stünden    als    Recht*! 
fertigungsgrund    für   das    Verlangen    nach   einer   Aushilfe   an* 
erkannt  wird'*.    Schon  aus  diesem  Grunde  kaun  im  ständi«cb*^ 
monarchischen    Staate   von    einer   Steuerverfassung,    einer 
Steuergsctzgebung,    einem    Steuer  rechte    im    modernen  i 
staatlichen    Sinne    des    Wortes    nicht   gesprochen    wenleiuJ 
Die   publizistische    Bedeutung   der   Steuer   ist   für    die   Stände] 
klar,  sie  werden  durch    eine    stetige  Erfahrung  von  der  NuU-] 
loöigkert  der  Verleugnung  dieser  Bedeutung   belehrt     Niclitj* 
destoweniger  lassen  sie  sich  immer  wieder  durch  Reverse  ver^j 
sichern ,  dafs  die  Steuer  dem  Herrscher  ohne  Rechtspflichlj 
und  freiwillig  gegeben  werde»  und  dafs  nicht  wieder  ein< 
S  t  e  u  e  r  w  e  r  d  e  gefordert  w  e  r  d  e  n  (!)  ^  und  dieser  Rerver 
wird  vom  König  oder  Landesherrn  immer  wieder  erteilt  olmtl 
ernstliche    Absicht^    ihn    einzuhalten.      Noch    in    anderer   B<^- 
ziehung    weist    da»    Stcuerbewilligungsrecht    widersprechende 


»  v.  Below  IK  2  S.  205. 

«  Krieg    a.  a.  O.    S.  16;    v.  Helow  Itl   1    S.  73 f     Djw    f.^" 
Laodt^sprivileg  von  1498   nennt  fibrigoua  im  P.  18  (Kries  S.  li 
fahl  8.  442)  s^awnbl  die  dem  König  rechtlich  gebührenden  ,io^«^  ü^ 
I  wie  die  stand j«cher  Bewilligung  bedürftigen  Steuern  „Beistcwer* 

f  »  V.  Below  Hl  1  S.  70. 

Ö  *  A.  a.  O.  ni  2  S.  205. 

}  ^  V.  Below  m  1  8.  74. 
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Züge  auf.  Die  Steuer  soll  eine  vollkommen  freie  Gabe  seio. 
N ich udeato weniger  bieten  die  Quellen  Anhaitapunkte  dafür. 
dafs  für  die  Stünde  eiue  R  e  c  li  t  s  p  f  1 1  c  h  t  zur  sachlichen 
Krledtgung  der  königlichen  oder  lan  l1  eshe  rrlich  en 
Postulate  bestand,  welche  nur  durch  einen  Verzicht  des 
Königd  oder  Laudeäherrn  aufgehoben  werden  konnte^  wie  um- 
gekehrt eine  Rechtspflicht  des  Königs  oder  Landeeherrn  zu 
einer  sachlichen  Erledigung  der  ständischen  Beschwerden* 
Beide  Dinge  ßtanden  ohnedies  in  einer  gewissen  synallag- 
matischen Verbindung.  Anders  läfst  sich  das  Versprechen 
des  Herrschers,  künftig  nicht  wieder  Steuern  zu  fordern,  be- 
ledigend nicht  erkiliren*.  Unzweifelhaft  gehören  zu  den 
ecessitates  Regis,  zu  den  propositiones  regiae,  welclie  der 
ungarische  KeiehBtag  nach  dem  D.  A.  25:  1495  und  7:  1715 
ante  orania  oder  prae  ceteris  zu  traktieren  verpflichtet  sein 
soll,  die  Steuerpostulate,  welche  den  rcgelraillsjgen  Teil  der 
"^roporiition  bilden.  Freilich  die  Stände  entscheiden,  soweit  im 
tändcÄtaat  von  solcher  Wirkung  gesprochen  werden  kann,  in 
mafs gebender  Weise  über  die  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfange  das  königliche  oder  landesherrliche  Postulat,  gleich- 
viel, ob  es  zulänglich  begründet  ißt  oder  nicht, 
erfüllt  werden  solle,  und  dies  ist  der  Kern  des  Bewilligungs- 
rechts, der  sich  aus  den  verwirrenden  Umhüllungen  desselben 
rausschälen  läfst^. 

Auch  aus  anderen  bereits  angei\ihrten  Gründen  kann  die 
Ätändische  Steuerbewilligung  der  modernen  Steuergesetzgebung 
nicht  an  die  Seite  gestellt  werden.  Die  Sonder  Verhandlungen 
mit  einzelnen  Gruppen,  ja  selbst  mit  einzelnen  Gliedern  der 
Landschaft  einerseits,  die  Steuerfreiheiten  derselben  anderer- 
teits  lassen  es  zu  jener  Einheitlichkeit  und  Geschlossen- 
heit des  Aktes  des  Steuerbewilligung,  zu  jener  Uni- 


»  v-  Below   a,  a,  0.   S*  74    erklärt    diesea    Yersprecheii    mit    dem 
»den    Wert,    den    flie    Stand«»    auf  Anerkennung   aet  voUkommenea 
reiheit   ihrer   Bewillignnc  gelegt  hatten.     Alh'in,  wenn  die  Freilieit 


HroC 

^^Bo  verstanden  wurde j  dafs  die  StÄnde  das  SteueqKistuiat  vrdüg  un- 
Hprledigt  lassen  oder  nach  völliger  Willkür  erledigen  durften,  dann 
^■Ttoniite  es  ihnen  gleichgültig  aein^  wann  und  ob  ihnen  ein  neuerliches 
PfMlulat  vorgelegt  werde?  Der  Widerspruch  der  beiden  Erklärnngen 
^in  den  Hteuerreversen ,  dafs  die  Steuer  von  den  St&nden  ans  freiem 
"Tillen  itnbe^chadet  ihrer  Privilegien  gewährt  werde  und  düh  der 
andeeherr  überhaupt  ader  binnen  berttiramter  Frist  mit  neuen  Postulateo 
rieht  hervorkommou  dürfe,  löst  sieh  nur  dann,  wenn  man  die  Freiheit 
Verbot  cinaeitiger  Steueranflage  auffafKt,  andererseits  davon  au«- 
eht,  dafa  von  einer  entgegengesetzten  Bestimmung  de« 
»t«ten  Revers CB  abgesehen,  «Isis  Land  in  die  Prüfung  der 
Postulate  eingeben  rauf».  Vgl.  übrigens  v.  Below  ^»elbst  a.  a.  0*  II 
e»  9.  73  81;  Gierke  a,  a.  O.  I  672.  Vgl  auch  fiaehfahl  a,  a.  0. 
110.  ^^ 

*  über  die  Rechtsgründe  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  84;  RacL^hl  a.  a.  O* 
290;  V.  Below  m  1  S,  71. 
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Versal itÄt  ihrer  Wirkung  nicht  kommen,  welche  dea  moderQ^|^ 
Steuergeaetzen  und  Steuerbewilligungen  eigentümlich  isU  I)i^| 
Landschaft,  sie  sei  Korporation  oder  nicht,  besitzt  nicht  dil^ 
Bewilligungskompetenz  mit  sulcher  Ausschlielslichkeit 
und  Kraft  wie  die  modernen  Parlamente** 

Der   Mangel   der  AusschliefisHchkeit   Äufsert  sich  auch 
der  Richtung,  dafs  der  König  oder  Landesherr  in  den  StÄn^ 
Staat    schon     rechltiche    Ansprüche    auf   Leistungen    der 
herrschten   mitbringt»  welche  demnach   nicht  Gaben,   send 
wahre  Abgaben  sind   und  einer  ständischen  Bewilligung  ai 
unterliegen^.     Man   sollte   nun   erwarten,   dafs   ea    wegen  der 
epochalen  Bedeutung  des  Gegensatzes  zwischen  diesen  alti  " 
Abgaben    und   der   neuen  Beisteuer  für  die  Entstebm 
der    Sülnde Verfassung    irgendwo    und    irgendwann     zu    ein» 
Katalogisierung    der    alten    Abgaben    kommen    müsse,      Di 
Erwartung   wird    aber   durch    die   Geschichte  de»   ständisch' 
Steuerwesens  nicht  befriedigt;  sie  steht  auch  mit  dem  gai 
Geiste   des    Ständestaates,    welcher  jeder  Rech tsklä rang  femi 
lieh  ist^  im  Widerspruch*    Krone  wie  StJinde  ziehen  die  Rech 
Unsicherheit  mit   ihrem    grof^en    Spielraum   für   die    volle 
thätigung  der  jeweiligen  JMaelit  der  Aufstellung  dauernder  n 
fester    Rechtsschranken    vor.      Denn    diese    Rechtsuüsicherh 
ermöglicht  auf  der  einen  Seite  die  Emancipation  von  ständisch 
Bewilligung,    auf   der   andern    die  Einbeziehung  jeglicher 
von  Leistung  an  den  Herrscher  in  die  Bewilligung,    Am  allei 
stärksten  macht  sich  diese  Unsicherheit  auf  dem  Gebiete  jener 
Leistungen  geltend,  welche  vom  steuertechnischen  Standpunkt 
mit   den    modernen    indirekten    Steuern,    zum   Teil    auch  mit 
den  Gebühren  vergleichbar  sind,    und    unter  dem  Namen  voft, 
Zöllen,  Mauthen,  Accise,  Biergeld,  Ungeld   u.  s*  w.    en trieb 


*  Vgl  oben  S,  58  A.  2;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeseh.  S.  221, ! 
:!K)1;  Yho^zil  II  S.  1(50;  D.  A.  8:  174h  5  §  1  1792  no  onus  public 
fundo  quoqiio  modo  inbat*rcat ;  v.  Bclow  f  8.  H9,  42  f.  U  S.  7,  56»  HI  1 
S.  i:},  Ku  22,  III  2  S.  10,  12,  200;  ßachfahl  a.  tu  O.  S.  309  f.;  Kriif 
a.  a.  0.  S.  61  A.  10  im  Ofgen^atz  zu  S.  H5f. 

^  Viroäzil   II   S.   18U:   A.  l.    S.  209  A.  h,    8.  212ff.;   Elvert.  Im 
esterr.  Finanz^'^schiaite    S.    V.i2;    v.  Below   I  S.  25,  m,  63   11   J%  58ff^ 
TII  1  S.  1.  5;  Kaizt,   Fhianzgeschiclite  I.  T.  aus  dem  Höhmischeo  fil 
i***tzt  von  Körner  S.  Iii9.     Dies*'!!  alten  Abgaben,  welche  zur  Zeit  • 
Üherpanp^es    der  niitteliilterlicben   Gemein  webten  von  der  Natural-  zt 
GeblwirtBchaft  (Kriej*  a,  a.  O.  S.  12  A.  14j  8cbon  besteh*:?n,  und  weltb 
als  Steuern  älterer  Ordnunj^  den  neuen  Steuern  des  Standeötaate*  odf 
den    atftüdisclien    Steuern    entj^egenzustellen  sind,    hat  die   Geschichti 
farscbunpT     iiocli     niebt     die    genügende    Aufmerksamkeit    zngewen  _ 
Von  dem  hier  berührten  Gegensatz  geht  P.  18  des  scbleBiscben  l^mlc^ 
privileg><  des  Kfinigs  Wladi:=ilaw  aus;  Kriea  a.  a.  O.  S.  lO'^.  ^ 

'*  Dan   sebleaipcbe  LandeBprivileg  a.  a,  O,  bestimmt  die  alten  AW^ 
gaben    nicht  naber  ah   durch  den  Satz:    aufsgezogeu  von  deueo«   daf^^ 
wieder   sie   sieb    billieb    recbtshalben    nicht  tu  setjien  hfttten.*     VgL 
hierzu  auch  v.  Below,  Territorium  S,  242,  255, 
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werden.      So    entscheiden    auch   hier   nicht    abstrakte    Rechts- 
normen, sondern  ilachtverhiiltnisse  *. 

Die  historische  Bedeutung  des  SteuerbewilHgtiogsrechts 
äufsert  sich  einmal  darin,  dafs  mittels  desselben  die  Stände 
ihren  Eiofluf*  auf  die  Erledigung  aller  Angelegenheiten  er- 
strecken, wekbe  sie  interessieren^,  dann  aber  darin,  dafs  die 
Art  seiner  Ausübung  durch  die  Stilnde  die  Entwicklung  eines 
abstrakt  geregelten  Steuerrechts  und  einer  geordneten  Steuer- 
Verwaltung  im  ganzen  Umfange  der  Ausübung  bis  zur  Ver* 
niehtUDg  des  BewilUgungB rechts,  also  bis  zur  Epoche 
I     des  Absotutiiämus  aufhält ^ 

'  War   nun    die   ständische   Steuer    keine    Steuer,    der    Be- 

willigungsakt   weder    nach   der   Art   seiner    Entstehung,    noch 
yiach  seiner  Wirkung  ein  Steuergesetz  im  modernen  Sinn,   so 
PfeTbcheintes  anachronistisch^  von  einem  Öteuergesetzgebungs- 
rec  h  t  der  Stände  zu  spreclien  *,  Nicht  minder  schief  ist  es  aber, 
selbst   vom   Standpunkte    iler   den   Ständestaat  beherrschenden 
Vorstellungen,  vom  Zeitpunkte  der   Beseitigung  der  Selbstver- 
sammlung der  Stände,  das  VerbfÜinfs  so  zu  konstruieren,  als  ob 
die  Stände  eine  Steuergesetzgebung  allein  und  ohne  jegliche  Teil- 
nahme des  Königs  oder  L?mdesherrn  geübt  hätten  ^  Denn  es  be* 
darf  vor  allem  für  die  Wirksamkeit  einer  Steueraufbige  der  Pro- 
I    p  o  s  i  t  i  0  ti ,  der  Initiative,  d  e  s  P  o  s  t  u  l  a  t  e  s  d  e  r  K  r  o  n  e. 
Von    sich    aus   dürfen    im    .ständisch-monarchischeu    Staate   die 
Stände  dem  Lande   keine  Steuern   auflegen®.    Die  Steuer  ist 

V        >  Kiiofl  &.  a.  O.  S.  73 ff.;  Raehfahl  a.  a.  0.  S,  278, 
r  «  Vpl  z.  B.  Kries  a.  a.  0.  S.  M  A.  'S. 

!  *  Die  hier  wiederholt  an^cfülirteTi  ThirstelluTigen  van  Kriest,  Elvert, 

Baclifahl  bieten  ein  anschauliches  Bild  der  auf  diesf*m  Gebiete 
I  herr.'^chenden  heillosen  und  Jainmerrollen  Zut»täniie.  In  den  habg- 
btirgi-^chen  Ländern  wahren  ^le  bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderte, 
Whs  Kachfiihl  a.  a.  0.  S.  291  f.  fiir  die  Z*?it  bi-«  zum  ;lOjähriyjen  Kriege 
anfulirt,  dnin  Suhjekt,  Objekt  der  Steuer  *  Mehungsformen  und  oio 
Bons^tige  VerwaHiuig  des  Sleiierweseu!*  immer  nur  von  Fall  zu  Fall 
I  durch  Landtag^j^ehlufs  be?^tiinint  wird,  gilt  hier  hh  zur  Vernichtung  des 
Bemlligungsrechtö  überhaupt.  Vgl.  7..B,  Riefj^ers  Materialien  zur  Statistik 
von  Itöhmeii,  10,  ti.  IL  Heft  iMiszelleui  mit  den  dort  aogefiihrtcn  Land- 
tag^seblüsseii ,  wek'he  iin«  zeigen,  dafs  die  Reverse  und  die  Steuer- 
be^rilli^iiffen  naeh  dein  irtO jährigen  Kriege  in  der  alten  Form  fortdauern; 
ferner  Elvert.  Itl,  Bd.  der  Sclirifteu  der  mähriÄch-sehleß.  Ge!*elLsehaft 
S  H21I  r  Noeii  165y  «nlleii  die  k^\.  Konimiswire  auf  dem  mährischen 
K  •"'•''  den  When  J^täiiden  ^be  weg  lieh  f%t**  vortracen,  dafs  ohne 
s  uuifj;    derseibcTi    die  annen   tin vermutenden  Uuterthatien  die 

f  frihution   nieht    zu    ächaffrjii    vennr>gen;    Klvert ,    Zur    österr. 

lindite     S,  HVX    Die  Hervorhebung  der  nachteiligen  Wirlcung 
t.'hen    Steuerhewilli^ungsrechts    auf  die    Entwicklung    oitiet 
dirbH fielt  steuerreelit«  vermisse  ieh  bei  v,  Below. 
•  Haehfahl  R.  a.  i),  S.  291. 
A.  H.  *),  S.  151.  292. 
r>anim    rügt  Ferdinand  L    die    lu    seiner  Abwenenbcit    von    den 

iWheii  StÄntfen   erfolgte  8teüerÄUPf*cbreibung  als   einen   rbergriff; 

Ei4'bholt2,  ftewhichte  Ferdinand  1.   Bd.  6  S  :i94,  und  schon  im  14.  Jahr- 
-  Teiiier  & 
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ja  eine  Beisteuer,  welche  dem  Könige,  nicht  aber  den 
Ständen  gereicht  wird.  Hätten  doch  die  Stände  mittels  einer 
einseitigen,  selbständigen  Auflagebefugnis  dazu  gelangen 
können,  Leistungen  als  Steuern  fUr  ihre  Zwecke  auszu- 
schreiben, welche  dem  König  oder  Landesherm  kraft  seiner 
Regalien  gebühren  *,  und  konnten  doch  durch  ein  solches  ver- 
fassungsrechtlich jeder  Kontrolle  entzogenes  einseitiges  Anf- 
lagerecht  der  Stände  alle  Steuercmellen  fiir  ständische  Zwecke 
erschöpft  und  der  König  oder  Landesherr  sowohl  finanziell 
als  auch  politisch  in  die  gröfste  Gefahr  gebracht  werden! 
Dem  war  nun  nicht  so.  Vielmehr  wirkte  der  König  oder 
Landesherr  sowohl  durch  die  Proposition  als  auch  durch  den 
zur  Wahrung  seiner  Rechte  berufenen  Vorsitzenden  der  Land- 
schaft ^,  endlich  aber  durch  seine  Befugnis  zur  Ablehnung  des 
Landtagsschlusses  in  bestimmender  Weise  auf  den  Inhalt  des 
Steuerauflageaktes.  Die  monarchischen  Akte  der 
Initiative,  wie  der  Annahme^  des  ständischen 
Auflagebeschlusses  sind  unerläfsliche  staats- 
rechtliche also  konstitutive  Voraussetzungen  seiner 
Wirksamkeit.  Die  Annahme  des  Beschlusses  der  Stände 
durch  den  Monarchen  erhält  ihren  formellen  Ausdruck  baM 
durch    den    üblichen    Steuerrevers*,    bald    auch    in    der  filr 


hundert  bildet  in  Tirol  eine  solche  einseitige  AuBschreibmig'  eine 
Anomalie;  Jäger  II  1  S.  23  f.  V^l.  hierzu  auch  ünger  a.  a.  OTS.  4W: 
Kries  a.  a.  O.  S.  48  A.  10,  S.  54  A.  6,  S.  57  A.  zum  Schlafe,  70  AU.  2: 
Rachfahl  S.  115,  A.  5  der  S.  114. 

^  Mit  der  Rücksicht  auf  diese  Regalien  erkl&rt  sich  die  Besemt- 
Sanktion  des  D.A.  1:  1802,  worin  die  von  den  St&nden  dargebotene 
Rekrutenbewilligung  mit  dem  Vorbehalt  angenommen  wird,  ne  p« 
hanc  acceptatiouem  praehabitis  Regiis  in  ratione  defensionis  Jnriba» 
quidpiam  derofretur. 

2  Kries  a.  a.  0.  S.  1,  27  A.  2;  Rachfahl  S.  156  ff.,  159  ff. 

*  Über  diese  Annahme  vgl.  Kries  a.  a.  0.  S.  28  Abs.  2.  In  einer 
Erklärung  des  Herzogs  von  Jülich-Berg  an  den  Landtag  von  1539  wird 
anknüpfend  an  eine  erfolgte  Ungeldbewi  lligung  als  ein  allgemeiner 
Rechtsgrundsatz  behauptet:  „Nun  solt  es  billich  also  sein,  wieesdnrcb 
die  ganze  Christenheit...  gehalten  wirt,  was  der  her  schlenit 
mit  der  ritterschaft  und  steden,  das  das  gehalden  werde."  v.  Below  11 
S.  73  A.  278.  Dadurch,  dafs  Rachfahl  a.  a,  0.  S.  151  den  staatsrechf- 
liehen  Akt  des  Postulates  ^anz  übersieht  und  die  Annahme  der 
ständischen  Bewilligung  als  einen  staatsrechtlich  indifferenten  Akt  er- 
klärt, ist  er  zu  einer  juristisch  vollkommen  verfehlten  Charakteiictik 
der  Bewilligung  gelangt.  Und  doch  besteht  das  von  ihm  8.  158,  273 
konstatierte  Bedürfnis  nach  königlicher  Genehmigung  st&ndischer  Be- 
schlüsse vom  Standpunkte  ihrer  Vereinbarkeit  mit  den  Regalien,  «oeh 
für  jene  über  neue  Steuern,  wegen  der  im  Texte  hervoTsehobeneD 
Möglichkeit  der  Erstreckung  der  Bewilligung  auf  Eännanmen  de* 
Königs  ex  jure  regio. 

*  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte  8.  156,  158  f.,  165;  v.  Below 
III  1  S.  73  f.;  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  290. 
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somtige  Landtagssuhiüsse   üblichen  Form  der  Verabschiedung 

des  Bewilligungssthlusscs*. 

In  der  Annahme  des  BewiUigungssehlussea  liegt  auch 
lie  Genehmigung  der  mit  demselben  verknüpften,  von  Fall 
KU  Fall  wechselnden  Vorschriften  über  die  Modali Ülten  der 
Steuer  selbst,  über  die  Formen  ihrer  Bemessung ^  Hebung, 
twangä  weisen  Einhebung  und  Abfuhr^.  Eine  solche  Ge- 
nehmigung erseheint  von  dem  Zeitpunkte  der  staatsrechtlichen 
Zentralisierung  der  Exekutionßgewalt  und  der  Kontrolle  über 
lie   feudalen  Obrigkeiten    in    der    Hand   des  Königs    oder  des 

Landesherrn    durch   diese   allein    rechtlich  geboten.     Gilt  doch 

vom   15.  Jahrhundert   ab  der    König  wie   der    Landesfliret   als 


I 

ib 
tti 
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*  Ei«  Üejspid  hm  \\  He  low  III  2  S.  285:  ^Zu  iirkimt  »eint  die»es 
abBchcids  drei  gleiches  inhaltz  iinder  irer  füri*tliclien  Gnaden  seeret- 
Siegel  iifgoricht  und  verf<?rtißf.**  Quam  Statuum  et  Ordinum  huraillimam 
oblationem  Retfia  Maj^^stÄ*  clemeutpr  aeceptare  di^^nabatiir,  helfet  es 
i  D,  A.  1:  1802  mit  Beziehung  auf  die  mit  der  Steuerbewillif;ung  zu 
rgleichende  Kekruteubewillif^uiip;.  Ebenso  ßchliefst  der  achlesische 
ürdterita^iiabBc-hied  von  1527  mit  den  Worten:  „wie  denn  daaselbige 
n  K,  Mjt.  darauf  verblieben  und  zugesaj|;t  ist";  Kries  a,  a,  O. 
92  f.     Vcl  Raehf.ihl  selbst  S.  175  A.  1. 

^  RaeTifalil  läfst  infolge  der  Verkemmng  des  Wesens  der  Annabme 

b<.*r  alle  die»«*  Punkte  die  StÄnde  allein  entselieiik^n^  a,  a.  (K  S.  291  f. 

Dem   widerspriclit  der  pmze  Gan^  der  Steuerverbandliingen,    wiihrend 

welcher  der  H<'rrsclier  bfrttimmend  nai^b  allen  angegeben i*n  Hiebtungen 

grirkt  (lÜM^bfahl  S.  115,  2%  f ,  301  A.  !,  S.  äU5C;  Elvert  n.  a.  0  S.  US}, 

smer  die  Thatsacbe,  daf»  ohne  Einigung  zwisclien  ihm  und  den  StÄnden 

jren  Be^cblüsse  jeglicher  Kraft  entbehrten,     Vgl,  Rrie^  a.  a.  0.  S.  34 

.  3,  S.  66  A*  8.     Die   von  Leopold  L  genehmigte  niederösterreiebiscbe 

tekution^^ordnung  für  Laadesuntagen    teilt    im  Eingang   mit,   dafä   die 

ihr    vorangegangene    vom  Jahre   1599^    durch  Rudolf  IL    ratifiziert 

und    publiziert    worden    »ei:    Codex    Austriaeus   l    S*   H09.     Tjandet*- 

anlagen   bedeutet  hier  stÄndiBcb  bewilligte  Steuern,    nieht  Steuern  ffir 

e  Landschaft  wie  bei  Rachfahl  a.  a.  O*  S.  X  n.  2t>4.    Vgb  auch  Hofdekret 

*  19.  Januar  17H4  Justizgesetzsainmlung  Nr.  22H.   Der  Fürst entagsschluf* 

^on  1571Mlvries  a.  a.  O.  S.  97(  bildet  keinerbn  Beweis  für  ein  den  Ständen 

11 Q  a  b  b  ü  n  g  i  g  von  dem   Will  e  n  des   Königs  gebührendes  JS  teu er- 

exekiitionitreeiit.    Der  Fürstentag  bezeicbnet  es  nur  alt*  Herkommen,  dafs 

Steuerexekution    von   den    l!itanden    vollzogen    wenb^    und    lehnt 

e  Verantwortung  für  die  rechtzeitige  Ablieferung  der  Hilfe  ab,  wenn 

oflc  Exekution  durch  königliche  Akte   siatiert  werde.     Daraufliin   er- 

die   autoritative    Erklär  n  n  g  de.^  Königs »   dafd  ea  «o  bleiben 

wie  bisher.     Erwägt  mau,  dafn  ^egen  die  »Sämigen  Stande  f^elbst 

im   Falle   der   Unzuliuiglirhkeit  ihrer  Autoritilt    gegen    die  Unter- 

derselben    der    Obcrhauptmann    die    Exekution    zu    üben    hat 

abl  a,  a.  O.   S.  17K,  385  A.  3»  403),    daf^   dieser  nicht   nur  Land- 

__[>rgaii,  sondern  auch  Vertreter  des  Königs  iat,   dafa  es  im  Jahre 

zur  Übertragung  der  Steucrexekutiou    an  daa  ständiache  Geoeral- 

euerarat    königlicher    Mitwirkung    bedarf  (Krie«   a.  a.  0.  S.  66   A.  3^ 

ifö  endlich  im  16.  Jahrhundert  iuncrlialb  der  liabsburgischen  Monarchie 

^  Eiekutionsgewalt  in  den  Hän<icn  des  Monarchen  ecntralir^iert  war,  so 

cheint  e^  nicht  zulässig,  für  jene  Zeit  da,'*  Exekutmn^rccht  der  Stände 

ein  auf  aich  .^elb^t  ruhendem,   von   der  königlichen  Autorität   ganx 

bgel5ftte?i,   ihr    unkontrollierbar  gegenüberstehendem,  souveräDe'ä  Recht 

erklären. 


Dife, 
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Urquell  aller  Gewalt  ^  Um  so  mehr  bedarf  es  der  Genehmi- 
gung des  Landtagssehlusses  durch  den  Herrscher,  wenn,  wie 
dies  zuweilen  und  frühzeitig  geschieht,  Steuenrerwaltungs-  und 
Exekutionsakte  Behörden  überwiesen  werden,  die  zu  seiner 
ausschliefslichen  Verfügung  stehen,  oder  wenn  die  ExekutioD 
sich  in  Formen  vollziehen  soll,  welche  dem  Rechtswege  ange- 
hören, deren  Eontrolle  deshalb  dem  Herrscher  als  höchstem 
Richter  zukommt^.  Wie  endlich  die  Stände  selbst  die  könig- 
liche oder  landesherrliche  Autorität,  unter  welcher  ihre  Steuer 
rechtlichen  Beschlüsse  gefafst  werden,  als  Wurzel  ihrer  Kraft 
betrachten,  und  wie  sie  die  Intervention  der  Krone  anrufen, 
um  diese  Kraft  zu  bewähren,  ist  bereits  gezeigt  worden*. 

Aus  all  den  angeführten  Gründen  kann  deshalb  ein  Land- 
tagsschlufs,  welcher  einen  Teil  der  dem  Lande  aufzuerl^eoden 
Steuern  für  ständische  Zwecke  reserviert,  seine  rechtliche  Knft 
nur  daraus  ziehen,  dafs  er  von  einem  Landtage  ausgeht,  welcher 
mit  königlicher  oder  landesherrlicher  Genehmigung  durch  du 
den  König  oder  Landesherrn  repräsentierende  Organ  der  Land- 
schaft eröffnet,  geleitet  und  geschlossen  worden  ist,  daCs  er 
also  unter  Autorität  der  Krone  gefafst  wurde*. 


»  Rachfahl  a.  a.  0.  S   403,  76  f.,  163,  165,  171,  351. 

2  A.  a.  0.  S.  165,  175;  Elvert,  Zur  österr.  Finanzgeacbichte 
S.  77,  79  f. 

«  Vgl.  oben  S.  60  A.  1  und  Kries  a.  a.  0.  S  41.  Hierzu  bemerkt 
Rachfahl  a.  a.  0.  S  292,  dafs  aus  solcher  Anrufung  der  königlicbn 
Autorität  nicht  auf  eiium  Anteil  des  Köni^  an  Steuer-GeRctzgebnne. 
-Verwaltung  und  - Kechtsprcchun^  geschlossen  werden  dürfe,  diß 
vielmehr  die  Krone  nur  deshall)  angerufen  wurde,  weil  sie  als  die 
höchste  Quelle  alles  Rechts  schlechtuin  jenseits  der  Verfassung  calt 
Das  ist  ein  juristischer  Widerspruch.  War  der  König  Urquell  allf* 
Rechts,  so  Hofs  auch  das  Ständerecht  aus  demselben.  Dann  kann  das- 
selbe ohne  (l(»n  König  nicht  gedacht  werden,  und  es  cnt.^pricht  seiner 
Entstehungsart  und  seinem  r«?chtlichen  Wesen,  dafs  es  der  König  «um 
Fliefsen  bringt,  w(*nn  sein  Lauf  irgendwo  stockt  Der  König  steht 
aufserhalb  der  ständischt^n  Verfassung,  wenn  man  dieselbe  mit  den 
Rechten  der  Stande  identifiziert.  Allein,  sobald  diese  Rechte  bcixtritten 
oder  verletzt  werden,  gelten  sie  nicht  als  durch  Autogenesis  entstanden, 
sondern  als  Rechtsschöpfinigen  des  Königs,  der  sie,  als  ihr  Urheber, 
tregiMi  jeden  Angriff  zu  schützen  hat.  Die  Rcchtsschutzpflicht  des  Königs 
bildet  also  eine  PcTtinenz  auch  des  Ständerechts,  gehört  zu  ihm,  und 
auch  insofern  scheint  es  geboten,  die  übliche  Charakteristik  der  Ständo- 
verfjissung  als  ein<»r  dualistischen  einzuschränken.  Vgl.  Rachfahl  selbst 
a.  a.  O.  S.  403. 

*  Zuweilen  ist  es  der  Landesfürst  selbst,  der  die  Stände  für  eine 
Steu'T  durch  die  Aussiclit  zu  gewinium  sucht,  dafs  sie  eine  üln^r  dw 
Postulat  hinausgeht'ude  Summe  beschliefsen  und  den  Überschufs  ßr 
ihn«  Zwecke  verwenden  könnten:  Kries  a.a.O.  S.  68  A.  f ,  S.  70  Abs.  2: 
Unger  S.  402.  Das  Laiulesvermrigen  bildet  sich  indes  nicht  aus  dieses 
reservierten  Beträgen,  sondern  üus  den  Unterschleifon  und  Erpressungen 
der  Landscliaft;  Kries  a.  a.  0.  S.  46  A.  9,  S.  56,  58,  68;  Elvert  a.a.O. 
S.  isl.  Aber  Vorbehalte  wie  Unterschlagungen  sind  Accessorien  der 
H«'willigungen  zu  Gunsten  de^;  Kr»nigs,  nicht  aber  Akte,  die  von  jedem 
Zusammenhang    mit    denselben   gelöst  sind.      Rach&hl  a.  a.  O.   S.  151 


XIX  3. 


69 


VIII. 


i 

^H  Historiker  wie  RechtsIiTstoriker  sind  ^anelgt,  m  der  Land- 
P^chaft  eine  Form  der  Volksvertretung  zu  erblicken  ^  Diese 
Charakteristik  ist  aber  geeignet,  die  gröfi:>ten  Verwirrungen  zu 
stiften,  wenn  sie  nicht  auf  this  richtige  Mafs  zuriickgeführt 
wird.  Sieher  ist  der  Landesherr  als  llerr  beschränkt  durch 
die  Mitwirkung  derStfinde^^  wie  der  konstitutionelle  Monarrh 
durch  jene  der  Volksvertretung.  Ka  ist  aber  gezeigt  worden, 
in  welch  technisch  roher  Form  sich  die  ständische  Mit- 
wirkung äufscrte,  wie  unlieber  sie  nach  ihrem  Umfange 
und  in  ihrem  Besumde  war,  uud  wie  wenig  sie  nach  beiden 
Richtungen  mit  der  Mitwirkung  einer  modernen  Volksvertretung 
asur  Erledigung  staatlicher  Angelegenheiten  vergHchen  wejxlen 
darf.  Auch  ist  es  richtig»  dafs  die  Stände  wiederhoh  in  ihren 
Petitionen  auf  den  gemeinen  Nutzen  des  Landes  ver weissen  ^ 
der  die  Erfüllung  desselben  beiscbe,  somit  wenigstens  formell 
für  Oemeininteressen  eintreten  wie  die  modernen  Parlamente, 
;  Allein  das  blofse  Eintreten  für  Ginneininteressen  ist  eben- 

L  »awenig  geeignet,  uns  das  Wesert  der  Vol  ks  Vertretung  zu 
pSterscbliefsen  als  die  Einreihung  der  Landschaft  unter  die  Formen 
'  der  Volksvertretung  zu  rechtf<^rttgen.  Denn  auch  der  ständische 
i|  Monarch  tritt  für  den  gemeinen  Nutzen  des  Landes  ein,  ganz 
wie  der  konstitutionelle  Monarch  die  Interessen  des  Staates 
I    durch  seine  Regierung  zu  wahren  hat  und  wahrt*. 

Ihrer   rechtlichen    Struktur   nach    ist   die  Volksvertretung 

'     eine  Vertretung  des  Volkes    in   der  Ausübung   seines    An* 

teils   an    der   staatHchen    Herrschaft.      Daraus    folgt,    wenn 

j     man  «ich  zur  Bezeichnung  dieses  Anteil»,  der  unter  Umständen 


t€Üt  mit,  data  die  von  d^n  i^chlesiaclieii  Ständen  aoläfslich  einer  St<'iier- 
bewilligung   für  sich   vorbebiiltenen  Heträgo   dem  König  f^ar  nicht  mit- 

feteilt  wurden.  Belp|xe  für  diese  Behauntuni:^  werden  nicht  geboten. 
st  sie  aber  richtig,  dann  haben  wir  e*t  mit  einer  Pflkhtverlptzun^  des 
zur  Wahrung  der  kgL  (nteressen  verpflichteten  OberhaiiptTnanns  zu 
thun  (RachfaEl  8.  156|  159)  niiht  aber  mit  einer  zu  Recht  beBtehemien 
Einneb  tuDg, 

»  Unger  ü.  a.  O.  8,  429:  v.  Below  II  S.  13  f.  Territorium  S.  24:^  ff. 
»Da»    allein    genügt    für    Balogh    a.    a.    0>    Nr.   242:    1899,     die 
angiirisclie  .Ständeverfassung  für  eine  konstitutionelle  zu  erklären 

"  KrieB   a.   a.   U.    S.  25  A.    U,   8.  30  f;    Unger  a,  a.  O.    S.  4^37  f.. 
T.  Below  II  R.  12  f.,  :33f     Ungenau  Jellinek  a.  a,  0    S.  636. 

*  VgL    unten  8.  72  f.,    dann   die  von   Below  II   8.  M    A.  126    ao- 

jhrten,    m.  E.    von    ihm    nicht    richtig   gewürdigten    Quell cnstellen* 

die  Stände  nicht   selten  die  für  sich   in   Anspruch  genommenen 

chte  dem  IjandeHfiiir!*ten   als  Rechte   de»  Landes  entgegenstellen ,    so 

Eiinl  der  Landenfünnt  die  Revi&ion  dteuaer  Ansprüche  als  Land  es  fürst 

^  ftr»    der    berufen   sei^    Recht   und  ßitligkeit   aem  ganzen  Lande,    also 

ll  1  c  n  »einen  Unterthanen,  o  li  n  e  U  n  t  e  r  s  c  b  i  e  d  des  8 1  a n  d  e a  zu  ge- 

ihreti;  Tezner,  Landesfurritliche  VerwaUungsrechtspflege  S.  14,  Öl^  B^. 

^fpmer  beruft  sich  auch   der  Landesfürat   he»  Steuerpostulaten   auf   die 

Tnteraaueii  dea  Lande?,  welche  die  Bewilligung  rechtfertigen. 
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Die  repräsentative  Staataidee  beruht  auf  der  Vorstellong 
der  Stellvertretung  einer  mehr  oder  minder  umfaasendeii,  immer 
aber  über  den  Kreis  der  Repräsentanten  hinaus- 
gehenden Gesamtheit  von  Staatsangehörigen,  denen  die 
rechtliche  Fähigkeit  und  das  Recht  zur  Mitwirkung  an  der 
staatlichen  Thätigkeit  zukommt,  durch  einzelne  aus  ihrer 
Mitte  in  der  Ausübung  eben  dieses  Rechtes,  wie  denn 
juristisch  jede  Stellvertretung  die  Fähigkeit  des  zu  Vertretenden 
für  jenes  Recht  und  den  Besitz  des  zu  Vertretenden  hinsicht- 
lich desjenigen  Rechtes  voraussetzt,  in  dessen  Ausübung 
er  durch  einen  andern  vertreten  werden  soll  ^.  Im  ständischen 
Staate  kommt  aber  die  Landtagsfkhigkeit,  also  das  Recht  zur 
Mitwirkung  am  Staate  nur  den  Ständen  zu,  sodafs  aus  diesem 
Grunde  von  einer  Vertretung  eines  über  die  Stftnde  hinaus- 
reichenden Kreises  der  zu  aktiver  politischer  Thätigkeit  Be- 
rufenen und  rechtlich  Fähigen  in  der  Ausübung  des  Rechts 
zur  politischen  Thätigkeit  durch  einen  aus  ihrer  Mitte  hervor- 
gehenden Bruchteil  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Das  landesfürstliche  Gelöbnis,  jedermanns  Recht  bu  wahrea 
enthält  aber  keinesfalls  die  Anerkennung  einer  allgemeinen 
primären  Berechtigung  der  Landesinwohner  zur  Mitbestinunong 
der  Landesangelegenheiten,  sondern  nicht  mehr  als  die  An- 
erkennung der  allgemeinen  Rechtsschutz-  und  RechtsbewahruDgii- 
pflicht  des  Fürsten. 

Sowie  nun  diese  Pflicht  schlechthin  aus  dem  tragenden 
Amte  des  Landesfürsten  hervorgeht  *,  sowie  femer  der  Lande*- 
fürst,  wenn  er  tiir  die  Interessen  des  Landes,  für  das  Aut- 
nehmen von  Land  und  Leuten^,  für  den  armen  Unterthao 
den  Ständen  entgegentritt,  keinesfalls  den  Unterthan  in  der 
Ausübung  seines  Rechtes  auf  Bestimmung  und  Wahrung  seiner 
Interessen  repräsentiert,  sondern  kraft  amtlicher,  selbständiger. 
von  jedem  Stellvertretungsverhältnis  abgelöster  Befugnis 
handelt,  so  nehmen  auch  die  Stände,  wenn  sie  sich  des  Unte^ 
thans  gegenüber  den  Ausschreitungen  des  LandesfUrsten  an- 
nehmen, eine  vertassungsmäfsige  selbständige,  unmittelbare 
Befugnis    in    Ansspruch,    und    sind    weit    davon    entfernt,  ab 


'  Wonn  V.  Below,  Territorium  S.  246,  der  Defiiiition  Robert 
V.  Mohls  foljrend,  die  .Stände  als  KepräsentatioD  erkUrt,  weil,  im  Wege 
der  Landesversammlungen,  der  einem  Teile  oder  der  Gesamtheit 
df'Y  Unterthanen  zustehend»»  Einflufa  auf  Staatsgeschäfte  durch  eine 
kleinere  Zahl  aus  der  Mitte  der  Beteiligten  und  in  ihrem  Ntmen 
ver|)fiiclit(?nd  für  sie  besorgt  wurde,  so  übersieht  er,  dafs  im  Stinöe- 
Staate  das  Rerht,  die  Staatsangelegenheiten  zu  bestimmen,  keinen 
anderen  Volksteil  als  den  Standen  zuRam,  dafs  also  der  Kreis  der  mit 
solchem  verfassungsrechtlichen  Einflufs  Ausgestatteten  über  die  Sftnde 
nicht  hinausging. 

2  Tezner,  Landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  S.  5,  12,  A.  17h, 
S.  14,  XI,  .<>. 

»  A.  a.  0.  S.  174  A.  21. 
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Subjekt  dieser  Befugnis  jemanden  anderen  anzuerkennen, 
ufser  sich  selbst  und  sich  selbst  nur  als  Vertreter  in  der 
Ausübung  von  Befuj^issen  Dritter  zu  betrachten. 

Kurz,  Landest urst  und  Stände  konkurrieren  in  der  selb- 
ständigen ßeatimmung  der  Land  es  Interessen  nicht  kraft  einea 
Repräaentations Verhältnisses  im  Sitine  der  modernen  Repräsen- 
tativ idee,  sondern  kraft  eines  Überordnungsverhältnisses 
gregenüber  dem  landtagsunfähigen  Teil  des  Volkes.  Wenn  man 
von  Repräsentation  im  Geiste  des  ständisch -monarchisehen 
Staatsrechts  sprechen  will,  so  kann  man  Fürst  und  Stände  in 
keinem  andern  Sinn  als  Repräsentanten  des  Landes  erklären, 
als  in  welchem  von  der  absolutistischen  Staatslehre  der 
absolute  Monarch  als  Repräsentant  von  Staat  und  Volk  be- 
zeichnet wurde. 

Weil  nun  der  des  Status  entbehrende  Teil  des  Volks  von 
jedem  Ilerrschaftsreehte  ausgeschlossen  ist,  deshalb  ruht  auch 
das  Recht  der  Landstände  auf  keinem  Übertragungsakt  des 
Volks  und  ist  von  demselben  nicht  abgeleitet  ^ 

Diese  Konstruktion  des  Verhältnisses  der  Landschaft  zum 
olk^  entspricht  auch  voUstiindig  ihrer  Entstehungsgeschichte. 
Politisch  betrachtet,  sind  unter  günstigen  Umstilnden  die  Land- 
etände  alleinige  Konstituenten  ihrer  Rechte,  Manche  derselben, 
wie  z,  B,  die  feudalen»  bringen  sie  aus  der  vorständisclien 
Epoche  in  die  ständische  mit®.  Rechtlich  kann  als  Konstituent 
der  ständischen  Rechte  neben  den  Ständen  nur  der  König, 
der  Landesherr  betrachtet  werden,  der  mittels  Privilegs  bald 
«tändisehe  Rechte  neu  schafft,  bald  von  dem  römischen  Reiche 
abgeleitete  oder  originär  entstandene  anerkennt\ 


'  Ich  vermag  denn  in  der  That  in  der  frnltifllichpn  wie  bedai^htie^ea 

DarBtellung    v,  Belows    nirgend    i^itien    Anlialtspunkt    fiir   dessen    Be- 

txÄuptmig  a.  a.  O  II  S,  VS  A.  51  zu  finden,  daf«  di*^  Stände?  von  Jüiith* 

Ii(»T^    ihre  Rechte  vom  Lande  empfanden  liätteD,     Selbst  wenn  man 

mit  V.  Below  annimmt,  die  Stände  liätton  nicht  blofse  I  nt pressen  des 

Landes     vertreten,    eondem     neien    Vertreter    des    Landes    aU    eines 

politischen,    sie  umfassenden  tiemeinweaens,  als  eines  RechtsBubjektes 

in   der   Aur^ubmig    eines  originären,    dem  Lande  primär  zukommenden 

^^StÄÄtliehen  Reeht.^  gewesen,  ho  folgt  darans  noch  nichts  für  die  Ableitung 

^ft^eser   V(*rtretuiig    von    einem    Willeusakt    des    Landefl.     Der  deutRcbe 

^^BerhabCi  der  aprnatische  Kegent  vertritt  das  Mündet,  den  regiennif?»- 

^^fi^lkhigen    Monaretien    in    der  AuHÜbnng    seines   Rechts    kraft    eigenen 

^^HiibteR  und  nicht  kraft  eines  Obertnigungsnkt«  den  Vertretenen*    Vgl, 

^^ttttnmehr  aneh  v.  Below  selbst.  Territorium  und  Stadt  S.  247, 

«  V.  Below,  Territorium  S.  244,  346. 

"  Die    mittelalterliche  Fendalisiening   der   stÄatHchen    Funktionen 
erhilt  sich   bis  zum  Auf*gang  der  absoliitistiflcht'n  Epoche,  freilich  mit 
|d«r  wichtigen  Einschränkung,  dafs  das  patrlm^mial-feudale  Amt  sich  in 
Ijc  Obrigkeit  unterster  Instanz  verwandelt  hat, 

*  ifnger  a.  a    0.  S.  107  A,  2  S.  240;   v.  ßelow,  Territorinm  H.  11. 

ofi'm   die  Stände   einen  Recht«^nind  für  die  Entstehung  ihrer  Rechte 

ier   eine  rechtÜehe  Bekräftigung  derselben  vorzubringen  peniUigt  sind» 

|tto  verweisen  aie  auf  Akte  des  Herrschers^  an  welcne  »le  Anlehnung 

i.cbeu,   nicht   auf  Akte   der   Untertbauen,  Rachfahl  a*  &,  0,   ^.  4fiS, 
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Aus   der   politischen    Rechtlosigkeit^    aus    der    Land 
iifitlihigkeit  der  grofseo  von  der  Standschaft  ausgeacbloseeiii 
Masse  des  Volks    und   aus    der  politischen  Alleinberechtigung 
der  Stände   folgt   dann  von  selbst,    dafs  die  Landjichatt  kei 
Vertretung    einer   über  sie  hinansreichenden    Gesamtheit 
I  and  tags  fähigen  Aktivburgern  bildctt  sondern  diese  Gesami 
selbst   ist.     Der   ständiscTie   Monarch    ist  nicht   etwa  wie 
konstitutionelle    Monarch     beschränkt    durch    eine    mittelbare 
Demokratie^  sondern  durch  eine  unmittelbare  Oligarchie '. 

Zusammenfassend  läfst  sich  sagen:  Landstand  sein,  hetiat 
ein  eigenes,  und  jedenfalls  nicht  vom  Lande  abgeleitetet 
Recht  haben  zur  Slitherrschaft  über  das  Land  oder  über 
Landesinsassen  ^.  Im  Landtiigsschlufs  verfügt  der  Landstai 
einmal  über  sich  und  die  8einen,  legem  dicit  rei  suae,  auf^^i 
dem  aber  auch  über  alle,  die  des  Status  entbehren®.  Die  Land*' 
Schaft  ißt  ein  Verband  von  Mitherren  des  Landes^.  Dm 
drückt  sich»  weil  die  Krone  Symbol  der  staatlichen  Hemtchaft 
ist,  darin  aus,  daCs  die  Stände,  und  nur  diese,  neben  dcaa 
Herrscher  als  Glieder  der  Krone,  als  Mitkrone  bezeichnet 
werden*^.  Auch  noch  eines  andern  Mittels  bedient  »ich  die 
konstruktive  Thätigkeit  der  stündischen  Epoche,  um  die  Aui- 
Bchliefslichkeit  des  Rechts  der  Stände  zur  Mitbestimmung  der 
Landesangelegen  hei  tcn  und  die  ihr  entsprechende  rechtliche 
Passivitiit  oder  politische  Rcclitlosigkeit  der  Ma^se  zu  Te^ 
anschaulichen.  Sie  setzt  diese  Masse  bei  der  Gegenüberstellung 
den  Landes  und  des  Herrschers,  dessen  Beschränkung  dürcS 
die  Mitwirkung  des  Landes  zur  Sprache  kommt,  staatsrechtlicb 
gleich  Null,  sodafs  dann  das  Land  mit  der  Landschaft  m- 
sammen  fällt®. 


i 
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iu  diesem  Sinne  ist  die  BeliauptnD|t?  Jellinekö  a*  o.  O.  S.  6^58,  die  Reckt» 
der  Stande  seien  schleclithin  vom  Staate  getrennt  g'eweseti«  fo 
modifizieren. 

1  Kries  a.  a.  O,  S.  24  AW  2;  v.  Below  I  8.  4f.  A.  10,  D  a  IZ, 
70  ff-  Kann  unter  solchen  Umständen  der  Kennzeiehnung*  der  Land- 
echaft  als  eine  Repräsentation  des  Landes  instruktiver  Wert  bi^ 
gemessen  werden? 

-  V.  Below,  TeiTitorium  S,  244  f. 

*  Unper  a.  a.  O.  S.  21,  24  f ,  69,  445:  ViroazÜ  I  S\  265  t,  11  S.  256 £ 
A.  b,  S,  271  A.  a,  S,  275,  277;  Gierke  1  S.  544;  Ja|K'er  a.  a.  O.  11  Ä 
S.  515;  V.  Below  I  8.  M,  bl:  „Ein  jeder  Stand  ist  König  in  seinem  Land* 

*  Deshalb  ist  die  Bomerkung  bei  Gierke  H  S*  855  f.,  daf§  dff 
Landesherr  mit  seinen  Hensehaftsrechtrn  nicht  über,  nicht  in  den 
Lande  stand^  richtiger  dahin  zu  fassen,  dafs  er  mit  seinen  Rechten  den 
Ständen  gegenüber  und  mit  ihnen  iiber  dem  Lande,  im  Sinne  dtt 
politisch  reclitloaen  Masse  deü  Volkes,  atand» 

^  Vgl.  aueh  das  Recht  des  Adels  zur  Fühnmg  einer  Krone  b 
Siegel  und  Wappen. 

*  Unger  a.  a.  0.  S.  434  Abs.  2;  Csuday,  Gesebichte  der  Ungan 
S.  29'^:  „Auf  dem  Reichstage  von  1790/94  verstanden  die  Stande  imUr 
Volk  nur  die  Staude  "  Das  gilt  aber  für  die  ^anze  ständische  £|i4)^e. 
Damm  drucken  die    älteren  ungarischen  Publizisten  die  UnverletriielK 
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Diese  Gleichstellung  der  StMiide  mit  dem  Lande,  der 
echte  oder  der  Verfassung  des  Landes  mit  den  Rechten  der 
tände^  sowie  die  denselben  entsprechende  Rechtlosigkeit  des 
'olks  fuhrt  in  Verbinflung  mit  der  Idee  der  Gesamtstrafe  zu 
der  den  Ständestaat  beherrschenden  Verwirkungstheorie.  Ein 
blutiger  Konflikt  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Ständen 
ist  ein  Krieg  mit  dem  Lande  und  um  das  Land  oder  um  die 
Verfügung  über  das  Land^.  Diese  ftlllt  dem  Hieger  anheim.  Die 
iegreichen  Stände  können  das  Land  einem  andern  Herrn  zu- 
enden^  Der  siegreicho  Herrscher  hat  mit  den  Ständen  zu- 
gleich das  Land  unterworfen  und  übt  alle  Rechte  eines  Siegers 
au».  Er  vernichtet  die  Ueehte  der  Stände  und  mit  ihnen  die 
Landesverfassung";  er  wird  durch  die  Amputation  der 
Glieder  der  Krone  alleiniger  Träger  derselben. 


eit    der    ungarischen    Land  1*3 verfasüuti^    durch    ihm    EechtaMts 
leque  enim  Rex,    qua  libertatiim  Hefrui  avit4»rim  df^fensor  quidqv 
'iccemere    potest.    qiiod    immiinitatibus    et     roaervatis    Statu  um    et 
^rdJDtim  privilegiiB  repugnat;  Viroszil  IH  ;?.  55  A.  a.     Im  D,  A.  {J 
1:  1715  heifat  ea:   Nee  Status   et  Ordines  Refjni    eadem  Sacra  Re^ria 
fajestaj»   »ecu.s    rep  aut  dirigi  viilt  quam  ob,servatis  propriis  Re#?ni  ,  .  . 
igihiis.    Von  den  Niclit-Statna  ist  nicht  die  Rede,  weih  wer  die  Status 
*  giert,  von  selbst  auch  über  die  Nicht -Status  b  erreicht.    Auf  der  firl  trieben 
trwil^mp  benibt  die  Identifizierung  der  Stünde  mit  dem  die  koniLflicbe 
lrrr*ehaft    besciirÜDkeiulen  popuhi;^  in  der  bereite  citierten  Stelle  des 
TefbÖcSÄcben  TriparHtum:   Nomine  autem  et  appellatione  populi,   ho« 
i     loco    intelHfro    eohimmodo    Dominos    Fmelatos,     Baroncs    et    alios 
la^nates,  atque  quoslibet  Nobiles  ^ed  non  i^riobih?»  ...  de  ijE^^nobilibaa 
nni  Plehig    nomine    intelli^untur    in   bac  parte  nihil  est  ad  propositum. 
Vgl  hierzu  auch  Viro^xil   It  S.  256,  275  f.,  III  S.  48  f.  A.  t;  v.  Below  II 
8,  72  f.     Land    bedeutet    bald  den   territorial   ab^''e^renzten    Landatricb^ 
Äuf  welehen  «ich  da^  Recht  des  Herrn,  zusammen  mit  bestimmten  Land- 
0tjindcn  zn  herrschen  ^    eratroekt ,    also  modern  gesprocbeD ,   das  Staats- 
gebiet;   \\   Below   II    S.  21/?,    S.  m   A.   121;   bald    alle    darin    Sefs- 
baften    unter   demselben    Landej^hemi    .Stehenden;   a.    a.    0.    8*  33,  84 
A-  126,  bald  die  Summe  dieser  Insaütnen  oder  Üntertlianen  nach  Abzug 
der   Stünde;    a.  a.  0,   S.  9  A.  37,   S.   19.    In  letzterem  Falle  bedeutet 
dann   das  tiaeh  Aufsählung  der  BtändiMheii  Kurien  zuletzt  angeführte 
gemeine  Land  dasflelb«  wie  die  plebö  des  Worbiie«,  den  der  Stand^<!haft 
entbehrenden,    nieht   herrschenden,    sondern  nur  beherrschten  Teil  des 
Volk«,    "lie  subditi  im  engeren  Sinne  dea   Worten,     Zuweibj^n  werden  in 
■    Falle    an»   der   plebs    die  Untersassen   der  Herren   besonders 
I  oben  und  als  Stibjizierte  derselben,  als  ihre  Knechte  anpefuhrt» 
»  v^ierke  a.  a,  O.  I  8.  537.  565;  Unger  a.  a.  U.  S.  2m*, 
•  Untrer  a,  a    0.  S*  252,  254. 

■  Weil  nun  die  8tftn«]e  Trft^er  der  Landesverfassunp  sind,  stürzt 
mit  ihnen  auch  die  VerfesuiiK  zusaramen*  Darum  die  f^jrmlirbe  Aus- 
rottUDk'  der  Landstände  und  die  in  grofsein  Mafse  betriebenen  Gütcr- 
konünkationen«  die  sich  an  die  Niederschlagiiß^  ständischer  Empümnu^en 
kiiüpfcö  und  über  das  Bedürfnis  der  Be«eiti^o^  der  politisch  GefShr- 
'  -11  weit  hinausgehen.  Das  Reeiproeitätsverhaltnis,  welches  in  diesen 
Is  Hjipfen  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Ständen  besteht,  drückt  sich 
in  dem  Rechtssprichwort  aus:  Fran^enti  fidem  fidea  fran^atur  eidem; 
Jä|;er  a.  a.  O.  11  1  S.  99,  107;  Rachfabl  a  a.  0.  a  403;  Teiner,  Der 
dtterr.    Kaisertitel   11.  s.  w.    S«  41  f.      Formuliert    findet    sieb    die    Ver- 
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Durch  die  bisherigen  Aueführungen  dürfte  da»  Urteil  au*- 
reichend  gerechtfertigt  erscheinen,  dafs  die  Kennzeichnung  des 
Landes  als  eines  geschlossenen  poh tischen  Gemeinwesea«,  der 
Stände  als   eines   repräsentativen  Ürf^ans  des  Landes  eine  djt 
Primitivität  der  ständisch-staatlichen  Einrichtungen  verde 
Hyperbel    enthält      Es  gilt    dies   selbst   für   eine    vorgier 
Zeit^  mnsoraebr  für  eine  frühe  Epoche  des  Ständestaates. 
korporative    und   Äwangsgenossenschaftliche   Natur   der   Land 
Schaft    ist    noch    nach    dem    dreifsigjährigeo    Kriege   sehr    nu 
vollkommen  ausgebildet  ^    Allenthalben  wird  die   UniversatiL 
und   Geschlossenheit   rler  Territorialgewalt   durch  Steuer*   ud 
ander  weite  Befreiungsprivilegien,  in  einzelnen  deutschen  Te 
torien  sogar  durch  die  Reiehsunmittelbarkcit  einzelner  KL 
durchbrochen. 

Möchten    sieh    ferner   auch    die   Stände   als  das  Land  \h 
zeichnen^  so  haben  sie  doch  nicht  die  komplete  Landesgewult 
inne.    Auch  der  Landesfiirst  nimmt,  und  zwar  in  ungleich  um* 
fassender  er   und    autorftativerer    Weise    aU   die  Stände   selbst 
die    richtunggebende  Bestimmung   und  Wahrung   der  Landen- 
interessen  in  Anspruch    und    behauptet  sie  auch**     Zwischen 
diesen   beiden  Komponenten  des  Landes,  zwischen  diesen  Kod 
kurrenten  um  die  staatliche  Leitung  des  Gemeinwesens,  besieb 
aber  kein  wahrhaft  organisches  Band,  sie  fügen  sich  zu  einetal 
Ganzen  zusammen  wie  etwa  zwei  Bruchstücke  eines  und  des-l 
selben  Körpers.  Es  mangelt  aber  auch  an  einer  organischen  Vrr- j 
knüpfung  zwischen  dem  Landesfürsten  und  den  Ständen  einerseittj 
und  der  politisch  rechtlosen,  also  auch  der  politisch  pa»»iveo| 
Massedes  Volkes  andererseits*  Denn  zwischen  den»  Landesfilrst^aj 
und  dem  unfreien  Bauernstande  richtet  sich  die  hohe  Scheide*] 
wandderpatrimonial-feudalen  Grundherrlich  keiuind  Grundhohcitl 
auf   Der  organischen  Verknüpfung  von  Ständen  und  Volk  steht 


Wirkung i^theorie  in  der  vemewertcn  L  0.  Iwr  Böhmeu  und  MUiren*  h 
ütipani  war  Leopold  L  Bähe  daran,  die  Veni'irkungstheorie  zur  Geltmur 
2U  bringen;  Väroszil  I  S.  312  A.  l,  i;i5  III  S.  78  A.  c, 

'   vgl    oben  Abschnitt  V,  bes,  aber  die  anmmierenden  Aufz&Hlniifi' 
form^ln  bei    Unger  a.  a,  0.  S.  432  f,    welche   einen  ch&rakteristiieA^ 
Anfidruck    für  die  ThatH^aehe  bildeten,   dufs  das  Land  eine  Gesftmthdi 
kein  Organisnuis   ist.     Sa  ausgebildet  die  Korporationstheorie  schon  fa 
Beginn  der  stindiaebeii  Epoche   in  dem  gemeinen  und  im  kanoniMllA 
Recbte  un^  entgegentritt,  so  stark  ist  die  Üeaktion  des  IndividunUinfl^ 
gegen    dieselbe    in    der   atändiaehstJiatlichen  Praxis.    Vgh  hierzu  iock 
V.    Below ,    Territorium    S.    255,    256    A.    2.       Im    übrigen     dürfte 
anarhronistiaeh   sein,  selbst  die  Moütesquieus^che  Lehre  von  der  Volki^J 
repräsentation    wegen   ibres  Ziisammenbangs  mit  dem  Trialismai  i^f*  1 
teilter  Staatsgew  eilten  auf  eine  wahrhaft  organische  StaatdattffisJinnf'i 
zurückzuführen.  ' 

*  Die  Hofratainstriiktion  Ferdinand  L  beruft  den  Ho^t,  ein«i|rliell 
zu  betrachten,  was  zu  Unserer  kgl.  Hoheit  Land  und  Leute  aufii«<»«i 
frumcn  und  woifart  raichen  mag.  Auch  bei  v.  Below  Hnden  sich  «*lil- 
reiche  Merher  gehörige  QueUenstellen. 
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aber  die  Landtagsunfiihigkeit  des  Volks  als  das  Lebens- 
element des  Stände  Wesens  entgegen  ^  Will  man  somit  die 
Eigenart  des  Ständestaates  vollständig  erschöpfen»  so  mufs  man 
anstatt  vom  Dualismus  des  Fürsten  und  der  Stände,  vom 
Trialismus  von  Filrst,  Ständen  und  dor  politisch  rechtlosen 
Masse  des  Volkes  sprechen. 

Mit  der  unorganischen  Natur  des  Verhältnisses  zwischen 
Ständen  und  Volk  hängt  es  dann  zusammen,  dafs  jeder  Land- 
stund  auf  dem  Landtage  als  das  bestimmte,  mit  einem  Status 
aiisgestellte  Individuum  auftritt^,  nicht  aber  als  ein  blofses 
persönliches  Mitt«:d  für  die  organische  Thätigkeit  eines  grtifsern 
V^olksganzen ^  und  soweit  Repräsentation  stattfindet,  vollzieht 
sie  sich  auf  Grund  des  Mandats^  oder  eines  anderen  in- 
dividualistischen, nicht  aber  auf  Grund  eines  organischen 
Hechts  Verhältnisses,  Der  Gedanke  der  organischen  Substitution, 
welcher  der  modernen  F{e Präsentation  zu  Grunde  liegt,  ist  dem 
Ständestaat  vollständig  fremd ^. 

Die  Gründe  für  die  pol i titsche  Deklassierung  des  gröfseren 
Teils  des  Volkes  im  Ständestaat  stamnen  aus  der  vorstand tschen 
Epoche.  Ks  sind  dies  der  mittelalterhche  Feudalismus  einer- 
ts,  die  vorgeschrittene  berufsständische  Gliederung  des 
olks  und  die  mit  derselben  verknüpfte  Verschiedenheit  der 
politischen  Bedeutung  der  einzelnen  Stände  andererseits*  Der 
Ständestaat  ist  eben  der  schärfste  staatsrechtliche  Ausdruck 
für  diese  Verschiedenheit,  ihre  auf  die  Dauer  berechnete  recht- 
liche Sicherung.  Aus  diesem  Grunde  .sind  dem  Ständestaate 
allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte  unbekannt*.  Jeder  Stand 
hat  die  ihm  eigentümlichen ,  seiner  Bedeutung  entsprechenden 
Rechte,  Standesrechte,  welche  teils  ökonomischen,  teils  socialen, 
teils  politischen  Inhalts  sind  oder  welche  alle  diese  drei 
Elemente  zugleich   aufweisen.     Wer   keinem    politisch  bedeut- 

I  samen  Stande   angehört,    keinen  Status    hat^    NichtStand    ist, 
^■pntbehrt  der  Standesrechte,     Die  Standesrechte  bedeuten  des- 

^B  ^  Vfd,  das  Schwaokeii   \\  Belows  selbst    iu  diesem  Punkto  durch 

Gegenübersteüung  von  I[  S.  i:j  und  l  S.  4. 
«  Abo  Fürst  X.,  Graf  Y.,  Stadt  Z, 

II  '*  Der  Ständestaat  bietet  während  seiner  ganzen  Dauer  keinen 
po«itiv-rechtlichen  Anlialt**p»inkt  für  die  Annahm«'  eines  solchen  Ver- 
DillttiiKfteH.  l>a,'*  Mandat,  kraft  deüsen  ein  Landstand  dureh  einen  andern^ 
die  KorjK»ratio»  durch  ihre  Repräsentanten  auf  dem  Landtag  vertreten 
wird«  iüt  wie  das  privatreelitUclie  ge^jtaltet.    Mandatsuberschreitiing  be- 

rfmdet   rechtlich   keine  Verptlirlitunpr  für  den  Vertretenen.     Was  nach 

u.  a.  O,  S.  80,  *^2  in  Sehleüien  *<e1ion  im  16.  Jahrhundert  angeBtrebt 

war    rneht  die   inmlerne   Repräsentation,   sondern  Umwandlung 

i»«timmt  umselirieheiien  Vollinadit  in  eine  Generalvollmacht.    Vgl, 

Httch  V.  Bidow^  Territorium  S.  240. 

*  Damm  sind  die  bftrgerljchen  FreiheitsrechtGi  welche  na«h  Balogh 
Nr,  24S:  18^9  S.  2,  Spalte  3  oben*  die  tingariache  StÄndevcrfa^fung  auf- 
g8wi««eiA  babea  bolU  Chimäre. 
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halb   Vorreclite   oder  Privrilegien   gegenüber   dem   aUgeme 
für  das  gfimeioe  Land  geltenden  Kechte. 

Ira    Stände  Staate   wird   unter  Um  ständen    selbst   das, 
früher    allgemeines    Recht,    Inhalt    der    G  em  ein  frei  hei  t    war'J 
stÄndischet?   Vorzugsrecht.      Es   gilt   dies   ganz    besonder»    vo 
dem  Anspruch    auf  ausreichende  Bürgschaften  gegen  willkil 
liehe   strafrechtliche  Verfolgung   und   gegen    willkürlich«^  Kit 
griffe  in  das  Vermögen  ^, 

Ein    bcdeutJsames    ständisches    Vorrecht  ist   da«    der  au 
fichliefälichen  Zugänglichkeit  der  Landesämter  für  die  Sttod 
Die  LandeMmter  werden  zuweilen  für  die  einzelnen  ständtitcb^ 
Kurien    nach    Bedeutung    von    Amt    und    Stand    reservierte 
Später    überträgt   sich  dieses  Verhältnis  auf  die  streng  könij 
liehen  oder  landesfürstlichen  Amt(?r,  sofern  sie  mit  etnerl 
aufsen     gerichteten    Amtsgewalt,     mit    einem    Decernali 
gestattet  sind^.    Da  in  diesen  Ämtern  Verwaltung  und  " 

f)flege  geübt  wird  ^,  so  verraittelt  die  Besetzung  dieaer  k0i>^ 
ichen  oder  landeafürstlichen  Ämter  mit  Standenpersonen 
Fortdauer  der  f4eltung  des  Grrundsatzes  des  judiciam  pariu 
zu  Gunsten  der  Stände  auch  innerhalb  der  lande-sflürstlich^J 
Behördenorganisation.  Zugleich  erweist  sich  dieses  OrgÄatJ 
gationsprincip  als  geeignetes  Mittel  zur  Versorgung  des 
ausreichendem    Güterbesitz    nicht   ausgestatteten    Adels*   m 


1  Unper  a.  a.  0.  R  24,    v.  ßdow  III  2  S.  124,  Viros«!  U  ^ 
A,  o  und  die  dort  an  geführte  Litteratur.   Unger  a,  a.  O.  S.  444  behaiipt* 
zwar,  dars  die  Stände  die  Privilegiermig  ilirer  persönlicheti  Freibeit  nt 
gestrebt   hätten,  um   ihre  Eiiib(»ÄJ<3hung  in  die  Unfreiheit  anfznbiilt*^! 
allein  «ie  waren  nach  erfolgter  Prix^ileperunc  in  hervorragender  Wckf' 
thäti^,  um  den   Kreis  der  Unfreien    dureh  Einbeziehung    niehtptiril« 
gierter  Freien  zu  erweitern;  v.  ßelow,  Territorium  271. 

^  In  der  veruewerten  L.O.  für  Böhmen  vom  Jahre  1627  A.  XLIl 
verspricht  der  Konig,  daf«  in  Hachen  des  landesfürstlichen  Fiakuf  (d 
sowohl   in  straf-  wie  privat-  uod  verwaltungarechtUchen  Sacliea)  wid 
niemamien  aus  den  geliorsamen  Ständen  vou  der  Exekution  aogmi 
und  ungehörter  Saehe   wider   einen    verfahren»    sondern    vielm^ 
Rechten  ihr  gebührender  Lauf  ^elaüflen  werden  solle*     Für  die  rotö 
thftnigen  gilt  da«   nicht.     Die  Rompeten«   zum   Recht^jischuti   di*r«ej 
gegen   ihre  Herren    mufs   sich    der  Landesfnrst    erst   erkämpfen.., 
auch  Viroszil  II  s.  126  A.  n,  S.  180,  188.  266  ff.,  v.  Below  lU  2  SJ 
Als  besondere  Garantie  gilt  das  Judicium  parium.     Vgl  auch  TJ 
Kaisertitel  S,  m. 

^  Virosdl  I  S.  214,  IT  8.  274,  375,  III  S.  101  A.  d. 

*  Viroszil  III  S.  78  A-  *•;  Tezner,  LandegfürstUche  Venraltunf*' 
recht^pflege  S.  166  A.  5,  8.  184. 

'^  Landeshoheit  ist  entwickelte  Gerichtagewalt ;  v.  ßelow  U 
S,  46,  68. 

*  Pur  Ungarn  ist  an  dieser  Btelle  auch  auf  das  AviticalfVÄtcm  lu 
verweisen  ^  kraft  des-^en  der  Kilnig  gebundenen  und  durch  AnsHterbfn 
der  beaitzenden  Familie  au  die  Krone  heiingefallenen  adeligen  ftrun«! 
besite  wieder  an  Adelige  auszugeben  hat.  Diese«  System  hat  sich  bi? 
1842  erhalten.  Viroszil  II  S.  278  f„  154  f.  159  f  Die  ungarische  ^^ 
führt  die  Gründung  des  ungarischen  Reiclis  auf  einen  Eroberung«-  tti>^ 
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«ur    Versöhnung    deaaelben    mit    der    neuen   Ordnung, 


Die 


Heil 


Feudalisierung  des  Äinterwesens  tritt  uns  ao  in  modernisierter 
©estalt  entgegen. 

In  der  Verschiedenheit  der  Stärke  der  Bürgöchaften  tUr 
sinen  auareiclienden  8  trafre  cht  liehen  Selmtz  und  in  der  Ver- 
hiedenheit  der  Stärke  dieses  Schutzes  selbst*  Üir  die  ver* 
schiedenen  Stünde^  in  der  Verschiedenheit  äer  Reclitsstellung 
vor  Gericht^,  in  der  Verschiedenheit  der  Bedeutung  der  den 
verschiedenen  Ständen  zugänglichen  Amter,  in  der  Etikette, 
welche  flir  das  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Kurien 
zu  gelten  bat^,  drückt  sich  die  politische  Wertung  der  ver- 
schiedenen Stände  aus. 

Das  politische  Schwergewicht  liegt  im  stfindisch  mon- 
archischen Staate,  abgesehen  von  dem  Herrsch  er,  bei  den  mit 
grund herrlichen  oder  grundhoheitlichen  Rechten  ausgestatteten 
Ständen.  Aus  dem  Rechte  der  Herren  an  dem  unfreien^ 
unterthänigen  Grunde  und  an  dessen  Besitzer  wuchst  in  den 
grofsen  Territorien  der  verfassungsmäfsige  Grund-satz  von  der 
ausschliefslichen  passiven  Fähigkeit  des  unfreien  Grundes 
fllr  die  Auflegung  von  Steuern  und  öffendichen  Lasten  heraus*, 
und  die  Steuer*  und  Lastenfreiheit  des  herrschaftlichen  Grund- 
besitzes entwickelt  sich  als  Korrelat  der  Reichsunmittelbarkeit 
und  der  politisch  bevorrechteten  Stellung  seiner  Besitzer. 
Dieses  Verhältnis  ist  somit  in  den  grofsen  Territorien  zum 
Ausgang  der  ständischen  Epoche  viel  schärfer  ausgeprägt  als 
zum  Beginn  derselben'^,  und  wir  haben  es  hier  mit  einem  der 


Teilangsvertrag ,    abo    auf    einen    Wechsels  ei  tigen    Vereorgungsvertraß 

swischcD  Almu8*  dessen  Sohn  Arpiid  und  sit'hen  Stammesfäraien  zurück 

».  a,  O.  I   S.  102  f.,    UJ8:    III   S.  190.     Vgh    auch    Jftger  a.   a,  O.  Ill  1 

95;  ßidermann  11  S.  114;  v.  Below,  Territonum  S-  34  flF,  114,  2f>7. 

*  Ohrfeigt  der  ungarische  Börcer  den  Edelmann,  so  verwirkt  er 
lebcn  dem  homagium  sein  Leben  oaer  mindestens  sein  Vermfigen,  der 
Ideltnann   fm  unigekelirten  Fall  nur  das   homagium;  Viroazil  fl  S.  375 

A.  m,  S.  272. 

'-»  Weil  nur  die  OeHamtbürtcerscliaft  dem  Edelmann  ebenbürtig  ht, 
nicht  aber  der  einzelne  niebtaaelige  Stadtbürger,  deshalb  hat  dieser 
gegenüber  jenem  kein  jun  standi  in  judicio,  sondern  muf*  von  dem 
Ftfkas  seiner  Stadt  vertreten  werden.  Der  Bauer  wird  gegenüber  dem 
Ivl  Iinann  durch  seinen  adeligen  Grundherrn  vertreten;  a*  a.  O.  II 
>.  J75.  377. 

*  A.  a,  0.  U  8.  374  f.,  III  S,  m  ff.,  ün^'er  a,  a  0.  S.  147.  Vgl 
Insbesondere  die  höchst  erniedrigende  Rolle,  welche  die  Städte  auf  dem 
brdimiäohen  Landtag  spielten,  bei  Kosteizky,  Die  Staatsverfassung  des 
Konignnch«  Böhmen  S.  lol,  182»  186» 

*  VirosÄil  11  S.  2€>8f,,  212  t\,  287  A.  f.,  273:  Kries  a.  a.  0.  S.  10, 
66  f.  A.  9;  v.  Below  III  2  8.  2  A,  5,  8  ff.  und  Territorium  S.  116  ff. 

*  Für  Böhmen  hebt  diese  schon   um  1720  mit  bitterer  Sihfirfe  der 
ifierliche    llofkammersekretär    Johann    Chri,stian    Borsehek    in    seiner 

enkschrift:    Erinneiiingen    über    das    Steuerwe^en    in    den   k.  k.  Erb- 
ndem,     hervor;     Itieggers    Materialien     zur    Stati.^tik     von    Böhmen 
Heft  S.  183  ff.;  v.  Belbw,  Territorium  S,  10,  55,  58  f. 
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wenigen  Rechtagebiete  zu   tlmn,   auf  welchen   ea  der  Stiod 
Staat  zu   klaren    und   sorgfältig  gefafsten  Recbtssätzea  brin^ 
Besonders   lehrreich  sind  hier  die  ungarischen  D,  A.  8:  171 
und  10:  1790  91,  sofern  sie  das  Wesen  der  Independentia  K«*ga 
d.  i.  der  Independentia  Statuum  et  Ordinum  mit 
später   und.  früher  noch  in  den  D.  A.  6:  172:5  und  8;  1741  i 
anerkannten    ewigen    Steuerfreiheit  des  adligen  Grundhesit 
erklären^    welche   demnach    eine    steuerrechtliche    Behandiu 
de»  adligen  Grundbesitzes  in  Ungarn  ad  normani  aliarum  pro- 
vinciarum  nicht  gestatte^.   Wenn  man  deshalb  von  der  Agrmr-^ 
Verfassung   der   stiindiöchen  Epoche  spricht,    so    ist  diese  ^ 
Zeichnung,     jedenfalls    soweit    die     gröfseren     Territorien 
Betracht  kommen,  auch  ötaat«rechtlich  begründet,  sofern  «io 
das    ständische  Verfassungs recht    zum    grofsen   Teile   auf 
Unfreiheit   oder   der   geminderten    HechLsstellung    dea 
Standes  und  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  aufbaut*. 

Für  die  Beurteilung  des  Verfa^sungslebens  im  ständinch- 
monarchischen  Staate  ist  nun  die  Erkenntnis  von  der  gleisten 
Bedeutung,  dafs  die  Stände  gegenüber  den  Ausdf^houQgs- 
bestrebungen  der  monarchischen  Gewalt  ernsthaft  und  nadi- 
haltig  nur  dann  reagieren,  wenn  sie  die  hier  angeführten, 
das  Lebenselrmeüt  dea  Stündewesens  bildenden  Standcf- 
vorrechte  erlassen  will,  wogegen  selbst  verfassungnrechtJichtJ 
Verdunkelungen  der  staatsrechtlichen  Besonderheit  des  Ter  " 
toriums  und  der  dasselbe  umf^issenden  Territorialgewalt  sie 
ohne  ernstlichen  oder  nachhaltigen  Widerstand  vollziehen, 
die  Stand esrccbtc  unangetastet  bleiben.  Im  V^ordergrunde 
politischen  Interesses  der  Stände  stehen  eben  diese  Vorrecht^ 
nicht  aber  die  allgemeine  Befugnis,  auf  eine  bestimmte  " 
ledigung  an  der  weiter,  die  ständischen  Vorrechte  nicht 
treffender^  in  diesem  Punkte  indifferenter  L a  n  d e s angetege 
heitcn  hinzuwirken»  und  hieraus  erklrlrt  sich  auch,  dafs,  solang 
eine  Verfassung  auf  standischen  Grundlagen  ruht,  die  Teil 
nähme  der  Stände  an  Gesetzgebung  und  Verwaltung  keii; 
Entwicklung  durchmacht  und  zu  keiner  Festigkeit 
sicheren  Begrenzung  gelangt.  Bezeichnenderweise  findeal 
im  Tripartitum  P.  I  tit.  9  unter  den  quatuor  privilcgiatae 
praecipuae  Nobilium  libertates  nur  Vorrechte  des  ungarische 


1  Ne  Obub  pubiicnm  Fnndo  quoquo  inhaereat. 

*  Tezner,  Der  österrcichiachen  Kaisertitel,  das  ungarisch«*  Staati 

recht  S.  86. 

■  Von  V,  Below  wird  dies,  Territorium  S.  112  AT,  2T7.  für  di«  roi 
ihm  dwrchfDr8chtt%  nur  kleuie  Territorien  unifaasonde  Gebiet  gclrügoH, 
Auch  Ungani  weist  einen  besitzlosen   land ta^ sfabig'on  Äd<*I  Aaj^^ 
Allein  die  ungarischen  Publizisten  bezeichnen  ihn   bis   in  das    18,  JthM 
hundert   hinein  als  den  dem    Hochadel  politische  Gefolgschaft 
leistenden  adlig:en  Pöbel;  Viroazil  III  S.  162  A. 
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Adels  angeführt ',  nicht  aber  sein  Rei:ht  auf  Teilnahme  an  den 
Komitien.  Wie  die  ungarischen  Stände  ini  D.  A.  38:  156^ 
sich  gegenüber  ^ler  Unterstellung:  Ungtarns  unter  die  Central* 
behörden  der  Halltanimer  und  des  Hofkriegsrates  in  Wien 
bei  der  neuerlichen  Bekräftigung  ihrer  Rechte  und  Freiheiten 
beruhigen,  ist  bereit.s  hervorgehoben  worden.  Am  anschau- 
Uchaten  wird  aber  die  VerücbieJenheit  der  Werti^ehätzung, 
welche  die  Stände  ihrer  Befugnis  zur  Einwirkung  auf  die 
Gesetzgebung  und  ihren  Ökonom iöch* politischen  Vorrechten 
-•"genbringen,  durch  den  Art.  10:  1790.91,  in  welchem  der 
u'ische  Reichstag  gerade  bei  Anbruch  der  konstitutionellen 
>La  itsidee  und  aus  Furcht  vor  der  Einwirkung  derselben  auf 
dit'se  Vorrechte,  den  Ausspruch  der  Unzustitndigkeit  der  Gesetz- 
gebung zur  Abänderung  oder  Beseitigung  der  Steuerfreiheit 
des  Adels  erneuert  und  neuerlich  diese  Steuerfreiheit  als  eine 
für  die  Ewigkeit  berechnete  Schranke  der  Landesgesetz- 
gebung erklärt-. 

Während  deshalb  die  Verwischung  und  Vernichtung  der 
ötaatsrcchtüchen  Sonderstellung  von  Territorien,  wie  sie  in  der 
Schaffung  der  österreichitjcheo  Centralbebörden  unter  Ferdi- 
nand L  und  in  der  Aufhebung  der  böhmischen  Hof  kanzle! 
durch  Maria  Theresia  gelegen  ist,  sicli  einseitig  ex  jure  regio 
in  einer  geradezu  verbliiffend  glatten  Weise  vollzieht,  wird 
noch  unter  Josef  IL  d<^'r  sonst  politisch  ganz  indifferent  ge* 
wordene  Adel  durch  die  radikale  Agrar-  und  Steuerpolitik 
dieses  Kaisers  galvanisiert  und  ein  altes  und  grofses  Reich  in 
eine  gc&hrliche  Krise  gestürzt**.    Deshalb  sind  die  sogenannten 


^  Die  cardinaies  praerogntivae  Nabiliiim  sind  die  Grundrechte, 
jurii  fundameotaha  des  standiisehen  Staates,  die  sie  anerkennenden 
Ge^etÄe  seine  Grundgesetze,  le^es  fuDdiimentnles ;  Viraazil  I  S.  277, 
II  S.  2f;i,  2Ü«>,  407,     V^^-  auch  D.  A.  f! :  1723. 

'  Ober  die  Versuche,  die?ie  reehtUehe  Bedeutung  allen  Ktändisclien 
VorriH'hten  zu  vindizieren,  Viroszd  \l  S,  277  A.  i.  Die  Annahme 
V.  ßelow«  in  Territonum  S,  2^»8,  i^f^  hätten  die  Stünde  ihre  Steuer- 
hewiUitnJntjeii  nicht  vön  einer  Stürkiin^  »Iiht  Vorrechte  abhätimg  ge- 
mftcht,  trifft  für  Un^rftm  überhaupt  nicht,  für  die  übrigen  Österreicnischen 
Lander  nicht  ganz  xu. 

*  Hier  »ixid  noch  folgmide  Belege  für  die  im  Teit  aufgestellte  Be- 
hniiptnng    der    Bevorzii^'^ung    der    ?triiidiachen    Sonderrechte    durch    die 

'''  jfei^cnüber  üeu  Koniitiaibefu^nissen  anzuführen.  Aus  den  In- 
ionen  der  ungarischen  Hofkünzlei  erfahren  wir  über  die  Fra^e^ 
witj  weit  ihr  etwa  ein  selhstandii^eii  Decernat  auf  dem  Gebiete  der  all* 
iremeinen  Landef^verwaltuni?  zugekommen  sei,  nichtig,  wohl  aber,  dafs 
5i-  '  •  r  r  ^  dniiationaics  (LaodeBverfrabun^Mbriefe  für  adelige  Familien), 
Cnnflrnnitione!^,  Immunitates,  Exemtioues  zu  ihren  bedeut- 
»f<  \genden    tr*'li''»rt    hatteu;    Hiderniaun,    GeHchichte    der    öater- 

r*  i  Gesamt« taatjiidee  I  S.  13,  S.  120  A.  »"»l,     Maria  Theresia   er- 

fr  I     der    grör?iiten    Beliebtheit    iu    Ungarn,    un;reachtet    sie    den 

B«ieh«tii|yr  wAhrend  ihrer  gaozeD  Hegieriing   statt  jedes  dritte  Jahr  nur 
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Freiheitskämpfe  der  Stände  nicht  Kämpfe  um  die  allgemeine 
individuelle  Freiheit,  sondern  um  die  ständischen  Freiheiten'. 
Selbst  der  Kampf  der  Stände  um  Religionsfreiheit  ist  nur  ein 
nicht  offener  Kampf  für  ständische  Freiheit,  ein  Kampf  um 
die  Herbeiführung  einer  scheinbaren  Monarchie  und  einer 
wahrhaften  Adelsrepublik,  und  diese  Beziehung  ist  der  Ent- 
wicklung der  Religionsfreiheit  ganz  besonders  in  den  habs- 
burgischen  Ländern  in  hohem  Grade  abträglich  gewesen-. 

Der  Ständestaat  verhält  sich  aber  der  Veraligeraeinerung 
der  Freiheit  gegenüber  nicht  nur  gleichgültig,  sondern  BOjpr 
feindlich^.     Denn   da   er   sich    auf  der  Unfreiheit  und  Unter- 


ilreiiiirtl  oinbenitVii  hat.  wvW  sio  im  D.  A.  5<:  1741  die  Uu^ntziehbark^it 
der  adeligen  Steiieq^rivilegien  anerkannt  hat.  Auch  in  Böhmen  hat  rku 
die  Verstau tliohung  des  Steuerwesens  erst  mehr  als  V)0  Jahre  «^pätf-r 
vidlziehen  können  wie  die  endgültige  Feststellung  des  Grund.sa tzes.  da> 
ein  Gesetzgebungsreeht  nur  dem  König  zukomme.  Kric8  a.  a.  (».  S. 7i' 
A.  8,  Elvert,  Zur  österreichischen  Verwaltungsgeschichte  S.  172  f,  11»^  ff.. 
401.  '^OA  f..  und  Zur  österreichischen  Finauzgeschichto  S.  2S1  ff.,  ferner 
im  HS.  Rand  der  Schriften  der  mfdirisch  -  schlcsischen  Gosellschirr 
S.  (>::^7  ff. .  7*29  ff.  Wie  energisch  selbst  die  nieden">sterreich lachen  Stand* 
ni»ch  unter  Leopold  I.  ihr  Steuer bewilligiingsrecht  wcffcn  »einer  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  vertreten  haben,  darüber  v^n.  Pribram.  D\f 
nitHleri»sterreichischen  Stande  und  die  Krone  zur  Zeit  LeopoM  1.  im 
14.  Bd.  der  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung. 

*  A'gl.  den  oben  S.  TS  A.  :3  angeführt eu  Kechtsgnindsatz.  Si»lb*t 
Peak,  der  bedeutendste  Vertreter  der  konstitutionellen  Natur  des  alt- 
ungarischen  Verfassungsrochts.  bemerkt.  Ein  Beitrag  zum  unffari?i-UL 
Staatsrecht  S.  l.V>:  .In  der  That  haben  zu  ienen  Zeiten  die  i»ri^"i- 
li'girrron  Kla<>iMi  —  uutl  au-;  diesen  bi^stand  der  Reichstag  —  ■Ü*- 
Stourriiiunriuität  für  den  wesentlichsten  Teil  der  Freiheit  1»^ 
trailitet.- 

-  V.  I»cli>w,  Territ.^rium  S.  -7^*  f. 

•'  l!iiT-i;:  vgl.  ganz  besonders  die  Klagen  der  vorkonstitutionell'-E 
ungavi>clu!i  Pubr..:i?tik.  l>a  ist  die  Rede  vom  Tpasbaum  des  Fcuiii- 
li-u'.v'.s  ,Viro?.:iI  11  S.  HI^J  A.  m«.  von  der  Odiositfit  der  Verfassung  v-t 
gan.-  K;;r.»j';i  uwd  v.mi  «br  vord:ent«n  Miisachtung  des  Adels,  der  cj: 
dio  Kivhrc  .  ir.iT  Iristori-«. i'.-.'n  tpo».he  tur  sich  beansprucht,  ohnr  'ii* 
rtlUhTi'.i  .UT>.  :b.  i:  Tva^vr.  .v.i  w.^:;.  n  II  S.  :i.S6  A.  d.  m\  A.,  S.  4*r2Ai 
vi»ii  d»v.  ab::ilib:oi'.  Firi,:a:ir>t:t;itiorien  —  der  Aviticität,  den  Ei^n:- 
x\.^\w\\,  l::-.:-.V.r.i::i:r.v..  IV.vi:.  jri-.  u  ohr.i-  Z.-ihl  und  Mafs  <  II  S.  364  A.l  r-t 
dir  ■ -..^  vli  :■  y:;ii;.-^:i  l».  v;  Ikr  r:r.g  botractuden  politischen  Nation  ' 
.HS  4'  '• .  A.^u  vi  vir.  s.V.r.*^Vr.  MiiVvrriiiiltuis  der  adeligen  Vorrechte,  ai* 
1 1 c !•  b  ■  \ i ■  ". :  < : i V. > :  t  V.  <  i  r. :  r. . '. '  :i ,-  •  vi v r  :; n i:a r i seh en  Verf assu ng ,  zu  d- a 
r. » i\i ,  !■•/. ; .  ^  •.  V.  . : .  r  N\- ;:  .vi:  l  S.  ir'^T  A .  l.  11  S.  407 '.  von  dem  W  iderspraii«: 
*;,'>  \  .  vTvi  :■:•.- ->v<:;-'>  'r.-.:  •■.  m  Vrrnmiftrecht  jIII  S.  54  A.),  v.'L 
.;  -v,  :u"-:  "NV.ir-.-K:.-.:.  Kl:  r. ■.:.*-.  '.•>  a.i-y.ijren  Pöbels  illl  S.  114  A.),  von  d«fT 
i; V ;i  ■.  V.  ■. :  ^-  •.,'.:.  ■  .  : ■  x ;» : v. r  .\:r  :\  \ •: *. : g.  n  i i esp a n schafton  (I LI ' S.  U>  Ab 
\  ,v;  ::,•••!•  •.-.•/.  ^     •Ir  V- rw».  ::::•.  j  \ir.ri.h  die  Bande  mittelalterlich*-! 

V  •:  i.i.N  •:■....•  ^  111  S,  .>  '  :  In'  dt r.  Jahren  lH*>— 1S4>'  laufen  l-ft 
»:. '.  K...  ■-  :  ^  l»  -v:.\*  v".  V.  '.:*r  K  ::.::.i:t-  jojen  die  allzu  grofse  MiM« 
..,:    r.  .  >  •.  -/.       V  7  ...:  III   V  >7  A.  p.   S.  64  A.  unten.»  ^^ 

•.:    ::     ^  x.v    Iv.  \,      r--:  7  !.:>.:  ■J+-.:  1^Ä*  S.  2  Spalte  3  ob^n: 
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Ordnung  S  wie  auf  der  politischen  Rechtlosigkeit  der  grofoen 
Masse  aufbaut,  so  ist  eine  Beseitigung  des  bestehenden,  diese 
Unfreiheit  und  Rechtlosigkeit  verbürgenden,  auf  verschieden- 
artige RechtsgrUnde  zurückzuführenden ,  2wi.sehenstaatlichen 
Herrschafts-  und  des  ihm  entsprechenden  Unterthiinigk*^its* 
Verhältnisses,  sowie  die  Zulassung  der  Beherrschten  zur  Mit- 
bestimm UDg  ihrer  Interessen  contra  naturam  sui  generis. 
Während  der  ganzen  Dauer  des  Sülndestaates  ist  der  Adel 
bestrebt,  die  politische  Bedeutung  der  Städte  für  die  Mit- 
bestimmung der  Landesangelegenheiten  \m  zur  Vernichtung 
zu  führen-,  und  ebenso  hartnitckig  behauptet  das  StJidt- 
bftrgertum  die  wahrhaft  hen*8chaft!iche  Natur  des  städtischen 
Bürgerrechts^, 

Es  hat  sich  also  gezeigt,  dafs  der  Ständestaat  während 
«einer  ganzen  Dauer  von  der  Unfähigkeit  des  grofsen ,  nicht 
landtagsf^higen  Teils  des  Volks  zu  organischer  Entfaltung 
und  »taatlicher  Thfttigkeit  ausgeht,  dafs  durch  das  System 
der  stÄndischen  Vorrechte  eine  uiiUbersteigbare  Scheidewand 
EWiftchen  Ständen  und  Vulk  aufgerichtet  wird,  und  dafs  die 
Stände  selbst  im  Zeitpunkt  des  Auftauchen»  der  konstitutionellen 
Staatsidee  den  schroff  individualistischeu  (iedanken  von  der 
Unerreichbarkeit  des  individuellen  Vorrechts  des  einzelnen 
Standes  durch  ein  allgemeines  Gesetz^  von  der  Bedeutung  der 
atAndittchen  Freiheit  ab  einer  unzers tijrbaren  Freiheit  des  be- 
Torrechteten  Individuums  vom  Gesetze*  erfolgreich  zur  Geltung 
bringen* 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  das  Wesen  des  Stände- 
staates verstftnrl lieber  und  die  Stellung  des  SuHndestaates  in 
der  Stufenleiter  der  staatlichen  Entwicklung  richtiger  bestimmt, 
wenn  man  auf  den  grofsen  Umfang  ftiaatsrechtlichcr  Vur- 
stelluugen  und  Einrichtungen  der  ständischen  Epoche  hinweist, 
irelclie    zerstört    werden    mufstt;n    und    noch    zerstört   werden 


'  In  den  Beschlüssen  des  uDf^arischen  Heichstaga  \''on  1791 Uiil  ist 
kHn  X;ichhaü  der  d^claration  de  droits  de«  Jahre»  1789  äh  entdecken. 
Vgl.  auch  unt*'n  S.  H  A.  2. 

^  Unger  n.  n.  O.  S,  92,  147;  Gierki^  [  S.  558;  Elvcrt ,  Zur  oatrr- 
reichifichen  Finanzgesühiobte  8.314;  Toman,  Das  hnhmische  StHatHrecht 
S*  1H4  ffl  Auch  in  Ungarn  gilt  zuletzt  eine  patizt*  Stadt  nirht  mrhr  als 
ein  Edelmann,  alle  Städte  xusvammen  nur  !*nvt«?l  als  ein  Komilsf,  ho  daf» 
49  StAdto  zunammon  gegenüber  df n  /jt>  Stimmen  von  '»(>  TTOspansrhuftf^n 
Bar  eine  Stimmt*  haben:  Viro^zil  II  S.  :W  f.,  4(X»,  III  S.  40  f. ,  S,  54 
A-  Ä,  Für  Schle^^ion,  Kries  a.  a,  0,  S.  27*  Über  di<*  ti*?fe  Verachtung, 
weiche  auch  die  köni|?licheu  Beamten  »selbst  ßfegenöber  bedeutenden 
SlAdten    hegten,    Kries    a    a.    U     S.    t^    A.    4*      Vgl.    ferner   v,    Üelov 

in  i  s.  <% 

•  Viroszil  in  S.  115  A.  h. 

*  lune  anonyme  Flujr^chrift  aus  dem  Jahre  \Ml  kennzeichnet  das 
Wesen  der  gtänaistdien  Freiheit  för  Ungarn  in  folgender  Weise:  Ea 
bfintfinden  in  Ungarn  zwnr  Freiheiten,  aber  keine  Freiheit;  Viro*«il  Ilt 
8.  210  A.  c%  dann  auch  I  a  VM,  II  S.  2»>Ö  A.,  304  A.  c.  Vgl  auch  Krioa 
Ä.  «.  O   S.  61  A.  10. 

6* 
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inüfäten,  um  die  Entwicklung  des  einheitlichen,  organischen 
und  persönlichen  Staates  zu  ermöglichen  ^,  als  wenn  man  das 
^Land^  als  geschlossenes,  politisches  Gemeinwesen,  die 
Landstände  als  Repräsentation  oder  Organ  des  Landes  be- 
zeichnet. Soll  ferner  die  Bedeutung  des  Ständewesens  für  die 
allgemeine  staatliche  Entwicklung  auf  dem  Kontinente  nicht 
in  eine  zu  günstige  Beleuchtung  gestellt  werden,  so  darf  man 
auch  nicht  gegenüber  den  grofsen  und  lange  währenden 
Hindernissen,  welche  das  Ständewesen  der  Entwicklung  des 
modernen  Staates  bereitet  hat^,  seine  bescheidenen  Beitrttge 
zur  Förderung  dieser  Entwicklung  allzusehr  in  den  Vorder- 
grund rücken. 

IX. 

Noch  immer  sind  einzelne  Historiker  geneigt,  den  dreilsig- 
jährigen  Krieg  als  den  merkbaren  Einschnitt  in  der  Ent- 
wicklung des  kontinentalen  monarchischen  Ständestaates  zu 
bezeichnen  und  zwar  sowohl  in  staatsrechtlicher  als  auch  in 
politischer  Hinsicht^.      Die   Auffassung    der  landesfürstlichen 


I 


'  Vgl.  auch  die  von  v.  Below  an  soinfir  Apologetik  der  Stiode 
vorgenommene  Korrektur,  Territorium  S  274  f.  Die  modernen  or^^aniM- 
torischen  Gesetze  der  konstitutioneilen  Staaten  einerseits,  die  Tabelle 
<lor  allgemeinen  Grundrechte  andrerseits  bilden  eine  umfassende  Vn- 
leu^nuuff  der  ständischen  Epoche. 

-  Noch  in  dem  Jahre  1790,  also  (»in  Jahr  nach  der  Erkl&ning  der 
Menschen-  und  Bürir(^rrechte,  verlangen  die  höheren  Stände  Mähren« 
in  ihren  an  Leopold  II.  gerichteten  Desiderien,  dafs  -der  ihnen  inge- 
koinmene  Verboth,  ihn^  Unterthanen  nicht  auf  der  Stelle  mit  Stock- 
Ostreichen  bestrafen  zu  dürfen,  wietler  aufgehoben,  sofort  das  vorm&li 
pelial)te  Recht,  wenigstens  (I)  mit  Bestimmung  einer  gewissen  Anzahl 
der  Streich<»n,  wieder  gnädigst  eingeräumt  werden  mochte";  EWetU 
Schriften  der  histor.-statist.  Sektion  dtT  mährisch-schlesisclien  Gewil- 
schaft  14  Bd.  S  l.i9.  Für  die  Erkenntnis  des  ständischen  Geistes  and 
tlit»  Würdigung  seiner  Apoloiretik  sind  diese  Desiderien  mit  Rücksicht  auf 
die  vorgerückte  Zeit  ihrer  Entstehung  sehr  lehrreich.  Vgl.  insbesondere 
a.  a.  U.  S.  lOÖ     10^,  11(>— 118,  128,  182,  148,  156  ff.,  181,  189.  191,  212. 

8  Kachfahl  in  seiner  Reztnisiou  meiner  landesfurstlichen  Ver- 
waltungsrecht>pflege  in  Osterreich,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Ver- 
^\altung  und  \'olks  Wirtschaft  im  Deutschen  Reiche  S.  35o.  Auch  Luschin 
in  >«'im*r  treffiidien  0>itfrrficluschen  Keichsgeschichte  S.  411  A.  o  will 
gi'genüber  Pfibram.  Die  nieilerösterreichischen  Stände  und  die  Kitme 
in  ibr  Zeit  Kaiser  Leo^>nlil  1.,  nicht  gelten  lassen,  dafs  die  Machtstellonc 
der  stände  um  di<'se  Zeit  eine  hervorragende  gewesen  sei.  Es  wibS 
hi«'rlMM  übersehi'u,  dafs  sehon  nadi  einer  Richtung  hin  die  Maehtstelliug 
der  Stände  vor  (lern  :^MjähriL'en  Krieg  insofern  überschätzt  wird,  ab 
>i«h  irerade  in  dieser  E|»oelie  die  bis  auf  den  heutiiren  Tag  fort^i-irkende 
<  »rg.nnsJtion  iler  landesfurstlichen  Behörden  ohne  Teilnahme  der  Stände 
vnll^.ig  iVL'l.  liier  auch  Tnumann,  Die  Momirchomachen  S.  10.  15>.  dsTs 
nntlrn-rseit-^  der  zäin*^  und  erfolgreiche  Widerstand,  welchen  die 
Staude  be^nnJers  in  Österreich  allen  Agrar-  und  Steuerreformen  nicht 
bjofs  auf  ilcii  Lantltagen.  sondi-ru  durch  ihren  bis  auf  die  Hofetellea 
hiuaufn'ichendrn  Eintiufs  in  der  Praxis  bis  spät  in  das  18.  Jahr- 
hundert hinein  entgeg«  iistellten.  eine  nach  dem  dreifsigjährigen  Kiicfe 
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Gewalt,  so  bemerkt  ein  neuerer  her\"orragender  Darsteller  der 
Geschichte  des  schlesischen  Stand ewesen«  bis  zum  dreifsig- 
jilhrigen  Kriege  \  sei  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  patrimtinial- 
privaten  Charakters  gewf^sen ,  während  .^ie  von  da  an  auf 
tlem  abstrakten  Staatsgedanken  beruhte.  Die  alte  Landes- 
herrlichkeit hotte  sich  von  da  an  in  die  Sphäre  abstrakter 
•Staatshoheit  erhoben ,  und  hierdurch  den  politischen  und 
staatsrechtlichen  Dualismus  zwischen  Lundesherrschaft  und 
Laodstanden^,  das  wesentliche  Merkuiul  des  Ständestaates, 
überwunden. 

Sulrhen  Zui^amnienlasisungen  gröfserer  Epochen  der  staat- 
lichen Entwicklung  mittels  einzelner  Schlagworte  steht  nun 
die  Erkenntnis  im  Wege,  dafs  in  jeder  staatsrechtlichen  Epoche 
widersprechende  pi>li tische  Ideen  und  aus  solchen  entspringende 
Kechtsinstitute  aufeinander  stofsen ,  und  dal's  deshalb  keine 
staatsrechtliche  Kpoc-he  von  einem  Punkt  aus  erklitrt  und  be- 
griffen werden  Ivann  ", 

Verständlicher  wird  vor  allem  das  Wesen  des  StUnde- 
«taates,  wenn  man  sich  nicht  beschränkt,  dasselbe  mit  dem 
Dualismus  zwischen  Landesherrn  xind  Ständen  zu  erschöpfen, 
Bondern  wenn  man  mit  noch  gr51sei'er  Schärfe  die  unorganische 
Natur  dieses  Dualismus  betont.  Denn  den  Dualismus  ven 
Krone  und  Parlament  als  zweier  auf  den  Staat  wirkender 
Faktoren  kennt  ja  auch  das  moderne  konstitutionelle  Staats- 
recht. 

Während  aber  die  Akte  des  konstitutionellen  Monarchen 
und  des  Parlaments  auf  den  Staat  als  die  sie  beide  um- 
lassende Persönlichkeit  bezogen  werden  und  in  demselben 
ihre  Vereinigung  finden,  während  der  konstitutionelle  Staat 
einer  sachlichen  Erwägungen  folgenden,  festen  Aufteilung  der 
staatlichen  Kompetenzen  zwischen  Monarch  und  Parlament 
Eustrebt,    beileutet  der   ständische    Dualismus    eine   nach    den 


eitigetret«*ne  Machtmitiderung  der  Stände,    soweit  es  sich  um  dii*  Wah- 
rung  ihrer  wichtigsten   Interes«!eii  hundelt,    nicht  erkennen    Iftf^t.     V^h 
unten  S.  92  A,  2,  dann  aber  in  anderer  Hinsicht  v.  ßelow,  Territonum 
S.  54  A»  1,  S.  18;  Tezner,  Verwaltung-srechtsptle^e  8.   179. 
»  Rachffthl  a,  a.  <). 

*  Raehfahl  irrt  in  seiner  Annalime,  es  sei  mir  seine  im  Texte  ent- 
wickelte Charakteristik  des  Ständei^taiites  entfa^ngen.  Bildet  dieselbe 
doch  eine  Art  M^irke,  welche  jeder  DaratcUnng  de»  Stünderechts  in 
auffälliger  Weise  nmgeliüngt  wird,  Aueh  der  Hinweis  auf  die  Rp- 
Ti-ii-^ance  de«  antiken  ^taatagedankena,  den  RRchfahl  bei  mir  vermirist, 
ümiet  sich  bei  mir  a  n.  <  L  S.  81  deittUch  genug:.  Die  Ausfuhrungen 
im  Texte  werden  es  rei"htfertig<^n,  warum  ieh  mieli  nicht  entj^cbloftsen 
hübe,  die  8chulgemäf?»e  Charakterit^tik  ilei«  Ständestaat»  äu  übernehmen* 

•  Hierüber  besonders  Otto  Maver,  Deutsche»  Verwaltungsreehl  1 
S,  124.  Vgl.  Rachfahl  Helbst.  Gesamtstaat^verwÄltnng  S,  108  A.  1. 
•^^    MO,    woselbst    von    der  von   ihm   behaupleten   epochalen  Bedeutung 

iOjährigen  Krieges  für  die  Auffassung  der  landertförstliehen  Gewalt 
,, .   ..'.a  zu  entdecken  ist.     v.  Below,  Territorium  8.  276. 
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jeweiligen  ilachtverhältnissen  verschieden  ausfallende^  Zer- 
schneid ung  des  Staates  in  zwei  Stücke,  von  denen  eines 
dem  Herrscher,  das  andere  den  Ständen  patrimonial-  und 
individualrcchtlich  zugehört,  wobei  es  an  einem  beide 
Teile  mit  hinreichender  Festigkeit  zu  einer  Einheit  zusammen- 
schliefsenden,  rechtlichen  Bande  fehlt. 

Diese  patrimoniale ,  individualrechtliche  Beziehung  von 
Herrscher  und  Ständen  zu  ihren  jeweiligen  Kompetenzen  e^ 
hält  sich,  weil  sein  Wesen  bildend,  während  der  ganzen  Dauer 
des  Ständestaates,  also  auch  nach  dem  drei fsigj ährigen  Kriege, 
vorausgesetzt,  dafs  ein  Staat  auch  nach  dieser  Zeit  noch 
Ständestaat  ist,  was  sich  in  der  Fortdauer  des  ständischen 
Steuerbewilligungsrechtes  äufsert. 

Wenn  man  deshalb  der  Staatsidee,  auf  welclier  der  Stände- 
staat ruht  und  aus  welcher  seine  Rechtsinstitute  hervorgehen, 
die  abstrakte  Staatsidec  als  Gegensatz  gegenüberstellt,  so  kann 
sich  dieser  Gegensatz  nur  äufsem  in  der  vollständigen  Ab- 
lösung des  Staates  von  den  wechselnden  Individuen,  duivh 
<leren  Thätigkeit  er  zur  Erscheinung  gelangt  und  in  seiner  Er^ 
fassung  als  einer  Persönlichkeit,  welche  nicht  in  den  ihr  sub- 


^ 


1  Trotz  obiektiven  und  n^dlicheii  Willens  ist  es  mir  nicht  ver- 
stjindlifh  goworaon,  wie  v.  Below,  Territorium  S.  258  ff.  einemeits  zu- 
geben kann,  dafs  infolge  der  Eigenart  des  ständischen  Dualinnns 
die  Stande  durch  Jahrliunderte  zu  einer  unbestrittenen  Kompetenz  nicht 
gelangen  konnten,  und  S.2.5.5,  dafs  »ich  die  Wage  in  den  Kämpfen  zwischen 
I  lerrschor  und  Ständen  um  den  gröfseren  Anteil  am  Staate  auf  die  Seite  de* 
Herrschers  geneigt  hat,  und  doch  andererseits  S.  25S,  A.  2,  S. 259  A.i 
behaui)tot,  dafs  gerade  dieser  eigenartige  Dualismus,  innerhalb  deasen 
es  vt»riiir»ge  seiner  entwicklungsteindlichen  Xatur  zu  einer  dart'b  fertc, 
u  n  ü  b  e  r  s  c  h  r  e  i  t  b  a  r  e  GrenzcMi  bestimmten  Kompetenz  der  Stände 
nicht  kommen  konnte,  den  Ständen  eine  höhere  mit  jener  der  modenien 
i'arlamente  anniduTud  vergleichbare  Rechtsstellung  verbürgt  habe.  IHe 
Bedeutung  des  ständischen  Steuerbewilligungsrechts  für  die  Rechts- 
stellung der  Stände  habe  ich  entgegen  dem  Tadel  Racbfahk  bei 
Sclnnolier  S.  355,  und  v.  Belows  S.  258  A.  1  in  meiner  landesfurstlicheD 
Verwaltungsrechtspflege  S.  28  ff.,  S.  30  mit  genügender  Schärfe  hervor 
gehoben,  fieide  Autoren  unterlassen  es  aber  hervorzuheben,  dafs  «Ibst 
die-aes  Recht  (oder  vielleicht  gerade  dieses  Recht  wegen  eeiner  nn* 
organischen  Gestaltung?)  <lie  Alachtverschiebung  zu  Üngrunsten  der 
Stände  und  die  Entwicklung  des  Fürstenabsolutismus  nicht  aafzahalten 
verm<»chte  und  dafs  wegen  seiner  Gestaltung  als  ständischen  Privilcs:« 
sich  s<*in  Untergang  aus  denselben  juristischen  Gründen  vollzog,  welcne 
die  rivalisierenden  Stände  selbst  im  wechselseitigen  Kampfe  geiren  ihre 
Stand esprivilejrien  angerufen  hatten ;  Tezner  a.  a.  0.  S.  S2.  Dtth  ach 
das  Sten<»rbewilligungsrecht  aber  hie  und  da  bis  zum  19.  Jahrhundert 
erhielt,  erklärt  sich  nicht  mit  seiner  inneren  Kraft  nnd  mit  seiner  teeh- 
iiischeii  Vrdlemiung,  sondern  mit  jenen  Gründen,  aus  welchen  sich  die 
ständischen  Monarchen  politisch  auf  den  gröfscren  Teil  des  Volkes  nicht 
stützen  wollten  oder  Konnten ;  Tezner  a.  a.  O.  S.  12  A.  17  c,  Bide^ 
mann,  G(>sanitstaatsidee  II  S.  190.  Dafs  ich  die  Erbhuldigong  aU  eine 
(Garantie  df»r  Ständeverfassung  nicht  betrachtet  habe,  erscheint  dnrdi 
ineiiM*  Ausführungen  a.  a.  O.  S.  26  f.  und  hier  S.  8  f.,  36 ff.,  49  ff.  aitf- 
reichend  begründet. 
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^Ktstierenden  Individuen  au%elit,  welche  ihre  Dasei nsbedingungen 
Hnach  eigenen  Gesetzen,  nicht  aber  nach  dem,  wenn  auch  von 
noch     80     idealer    Auffassung     getragenen    Willen     einzelner 
Individuen  erfüllt  K 

Diese  abstrakte   Auffassung   vom    Wesen    des  Staates   ist 

iber  nicht  nur  der  staatlichen  Praxis  des  Stand  es  taatesj,  sondern 

|uch   jener    des    patriarchalischen,    bevormundenden,    absolu- 

listischen    Polizeistaates   fremd    und    selbst   im  modernen  Ver- 

äsungsstaate  nicht  vollständig  verwirklicht.     Wir  sehen,  wie 

lieh    die    patrimoniale    Auffassung    von    der    Beziehung    des 

"lerrschers   zum    Kninvermugen^,    zur   Kammer,    bis    in    die 

jlutistische  Epoche  hinein  erhält    Ebensoweit  hinaus  reicht 

te  patrimoniale  Auffassung  von  der  Beziehung  der  heri'schen- 

len  Familie  zur  staatlichen  Herrschaft^.    Das  pactum  mutuae 

iccessionis,  ivelches  Kaiser  Leopold  I.  im  Jahre  1705  mit  seinen 

Söhnen,   den  nachmaligen  Kaisern  Josef  I.  und  Karl  VI.,  ab- 

öchliefst,  behandelt  Land  und  Leute  nicht  etwa  im  Sinne  der 

I     persönlichen,  abstrakten  Staatsidee,  sondern  nach  Art  eines  zur 

■^^ersorgnng    der    Mitglieder   der   Dynastie   bestimmten    Gutes, 

^fc'ideikommisses,    und    selbst    die    pragmatische   Sanktion    von 

^^  '  ^gl-K  ^^"  b«'kanBtrn,  Ludwig  XIV,   iü  den   Mtind  g-elegten    Aus* 

spmch:   L-Etat  i-'e^t  moi.    Auch  der  auffreklärte  Abisohiti^mns  Fnr^drich 
des  Ororaeii  und  Joi^ef  II.  b^i-detitet  eine,  wenti  aucii  von  idealen  Motiven 
Bleitete   Despotie,   alao   schrankenlose    Ilerr^ckaft   tmd  Verfügt!  og 
iberdon    Staat  durch  den  hierzu  berf'cliti;rtoij   Moiiarcbeji.     Schon 
l^erber  (v^l.   unteu   S.  88   A,  2)  findiit   heraus,  dafä  zum    Wcseu   oinea 
patrimODial    gestalteten    ReehtBinstituteB    nicht    Beine    Bestimmung    för 
lie    Befriedip'ung   von   egoistiachen    Interea!4en   gekürt,    sondern  daf^   es 
'echtlicb    zur   Verfügung   einet«    Individuums   ge&teUt  wird»    wtnin   iiucb 
Ir  die  Erfüllung  alfruiHtieclicr  Z\rt'eke.    Nncb  das  moderne  Monnrchen- 
ßcht    kann   nioineB  Erachtejm   ohne  Herbei stiehung   einea    natrimonialen 
Jeroentesj   nicht    richtig    versftAnden    werden.     Mit   demselben    K  er  hie, 
Rit    dem    man    Friedricli    tlen    Grofson   al«    ersten    Reprfiseu tauten    der 
l^bstrakten    StaatnJdee    erklart,    weil    er    »fcb    als    Diener   des    Staates 
etmclitet,  Bluntschli,  Gesehicbto  der  neueren  Staats wi?&enf4chaft  L  A. 
201,    k^innte   man    den    Lfludesfürsten   des    15.  Jabrhunderta  !?o   be- 
eichnen,  weil  er  seine  Befugnisse  aus  seinem  tragenden  Amte  ableitet. 
ITgL  oben  S,  72  A.  2. 

'  V.  Below,   Territorium  8.  24S,  251.     Mnn    denke    ferner   an    die 
eh  vom  absolutistischen  Staat  gehegte  Patrimonialjustiz 

'  Hauke,    Die    geschichtlichen    Grundlagen    des    Monarchenrechts 

50fr„  79;    Unger  r.  a.  O.  S.  :I27  ff.,  277.     Unrichtig  deshalb  die  Be- 

Derkung  bei  Balogh  Nr,  242,  dafs  die  jiatnmoniale  Staatsidee  durch  daa 

litgari>*cbe  Stinderecht  abgelehnt  werde.    Es  sei  hier  verwiegen  auf  die 

^trimoniaie   Auffassung  der   Stande   als   Mitkrone,   als    Miteigentumer 

fou  Land  und  Leuten,   auf  das  hochentwickelte  Feudalwesen,   auf  das 

\vittknbratem,  auf  das  ganz  patrimonial  gedachte  königliche  Kammer- 

reatn.    Vgl  auch  Viroszil  I  8.  126,  28o  A.  i,  ;M6  A.  h,  11  S.  153,  174 

f.     Die  äursergte  im  15,  Jahrhundert  gezogene  Kon^quen^   aus  der 

iib-n  AuffasBung  der  Fürstengewalt  bildet    der    \^on  einzelnen 

:  -ten  grofserer  Territorien  geübte  Verkauf  von  Landeskindem 

'aii  iirinue  Staaten  für  den  Zweck  des  Heere«dieu«te8.     Vgl.    zu  diesem 

Punkte  V,  Below  S,  268  ff     Von   den  kleinen  Territorialherren  ist  hier 

ganz  zu  schweigen ;  v.  Below,  Territorium  8.  66  ff. 
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1713  nähert  sich  nur  durch  ihre  praktischen  Ergebnisse  einem 
modernen  Thronfolgegesetz,  ihr  konstruktiver  Aufbau  erfolgt 
mittels  der  Rechtsgriffe  des  patrimonialen  Staatsrechts,  auf 
dessen  Fortwirkung  auch  die  verschiedenen,  diesen  Staatsakt 
begleitenden  Erb  verzichte  zurückzuführen  sind'. 

Andererseits  ist  doch  nur  die  Beziehung  des  Herrschen 
zu  den  herrschaftlichen  Befugnissen  patrimonial  gedacht',  nicht 
auch  der  Inhalt  und  der  Zweck  derselben.  Die  Vorstellang 
hierüber  ist  vielmehr,  und  zwar  schon  vor  dem  dreifsig- 
jährigen  Kriege,  in  hohem  Grade  von  socialen  und  ethischen 
Ideen  erfüllt. 

Die  ethische  Auffassung  von  dem  Wesen  des  Fürstenrechts, 
wie  sie  später  von  Bodin,  Fenölon,  Bossuet  entwickelt  winL 
liegt  insbesondere  den  grofsen  organisatorischen  Schöpfungen 
der  Habsburger  im  16.  Jahrhundert*,  sowie  den  scnon  im 
15.  Jahrhundert  beginnenden  epochalen  Reformen  der  Rechts- 
pflege und  der  zu  gleicher  Zeit  sich  entwickelnden  landes- 
fürstlichen Polizeigesetzgebung  zu  Grunde*.  Es  gilt  als 
Amts-  und  Berufspflicht  des  Fürsten,  für  alle  Unterthanen,  in 
ganz  besonderer  Weise  aber  für  die  Schwachen  zu  sorgen, 
alle  gemeinschädlichen  Verhältnisse  abzustellen,  Recht  und 
Billigkeit  auf  allen  Lebensgebieten  zu  entfalten.  Schon  die 
Rechtsquellen  aus  dem  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  ent- 
wickeln diesen  Rechtsgedanken  bei  den  verschiedensten  An- 
lässen ^. 

Da  nun  aber  dieser  Fürsorgethätigkeit  die  auf  Herkommen 
und  Gewohnheit  gestützten  Rechte  des  Landes  oder  der  Stände 
entgegengestellt  werden,    so   steht   schon   im    16.  Jahrhundert 


*  Auf  patrimonial  er  Auffassung  ruht  auch  dio  Forderung  d 
kroatischen  Ständo  an  Karl  VI.,  über  die  Thronfol|j[e  für  den  Fall  seiii 
Ablebens  solche  Verfuffuni;  zu  trcften,  dafs  Kroatien  mit  den  Heno 


der 
»ciuf» 
/'erfugun/üc  zu  trcften,  dafs  Kroatien  mit  den  Heno^ 
tüinern  Steiermark,  Käruthcn  und  Krain  beisammen  bleibe;  Bidermton 
II  8.  44.  Es  war  also  au  die  Mr>glichkeit  einer  Teilun&r  der  hab»- 
l)ur^ischen  Gebiete  durch  einseitige  rechtsgeschäftliche  verffigunCjPB 
des  Monarchen  gedacht,  welche  zu  einer  andern  Kombination  als  zu  uer 
den  Kroaten  (»rwünsohten  führen  könnte. 

-  Hierüber  Gerbers  Grundzüpe  eines  Systems  des  deutschen  Staatf- 
wesena  :\.  Aufl.  S.  6  A.  1,  S.   187. 

"  Vfrl.  insbesondere  die  in  der  Instruktion  Ferdinand  I.  vom 
1.  September  15:.i7  entwickelte  Bedeutung  der  kaiserlichen  Hofkammer 
für  die  Köniprreiche ,  Land  und  Leute  des  Herrschers,  Rosentbal:  Di* 
Behördenorganisation  Kaiser  Ferdinand*»  I.  S.  182. 

*  Raehfahl,  Gesamtstaatsverwaltung  S.  227.  So  h&lt  sich  Ferdinand  I. 
kraft  seine»  (wohl  von  Gottes  und  des  Reiches  Willen)  trage ndeo 
Amtes  als  regierender  Landesturst  verpflichtet,  den  eigennützig;«! 
Vorkauf  im  Viehhandel  abzustellen;  Buchholtz  a.  a.  0.  8.  JM.  S.  277. 

•^  Tpzner,  Landesfürstlirhe  Verwaltungrechtspflege  S.  t5  A.  1,  S.  8 
A.  4,  S.  U  A.  lö,  16.  17,  S.  12  A.  17  b,  c,  S.  13  A.  1^  18,  S.  14  A.  20, 
24,  S.  IS,  S.  42  A.  18a,  S.  45  A.  2h,  S.  46  A.  33,  S.  48  A.  33,  S.  49  ff., 
80  ff.,  S.  8o. 
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die   revisionelle,    konstitiitiv^e    Prüfung   von    Herkommen   und 
Gewohnheit  durch  den  Landeafüraten  in  voller  Blüte  V, 

Deshalb  wird  die  epochale  Wendung  in  d^r  staaterecht- 
lichea  Gestaltung  des  Ständestaates  nicht  durch  den  dreif^ig- 
juhrigen  Krieg,  sondern  durch  die  längätena  im  10*  Jalirhundert 

Ijraktisch  bethätigte  Regalitäta-  und  die  kanonische  Pri%nlegien- 
ehre  hcrbeigefiihrt,  kraft  deren  einerseits  der  Fürst  die  staat- 
liche Herrschaft  in  dem  ganzen  Umfange,  in  welchem  ihm 
keine  stilndischen  Privilegien  entgegengesetzt  werden,  als  jus 
regium  an  sich  zieht,  andererseits  kraft  dieses  jus  regium 
gegenüber  jeder  Art  von  Recht  bis  zu  den  Grenzen  politischer 
Möglichkeit  und  bis  zu  den  Grenzen  seines  eigenen  dyna- 
stischen und  politischen  Interesses  revisionell  verfährt, 

Kraft  seines  jus  regium  schafft  der  König,  kraft  des  jus 
summi  principis  der  Landesfürst  schon  im  aechzerhnten 
Jahrhundert  Behörden  zu  seiner  Beratung  und  zu  seiner  Ver- 
tretung in  der  Ausübung  seines  Herrschaftsreeljts,  welche  nur 
ihm  verantwortlich  sind^.  Es  giebt  nun  aufser  der  Vernichtung 
der  Stünde  Verfassung  selbst  kein  Ereignis  in  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  »Ständestaates,  welches  sieh  an  Be- 
deutung mit  der  Organisation  der  landesfürstlichen  Mittel-  und 
der  Hofhehörden,  wie  wir  denselben  ganz  besonders  auf  dem 
Gebiete  der  habsburgischen  Munarcliie  schon  im  16.  Jahr- 
hundert begegnen  %  messen  könnte,  Mittels  dieser  Hrganisation 
vollzieht  eich  die  Befreiung  der  Verwaltung  und  Rechtspflege 
in  weitem  Umfange,  namentlich  aber  auf  dem  Gebiete  politisch 
bedeutsamer  Angelegenheiten  von  der  unmittelbaren  Teilnahme 
der  Stände ,  aufserdem  aber  auch  die  Centnilisation  der  Exe- 
kutionsgewjilt  in  den  Hflnden  des  Monarehen  und  zum  min- 
desten die  principielle  Unterwerfung  der  patriinunialen  grund- 
herrlichen Verwaltung  und  Ret^htsptlege  unter  die  Kontrolle  der 
landesfürsttichen  Behörden*.  Sofern  man  deshalb  die  abstrakte 
Staatsidee  nicht  in  der  Idee  vom  persönlichen  Staate,  sondern 
in  der  universalen  Tendenz  des  jus  regium  erblickt,  waltet  die- 
selbe geraume  Zeit  vor  dem  dreiföigjähngen  Kriege  vor. 

Ungenau  ist  es  unter  solchen  Umständen,  in  dem  jus 
regium  eine  blofse  Renaissance  der  politischen  Idee  des  antiken 
Principates^   zu    erblicken.     Es   scheidet    sich   von   demselben 


*  Vgl.  oben  S.  36  U  ^  U  ^  f-  Rachfahl ,  Gesamtstaatsverwaltutig 
8.  143,  245  ff.,  H24;  KnVs  a.  a,  O.  H,  20  C  S.  7^ 

^  Unger  a.  a.  O.  8.  221.  274;  Virosjil  11  S,  164;  v.  Below  II  8.  BÖ; 
Te^ner,  LandesfürstJiche  Verwaltimgsreclitspflege  8.  35  A.  8,  8.  39  f,» 
.S.  112  A.  40. 

■  Te2iK*r,  D^r  .isterrck'hischo  KaiHPrtit»*!,  das  ungarische  8taatft* 
recht  und  die  an-raneche  Publizistik  S,  46  ff.:  Raolifalil  a*  a,  0.  2.  Buch 
8,  Kapitf'l  und  X  Buch  2.  Kapitel. 

*  TezTier,    Latidr^sfürntliclie  Verwaltimgsreciitgpflege  S,  62  ff.,  SO  ff. 
*  eer  a.  a.  U.  8.  195. 
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formell  durch  seine  inclividualreehtliche  patrirooniale  Struktur, 
materiell  durch  seinen  gröfseren  Gehalt  an  socialethischen, 
christlichen  und  germanischen  Anschauungen  entsprungenen 
Ideen. 

Diese  socialethischen  Ideen  sind  aber,  wie  gezeigt  worden 
ist,  auch  der  (gleichfalls  vor  dem  30jährigen  Kriege  bethätigten) 
Auffassung  der  Stände  von  ihrer  Rechtsstellung  im  Stände- 
staatc  nicht  fremd.    Mag  auch  ihrem  Kampfe  gegen  die  Zunft- 

f)rivilegien  ihr  eigenes  wirtschaftliches  Interesse  zu  Grunde 
iegen,  sie  führen  ihn  doch,  und  zwar  schon  im  16.  Jahr- 
hundert, unter  Berufung  auf  den  gemeinen  Nutzen,  weil  sie 
^zu  Abpruch  und  Nachtheil  gemainer  Landt  reichen  und 
dienen'*  ^  Die  Bewilligungen  und  Kürzungen  der  Steue^ 
postulate  erfolgen  mit  Rücksicht  auf  das  Beste,  den  Nutzen  und 
die  Not  des  Landes  2.  Die  Stände  treten  gegen  die  einseitige 
Verfügung  des  Herrschers  über  Land  und  Leute  und  gegen 
die  Zulassung  von  Landesfremden  zu  den  LandesAmtern  auf 

Die  Unmöglichkeit,  die  den  monarchischen  Ständestaat 
beherrschenden  politischen  und  staatsrechtlichen  Ideen  in  ein- 
heitliche, widerspruchslose  Formeln  zusammenzufassen,  äufsert 
sich  auch  noch  in  anderer  Richtung. 

Auf  der  einen  Seite  besitzt  die  Auffassung  von  der  Stel- 
lung dos  Königs  oder  Landesfürsten  als  des  Schöpfers  und 
Bewahrers  alles  Rechts  schon  im  16.  Jahrhundert  die  Kraft, 
den  ständischen  Dualismus  zu  überwinden,  sofern  der  König 
oder  Landesfürst  von  den  Ständen  selbst  zur  Entscheidung 
der  zwischen  ihnen  entstehenden  Konflikte  angerufen  wird*, 
und  sofern  die  Stände  in  Verleihungs-  und  Anerkennnngs- 
akten  des  Herrschers  eine  rechtliche  Stütze  erblicken  im 
Kampfe  gegen  Anfechtungen  und  Verletzungen  ihrer  Rechte*, 
welche  nicht  vom  König  oder  Landesfürsten  ausgehen. 


»  Tezncr  a.  a.  0.  S.  73;  Kries  a.  a.  0.  S.  80:  v.  Below,  Territorinm 
S.  272. 

•-'  V.  Below  11  S.  88  f.;  Kries  a.  a.  0.  S.  25  A.  13.  Vgl.  ferner 
V.  l^elow,  Territorium  S.  264  ff. 

8  Rachfahl  a.  a.  0.  S.  292.  Die  Hemorkung  auf  S  65  meiner  V«^ 
■waltunfTt^reclitspfloge,  es  habe  sich  der  Kampf  der  Landcsfürgten  gejren 
die  stiuulischen  Privilegien  in  den  Formen  der  Kechtspflogc  vollzopen. 
bedeut(>t  ihrem  Znsamm(>nhange  nach  nichts  anderes,  als  dars  auch  die 
Kechtspfiepe  als  Mitt(?l  für  die  Abolierung  oder  Revisioii  dieser  Privi- 
lejrien  verwendet  wurde.  Vpl.  auch  a.  a.  0.  S.  115  f.  Die  Behauptnng, 
als  hätte  nich  der  Kampf  ^ofi^on  das  Ständewesen  nur  in  dieser  nn* 
bluti^^en  Fonn  vollzogen,  welche  mir  Rachfahl  bei  SchmoUer  8.  356 
vorwirft,  war  damit  nicht  beabsichtigt.  Allein  selbst  auf  die  Uatiee 
Unterdrückung  diT  ständischen  Erhebung  in  Böhmen  unter  Ferdinand  0. 
fnlirf  dessen  Verfügung:  in  der  vernewerten  L.O.,  dafs  in  allen  Sache« 
des  Fiskus  den  Ständen  der  Rechtsweg  offen  bleiben  werde;  v.  Belov. 
Territorium  S.  272. 

*  A.  a.  0.  S.  408.  Nach  den  niederösterreichischen  HofratsordnanffeD 
Ferdinand  I.  soll  der  Hofrat   ^pan    und   acht   aus   unserer  f&ntiicnen 
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Andererseits  führt  der  das  Ständewesen  belierrschende  Egois- 
in  US  und  die  densellien  fördernde  Zerklüftung  weit  über  den 
Dualismus  hinaus  bis  zum  Atoiiismusj  zuni  öchroffsten  Individualis- 
mus, sofern  zuweilen  raU  Erfolg  der  Einzelne  seine  Rechte  nicht 
nur  dem  König,  sondern  auch  der  Lfindschaft  als  unantastbar 

egenüberstellt  wie  der  Einzige  sein  Eigentum  der  ganzen  Welt. 

"nd  gerade  diese  Richtung  erfährt,  wie  der  Vergleich  derSteuer- 

lolitik  Ferdinard  L  mit  jener  Leopold  L  in  »Seldesien*  und 
äie  noch  1790  erfolgte  Verhürgiing  der  Unverletzbarkeit  der 
^Steuerfreiheit  des  ungarischen  Adels  durch  "Gesetz  beweist, 
stellenweise  nach  dem  dreifsigjälirigen  Kriege  eher  eine  Ver- 
schärfung als  eine  AbBchwächung^. 

Diese  Thatsaclie    findet    ihre    Erklärung  in    der   während 

[er  ganzen  ständischen  Epoche  bestehenden  Koinzidenz  der 
monarchischen  und  der  stiindischen  Interessen,  soweit  es  sich 
um  Ausschliefsung  der  grofsen  Masse  des  Volkes  von  jeglicher 
Teilnahme  an  staatlicher  Thätigkeit  handalt,  worin  das  gröfste 
Hemmnis  für  die  Herausbildung  der  abstrakten,  organischen, 
persönlichen  Staatsidee  durch  den  Ständestaat  zu  erblicken  ist* 
Vermöge    dieser     Interessenkoinzidenz     kann     sich     der 

tirstenabsolutismus  so  weit  entfalten »  als  er  nicht  die  lioch- 
geschätzten  socialen  und  ökonomischen  Vorrechte  der  ein- 
flufsretchen  höheren  Stände  trifft.  Auch  um  die  Kammer- 
verwaltung kümmern  sich  die  Stände  so  lange  nicht,  als  die 
Müswirtschaft  in  derselben  in'cht  zu  tinanziellen  Zumutungen 
an  die  Stände  führt.  Dafür  bleibt  die  in  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone  gegenüber  den  Städten  gründlich    gehand- 


obereheit**  verleilien ;  Rosenthab  Die  Beh^rtlenorganiftation  Ferdinand  L 
8.  '2l\,  228;  Tezuer,  Laudesffirst liehe  VerwaUunesrechtapliege  S.  71. 
Oagegfij  kommt  der  PeraoiiaiiiDioii  von  monftrchischen  und  ständJRcheQ 
Funktionen  in  der  Pierson  des  Vorsitzenden  der  Landschaft  und  anderer 
Landesbeamten,  in  der  Mitwirkung  des  Herrschers  zu  ihrer  Bedtellung^ 
"^*""*"  EQ^Jeich  dem  König  und  dem  Lande  geleisteten  Eiden  für  dio 
nrinaung  des  stäudinehen  Dualif^mns  darum  keine  Bedeutung  bei, 
gie  sich  doch  immer  mehr  als  HepräÄentanten  der  Stände  wie  de» 
ierrschers  fühlen.     Vgl,  hiezu  v.  Below,  Territorium  S,  271. 

»  Knes  a,  a.  O.  S.   7M   verglichen   mit  8.  61    A.    10;    Virosxil    11 
410,  HI  S.  24  f. 

*  Gan«  besonders  das  ungarische  Stfiodetum  schliefst  die  ständische 
Spoehe  mit  Errungenschaften  ab,  welche  meinen  Besitzstand  zu  ßegina 
'er  ständischen  E^ioche  weit  überragen.    In  den  Komi  taten,  welche  den 


Q^^angspunkt    für  die  Entwirklung    eines    Selfgovemment    nach    be- 
■  mten   engliscUein   Muster  hätten  bilden   können,   Viroszil  II   S,  2Ji5, 
t,  204  Ä.  d,  2Hy  f.,  U  S.  51  A.  t,  S,  104  f.,  übt  der  stftndiaehe  Adel 


MI  diese  Zeit  eine   wahre  Paschawirtachaft ,   durch  welche   die  Land- 
Klkernng    in    unerhörter    WeiÄ«    und    schutxlas    ausgesogen    wird; 
riT<y»zii   ir   S.  57  A.  d,    S.  2M  A    b.    8.  408  A.  h,    III   S.  Ü>4  A.  x,  y, 
'    IW  f.  A.  d,   S.  104  A.  g,   S.  107  A.  i,   S.  112  A..  S,  114  A,,  8.  m 
n,  8-  197  A.  g.  8.  209,  211,  213.    Vgl  übrigens   auch   da«  liberum 
eto  der  Mitglieder  des  polnischen  Reichstags. 
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habte   Verwirkungstheorie*    vor   dem    Steuerbewilligun^ 
des  nunmehr   fast    nur  aus  dem    hohen  Klerus  und  dem  A< 
bestehenden  Landtages  stehen,  die  durch  dieMassenhinrichtuti 
in  den  stUndischcn  Adel  gerissenen  LUcken  werden  durch  Net 
Verleihung  der  St^mdschaft   gewissenhaft  wieder  aus^eglich 
die    Erhebung    des    ausgesogenen    Bauernstandes    gegen    di 
Grundherren  wird  von  den  Landesfürsten  vor  wie   nach   i 
dreifsigjährigen  Kriege  mit  Wütiger  Strenge  unterdrückL 

Infolge  der  Abneigung  der  Landesfürsten  ge^en  "' 
stärkeren  politischen  Einflufs  der  Btirgersehaft  und  geg^n 
jeglichen  politischen  Ein  Hufs  der  Bauernschaft,  infolge  der 
hierdurch  begrüiirleten  AbhUngigkeit  derselben  von  den  höherm 
Ständen  kommt  den  socialen  und  ethischen  Vorstellungen  von 
dem  Berufe  und  Amte  des  Landesfursten  gerade  gegenüber 
den  schwersten  Übelstilnden ,  mit  welchen  der  kontinen 
Ständestaat  behaftet  ist,  eine  mehr  theoretische  als  prakti^ci 
Bedeutung  bei.  Ein  ernster  Kampf  g^gen  die  die  höhe 
Stände  begünstigende  Steuer  Verfassung  und  die  Ihre  Gm 
läge  bildende  Agrarverfassung  wird  erst  in  dem  Zeitpunkt? 
unternommen,  in  welchem  infolge  des  Steuer-  und  Agrarrecht* 
des  monarchischen  Ständestaates  dessen  Lage  politisch  uubajl- 
bar  wird,  was  in  einzelnen  Staaten  erst  in  der  zweiten  Hilft 
des  18.  Jahrhunderts  der  Fall  ist  Dieser  Moment  bildet  d 
zweiten  Wendepunkt  in  der  Entwicklung  des  Ständestaat 
nicht  aber  der  dreifsigjährige  Krieg, 

Bis  dahin  ist  deshalb  die  finanzielle  Lage  der  Herrsch 
eine  ebenso  demütigende  als  vor  dem  dreifsigjälirigen  Ki 
und  es  dauert  der  Einflufs  der  Stände  auf  die  ModaF 
der  Bemessung,  der  Hebung  und  der  zwangsweisen  Eintre? 
in  der  gleichen  Form  fort,  in  welcher  er  vor  dem  dreifsi] 
jährigen   Kriege  geübt  wurde®.     In   Österreich    vollzieht  sie 


iber 

i 

in44 


1  Vernix  werte    böhmische    LO.  A.  V.    Schon    nach    dem    schfluil* 

kaldischen   Kriege    vemiwhtete   Ferdinand  L    die  Autonomie    der  bAb* 
miBchrn  Städtt^,  ohne   bei  den   ilbrigen  «tändischen  Kurien  auf  Wider  ^ 
stund  zu  Htofsen:    Elvert,    Zur   osterreichifichen  Verwaltungsgesci '  "     ' 

5.  M.  nDi«^  zit^mliche  Unbescliränktheit  der  landesfür^tlichpn  Mach| 
man  (in  der  vernewerten  L,0.  Ferdinand  II.)  durch  die  gi-ofuen  Vor 
aii8 ,   welche   dvn  höheren  Ständen   geblieben  waren   oder  eing 

wurden^  wozu  auch  gehörte,  dafa  fedes  Amt,  welches  über  den  R 

dienet  hinausginge  auaschltefsend  den  höheren  Ständen  vorbehalten 
Dafür  sank  der  von  den  königl.  Städten  repräeenticrte  Bürgerst 
welcher  von  den  früheren  Viril-  auf  eine  Stimme  kam,  ^ur  völhgeu  T«- 
bcdeutendheit  henib  und  fand  gegen  weitere  Beeinträchti^ing  nur  bn 
der  Hegierune:  St*hutz"  ;  Elvert  a.  a.  O.  S.  172.  Allein  erat  zum  Auf- 
gang des  18.  Jahrhunderts  wurde  in  Österreich  infc^lge  des  veriweif<^U<ti 
Standes  der  Steuereinnahmen  der  Kiimpf  mit  den  Stenerprivilegi«3i  Am 
Adels  ernatlich  aufgenommen.     Vgl.  Kries  a,  a   O.  S.  t>l  A.   10»  S.  fft 

"^  VgL^,hie;su  Widmet,  Zur  Geschichte  de»  Stempel-  und  Gebf 
Wesens  in  Oflterreich,   Zeitschrift   für   VolkswirtÄcbaft   und    Vem 

6.  Bd.  S.  578f,  589,  594,  597,  601,  60S,  60tt,  617.    Beispiele  von 
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die  mit  der  gleiclizeitigt^n  Steuerreform  in  Zusammenhang 
Biehende  radikale  Aussei laltimg  der  Landesämter  aus  der  Ver- 
wsitung  und  die  Vernichtung  des  stÄndisL-hen  Einflusses  auf 
die  Verwahung  erst  in  den  Jahren  1748  bis  1764,  während 
auf  dem  Gebiete  di^s  Justizweaena  sich  das  alte  Verhältnis  über 
diese  Zeit  hinaus  erhält  ^ 

Da  der  Ausbruch  der  französischen  Revolution  die  von 
den  Fürsten  ängstlich  gemiedene  Möglichkeit  des  politischen 
Einflusses  gröfserer  Volkskreise  naherüekt^  so  gewahren  wir 
im  Zeitpunkt  derselben  wieder  eine  stärkere  Annäherung  der 
Fürsten  an  die  höiieren  Stände  und  ein  Stocken  der  durch 
den  Zwang  der  Verhältnisse  hervorgerufenen  Steuer-  und 
Agrarreformen  ®. 


Tililftgen  über  StenerpoHtukte  aus  (l<»r  Zeit  nach  dem  ♦% jährigen 
ßnden  mh  m  Rie^ger«  Materialien  zur  Statistik  von  Böhmen 
IM,  iiinl  11,  Heft  Mi^i-ellen.  Die  altnn  Reverse  dauern  fort,  ehen^o  die 
Bestimmung  d«'rt  modus  rolleetandi  et  exequendi  durch  LftndtagsBehlnfs. 
y^\.  auch  Elvert»  Zur  oj^temnchiischen  Finanzgestchichte  S.  :^2i>  if »  :^4S  f. 
:i55,  W2f..  371,  875,  :^89,  H02,  :Kj4  ff.  E«*  scheint  mir  ein  Widernpruch 
darin  zu  iie^en .  wenn  Kries  n.  a  n.  S,  Hl  A.  10,  8.  6*J  die  geringen 
Fortschritte  in  der  Entwicklung  de^  direkten  Steuerwe^^enH  unter  den 
ctpäteren  Habshurgem  auf  deren  prriiif^e  Energie  zurückfuhrt  und 
Apdereräeitä  doch  wiedpr  S.  59  ff..  S.  70  A.  'A  daran f  hinweist,  dafs  man 
mth  nach  dem  dreir8ig^jrihri«;eii  Kriege  tncht  mehr  Knnderlich  um  die 
den  Stäoden  f^efrebenen  Zusieht» rungen  kümmerte.  Dai^  Schicksal  der 
Agrar-  und  Steuerpolitik  Joj^ef  iL  beweist,  da fs  sowohl  Kries  aU  Räch- 
fahl  die  politische  Macht  de;*  Adels  nach  dem  dreirsigjiihrig'en  Kriege 
nnterJH'hätxen,  welche  Miieht  durch  die  ünhist  der  HerrHidier.  sich  auf 
die  Städte  oder  jE:ar  auf  die  Bauern  zu  stützen  und  wohl  auch  durch 
die  infolge  vollstöndigi^r  Entfremdung  ^'om  politi.schfu  Leben  hervor- 
gerufene politische  Unfähigkeit  dieses  Teils  der  Bevölkerung  gefordert 
wurde. 

*  Ein  bemerkenswert ea  Beispiel  dafür,  wie  durch  die  Sonder- 
interessen  von  Fürst  und  Ständen  die  staatliche  Entwicklung  an  einen 
toten  Punkt  gelang'i,  über  welchen  sie  nur  durch  gleichzeitige  Ver- 
nichtung von  Fürstenabsohitismus  und  Stände» weson  hinubergebraeht 
werd*»n  kann,  bietet  die  Tliatj^aehe ,  dafs  in  Ungarn  der  ständiÄcben 
■'      '    rnng    nach     einer    Unterwerfung    der    Kammerverwitltung    unter 

he  Kontrolle  im   19.  Jahrbundeit  die  Forderung  nat-h  dem  Ver- 

■<  Adi'Ls  auf  seine  Steuerfn^iheit  von  edten  de»  Kr»nigs  entge^en- 

!    winl  ;  Virosisil  11  S.  151*  A.  a.     Warum  die  Stünde  ernsthaft  an 

^Iche  Kontrolle  nicht  denken  konnten,  darüber  vgl,  Kries  a.a.O. 

S.  41.  8.  .51  A.  4,  S,  52,  Hl.     Übrigen»  persiÜieren   die    abf^olutiatischen 

Centrali^ten  den    Ernst  der   kon^ititutionellen   Allüren    der  ungarischen 

Stände  durch  die  Forderung,  dafs  die  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung 

d*»m    ganzen    Volke    pWiffnet    werden    möchte;    Viroszil  I   S.  2S5    A.  k, 

Texner^  Der  österreiehi riebe  Kaisertitel  u,  s.  w.  S.  40  ff. 

*  An  dieser  Stelle  ist  auf  den  ^emeinBamen  Widerstand  von 
T*      "      mg  und    höhen^n   Standen  gegen    eine   hr^chiit    bescheidene  Ver- 

Mg  ilcr  IJet'htsstellung  der  btadte  auf  di'in  bölinnachen  Landtag 
ii.r, ,  ,  ,'jA  zu  vcTweisen  ;  Toman,  Das  bühmiscbe  Staatsrecht  und  die 
5»terreichi'<ehe  Reiehsidee  S.  2<J2, 

*  Die   kümmerlichen   vom    ungar.    Landtage  HWÖl   beschlossenen 
itorm*»n    sind    fielh-?t    noch    im    Jahre    1S48    auch    niehl    etnnml    an- 

auBgeführt  worden.    VgL  auch  v.  Below,  Territorium  B.  60fl 
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Der  Schonung  und  Rücksicht ,  welche  die  Landesftlrsttrn 
den  socialen  und  wirtschaftlichen  Vorrechten  der  höheren 
Stände  angedcihen  lassen,  entspricht  der  Mangel  oder  die  ver 
hJUtnifsmilldige  Schwäche  der  Reaktion  dieser  Stände  gegen 
einseitige  organisatorische  Akte  der  Landesftirsten ,  welche 
diese  Keclite  unangetiistet  lassen '.  Freilich  wird  deni^elben 
der  Weg  zugleich  auch  durch  die  grofse  technische  ünvoU- 
komnienhoit  des  Ständerechts  geebnet^,  welche  die  Über- 
tragung konstitutionell-rechtlicher  Vorstellungen  auf  staats- 
rechtliche Vorgänge  im  Ständestaat  gänzlich  unstatthaft  er- 
scheinen läfst^. 


'  Diese  InditFenMiz  oder  die  Sohwäche  der  stäiidiBchpn  Reaktion 
gegen  die  mitunter  privilej^ienwidrigen  organisatorischen  Gesetze  *\^ 
LandeHfürnten ,  dann  aber  auch  die  Initiative,  die  zuweilen  von  der 
einen  ständischen  Gruppe  ergriffen  wurde,  um  den  Monareben  zur  Xh- 
schaifung  der  Privilegien  einer  anderen«  sei  e«  ständischen,  wi  •** 
territorialen  Gruppe  zu  bewegen,  lassen  die  iiehauptung  Rachfahls  Ki^i 
Schnioller  S.  356,  dafs  man  vor  dem  dreifsigjährigen  Kriege  «»oleh«-* 
Vorgehen  des  Monarclien  sehr  deutlich  als  einen  Kechtsbruch  empfand, 
als  l'bertreibung  erscheinen.  Die  Schaftung  der  Centralbchörden  tSr 
die  österreichischen  Territorien  unter  Ferdinand  I.  hat  cbensowfiii^ 
einen  tiet'g(»hen<len  Widerstand  der  Stände  zur  Folge  wie  die  Beseitignn:: 
der  böhmischen  Hofkanzlei  unter  Maria  Theresia. 

-  Kachfahl  bei  »Schnioller  8.  8-34  tadelt  es,  dafs  ich  für  die  Erklänxnf 
der  im  Texte  angeführten  grofsen  Erfolge  des  Fürstcnabaolutismus  lon- 
richtig  spricht  Hachfahl  vom  abstrakten  Staatsgcdanken)  der  UnvoU- 
koininenhcit  des  Ständerechts  so  viel  Bedeutung  beigemesAen  hänr. 
Allein  di»s3en  niedere  Technik  hat  d«»r  schöpferischen  Thätigkeit  li»^ 
Fürstt'n  auf  dem  Gebiete  der  Centralisationspolitik  die  Wege  in  n«vh 
hr»hcreiii  (iradc  geebnet,  als  die  niedere  Technik  des  heimischen  PririT- 
rechts  d«»r  A'crbrcituiig  <les  römischen.  Kein  Historiker,  der  «len  Si-j 
einer  Kcciit^ordnung  über  eine  andere  zu  erklären  hat,  wird  die  Technik 
der  Waffen,  mit  der  die  sich  })('känipfenden  Ordnungen  aufeinand'-r 
stofsen,  vcniachlässigcn  dürfen.  Unger  a,  a.  ().  S.  210  ff.,  Brie  I  S  tli. 
Rachfahl  .selbst  in  seiner  Gesaintstaatsverwaltung  S.  129.  257,  Scf^  ff- 
;«*0,  402. 

^  Dieses  unstatthafte  Verfahren  schlagen  die  neuereu  angarisch>'n 
Publizisten  gegenüber  den  historischen  r)sterrcichischen  Central behurdes 
ein,  ungt?achtet  ihrlJestand  durch  Diätalartikel  festgestellr 
erscheint:  Teziier  a.  a.  ().  S.  70  ff.  Um  die  Zeit  des  nngari*i*h»n 
rnabhangigkeitskainpfes  bietet  sich  uns  die  eigentümliche  Erscheinüip-'. 
dafs,  sowrit  es  sirh  um  die  innt^r  en  Verhältnisse  Ungarns  handelt.  Eis* 
inütigkrit  über  die  ausgesprochen  ständische  Natur  der  altungari^ohfo 
Verfassuiiir  besteht  und  lieren  Vernichtung  in  der  leiden 9chaftlick«t''u 
Wt'ise  gt'fordert  winl,  dafs  dagegen  von  den  aktiven  Politikern  d-*r 
Kampf  ireir«'n  die  mittels  d«'s  ständischen  Staatsrechts  nicht  angreifbiP-D 
l^'iit ra  1 1) ehörden  im  Naui(>n  der  ausgesprochen  konstit u tionelli'ii 
Natur  dil'ser  Verfa<sun;r  geführt  wird.  Mittels  dieser  Unterstellanj  i-t 
es  gelung«*u.  die  Unabhänungkeitsbewegung  im  Lichte  eines  Kaznp:^ 
ums  lii'i'ht  ers<"lh*inen  zu  las-^en  uiul  jenen  moralischen  Eindruck  hervor- 
zurufen, de-^s»'!!  kfine  ernste  politische  Hewegung  entraten  kann.  >^hs 
di'utlich  tritt  uii>  di«'srs  l)i»ppelspiel  entgegen  in  De&ks  Beitrag  rum 
ungarisi-h.'u  Staat^neht  auf  S.  2S.  111  ff..  141  f.,  155,  187  f.,  190,  d>4  Ä- 
ver-lich.-n  mit  S.  2'2  f..  '2(\  71,  7:^,  105  f.,  l'JO.  127,  1:«.  Über  die  kin- 
dische nichtknustitutioni'lle  Natur  des  alt  ungarischen  Verfkasangsrccbt? 


es 


Gerade  aber  die  Vervollkommnung*  der  Verfassung  ist  im 

tinentAlen  Ständestaat  den  Fürsten  und  den  Stünden  gleich- 

uner wünscht.     Sie    wäre    nur   möglieli   gewesen  in  der 

lg  der  abötrakteii  Staatsidee,   deren  Repräsentanten  die 

imdeßftirsten  nie  gewesen  sind ,   in  der  Richtung  deö  orguni- 

jhen    und    persönlichen    Staates    mit    seinem    der    abstrakten 

taatsfdee  entsprungenen  Begriffe  des  konstitutionellen,  gegen* 

ber  dem  Herrscher  wie  den  Ständen  unverbrüchlichen  *,  all- 

pnein   und    unwiderstehlich   wirkenden  Gresctzes,    mit   seiner 

©ndenz    nach    scharfer,     auf    objektiven    Zweckmäfyigkeitö- 

ründen  beruhender  Abgrenzung  zwischen  monarchischen  und 

irlamentarischen    Kompetenzen.      Das     hätte    auf    seite    der 

Ursten  politische,  auf  seite  der  Stände  politische,  sociale  und 

rtachaftliche  Opfer   gekostet,    für  welche    keinerlei  Neigung 

'banden  war.    Ilarum  dauert  der  unsichere,  fliefsende,  einer 

ung    nicht    föhige    Zustand    des    ständischen    Staatsrechts, 

ches   jeweils   ein   Spiegelbild    der    augenblicklichen   Macht- 

bältaiss  darbietet^  während  der  ganzen  ständischen  Epoche 


ht  in  der  Wissenscliaft   kein   Zweifel.     Uncer  a.  a.  0.  8.  98,  251* 

29C;    BluntÄchli,    Allu*-iDeiiiP3   Staatsrecht  5,  A,   S.  48;    Viroaxil  t 

rrO  A.  d»  2>tlN  289,   H  8,  8   A.  h,   8.   56   A.  b;  Elvert,  Zor  «f^ter- 

ibJÄchftn  Verwaltun^speschichte  S,  342;  Triepelt  Die  Eatatehung  der 

titiitionftlh^ii  Monarchie  8.  "A;  Jellinek  a.  a.  O.  S.  &M. 

*  Hiexu  besoiideri?  v.  Martiti,    Über   den   konstihitionelleii  Ref^TifiP 

Gef^otzes^    Zeitschrift    für    die    ice^amte    StÄÄtswi3sen3chjift  3H.  Jld. 

m.  258, 

-  Das    aus    den    persönliclien    Maehthrstrebunj^eü    herrori^eliende 

sebeitige    Mifstrauen    von    Herrscheni    und    Ständen    (v^l.    Krie« 

O.  S.  57  A,,  Viro8«il  II  S.  102  A.  ^^,  S.  260  A.  c,  v.  Hebw  lU  2 

2H)  das  Bedürifois,  der  kimt'ttfftm  Machtentwicklunf?  niclit  dureh  klare 

KhtBsätse  zu  präjiidlziereii,  erklärt  die  d«in  Ständerecht  eigentümliche 

Itlaustilierte    oder    vage     Fassung    an     sieh    wiektiger    Privilegial- 

^Btimmunf^en.    Bis  in  ilie  letzte  Zeit  werden  Regalien  und  Autoritäten 

nerseits,     Herkomtnen     nud    Gewohnheiten     andererseits     ohne    fort- 

hreitende  Klärung    des  Umfang»   der    ersteren    und  Feststellung    de« 

ihalt«  der  letzteren   einander  gegennbergei4telll   und    big  ins   19.  Jahr* 

mdert  hinein  ist  die  Verknüpfung   der  Geuehrai^unff    ständischer  ße* 

hhiä^e   mit   dem    Vorbehalte   der  Regalien   üblich.     Vgl.   die    Reserve 

Hchlesischen    Stenerprivile^'-ium    von    1498,     Wonach   das    Land    zu 

tern    nicht   verptiichtet    iat^   exeaptis    iis,    quas   de   jure   negare   non 

ieut-,   Unger  S.   412  f.;    BnchholtJE   a.   a.   O.  8.   Bd.  "8.   :^>1  f,;    Kriea 

0-  S.  53»  Tezner,    Der  Gsterreiehische  Kaisertitel,   das  ungarische 

»tsreebt  u,  s.  w.  S.  84.    Die  Darstellung  Rachfabia  in  seiner  <  Je^amt- 

iverwaltuug  S.    löO  C   stimmt,  iriaofeni   sie   8.    154   in   dem   Satze 

t:  rt^o  hatten  sich  fcHt  geregelte  Zuötnude  innerhalb  der  Gesamt- 

ung   SeUJesiens   im    !t>.  Jahrlinndert  berauRgebildet,**    mit    seinen 

icn  Ausfiibruagen  auf  S.  142,  144,  150  it  nicht  ü herein.     Vgb  auch 

szil  II  S.  402  und  Jäger  II  1  S.  Vi,  31.     ünzutreffeud   i^t    deshalb 

tch   tler   von  Ra<;hfabl   bei   SchmoHer   S.  355  zwischen   diesem   eigen- 

Rccht&2Udtand   und  zwischen  den   Lücken   des   modernen    Ver- 

towie  den  modernen  Staatsstreichen  gezogene  Vergleich* 

len  Verfassungskimpfe  streben «  soweit  sie  aus  unidaren  Ter- 
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Die  nachhaltigen,  bis  in  die  Gegenwart  dauernden  Wir- 
kungen des  Geistes  und  der  Teelmik  der  ständischen  Ver&ssunf 
äufat^rn  aich  ganz  besonders  in  Osterreich.  Dafs  sich  die 
Cetitnilisation  der  Behörden  für  Am  ganze  Gebiet  der  haW- 
burgischen  Herrschaft  mittels  der  bedeutsamen  Schopfaiiigio 
des  Gelieinirates,  des  llofkriegsrates  und  der  Hotlvatnmer  a 
unblutiger  Weise  durch  einseitige  Akte  der  Herrscher  vo 
ziehen  konnte^  dafs  ehemalige  Staaten  der  Stellung  autonon 
Provinzen  eines  Einheitsstaates  genähert  werden  konnten, 
klärt  aich  nur  aus  der  eigen ttlmlichen  primitiven  Nattir 
Ständeverfassung  Aber  gerade  deshalb,  weil  diese  Cent 
lisation  von  oben  herab  mittels  streng  landesfürstlich* 
Behörden  erfolgt,  weil  sie  dekretiert  worden  ist,  ist  es  bis  au 


fassim^srechtliclien  lie.Mtimmungen  ctit^prini^en ,  bewufster  Kl  rMitj 
mid  die  Frage,  ob  Verfas^ungsverletziiDfr  vorliep^e,  ist  bei  d  r  i.  i*l 
(i^leichlich  höheren  Technik  und  Geschlosaenheit  de«  fnodertiou  V« 
fas8ung»rechts  ^egenübor  deoi  ständiselieQ  uiiverffleichlich  leichter  i 
lösen  ab  die  Frage,  was  jus  reg-ium,  was  jus  regni  sei?  K»  bt^sitct  «W 
das  moderne  VeriaB8Un(^8 recht  in  technischer  Beziehung  vor  dem  stiÄ- 
dii'chen  den  grof§en  Vorzug  der  gröfseren  Sicherheit  in  der  FeststeUiiia|( 
etwaiger  Verhetzungen ,  also  K^ewiasermafson  der  gröf;seren  Unrecbti' 
Sielierhcit.  Dann  aber  steht  bei  auftauchende«  Zweifeln  wenigisteti*  dif 
formale  Inhalt  der  verfasäiingsrechtliehen  Bcutiiuniutig  fest,  an  welcli" 
sich  der  Zweifel  kufipft.  Iin  Ständestjiate  ist  es  aber  in  weitem  Vt 
fange  schwierig,  ja  iinnij>glieh  zu  be^timnien,  wie  denn  in  diesem 
in   jenem    Punkte   dh 


'   Verfasj^ung   lautet   und   ob  sie    überhaupt 
dchst   unbestimmter  Weii^e  beschwört   der   I 


füri*t  die  guten,  üblichen  Gewohnheiten  Weil  aber  diese  riiifuiin 
heiten  zum  grofflen  Teil  der  Entwicklung  des  Gemeinweseos  entj 
stehen,  also  nicht  löblich  sind,  und  ferner  wegen  der  in  diesem 
h«*rr8chrnden  Rivalitflten  nnt<^r  den  Ständen,  kommt  es  im  koDtinev 
Stiiüdefitaate  zu  keiner  Einrichtung  für  eine  autoritative ,  der  An** 
dehiiung  des  jus  regium  Sehranken  setzenden  FestgteUung  de»  Inbtltl 
der  Gewohnheiten.  Auch  ist  dem  modernen  Verfansungsstaat  die  E^ 
«cheitiung,  dafn  in  ganz  den^telb^n  fimdamentalen  Staatsangel «'j2r*»nh*'tt*»o 
der  Herrscher  innerhalb  kurzer  Zeiträume  bald  allein,  bald  ^  "  ' 

Wirkung   einer  Versammlung  verfu*rt*    fremd,   Ungnr  a.  a.  O, 
2S1  ff.,  275  ff.    Wenn  nun  v:  Bolow,  Territorium  S.  259.  — 
es   im  Ständeytaute   d iircli  J  h  h  r h  u  n  d  e r t  e    ein    w  e  i  t  <• 
lieber  Angelegenlieiteu  gegeben  habe*  auf  welchem  über  ^ 
keit   von  Herrscher  und  Stände   die  Machtlage    entaehiedeii   J 
dafs  der  Inhalt  der  kodifizierten  Ständerechte    ein  zuOllligcr  - 

mcutarischer  ge  wessen  sei^  fem  er  auf  8.  242,   255»  dafs  der  Staodestsifct 
eine  Abneigung  gegen  eine  klare  kodifi kalorische  Austragung  von  V'-r- 
fasanij|Tsf ragen  besessen  habe,  so  gerät  er  durch  die  Billigung  d'^ 
Rachfani.^   gegen  meine  Ablehnung  einer  Annäherung  der    s: 
Verfassung  an  die  konstitutionelle  im  Punkte  ihrer  eigenen  W 
fähigkeit  a.  a.  O.  8    259  A.  1  mit  j^ich  selk^t  in  schroffen  W 
Kanu  wirklich  ernsthaft  ein  Vergleich  zwischen  der  altsf-^^  ^  ! 

k<^^n»titufioneüen     ungarischen     Verfast^ung     im    Punkte  i 

Wider  Sit  and»knilt  gegen  eine  ein^-^iitige,  die  Sondcr»taalliLL.,  ,:  ,  ,.^....1' 
verdunkelnde  Centralif*ationspolilik  gezogen  worden?  Solche  Vergleiche 
erwecken  nicht  mir  ganz  faUche  Vorstellungen  von  der  Technik 
des  ständischen  StaAtsreehtH,  «ondern  machen  auch  die  ^taatarechtUchfW 
Vorgänge  im  StäudcBtÄat  unveratäadlich. 
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heutigen  Tage  zu  einer  inneren»  organischen  Vereinigung  der 
Teile  nicht  gekommen '.  Allenthalben  hat  aber  die  Ver- 
knüpfung der  Ständeverfasenng  mit  der  ans  dem  mittelalter- 
lichen Feudalii^mus  hervorgegangenen  Agrarverfassueg  die 
Entfaltung  wahrhaft  staatlicher  Thätigkeit  auf  selten  der 
Stände  und  die  Umbildung  der  Landesämter  in  wahrhafte 
Staatsämter  verhindert.  Die  Vereinigung  der  Reprisen t^ition 
des  Herrschers  und  der  Stände  mittels  der  Landesllmter  ist 
nur  eine  äufserliche,  keine  organische.  Der  Absolutismus  macht 
ihr  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Unbeweglichkeit  und 
Gleichgültigkeit  der  Stände  gegenüber  unerläfsUehen  staat- 
lichen Reformen  den  Höhepunkt  erreicht  hat^  ein  Ende.  Darum 
entsteht  tiachher  der  Konütitutionalismus  in  Dentschland  wie 
in  tNterreich  als  ein  blofses  Kunstprodukt.  Die  modernen 
Staatsämter  bilden  in  ungleich  stärkerem  Grade  eine  Fort- 
setzung der  landest'tirstlichen  Behörden*  als  Organe  eines  mo- 


'  Über  merkwfirdifije ,  freilich  alsbald  auf^oj^ebeue  Vori^iiclie 
Ferdinand  L,  eine  orefaniache  Verbindung  der  habsburciächen  Länder 
Ton  unten  aus  zu  rordern.  vgl,  Kries  a.  a.  ih  S,  ??H  A.  ß;  Bidermann  I 
«.  5  f ,  8  ff. 

«  Bezeirbneiiderweise  heitseu  noch  heub^  in  <  »r*terreich  die  f*taat- 
Uchen  Behünlen  im  GeKensiitz  zu  de»  B*?bnrden  der  ^^^Ibstvervvaltung 
landeafui^t licht»  Bebr*rden.  Diente  litndcäförstlichi?  Bureau kmtie  ist  im 
Ständestaat«^  zwar  nicht  Trauer  der  abstrakten  Staatnidee,  wohl  abi»r 
in  ungleich  hiVhen^m  Mafse  ein  A;?eua  für  3i>eialetbii^eh*'  Ideen  ab  der 
I^andesfTirst  sfelb^t,  der  derselben,  von  wenieren  Aii!4nahmeu  abgesehen, 
oft  Zu^el  anleimt.  V^^rueliralieh  kommen  liier  die  Kammerbebördei* 
in  Betracht,  Im  Dienste  die-^er  Ideen  «jisd  die  landeäfur^tHcheu  Beumten, 
und  ^ogar  die  ans  der  holten  Aristokratie  bervor^e^jan^enen,  die  rfirksieht«* 
lo<sesten  Vertreter  des  Furntenab^iokitt^rnui^  und  die  bebten  IhiHser  de» 
Feudal  Wesens.  Vgl.  Hock-Bidennann,  Der  ♦tatcrreiebiftche  Staatsrat 
8.  18,  116  f.;  Bidermann,  GesamtstaaUidee  I  S.  147  Nr,  92;  Rachfahl, 
Ge»anit«taat« Verwaltung  8.  270.  279;  Tezner,  Verwaltungarerhtsptlege 
S,  166.  Deshalb  darf  der  Grund  für  die  wirt.^chaftliebe  und  kulturelle 
Rückatändigkeit  Ungiirn«  unter  dem  abs<dulisti3eheu  Centrali^mus  nicht» 
wie  dies  von  Feite  ungariseher  Schriftsteller  und  Politiker  geschieht,  in 
dtesem  aelbi^t  gebucht  w*_^rden.  sie  erklärt  sich  vielmehr  dadurch,  dafa  die 
Wfrtschaftlichej)  und  kukurellen  Bestrebunp^en  der  landesfürst liehen  Be- 
hörden in  der  verrotteten,  feudal -aristokratischen  Kninitatsverfassung 
Hilf  ein  Hinderni»  von  so  bedeutender  Stärki*  ^^tieH^cUj  wie  ihnen  ein 
«oU'hcj*  anderwärts  nicht  bege*i^net  i.^t.  Wäre  an  Stelle  Lt*opold  i.  Ferdi- 
nand 11,  Ungarn  geg<'uübergestandcn ,  dann  liatte  es  Ungarn  wirt- 
scbaftlieh   und  kulturell,   freilich   aber   auch   Btaat«reehtlich    ebensoweit 

febraeht  als  Böhmen;  Bidermann  a,  a.  O.  11  S.  5;  Viroszil  III  S.  147» 
13;  Rachfabl  a.  a,  O.  S.  403  A.  Das  Sonderungsgefuhl ,  welches  das 
StÄat«beamtentum  der  konstitutionellen  deutschen  Staaten  sowie  die 
Parlamente  und  die  Selbst  Verwaltungsorgane  weohftebeitig  einander 
g'e^'enüber  empfinden,  sowie  die  Scheidung  zwischen  StAat*-  und  Selbst- 
v*Twaltung»  in  welcher  da!*selbe  »einen  rechtlichen  Au.^druck  findet, 
stellt  »ich  aU  Fortwirkung  de-^  !*tändischen  Dualismus  dar.  Für  Eng^ 
liuil  djiL'i'gen  vgl.  Gnei.-^t.  Ge-*ehichte  und  Gestalt  der  heutigen  Ämter 
]  1  1857  S.  319,  m,  897,   661.     In  England  ist  die  Selbstver- 

iie  niedere  Staatsverwaltung,  die  Staatsverwaltung  die  höchste 
F*>rra  der  Seibätverwaltung. 

ehaagwi  XiX  3,  -  Toxner.  '^  
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positiven  RechtsstofF  allein  und  nur  mit  Hilfe  formaler  juristiacher 
Kategorien  zu  gewinnen  ohne  Kenntnis  der  psychischen  und 
physischen  Thatsachen,  welche  dieses  Recht  erzeugt  haben. 
So  stellt  er  sich  nicht  einmal  zum  Rechte  der  Gegenwart,  am 
wie  viel  weniger  zu  den  staatsrechtlichen  Erscheinungen  einer 
Epoche  wie  der  ständischen,  bei  deren  Bestimmung  er^  soweit 
es  sich  um  die  formelle  Seite  handelt,  Schritt  fUr  Schritt  auf 
Verworrenheit  und  Widersprüche  stöfst. 

Wenn  aber  die  Materialienarbeit  so  gründlich  als  möglich 
vollbracht  ist,  so  mufs  in  letzter  Linie  —  und  es  gilt  diei 
ebenso  von  historischem  wie  von  modernem  Recht  —  ihr  Er- 
gebnis mittels  juristischer  Kategorien  verarbeitet,  juristisch 
formuliert  werden  und  ein  Gegensatz  in  dieser  Formulierung, 
wofern  er  sich  an  ganz  denselben  StoiF  knüpft ,  bildet  dann 
eine  juristische  und  keine  historische  Kontroverse'. 

Von  hier  an  kann  deshalb  keine  Anfechtung  erhoben 
werden  gegen  die  Legitimation  des  Juristen,  an  einer  solchen 
Kontroverse  teilzunehmen,  da  doch  dessen  ganze  Berufsbildung 
darin  gipfelt,  ihn  über  die  äufsere,  zuweilen  täuschende  Fonn 
hinweg  zur  Erkenntnis  des  inneren  W^esens  der  rechtlichen 
Erscheinungen  zu  leiten  und  da  er  gewöhnt  ist,  in  der  Er- 
kenntnis der  inneren  Verschiedenheit  des  äufserlich  Ähnlichen 
einen  Fortschritt  seiner  Wissenschaft  zu  begrüfsen. 

Dieser  Differenzierungstendenz  des  Juristen  steht  nun  die 
durch  juristische  Skrupel  nicht  gehemmte  Neigung  des  Histo- 
rikers gegenüber.  Vergangenes  und  Gegenwärtiges  einander 
nilher  zu  rücken,  das  Vergangene  durch  Beziehung  desselben 
auf  Gegenwärtiges  zu  veranschaulichen. 

Und  gerade  deshalb  erhält  der  Jurist  von  den  Darstellungen 
des  juristisch  und  besonders  staatsrechtlich  nicht  gründlich 
genug  vorgebildeten  Historikers  über  das  Staatsrecht  ver- 
gangener Epochen  den  Eindruck,  als  würde,  weil  nicht  nach 
den  Quellen  konstruiert,  auch  nicht  nach  den  Quellen  erzählt 

Der  Jurist  stöfst  in  diesem  Punkt  bei  den  hervorragendsten 
Historikern  auf  Widersprüche  zwischen  Konstruktionsstoff  und 
Konstruktion.  Er  wird  sich  wegen  der  grofsen  Akribie,  welche 
ihm  seine  Wissenschaft  in  diesem  Punkte  auferlegt,  zuweilen 
des  Eindrucks  nicht  erwehren  können,  dafs  die  geschichtliche 
Forschung  es  bei  der  Darstellung  historischer  Rechtsinstitate 
mit  der  Ausfüllung  der  Lücken  der  Quellen,  mit  den  auf- 
tauchenden Widersprüchen  etwas  zu  leicht  nimmt',  dafs  sie 
andererseits   an  Einrichtungen,    welche   das   höchste  Interesie 

^  Hierin  >t«'«kt  «la<  jirrniV,«  wif«sensi«lmftlicho  Verdienst  der  modenCB 
lnst«)risi'lii'ii  Korso  Im  iil'  aut'  dorn  (»t^bit'tt»  des«  Ständewesen«. 

-  V.   H»'li»\v,  T«»rritniium  S.  XII  f. 

"  i^iiUA  li.'siuhlrrs  i-^t  «.ii«"4,  .«nxviMt  di»*  hit*r  behandelte  Msterie  in 
r»otr:u))t  kiMiunt.  «t  >r  F.ill  ))>m  «ior  Konstruktion  der  Landschaft  th 
«•int.T  Korporation,  ;iU  ••ini--  l\Ot'htssu]>jt'ktos.  als  einer  Zwang«g^no»«*D- 
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des  Juristen  erregen  und  dem  Ret'litszustanile  iler  Vergangt^n- 
heit  ein  cliaraktenstisches  (leprüge  aiittlrücken,  acbtloa  vorttbor- 
geht^.  Auch  die  juristiseli  unzulängliche  Weise,  in  welcher 
sich  der  juristischer  DuruhbiUlung  entbehrende  Historiker  zu- 
weilen rechtlich  bedeutsame  Thatsachen  zureclitlegt,  wird  die 
gorechte  Kritik  der  Juristen  heranstürdern  -.  Am  stiirkaten 
aber  wird  der  Jurist  reagieren  gegen  die  allzugrofse  Eot- 
ßchiedenheit,  mit  welcher  sei  b^t.  bor  vorragende  Historiker  Be- 
griffe des  modernen  und  des  aller  modernsten  Stiiatareehta,  wie 
Gesetz,  Gesetzeskraft,  Autonomie,  Organ,  Kepräaentntion  u,  s.  w,, 
mit  einem  scharf  ausgejirägten  Inhalt  xur  Kennzeichnung 
höchst  schwankender,  gegen  eine  juristisch  vollkommene  Er- 
fa^ung  sich  spröde  verhaltender  Einrichtungen  der  Vergangen- 
heit verwenden,  wodurch  die  grof^se  Kluft  zwischen  Gegenwart 


rhaft.  Wie  woniisr  SchwiiripkHti^n  bi^reiten  in  diosem  Punkte  dem 
listoriker  die  8önderv*'rlimidluuik^en  »v\hM  mit  eiiizduen  Laiidatlnden 
Iber  die  SteuL*m,  der  ra^i-hi*  Wechi^el  di»r  flu  den  Verhandlungen  mit 
|«*m  Landepfflrsten  Hr^teilig-tr*»  innerhalb  knrzer  Zeiträume,  der  Mftnp:ei 
einer  erkrnnbnren  O^anisatinnBordininf?,  die  erfolgreich  l*  Sezension  der 
MiU'hligt'ti  und  GrofHen* 

^  Sil  8pielt  die  dem  VerwalhiiitjsjunKteri  geläufige  justice  reteaue^ 
durch  welche  tille  ftskalischen  Rerlitsverliftltruftse,  die  Reehtsverhält- 
ni*ee  der  feudalen  Obngkcjten  xur  KroJie  und  untereinander,  Hr*wie  ta\ 
den  UnterthÄnigen  der  iandesfrirstüchen  (Teriehtj^barkeit  vorbfdmlten 
werden,  in  den  historifvchen  Darstellungen  des  tiianarehischen  Stände- 
ütaate»  keine  Rolle. 
1  *  Darum  ist  die  Bons?t  m  wertvolle,   von  Hid^-rmatin  gesehri ebene 

Gr'Hebiehte  der  «'>8terreifhi!*eben  Gesamtfltflatfiidee  vom  staatsreehtbehen 
Sfinidpunkt  aus  nielit  eu  braiicben.  Unter  anderem  legt  Hidennaiin  die 
Verb'iUung  de«*  IndigenatK  dureb  Landstande  an  landfremde  kaiÄcr- 
licbe  KömmfKMire  nh  Anvrkmnnmg  der  CentraHsationspolitik  aus,  wäii- 
Tvnd  »'K  sieb  tliirnm  baudidt,  die  von  den  Stünden  bierin  erblickte  Uit- 
^'ebürigkeit  zu  verdecken.  Wie  laienhaft  iat  ferner  die  Bebauptuug 
rntrer»  a  a.  O.  S.  4^il »  es  liege  zwiacben  Rat  der  SfÄnde  und  Zuwtim- 
j  des  modernen  Parbmients  im  mouarchiseh  konfttituti*)neUen 
~  lue»  nur  eine  ffcbmale  Urenzliuie !  Danach  bestünde  kein  rechtlicher 
jKjlitiseber  Unterschied  zwischen  dem  r»sterreichis*cben  Reicli?=rat  in  seiner 
ebemaligen  Gestalt  «1*4  verfa)<9nn;^^uiiil*t*igem  8t«at«rat  der  Krone  und  in 
Heiner  gegenwärtigen  Stellung  al*»  Parlament.  Heutzutage  weifs  es  jeder 
jioHtiÄcb  Gebildete,  daf-i    da«   kon^titutioneHe  Ge>*etz   das  Centrum   des 

Iireieligegliederten  Systeme  der  ReelitNjus^titute  de»  monarchisch -kon- 
MtttMtionellen  Staat»reehtH  bildet.  Da  aher  jegliches  Recbtsin«titut  Er- 
|i*d»nir*  hif*.tonÄcber  Entwicklujig  ii*!,  !-o  bedeutet  eine  falsche  juriatiscbe 
I Bestimmung  derlei ben  auch  eine  falsebe  iiifilorische  Würdipin^.  In 
*  England  bat  e«  Jahrhunderte  gedauert,  ehe  an  die  Stelle  von  Privileg 
und  Petition  die  Bill  trat,  auf  dem  Kontinente  mufsten  Str*>rae  von 
Bint  \'erg08aen  werden,  —  man  denke   an  Ungarn.  —  es   mufste  znerst 

>der  f^tändische  und  dann  der  ab«ohitiflti*«che  Staat  in  Trümmer  geben, 
#hedie  ^schmale'*  Grenzlinie  «wischen  Rat  und  Zustimmung  überschritten 
werden  konnte,  ehe  der  zur  Entgegennahme  de»  Rates  der  Stände  und 
EU  blof&er  Erlediginig  ihrer  Beschwerden  und  Bitten  verpflichtete  Landes- 
füfHt  durch  den  konstitutionellen  Monarchen  abgelöst  wurde,  der  in 
weitem  und  umttrhriebenem  Umfange  an  die  vorgängige  Zustimmung 
des  Parlaments  bei  der  Vorntibme  staatlicher  Akte  gebunden  ist. 
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und  Vergangenheit  für  den  Unkundigen  in  täuschender  Weise 
verdeckt  wird. 

Unter  solchen  Umständen  dürfte  sich  der  hier  entwickelte 
Gegensatz  in  der  methodischen  Behandlung  historischen  Kechta 
im  allgemeinen  und  ständischen  Staatsrechts  im  besonderen 
durch  folgende  Erwägung  erledigen: 

Das  stetige  Wachstum  der  einzelnen  Disciplinen  in  unseren 
Tagen  in  die  Tiefe  und  in  die  Breite,  die  aamit  verknüpfte 
starke  Arbeitsteilung  macht  die  gründliche  Beherrschung  ver- 
schiedener und  namentlich  disparater  Wissenschaften  immer 
schwieriger.  Es  wird  deshalb  in  der  Regel  das  Bedürfnis  nach 
Arbeitsvereinigung,  welche  überall  entsteht,  wo  ein  und  der- 
selbe Gegenstand  wissenschaftlicher  Behandlung  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  fähig  ist,  regelmäfsig  durch  die  Kraft 
eines  Einzigen  nicht  befriedigt  werden  können.  Darum  darf 
eine  Verschiedenheit  der  Ergebnisse,  zu  welcher  eine  doppelte 
oder  mehrfache,  an  denselben  Stoff  sich  knüpfende  wissen- 
schaftliche Forschung  führt,  für  keine  der  beteiligten  Wissen- 
schaften den  Anlafs  bieten,  die  von  den  ihrigen  abweichenden 
Ergebnisse  der  anderen  ohne  weitere  Prüfung  als  Folgen  eine* 
mit  unzulänglichen  Mitteln  unternommenen  Eindringens  in  ihr 
eigenes  Gebiet  oder  einer  Zuständigkeitsüberschreitung  abzu- 
weisen. Vielmehr  erwächst  aus  einem  solchen  Gegensatz  für 
jede  der  Wissenschaften,  zwischen  welchen  er  obwaltet,  die 
Pflicht,  gewissenhaft  zu  prüfen,  ob  und  in  welchem  Umfange 
sie  nachzugeben  habe? 

Hier  nun  ist  die  Revision  der  bisher  herrschenden  Staat*- 
rechtswissenschaftlichen  Vorstellungen  von  dem  ständisch- 
monarchischen Staate  unternommen  worden  auf  Grund  der 
neuesten  historischen  Forschungen  über  die  rechtlich  bedeut- 
samen Vorgänge  innerhalb  desselben.  Es  wird  nunmehr  Sache 
der  Geschichtswissenschaft  sein,  die  Ergebnisse  dieser  Revision 
mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  ^  zu  widerlegen  oder. 
soweit  dies  nicht  möglich  ist,  auch  für  ihr  Gebiet  als  richtig 
zu  übernehmen. 

^  Dazu  rechne  ich  aber  nicht  die  Behandlung  aufliegender  «nn- 
störender  Druckfehler  in  einer  staatsrechtlichen  Darstellung  als  be- 
absichtifrter  Änfseningen  des  Autors,  wie  wenn  etwa  Racnfahl  bei 
Sclimoller  S.  851  ernstlich  mitteilt,  ich  hatte  die  ünterthÄnigen. 
die  mittelbaren  Unterthanen  des  Ijandesfursten,  merkwürdigerweise 
als  ^mittlere"  Unterthanen  bezeichnet!  Ganz  abgesehen  davon,  daf?, 
was  mit  der  mittleren  Unterthanschaft  gemeint  ist,  aus  S.  80  Zeile  1,  3. 
S.  Sl  Abs.  2  meiner  landesfurstlichen  Verwaltungflrechtspflege  klar 
hervorsteht,  so  müfsten  di(»  Uuterthanigen  nach  einer  Abschfttzung  ihrer 
Kethtsstelhing  als  die  tiefsten  oder  untersten,  nicht  aber  als  die  mitt- 
leren Unterthanen  bezeichnet  werden. 
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Einleitung. 


X^EB  Problem  der  Entwickluag  der  menschlichen  Bedürf- 
nisse hat  in  der  Nationalökonomie,  wie  mir  seheint,  nicht  die 
ihm  gebührende  Beachtung  gefunden.  Besonders  aber  ver- 
missen wir  in  deröelben  eine  eingehendere  Untersuchung  über 
den  Zuftamraenlmng  ond  die  Wechselwirkung,  welche  zwischen 
dem  Phänomen  der  Bedürfnisentwicklimg  einerseits  und  dem 
der  socialen  Diflferenzierung  andererseits  zu  bestehen  scheint* 
Merkwürdigerweise  unterliels  auch  die  österreichische  Schule, 
die  die  Bedürfnisse  in  den  Mittelpunkt  aller  ihrer  social^ko- 
nomisehen  Untersuchungen  gestellt  und  manche  wertvolle 
Gedanken  und  Anregungen  bezüglich  der  Bedeutung  der  Be- 
dtirfnisse  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Gesellschaft  gegeben 
hatte,  gerade  auf  das  Problem  der  Bedürfnisentwicklung  näher 
einzugehen  *. 

Diese  Abhandlung  stellt  sich  zur  Aufgabe,  sowohl  das  Problem 
der  Bedürfnisentwickluog  nfiher  zu  prüfen  wie  auch  die  Lösung 
desselben,  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen^  anzuzeigen. 

Die  Lösung  dieses  Problems  scheint  mir  für  die  Social- 
ökoDomie  um  so  wichtiger  zu  sein,  als  sie  zugleich  auch  eine 
erkenntnis-theoretischc  Begründung  des  Princips  des  social- 
ökonomischen  Gleichgewichtes  zu  gehen  geeignet  wäre,  welches 
Princip  für  die  socialökonomische  Wissenschaft  von  der  gröfsten 
Bedeutung  ist.  Damit  hoffe  ich  einen,  wenn  auch  noch  so 
kleinen  Beitrag  zur  Aufklärung  der  Grundprobleme  der  Social- 
Ökonomie  geliefert  zu  haben. 


»  Vergl  C  Men^er,  Grundsätze  cLVolkÄwirtscbaftsIehre,  Wien  1871. 
Böhm^Bawerk,  Gruiidzüge  der  Theorie  de«  wirt»chÄfllicheii  Güterwertes 
im  Jahrb.  l  NationaUik/u.  Statistik.  Bd,  47,  §§  1—82  und  |6  477— ML 
V-  Wieset»  Der  natürliche  Wert  Wieo  1887.  Sax,  Gnindleguiig  der 
theoret  Staatawirtschaft. 


TorteliungMi  XtX  4.  ^  Gur«witich. 


I.   Die  BedUrftiisse. 


1. 

Jede  zweckmäfsige  menschliche  Thätigkeit  setst  iigend 
ein  Bedürfnis  voraus,  dessen  Befriedigung  eben  den  Zweck 
dieser  Thätigkeit  bildet  Jedes  konkrete  Bedürfnis  aber 
würde  nicht  als  einfacher,  sondern  als  ein  höchst  zusammen- 
gesetzter Seelenzustand  aufzufassen  sein,  der  intellektaeUe, 
emotionelle  und  eigentliche  Willenselemente  in  sich  enthilt 
Wir  können  in  jedem  Bedürfnisse  annähernd  folgende  Be- 
standteile unterscheiden : 

a)  Das  Unlustgefilhl  oder  richtiger  ein  Konglomerat  Ton 
verschiedenen  UnlustgefÜhlen ,  welche  sich  in  einem  ein- 
heitlichen Gefühl  des  Unbehagens  und  der  Unmhe  ver 
schmelzen. 

b)  Das  Streben,  diesen  unangenehmen  Zustand  in  b^ 
seitigen. 

c)  Das  reproducierte  schwache  Lustgefühl ,  welches  mit 
der  vorausgegangenen    Bedürfnisbefriedigung    verknüpft  wir. 

d)  Das  Streben,  diesen  Zustand  der  Lust  wieder  hem- 
s  teilen. 

e)  Die  Vorstellung  des  Objektes,  das  zur  Beseitigung  dei 
Unlustgefühls  und  zur  Herstellung  des  gewünschten  angenämen 
Seelenzustandes  dient. 

f)  Die  Erkenntnis  des  Zusammenhanges  zwischen  dem 
erwünschten  Scelenzustande  und  dem  Objekte,  sei  dasselbe 
ein  Gegenstand  oder  eine  Handlung,  die  diesen  Znstand  herbei- 
führen, —  d.  h.  die  Erkenntnis,  dafs  eben  dieses  bestimmte 
Objekt  das  gewünschte  Resultat  mit  sich  bringe. 

g)  Die  repräsentative  Association  verschiedener  Muskel- 
und  Bewegungsempfindungen,  die  mit  entsprechenden  Tart- 
und  Gesichtsempfindungen  verknüpft  sind,  und  die,  in  einer 
bestimmten  Handlung  vereint  eben  die  Befriedigung  des  ent- 
sprechenden Bedürfnisses  nach  sich  bringen. 

Dieses  in  unserem  Gedächtnis  erwachende  Bewegungsbild 
setzt  unter   dem   Drucke  des   Bedürfnisses   unsere  potenzielle 
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Energie  in  wirkliche  Bewegung  ura,  die  dann  als  zweckmäfsige 
Handlung  vor  unsere  Augen  tritt  ^ 

Fehlt  in  dieöem  seeÜBchen  Zustand,  den  wir  als  Bedürfnis 
kennzeichnetet!,  irgend  eines  der  aufgezählten  Momente,  so 
hürt  das  Bedtirfnis  auf,  als  Motiv  der  menschlichen  Handlung 
zu  exiötiereo,  d.  h.  es  hört  auf^  ein  bestimmter  Willensakt  zu 
eein,  der  als  solcher  den  jeweiligen  menschliachen  Handlungen 
ein  bestimmtes  Gepräge  und  Richtung  verleiht;  an  Stelle  des 
Bedlirfnissea  stellt  sich  eine  gewisse  kleinere  oder  gröfsere 
Zahl  von  vereinzelt  und  verworren  auftretenden  Seelen- 
bewegungen ein,  die  als  solche  keine  bestimmte  zweckmäfsige 
Bethittigung  des  Menschen  hervorrufen,  öfters  sogar  nicht 
einmal  als  bewufste  Seelenzustände  sich  kundgeben,  sondern 
als  potenzielle,  verborgene  Regungen  ein  schattenhaftes  Dasein 
unter  der  Schwelle  unseres  Bewufstseins  führen.  Was  bleibt 
«.  B*  vom  Gefühle  der  Unlust,  wenn  wir  ihm  die  mit  ihm 
verknüpften  Erkenntniselemente  wegnehmen?  „Ein  Gefühl  der 
Unlust  — *^  sagt  Höffdtng,  ^wird  naturgemäfs  eine  Association 
it  der  Vorslellung  dessen  eingehen,  was  beim  Entstehen  des 
UBt'  oder  Unlustgefühbeine  Rolle  spielt  und  zu  spielen  scheint, 
so  der  wirklichen  oder  anscheinenden  ürsacne  derselben. 
Bevor  eine  solche  Association  eintritt,  hat  das 
Gefühl  keine  Richtung  oder  kein  Objekt,  ist  also 
kein  Gefühl  als  etwas  für  etwas."*  „Sobald  erst  daa 
Geflihl  wegen  der  Verbindung  mit  der  Vorstellung  von 
dessen  Ursncbe  einen  bestimmten  Gegenstand  und  eloe  be- 
stimmte Richtung  erhält,  nimmt  der  Zustand  einen  aktiven 
Charakter  an,  so  dafs  es  unmöglich  wird,  Gefühl  und  Willen 
»charf  von  einander  zu  sondern,*'  „Ohne  Verbindung  mit 
Vorslellungselementen  bleibt  blofs  ein  ziemlieh  vages  un- 
bestimmtes Gefühl,  das  sich  in  dem  Gewirr  der  Seele  verliert, 
besw.  mit  anderen  Seelenzuständen  vermengt  und  niemals  zu 
einem  deutlichen,  erkennbaren  psych iscben  Prozesse  erstehen 
kann.'' ^     Allerdings   setzt  jedes   Lustgefühl,    besonders    aber 


'  ^Wüllen  !***hc!ifit  mir  vor  Allem  etwas  Kompliziertee,  etwas^  da» 
nur  als  Wort  eine  Eiiilieit  ist.  Zu  jedi-m  Wollten  ist  erstens  eine  Mehr- 
heit von  Gefühlen,  nümlich  das  (befühl  de»  Zustande»,  von  dem  weg, 
dA0  Gefühl  de«  ZustÄndf'8,  zu  dem  hin,  da^  Oefühl  von  diesem  „weg** 
und  n^in"^  selbst,  dann  noch  ein  begleitendes  Muskelj^efühl^  welche«,  auch 
ohne  dafr«  wir  ^Änne  und  ßeine"  in  Bewegung  setzen,  durch  eine  Art  Ge- 
wohnheit, sobald  wir  wollen,  «ein  Si»iel  beginnt  Wie  also  .  .  .  rielerlei 
Fühlen  als  In^edienz  de«  Willens  anzuerkennen  ist,  so  aweiten«  auch 
noch  Denken:  m  jedem  Wülensakte  giebt  es  einen  kommandierenden  Ge- 
danken etc.  etc.**  Fr.  Nietzgche^  Jeiist*it:<  von  Gut  und  Böse*  Leipzig 
19011.     §  19»  S.  28.    Siehe  audi  G.  Schmoller,  Grundriß*  der  allg.  Volka- 

rirtschaftslehre    [.     Leipzig   1900.    8.  20—26*     Sax,   Grundlegung   der 

beor.  Staat« Wirtschaft,    Wien  1887.    §§  28,  2$  ff. 

»  H.    Hijffding,  Psychologie.    Zweite  Ausgabe,  fibewetat  von  Ben- 
um,    Leipzig  1893.    S.  mi  %  auch  8.  305  f. 
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jedes  UnlustgefÜhl  den  Organismus  des  Menschen  unwillkürlich 
m  Bewegung,  aber  auch  dieser  Vorgang  ist  entweder  ein  rein 
organischer  Prozess,  der  durch  den  Bau  des  Organismus  und 
durch  die  in  demselben  enthaltene  physische  Energie  bedingt 
ist,  oder  aber  diese  Bewegung  offenbart  sich  als  eine  instinktive, 
d.  h.  als  Folge  vererbter  unbewufster  Associationen  gewisser 
Lust-  oder  Unlustempfindungen  mit  entsprechenden  und  ange- 
pafsten  Bewegungen,  läfst  sich  demgemäfs  oftauf  vorausg^angene 
bewuTste  Seelenprozesse  zurückführen.  Von  eigentlichen  Be- 
dürfnissen und  zweckmäfsigen  Handlungen  kann  in  diesem 
Falle  keine  Rede  sein.  So  erzeugen  Hunger,  Kälte,  Nässe  etc.  etc. 
in  der  Seele  des  Neugeborenen  einen  Seeleuzustand,  der  sich 
in  impulsiven  und  instinktiven  Bewegungen  manifestiert  Dieter 
Zustand  ist  aber  weit  entfernt  davon ,  als  ein  Motiv  der  kind- 
lichen Bewegungen  zu  gelten,  und  diese  Bewegungen  sind  eo 
Kso  in  keinem  Falle  als  zweckmäfsig  gewählte  zu  betrachten. 
er  unruhige  Zustand  der  Neugeborenen  lälSst  sich  nicht  ab 
ein  Begehren  charakterisieren.  „Begehren  in  gewöhnlichem 
Sinne"  —  belehrt  uns  W.  Preyer —  „setzt Vorstellung  voraus. .. 
Wenn  man  vom  Neugeborenen  sagt,  es  b^^hre  etwas,  so  ist 
diese  Ausdrucksweise  falsch  .  .  .  In  Wahrheit  ist  aber 
das  Verfahren  des  Neugeborenen  wie  das  des  Ungeborenen 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  dafä,  bei  gröfserer  Erregbar- 
keit der  nervösen  Centralorgane  im  Kückenmark  und  ver- 
längerten Mark,  nicht  allein  Reflexe  —  nach  Abkühlung:  Nlite 
und  dergl.  —  leichter  und  häufiger  zu  stände  kommen,  son- 
dern auch  instinktive  Bewegungen  wie  Saugen  und  namcndich 
impulsive  Bewegungen  sich  häufen,  z.  B.  Schreien.  Nun  ist 
aber  beim  Hunger  und  anderen  Unlustgeftlhlen  in  der  That 
jene  Erregbarkeit  gesteigert,  nach  Beseitigung  der  Unlust- 
ursachen verringert,  dann  auch  die  Beweglichkeit  vermindert 
So  verhält  sich  das  Kind,  als  ob  es  begehrte,  und  doch 
begehrt  es  nichts.  Aber  die  Wiederholungen  des  Wechsek 
grofser  Motilität  bei  Unlust,  geringerer  bei  Lust,  hinterllbt 
Spuren  in  den  Centralorganen ,  welche  die  Association  der 
Bewegungserinnerungen  mit  dem  die  Unlust  beseitigenden 
sinnlichen  Eindruck  ermöglichen  oder  begünstigen.  Dann. wird 
das  Unlust  Beseitigende  wahrgenommen  und  vorgestellt  und 
hierauf  erst  die  begehrende  Bewegung  gemacht  ^ 

Hier  sehen  wir  also,  welch'b  eigenartige  Voraussetzungen 
schon  die  allereinfachsten  Bedürfnisse  des  neugeborenen  Kindes 
zu  ihrer  Entstehung  erheischen.  Die  Vorstellung  des  Lust- 
zustandes, die  bei  der  Sättigung  des  Kindes  in  seiner  Seele 
entstanden  ist,  verknüpft  sich  zugleich  mit  der  des  Objektes, 

1  W.  Pn^ver,  Die  Seele  des  Kindes.  2.  Aufl.  1884.  §  150  ft 
•Vorpl.  auch  \V.  Wuiidt,  <mnidzüge  der  physiologischen  Psychologie. 
4.  AuH.    2.  Bd.     Loipzig  lö93.    S.  510. 


durch  welches  der  Hanger  beseitigt  wurde  —  in  diesem  Falle 
die  Milch  —  und  auch  mit  der  Erinnerung  derjenigen  Be- 
wegungen —  z«  B.  die  des  Weinens  —  Schreiens  — ,  welche 
zur  Erlangung  des  betreffenden  Lustzuatandes  geführt  haben  — 
und  erst  durch  diese  Verknüpfung  verschiedenartiger  Vor- 
stellungen entsteht  in  der  kindlichen  Seele  ein  höchst  kom* 
plizierter  Prozefa,  der  sich  zu  einem  wirklichen  Bedürfnisse,  zu 
einem  zweckmäfsigen  Begehren  erhebt. 

Höffding  betont  ausdrücklich,  dafs  in  jedem  Begehren  das 
objektive  Moment  die  Hauptsache  sei : 

..Der  Trieb  wird  wesentlich  durch  eine  Voratellung  be- 
atimmt,  ist  ein  Trachten  nacli  dem  Inhalt  dieser  Vorstellung* 
Im  Hunger  z,  B*  gilt  der  Trieb  vor  allen  Dingen  der  Nahrung 
selbst,  nicht  dem  Gefühl  der  Lu»t  beim  Verzehren  der  Nahrung. 
Der  Trieb  der  Erkenntnis  ist  nicht  auf  die  Freude  am  Er- 
kennen, sondern  auf  die  Erkenntnis  selbst  gerichtet,  diese  ist 
das  Gewollte.**  ' 

Es  miiss  aber  zu  diesem  an  sich  richtigen  Gedanken  noch 
hinzugefügt  werden j  dafs  auch  ohne  die  Vorstellung  der  zur 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nötigen  Bewegungen ,  kein 
eigentb'ches  Bedürfnis  denkbar  ist,  welches  als  Motiv  der 
menschlichen  Handlung  erst  seinen  eigentümlichen  Charakter 
erhält;  denn,  erstens,  ist  jedes  befriedigte  Bedürfnis  ohne 
irgend  welche  Bewegungen,  als  deren  Resultat  die  Befriedigung 
desselben  entstand,  gar  nicht  möglich,  und,  zweitens»  bilden  ja 
diese  mit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  verknüpften  Be- 
wegungserinnerungen  den  Ausgangspunkt  einer  zweck mftXsigen 
Handlung,  ohne  welche  das  Bedürfnis  als  Beweggrund  der 
menschlichen  Thätigkeit  nicht  auftreten  konnte. 

Denselben  Gedanken  vertritt  auch  Schmoller  in  seiner 
Lehre  ^von  den  menschlichen  Trieben^". 

„Die  heute  vorhandenen,  in  bestimmter  Art  auftretenden 
Triebe  dürfen  wir  deshalb  noch  nicht  als  etwas  ganz  Unver- 
änderliches, mit  der  Menschennatur  von  jeher  an  sich  Gegebene« 
betrachten  .  .  .  Aus  den  Erfahrungen.  Erinnerungen  und  Er* 
lebnisseu  von  Jahrtausenden,  aus  den  körperlichen  und  geistigen 
Umbildungen  ist  der  beutige  Trieb,  Nahrung  aufzunehmen, 
entstanden,  der  in  gewissem  Sinne  freilich  als  elementare, 
konstante  Kraft,  auf  der  anderen  Seite  aber  in  seinen 
Aufserungen  doch  als  etwas  historisch  Gewordene«  erscheint* 

Dafs  in  jedem  Bedürfnisse  die  Vorstellung  von  der  xa 
diesem  Zwecke  notwendigen  Handlung  enthalten  ist,  hebt 
A,  Wagner  hervor  in  seiner  Analyse  des  Bedürfnisses: 

Das  unbefriedigte  Bedürfnis  —  erklärt  Wagner  —  ruft 
Gefühle    des    Unbehagens,    der    Unlust    herv'or    und    erweckt 


^  An.  0.  S.  44H. 

*  Grundnfs  etc.    S.  26. 
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gerade  dadurch  deo  Befrledigungstricb,  d.  h.  re^  zu  Tl 
keiten,  Handhingen  an,  deren  Zweck  instinktiv,  wie  beim  T 
und  auch  dem  kleinen  Kinde,  auch  bei  dem  Menschen 
besonderen  anormalen  Lagen,  oder  bewiifst,  wie  beim  Dorm&li 
entwickelten  Menschen,  auf  Befriedigung  der  Bedürfnisde  und 
Beschaffung  der  geeigneten  Mittel  oder  Güter  dafür  bloait»- 
geht.  Die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  ist  dann  mit  Be- 
hagen, mit  Lustgefühlen  verbunden.  Die  Erfahrung  in  BeKUg 
auf  die  Bedürfnisse  bei  der  Befriedigung,  das  VorschwebfD 
derselben  in  der  Erinnerung  wirkt  auf  den  Befriedig'uni^ 
im  bewufst  handelnden  Menschen  anspornend  ein  und 
demselben  die  Richtung  seiner  Belhiitigung  ^ 

Nur  weil  wir  Erfahrungen  gemacht  haben 
nur   der    Mechanismus    der   Erinnerung   uns    wieder    vo 
sodafs   die    Vorstellungen    der   Bewegungen   oder   der   G  ^ 
stände,  die  früher  die  Lust  verlängerten  oder  die  Unlust  t< 
kürzten,  jetzt  dem  Bewufstsein  wiederkehren,  nur  daduirh  g< 
das  Gefühl  in  eine  Bewegung  über,  die  auf  die  WiedererlAiigu 
dieser  günstigen  Umstände  gerichtet  ist-. 

Ein  Bedürfnis  wtirde  demnach  zu  definieren  sein  als 
auf  die  Erlangung  eines  bestimmten  Objektes,  sei  es  ein  Gegifi 
stand  oder  eine  Leistung,  gerichtetes  Begehren,  und  zwi 
eines  Objektes,  das  geeignet  ist,  die  Beseitigung  von  Unlai 
bezw.  die  Erzeugung  von  Lnst  zu  erzielen.  Das  Objekt  di 
Bedürfnisses  bestimmt  eben  den  abgegrenzten  Inhalt  und  A 
einheitlichen  Charakter  dieses  Seelen prozesses,  und  erst  durt 
die  Vorstellung  der  Bewegungselemente  tritt  das  Bedü 
als  bewegende  und  regulierende  Kraft  in  der  menschlich 
Thätigkeit  hervor^. 

2. 

Wir  haben  also  gesehen,  dafs  jedes  Unlust-  und  Lai 
welches  sich  in  einem  Beditrfnisse  manifestiert,  seinen  bestimint«« 
inhaltlichen  Charakter  erst  dnruh  das  Objekt  der  Befrietligunr 
bekommt,  und  dafs  es  gewiihnlich  eine  Summe  von  Lust-  niA 
Unlusterrogungen ,    die    auf   verschiedene    elementare    Trie' 


1  Handb.  d.  Pol  Oek.  1.  Bd,  S.  Aufl.   S.  76. 

«  Lotze,  Mikrokoi^mua.    Bd.  H.   4.  Aufl.    188.5.   S.  286— 2S7. 

*  R.  StammU^r  (Wirtschaft  ii.  Recht.  Leipzig  1896.  8.  Ulh 
das  Bedürfnis  aU  ein  aufErzcu^ing  von  Lust  und  Abwehr  von  ÜdJmI* 
gerieliti'tea  Bf'gehri'ii,  öntt?rläfi4t  also  das  objektive  Moment  zu  brtoim 
und  Bieht  darmt  von  einem  we& entliehen  Moment  des  BedürfmiÄi»«  tb. 
Sclimoller  dagegen  betont  dieses  Moment  auf^drücklich«  ^Ah  Bedürftiis 
bezeichnen  vrir  jede  mit  einer  gewissen  Regelfnäfsigkeit  und  Drintfli^i»- 
keit  auftretende  gewolmheitsmäjTsige,  aus  unserem  beelen-  nnd  Korp^- 
leben  entepringende  NotweTjdigkeit,  durch  eine  BeruhriiEig  wif 
der  AnrsenweU  unsere?  Unlust  zu  bannen,  unsere  Ln^t  in  loflimi.* 
A,  a.  0-  S.  2H,  Dagegen  siehe  Flijlippovich,  GnindriCs  der  pol.  0«koii.l 
Bd.  r.   Freiburg  l  ß.  18^.    8,  3  ff. 
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zurückzufüliren  siml^  iiinfafst.  Denn  jedes  Objekt,  das  zur 
Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse^  dient,  befriedigt  ge- 
wöhnlich zu  gleicher  Zeit  mehrere  Elementartriebe,  wie  den 
Erhaltungs-,  Schönheits-,  AsHOeiationstricb  etc*  etc.*.  Erst  durch 
die  verschiedenartigen  Bofriedigungsobjekte  wird  eine  ver- 
schiedenartige, unendlich  mannigfache  Integrierung  und  Differen- 
zierung der  Elementartriebe  ermöglicht,  was  eine  beständige 
Vermehrung»  V'ervieltllltigutig,  Verfeinerung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  zur  Folge  hatte.  Kein  Geringerer  als  W.  Koscher 
hat  auf  diese  eigentümliche  Eotwicklungsfiihigkeit  der  Be- 
dürfnisse und  auf  die  Ursache  derselben  hingewiesen.  ^Auf 
jeder  höheren  Stufe  pflegt  sieh  der  Gebrauch  der  Güter 
nach  den  veraehiedenen  Eigentümlichkeiten  derselben  und  den 
verschiedenen  Bedürfnissen  der  Menschen  in  immer  speciellere 
Äste  zu  spalten;  ein  Vorgang,  welcher  nach  Ursache 
und  Wirkung  mit  der  Arbeitsgliederung  nahe 
verwandt  ist.  Ich  rede  hier  von  einem  Principe  der  Ge- 
brauchsteilung (Differenzierung  und  Specialisierung)/  ^  Einige 
Beispiele  mügen  zur  Veranschaulichung  dieses  Gedankens 
dienen. 

Das  Nahrungsbedürfnis  gehört  unbestreitbar  zu  den  so- 
genannten niederen j  matfriellen  Bedürfnissen.  Die  Befriedigung 
desselben  hat  scheinbar,  wenigstens  auf  den  niedersten  Stufen 
der  menschlichen  Kultur,  den  ausscidiefalichen  Zweck,  die 
Integrität  von  Leib  und  Leben  zu  erhalten.  Dennoch  führt 
uns  die  nähere  Bekanntschaft  mit  tier  Befr i ed ig ungs weise  des 
Nahrungsbedürfnissr^s  bei  den  Völkern  auf  der  niedersten 
Kulturstufe  auf  den  Gedanken^  dafs  die  Nalirungsmitte!  der- 
selben nicht  nur  dem  Erhaltungstriebe,  sondern  auch  htiheren, 
socialen  und  ästhetischen  Trieben  Genüge  thaten,  Dafs  die 
primitive  Nahrungsbefrii'digung  nicht  blols  allein  dem  Er- 
haltungstrieb diente ,  sondern  auch  sociale  Momente  enthielt, 
zeigt  schon  die  Thatsache,  dafs  verschiedene  Nahrungs- 
objekte nicht  allen  Mitgliedern  der  primitiven  Gesellschaft 
gleich  zugänglich  waren*. 

So  hatte  z.  B,  auf  den  Südseeinseln  die  Frau  keinen  An- 
teil an  den  Gegenständen  der  Jagd  und  des  Fischfanges. 

So  zerfiel  auf  Hawai  noch  zu  Anfang  des  letzten  Jahr- 
hunderts alle  Nahrung  in  zwei  Klassen.  Was  F^rauen  und 
Männer  essen  durften,  war  ^gemeines  Essen",  Ainoa,  was  die 


*  Sehr  treffend  bemerkt  Schmoller:  -Eine  Welt  der  Formen,  der 
Konvention  de»  schönen  So h ein«  umgafe  alle  ur-prüag lieh  einfachen 
BetiQrfnisse.*'    (A.  a,  0.   S.  24.) 

«  Gnindh  der  Nfttional-Oekon.     Stuttgart  1894.    Bd,  L   §  207. 
«  VergL  Oscar   Fpscbel,  Vrdkerkuiide.    Leinzig  L^l.    S,  151-171. 
Morgan,    Urgf.^ellÄchaft.     Deutsch    von   Eichhott     1891.    8.  16—22. 
Felix,  Entwicklungegeschichte  des  Eigenturos*    Leipzig  1883.    l.  Th. 
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Männer  allein  essen  durften,  war  ai  tabu  —  HerrenesseD. 
Farnwurzeln,  Brotfrucht,  Bananen,  Muscheln  und  gewöhnliche 
Fische  gehörten  zu  jenem,  Kokosnüsse,  Schweine,  Vögel,  Schild- 
kröten und  ausgewählte  Fischarten  zu  diesem^. 

Dafs  verschiedene  Nahrungsobjekte  als  eine  Art  AuBseich- 
nung  betrachtet  wurden  und  nur  dem  Mächtigeren  und  Vo^ 
nehmeren  zugänglich  waren,  ist  allgemein  bekannt 

Aber  abgesehen  davon,  würde  es  über  jeden  Zweifel  ^^ 
haben  sein,  dafs  bei  der  grofsen  Bedeutung,  die  der  Kult 
gerade  im  Leben  der  primitivsten  Völker  hatte,  die  Mahbeiteo 
in  einer  gewissen  Beziehung  oder  wenigstens  in  bestimmten 
Zeiten  eine  Art  Kultverrichtung  darstellen,  und  der  niedere 
Prozefs  des  Hungerstillens  diente  zugleich  zur  Befriedigaiig 
socialer  und  religiöser  Gefühle. 

Die  Botocuden  z.  B.  die,  nach  Peschel,  dem  Urzustände  am 
nächsten  stehen,  beleben  ihre  Gelage  durch  Gesänge.  Darwin 
schildert  die  Feuerländer  als  in  ihrem  Wachstume  verkünmiert; 
schmutzig,  mit  verwirrten  Haaren,  mifstönender  Stimme  und  von 
heftigen  Geberden,  darunter  nackte,  dem  Winde  und  Regen 
schutzlos  preisgegebene  Menschen,  und  doch,  wenn  bei  ihnen 
eine  Robbe  getötet  oder  das  treibende  Aas  eines  Walfisches 
entdeckt  wird,  so  giebt  es  ein  Fest^. 

Es  lassen  sich  noch  mehrere  Thatsachen  anführen,  die 
beweisen,  dafs  schon  sehr  früh  die  Nahrungsmittel  auch  anderen 
Bedürfnissen  dienten,  und  dafs  das  Nahrungsbedürfnii  in 
seiner  konkreten  Gestaltung  immer  ein  durch  höhere  Elemente 
veredeltes  Bedürfnis  war. 

Andererseits  ist  das,  was  wir  als  NahrungsbedUrfnis  be- 
zeichnen, blofs  ein  abstrakter  Begriff.  In  der  Wirklichkeit 
hat  der  Mensch  mehrere  konkrete  Nahrungsbedürfnisae,  die 
wir  als  Brotbedürfnis,  Fleischbedürfnis,  KucnenbedUrfnis  etc. 
bezeichnen  können,  und  in  jedem  solchen  Einzelbedürfnii 
sind  wiederum  verschiedene  Triebe  vereinigt,  die  sich  erst 
bei  einer  genauen  Analyse  heraussondern  lassen. 

So  hatten  die  Huronen  keinen  Ausdruck  „essen",  sondern 
bezeichneten  diese  Thätigkeit  jedesmal  anders,  je  nach  dem 
Gegenstande,  der  genossen  wurde". 

Aber  auch  der  Hunger  in  seiner  allgemeinen,  abstrakten 
Bedeutung  ist  selbst  wiederum  das  Ergebnis  der  Differen- 
zierung der  Bedürfnisse,  welche  ihrerseits  durch  die  Differen- 
zierung der  Befriedigungsobjekte  bedingt  sind.     In  der 


'  J.  Lippert,  Di«'  Kulturgeschichte  in  einzelnen  Hauptstücken.  IL 
im\.  S.  4H.  Ver;:!.  auch  Lublock,  Ori^'.  of  Zivilisation.  S.  85.  Derselbe, 
Pre-hiatorif  time.s.    S.  lo. 

-  Charles  Darwin,  Reist'  eines  Naturforschers  um  die  Welt,  deutsch 
von  J.  Victor  Caru>.     Stuttjrart  1875.    S.  244  45. 

3  Lippert  a.  a.  0.  IIL  S.  25. 
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Seele  eines  Säuglings  ist  das  Durstgeflihl  vora  Hungergefühl 
carnicht  abgesondert,  weil  beide  Gefülile  in  einem  einlieitlicheii 
Seelenxustande  des  Unbehagens  vereinigt  sind,  dein  Zustande 
des  Hungers  Durstes,  Und  dies  geschieht  deshalb,  weil 
der  Erhaltungstrieb  des  Säuglings  durch  Milch  befriedigt  wird, 
welche  zugleich  sowohl  seinen  Hunger  wie  seinen  Durst  stillt. 
Erst  mit  der  Differenzierung  der  Objekte  der  Befriedigung, 
mit  dera  Momente,  in  dem  das  Kind  an  harte  Speise  und  an 
Flüssigkeiten  ^  die  seinen  Flunger  nicht  stillen  (Thee),  sich  zu 
gewöhnen  anfängt,  differenziert  sich  das  Bedürfnis  Hunger  Durst 
in  Hunger  einer-  und  Durst  andererseits  ^ 

Umgekehrt  sind  auch  die  sogenannten  hoheron  Bedürf- 
nisse von  Elementen  materieller  Natur  durchdrungen  und 
hängen  ebenfalls  in  ihrer  Entwicklung  und  Differenzierung 
von  den  Befriedigungsobjekten  ab. 

Betrachten  wir  z*  B.  etwas  näher  den  menschlichen  Er- 
kenntniötrieb. 

^Die  Erkenntnis  steht  von  Anfang  an  in  den  Diensten 
des  Instinkte»  und  Triebes,  Die  Gedanken  sind  Späher  des 
Selbsterhaltungsinstinktes.  Kenntnisse  werden  geschätzt,  weil 
»ie  das  Mittel  zur  flacht  sind."  ^ 

„Die  vollkommenste  Herrschaft  tiber  Dinge  und  zumal 
über  Mensehen  in  einem_  beistimmten  Sinne  ergiebt  sich  durch 
Wissenschaft;  in  jener  Überlegenheit^  welche  die  Kenntnis  der 
Zusammenhänge  der  allgemeinen  Bedingungen  des  Geschehens 
und  daher  Voraussicht  und  Voraus  Verkündigung  des  Zu- 
künftigen verleiht.  80  kann  die  Wifsbegierde  im  Dienste 
aller  übrigen  Zwecke  stehen,  allerdings  auch  sich  ablösen 
und  auf  sich  seihst  bestehen.  Das  reine,  interessenlosc  Er- 
kenntnisbedürfnis ist  das  Werk  schwerer  Kämpfe  in  der  Ge- 
schichte des  einzelnen  und  des  ganzen  menschlichen  Ge- 
«chleehtes.  Der  Mensch  will  die  Natur  erkennen,  wie  sie  ist; 
er  will  aber  auch,  dafs  seine  eigenen  Zwecke  Zwecke  der 
Natur  seien.  Alle  Kausalgesetze  sind  ihm  in  letzter  Instanz 
Mittel  zur  Verwirklichung  des  höchsten  Gutes, 

Der  reine,  interessenlose  Wissensdrang  ist  verhäUnismärsig 
em  spätes  Produkt  der  menschlichen  Entwicklung ,  und  ganz 
andere  Triebe  socialer  und  religiöser  Natur  mufsten  mit- 
urirken,  um  den  Menschen  zu  der  edelsten  Blüte  seiner  Kultur^ 


'  Siehe  Drejer  a.  &.  0.  8.  105. 

•  Höffding  a.  a,  0.  8.  367.  VergL  Tönniea,  Gemeinschaft  und  6e- 
Bellschaft.  I  14»  S.  184.  ^Dah  dh*  Priesterherrschaft  zum  Tt^il  auch 
auf  die  Überlegenheit  ihrer  Erkenntnisse  «urückzutühreii  s*^!,  ist  all* 
bekunnt/*  VerpL  auch  Fr,  Nietzsche  a.  a.  O.  L  Haupth,  :  ^.leh  glaube 
nicht  —  Ächliefit  derselbe^  dafs  ein  Trieb  zur  Erkenntuin  der  Vater  der 
Philosojihit^  i«t,  sondern  daff*  ein  anderer  Trieb,  hier,  wie  ^onst,  der  Er- 
keiintnii*  nur  wie  eines  Werkzeuges  sich  hu'dient  hat".  (§  14.  S.  14 — ^1^) 


lu 


XIX  4. 


zu  dem  reioeTi,  erhabenen  Wissensdrang  zu  verhelfen."  *  O.TwtJe 
meinte  z.  B.,  dais  erst  die  christliche  Religion,  als  die  ReÜgicn 
des  Geistes j    den  Menschen    gelehrt   habe,    sich   für    die 
Wahrheit  oder  wenigstens  für  das,  was  er  als  Wahrheit 
kannte,  zu  begeistern,  ohne  auf  irgend  welche  irdische 
und    praktische    Interessen    Rücksicht    zu    nehmen^.      Di< 
reine  Erkenntnistrieb  kommt  gewöhnlich,  vermengt  mit  anderm 
socialen  und  praktischen  Trieben,  in  dem  sogenannten  wi«seo- 
schaftlichen  Interesse  vor. 

Die  Thatsache,  data  sÄmtliche  konkreten  BedtlrfiiiM«^ 
eigentlich  komplizierte  Seelengebilde  sind,  in  denen  die  tQ  der 
menschlichen  Seele  vorhantlcnen  Elementartriebc  verschiedeß- 
artige  Verknüpfungen  miteinander  und  mit  verschiedenen  Vor- 
stellungs-  und  ßewegungselemenlen ,  die  durch  die  Obiekt»» 
der  Bedürfnisbefriedigung  bedingt  werden»  eingehen;  die  That- 
sache ferner,  dafs  die  Bedürfnisse  in  keinem  Falle  feststeheo^^ 
unveränderliche  oder  unveriinderbare  Seelenerscbeinungen  re- 
präsentieren^ sondern,  wie  alles  in  der  Natur,  im  bedtAndigeo 
Flusse  sich  befinden  und  mit  dem  Wechsel  der  Objekte  Jrr 
Bedürfnisbefriedigung  zugleich  Gestalt,  Inhalt,  Zusaminttih 
hang,  physiologischen,  psychischen,  moralischen  Wert  ändem 
und  modifizieren,  —  diese  Thatsachen  veranlagten  schliefÄlitH 
die  neueren  8ocialökononien,  von  jeder  Klassitikation  der  Bt^ 
dürfniase,  sei  es  nach  ihren  subjektiven  oder  objektiven  Merk- 
malen, abzusehen,  dafür  aber  den  Elementartrieben  und  den 
Bedingungen  ihrer  Vereinigung  zu  verschiedenartigen  Bedtli " 
nissen    immer  mehr  Aufmerksamkeit  2u   widmen®.     Je 


i  HJIftding  a.  a.  O.  8.  415.  Yer^l  auch  Fr.  Alb.  Lange,  Dfe 
beiterfragt'.  S.  110  ff,  Treff^^ud  bemerkt  ders<?lhe:  ^Nicht  timsonst 
es  gerade  üa^)  -allpesclifitzte  Gold"*,  deasea  liebliches  Bild  sc»  mimdhit 
bungeriKieii  Gelehrten  id  deu  Abgrund  einer  end-  und  zahlloöeii  Wi»«- 
Schaft  stürzte.** 

Jie^^uglich    des   Wesens    der    Bod&len    WiflseuBchAft,    äufsert 
Stnmifikr  wie  folgt:  j,E8  8ol!  nun   die  Lehre   von   den   social wirt«cb»ll-^ 
liehen  Ersrheinuiigen  nach  drei  ßichtiingen  weitergeführt  und  vollendfC 
werden,     Zuniicbst    yind    Gründe   und   Art    ihrer   Entstehung    und   Aus- 
bildung im    nllgeineinen   darzulegen ;    sodann    ist   die    Möglielik*'it  €ilicr 
gegetzTnäfsigen  Einsiehl  in  die  Entwicklung  ökonomischer  Phiinomc 
untersuchen;  endlich  kommt  auf  Grund   dessen   die  Erwäg-ung  d€ 

k*^iiubarkeit    zukünftiger    Entwicklung    in    Betracht."     Das    letzte 

trügt  den  Stern j»el  des  praktii^chen  Interessen  auf  der  Stirn.    Vergl.  tltc^ 
Jäcuhowski,  Die  Anfange  der  l*oe«je,     S,  22—24. 

^  G.  Tarde,  Les  lois  de  rimitation.     Chap>  4,  V.         ^ 

^  Gegfn  die  in  vielen  Lehrbüchern  der  jiolitischen  Ukanomie  uV 
liehe  Einteibjng  der  menschlichen  Bedurfnisae  in  niedere  und  b5lMCf^ 
re?p.  in  materielle  und  geifltige  hat  in  der  neueren  Zeit  R.  StAiii8il«r 
echr  treffende  und  geistreiche  Einwi^nde  erhoben.  (Wirt*ichaft  und  EeeH 
I    25 — 28«)      Allerding»    trlaubte    Stammler   mit  diesen    Einwfinden    die 

fanze    in    der    realiMischen    Schule    der   Nationalökonomie    z.    Z,    vo^ 
errscheude    Auffasming   bezüglich   des   Wesens   und    der   Methode  der 
ökonomischen  Untersuchungen  treffen   zu   kr>nneu,   was  nicht  der  Ftll 
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aber  und  eingehender  die  Aoalyse  der  Eleni entartriebe  durch- 
gel\Ü»rt  wird^  je  mehr  wir  tioer  die  Bedingungen  der  Ver- 
einigung  derselben  zu  aktiven  Willens|>rozessen  nachdenken^ 
um  so  deutlicher  zeigt  sieh  die  v«^lle  Haltlosigkeit  der  tai*t  biö 
auf  die  neuere  Zeit  in  der  «ikonomi scheu  Wissenschaft  üblichen 
Behandlung  der  Frage  der  Bedilrt'nisentvvicklung,  ilie  eben 
deshalb  zu  keinem  für  die  Wissenschaft  frueht baren  Resultate 
führen  konnte 

Dieses  so  in  den  Vordergrund  dersocial^konomischen  Wissen- 
schaft gerückte  Problem  der  Entwicklung  der  Bedürfnisse 
wollen  wir  nun  näher  betrachten. 


i^t,  da  eben  diese  Schule  iii  kein^'m  Falle  die  eig^^nHieben  oiaterioHen 
Interessen  zum  auH'^chliersl.  Ge^enstimd  i lirer  Betnu  htuB^feu  macht, 
ri*diiu'hr  den  Einflöfs  der  Hsthetist^hi^ii  luid  j^ittlirben  Faktoren  auf  das 
Axisdrüeklk'lii^te  betont,  (Siehe  G.  Scliönb*^rg,  Handb.  d.  poL  Oekoci. 
4.  Aufl.  I89fi.  Bd,  I.  1,  T.  S.  2  ti.)  Ail  Wagner  teilt  xwar  die  Be- 
dürfuisne  in  Eiistenzbedürfnist*»'  ersten  und  i; weiten  Grade»  einerseits 
iithI  Knlturbedürfnieae  andf^rerseits  ein,  iinTHt  aber  dieser  Klassifikation 
11  besonderen  theoretisthen  Wert  bei,  da  derselbe  den  S»  hwerpunkt 

l'roblems  der  BedürfniHentwickliing  in  die  Lehre  von  ElementÄt- 
t  riebe»  verlebt.  iSiclie  AI  lg.  oder  tbeoretiiscbe  Volki*  Wirtschaft  sichre. 
8.  Aufl.  LT.  Grnndlegnng.  §  :^S— 5:1)  Vgl.  auch  Röscher  <a.  a.  0. 
I.  Bd*  §  215).  Sogar  K.  Marx,  der»  als  Begründer  der  materifllistiaehen 
<>««e€hiciit.'*iiiiffa.ssung,  m-heiuljar  am  ehesten  die  materiellen  IntereeRen 
mm  AuÄgangapnnkt  Meint^r  wirti^chaftliehen  Untersuchimgen  zu  machen 
geneigt  »ein  inüfeteT  bemerkt  gele^^enttieh,  daf»  die  Natur  d*T  Bedürf- 
nise*^  III  der  wirtisebaftlicben  Tbätigkeit  keiue  besondere  Rolle  spiele. 
(Kapital  Bd.  I.  3.  A.  S.  12— l:i,  auch  S.  -11 -42.) Siehe  dagegen  G.  Sebmoller, 
Grundrifs  etc.  S.  '2—23  IF.  Derselbe  lafsf^t  zwar  die  ästhetischen,  intellek- 
tuellen, monilischei»  etc.  Bedürfnisse  als  Faktoren  der  wirtochaftltchen 
Tbätigkeit  gelten,  alier  nur  unter  der  be?itimmten  Bedingung,  düf»  die- 
selben zugleich  mit  der  Abaicht  der  Selbsterbalfung  dureh  Entgeltung 
verknüpft  sein  mnfi^ten.  Übrigens  betont  auch  Scbmoller  ausdrücklich 
den  Einflnse  der  nittlicben  iinaiistbetiseben  Triebe  auf  das  (»konomi^che 
Leben  und  Thun  der  Meiiscben  (a.  a.  O.  S.  41—4^).  Siehe  aueh  Döbring 
A.  a,  0-  Eioleitung  Fr,  J,  Neuniann  in  Tübinger  Zeitschrift  für  die  ge- 
«Binte  StaaUwiäsenschaft.  ls92-  Heft  3.  S.  411  fl.,  besonders  8.  4^5  f. 
Eg.  Philippovich ,  Über  Aufgrabe  und  Methode  der  pol.  (Jk.  Frei- 
bnrg  in  B.  1886,  S.  12—28  Römelin,  Reden  nnd  Aufslitxe.  Tübingen 
1875,    L    S.  10  ff. 

Eine  in  manchen  Beziehungen  sehr  interessante  Einteilung  der  Be- 
där&isse  finden  wir  in  Herrmanns  staatswissenschaftb'rheti  Unter- 
snchiuigen  (2.  Aufl.  1874).  Besonders  seine  Eiiiteilunfr  der  liedürfn)s.ae 
in  positive  und  negative  ist  fnr  das  Problem  der  Bedilrfnisentwickhmg 
von  grofser  BecJentung.  Zu  erwähnen  ist  noch  die  Klassifikation  der 
Bedürfni.**se  von  dem  russischen  Nationali'tkouom  Professor  Schwarzoff 
(egoistische^  altruistische  und  ästhetische!»  die  zwar  nicht  auf  die  Be- 
durfnisse als  solche,  wohl  aber  auf  die  Elementartriebe  yich  mit  Erfolg 
anwenden  läfst. 


II.  Das  Problem  der  BedUrfnlsentwicklung. 


1. 

Bezüglich  der  menschlichen  Bedürfnisse  war  es  in  der 
socialökonomischen  Litteratur  längere  Zeit  gang  und  gäbe, 
die  unbeschränkte  Entwicklungsfähigkeit  derselben  mit  b^ 
sonderem  Nachdruck  hervorzuheben.  Es  wurde  nur  immer 
und  immer  wiederholt,  dafs  die  EonsumtionBfkhigkeit  dei 
Menschen  hinsichtlich  der  von  ihm  erzeugten  und  zu  un- 
zähligen Modifikationen  filhigen  Güter  keine  praktisch  dorch- 
fllhrbaren  und  theoretisch  denkbaren  Grenzen  zu  haben  scheine. 
Die  Entwicklung  der  Bedürfnisse  galt  daher  als  etwas  Selbst- 
verständliches,  das  keiner  näheren  theoretischen  Begründung 
bedurfte.  Es  schien,  als  ob  niemand  geneigt  wäre,  darüber 
nachzudenken,  ob  nicht  das  Phänomen  der  Entwicklung  der 
Bedürfnisse  doch  gewisse  problematische  und  rätselhafte  Mo- 
mente enthalte,  die  eine  eingehendere  theoretische  Unter 
suchung  nötig  machten.  Es  ist  daher  als  ein  wissenschafdicher 
Fortschritt  zu  verzeichnen,  wenn  in  den  neueren  social- 
ökonomischen Werken  dieser  bis  dahin  allgemein  gültige  Satx 
von  der  unbegrenzten  Entwicklungskraft  der  Bedürfnisse  in- 
sofern eine  wesentliche  Einschränkung  erfahren  hat,  als  man 
diese  unendliche  Entwicklungsfähigkeit  im  Zusammenhange 
mit  einer  geschichtlich  unbegrenzten  Entwicklungsperiode  zu 
erfassen  suchte.  Das  sollte  bedeuten,  dafs  die  menschlichen 
Bedürfnisse  blofs  im  Verlaufe  eines  unendlich  grofsen  Zeit- 
raumes einer  unendlichen  Entwicklung  fähig  seien,  dafs  aber 
in  einem  geschichtlich  bestimmten  Zeitabschnitte  die  Bedürfhis- 
entvvicklung  eine  bestimmte,  un überschreitbare  Grenze  auf- 
weise. Allein  auch  mit  diesem  einschränkenden  Zusatz  bleibt 
das  Princip  der  Bedürfnisentwicklung  völlig  unergründet,  und 
es  ist  niemals  in  der  Socialökonomie  auch  der  Versuch  £©7 
macht  worden,  die  allgemeine  Gültigkeit  desselben  methodo- 
logisch zu  beweisen'. 

*  Dap^gen  fiiidoii  wir  in  dor  goscliichtlichon  Litteratur,  namentlich 
aber  in  der  Kulturf;«*."«chii*lit».*,  ViTsiu'ho,  die  Entwicklung  der  Mt*n8chheit 
ülx'rhaupt,  spt^cioll  aucli  dio  Bodürfnis(»ntwicklung  zu  beg^ludon.  Diese 
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B  ^Die  memchliclieii  Bedürlnisse**  —  belehrt  uns  Wagner  — 
Hand  einer  Vermehrung  etc.  fähig.  Nur  das  läfat  sich  er- 
mhrungsmäfsig  allgemein  srigen.  Schon  von  einer  Tendenz 
der  Vermehrung  ist  im  Hinblick  nicht  nur  auf  die  Lebensver- 
hältnisse ganz  rober  Völker,  sondern  auch  auf  die  Stfibilität 
des  Bedürfnisatandes  auf  schon  htiheren  Wirtschaftsstufen,  so 
bei  Nomaden  und  unter  Völkern  und  Volksklassen  mit  fest^  durch 
Recht  und  Sitte,  auch  durch  religiöse  Anschauungen,  gebundenen 
Lebens-,  Berufs-,  Erwerbs  Verhältnissen  (Kastenwesen),  nicht 
ganz  allgemein  zu  rechnen.  Man  generalisiert  da,  wie  so  oft, 
ErBcheinungen  bei  den  eigentlichen  Entwieklungsvölkern,  bei 
Kulturvölkern,  und  hier  häutig  sogar  wieder  nur  bei  einigen 
Volksklassen,  wie  besonders  der  städtischen  Bevölkerung,  so- 
wohl in  Betreff  der  äufseren  wie  der  inneren,  der  materiellen 
wie  der  physischen  Bedürfnisse,  zu  sehr;  Völker,  deren  Ver- 
hältnisse allerdings  zumeist,  aber  doch  nicht  allein  das  Unter- 
suehungsobjekt  der  politischen  Ökonomie  bilden."*  * 

Sind  aber  einmal  nicht  alle  Völker  und  nicht  alle  Kla^ssen 
der  Gesellschaft  in  demselben  Mafse  entwicklungsfähig,  sind 
einmal  Völker  und  Stämme  da,  die,  wie  es  scheint,  überhaupt 
sa  keiner  BedUrfnisentwieklung  geneigt  sind,  so  entsteht  von 
selbst  die  Frage:  unter  welchen  Bedingungen  sind  die  mensch- 
lichen Bedürfnisse  entw^icklungsfähig? 

Nun  setzen  die  meisten  Ökonomen  —  bemerkt  Röscher^  — 
ohne  weiteres  voraus,  dafs  jeder  einzelne,  mehr  noch  jedes 
Volk  die  Gesamtlieit  seiner  Genüsse  so  weit  auszubreiten  pflege, 
wie  die  Möglichkeit  reicht,  seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen. 
Allein  sie  vergessen  dabei,  welch'  grofse  Rolle,  wie  die 
Menschen  einmal  sind,  auch  das  Princip  der  Trägheit 
in  der  Welt  spielt.  Was  scheint  uns  auf  den  ersten 
Blick  z<  B.  natürlicher,  als  dafs  ein  Volk,  je  weniger  Arbeit  es 
auf  Erzielung  der  unentbehrlichen  Lebensmittel  zu  wenden 
braucht  um  so  mehr  Zeit  und  Lust  zur  Befriedigung  feinerer 
Bedürfnisse  hätte?  Man  würde  hiernach  in  den  früheren 
Perioden,  w^o  die  Völker  w^enig  zahlreich,  der  Boden  im  Über- 
flüsse vorhanden  und  unerschöpft  ist,  eine  besonders  feine 
Kultur,  zumal  auch  in  geistigen  Dingen,  erwarten  müssen. 
In  Wirklichkeit  aber  verhält  sich  die  Sache  gerade  um- 
gekehrt .  ,  *  .  Wenn  der  mexikanische  Landmann  durch  die 
Arbeit  von  zwei  Tagen  w^öchentlich  lUr  sich  und  die  Seinigen 
den  notdürftigen  Unterhalt  der  ganzen  Woche  errungen  hat 
so  faulenzt   er   in   den    übrigen    fünf   Tagen*     Kein 


Verfmcbe  aber^  sofern  sie  «ich  mif  die  BodürfDi^se  be^ieheni  begnü(^en 
»ich  mit  mehr  oder  weniger  probhina  tisch  er»  Erklärungeii.  die  auf  keinem 
einb ei t Heben  und  Allgemeinen  Princip  beruhen. 

»  Ä.  Ä.  0.    g  25.    S.  75. 

«  A,  a.  O.   5  214.   S.  593-94. 
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Gedanke  daran,  dafs  er  seine  Mufse  vielleicht  zu  einer 
besseren  Einrichtung  seiner  Hütte,  seines  Mobiliars  etc.  ver- 
wendet. 

Auch  Gumplowicz  weist  auf  die  Unhaltbarkeit  des  Ent- 
wicklungstriebes hin: 

„Ein  zweiter  Fehler,  der  in  der  sociologischen  Forschung 
begangen  wurde,  ist  der,  dafs  man  sich,  sei  es  die  gßBM 
Menschheit,  sei  es  einzelne  Völker,  als  in  einer  spontanen  socialen 
und  kulturellen  Entwicklung  dachte,  und  zwar  in  der  Weise, 
wie  sich  etwa  ein  pflanzlicher  Organismus  entwickelt  .... 
Man  übersah  dabei  die  Thatsache,  dafs  den  socialen  Orappen 
ebenso  ein  Beharrungs<resetz  inne  wohne,  wie  allen  Naturwesen 
und  Gegenständen,  und  dafs  dieselben  aus  der  Beharmng  in 
einem  gegebenen  socialen  Zustand  zum  .Übergänge*"  in  einen 
anderen  Zustand  immer  nur  durch  adäquate  sociale  Ursachen 
und  Einflüsse  gebracht  werden  könnten."  * 

Dieselbe  Thatsache  bestätigen  die  Anthropologen ,  Ethno- 
graphen und  Kulturhistoriker. 

So  sagt  z.  B.  Th.  Waitz: 

^Bei  geringer  Bevölkerung  eines  nicht  zu  armen  Landet 
findet  meist  gar  keine  oder  eine  geringe  Nötigung  sar  Arbeit 
statt,  weil  jeder  für  sich  und  die  Seinigen  leicht  8o  viel  gewinnt, 
wie  er  zum  Leben  braucht.*"* 

Der  Reichtum  der  Natur  nützt  den  primitiven  Volkere 
nicht,  weil  sie  denselben  garnicht  auszubeuten  verstehen. 

Der  Ngamisee  in  Südafrika  ist  nebst  seiner  Umgebung 
einer  der  wild-  und  fischreichsten  der  Erde,  aber  da  die  Um- 
wohner nur  wenig  Kähne  und  schlechte  WaflFen  besitzen,  »-'^ 
können  sie  die  Naturgaben  nur  unzureichend  ausbeuten ,  und 
mitten  im  Überflusse  leiden  sie  Hungersnot*. 

Man  könnte  vielleicht  geneigt  sein  anzunehmen,  das  fatale 


'  Gumplowicz,  Sociolocrie.    S.  73. 

-  Antliropologie.  2.  T.  §  3.  S.  428.  Vergl.  J.  8t.  Hill,  Grund- 
sätze der  pol.  Ökonomie,  übersetzt  von  A.  Soetbcer.  Hamburff  1S52. 
Bd.  I.  S.  124.  Mill  schliefst  seine  Ausführungen  mit  fblgender  Be- 
merkung: In  Klimateu,  wo  die  blofsc  Existeni  eine  Lost  ist,  bildet 
Nicht.<4thun  den  Luxus,  diMn  man  d<'n  Vorzug  giebt.  Siehe  auch  Geofip 
Scliweinfurth,  Im  Herzen  von  Afrika.    Leipzig  1874.   Bd.  I.    S.  IW. 

^  Dimitroflf,  Die  Gerin^scliatzung  des  menschlichen  Lebens.  Leipxig 
1S91.  S.  13  ff.  Vergl.  nnvh  K.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volb- 
wirt.-^chaft.  2.  Aufl.  Tübingen  1898.  S.  21—24.  Charaiteriatiich  i*t 
die  folgende  Erklärung  der  Sorglosigkeit  des  primitiven  MeuMhen: 
..Man  iioWti'  denken,  der  Hunger,  welcher  dem  Wilden  so  oft  gio&e 
Qualen  bereitet,  nulss»*  ihn  von  selbst  anleiten,  Nahrungsmittel^  düe  ern 
Z<*iten  im  Überflüsse  hat,  auf  spätere  Tage  aufzubewahren.  AbertUe 
Beobarhtun;r(^n  stimmen  überein,  dafs  er  daran  garnicht  denkt.  Über- 
haupt fol^t  der  Naturmensch  immer  nur  dem  nächsten  Antriebe:  Min 
Handeln  ist  ein  rein  im{)ulsives.  sozusagen  blofse  Reflexbewegung.  Je 
näher  b<'i  jlnu  Bedürfnis  und  Befriedigung  zusammen  liegen,  um  £0 
wohler  ist  iluii.     Der  Naturmensch  ist  eiu  Kind.** 
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Trägheitäprincip     beherrsche    ausschliefslich     die    Völker    im 

r>riinitiveii  Zustande,  auf  den  nierJersten  Stufen  der  menscli- 
ichen  Kultur,  dals  aber,  sobald  der  Mensch  sich  zu  einer 
relativ  höheren  Stufe  der  Kultur  aufschwingt»  das  Trägheits- 
princip  seine  Wirkung  eiiibüfse  und  einer  anderen,  entgegen- 
gesetzten Tendenz,  der  Entwicklungstendenz,  Platz  macbe. 
Aber  abgesehen  davon,  dafs  dadurch  uns  doch  die  Frage  nicht 
erspart  bleibt,  auf  welche  Weise  der  Mensch  aus  dem  nattir- 
licnen,  primitiven  Zustande  zu  einer  höheren  Kultur  empor- 
gestiegen sei,  und  wie  es  hätte  geschehen  können,  dafs  ilas  so 
mächtige,  sämtliche  primitiven  Völker  beherrschende  Beharrungs- 

fssetz  plötzlich  in  das  entgegengesetzte  Bewegungsgesetz,  das 
ntwicklungsprincip  sieh  umzuwandeln  gezwungen  wäre,  ist 
noch  zu  bemerken,  dafr?  eine  Einteilung  der  Menschen  bezw, 
der  geschichtlichen  Perioden  ihrer  Entwicklung  in  beharrende 
und  vorwärt^strebende  dem  wirklichen  Verlauf  der  Dinge  in 
der  Geschichte  arg  ins  Gesicht  schlage.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
gessen^ dafs  diese  primitiven  Völker,  von  deren  Trägheit,  Nicht- 
wirtschaftlichkeit,  Sorglosigkeit  die  europäischen  Reisenden  so 
viel  zu  erzählen  wissen,  in  keinem  Falle  als  gleich mäfsigey 
unterschiedslose  Jlenschenhorden  zu  betrachten  sind.  Im  Gegen- 
teil betinden  sich  dieselben  auf  sehr  verschiedenen  Stufen  der 
Kultur,  und  alle  insgesamt,  die  niedersten  und  wildesten 
»Stämme  nicht  ausgeschlossen ,  haben  eine  lange  Reihe  von 
relativ  noch  niederen  Stufen  der  Kultur  durchgemacht,  haben 
^^^ne  lange  Kette  von  Erfindungen  und  Entdeckungen  aller 
^RArt  zu  verzeichnen,  von  denen  manche^  in  gewisser  Hinsicht, 
^Kmsere  allerneuesten  und  aller  wichtigsten  Entdeckungen  an 
^'Wert  und  Bedeutung  für  den  menschlichen  Fortschritt  völlig 
aufwiegen.  „Diese  primitiven  Völker  sind  auch  nicht  immer 
&o  der  Arbeit  abgeneigt:  Sie  sind  für  bestimmte,  von  ihnen 
anerkannte  Zwecke  immer  bereit  zu  arbeiten,  sogar  sehr 
fleifsig  zu  arbeiten.  Wenn  die  Leidenschaft  sie  treibt,  besitzen 
aie  Energie  im  Übenoafs.  Der  Wilde  z.  B,  liebt,  sich  und 
deine  Geräte  zu  schmücken  ,  .  ,  und  verwendet  darauf  nicht 
gleiten  den  unglaublichsten  Fleifs,  erträgt  für  diesen 
^weck  Anstrengungen  und  Entbehrungen,  selbst  den  quälenden 
Jclimerz  mit  Heiterkeit." 

„An  den  Ufern  des  St  Lawrenz  ström  es  giebt  es  mehrere 
tleine  Indianerdörfer.  Diese  sind  meistenteils  von  einem 
[ziemlichen  Stück  Land  umgeben,  auf  dem  das  Holz  schon 
lange  ausgerodet  zu  sein  scheint,  und  aufserdem  l>esitzen  sie 
au^edehnte  Waldstrecken*  Das  von  Holz  gesäuberte  Land 
wird  selten  bebaut |  man  kann  fast  sagen  niemals  bebaut, 
noch  werden  auch  im  Walde  zu  »olchen  Zwecken  Ausrodungen 
gemacht.  "^ 

^,  ,  ,  Der  Btfden  ist  fruchtbar  .  •  •  Würde  jede    Familie 
einen    halben  Morgen  des  Bodens  einzäunen,   ihn   bearbeiten 
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und  mit  Kartoffeln  oder  Mais  bepflanzen,  so  würde  die»  genQgM^ 
sie  ein  halbes  Jahr  zu  ernähren*  Dennoch  leiden  die^e  ladianvr 
Mangel  .  .  .  Von  Ackerbau  wollen  sie  nichts  wiäften.*  ■ 

Nun  könnte  der  Anschein  erweckt  werden,  diese  wildfo 
Stämme  seien  träge^  arbeitsscheu;  jedoch  bei  näherer  Betracb- 
tung  derselben  müssen  wir  diesen  Gedanken  aufgeben: 

„Diese  uns  so  auffallende  Apathie  —  teilt  uns  J.  St  MiII 
weiter  mit  —  geht  im  wesentlichen  nicht  aus  WiderwiUeD 
gegen  die  Arbeit  hervor;  im  Gegenteil,  sie  halten  sich  »ehr 
mutig  daran,  sobald  die  Belohnung  dafür  unmittelbar  eintri 
So  werden  sie,  aulser  ihren  eigentümlichen  Erwerbsarteu 
Jagd  und  Fischerei,  welche  vorzunehmen  sie  jederzeit 
sind,  bei  der  Schiffahrt  auf  fleni  St.  Lawrenzstrom  viel 
schäftigt;  man  sieht  sie  in  den  dort  gebräuchlichen  grobm 
Böten  beim  Rudern  thätig,  und  sie  liefern  den  gröfseren  Teil 
der  etwa  erforderlichen  Hände,  um  Flöfae  durch  die  Strom- 
schnellen zu  bringen," 

Dafs  das  Beharrungsprincip  nicht  immer  in  der  Gestilt 
von  Ruhe  und  Trägheit  auftritt,  zeigt  uns  das  Beispiel  Chiiuu, 
wo  ein  arbeitsames,  fleifsiges,  auf  einer  relativ  sehr  holifii 
Stufe  der  Kultur  stehendem  Volk,  trotz  Armut  und  Not,  keioe 
Neigung  zeigt,  die  europäische  Kultur  sieh  anzueignen  t  wie- 
wohl dieselbe  das  ganze  Volk  aus  seiner  fast  unertrS^lidiai 
Lage  befreien  und  zu  einem  geistig  und  materiell  glUcklichera 
Leben  erheben  könnte, 

„In  der  Kulturgeschichte  der  Menschheit  giebt  es  keiat 
Wendepunkte ;  alles  wächst  und  verwest  hier  wie  die  Ffismi; 
das  Zuständliche  ist  nur  eine  Abstraktion,  deren  wir  bedürfen, 
ura  unserem  blöden  Auge  die  Wunder  der  Natur  und  Menscbeo* 
weit  zugänglich  zu  machen, ""  ^ 

Es  ist  daher  garaicht  denkbar,  dafs  der  Menach  auf  imod 
einem    bestimmten    Punkt    seines    vorgeschichtlichen    LeMU 

Slötzlich  einen  Sprung  aus  dem  primitiven  Zustand  in  dea 
er  Kultur  gewagt  habe:  ein  solcher  Sprung  wäre  für  ihn  ein 
salto  mortale  gewesen. 

Wir  haben  gar  keinen  Grund,  die  Auffassung  Morgan'»» 
dafs  der  Fortschritt  der  Menschen  im  wesentlichen  derselbe 
gewesen  sei  bei  Stiimmen  und  Völkern,  welche  verschiedene 
und  sogar  getrennte  Kontinente  bewohnen,  zu  verwerfen,  ujn 
so  mehr,  als  er  diese  seine  Anschauung  durch  eine  Reüie  von 
geschichtlichen  Thatsachen  bekräftigt^. 

Es  bleibt  also  nichts  übrig  als  die  Annahme,  dafainjedi 


*  J,  St  Mill,  Grundsätze  d.  poL  Ökonomie  (übereetxt  von  Soe 
l*  Bd.    S.  124  fl: 

*  Bucher  a.  a.  0.  8.  35. 

*  Morjran  a.  a.  0.  S.  36.   Vergl.  auch  G,  StlmioUer,  Die  Unce>k:bir^ 
der  Familie  etc,  im  Jahrb.  für  Gesetzgeb,  etc.    Bd,  23^  Heft  1   S,  ? 
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^jsclilichen  Gruppe,  in  jeder  socialen  Organisation,  aui'  jeder 
Stufe  der  menfichl]clien  Kultur,  zwei  entgegengesetzte  Tendenzen 
sich  geltend  zu  mai^hen  bestrebt   seien,   die   ßeharrungs-  und 
die  Entwicklungstendenz,  von  denen  entweder  die   eine   oder 
die  andere,  je  nach  den  entsprechenden  Umständen,  eine  Zeit 
lang  die  Gesellöchaft  beherrsche^  dieselbe  vorwärts  bezw.  rück- 
wärts schiebend*     Zeigen  also  die  verschiedenen  menschlichen 
^äesellächaften  einmal  die  Neigung^  ihre  geiätigeu  und  materiellen 
^■Bter  zu  vermehren,  zu  verfeinern   und  zu  vervielfältigen,  ein 
^raderes  Mal  wiederum    eine   entgegengesetzte  Neigung,  jeden 
geistigen  Forttfchritt,    sogar  jede   Arbeit   überhaupt   mit   aller 
Entöchtedenlieit  zu  bekämpfen  und  im  Nichtsthun  oder  wenigstens 

tnur  gewohnten  Thun  und  Lassen  das  höchste  Glück  zu  finden^ 
entsteht  von  selbst  die  Frage,  unter  welchen  Bedingungen 
Beharrungs-  resp*  die  Entwicklungstendenz  zur  Geltung 
komme?  Und  eben  dieser  Dualismus  im  socialen  Leben  der 
Gesellschaft,  eben  dieses  Walten  und  Herrschen  von  zwei  ent- 
Itcegengesetzten,  einer  fortschrittlichen  und  einer  beharrenden 
Tendenz  in  der  menschlichen  Geschichte,  zwingt  unser  Denken, 
die  Gesetzmäfsigkeit  der  socialen  Evolution  zu  ergründen. 
Kenn  wir  nicht  geneigt  sind,  diese  beiden  Tendenzen  als 
VHbtttändige  ^Kräfte^  aulzufassen,  die  wie  Ormuzd  und 
Ahriman  die  Geschicke  der  Menschheit  leiten  und  sich  in  be- 
ständiger Fehde,  in  unaui^horlichem   Kampf  befinden. 

Die  sociale  Evolution  und  mit  ihr  die  Bedürfnisentwicklung 
verwandelt  sich  infolge  der  Erkenntnis  des  Gegensatzes,  welcher 
aich  unter  den  in  der  Gesellschaft  waltenden  Tendenzen  be* 
merkbar  macht,  zu  einem  socialen  Problem  ^ 

Es  fragt  sich  eben :  unter  welchen  Voraussetzungen  ist 
der  Sieg  des  Fortschrittes  möglich  bezw.  notwendig? 

^^^unts  das  Phänomen  der  Bedürfniöentwicklung  ein  Problem 
01,  für  welches  eine  Erklärung  gesucht   werden    müTstc,   tritt 
noch  deutlicher  hervor,  wenn  wir  die  sogenannte  Entwicklungs- 
tendenz einer  psychologischen  Analyse  unterwerfen. 

Diese    Tendenz    kann    im    psychologischen    Sinne    nicht 
^ndere  aufgefafst  werden,  als   ein   Entwicklungs trieb,   als   ein 

'  W.  Röscher  bespricht  diesen  Ge^^eiiiiatz^  aber  er  fiuclit  ihn  nicht 
m  15»et],  fiondeni  befugt  nicb  mit  dir  Erklärung«  dafe  die  allf^emeiiien 
^bllturfortiichritte  so  vneie  und  6o  wechBclBCiti^  bedingte  VoraugsetximgeQ 
^BUt(*it,  dafs  sie  in  der  Re^el  nur  ^ehr  allniäbltcb  erfolgen  Aber  die 
Hinweise  auf  die  vielen  Vorausfietzungen  genügen  ja  nicht  xur  Be- 
imiodiuifi:  diesee  Fortschritte« ;  diese  Voraussetzungen  vielmehr  mÜBsen 
mtgestellt  und  aus  ihnen  der  Fortsebritt  abgeleitet  werden,  Vergl. 
EoKher  a.  a.  <X  L  Bd,    S,  51*4. 

r«ff«elittai«t]  XIX  4.  ~  Gurawittcb.  g 
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Streben  der  Mensehen,  ihre  Bedürfnisse  zu  vermeliren.  verri 
fähigen  luid  verfeinern. 

Kann  ein  solches  Streben  sich  überhaupt  in  der  metiM- 
liehen  Seele  geltend  machen?  Ist  ein  Streben  nach  V« 
mehrung  etc.  der  Bedürfnisse  als  ein  wirklicher  psychologisch 
Prozefs  denkbar? 

Jedes  Begehren  ist  als  ein  Willens«kt  aufzufassen*  wele 
auf  Beseitigung  von  Unlust  und  auf  Erlangung  von 
gerichtet  ist.  Jedes  Begehren  ist  also  mit  einem  G 
zustand  verknüpft,  vielmehr  es  setzt  denselben  voraus  —  em 
Gefühlszustand,  in  dem  Unlust  und  Lust  zu  gleicher  Z 
wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade  der  Intensität,  ai 
und  zu  gewissen  Bewegungen  veranlassen.  Denn  ein 
erregt  auch  das  stärkste,  intensivste  Unlustgefühl,  das  z,  B. 
folge  der  ünbefriedigung  eines  der  all  er  nötigsten  Exist»*iii 
beflUrfnisse  eintritt,  wie  das  Unlustgefühl^  das  im  Hunger  odi 
Durst  sieb  manifestiert,  zu  gleicher  Zeit  auch  ein  Erinnerung 
biM  des  mit  der  Erlangung  des  Regehrten  verknüpften  Lu»t- 
gefubls;  andererseits  wird  sich  auch  bei  einem  BegeUr«?!i5- 
akt,  wo  die  Erinnerung  der  empfundenen  Lust  die  Haupt- 
rolle spielt,  z.  B.  bei  dem  Begehren  nach  einem  8ch9Q< 
Konzert  etc.,  doch  zugleich  auch  ein  UnlustgePuhl,  eine  Ui 
ruhe  geltend  machen,  da  der  Begehrende  das  Bewufstsein 
dafs  das  begehrte  Lustgefühl  eben  noch  nicht  eingetreten  ^ 
und  das  Erinnerungebild  blofs  ein  schattenhaftes,  kein  wirk- 
liches Lustgefühl  repräsentiere'»  So  sagt  Preyer  bezüglich  der 
Bedürfnisse  des  Kindes:  ^Alle  Gefühle  sind  entweder  angenehm 
oder  nicht  angenehm.  Im  ersten  Falle  erwecken  sie  da«  Be- 
gehren nach  Wiederholung  der  betreftenden  Empfindung  beim 
Kinde,  indem  das  Fehlen  des  Angenehmen  selbst  eine  ünlittl 
erzeugt  **/  Beide  entgegengesetzte  Pole  des  GefUhU^  welcli€i 
ein  Begehren  hervorruft,  die  Lust  wie  die  Unluat,  teigfin 
deutlich^  dafs  eine  Befriedigung  des  Begehrens  schon  früh« 
stattgefunden  habe,  denn  beide  Momente  des  Gefühls  sind  die 
Folge  eines  vorhergegangenen  psychischen  Zustandos  der  ~ 
de^  Behagens,  nach  dem  eben  jetzt  gestrebt  wird.  Das  Si 
aber  nach  Vermehrung,  Verfeinerung  der  Bedürfnisse 
eben  das  Streben  nach  einem  neuen*  bis  dahin  noch 
empfundenen  Lustzustande  —  denn  jedes  verfeinerte 
diirfnis  giebt  thatsächlich  einen  neuen  Lustzustand;  ein  aoldiei 


trtuifr 
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*  Nach  dem  Bezi6hut]^sp'e8etz  von  Feehner*Wundt   »st   <*?n^ 
Lupitempfindurifr  eine   Abstraktion,   weil   diese  stet«   mit     '  -.-fmil^ 

lünter^nind  zu   einem   neuen   psychologiachen  Ganzen  v»  t    I* 

Augenblieke,    wo  der   primitive    Mensch  eine  Lust  enriptHiaet^  kiagtt 
diese    einen    Kampf    irijt    der    in    ihm    sehau    vorhandeneu    SMÜnMi 
Stimmung,   L.  Jacubowski,  Die  Anfange  der  Poesie.   Dresden  18dU  8. 
Vergll  aucli  Hfjffdm*r  a.  a.  O.  S.  ^24, 

«  A.  iL  O.   T.  f. 
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m  ißt  weder  mit  Lust  noch  mit  Unlust  verknüpft  folgUch 
ein  Begehren*  Ein  Begehren  nach  einem  neuen  ^  noch  nie 
efriedigteo  Bedürfnisse  ist  daher  eine  contradictio  in  adjeeto, 
in  undenkbares  Ding. 

Nehmen  wir  z,  B.  das  RauehbedUrfniij :  Wie  entsteht  zum 
raten  Male  das  Bedürfnis  zu  rauchen?  Welche  Gefühle, 
lotive  sind  es,  die  in  diesem  Falle  den  Menschen  veranlassen, 
an  bitteren,  würgenden  Rauch  in  seine  gesunde  und  heftig 
agegen  protestierende  Lunge  emÄitatnienV  Weder  Unlust 
och  Lust  könnte  in  der  menschlichen  Seele  beim  Anblick 
BS  Tabaks  entstehen.  Allerdings  gewtilmt  sich  jetzt  jeder 
fliehende  an  das  Rauchen  mit  Hilfe  der  Nachahmung,  aber 
ie  Nachahmung  selbst  ist  wiederum  ein  neues  sociales  Moment, 
elches  auf  einem  bestimmten,  genau  zu  untersuchenden  Ore- 
\h\  beruht,  dessen  Wirkung  im  Prozesse  der  Entwicklung 
BT  BedüHnisse  blofs  unter  bestimmten  Bedingungen  hervor- 
ilt,  und  au Iserdem  erklärt  die  Nachahmung  nicht  die  Entstehung 
ines  Bedürfnisses,  sondern  blofs  die  Verbreitung  eines  schon 
ristierenden  Bedürfnisses  auf  immer  weitere  Gesellschaftskreise- 
te  ursprüngliche  Entstehung  des  Rauchbedürfuisses  kann  nicht 
lf  Nachahmung  zurückgeführt  werden,  —  dasselbe  war  eine 
rfinduDg,  und  jede  Erfindung  mufs  wiederum  ihr  Motiv  haben, 
»ruht  also  auf  einem  Begehren,  Mit  anderen  Worten:  Wir 
iben  schon  früher  auseinandergesetzt,  dafs  jedes  Bedürtnis 
ßh  erst  mit  seiner  und  durch  seine  Befriedigung  entwickele. 
evor  ein  Bedürfnis  entsteht,  können  an  seiner  Stelle  nur 
»tinktive  Triebe  die  menschlichen  Handlungen  leiten.  Die 
erfeinerung,  Vermehrung  der  Bedürfnisse  läfst  sich  deshalb 
icht  auf  instinktive  Triebe  zurückführen,  weil  ein  jeder 
lieber  Triebe  in  letzter  Instanz  auf  einem,  wenigstens  von 
m  Vorfahren  befriedigten,  entwickelten  und  vererbten  Be- 
Irfnisse  beruht  ^ 

Das  Problem  der  Entwicklung  schwebte  schon  J.  Faucher 

i,  als  er  in  seiner  Abhandlung:  „Währung  und  Preise**'^ 
'die  Entstehung  der  Bedürfnisse  zu  sprechen  kam. 
Faucher  untersuclit  die  Exnansivkraft  verschiedener  Be- 
Ibisse, unter  anderem  auch  aie  der  sogenannten  Spezerei- 
r  Kolonialwaren,  und  äufsert  sich  dabei  über  das  Problem 
ire»  Aufkommens  in  der  Gesellschaft  wie  tblgt: 

^Dann  ist  aber  bei  diesem  Nahrungsmittel  noch  auf  eine 
rscheinung  aufmerksam  zu  machen,  deren  Erklärung  der 
hemie  oder  Physiologie  obliegt   und  ja   auch   bis   zu   einem 

f^  unsere  BedörfnisBe,  soweit  sie  wiirtscbaftlich  in  Betracht  kommciif 
£um  kloin^teii  Teile  tiutürlif^h  gegebene-  uitM^rt*  Konsumtion  i^t  nur 
WA  in  der  Emrihniu^  eine  naturtiotwf^ndijico;  alles  andere  ist  Kultur« 
tKiukt,    Folge    frrij*«Tir>pferi«*t!her    Thäiigkeit    de«    Mensdiengei^tea. 

DünrtBir. 
_    «  ViertelJÄhreft8ihr:ft  f.  Volks w.  und  Kulturg.    1868,  lU.  8.  148  E 
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gewissen  Grade  denselben  gelungen  ist,  mit  der  wir  aber 
als  mit  einer  Thatsache  uns  zu  beschäftigen  brauchen  ^ 
jeder  aua  eigener  Erfahrung  kennt.  Wir  haben  hier  NahrungiK 
mittel  vor  uns,  bei  denen  nicht  das  BedUrfnid  den 
Verbrauch,  sondern  bei  denen  der  Verbraucb  dai 
Bedürfnis  erzeugt. 

Etwas  von  Wechselwirkung  zwischen  Bedürfnis  und  Vi 
brauch  ist  fast  überall  vorhanden;  es  ist  das  der  Weg.  a 
dem  sich  das  Gewohnbeitsbedürfnid  erzeugt, 

.  .  .  Wir  wissen  gut  genug,  —  fährt  Faucher  fori  —  d 
der  Prozeiö  der  Entdeckungen  der  Nahrungsmittel  deine 
sclnchtliche,  wie  seine  vorgeschichtliche  Vergangenheit,  wie 
auch  noch  seine  Zukunft,  und  vor  allem,  dafs  er  sein  gro] 
nie  ruhendes,  wenn  auch  je  später,  desto  komponierter  »j 
maniiesticrendes  Gesetz  hat.  Was  wir  meinen,  ist  nur, 
die  Kluft  zwischen  der  Art  und  Weise,  wie  alle  übrij 
Nahrungsmittel,  und  derjemgen,  w^ic  diese  sieb  eingefui 
haben  und  heute  beim  einzelnen  sich  noch  einfübren,  eil 
grofse  ist,  grofs  genüge  um  eine  vollständige  Gt-genüber 
atelluDg  zu  rechtfertigen,  die  eben  darin  ihren  Ausdruck  äadci^ 
dafS|  den  Nationen  wie  dem  einzelnen  gegenüber,  das  Be- 
dürfnis sichtbar  dem  Verbrauche  folgt."" 

Die  sogenannten  Spezerei-  oder  Kolonialwarea  (Thi 
Tabak,  Kaffee^  Kakao^  Gewürze)  befanden  sich  zur  Zeit,  ak 
diese  Abhandlung  erschien  —  wie  auch  noch  jetzt  — , 
Übergangsstadiura  von  Luxui^gegenständen  (Volksluxufl) 
alltäglichen  und  uneDtbehrlicheu  Nahrungsmitteln.  Sie 
friedigten  und  befriedigen  zum  Teil  das  Nahrungsbedürfnil,' 
zum  Teil  aber  auch  entsprechen  sie  als  Objekte  dea  Voll 
luxus  auch  höheren  ästhetischen  und  socialen  Trieben*  Hf 
war  der  Prozels  des  Strebens  nach  Verfeinerung  de«  NahruDgtr 
bedürfnisaes  gerade  augenfällig.  Faucher  sah  nur  ein,  ÜU 
diese  verfeinerten  Bedürfnisse  thatsächlicli  das  AufkanuMi 
neuer  Bedürfnisse  repräsentieren,  die  also  nie  entstehen  köi 
bevor  sie  nicht  hemedigt  worden  sind,  die  Objekte 
Bedürfnisse  könnten  gar  nicht  begehrt  werden,  bevor  sie^ 
durch  mehrmaligen  Verbrauch  zum  wirklichen  Bedürfnis  ent- 
wickelt haben  —  die  Entstehung  dieser  Art  BedUrfniase  er« 
schien  ihm  daher  mit  Recht  als  ein  Problem,  welches  «inr 
Erklärung  bedarf;  Faucher  ging  aber  auf  eine  tiefere  Afudjsf 
des  Problems  nicht  ein  und  begnttgte  sich  damit,  daf»  er  die 
Lösung  dieses  social-psychologischen  Problems  —  den  Chemikem 
und  Physiologen  überwies. 

Wie  es  scheint,  entging  es  Faucher,  daTs  auch  ein  grolier 
Teil  der  übrigen  Nahrungsmittel  denselben  Ümwandlungi 
prozefs  durchmachte,  wie  die  jetzigen  Kolonialwaren  {z, 
Butter,  Milch,  Käse,  Brot  etc.).  Auch  diese  waren  in  ihr»"i 
Entstehungsstadium   Luxusgegenstände   und   verbreiteten   a 
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erst  allmühlich  im  Volke',  bis  sie  schliefslich  die  einfache^ 
graue  Gestalt  der  Alltagsniilirungsmittel  annahmen.  Allerdings 
»pielte  sich  dieser  Prozefs  auf  den  primitivsten  Stufen  der 
menschliclien  Kultur  ab,  bo  dafs  es  jetzt  aueli  wirklich  acheinen 
könnte,  dieselben  seien  in  allem  Anfange  als  natürliche 
Nahrnngsmittel  aufgekommen;  daher  die  grofse  Kluft,  die,  in 
Fauchers  Augen,  die  Kolonialwaren  von  den  natürUchen 
Nahrungsmitteln  zu  tniincn  Bchien.  Viel  tiefer  fafste  das 
Problem  der  Bedürtnisentwieklung  G.  Tarde  -. 

Auf  die  Frage,  ob  die  Bedürfnisse  oder  die  Erfindungen 
als  Ausgangspunkt  der  Civilisation  angenommen  werden  aolleni 
antwortete  der  bekannte  französische  Soeiologe  folgenderweise: 

Je  reponds  en  rappelant  d'abord  que  le  besoin  d*un  objet 
ne  pouvant  pr^cMer  sa  notion ,  aucun  besoin  social  n^a  pu 
Atre  ant^rieur  a  l'invention  qui  a  permi«  de  concevoir  la 
denr^c.  Tarticle,  Ic  service  propre  a  la  satisfaire.  11  est  vrai 
que  cette  invention  a  eX6  la  i-eponse  ä  un  d^sir  vague,  que, 
par   exemple,    l'id^e   du   t^l^graphe   ^lectrique   a   r«^pondu   au 

Erobleme,  depuis  longteraa  pose,  d*une  communication  episto- 
dre  plus  rapide;  mais  c'est  en  se  sp&ifiant  de  la  sorte  <jue  ce 
ddsir  s'est  repandu  et  fortiti^,  qu'il  est  j\4  au  monde  social;  et 
lui  meme  d^ailleurs  n'a-t-il  pas  toujours  6t^  developp^  par  une 
invention  ou  une  suite  d'inventions  plus  ancienoes,  soit,  dans 
Texempie  choisi,  par  IV^tablissement  des  poates,  puis  du  töl^ 
^aphe  a^rien?  Je  n'excepte  pas  rafme  les  besoin s 
physiques»  lesquels  ne  deviennent  forces  sociales,  eux 
aiissi,  que  par  une  specifieation  analogue,  comme  j^ai  d^ja  eu 
occÄsion  de  le  fairo  remarquer.  II  est  trop  clair  que  le  besoin 
de  furaer,  de  prendre  du  cafe,  du  th«^,  etc.  n'a  apparii  qu'apres 
la  decouverte  du  caf^,  du  tb^,  du  tabae.  Autre  exemple 
entre  mille:  «Le  vetement  ne  suit  pas  la  pudeur,  dit  trfes  bien 


^  ^M&D  sollte  denken,  (Infis  der  Verbrmicli  des  Heiaclies,  wenigstens 
beim  Kulturmenselien,  eini^fermariien  einheitlii'b  ^reref^elt  w&re,  doch 
Mfof^pn  wir  überall  auf  die  ^^röfsten  Widersprörhe ,  deren  Erklänmg 
meint  panz  iioni("*^lieh  ist.**     Ed.  Hahn,  Die  Haustiere.     1896.    S.  26. 

-  K.  Knies  da^repen  findet  gar  nicht  nr*tig  auf  dieses  Problem  nJlher 
finztigehen.  Er  meint:  „Wie  der  ErhÄltung»tneb  die  er«te  Anregung 
d»?r  Selbstliebe  ist,  so  ^ei^  flieh  da»  Streben  nach  dem  Eigenwohle  zu- 
iiÄi  hi^t  all  Streben  naeb  Erhaltung  der  zur  selb  stund  igen  Hefriediffung 
d«*P  Ei  »«en  bedarf s  notwendigen  wirteehaftlichen  Outer.  Nicht  ander» 
int  es*  der  Fall  mit  dem  weiteren  Fortstreben  des  einzelnen  nach  Er- 
iantTting  von  Sachgütem,  die  über  da«  für  men}*Hjljche  Eiifttenz  notwendige 
MfiU  hlnansliegen,  ganz  abgesehen  davon,  daf«  diese»  MaA»  der  ^^t 
eelbf^t  als  eine  relative  Gröfse  erscheint» 

,  .  .  Gegen  die  Bcftchrfinkiing  auf  da»  Notwendigste  k&mpft  ein 
iii$!tinktiver  Trieb  des  Menj^rhen  an,  Sie  steht  im  Widerspruch 
Ttii t  dem  Gesetze  der, Entwicklung^  dem  Lebensgesetze  geistiger 
L.  Irewesen.*    (Die  pol.  Ökon-  vom  geschiehtiiebeu   Standpunkte   FII,   3. 

"     "^         "     gl.  auch  Herrmann  n.  a.  (K  S.  102  ff. 
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M.  Wiener  (le  Pdrou);  mais,  au  contraire,  la  pudeor  »e 
feste  k  la  euite  du  vetement,  c*est-ä-dire  cjue  le  veteniem  ^m 
Cache  teile  ou  teile  partie  du  eorps  humam  fait  paraitrc  oi- 
coBvenante  la  nudit^  de  cette  partie  qu'on  a  rhabitude  Je 
voir  couverte.  >  Eu  d'autres  tennes,  le  beaoiii  d'etre  vetu,  en  trat 
que  besoin  social,  a  pour  cause  de  la  d<^couverte  du  vetieBiVt 
et  de  tel  vetemcDt^ 

G,  Tarde  sah  also  ein,  dafs  der  Prozefs  der  BedQrfnit- 
entwicklung  eiu  schwieriges  Problem  sei,  weil  die  Bedilriiu£«e, 
die  physiscLen  Bedürfnisse  mit  inbegriffen,  erst  mit  ihrer  Be- 
friedigung sich  entwickeln  können,  glaubte  aber  dadorcli  »la* 
Problem  gelöst  zu  haben,  dafs  er  die  Erfindungen  und 
decknngen,  die,  seiner  Auffassung  gemäfs,  die  neuen  Bcdü 
nisse  erzeugen,  auf  den  NachAhmungstrieb  und  die  Ima 
zurückführt^.  G,  Tarde  liefs  die  allgemein  bekannte 
saehe  aufser  acht,  dafs  die  Entstehung  neuer  Bedtirfnisse  nie 
nur  Erfindungen  und  Entdeckungen,  sondern  meistenteils  aua 
mühselige,  in  hohem  Grade  manchmal  unangenehme» 
schöpfende  und  peinliche,  physische  und  geistige  Arbeit 
ihrer  unbedingt  notwendigen  Voraussetzung  habep  die  gef 
der  an  sich  angenehmen,  schwungvollen^  freien,  ungebioderlMi 
Thätigkeit  der  Einbildungskraft  vollständig  entge-gengOiiM 
ist  und  auch  mit  der  imitativen  Tliätigkeit  sich  nicht  identf' 
zieren  läfst. 

8. 

Wir  wollen  trotzdem  die  Bedeutung  des  freien  ThAtigkcru* 
triebes  in  der  Geschichte  der  Entwicklung  der  menschlicben 
Bedürfnisse  etwas  näher  prüfen.  Auf  den  ersten  Blick  kj^onts 
es  scheinen,  dafs  in  dem  Thätigkeitstrieb  gerade  der  michtigiie 
Anstofß  zur  EntÄtehung  neuer  Bedürfnisse  liege.  Der  Gediw 
liegt  ja  nahe,  dafs  dieser  „nie  ruhende  Trieb,  der  zunitchst  aus 
einem  der  allgenieinsten  menschlichen  Gefühle,  dem  Kraft- 
gefühl der  Nerven  und  Muskeln,  die  ihre  überschüssige  En« 
irgendwie  verbrauchen  müssen,  hervorgeht''*,  den  Me 
auch  den  primitivsten,  zu  verschiedenen  Bewegungen 
Thätigkeiten  veranlasse,  welche  zufälligerweise  zur  Erlang 
neuer  Objekte,  wie  auch  zu  Erfindungen,  Entdeckungen  und 

^  Les  loi»  dv  rimitaticm.     Paris  189.^.  chap.  TV.  ij.  101— 10-2. 

'  O,  Tarde  überM'hiitxt  fMneraeits  die  sociale  Bcdeotuiur  der  Ni 
ahrmiTic  und  ander<»rseit3  hebandelt  er  dieselbe  einseitig.         *        :?r  la 
Ht'liiiefBlich  von  ihrer  passiven    Seite.     Seine  allerdinp?  ^in#h 

These:  Qii'eat-ce  qtie  la  sooi^t^?   noiis   avons  repandu:  r  .  ■:    .  ...iltil:<* 
(a.  a*   O,   p»  80)^    Iftfst   das    eigentliche    social-5k onomische    Äu^nwnri»- 
wirken  der  Menschen,  das  auf  die  Befriedignng   der  Bedürfnis 
richtet  ist,  völlig  nnbeprfindet.    Diese  Nftchahmungstbeorie  erklÄft 
die  Entstehung?,   sondern   blofft   die  Verbreilnng  der  Bedür6iiä«e 
hulb  der  menschlichen  {leaellschaft, 

«  G.  Scbniollcr  a,  a.  O.  S.  28—29. 
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fderen    unerwarteten   Resultaten    ftlhren   könnte.      Haben   aber 
diese  Objekte,  Erfindungen  etc.  sich  dem  Menschen  von  irgend 
einer  nützlichen  Seite  gezeigt,  so  entstehen  dadurch  auch  neue 
Bedürfnisse,    So  ist  es  ja  sehr  wohl  denkbar,  dafs  ein  Mensch 
cuftilligerweise y    ohne  jeden    wirtschaftlichen    Zweck,    einfach 
r»us    dem    Überflufs   an    Mut   und    physischer    Energie,    einen 
hohen   Berg  besteigt,  dort  aber,   plötzlich   von  dem   wunder- 
baren   Anblick    des    Sonnenunterganges    überrascht,    einen 
neuen,  edlen  Genufs  kennen  lernt,  woraus  ein  neues  Bedürfnis 
»ich  entwickelt.    In  der  Folge  kann  der  Mensch  speciell  wegen 
Je4j  neuen  ihm  dort  «ich  darbietenden  Genusses  auf  den  Borg 
jldettern,    dadurcli    aber   verwandelt  sich    dieses   Klettern    aus 
seiner  zuerst  freien  Thittigkeit  in  eine  zweckmäfsige,  gewisser- 
mafsen  wirtschaftliche  Handlung.     Ist  aber  einmal  der  Mensch 
I       munter  und  thätig,  was  kann  er  nicht  alles  leisten,  besonders 
dann,  wenn   König  Zufall    ihm   seine    Gunst    nicht    entzfelit? 
Allerdings  Itifst  sich  gegen  diesen  Gedanken  iler  Einwand  er- 
heben, dafs  der  Hinweis  auf  den  Zufall  die  eben  geschilderte 
Knutehungsart  von  neuen   Bedürfnissen  blofa  als   etwas   Mög- 
liches ^    nicht   aber   als    etwas    Notwendiges   erscheinen    lasse, 
daher  aucli  die   ganze   Erklärungsweise  keinen   Anspruch  auf 
den  Rang  eines  wissenschaftlichen  Erklärungsprincips  erheben 
könne.     Dieser  Einwand  wird  sofort  hinfällig,    wenn   wir   be- 
^v denken^  wie  beschränkt  die  menschliche  Einsicht  ist^  und  dafs 
^pies  dem  forschenden  Geist  dos  Menschen   auf   keinem    Gebiete 
^^  der  Wissenschaft  bis  jetzt  auch  nur  annäherungsweise  gelungen 

iist,  einen  mehr  oder  weniger  voUstilndigen  und  lückenlosen 
ursächlichen  Zusammenhang  einer  grölseren  Zahl  aufeinander 
folgender  oder  nebeneinander  laufender  Erscheinungen  dar- 
isustellen,  weswegen  die  menschliche  Vernunft  noch  überall  den 
Zufall  in  den  Bereich  der  wissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
Eielien  gezwungen  ist  und  sich  zufrieden  geben  mufs,  wenn  e« 
ihr  gelingt,  mit  Hilfe  des  Zufalls  eine,  wenn  auch  unvoll- 
ständige, Reihe  kausaler  Abhängigkeiten  zu  konstruieren. 
Indessen  würde  eine  tiefere  Einsicht  in  die  sämdichen 
^^Bedingungen,  die  zur  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  notwendig 
^ft^ind,  uns  sofort  klar  machen,  dafs  die  freie,  absichtslose 
^^Tbätigkeit,  die  blols  auf  den  Ausflufs  überschüssiger  Energie 
zurüclk  zu  führen  ist,  nur  sehr  selten»  man  könnte  sogar  sagen, 
^Ä  ausnahmsweise,  als  Ausgangspunkt  bei  der  Entstehuug  eines 
^K neuen  Bedürfnisses  hervortreten  könnte.  So  sehr  ist  diese 
^H  freie  Thätigkeit  von  derjenigen  Thtttigkeit  des  Mensehen  ver- 
I^V schieden,  die,  als  wirtschaftliche  beknnnt,  thatsllchlich  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  dient.  Mitunter  kommt  es  uns 
^H  eogar  unmöglich  vor,  dafs  die  freie  Thätigkeit  sich  in  eine 
^H  SEweckmäfsTge,  wirtschaftliche  Handlung  verwandeln  könne; 
»  daher  scheint  es  un^  auch  fast  unglaublich,  dafs  diese  unwirt- 
fdiche  Verausgabung    der    menschlichen    Kraft    irgendwie 
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zur   Entstehung   wirklicher  Bedürfnisse,    d*    h.    zu    wii 
liehen  Erfolgen  geführt  haben  sollte» 

Betrachten  wir  nun  sowohl   die    wirtschaftliche   i«ne  aui 
die  freie  oder  unwirtschaftliche  Thfttigkeit  des  Menscheii^ 
sich    dieselben    in    ihren    wes»*ntlichen   und    charakteri5tiscli€f8 
Eigenttimlichkeiten  uns  darstellen. 

Folgende  drei  Unterschiede  Udsen  sich  in  den  beiden 
nannten  Thätigkeiten  feststellen: 

1.  Jede  wirtscliaftliehe  Thätigkeit   hat   zu.    ihrem    Zwecl 
die  Befriedigung  eines  Bedürfnisses';  dagegen  findet  dm  \ 
Thättgkeit  in  sich  selbst  ihren  einzigen  Zweck.     Sie  wir»! 
her  aucli  Hsthetische  Thätigkeit  genannt, 

2.  Die  freie  Thätigkeit  äufsert  steh  in  allerlei  Bewf^i 
die  abwecliselnd  sämtliche  Funktionen  des  Leibes  und  de« 
Geistes  Ijeschäftigen,  die  wi rtschaftUehe  Thätigkeit  dag^en  io 
einer  bestimmten  Summe  von  Bewegungen»  die  einseitig  g^mrfe 
einzelne  Funktionen  des  Körpers  und  der  Seele  besonders  in 
Anspruch  nehmen.  Die  erstere  Thätigkeit  also  ist,  wenn  mm 
so  sagen  kann,  excentrisch,  die  letztere  dagegen  charakterisi^ 
sich  durch  ihre  Konzentration. 

8.  Die  ästhetische  Thätigkeit  unterscheidet  dich  daher  nmh 
noch  dadurch  von  der  Arbeit  (wirtsehaftl,  Lei<4tung>,  didi 
die  erstere  eben  mit  einem  Lustgefühl  j  die  letztere  dagegfo 
mit  Unlustemptindungen  verknüpft  ist. 

^Das    Wesen    des    Dranges     zur     Bethätigung    — 
Wagner  —  der  Freude  am  Thätigsein^  liegt  in  dem  Reiz, 
Antrieb  zum  Handeln  wegen   der  Lustgeftihle»    de^?  OeniiM6i| 
der  Freude,  welche  das  Handeln  als  s  o  1  c  h  e  s ,  d.  h,  äU 
Bethötigung  und  Beschäftigung  von  Leib    und    Geist    in   sjck 
enthält^ 

„Bei  der  ästhetischen  Thätigkeit  wird   nichts   weiter  vpi 
verlangt,   als    eine    unmittelbare   Befriedigung  plus  die  Erh. 
tung  oder  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit.    Der  fist' 
Charakter  eines   Gefühls    ist   in   der   Regel   mit  der    .. 
desselben  von  der  Aufgabe,  dem  Leben  zu  dienen,  gegebtia 
Diese   Ablösbark eit   von  den    dem  Leben   unmittelbar    dienen* 
I  den    Funktionen    ist    eine    der   Vorbedingungen    für   die    I 

haltung  des   ästhetischen  Charakters  jeder  Thätigkeit*,     U  _ 
das    ist  ja    leicht    begreiflich.     Das   Leben   ist   ein   schwerer, 

I  '  ^Die  Arbeit  ^  dH*u'kt  sich  Duhring  treüend  aus  —  findet 

1^  in  »ich   selbst,  wandern   stets    Bur   in   ihrem   Zweck   einen    uatörlicli« 

^H  Schwerpunkt"     Kritische  <»nuidlage  der  Vo!ka  wirtschafte  lehre,    8, 

H  «  A.  a.  {>.  §  42.  S.  14*i 

^H  *  Herbert  Äpencer,  Die  Principien  der  Päjchologie,   nbersetxt  r^ 

^m  B.  Vetter.     Stuttgart  188JJ.    Bd.  II.   §§  -533—585, 

^H  *  „Ein  Luät-  oder   Unlustgefuhl   kann  a^hetiach  genannt    wenjm, 

^^^^  wenn  es  nicht  Ijedeufalls  nicht  iiümittelbar)  durch  etwas   erzeugt  wiri 

^^^^L  das  praktische  Instinkte  und  Triebe  in  Bewegung  setzt.**   Hötfdinjr  a.  i»  0. 

^^H  S. 
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hi^chst  gefährlicher,  oft  eräcliöpfender  und  sehr  drückender 
Kampf  ums  Dasein,  mitunter  ein  bellum  omniura  contra  omnes, 
und  gern  wJire  der  Mensch  diesen  geftlhrlichen»  unangenehmen, 
mit  den  gröf^ten  Anstrengungen  des  Körpers  und  des  Geistes, 
verknüpften  Kämpfen  aus  dem  Wege  "gegangen,  wenn  nieht 
die  obwaltenden,  für  die  Erhaltung  fies  Individuums  und  der 
Art  notwendigen  Bedürfnisse  ihn  gebieterisch  gezwungen  hiltten, 
7Ai  nrl>eiten  und  zu  kämpfen.  Sind  aber  die  alltäglichen 
Sorgen  beseitigt,  so  wendet  der  Mensch  dem  praktischen 
Leben  den  Rücken  und  sucht  für  die  noch  etwa  übrig  bleibende 
Energie  eine  freie,  leichte,  sorglose  Betbätigung.  Daher  Hufsert 
«jjt'li  diese  ästhetische  Thätigkeit  im  Spielen,  im  Tanzen, 
Singen  etc*  etc. 

Die  Thätigkeiten,  —  sagt  Wagner  —  die  wir  als  8piel 
bezeiebnen,  stimmen  mit  den  ästhetischen  Thätigkeiten  darin 
Uberein,  dafs  weder  die  einen,  noch  die  anderen  irgendwie 
unmittelbar  zu  den  dem  Leben  förderlichen  Prozessen  bei- 
tragen ^ 

Diese  ästhetinchen  Thätigkeiten  bestehen  darum  gewöhn- 
lich aus  harmonischen  Bewegungen,  die  nicht  zu  anstrengend 
sind  und  gleichmJifsig  die  in  verschiedenen  Nervencentren  an- 
^jgesammelte  Energie  zur  Auslosung  bringen.  Sie  sind  also, 
Hniit  der  j)rak tischen  Thätigkeit  verglichen,  eine  Erholung,  eine 
Art  Ruhe*  ,,Der  BegriflF  des  interesselosen  Wohlgefnlleos  hatte 
Kant  zu  dem  Hatze  veranlafst,  der  Mensch  verhalte  sich  bei 
der  Betrachtung  des  Schönen  spielend,  wm  ein  ganz 
richtiger  Ausdruck  für  die  Abstraktion  von  jedem  weiteren 
Zweck  ist  Beim  Genufe  des  Schönen  ruht  der  Mensch 
gl  o  ichsam  aus  in  der  Betrachtung  der  schönen  Er- 
scheinung, er  fühlt  sich  weder  innerlich  noch  Hufj^erlich  ge- 
zwungen*.** 

Auch  die  einfachen  Empiindungen  jeder  Art,  welchen  die 
ästhetische  Eigenschaft  zukommt,  sinci  wahrscheinlich  dann 
mit  diesem  Namen  zu  bezeichnen,  wenn  die  jihysischen  Ur- 
wachen derart  sind,  dafs  sie  den  Sinnesapparat  in  möglichst 
wirksame  und  u  n  g e  h  i  n  d e r  t  e  T h  ä  t  i g  k  e  i  t  treten  lassen. 
^Töne  von  schöner  Klangfarbe  und  vollkommener  Harmonie 
zeichnen  sich  dadurch  aus,  dafs  sie  aus  Schwingungen  entstehen, 
welche  solche  Beziehungen  zu  einander  haben,  data  in  unserem 
Ohre  der  mögliehst  geringste  Widerstreit  verschiedener  Pro- 
xe^se  und  der  höchste  Grad  ron  sich  unterstützenden  Wirkungen 
erreicht  wird,  —  wodurch  eben  die  höchste  Summe  normaler 
Erregung  in  den  afficierten  Nervencentren  ent^tehf  .  .  ., 

^  Jede  Thätigkeit  wird  um  so  mehr  der  äethettschen  Form 


»  WapneT  a,  ü.  O.  8.  147, 

-  fi.  Schfnoller.  7mt  Litt^raturg<»flobicht*>  der  St»at§*  und   Sorial- 
Leipxig  1888,    8.  15  ff. 
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eich  annähern,  je  mächtiger  sie  erscheint,  und  je  voUkomi 
sie  des  Anhangs  irgend  welcher  Einheiten    schmendicben 
tuhls  entkleidet  iat,  wie  solche  aus  diskordanten  Schwin 
der   Luft-    oder    Ätherwellen    entstehen   könnten,    denn 
Einheiten  schmerzlichen  GeftUds  sind  stets  die  B  iQHiij 

eines  Übermafses  der  Funktion  einzelner  Ner  ••'.* 

Dieses  Übennafs  der  Funktion  einzelner  Nerven-  ui 
Muskelelemente  ist  aber  gerade  das  charakteristische  der  wirf-l 
Bcbaftiichen  Thätigkeit,  der  Arbeit  überhaupt.  Das  B<- 
dürtnis,  dem  die  entsprechende  Arbeit  Genüge  thut,  unter- 
wirft sich  die  menscidichen  Bewegungen,  kombiniert  udcI 
konzentriert  dieselben  in  bestimmten  Formen  und  ein^r  bi^ 
stimmten  Richtung,  wodurch  die  Arbeit  nicht  gleichmäfsig  alk 
Teile  des  Leibes  und  Geistes  beschttftigt,  sondern  einen  Ti  ' 
der  leiblichen  und  seelischen  Organe  auf  Kosten  der  übrij 
übermäfsig  anstrengt;  dadurch  aber  erzeugt  eia  ein  üidi 
gefühlt  oft  intensiver  Natur,  ist  daher  auch  dem  freien  Will 
des  Menschen  entgegengesetzt.  Erst  der  Erfolg  der  Arbi 
die  durch  sie  erreichte  Bedürthisbefriedigung,  verl 
einen  Sinn,  manchmal  sogar  ein  Lustgefahl.  Die  A 
solche  ist,  um  mit  Hegel  zu  sprechen,  eine  Negation  ikr 
da  dieselbe  die  freie,  Lust  erzeugende  Äurscrungsform  d 
menschlichen  Kraft  in  eine  unfreie,  konzentrierte,  anstres^^ 
ThMtigkeitsform  umsetzt,  —  und  erst  durch  Befriedigung  ein«« 
♦mtspreclienden  Bedürinisses  vollzieht  sie  eine  Negatton  ier 
Negation  und  verwandelt  sich  wiederum  in  ihren  Qegcwt^ 
m  einen  positiven  Zustand  der  Lust  und  des  Behagens, 

Diesen  Gegensatz  zwischen  der  freien  Thätigkcit  und  4«r 
Arbeit  betont  A*  Wagner  mit  besonderem  Nachdruck*. 

^  Aber  das  möchte  keinem  Zweifel  unterliegen,  sagt  Wagner 
u.  a.,  dafs  es  zahlreiche  und  wichtige,  auch  ganz  unentb^h 
liehe  Arten  von  Arbeit  giebt,  bei  denen  auch  gUnstig^n  Fall* 
das  L  n  s  t  m  o  m  e  n  t  ein  Minimum  wird  oder  v  e 
schwindet,  und  das  Lastmoment  ein  Maximum  wird 
allein  empfunden  wird  ...  Es  gilt  dies  nicht  nur  von  ftstbffi: 
widerwärtigen  Thätigkeiten,  wie  unangenehme  Reinigung«- 
dergleichen  Arbeiten,  nicht  nur  von  ungewöhnlich  schweren  W 
lästigenden  Arbeiten,  woran  man  in  solchen  Fällen  gedaciiT 
hat  .  .  .  Schwieriger,  weil  viel  allgemeiner,  liefen  die  Vrr* 
hältnisse  bei  den  auf  weitgehender  technischer  Arbeit&teUia; 
und  Maschinenanwendung  beruhenden  Produkten  .  .  ," 

„8chon  beim  Kinde  setzt  jede  überlebte,  zu  einem  Iä* 
stimmten  Zwecke  führende  Thätigkeit  die  Hemmung  der  tnj 
miteinander    verknüpften      Bewegungen,     Sonderung»     Ko«- 


'  Herbert  Spent^er,  Die  Principieii  der  Psvcholope  ^ulterw^fri 
VcttrrK     1886,    Hd,  It,   §  536.    8.  71(1  ff. 
«  A.  ü.  O.  g  Alk  S.  109  ff. 


[IX  4. 


27 


^inierting  verscliiedener  sich  oft  gegenseitig  widenstrebender 
Bewegungen  voraus,  sie  fordert  Aufmerksamkeit,  Konzentration 
ler  Gedanken  etc/  *,  kurz^  sie  verlangt  eine  höchst  peinliche^ 
chwer  zu  überwältigende  Regehaltung  der  Funktion  bestimmter 
Teile  deg  Körpers  und  des  Geistes,  und  dies  ist  mit  deutlich 
empfundenem  Unluatgefüiil  verbunden.  Erst  die  Gewohnheit 
und  der  mit  derartigen  Anstrengungen  verbunden©  Erfolg 
vermindert,  wie  wir  schon  bemerkten,  allmählich  das  Last- 
moment, und  unter  Umständen  kann  die  an  sich  unangenehme 
Arbeit  schliefslich  angenehm  und  lusterregend  werden.  Dies 
aber  setzt  eben  die  Wiederholung  und  das  Vorhandensein  eines 
Bedürfnisses  als  Motiv  voraus.  Dort  aber,  wo  das  Motiv  fehlt, 
wo  das  Bedürfnis  gar  nicht  vorhanden  ist,  fiiUt  das  Lustmoment 
völlig  weg^  die  Arbeit  ist  dann  blofs  eine  Qual,  und  daher  — 
unwirtschaftlich  und  sinnlos.  Auch  die  geistige  Thätigkeit, 
das  Denken,  ist  eine  konzentrierte  Thätigkeit,  daher  unan- 
genehm und  unerträglich,  wenigstens  im  Anfange.  ^Auch  die 
geistige  Arbeit,  —  meint  Lippert  —  fühlt  der  Mensch  an  dem  ent* 
«prechenden  Organ  als  das,  was  sie  ist,  als  eine  Arbeit .  ,,  und 
von  dieser  Arbeit  will  er  ruhen,  oder  aber  blofs  ihren  sorgen- 
losen Inhalt  in  seiner  freien  Thätigkeit  beibehalten  ,  .  *  Daher 
zieht  der  Mensch  in  seinen  heiteren  Mufsestunden  den  freien 
Flugder  Phantasie  jeder  konzentrierten  und  somit  unangenehmen 
Denkthätigkeit  vor/ 

Mit  anderen  Worten:  die  meisten  menschlichen  Bedürfnisse 
erheischen  zu  ihrer  Befriedigung  eine  körperliche  und  seelische 
Bethätigungsweiae,  die  durch  die  ganze  Natur  ihrer  Verwirk* 
liehung,  durch  ihren  ernsten,  konzentrierten  Charakter,  durch 
rdie  in  ihr  enthaltenen  Lastmomente  so  sehr  von  den  un- 
gezwungenen, freien,  angenehmen  Bewegungen,  welche  sieh 
in  der  ästhetischen  Thätigkeit  manifestieren,  abweicht,  dafs 
diese  zur  Befriedigung  irgendwelcher  Bedürfnisse  nötige  Thätig- 
keit nur  in  seltenen  Fällen  aus  der  freien  Thätigkeit  sich 
entwickeln  könnte* 

Es  ist  daher  begreiflich,  dafs  der  Thätigkeitstrieb   schon 
den    aller  frühesten    Stufen    der    gesellschaftlichen    Kultur 
chiedene  Aufserungsformen  der  ästhetischen  Thätigkeit  mit 
"ungewöhnlicher  Leichtigkeit  hervorrief;  dagegen  in  den  relativ 
späteren    Kulturperioden   jeder   ernsten   Arbeit,    geistiger  wie 
tischer  Art,    grofse  Hindernisse   in   den  Weg   legte.      Die 
E^hichte  der  menschlichen  Kultur  liefert   uns    unzählig  viel 
Beispiele  hierfür. 

„Selbst  der  primitivste  Mensch  besitzt  eine  überaus  feine 
Empfknglichkeit  für  das  Glänzende  und  Seltene,  eine  Neigung 
em  zu  bewundern,  sich  durch  dasselbe  fesseln  und  bestechen 
EU  lassen.    Bnnte  Farben  und  ihre  groteske  Zusammenstellung, 


<  Vergl  Pfcyer  a  a,  O.  S.  IjV)  W. 
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musikalisclie  Töne  und   ihr   mannigfaltiger  WecKsel   gewin 
ihm  Beifall  ab  und  erregen  ihn  in  einer  Weise,  die  ihm  Wol 
gefallen    bereitet:    er   ündet    eine    Befriedigung    darin,    d 
liinien    und    Farben    darzustellen^    was    beim    Anaohaueu 
Interesse  in  Anspruch   genoraraen    hat,    er   stellt    rausiki 
Instrumente    her   und   benutzt   sie  zu   seiner   Ergötzung 
wenn  solche  Anfänge  der  Kunstlibung  ihm  auch  keinen  ideil 
»Schwung  geben »  so  schafft  er  doch   gleichwohl    in    ihnen 
^ufjiere  Darstell yng  dessen,  was  in  ihm  lebt,  eine  Verschdnermg 
des  Lebens,  deren    blofser  Versuch  ihn  j^chon,    wegen    des 
ihr  liegenden  geistigen  Oehaltes,  weit  über  die    Stufe   em 
hebt,    auf  welcher   wir    selbst    die    begabtesten    Tiere    n\ 
bleiben  sehend" 

Da»  frühe  Erwachen  des   ästhetischen   Sinnes   offenbiirfii 
die   Funde   in    den  Höhlen    aus    der   Renntierzeit,    deren 
wohnern  schon  ein  grofser  Nachahraungstrieb  eigen   war.    * 
den  Höhlen  von  Savignd,    Dorlogne^    Langerie^  Baa^^e^    Bru 
quel  u,  s.  w.  fand  man  schöne,  wenn  auch    rohe  Skizzen  i 
Knochen  und  Stein  eingeritzt;    Bildwerke^  welche   die   Gri 
von  aus  Knochen  gefertigten  Dolchen  zierten,  Schnitzereien 
Hörn  und  auf  Manimnt7.ähnen  u.  s.  w,,  darunter  solche,  welc) 
in  Form  und  Technik   den  von   den    Eskimos   vor   dem  V 
kettre  mit  civili gierten  Nationen   und   auch    heute    noch   aUj 
wandten  iihnlich  sehen.    Die  Museen  nordischer  Altertliraer 
Kopenhagen    und  Stockholm    enthalten    eine   grofse    Zahl   t< 
Gegenständen  aus  der  Steinzeit  von  auffallend  schöner  Arbril 
so  aus  freier  Hand  verfertigte  Thongefrtfse,  Granitgerilte  eU*. 
aus    dem  Broncezeitalter   reiche    Sammlungen    von    Schmucf 
gegenständen,  Geräten  und  Waffen  in  teilweise   (<ehr  sch(>f)< 
Formen'." 

Wallace    findet    es    sogar    höchst    merkwürdig,    dafi  der 
Kunstsinn  mit  einer  so   niedrigen  Stufe  der  CiviUsation » 
sie  in   Neu-Guinea   zu  Tage   tritt^   sich  vereinbart     ^Die 
wohner  von  Dorey,  welche  allen  Sinn  für  Ordnung,  Beqa< 
lichkeit  und  Vollständigkeit  gänzlich  vermissen  laaii^en,  in  i 
elendesten  und  schmutzigsten  Schuppen  wohnen  und  in  Lumpen 
sich    hüllen,    zeigen    eine    grofse    Geschicklichkeit    als    Holz- 
schnitzer und  Maler.     Die  Aufsenseite  ihrer  Häuser  bodedcoi 
sie  mit  rohen  aber  charakteristischen  Figuren;  ihre  Boote 
zieren  sie  mit  geschmackvoller  durchbrochener  Arbeit*/    ^ 
grofser  Handfertigkeit  haben    die    Buschmänner   vom  Kmp 


«  Wftitz  a,  a.  O.   T.  2.    S.  317  E 

«  Felix  a,  a.  O.  III.    S.  124-25.    Ver^L  Peacliel  a. 
Ver>^L  auch    Ed.   B,   Tyliir,   Die  Aufängo  der  Kultur* 
Spi>iii^el  11.  Pogke.    LHpzie  1873.)    Kap    IK 

'  A.  R.  Waliaic,  Der  Malayisr-he  An-liipel  (Deutsch  V-  A.  B.  Mi» 
Bratinsrhweig  1869.     Bd.  11.    S'  tWWL 
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über  den  Oranjeflufs  die  Felsen  mit  Tier-  und  Menschenbildern 
in  roter  und  brauner  Farbe   bemalt,   oder  auch   auf  dunklem 
Grunde  bell  au&gekratzt;  und  die  Abbildungen,  die  wir  davon 
besitzen,  berechtigen   den  Ausspruch,  dala  die  Umrisse  natur- 
getreuer erscheinen  ab  auf  vielen   ägyptischen  Denkmälern  V."* 
Die  Neigung  zur  freien,  normalen,   ungehinderten   ästhe- 
tischen Thätigkeit   zeigt  sieb  noch  deutlicher  in  dem  Spie!^ 
alle  primitiven  Völker  leidenschaftlich  ergeben   sind,     ^Das 
l   ist  älter  als  die  Arbeit,    die  Kunst   Jtlter    als    die   Nutz- 
pruduktion.      Selbst    bei    den    hober   stehenden    Naturvölkern^ 
wo    beide   Elemente   sieh    voneinander   25u    scheiden    beginnen, 

f;eht   der  Tanz    noch   jeder   wichtigeren    Arbeit    voraus    oder 
blgt  itir  (Kriegs-,  Jagd-,  Erntetänze),  und  der  Gesang  begleitet* 
die  Arbeit'/ 

„Da«  Spiel  ist  ja  gleichfalls  eine  künstliche  Übung  von 
Kräften^  —  meint  H,  Spencer**  —  die  in  Ermangelung  ihrer 
natürlichen    Übung   so    sehr   bereit   sind,    in  Wirksamkeit    zu 

'  treten,  dafs  sie,  um  erstere  zu  ersetzen,  in  nachahmenden  oder 
vorUiuschenden  Thätigkeiten  sich  Luft  machen/  Die  Spiele 
haben  flen  Zweck,  nicht  einen  Ersatz  des  praktischen  Lebens 
zu    schaffen,    sondern   die  praktische   Thätigkeit   zu    veredeln, 

I  zu  erhöhen.  Denn  im  Spiel  wird  zwar  das  wirkliche  Leben 
nachgeahmt,  aber  demselben  wird   sein  unangenehmer,  ;,^efahr- 

'  voller  Charakter  genommen.  Das  Spiel  ist  eine  Wiederholung 
de^  Lebens  in  einer  freien,  ästhetischen  Form,  befreit  von 
allen  seinen  belastenden  Momenten.  So  vergegenwärtigte  man 
«ich  die  öffentlichen  Kampfspiele,  die  den  Krieg  nachahmten, 
aber  ohne  die  Gefahren  und  Strapazen  des  wirklichen  Krieges*. 
In  ähnlicher  Weise  hat  der  Mensch  auf  dem  Gebiete  der 
geistigen  Thätigkeit  die  schwere,  höchst  qualvolle  Arbeit  des 
Denkens  durch  die  leichte,  angenehme,  beruhigende  Thätig- 
keit der  Phantasie  ersetzt,  sobald  ihn  die  dringenden  Sorgen 
des  Lebens  nicht  zum  Denken  zwangen*** 


«  K  Büi  her  a.  &.  O.   S.  34. 

«  A.  a.  o.   §  5:ia. 

*  „Wenn  das  p^ehieterisi-he  Hedörfnij^  befriedigt  ist,  und  man  »ich 
nach  der  Anstrengung  erhalt  hat,  entsteht  ein  Bedürfnis  der  Bewegang 
am  ihrfir  eelWC  willeo.  Der  Wilde  führt  seine  Kampfspiele  auf  und 
findet  für  «eine  wiedererworbene  Energie  einen  Aiiöflufe  in  heftigen 
Beweiniiiffen.    Sowohl  im  Putze  ah  im  Spiele  äufsert  eich  eine  gewisse 


e^ngen. 


Befreiung  voti  praktiaehen  liückiiiehten,  ein  freies  Spiel  der  KrÄft*^;  e* 
wird  nicht  nur  ein  reelles,  aoodem  auch  ein  ideelles  Leben  geführt.*" 
Höffding  Ä,  a.  0.   8*  369. 

*  Auch  die  Kätael,  Wortspiele  etc*  «ind  geistige  Übungen  leichter 
Natur ^  die,  obwohl  sie  mit  einer  gewi8i»en  Anstrengung  des  Deok- 
apparateA  verbunden  sind,  immer  angenehm  sind  und  nie  allzusehr 
unseren  Geist  ermüden.  „Sehon  auf  der  ersten  Stufe  der  erwa  eben  den 
dichter isclien  Kraft  regt   »ich   bei   den    meisten  Vülkem  dat»  Verlangen 
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Daher  erklärt  sich  die  Vorliebe  der  primitiven  und  lulb- 
kultiirelleti  Völker  für  die  Mythologie.  In  Gestalt  der  Mytho- 
logie offenbart  sieb  die  Religion  aU  das  Ergebms  eio^ 
ästhetischen,  l>eruhigenden  Thätigkeit  des  mensehUchen  Gei 
Die  Religion  überhaupt  übt  eben  einen  ungewöhnlicheii 
flulö  auf  den  Menschen  aus,  indem  sie  ihn  von  dem  L 
seinen  Sorgen  und  Bedürfnissen  abwendet  und  seinen  Blick 
eine  reiche,  weite  schöne  Zukunft  zeigt  Selbst  solch  ein 
versöholicber  Gegner  der  Religion  wie  Nietzsche  findet  aii 
genötigt,  ihre  hohe  ästhetische  Bedeutung  xu  betonen. 

„Den  gewöhnlichen  Menschen,  den  meisten  wenigsleoi^ 
giebt  die  Religion  eine  uimchÄtzbare  Zufriedenheit  mit  iliwr 
Lage  und  Art,  etwas  von  Verklärung  und  Verschönerong, 
etwas  von  Rechtfertigung  des  Alltagsgetriebes,  und  sie  umwebt 
mit  Sonnengtanz  auch  solche  immer  geplagte  Menschen  V* 

Sogar  die  eigentliche  Kunst ♦  in  der  sich  die  freie,  von 
dem  praktischen  Leben  abgewendete  Thätigkeit  des  menseii- 
liehen  Geistes  manifestiert^  kann  sich  nicht  lediglich  aus  d«lD 
ästhetischen  Thätigkeitsdrang  ^u  wirklichen^  wertvollen  Kunst- 
ficliöpfongen  emporschwingen*  Jede  gestaltende  Kunst  iist 
einen  bestimmten  Zweck  und  beruht  in  ihrer  primitiTiM 
und  rohesten  Form  wahrscheinlich  auf  dem  Nachahmungstridk 
^Wenn  sich  eine  Kunst  bei  wilden  Stämmen  bis  zu  einem 
rudimentären  Zustande  zurück  verfolgen  läfst,  so  lasseo  iidi 
deutlich  die  Spuren  der  Nachahmung  erkennen  '**" 

Die  primitive  bildende  Kunst  geht  aber  auch  einen 
weiter  und  bringt  einfache,  leicht  herzustellende  Kombi 
neu  der  nachgeahmten  Elemente,  in  denen  sich  schon  dii 
Thätigkeit  der  Imagination  offenhart.  Bei  alledem  geht 
über  rohe  Ansätze  der  künstlerischen  Bildungen  nicht  hinai 
^IJm  z.  B.  bei  künsllcrischcii  Gesamtbildern,  die  aus  wirt 
liehen  Gegenständen  oder  gewollter  Darstellung  solcher,  mi 
all'  ihren  Schatten,  Lichtern  und  Farben  zusammengesetzt 
einen  wirklichen  ästhetischen  Erfolg  zu  erzielen,  müssen 
Regeln  der  Harmonie,  der  richtigen  Über-  und  Unterordnung 
der  Teile  und  ihrer  Massenverhältnisse  einigermafsen  inne- 
gehalten werden.  Es  mufs  der  ästhetischen  Forderung  ein" 
gewissen  Mannigfaltigkeit  Rechnung  getragen  werden^  die  gro 
genug  sein  soll,  um  Einförmigkeit  zu  verhüten,  aber  nicht  * 
weitgehend,  um  die  Aufmerksamkeit  zu  zersplittern*.^ 

Alles    das    verlangt    aber   schon    einen    hohen    Grad 


nauh  dem   frohlii-lien,  ol^  tiei'kisrhen  Spiel    mit   Wmi 

und  Sprk'Iiwürtem/     Konrad  Ohlert,  Hätäel   n.  Ger-' 

alten  Griechen.     1886.    S.  3  ff,     Verjj:b  auch  Herder»  Un  w.i.-i  n 

Poeait^,  Bd.  Xn.   S.  192, 

*  Jeiiüdta  von  Gut  und  Böae.     1900.    §  6L 

»  VergL  Ed.  Tylor  a.  a.  O,   S,  64, 

»  Spencer  a.  a/O,  Bd    11,  §  537. 
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n  und  körperliclien  Anstrengung^  was  der  freien  Thätig- 
»it  des  Menschen  entschieden  widerspricht.  Es  mufs  also 
la  ästhetische  Bedürfnis  nach  dem  edlen  Genufs  der  schöDeti 
orro  80  stark  entwickelt  sein,  dafs  es  die  Lastmomente  der 
ihöpferischen  Thätigkeit  überwindet;  das  zarteste  Gefühl  der 
chönheit  ist  aber  selbst  ein  Produkt  der  Entwicklung,  z.  T* 
ilbst  durch  das  künstlerische  Schaffen  bedingt,  kann  also 
Miiselben  nicht  schon  auf  der.  primitivsten  Stufe  der  Kultur 
»rausgegangen  sein, 

^Zunächst  —  sagt  C»  Schnaase  —  tritt  das  Wohlgefallen 
1  der  Form  wirklich  in  der  Form  des  Überflüssigen  und 
utzlosen  stark  hervor,  und  dies  ist  die  Weise^  in  welcher  es 
gb  bei  den  Völkern  und  bei  dem  einzelnen  gewöhnlich  zu- 
m  zeigt.  Eine  harmlose  Freude  an  der  Wohlgestalt,  frei 
m  gröberen j  sinnlichen  Zwecken,  aber  auch  ohne  EmpHu- 
ang  t\lr  eine  tiefere  Bedeutung,  ein  kindliches  Tä  n  d e  1  n 
it  den  Dingen,  die  uns  freundlich  und  gefcllfg  erscheinen, 
>  tritt  es  uns  entgegen  '." 

kVon  einem  kindlichen  Tändeln  mit  den  Dingen  bis  zum 
liehen  künstlerischen  Produzieren  ist  aber  eine  gi-ofse,  sehr 
rhwer  überwindbare  Entfernung.  Daher  wendet  sich  auch 
er  primitive  Mensch  von  dem  ernsten,  künstlerischen  Schaffen 
j  und  bevorzugt  das  freie  Spiel,  wo  „die  Härte  des  Zweckes 

t Schönheit  nicht  zerstört". 
Die  Entstehung  der  höheren  Künste  wird  damit  auch  zu 
PI  socialen  Problem^, 
'AuTser  der  durch  die  Natur  des  Menschen  und  das  Wesen 
nner  Thätigkeit  bedingten  Neigung  zur  freien,  gleich mäfsigen, 
ngehinderten  Verausgabung  der  Kräfte,  die  sich  als  be* 
mutendes,  scheinbar  unüberwindliches  Hindernis  für  die  Be- 
tlrfnisentwicklung  herausstellte,  tritt  eine  noch  gewaltigere 
lacht  der  Entstehung  neuer  Bedürfnisse  entgegen,  —  die  blind 
irkende  Macht  der  Gewohnheit,  die  dazu  oft  mit  dem  heiligen 
ibus  der  Religion  umgeben,  jedem  Fortschritt  gewaltigen 
ierstand  bietet. 

Wie  weit  die  Macht  der  Gewohnheit  die  Menschen  sich 
]  unterjochen  versteht  ^  erhellt  aus  den  verschiedenartigen 
suchen^  die  mit  den  Kinderu  der  Wilden  vorgenommen 
len  und  durchaus  zu  keinen  üositiven  Kesul taten  führten. 
wurde  z.  B.  ein  junger  Botokudenknabe  von  einer  euro- 
tliscben  Familie  in  Brasilien  erzogen.  Er  erwarb  sich  das 
toktordiplom  r  und  nach  Jahren  erhielten  seine  Pflegeeltern 
[e  «ichere  Kunde,  dafs  er  Kleider  und  Erziehung  abgestreift 
ibe  und  nackt  mit  einer  Horde  in  den  Wäldern  umherirrte, 


'  Geschichti^  d.  bildeiideu  Kuuste  bei  d.  Alten*  Bd.  1.  2.  Aufl.  S.  4. 
•  Siehe  auch  t^chnaase  a,  a.  O.  8.  10,  VorgU  auch  Laag'e:  Die 
herfmge.    5.  Aufl.    S.  154  ff. 
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Ein  andrer  Wilder,  der  eine  besonders  sorgfältige  £rziehuiig 
in  England  erhalten  hatte,  in  den  Salons  der  höheren  Aristo- 
kratie verkehrte  und  schliefslich  zu  den  Seinigen ,  zu  lien 
Feuerländem  gebracht  wurde,  zögerte  nicht  eine  Minute,  die 
Genüsse  der  Kultur  mit  dem  freien  Leben  der  Wilden  zu 
vertauschend" 

Bekannt  ist  auch  die  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  auf 
einer  niederen  Stufe  stehende  Völker  und  Stämme  die  euro- 
päische Kultur  bekämpfen  und  ihrer  Einführung  sich  wider 
setzen.  Sogar  die  allernützlichsten  Einrichtungen  werden 
dankend  abgelehnt. 

Die  Entwicklung  der  Bedürfnisse  hat  demnach  mit  in- 
stinktiven, in  der  Natur  der  Menschen  liesenden,  blinden 
Mächten  zu  kämpfen,  und  wenn  sie  trotz  aBedem  doch  sieh 
Bahn  bricht  unci  den  Menschen  sogar  die  Arbeit  angenehm 
macht,   so  bleibt  ihre  Erscheinung  f&r  uns  ein  wahres  Kflt^el. 


4. 

Das  Problem  der  Bedürfnisentwicklung  lälst  sich  noch 
von  einer  andern  Seite  betrachten,  die  ebenfalls  von  grofäcr 
Bed(;utung  ist.  Jede  Entwicklung  der  Bedürfnisse  setxt  eine 
erhöhte  Produktivität  der  Arbeit  voraus,  jede  Erhöhung  der 
Arbeitsproduktivität  setzt  aber  wiederum  solche  Formen  der 
Produktion  voraus,  die  unmöglich  sind,  bevor  wirkliche  neue 
Bedürfnisse  entstanden  sind.  „Das  Wachsen  der  Volkswirtschaft 
—  bemerkt  Röscher  mit  Recht  ^  —  beruht  hauptsächlich  darauL 
dafb  die  Produktion  immer  gleichsam  einen  Schritt  vor  der 
Konsumtion  voraus  isf  Dies  ist  möglich  entweder  durch 
Arbeitsteilung  oder  durch  P>setzung  direkter,  auf  Her\'or- 
bringung  von  Gebrauchsgegenständen  gerichteter  Arbeit,  dua*h 
indirekte,  d.  h.  durch  solche  Arbeit,  die  auf  die  Erzeugung 
der  Produktionsmittel  sich  richtet  (Erfindung  und  Produktion 
von  Werkzeugen,  Ausrodung  der  W^älder,  Meliorationen  etc.  etc.). 
Wir  können  diesen  Prozefs,  nach  der  Terminologie  von  Bflcher, 
„Arbeitsverschiebung''  nennen®.  Jede  solche  Arbeitsverschiebung 
enthält  aber  erstens  eine  Entfernung  des  Erfolges  der  Arbeit  und 
zweitens  eine  erhöhte  Koncentration  derselben,  was  notwendige!^ 
weise  die  Lastmomente  der  Arbeit  erhöht  Die  Erhöhung  der 
Arbeitsproduktivität  wird  aufser  der  Erfindung  von  Werkzeugen 
durch  die  Arbeitsteilung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  bedingL 
Diese  Arbeitsteilung  bedeutet  wiederum  eine  Erhöhung  der 
in  der  Arbeit  liegenden  Unlust  und  ist  daher  undenkbar,  wenn 


'  rotfihfl  ;i.  a.  ().    S.  151—152. 
«  A.  a.  O.    Bd.  I,  S.  598. 
»  A.  a.  O.  S.  269. 


sie  nicht  durcli  beßtimmte  Bedürfnisse  hervorgerufen  wird. 
Ich  will  das  Gesagte  etwas  näher  erklären  *.  In  der  ge- 
«cldossenen  Hauswirtschaft,  z.  B*  [in  der  Hippen  Verfassung], 
haben  die  Hausgenossen  nicht  blofs  dem  Boden  seine  Gaben 
Abzugewinnen ,  sundern  sie  müssen  auch  alle  dabei  nötigen 
Werkzeuge  und  Geräte  mit  eigener  Arbeit  herstellen ;  sie 
müssen  endlich  die  Rohprodukte  durch  Veredelung  und  Um- 
fonnuog  zum  Gebrauche  geschickt  machen.  Dies  alles  ergiebt 
eine  Mannigfaltigkeit  fler  Arbeitsaufgaben  und  erfordert  bei 
aller  Einfachheil  der  Werkzeuge  eine  Vielseitigkeit  des  Kön- 
nens und  des  Verstehen^,  Also  hier  haben  wir  noch  keine 
Arbeitssjiecialisieruug»  obwohl  schon  die  Arbeit^verschiebung 
vorljanden  ist,  da  die  Menschen  verschiedene  Werkzeuge  ge- 
brauchen. Die  Entstehung  aber  einer  engeren  Specialisierung 
der  Arbeit,  d.  lu  der  Anpassung  einzelner  Mitglieder  an  be- 
Btimmte  Arbeitsarten,  bedeutet  ja  eine  Steigerung  der  Kou- 
cetitration  der  Arbeitskraft,  da  <ier  Mensch  blols  zu  bestimm* 
ten  Bewegungen  ein  und  derselben  Art  verurteilt  wird .  und 
das  Glück  der  mannigfaltigen  Bethätigung  verschiedener 
Muskel-  und  Nervencentren  niclit  mehr  erfahren  kann. 

„Eine  der  unvermeidlichen  Folgen  der  Arbeitsteilung  ist 
die  Zerlegung  des  Arbeitsprozesses  in  zahlreiche  einzelne 
Phasen^  mit  wesentlich  mfchanischer  Arbeit,  wo  jede  Teilbar- 
keit unbestritten  in  notwendiger  Beziehung  zum  Arbeitsganzen 
steht^  aber  nirgends  als  solche  hervortritt  .  .  . 

Damit  aber  fehlt  das,  was  das  Lustmoment  in  der  Arbeit 
bildet,  fehlt  leider  das  „geistige  Band**,  und  niu*  das  Last- 
moment macht  sich  emplindlich  ^/  ,,Es  zeigt  sich  ,  .  ,,  dafs 
alle  Methoden  zur  Steigerung  der  gesellschaftlichen  Produktiv- 
kraft  der  Arbeit  in  der  kapitalistischen  Form  sich  auf  Kosten 
des  individuellen  Arbeiters  vollziehen  j  dafs  sie  den  Arbeiter 
in  einen  Teilmen«chen  veratünmieln ,  ihn  zum  Anhängsel  der 
Maschine  entwürdigen ,  mit  der  Qual  der  Arbeit  ihren  Inhalt 
vernichten,  ihm  die  geistigen  Potenzen  des  Arbeitsprozesses 
entfremden^," 

Wenn  diese  angeftlhrten  Aufserungen  über  die  Arbeits- 
teilung hauptsäclilich  auf  die  Arbeitszergliederung  sich  be- 
ziehen ,  d.  h.  auf  einen  solchen  Arbeitsteilnngsprozefs,  bei 
welchem  sich  ein  einziger  Prodnktiünsabschnitt  in  einfache, 
für  sich  nicht  selbständige  Arheitselemente  auflöst,  so  löfst 
«ich  docli  dasselbe  auch  von  den  anderen  Formen  der  Arbeit«- 


*  8it;he  auili  IJ-  C.  Cart^v,  Di«'  GnimllÄ^a'D  döt  HocialwiÄ^iischaft; 
rüeiitsch  von  C.  Adler.i     18631     I.  Bd.     Kap.  8, 

•  Ad.  Wagut^r  h.  a.  0.  S.  109 

'  K.  Mant;  Kapital  1.  S,  «10.  Vorgl.  auch  J.  8f.  Mill  a.  a,  (»*  L  Kd, 
cmp,  2.  s.  iil  ff.;  Carey  a,  h.  (),  11 1  Hif:  cap,  XLVL  S.  iiyO.  Fr.  EiigiLs 
Aiiti-Döhmig.     ISU.    S.  Mi  ff. 
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teituog    (Berufsbildung,    Specialisierung ^    Produktionsletlv 
behaupten.    DeDn  jede  Specialiaierung,  Produktion»teiIang  i 
ist  inrnier  mit  einer  EinsehränkuDg  der  Bewegutigea,  mit  m 
einseitigen    Koncentration    der  Energieentladtmg    in    einer 
stimmten  Form  verknüpft. 

Eine   treffende  Charakteristik   der  Wirkung   der   Af 
tetlong  auf  den  Meuscbeii  liefert  uns  PescheL 

„Die  roten  Indianers tMrome  Nordamerikas  —  bcme 
die&er  ausgezeichnete  Kenner  der  primitiven  Völker  —  desk<l 
sich  das  Jenseits  als  eine  Fortdauer  des  irdischen  Lebens. 
grofse  Geist,  so  hoöen  sie^  werde  sie  in  wildreiche  Gefild 
versetzen.  So  stellen  sich  auch  die  streitbaren  Maork  Ifeo- 
Seelands  das  Leben  nacli  dem  Tode  aU  eine  sich  fortsetieDdc 
Reihe  von  Gefechten  und  Fehden  vor,  aus  denen  die  Seti^ 
immer  wieder  erneuert  ata  Sieger  hervorgehen.  Unsere  ifw- 
manischen  Voreltern  hegten  die  gleiclien  Hoffnungen.  Folg- 
lich erscheint  dem  wenig  kultivierten  Menschen  das  LeWn. 
w^elcbes  er  lebt,  so  genufsreich,  dafs  er  sich  ein  höhere»  nur 
als  eine  Steigerung  desselben  zu  denken  vermiß. 
Fragen  wir  uns  nur  selbst,  ob  uns  mit  einem  geeteigerti^ 
Diesseits  irgendwie  gedient  wird,  ob  etwa  ein  Lohnarbeita' 
das  Leben  nach  dem  Tode  sich  vorstellen  möchte ^  al«  «ft* 
solches  in  einer  meilenlangen  Gnrnmühle*^  *  —  etc.  etc,  Ei 
daher  kein  Wunder,  wenn  der  Mensch  sich  einer  solche 
Arbeitsteilung  entgegensetzt^  und  es  ist  dalier  sehr  begreii 
dafs  dort,  wo  neue  Bedürfnisse  noch  nicht  entstanden 
dort  also,  wo  auch  kein  vernünftiger  Grund  für  die  Stei/^ 
der  Arbeitaqual  auftritt,  eine  solche  Arbeitsteilung  der 
Wahnsinn  wäre.  Da  aber  jede  Erweiterung  der  Bedltr 
schon  eine  solche  Arbeitateilung  voraussetzt,  so  mufs 
zuerst  aus  einem  anderen  Grunde  als  aus  dem  tStreben  ßack 
Befriedigung  der  kommenden  BedüH'nisse  der  Arbettendco  »jder 
sogar  der  Nichtarbeitenden  abgeleitet  werden,  was  wiederufi 
undenkbar  wäre,  da  jede  Arbeit  und  auch  jede  Teilung  der 
Arbeit,  d.  h*  Erhöhung  ihrer  Lastmomente,  einzig  und  aBein 
auf  irgend  ein  Bedürfnis  zurückzuführen  ist  und  so  einii^ 
und  allein  in  einem  Bedürfnisse  ihre  raison  d'etre  findeo 
könnte. 

Merk wtlrdigerw eise  fand  sogar  Bücher,  der  una  eine  iö 
ihrer  Tiefe  und  Schärfe  unübertroffene  Analyse  der  socialen 
Arbeitsteilung  gegeben  hat,  es  nicht  tXlr  nötig,  auf  sfimtlickf 
psyebiHcben  und  socialen  Gründe  der  Arbeitsteilung  näher  eiiKU* 
gehen,  begnügte  sich  vielmehr  mit  der  Hervorhebung  der  mn 
wirtschaftlichen  Bedeutung  dieses  Prozesses,  wodurch  sowoUi 
das  Problem  der  Arbeitsteilung  wie  auch  das  der  BedQrfoir| 
entwicklung  eigentlich  zur  Seite  geschoben  wurde. 

^  Pesibel  a.  a,  O.  S,  153^ 
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,Die  menschliclien  Bedtirihiase  —  äufsert  Bücher  in  seiner 
Bejsurechung  der  Gründe  der  geöellschaftltchtin  Arbeitsteilung^ 
»ina  einer  unendlichen  Vermehrung  fähig;  sie  ruhen  nieraab  ; 
sie  steigern    «ich   intensiv  und  extensiv  im  Laufe  der  Kultur- 
entwicklung.   Die  für  menschliche  Zwecke  verfügbare  Materie 
ist   beschränkt    und  ebenso  die  menschliche  Arbeitskraft,    die 
ihr  Güterqualitüt  verleiht  und  ihren  Vorrat  vermehrt.    Mit  der 
wachsenden   Zahl  der   Mensclien  wird  das  Verhältnis  des  Ge- 
flamtbedarfä  zu  der  Menge  des  wirtschaftlich  verfügbaren  Roh- 
^gtoffes,  den  die  Natur  zu  bieten  vermag^  ein  immer  ungünstigerea. 
^H)it:  zur  Produktion    des  Gcöamtbedarfs   erforderliche  Arf^eita* 
^Baenge    wächst   somit   aus    einem  doppelten  Grunde:    es  sollen 
Bbehr   und    bessere    Gdter   produziert   werden^    und   sie    sollen 
unter  ungünstigeren  Bedingungen  hervorgebracht  werden.  Dies 
alles    zwingt   zu    mögliehst    wirtschaftlicher    Einrichtung    der 
Arbeitsverwendung  . , , 

Nun    lehrte    die    einfache    Beobachtung  —   setzt    Bücher 
weiter  auseinander  — ,    dafs    nicht  jeder   für  jede  Arbeit  von 
Xntur  gleich  geeignet  ist.    Die  verschiedenen  körperlichen  und 
geistigen  Anlagen  der  Individuen  bedingen  bedeutende  Unter- 
schiede des  Arbeitserfolges,  die  bei  fortschreitender  gesellschaft- 
^iicher  Entwicklung  oder,  was  dasselbe  ist,  bei  steigender  Viel- 
^■leitigkeit  der  Arbeitsautgaben  immer  wichtiger  werden. 
^^         Dazu  kommt  ein  Zweites,    Jede  neue  Arbeitsaufgabe  findet 
j     im  inneren  Wesen  Widerstände,   die  bei  fortgesetzter  Gewöli* 
^biung  sich  stark  reduzieren  und  endlich  tast  ganz  verschwinden. 
^F         Alles  dies  —  meint   Bucher   zum    Schlufs  —  läfat  es  als 
Gebot  der  Wirtschaftlichkeit  erscheinen,   die  Arbeitsaufgaben 
zu  koneentrieren,  sie  nniglichst  individueller  zu  gestalten ,  um 
jede  Art  der  Begabung  ausnutzen  zu  können*." 

Dieae  Begründung  der  Entstehung  der  Arbeitsteilung  scheint 
lir  schon  deshalb  unzutreÜcnd  zu  sein,  weil  sie  einseitig  blofs 
ie  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Arbeitsteilung  und  die  wirt- 
irhaftlfchen  Motive    ihrer  Entstehung  zu  sehr  in  den  Vorder- 
rund  schiebt,  während  sie  andere,  unzweifelhaft  mitspielende 
^ciale  und  psychische  Momente  völlig  aufser   acht  läist.     Es 
cheint  mir  auch,  dafs  in  Wirklichkeit  der  wirtschaftliche  Er- 
folg dieser   oder  jener   Form    der    Arbeitsteilung    erst    nach 
ihrem    Eintreten    erkannt  wurde,    folglich    nicht    als    Motiv 
dieser  Arbeitsteilung  gelten  kann.    Ich  möchte  daran  erinnern, 
dafa  A.  Smiths  Hinweis  auf  die  grofse  Bedeutung  der  Arbeits- 
teilung für  die  Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität  sogar  zur  Zeit 
Smiths,  wo  die  Arbeitseilung  die  gröfsten  Fortschritte  zu  verzeich- 
nen liatte,  fast  als  eine  Entdeckung  galt  und  überall  Überraschung 
und  Bewunderung  hervorrief.  Die  Berufsgliederung»  ohne  Zweifel 
eine   der    primitivsten    Formen   der   gesellschaftlichen    Arbeits- 


>  K.  Büiher  a,  a.  0.  8.  294—295  f. 
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teilung,    hat   sicli^  was  auch  Bücher  nicht  leugnet,   am  •IWr- 
wenigsten  aus  rein  wirtschaftlichen  Motiven  entwickelt. 

Aber  abgesehen    davon    enthält    die    Erklärung    Bücken 
eigentlich  zwei    wesentlich    verschiedene,    zum  Teil  oogar  eoi» 
gegengesetzte  Gründe  für  ein  und  dasselbe  sociale  Phiiii<Mti«i. 
Erstens    werden    als    Grund     der    gesellschaftlichen    Arbeit- 
teilung  die  immer  ungünstiger  sieh  gestaltenden  Produktion*-! 
bedingungen,    zweitens    aber    die    beständig   wachsende  Vt 
feiiierung   und  Vermehrung   der  Bedürfnisse   als  Ursache 
geführt.      Im    ersten    Falle    handelt   es   sich   oftenbar   um 
Streben   der   Menschen,   die   schon   vorhandenen    Bedürfuii« 
die  durch  die  immer  ungünstiger  sich  gestaltenden  Produklj 
bedingungen  in  ihrer  Existenz  bedroht  werden,  auch  fer 
zu  erhalten,  oder  mit  anderen  Worten,  es  handelt  sich  um  did 
Bekämpfung   des   Mangels    und   der  Not.     In    letzterem   FaJlf 
aber   erstrebt   der    Mensch    eine    Arbeitsteilung    zwecks   \>t 
mehrung   seiner   Bedürfnisse   oder^    was   dasselbe    ist^    awecl 
Erhöhung   seines  Wohlstandes  — ,    hier    haben    wir  also  s^^ 
ganz   verschiedene  Motive^    die   zu  verschiedenen  Zeiten  »uM 
treten  und  insofern  entgegengesetzt  sind,   als  in  der  Zeit*  «t^ 
das    eine   von    ihnen    bescmdcrs    sich    bera»^rkbar    macht,  iu 
andere  gerade  von  der  gesellschaftlichen  Bildfläche  verschwin- 
det und  sich  als  Beweggrund   der   menschlichen  HandluQgeo. 
zu  dieser  Zeit,  nicht  erhalten  könnte.    So  wtirde  in  der  Peiio" 
der  allgemeinen  Not   und  des  Mangels   kaum  noch  von  eh 
Streben    zur  Verfeinerung  etc.    der  Bedürfnisse  die  Rede 
können,  und  umgekehrt  würde  da.s  Vorherrschen  des  Strebe 
nach  Vennehrung    der  Bedürfnisse  auf  einen    relativen 
ri eilen  und  geistigen  Wohlstand  deuten,  bei  welchem  eine 
kämpfung   der   Not   nicht   stattzuhaben    braucht     Wir 
daher  jeden  dieser  angeführten  Gründe  für  sich  betrachten« 

Dabei  stellt  sich  heraus  *   dafs  der  zweite  von  Bücher  föB 
die  Arbeitsteilung   angeführte  Grund,    nämlich    die   Rücksiciil 
auf  eine  Vermehrung  der    Bedürfnisse,    auf  eine  petitio  pnn- 
dpii    hinausläuft.      Es    wird    hier    die   Arbeitsteilung    aus  der 
Bedürfnis  Vermehrung  abgeleitet,  während  die  Bedürfnisvermeh 
rung  ihrerseits,  ich  meine  sogar,  das  Streben  nach  einer  solchen,! 
erst  aus  der  gesellschaftlielien  Arbeitöteilung  abgeleitet  werden 
könnte.     Wir   haben    schon    früher  gesehen,   dafs    bevor  ein 
wirkliche  Arbeitsteilung  und  erhöhte  ArbeitJsproduktivitÄt  ei'nH 
tritt,  kein  Streben  nach  Bedürfnisvermehrung  in  dem  BewuCst*! 
»ein  aufkommen   kann ,    um  die  menschlichen  Handlungen  lÄJ 
einer  bestimmten  Richtung  zu  leiten. 

Mit  viel  gröfserer  Walirschcinlichkeit  lassen  sich  Not  aiJ 
Mangel    als    Grund    der    gesellschaftlichen    Arbeitsteilung  äö^I 
führen.     Nichtsdestoweniger    erhebt   sich  bei  näherer  Betm^'h' 
tung    des    wirkliehen    Verlaufs    der     geschichtlichen    Kultui^l 
entwicklung   sehr   ernstes  Bedenken  auch  gegen  die«e  schciit- 
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bar  iso  plausible  Annahme.  Denn  erBtens  j^timmt  mit  der 
Auffassung  von  Not  und  Mangel  als  Grund  der  Arbeitsteilung 
die  allgemein  bekannte  Thatsache  nicht  überein,  dafa  die  ge- 
sell sehaftlic  he  Arbeitsteilung  aufs  engste  mit  der  Vermelirung 
und  Verdichtung  der  Bev5lkernng  verknüpft  ist  utid  nur  dort 
merkliche  Fortschritte  macht,  wo  die  Bevölkerung  relativ 
zahlreich  ist  und  dicht  beisammen  wohnt  (2,  B.  in  den  großen 
Studien)»  also  dort,  wo  ein  relativer  Überfluls  und  Wohlstand 
vorherrscht  und  den  Bevölkerungszuwachs  erheblich  be- 
günstigt. Not  und  Mangel  dagegen  deci mieten  die  Bevölke- 
rung und  verhindern  gerade  dadurch  den  Fortschritt  der 
Arbeitsteilung. 

Zweitens  aber  ist  es  wiederum  eine  allgemein  in  der 
Kulturgeschichte  bekannte  Thatsache,  die  selbst  Bücher  mehr- 
mals betont,  dafs  in  einer  gewissen^  vielleicht  Jahrtausende 
lang  dauernden  primitiven  Kulturperiode,  der  Mensch  von 
keinem  F^roduktionsfortschritt  etwas  wissen  wollte,  trotz  des 
gröfsten  Mangels  und  der  Not,  die  ihn  so  fürchterlich  drückten. 
Die  Not  allein  genügt  also  nicht,  um  die  Entstehung  der  Arbeits- 
teilung und  des  mit  ihr  verbundenen  Arbeitsfortschritt*?  zu  er- 
klären, 

8chlierslich  ist  noch  folgendes  zu  bemerken:  Bücher  hat 
mit  vollem  Hecht  den  Zusammenhang,  der  zwischen  der  Bö- 
dürfnisent Wicklung  und  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung 
zweifellos  existiert ,  in  seinen  Erörterungen  mit  allem  Nach- 
druck hervorzuheben  gesucht.  Er  übersieht  aber  dabei .  dafs 
dieser  Zusammenhang  sowohl  die  Bedürtiiisentwicklung  wie 
die  Arbeitsteilung  zu  einem  Problem  erhebt,  das  scheinbar 
unlösbar  ist.  Denn  setzt  jede  gesellschaftliche  Arbeitsteilung 
die  Entwicklung  der  Bedürfnisse  voraus,  hat  diese  letztere 
aber  ihrerseits  die  Arbeitsteilung  zur  notwendigen  Voraus- 
eetzungf  so  scheint  damit  sowohl  die  Bedürfnisentwicklung  als 
auch  die  sociale  Arbeitsditferenzierung  und  -Vervollkommnung 
tiberhaupt  Sache  der  Unmöglichkeit  zu  sein.  Diese  Unmöglich- 
keit tritt  noch  deutlicher  hervor  bei  der  Betrachtung  der  ein- 
Äclnen  Errungenschaften  der  raenscidichen  wirtsclmftlieh- 
»ocialen  Kultur  Ich  will  die  wichtigsten  von  ilinen^  die 
epochemachenden,  hier  Revue  paasieren  lassen. 


I 


A.   Sammlutig  von  Vorräten. 

Die  Sammlung  von  Vorräten  mit  der  wirtschaftlichen  Ab- 
sicht, die  Lebenserhaltung  für  mehr  oder  weniger  ferne  Zu- 
kunft zu  sichern,  ist  vielleicht  die  bedeutendste  Errungenschaft 
des  menschlichen  Fortschritts»  da  durch  sie  der  Weg  zur  dauer- 
haften Entwicklung,  geistiger  wie  materieller  Natur,  geöffnet 
worden  ist,  ^Das  blofse  Sammeln  —  bemerkt  Schmoller  — 
wurde  ein   wesentlich  anderes,    wenn    es    mit  Vorbedacht  ge- 
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«chah  und  zur  Vorratsbild ong  •  zur  MitfÜhrune  der  Vonite 
auf  der  Wanderung,  zu  ihrer  Eonservierung  auf  verschiedene 
Art  föhrte  ^,*  Ein  solcher  Vorbedacht  aber  setzt  ein  Verständ- 
nis t'&r  und  eine  Einsieht  in  die  Zukunft  voraus,  was  dem 
Erimitiven  Menschen,  sogar  dem  Wilden  auf  einer  rdatiT 
oberen  Stute  der  Eultur  völlig  abgeht.  Dem  Wilden,  den 
Darwin  über  die  Ursachen  seiner  Trägheit  befragte,  schien 
selbst  der  eine  Tag  zu  lang.  .Sogar  der  Indianer,  welchen 
ein  Rechts-  und  Ehrgefiihl.  ein  Mut  im  Ertragen,  ein  Selbst- 
geftihl  auszeichnet,  das  jeiien  Europäer  beschämt,  teik  mit 
jedem  Hungrigen  sein  Mahl  und  verachtet  nicht  blofs  d^ 
Besitz  überhaupt,  sondern  noch  mehr  die  europäische  Unrohe 
und  Sorge  um  den  Besitz:  jeder  Europäer  kommt  ihm  geizig 
vor.*  -Wie  könnt  ihr*  —  fragt  er  —  «so  grofse  feste  HXn^er 
bauen,  da  da««  Menschenleben  doch  so  kurz  ist?"  '  Der  primitive 
3fensch  mfilste  das  Verständnis  ftlr  die  Interessen  der  Zukunft 
erst  allmählich  gelernt  haben,  und  zwar  bildeten  sicherlich  die 
absichtslos  gesammelten  und  zufallig  dann  ausgenOtzten  Vor 
rüte  einen  mächtigen  Erziehungsfaktor  in  dieser  Beziehung. 
Was  aber  veranlafste  ilen  Menschen,  Vorräte  anzulegen,  bevr-r 
er  ilie  Zukunft  zu  schätzen  gelernt  hatte? 

.Man  sollte  denken"  —  sagt  Bücher  —  „der  Hunger, 
welcher  liem  Wilden  so  Ott  grofse  Qual  bereitet,  mtlsse  ihn  von 
selbst  anleiten,  NahrungsmitteL  die  er  zu  Zeiten  im  Überfiutfe 
hat.  auf  spätere  Tage  autzubewahren.  Aber  alle  Beobachtungen 
stimmen  darin  überein.  dafs  er  daran  gamicht  denkt  Über 
haupt  r'rtlgt  er  nur  -lern  nächsten  Antriebe;  sein  Handeln  ist 
rein  inipiilsiir,  so  zu  sagen  blofso  Reflexbewegung.  Je  näher 
bei  ihm  Bedürtnis  und  Befrie<Ugung  zusammenliegen,  um  «o 
wohler  isr  ihm.  Der  Xaturmensch  ist  ein  Kind:  er  denkt 
r.ioht  ar.  die  Zukunft  und  nicht  an  die  Vergangenheit.  Er 
veririfst  leicht'." 

Was  zwani:  den  t'reien  rrmenschen.  die  Zukunftss^^rj^en 
<i 0  h  autzub iirden  ? 

B.   Zähmung  der  Tiere  nd  ihre  Zickl. 

.Ir.r.t-rhalb  der  Kultursrute  der  s^ähmten  und  gezüchteten 
Tiere  unrerscheiden  wir  drei  verschiedene  Grade: 
l.  Die  Tierzucht   ier  Fleischnahrung  wegen. 

».  Dio  Ziih'^ur.i:  un-i  Zucht  des   Tieres   zur    Arbeitshiife. 

'  Gr.inir.V  -'.*:.    <.  l'*4. 

■  Sv'hmo.'.-r  A  4-  • '.  ^.  >4.  V»»ri:l  auoh  J.  nt.  MilL  GnuMi'tÄtzr  .t.'. 
iL:  ..  S.  lV4-:f-  r-.  W*|T2  A  ft.  O.  II.  >.,4->.  V«xL  Jok  HfcW- 
V  .dcr">  N.-iK'.r::"'.:  v:^r.  Irr  Gr^- hichtr.  ä«»n  Sitten  on-i  O^bräacheD  ili*r 
1  r.  1 : Ar. : - v h ■" v.  V  : k :•  r-  ' .  i :"•  - r. .  V-  »^ r*-r : _ •  v-^n  F.  He««e.  Gvrtia s«n  1  *- 1  ■ 
>.     X\  :^!.      Vi :  -.r,.  rr.:-7   :- :.  Tr-r-^n.    S.  :«5- 
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^H  3,  Die  Zuchtart  zur  Gewinnung  der  tierischen  Miluh^** 
H^  Diese  drei  verschiedenen  Formen  der  wirt&chaftlichr-n  Be- 
^nutzung  der  Tiere  können  nicht  den  ureprl inglichen  Zweck 
der  Zähmung  reep,  Zucht  der  Tiere  gebildet  haben,  da  der 
frühere  Mensch  silmtliche  ExploitÄtionsforraen  der  Tiere  erat 
!  allmählich^  vermöge,  der  durch  die  Zähmung  und  Zucht  ge- 
I      währten  langjßhngen  Erfahrung,  kennen  gelernt  hat, 

Dafa  der  Ge<lanke  an  die  Fleischnabrung  bei  der  Domes- 
tikation.    geschweige    denn    bei    der    Zucht    der    Tiere    völlig 
aufigegehloäsen  ist,  lÄfst  sich  leicht  beweisen,  wenn  wir  wiedei'um 
die  Frage  aufwerten:  Unter  welchen  Bedingungen  konnte  die 
Zähmung  und  Zucht  vor  sich  gegangen  sein?     Hier   ist   nun 
einer    von    zwei    Fällen    möglich.      Entweder    gewährte    dem 
primitiven  Menschen  die  Jagd  den  Fleisehgenuls  zu  jeder  Zeit, 
I      dann  wäre  die  Zähmung  und  noch  mehr  die  Zucht  der  Tiere 
I      den  Fleisches  wegen,  welche  so  viel  Mühe   kostete,    eine    un- 
I      nütze  und  zwecklose   Arbeit  gewesen.     Oder   aber   die   Jagd 
reichte  nicht  aus,  um  dem  Naturmenschen  das   nötige  Fleisch 
2U    verschaffen ,     dann     würde   es    erst   recht   unwirtschaftlich 
gewesen  sein,  die  getangenen  Tiere,  statt  durch  dieselben  den 
fiO    regen    Fleisehhunger  zu   stillen,    zu    Objekten    mühevoller 
Versuche  der  Zähmung  und  Zucht  zu  machen,  'deren  Resultate 
un?prünglich  sehr  zweifelhaft  waren,  und  die  jedenfalls  erat  in 
feiner  sehr  fern  liegenden  Zukunft  einen  wirklichen  Erfolg  \'er- 
|n»prachen.     Daher  sehen  wir  auch,    daft»   die   Zähmung,    dtirm 
^    auch  die  Zucht  der  Säugetiere  und  Vögel    mit   solchen  Arten 
aniUngt,  die  gerade  keinen  wirtschaftlichen  Nutzen  gewährten. 
Es  ist  ja  bekannt,    dafs   die   ersten   gezähmten    Tiere   zu 
solchen  Arten    gehörten,   deren    Fleisch    die    Mensehen   verab- 
scheuten.    (Papageien,  Löwen,  Hunde,  Katzen  etc.  etc») 

Noch  unwahrscheinlicher    würde   die   Annahme   sein ,   die 
primitiven    Jäger    hätten    die    Tien»  der    Milch    oder   anderer 
wirtschaftlichen  Produkte  halber   zu   zähmen    und   zu   züchten 
gönnen. 

Was  die  Milch  betrifft^  bemerkt  darüber  Lippert  folgendes: 
^Diejenigen,  welche  sich  die  Urzeit  als  eine  anheimelnde 
Idylle  vorstellen,  haben  eine  angenehme  Vermittlung  aus- 
gedacht: sie  meinen,  dafs  es  für  jeden  Kinderzustand  der 
Menschen  das  Passendste  und  Gesündeste  gewesen  sei,  von 
Milch  zu  leben.  Das  wäre  auch  tjanz  der  Natur  gemäfs.  Aber 
darnach  hat  die  Menschheit  niemals  gefragt/ 

^Vielmehr  —  i^hrt  unser  Kulturhistoriker  fort  —  gehört 

je  Gewinnung   der  Milch  von   Tieren   filr  den   raenscWichpn 

Oenufs    einer   verhältnismäfsig   sehr  späten  Zeit  an,  und    nur 

ein    Teil    der   Menschheit    ist    dahin    gelangt.      Es    mag    sehr 


h 


*  J,  Lippert^  Kultur|;e«chicbte  in  ihrem  organisch^si  Aufbau.    Hd.  l. 
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r.:*:".iri:emäf-  •?rscheinen.  die  Fortsetzung  des  Nährgeschätu  von 
der  Murtor  auf  da*  Tier  zu  übertragen;  aber  dem  wider^ettt 
sich  sohr  emstlioh  das  noch  ungezähmte  Tier. 

Aber  :iuoh  >elbjt  mit  der  Zähmung  des  Tieres  ist  die 
Kur.s:  des  Melkens,  der  Gewinnung  und  insbesondere  der 
Aurbewahnins'  süiser  Milch  noch  lange  nicht  erfunden.  Der 
Zulu  l*n  s?o&  mir  Recht  zu  den  tüchtigsten  Viehzüchtern  der 
svhw.^rror.  K:isse  zühlen:  aber  in  der  Kunst  des  Melkens  hatte 
er  es  aus  s:oh  selbst  heraus  bis  auf  unsere  Zeit  nicht  weit 
i?*bn*oh:.  Kr  -o^  luimlich  die  Milch  mit  den  Lippen  aus  und 
U-e.s  sv:-  «larr.  ir.  das  .Samraelgetllfs  laufen.  Auf  solche  Weise 
Ivhar.'.lel:  ;:::d  v:eltaoh  in  Schläuchen  aus  Tierhaut  aufbewahrt 
kar.r.  s<.''.oho  Milch  den  sülsen  Zustand  überhaupt  kaum  lange 
tvhal:er..  Der  Gonuis  solcher  ist  gar  nicht  so  beliebt,  wie 
!v.:i".  ^;eEken  s>llte*." 

Passelbe  Ufst  sich  nicht  nur  von  der  Milch,  sondern  auch 
vor.  anderer,  tierischen  Pp>dukten  sagen. 

-Ks  sche:r.:  mir  unmöglich  —  bemerkt  mit  Recht  Ed. 
llah:-.  —  lafs  der  rohe  Jäger  jemals  die  Geduld  und  die  wirt- 
sc!uit:liche  S::::i:keTt  besessen  hätte,  Generationen  hinduTx;ii 
aii:\v*e  Kv.rwi.klimg  der  Proilukte  seiner  Herdentiere  zu  warten: 
was  ier  H'r:  v.^n  seiner  Herde  brauchte,  waren  aufser  Fell 
ur.d  Kleisc:  .  die  ihm  auch  die  Jagd  gewährte.  MUch  und 
Wolle:  beide  aber  waren  nicht  von  Anfane  an  vorhanden; 
wt\Ur  die  7Jx^^\  deren  Milchergiebigkeit  ja  üoerall  viel  gröfier 
Ts:.  r.vV.  »ia>  Sv-hat  hatten  in  der  ältesten  Zeit,  als  sie  sieb 
:::  rst  ir.  c.or  Zuch:  des  Menschen  fortpflanzten,  irgendwie  für 
c.ev.  Mcr.scher.  Milch  übrig:  im  Anfanir  genügte  vielmehr  die 
Svkre::on  ^ier  Milch  kaum  «.Hier  gerade  (i\T  das  Junge.  X«x^h 
schli::v.;;er  aber  steht  es  mit  iler  Wolle  des  Schafes:  kein 
w:lv;e>  Scha:'  ha:  ir^er.d  eine  ausgespn-kchene  Wollbildun^: 
1.  c:>:e::>  a':>  Auszeichnung  des  Männchens  wfthrend  der 
l^r.:v.>:  >::'•:  eiri^re  Partien  stärker  entwickelt,  wie  die  Mähne 
.:"5  ;\trkar.: scheu  :r.«;  iie  Manchetten  «les  sardinischen  Wild- 
scharV.  d'e  vi-^lleicht  .ler  Wollbildung  nahe  kommen :  die  Wolle 
i::;<-^rt»s  Ha'.;->chates  ist  eine  ausgesprochene  Haustiereigen- 
s-hat':.  v.e  Zä':.r.:u::^  der  Wild schafe  kann  sie  also  nimmermehr 
**■"■  "■'".*tV'"ti  ■'ov. ' . " 

K  ;r7,  die  Milc:..  Wlle  etc.  sind  Produkte  der  Zucht 
ii^.r  «Tel^rauci.  kar.n  also  nicht  als  die  Ursache  der  Dometti- 
k:i::  r.  ur.d  Zucl.:  der  Haustiere  breiten. 

l»a>  :.:\r.:l:^:.e  läi's:  sich  auch  von  der  Arbeltsleistung  der 
Tiere  s.-**:-.-:-.  Pi-^sel-^e  ist  eine  allmählich  entwickelte  Hau*- 
Tierr^.     Das  wilde  Tier,  das   der   Mensch  erst 


.:\:: 


Z-;  z:ih:-..-n   -.vv^rr..*!  :v..  wi-ierseate  s»v.*h  ernstlich  seiner  Knecht- 


XIX  4. 


^UK^hatt^  Liiicl  die  AliHicht  des  Zühmendeo  und  Zttcbtenden  konnte 
^^daher  nie  auf  einen    solelien   Nutzen    der   Tiere,    der   in    sehr 
ferner  Zukunft  lag,  gerichtet  öein.  — 

^Ich  raufs  offen  gestehen  ^  —  sagt  E.  Hahn,  der  uns  in 
seinem  vortrefflichen  Werke  eine  umfassende  Darstellung  der 
Geschichte  der  Zähmung  und  Zucht  der  Tiere  geliefert  hat  — 
mir  scheint  der  Gedanke  nusgeschlossen,  dals  man  mit  der 
Verwendung  eines  Zugtieres  am  Pflug  begonnen  habe.  Das 
setzt   grofse    Anforderungen    voraus,    nicht   blofs  an    den    Er- 

rfindungsgeist  des  Menschen ,  sondern  auch  an  Geduld  und 
Lemftlhigkeit  bei  Tieren  und  Menschen.'* 
Hahn  kommt  äu  dem  richtigen  Schlufs,  dafa  jeder,  der 
über  die  Entstehung  des  Zähmens  und  der  Zucht  der  Tiere 
nachgedacht  hat,  gezwungen  ist,  nach  Gründen  zu  suchen*  die 
die  Zähmung  der  Tiere  ohne  wirtschaftliche  Vorteile 
bewirkt  haben*. 

Die    religiöse    Macht  an    sich ,    die    Hahn   als  Grund   der 
Zucht   annimmt,    würde,   wie    wir    später    sehen  werden,    das 
Problem   nicht   h'men    k«jnnen.     Im  allgemeinen  hat  R  R.  Bos 
^-ilas  Problem  in  folgender  Weise  kurz  zusammengefafst : 
^B  «Der  Jäger  ist  der  Feind  der  Tiere,  die  er  ftlngt,    tötet 

^^und  ifst.  Der  Hirt  mufs  der  Freund  der  Tiere  sein^  die  er 
L  IiUtet  und  pflogt.  Juger  und  Vielizüchter  verhalten  sich  geradezu 
^fc^uni gekehrt  zu  den  Tieren,  os  ist  also  nicht  so  leicht,  sich  den 
^BtJbergang  vom  Jüger  zum  Hirten  äu  denken^:"  Und  ebenso 
schwer  ist  es,  sich  die  Entstehung  des  Ackerbaues  zu  denken. 

i\   Ackerbau  und  (tewerbe. 

Zuerst  der  Ackerbau  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  der 
mit  Hilfe  der  Tiere  ausgeführt  wird. 

Der  Ackerbau  setzt  voraus:  Getreideptianzen,  Verwendung 
der  Tiere  ftlr  Bebauung  des  Ackers,  Ackergeräte. 

„Die  wichtigsten  Kultur pÜanzen  in  alter  wie  in  neuerer 
Zeit  —  sagt  v.  d.  Golz  —  sind  die  Mehlfrüchte,  namentlich  die 
Getreidearten;  sie  kamen  bei  den  Anftlngen  des  Ackerbaus 
fast  ausschliefslich  in  Betracht*/ 

Der  Gebrauch  von  Getreideptlanzen,  die  Erfindung  von 
Ackei^erriten ,  die  Verwendung  von  Tieren  in  d^r  Landwirt- 
ftchaft,  sind  solche  EHindungen^  die  sehr  grofse  Ansprüche  an 

Denkvermögen  der  primitiven  Völker  stellen,  und  die 
iedenfalls  erst   nach   einer   langen    Reihe  von  Versuchen   und 


»  A,  a.  O.  S.  98. 

«  VergL  auch  Röscher  a.   a.  O.   Bd.   II.  8.  8  ff.    Bucher  a.  a.   O. 

'  Jaijd,  Viehzucht  und  Ackerbau  als  Ktilturstufpo,  in  ^IiilertiHtionale« 
An-biv  r  EtKii*! 
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einer  reichen  Zahl  von  Mifserfolgen  allmählich  zu  einer  wirk- 
licheii  Errungenschaft  der  wirtschaftlichen  und  geistigen  Kultur 
der  Menschen  werden  konnten.  Solche  Experiroente  alier  »etsfti 
voraus  einen  Üherflufs  an  Nahrungsmitteln^  folglich  konnten 
sie  nie  zu  Nahrungszwecken  gedient  haben. 

Dafa  die  Pflanzung  %^on  Getreidearten  ursprünglich  um 
zu  Nahrungßz wecken  diente,  erhellt  ja  aus  der  That«Äch«%  Ha 
die  Näbreigenschaft  der  Oerealien  erst  als  Folge  ihrer  Kulti 
vierung  entstanden  ist* 

„Der  Hebel  der  Entwicklung  für  die  tierischen  Ahneüds 
Menschen  war  die  anmutig-zweokmüfsige  Getreidenahrung»  and 
doch  stand  ihnen  diese  anmutig-zweckmJlfsige  Nahrung  garaicht 
zur  Verfügung;  denn  die  verwendbaren  Früchte  der  wilii« 
Getreidepnanzen  sollten  erst  durch  Zuchtwahl  zu  an 
zweekmäfsigen  Nahrung  gemacht  w^erden  *."'  Dazu  komCDt  na 
ein  sehr  wichtiges  psychisches  Moment  hinzu  :  Es  rauf«  dl 
hingewiesen  werden,  dafs  der  Ackerbau,  sogar  in  seinen  h^' 
weglichsten  Formen ,  wo  er  die  Freiheit  und  Bewegung  d« 
Jägers  resp.  Hirten  am  wenigsten  bedrohte,  doch  dem  e<>  •» 
der  Freiheit  hängenden  Nomaden  als  eine  drückende  md 
höchst  unangenehme  Beschäftigung  vorkam,  „Als  ein  Un- 
glück —  erzählt  V,  Middendorf  bezüglich  der  Mongolen  — i 
filhlt  es  der  Sohn  der  freien  Natur^  der  nomadisierende  M(n»| 
gole,  wenn  er  im  Scbweitaa  seines  AngesichtÄ  den  Boden 
arbeiten  soll  So  lange  kein  Unheil  über  seine  Herde  tc 
nichtend  hinweggesehritten  ist,  ergiebt  er  sich  nicht  in  im 
schreckliebe  Schicksal ,  das  der  Prophet  geächtet  mit  Am 
Worten:  Wo  nur  dieses  Werkzeug  (der  Pflug)  hindränge  hid 
es  stete  Knecht.^chaft  und  Schande  mit  sich  geführt  *.'*  .Zii0 
dauernden  Ackerbau  —  sagt  Prof.  Meitzen  —  entschliefst  «^ek 
der  Nomade  nur  im  Mufsersten  Falle,  wenn  er  weder  Vidi  fr 
langen,  noch  bei  fremden  Herden  dienen  kann.  Ackerb«n  n 
treiben  gilt  als  ein  Unglück,  das  nicht  länger  aU  UQabwmW 
nötig  ertragen  wird*/  Aber  auch  die  viel  primitivere  B^öfc-- 
kultur,  die  blofs  auf  der  menschlieben  Arbeit  beruht,  wftr 
als  eine  sehr  wichtige  Erfindung  zu  betrachten  sein,  die  auf« 
dem,  wie  mir  scheint^  in  keinem  Falle  blofs  durch  Nahmn^ 
absiebten  gezeitigt  werden  konnte. 

Der  primitivste  Äcker  bau  war»  wie  Hahn  bewies^  der  •#• 
genannte  Hackbau.  Die  Hauptrolle  dabei  spielten  Knollfl^ 
fruchte. 


*  Novacki,  Über  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  in  der  Vt 
Thiels  Lau»lwirtFchaftliche  Jahrbücher.     Bd.  9.     1880.     S.  86e. 

*  Ein  Blick  in  dat*  Ferghana-Thal.     Mcm.   der  PetersbunrifT  AW 
demie.    ^Petersburg  1885.)  p.  239. 

*  Augiji«!  Meitzen»  Si^elwng  und  AjBTarwc^en  der  Wettgt^tmmam 
nnd  Ost^'erumiieD  eU-.     Bd.  T.    UWUn  1895.)    S.  138  t    Ver|rl.  au^^^l 
Qit*rke,  Reehtsgesuhichte  der   deutlichen   Genosseuachaft,     ^Bia-l 
Bd.  I.  8.  bS—^'A 
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^KnoUen  —  meint  Ed*  Hahn*  —  sind  wohl  das  erste  von 
Menschen  angebaute  Produkt  gewesen;  die  Ertahning  war  zu 
naheliegend ,  dafs  eingepflanzte  oder  vergrabene  Knollen  eine 
neue  Pflanze  liefern  konnten ;  für  das  wichtigste  Gewächs  des 
Amerikanischen  Hackbaues,  den  Maniok  oder  Casaava,  soU 
das  freilich  nicht  zutreffen.  Hier  sollen  die  Knollen  nicht 
wieder  ausschlagen,  dafür  aber  jeder  in  den  Boden  gesteckte 
Stengel  rait  gröfserer  Leichtigkeit  sich  bewurzeln.  Jedenfalls 
epreche  ich  völlig  ernst ^  wenn  ich  sage,  zum  Anbau  der 
Knollen  konnte  der  Mensch  spielend  gelangen.  Blieb  den 
Erwachsenen  diese  Erfahrung  verschlossen,  so  konnten  sie  sie 
eben  von  den  Kindern  lernen," 

Zuerst  will  ich  hier  bemerken ,  dafß  ich  hinHichtlich  der 
Leichtigkeit  des  Erlernens  des  Hackbaues  die  hier  aus- 
:esproc4iene  Meinung  nicht  zu  teilen  vennag.  Mau  vergifst 
lal>öi  zu  leiclit  den  grofsen  Unterschied  in  Lebensbe- 
dingungen j  Denkvermögen  und  Beziehungen  zur  Natur, 
der  zwischen  dem  heutigen  über  prähistorische  Verhältnisse 
urteilenden  Gelehrten  und  den  früheren  in  jenen  Verhältnissen 
lebenden  Naturmenschen  besteht  Was  dem  ersteren  so  leicht 
und  selbstverständlich  scheint^  mag  trotzdem  dem  letzteren 
»ehr  schwer  und  fast  unbegreiflich  vorgekommen  sein.  Mehrere 
früher  angeführte  Thatsachen   beweisen  dies  zur  Evidenz. 

Aber  abgesehen  davon,  ist  mit  der  Leichtigkeit  des  Hack- 
baus die  Entstehung  desselben  am  allerwenigsten  erklärt. 

E«  handelt  sich  hier  ura  die  Frage,  mit  welcher  A  bsi cht 
der  primitive  Mensch  zum  Hackbau  griff.  Dafs  der  Mensch 
vom  einfachen  Sammeln  der  Knollen  zum  Hackbau  überging, 
zeigt  ja,  dal»  diese  Knollen  nicht  in  der  gewünschten  Menge 
vorhanden  waren.  Herrschte  aber  ein  Mangel  an  Knollen, 
so  wtlrde  der  Bau  derselben »  das  Anvertrauen  des  seltenen 
Nahrungsmittels  an  den  Boden,  der  doch  unter  Umstünden 
das  Anvertraute  auch  nicht  zurtickgeben  kann  (Überftllle  der 
naenschliehen  und  tierischen  Feinde,  Hagel  etc.),  dem  primi- 
tiven Menschen  unmöglich  werden. 

Und  wenn  wir  sogar  der  Hypothese  Hahns  betreffs  der 
Entstehung  des  all  ereinfachsten  Hackbaues  zustimmen  wollten, 
00  würden  wir  doch  dadurch  in  keinem  Falle  eine  genügende 
Erklärung  für  die  Entstehung  der  höheren  Formen  des  Land* 
baues,  die  doch  an  das  Denkvermögen  und  die  Einsicht  des 
primitiven  Menschen  die  gröfsten  Ansprüche  machen,  ge- 
wonnen haben. 

Gewife  hat  bei  der  Entstehung  dieser  höheren  Formen  die 
Not  und  die  wirtschaftliche  Absicht,  dieselbe  zu  beseitigen» 
einen  nicht  unbedeutenden  Einflufi*  auf  den  Entschlufs  des 
Menaehen   ausgeübt.     Allein   es   würde  als   völlig  verfehlt   zu 


»  A.  Ä.  o.  H,  :m-mh 
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betrat^hten  sein,  die  Fortschritte  der  Rodenkulttir  etmig  und 
allein  auf  den  Druck  des  Mangeb  und  der  Nat  zurückzuf&fanaiL 
Mit  Recht  bemerkt  Malthus:  „Wenn  Hunger  allein  ein  Wß- 
reieheiider  Stachel  zum  Pflügen  wäre,  so  l>egreife  ich  niclit 
wie  noch  ein  einziges  Jäger-  oder  Fischervolk  in  Aioenki 
übrig  geblieben  sein  könnte,  aber  ea  ist  klar,  dafs  auiser  die§cB 
♦Stachel  noch  eine  Kette  besonders  glücklicher  Umstände  «^ 
forderlich  ist,  um  den  Jäger  in  einen  Ackerer  %u  v€^ 
wandeln  K" 

Viel  weitgehender  und  tiefer  äufsert  sich  Waitz  Über  & 
Unmöglichkeit  der  ZurückfUhrung  des  Fortschrittes  der  Boim- 
kultur  ausschliefslich  auf  die  fatale  Wirkung  des  Mangels  uai 
der  Not 

„Ein  armes  Land  —  meinte  Waitz  —  bietet  dieser  ^i]ldle^ 
nisse  für  den  Fortschritt  noch  weit  mehr;  denn  ein  so  weseot* 
lieh  es  Bildungömittel  für  den  Menschen  die  Not  auch  ist*  m 
ist  sie  es  doch  nicht  unter  allen  Umständen.  Es  giebl  iiidii 
wenige  unkultivierte  Völker,  die  alljährlich  eine  HuogeraMK 
durchzumachen  haben  und  trotz  des  Besitzes  von  Nut3EpAaQXf& 
keinen  Landbau  versuchen.  Die  Not  spornt  sie  freilich  wi« 
immer  zu  leiblicher  und  geistiger  T hu tigkeit,  aber  diese  i 
nur  momentan,  sie  hört  sogleich  auf,  wenn  jene  Not 
hoben  ist.  Wird  aber  die  Not  nicht  gehoben,  oder 
dies  nicht  durch  eigene  Thätigkeit,  sondern  durch  einen  glücl 
liehen  Zufall,  so  ist  sie  für  den  Fortschritt  der  Bildung  üb«* 
haupt  unfruchtbar,  sondern  führt  in  dem  einen  Falle  dxmh 
vergebliche  Erschöpfung  der  Kräfte  zu  vollständiger  Er- 
schlaffung in  dumpfer  Verzweiflung,  in  dem  anderen  zu  Iridit 
sinniger  Sorglosigkeit  für  die  Zukunft^.** 

Da  jede  Verbesserung  der  Pflanzenpflege  unter  allen  U»- 
ständen  als  eine  Erfindung  auftritt,  diese  Erfindung  aber  ioA 
nur  zufällig  sein  kann,  so  fehlt  jede  Garantie  dafür,  ciafs  jfd« 
zufällige  Verbesserung  der  Lebenslage  mit  Hilfe  einer  w* 
fälligen  Vervollkommnung  des  L^indbaus  thatsächllch  zu  eatem 
dauerhaften  Emporsteigen  der  kulturellen  Entwicklung  öirf 
nicht  umgekehrt  zu  einem  Verfall  und  einer  Entartung  fiüirt 

Bezüglich  der  Entstehung  der  Gewerbe  läfst  aieb  im  all* 
gemeinen  dasselbe  sagen.  Auch  die  Gewerbe  sind  inagettii^ 
solche  Arten  der  menschlichen  ThUtigkeit,  die  gerade  dkr  4ü 
Anftliiger  grofse  Schwierigkeiten  darbieten,  deren  Überwindung 
sehr  viel  Mühe  und  eine  besondere  Koncentration  der  geistig 
und  körperlichen  Fähigkeiten  verlangte,  wodurch  sie  zu  dir 
freien  ästhetischen  Thätigkeit  scheinbar  in  vollen  OegeniolE 
treten. 


1  R.  Malihus,  VerstiL'h  über  die  Bedingangeti  und  die  FoImh  49 
VolksvormehiTing.  jDeutsch  von  Hegewitsch.  Altena  IB07  \  Tal  L 
8.  57f. 

«  Waitz  a.  a.  0.    T.  2.    S.  49a 


XIX  4.  45 

Kann  also  weder  der  Erhaltungstrieb  als  solcher,  noch  der 
freie  ästhetische  Trieb  für  sich  ein  genügendes  Erklärungs- 
princip  für  die  Bedürfnisentwicklung  abgeben,  so  mufs  irgend 
ein  anderer,  bis  dahin  noch  nicht  erwähnter  psychischer  Faktor, 
irgend  ein  aufser  acht  gelassener  Trieb  vorhanden  sein,  der 
sowohl  die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  wie 
auch  die  Vervollkommnung  der  menschlichen  Thätigkeit, 
wenigstens  in  Verbindung  mit  den  oben  besprochenen  primi- 
tiven Trieben,  uns  endgültig  zu  erklären  geeignet  ist: 

Dieser  Trieb  ist  —  das  Streben  nach  socialer  Macht. 

Zur  Analyse  des  Wesens  dieses  Triebes  und  seiner  Be- 
deutung im  social-ökonomischen  Leben  der  Menschen  wollen  wir 
uns  jetzt  wenden. 


III.  Die  Lösung  des  Problems. 

1. 

Das  Streben  nach  socialer  Macht. 

„Kein  anderes  Wesen  steht  so  unter  der  ansteckenden  Heir 
Schaft  der  Umgebung  von  Seinesgleichen,  wie  der  Mensch,  keis 
anderes  kann  sich  schon  durch  Qesten  so  verständigen,  OeftlUe 
und  Vorstellungen  austauschen.  Wie  der  Mensch  gtthntp  lackt 
und  tanzt,  wenn  er  andere  gähnen,  lachen  und  tanseu  siekt 
wie  die  rauschende  Militärmusik  in  Hunderten  von  Ganea- 
jungen  unwillkürlich  Reflexbewegungen  und  MoakelgeflAk 
hervorruft,  die  sie  fortreifsen,  im  Takte  mitzumarsckiereiL  lo 
wirkt  alles  Menschliche  ansteckend^.** 

^Nirgends  auf  der  Erde  lebt  der  Mensch  innerlich  so  isoliert 
und  abgeschlossen  gegen  Seinesgleichen  wie  das  Tier,  die 
gröfsere  Individualisierung  seines  geistigen  Lebens  nuu!ht  ikm 
dies  unmöglich.  Zeigt  sich  an  der  Macht  der  öffentlickcn 
Meinung,  der  sich  auch  der  kulturlose  Mensch  nicht  zu  ent- 
ziehen vermag,  in  welchem  Grade  er  sich  an  die  Zastimmoog 
und  den  Beifall  anderer  innerlich  gebunden  findet,  so  wiii 
nicht  minder  an  dem,  wenn  auch  noch  so  rohen  Familien- 
leben der  Völker  offenbar,  in  welchem  Mause  Verstlndnift 
mit  anderen  und  gemeinschaftliche  Sorge  für  die  nächsten 
Angehörigen  zu  den  tiefsten  Bedtlrfnissen  des  Menschen 
gehört  2/ 

Aber  dieser  so  mächtige  Geselligkeitstrieb  waltet  mAx 
frei  und  ungehindert  in  der  menschlichen  Seele.  Ihm  tritt 
ein  anderer  Trieb  entgegen,  der  als  Originalitftts-  oder 
Iiidividualitätstrieb    bezeichnet    werden    kann.       Diese    Ewei 

1  Schmoller  a.  a.  0.   S.  9.  Vergl.  auch   Carey.  Die   Gnutdlagn 

«ler    SoiMul Wissenschaft.     Bd.    I,  S.   45 — 46    (übersetzt    von    C.    Adicr, 
München  186:^ 

«  Th.  Waitz  a.  a.  O.    2,  T.  S.  318  ff. 
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ent^egengeöetzteo  Triebe  bekämpfen  sich  fortwähi'eüd,  uhue 
diUs  der  eine  von  ihnen  den  anderen  be^iiegen  kann. 

Nicht  der  GeselHgkeits trieb  ab  solcher  charakteriätert  Jen 
Menschen,  gondern  der  in  ihm  tobende  Kampf  at wischen  den 
cialen  und  individtietlen  Neigungen,  der  in  allen  Handlungen 
er  Menachen  nnd  allen  Seeleuprozessen  sowohl  egoistischer 
wie  altruistischer  Natur  zu  Tage  tritt.  Der  wirkliche  psychiäche 
Prozefs,  den  wir  als  S^inpathie  bezeichnen,  enthält  thataächlich 
Äwei  entgegengesetzte  Gefühle,  die  sich  gegenseitig  bekämpfen, 
sozusagen  einander  im  Schach  halten.  Das  Mitempfinden  mit 
dem  Nächsten  wird  zum  Teil  durch  das  entgegengesetzte 
individualistis^che  Streben  nach  Absonderung  und  Enttremdung 
Aufgehoben,  und  er^t  der  Kest  des  in  diesem  Falle  stilrker  auf- 
tretenden socialen  Gefühls  giebt  sich  dann  kund  als  Sympathie. 
^  Einer  der  wichtigsten  Punkte  —  sagt  Fr*  A.  Lange  —  bei 
der  Abschätzung  des  menschlichen  Glückes  ist  der  natürliche 
Einflufs  der  Vergleichung,  w^elche  jeder  Mensch  beständig 
und  unwillkürhch  zwischen  seinem  eigenen  Zustande 
und  dem  seiner  Nebenmensehen  anstellt  ^''  Diese  Vergleichung 
fehlt  auch  nicht  dort,  wo  wir  scheinbar  ganz  und  gar  uns  in 
die  Seelenstimraung  der  anderen  Menschen  hineinleben.  Aufaert 
«ich  unsere  Sympathie  im  Mitleid!>gefühl,  so  tritt  dieses  niemala 
aU  einfacher  Seelenszustand  hervor,  sondern  es  erscheint  gleich- 
■  ^    und    im    heftigen    Kampfe    mit  seinem   gegensätzlichen 

14,  das  sich  in  diesem  Falte  als  da*  charakterisiert,  was 
in   seiner  völlig   entwickelten    Gestalt   als   Schadenfreude 

lehnet.  Unser  Mitleidsgefühl  mag  auch  noch  so  sbirk  sein, 
in  der  tiefsten  Tiefe  unserer  Seele  regt  sich  das  Freudengefühl, 
dals  uns  selbst  kein  Unglück  etc.  passiert  ist.  Im  Zustande 
der  scheinbaren  Gleichgültigkeit  gegenüber  fremden  Leiden  sind 
das  sociale  und  individuelle  Gefühl  gleich  stark  und  halten 
flieh  gegenseitig  gebunden,  so  dafs  keine  bemerkbare  seelisch© 
B*-*wegung  entsteht.  Ebenso  ist  das  Gethbl  der  Mitfreude  mehr 
oder  weniger  von  einem  entgegengesetzten,  vielleicht  im  stillen 
lauernden  Gefühl  des  Neides  begleitet 

Umgekehrt  enthalten  alle  unsere  egoiatischen  Handlungen 
auch  sociale  Momente. 

Der  Geizhals  mag  z.  B.  im  allgemeinen  ans  egoistischen 
Gründen  seine  Schätze  häufen,  er  hat  aber  doch  im  Innern 
beiner  geizigen  Seele  mit  seinen  socialen  Gefühlen,  die  oft 
f^^ftig  gegen  seine  egoistische  Handlungsweise  protestieren,  einen 
mikrhtigen  Kampf  auszufechten.  Im  Resultate  bekommen  die 
besiegten  socialen  Gefühle  eine  eigenartige  egoistische  Färbung, 
»her  ganz  und  gar  verschwinden  dlea^lben  nie.  Der  Geizige 
denkt  vielleicht  an  die  sociale  Macht,  die  ihm  seine  Schätze 
gewähren,  an  die  Achtung  und  Ehrfurcht,  die  er  durch  seine 


Die  Arbeiterfrage.    IHm.    8,  124. 
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Schätze  Jü  den  Augen  i^einer  Nebenmenschen  erwerben  kum, 
vielleicht  schwebt  uii Hinter  vor  seinem  geii^tigen  Atige  mck 
das  BUd  grulser  Wohlthaten,  die  er  am  Ende  mit  seioen  er 
sparten  Schätzen  auäznfllhren  gedenkt  etc.  etc.  Diesen  tragiidMii 
Kampf  in  der  Seele  des  Geizigen,  den  seine  individuellen  all 
socialen  Neigungen  miteinander  auszuteehten  haben,  und  dir 
bei  grofsen  Naturen  oft  so  tief  die  Seele  erschüttert^  wuto 
uns  der  russische  Dichter  Puischkin  in  seinem  „Geizigen  RittaTj 
in  prächtiger,  wahrheitsgetreuer  Weise  zu  schildern. 

Lotze    betont   besonderö  die  Macht  und    den   Einfluff  dif^ 
socialen  Neigungen,   die   sich    auch   dort   in    der  Seele  i^lgau 
wo  der  Mensch  sich  scheinbar  von  der  GeseUschait  abweiäei 

„Man   ist   nicht   zufriedengestellt   durch    da^    einsame  Z»*_ 
i>ammenleben  mit  einem  zweiten;  man  will  ihn  in  seinem  V^ 
halten  zu  einem  dritten   beobachten    und  sich   selbst    von  ilnfl 
in  dem  eigenen  Verhältnis  zu  diesem  dritten  beobachtet  wtaaeo; 
man  will  endlich ,  dafs    das  eigene  Wirken  in  aeinen  wecW* 
aeitigen  Beziehungen  von    einer   beseelten  Umgebung   gmAiBä 
und  anerkannt  werde,  und  völlig  unbekannt  gen iefs^?»  gilt  fa 
dem  Nichtgeniefsen  gleich.    Dieses  B  e d  tJ  r  f  n  i  s  geht  d  u re| 
unser  ganzes  Leben;  auch  die  bescheidenste  Ltel 
will  doch  ihr  Ol  tick  zuletzt   zeigen;   der  Freund 
vor  fremden  Augen   stolz   sein    können   auf  den  Freund; 
Lob,  das  der  andere   nns  erteilt,  befriedigt   uns  nicht  m 
als  das  Bewufstsein,  mit  diesem  Lob  beladen  vor  einem  driw« 
zu    erscheinen;   jedes    künstlerische    Streben    bedarf    de? 
erkennung,  und  die  entsagendste  wissenschaftliche  Thät  . 
die,  zurückgezogen   von    der  Mitwelt,  sich  in  sich    selbs' 
senkt,  rechnet  im  stillen  auf  die  unsichtbare  Nachwelt  ui. .  .., 
Verständnis'."    Und  selbst  im  (Tefühl  des  Gehorsam^  wo  d«" 
Mensch  scheinbar  seinen  eigenen  Willen    dem   anderen    nntef- 
wirft  (ich  rede  von  Gehorsam,  der  mit  innerer  Liebe  und  E>* 
gebenheit  verknüpft  ist),  sucht   tlmtsächlich   der   Mc^ 
Anlehnung  an  den  Stärkeren,  damit  seine  eigene  Per^  : 

mächtiger  werde.  Auf  dieser  Eigentümlichkeit  des  GehortaxBi 
beruht  die  Dauerhatligkeit  und  aufsergewöhnliche  Macht  }*^^f 
Hierarchie;  die  alhnähliclie  Abstufung  in  der  L^^nteror«!'  - 
der  Gewalten  giebt  jedem  einzelnen,  der  auf  dieser  odi 
Stufe  der  hierarchischen  Leiter  steht,  in  seinein  G^ 
gegen  den  Hölieren  und  Vorgesetzten  zugleich  das  Geflii 
Berührung  mit  derjenigen  Macht,  die  er  selbst  seinen  UbI 
gebeuen  gegentiber  ausübt.  Diese  Bertihrung  mit  der  h5h< 
Macht  scfieint  seine  eigene  Macht  zu  verstärken ,  und  er 
horcht  daher  dieser  über  ihm  stehenden  Gewalt  aufrichtig 
Freude.     G,  Tarde  hat  in    gewisser   Hinsicht  rechte    wenn 


^  MikrokosinuB.    Bd.  2. 
a.  a.  «).  §  39, 
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Gehorsam  der  Beherrseliten  und  Geleiteten^  den  dieselben 
ren  Hf^Trschern  gegenüber  zeigen  ^  aus  Anerkennung  der 
berlegenbeit  der  letzteren,  aus  Bewunderung  ihrer  geistigen 
öd  physischen  Erhabenheit  ableitet  ^ 

L  Aber  andererseits  liegt  doch  in  diesem  Gehorsam  der 
wisch,  dieser  anerkannten  und  bewunderten  Macht  näher  zu 
BmeUf  und  dadurch  einen,  wenn  auch  noch  so  winzigen 
Kl  dieser  Macht  an  sich  zu  ziehen  und  für  sich  wirksam  aus- 
mutzen.     Vom  individualistischini  Standpunkt  betraclitet  er- 

rint  ako  dieser  Gehorsam  —  als  ein  Streben  nach  Macht, 
Besonders  aber  in  der  Nachahmung  zeigt  sich  deutlich  die 
Wirkung  sowohl  des  socialen  wie  auch  des  individuellen  Momentea. 
m  Thatsache,  dafs  die  Naebabmung  in  den  niederen  Klassen 
fc  Gesellschaft  am  stärksten  sich  bemerkbar  macht,  und  daf» 
^e  Klassen  die  Lebensweise  und  die  Ideen  etc,  der 
Jheren  Stande  mitunter  erkämpfen  mufsten,  zeigt  uns,  dafs 
e  Nachahmung  nicht  nur  ein  passives  Beinflui'stwerden 
>n  den  liöheren  Klassen,  sondern  auch  ein  aktives  Streben 
ich  Oleictistellung  und  nach  höherer  Geltung  —  nach 
leichberechtigung  darstellt.  Es  ist  daher,  wie  mir  scheint, 
cht  zutreffend,  wenn  G.  Tarde  meinte,  „die  Nachahmung  sei 

E>  Art  von  hypothetischer  Suggestion"  ^.  Er  übersah  dabei 
aktive  Seite  dieses  socialen  Triebes.  Viel  richtiger  fafst 
Spencer^  das  Wesen  des  Nachahmungstriebes  auf*  „Nacb- 
mng"  —  erklärt  derselbe  —  „kann  nur  aus  zwei  von  ein- 
jder  abweichenden  Beweggründen  entspringen.  Man  kann 
|£U  angetrieben  werden  durch  Ehrfurcht  vor  dem,  den  man 
phahmt,  oder  aber  durch  den  Wunsch,  seine   Gleichstellung 

■  ihm  mögliulist  beistimmt  auszudrücken.^ 

■  ^Zwischen  den  Nachahmungen,  welche  durch  diese  ver- 
liiedenen  Beweggründe  veranlafst  vrerden  —  Othrt  Spencer 
rt  —  läfst  sich  aber  keine  scharfe  Grenze  ziehen,  und  daraus 
ilspringt  die  Möglichkeit  eines  allmählichen  Überganges  von 
nen  durch  die  Ehrerbietung  veranlafsten  Nachahmungen, 
eiche  das  Zeichen  entschiedener  Unterordnung  sind,  zu  diesen 
MF  auf  Wettbewerb  beruhenden  Nachahmungen,  die  ein  Zu* 
kd  verhuitnismäfsiger  Unabhängigkeit  charakterisiert*'' 

K   Der  Grund  dieses  Überganges  liegt  darin,  dafs  jede  Nach- 

■aung  thatsächtich  zwei  entgegengesetzte  unrl  doch    einander 

idingende  Momente  enthUlt:  die  Unterordnung  und  das  Streben 

eh  gleicher  Geltung.    Von  dem  Grad  der  Stärke  und  Inten- 

beider  Momente   hängen    die   verschiedenen    Abstufungen 

Triebe    von    scheinbar    bedingungsloser    Unterordnung 


«  A.  a.  0.  Cap.  IV  u.  VL 

*  G.  Tarde  a,  a.  O.  p,  82--  83. 

*  Herbert  Spencer,  Prifieipien  der  Soziologie»   (DetitacH  von  Vetter») 
r  IIL    Stuttgart  1889.    §  42:1    H.  276  ff. 

iTonehonfcTi  XIX  4.  —  Oureiritieli.  ^ 


50  XIX  4. 

bis  zum  unabhängigen  Wettbewerbe  um  gleiche  Lebeni- 
stellung  ab.  Daher  scheint  mir  auch  die  AufTassung  von 
Gumplowicz  irrig  zu  sein,  der  die  Bedeutung  des  pcrsönlicken 
Interesses  und  den  entschiedenen  Gegensatz  desselben  zun 
altruistischen  Gefühl  wegzuleugnen  sucht.  .Nicht  penBOnlicher 
Egoismus  —  meint  derselbe  —  ist  die  Triebfeder  der  socialen 
Entwicklung,  sondern  Socialegoismus ;  nicht  ^ Nächstenliebe* 
in  jenem  weiten  Sinne  der  christlichen  Theorie,  nicht  „Sym- 
pathie filr  die  Menschheit*' ,  wohl  aber  Socialsympathie,  auf- 
opfernde und  liebevolle  Hingabe  an  eine  natürliche  sociale 
Gemeinschaft.  Durch  natürliche  Bande  des  Blutes,  der  Sitte, 
der  Denkungsart  an  eine  Gemeinschaft  gefesselt  —  ist  der 
Egoismus  ein  socialer,  die  Sympathie  eine  sociale...  Im 
Socialegoismus  liegt  Socialsympathie,  und  Socialsympathie 
ist  Socialegoismus.  Nennen  wir  die  Einheit  dieser  beiden 
Gefühle  Synegoismus,  und  wir  haben  die  Triebfeder  aller 
socialen  Entwicklung  ^"  Dies  mag  auch  richtig  sein,  wenn 
wir  ausschliefslich  den  socialen  Klassenkampf  ins  Auge  fassen. 
Nun  erschöpft  aber  der  sociale  Klassenkampf  in  keinem  Falle 
das  Wesen  der  socialen  Entwicklung,  die  in  letzter  Instans 
doch  auf  die  Vervollkommnung  der  einzelnen  Individuen 
zurückzuführen  ist.  Der  einzelne  mag  noch  so  innig  an 
seiner  Gemeinschaft  hftngen,  in  ihm  bleibt  immer  das  Streben 
wach,  seine  individuelle  Selbstündigkeit  möglichst  zu  bewahren. 
Daher  würde  im  socialen  Egoismus  in  keinem  Falle  dai 
egoistische  Moment  mit  dem  altruistischen  zusammenfallen,  in 
einem  einzigen  Gefühl  aufgehen,  sondern  überall  auch  inner- 
halb der  Beziehungen  dos  einzelnen  zu  seiner  Gruppe  treten 
das  sociale  und  egoistische  Moment  gleichzeitig  als  entgegen- 
gesetzte psychische  Kriifte  auf,  die  sich  gegenseitig  den  Plati 
in  unserer  Seele  streitig  machen.  ..In  Bezug  auf  die  reale  Zu- 
samniengohörigkoit  scheint  es  allerdings,  —  meint  Simmel  — 
als  ob  in  der  primitiven  Gruppe  das  Vererbungfsprincip,  das 
auf  Zusammenhang  und  Gleichheit  der  Individuen  hinauskommt. 
gegenüber  dem  Anpiissungsprincip,  das  auf  Verselbständignng 
und  Variabilität  hinweist,  im  Übergewicht  wäre  .  .  .  Allein  w 
wichtig  für  primitive  Verhältnisse  das  Angewiesensein  des 
einzelnen  auf  seine  Grui)pe  ist,  so  werden  dieselben  doch  noch 
charakteristischer  durch  das  hohe  Mafs  bezeichnet,  in  dem  die 
(i nippe  auf  den  einzelnen  angewiesen  ist,  und  das  einfach  die 
Folge  der  geringen  Mitgliederzahl  ist^.**  Und  diese  Abhängig- 
keit der  ganzen  Gruppe  von  dem  einzelnen  giebt  erst  recht 
dem    einzelnen,    wenigstens    dem     begabtesten    und     hervor- 


'  (iiiimilowic-z  Ji.  a.  O.    S.  16"»  ff. 

-'  <J.  Siinmt'l.  Über  socialo  I )ifforen2ierung  in  SchmoUerV  .Staats^ 
iiini  .<«MMahvis<oii.scliHftlieho  Forschungen".  Bd.  X.  1890.  Ht'ft  1 
S.  •J'i-'J.S  ff. 
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ragendston  Individuum,  die  volle  Möglichkeiti  eme  angesehene 
Stellung  zu  gewinnen ,  dadurch  aber  seine  Individualität  zu 
entfalten  und  zu  vervollkommnen.  Das  steh  innerhalb  solcher 
primitiven  Gruppen  ausbildende  Fläuptlings-  und  P  riestert  um 
sind  cliarakieristische  Aufserungsformen  diesem  Individuali- 
öierung^triebes,  aber  auch  die  sich  innerhalb  der  primitiven 
Sippen  und  Gentes  bildenden  Ansätze  einer  socialen  Arbeits- 
teilung und  Gesellschattsdifterenzierung  tragen  viel  zur  Aus- 
bildung der  Individualitäten  auch  innerhalb  der  mehr  oder 
weniger  uoterge^irdneten  Gruppen  bei  ^ 

„Und  diese  Ausbildung  der  Individualität  nimmt  gerade 
mit  dem  Wachsen  der  Associationsknift  zu^.** 

Das  Streben  nach  socialer  Macht,  nach  Herrschaft  über 
die  Menschen,  ist  nicht  mit  dem  Streben  nach  Ausnutzung  der 
Arbeitskraft  anderer  Menschen  zum  Zwecke  der  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  identisch.  Das  NützHchkeitsprincip  ist  m  dieser 
Unterwerfung  eines  Teila  der  Gesellschaft  durch  den  anderen 
in  keinem  F'alle  einzig  und  allein  mafsgebend.    ^Der  Gesichts- 

Eunkt  der  Nützlichkeit  ist  gerade  in  Bezug  auf  ein  solches 
eifses  Herausquellen  oberster  rangordnender,  rang-abstechen- 
der  Werturteile  so  fremd  und  unangemessen  wie  möglich:  hier 
ist  eben  das  Gefühl  bei  einem  Gegensatze  jenes  niedrigen 
Wärmegrades  angelangt,  den  jede  berechnende  Klugheit,  jeder 
Nützlichkeits-Calcül  voraussetzt  »  ,  .  Das  Pathoä  der  Vornehm- 
heit nnd  Distanz  .  .  „  das  dauernde  und  dominierende  Gesarat- 
und  Grundgefühl  einer  höheren  herrschenden  Art  im  Ver- 
hftitnitf  zu  einer  niederen  Art,  zu  einem  ^ Unten"  —  da^  ist 
der  Ursprung  des  Gegensatzes  „gut*^  und  „schlecht^  ^.  Ab- 
gesehen von  dem  hier  von  Nietzsche  berührten  PnVhlera  vom 
Guten  und  Bösen,  können  wir  mit  dieser  seiner  Auffassung 
iosofern  einverstanden  sein,  als  er  hier  das  Wesen  der  Herrsch- 
sucht streng  von  dem  Streben  nach  der  Ausnützung  der 
Kräfte  zu  unterscheiden  suchte.  Was  Nietzsche  dabei  aber 
völlig  übersah,  ist  die  Thatsache,  dafs  auch  im  Herrschen  das 
entgegengesetzte  ^  Beherrschtsein  "*  nicht  völlig  beseitigt  ist. 
Die  sociale  Macht,  das  Herrschen  bedeutet  blofs  eine  für  das 
betreffende  Individuum  oder  die  betreffende  Klasse  mriglichst 
günstige  Gestaltung  der  socialen  Abhängigkeitsverliält- 
nisse,  indem  die  herrschende  Person  oder  Gruppe  relativ 
weniger  von  den  anderen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  abhängt, 
als  diese  Mitglieder  von  ihm  abhängen.  Auch  die  Herrscher 
sind  io  gewissem  Sinne  von  den  Beherrschten  abhängig,    und 


»  VergL  L.  Blorgan   n,  a.  O.  S.  41—75,     G,  Schmoller,  Die  ür- 
'■\ite  der  Familt*^.     Muttorrecht    und    frentilverfaflsunc    im  Jahrb. 
etzgebung  otc.     Öd.  2:i     1S9D.  Heft  I.  S.  8  ff .     Fr.  EageU,  Anti- 
luiinng.     Ti  Aurt.     S.   164  f. 

»  Cnrov  Ä    a.  <K  S.  m.     Vergf  auch  G.  Siminel  a.  a,  0.  8,  22  ff. 
'  Fr.  Kietaache,  Zur  Genealogie  der  !kIoral.    Leipzig  1900.  S.  20ff, 
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zwar  ist  diese  Abhängigkeit  sowohl  äufserlieher  wie  auch  inno^ 
licher  Natur.     „Niemals  begnügten   sich  die  Herrscher  —  be- 
merkt  Gumplowicz    mit    Recht   —    mit   der    Thatsache   ihr« 
Macht     Die  Notwendigkeit   der  Herstellung   einer   staatlichen 
Ordnung    trieb    sie  dazu,    ihre   Macht   in   ein    Kecht    zu  Te^ 
wandeln  ....     Recht  ist  aber  auch  Pflicht  ^"     Herrschaft  be- 
deutet aber  auch  andererseits  das  Streben  nach  Anerkennung. 
Geltung,  Beifall,  Lob,  Ruhm  etc.  etc.,   und   dies  weist  bis  za 
einem  gewissen  Grade   auf  innerliche  Abhängigkeit  von  den 
Lebenden,  Rühmenden,  Verehrenden  etc.  hin,  möge  diese  Ab- 
hängigkeit auch  noch  so  schwach  sein,  sie  existiert  doch,    b 
der  Herrschsucht  ist  das   individualistische   Moment  am  iiuu> 
kantesten    ausgeprägt:    das    Individuum    erlangt    mittels  der 
Herrschaft  die  innerhalb  der  Gesellschaft  gröfstmOgliche  Freiheit 
aber  auch   das   sociale    Gefühl   und   die  sociale   Abhängigkeil 
bleiben   bestehen,   weil  der  Mensch   niemals   vollständig  von 
dem    Einflufs   und   der  Einwirkung  der  Gesellschaft   sich  be 
freien  kann^.     Und  umgekehrt  bleiben  auch  die   schwäehereB 
Elemente  in  der  Gesellschaft,  die  zu  gehorchen,  nicht   zu  be- 
fehlen ausersehen  sind,  nicht  ohne   irgend   einen  Einflufs  ant 
die  höheren  Schichten  der  Gesellschaft;    sie   sind   fortwährend 
bestrebt,  in    ihrer  Lebensweise   und  Bildung  sich   den   höher 
stehenden  Gesellschaftsständen  zu  nähern,  und  mitunter  gelingt 
es    sogar   den    niederen    Klassen,   ihren    eigenen    Willen   den 
Herrschenden  zu  fühlen  zu  geben.    Jedes  Individuum  innerhalb 
seiner  Klasse,  jede  Gruppe   innerhalb   der  Gesellschaft   sucht 
ihre  Geltung  in  der  Gesellschaft  zu  verstärken,  strebt  beständig 
darnach,  ihre  sociale  Macht  möglichst  zu  erhöhen,  zu  erweitera. 
(lie  sociale  Abhiingigkeit  möglichst  von   sich  auf  die   anderen 
Klassen  resj).  auf  die   anderen    Individuen   abzuwälzen.     Da* 
Streben  nach  Herrschaft  und  das  nach  wirtschaftlichem  Wohl- 

*  A.  a.  O.  S.  IVJft".    Vcrgl.  auch    H.  Spcucer  a.   a.   ri.      Bd    UL 

-  «Das  iiiiivorsi»llsti»  und  vorgeistigste  Reich  der  Erfahrung,  d» 
PtTsoiu'iireich  oder  \\vr  sociale  Ki'nper,  kann  sein  Leben  nur  dnrchmhxw 
iliirdi  zweifache  Kraftäufsening  in  jedem  seiner  persönlichen  Element*'. 
Ihirch  die  eine  würden  seine  Einlieiten  sich  als  zum  Ganzen  ^treb*>nde  — . 
«lurch  die  andere  als  sich  selbständig  behauptende  Teile  des  Gaazei 
darstellen.  Zwar  nicht  einfach  und  niclit  ungeistig  würden  ^r  dif>  zvn 
Orundtriebe  der  selbst  weder  einfachen  noch  ungeistigen  Einheiler,  d?* 
<iest'llschaftsk«"»rjiers  uns  ilcnken  dürfen.  Das  Gesamt  leben  des  letztere 
j«'ii.>oh  wenien  wir  uns  gleichwohl  nur  als  Produkt  vielirescaltiirer  ib- 
stnikriver  und  repulsiviT  Wechs«dwirkuugen  aller  aktiven  Gi^'sellfrhafb- 
••bMni'ute,  alh^r  socialen  Willensnhjekte.  aller  Pentonen  und  ansTaltlicbc« 
PiTsonengruppen  erklären  können.  Ja  wir  werden  es  50  erkUzv 
müssen:  denn  nicht  von  auf>enher  sehen  wir  in  den  Ge«ellschaft«kr>rper 
di».'  ethiM'ht'  (.icsanitbrwejrung  hineinfallen,  sondern  aus  der  individnila 
und  gruppen weisen  AusIi.sunL:  ethischer  Knifte  zwischen  >eixirn  tTlxrdAi 
<»jhen  wir  sie  rntstehtn."  -\l.  Schäftie.  Hau  und  Leben  des  social« 
Köqiers.     Bii.  I.    ;Tübingen  l^To.      S.  5s5. 
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atand  treten  in  dem  wirklichen  Seelen-  und  Gesellst^liaftsleben 
niemalä  von  einander  unabliängig  auf,  sondern  laufen  parallel 
gleichzeitig  in  sämtlichen  psychisrhen  und  socialen  Prüzessen 
als  *^wei  versehiodene,  alier  untrennbai^  Seiten  einer  und 
derselben  Machte  als  zwei  Auiscrung-sforraen  des  raeoäc blichen 
Willens  *. 

Das  Streben  nach  socialer  Macht  äufsert  sieh  daher  auch 
in  der  Art  und  Weise,  wie  der  Mensch  seine  Bedürfnisse  be- 
friedigt Der  Vornehme  sucht  in  der  Form  neioer  Bedürfnis- 
befriedigungj  in  der  Wahl  der  <  >bjekte  zu  diesem  Zweck,  aber 
auch  in  der  ganzen  Lebensstellung^  in  seinem  ganzen  Thun 
und  Walten,  in  seiner  Arbeit,  Spiel  und  Ruije  die  Vornehm- 
heit seiner  socialen  Stellung  zum  Ausdriick  zu  bringen,  so  dafs 
zu  gleicher  Zeit  mit  der  Befriedigung  seiner  auch  noch  so 
niederen  Bedürfnisse,  mit  der  Leistung  jeder  noch  so  einfachen 
and  unentbehrlichen  Arbeit,  seinem  Streben  nach  Macht  wie 
auch  seiner  schon  erlangten  Macht,  seinem  „Pathos  der  Distanz** 
Rechnung  getragen  wird^.  Noch  mehr.  Ea  kommt  sehr  oft 
vor,  dafs  das  eigentliche  Bedürfnis,  dem  die  Befriedigung  gilt, 
eine  relativ  unbedeutende  Rolle  spielt,  während  die  Art  und 
Weise  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  hauptsächlich  durch 
dieses  Streben  nach  Macht  und  nach  Betonung  des  socialen 
Abstandes  von  den  untenstehenden  Mitmenschen  bedingt  wird. 
Jedes  menscldiche  Bedürfnis,  mag  es  physischer  oder  ästhe 
ti&cher  Natur  sein,  wird  in  diesem  lalle  auch  mit  einem 
socialen  Gettlhl  verknüpft  sein,  eine  gewisse  in  nere  Beziehung 
zu  den  gleich-  und  nieflrigcrstehendeu  Nebenmenachen  enthalten 
und  dailurch  als  sociales  Phänomen  erscheinen. 

Dasselbe  gilt  mit  Recht  auch  von  den  untergeordneten 
Klassen^  deren  Mitglieder  in  den  ihnen  zugänglichen  Grenzen, 
ihre  Geltung,  ihr  Streben  nach  Macht  und  Entfaltung  ihrer 
Persönlichkeit,  ihrer  Eigenart,  urasomehr  in  ihrer  Bedürfnis- 
befriedigung und  ganzen  Lebensführung  Nachdruck  zu  ver- 
leihen suchen,  als  sie  den  Druck  von  oben  fühlen  und  möglichst 
abzuschwächen  bestrebt  sind* 

Dieses  Streben  nach  Auszeichnung,  das  sich  in  der  Art 
nnd  \N*eise  der  Bcfritidigung  unserer  Bedürfnisse  geltend  zu 
machen  sucht,  giebt  den  ersten  Anstofa  zur  Entstehung  nt^uer 
Bedürfnisse,  worauf  wir  jetzt  näher  eingehen  wollen. 


*  ^Der  setbstnüchtige  Zweck  in  seiner  Verwirkhchituff,  bedingt  duruli 
<lie  AJlgemeinbeit,  begründet  ein  System  nl  1 9 e i  t  i  ^v  r  A  b  h ü  0  |^m  t; k  *?  i  t , 
90  dsfo  die  Süb^iatetiÄ  imd  das  Wolil  des  cmaoloen  und  sein  recht Uehes 
Ühlsein  in  die  Subsistenz,  das  Wohl  und  Recht  aller  verflocht^sn^  darauf 
l^gTÜndct  und  nur  mit  diesem  im  Zuriammenhan^e  wirklich  gesichert 
i«t.*  Hegel,  Grundlinien  der  Philosophie  de»  Rechte»,  Natarrecht  und 
StÄÄtiwisÄenschaft.     Berlin  1821.    §18:1    8.  187. 

*  VergL  A.  Wagner  a,  a.  O.  Bd.  L  §  3a 
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Das  Strebeu  nach  socialer  Macht  als  das  Wesentliche  n 
Streben  nach  Yerfeinerang  der  Bedürfnisse. 

Schon  im  Anfange  unserer  Analyse  des  Phänomens  der 
BedUrfnisentwicklung  stofsen  wir  auf  den  scheinbar  unlösbarai 
Widerspruch,  dafs  wir  das  Streben  nach  Verfeinerung,  nach 
Vermehrung  der  Bedürfnisse,  weder  aus  dem  Erhaltungs-  noch 
aus  dem  ästhetischen  Trieb  herleiten  konnten.  Jetzt  tritt  un» 
dieses  Streben  in  seiner  wahren  Gestalt  ents^egen  als  dn 
Macht  trieb,  als  ein  mächtiger,  heifser  Wunsch,  die  mensch- 
liche Persönlichkeit  zu  höchst  möglicher  Geltung  innerhalb 
der  Gesellschaft  zu  bringen.  Sämtliche  Kulturhistoriker  und 
Anthropologen  stimmen  darin  überein,  dafs  dieser  Hang  d« 
Menschen  zur  Auszeichnung  vor  der  menschlichen  und  nicht' 
menschlichen  Umgebung  ein  sehr  ursprünglicher  ist. 

Dieser  Drang  äufsert  sich  am  markantesten  im  Kleidanp- 
und  Schmuckbedürfnisse  der  primitiven  Menschen. 

„Der  Mensch  —  meint  Lippert  —  hat  den  Schmuck  sich 
vor  der  Kleidung  geschaffen,  ja  die  Kleidune  ist  zum  Teil  mr 
ein  entwickelter  Schmuck.  Wir  haben  Völker  genug  kennen 
gelernt,  die  bei  ihrer  Entdeckung  keine  Spur  von  Kleidung 
trugen,  aber  keines  entbehrte  irgend  einer  Art  rohen  Schmuck«. 
Dieser  frühe  Hang  des  Menschen,  individuell 
hervorzutreten,  durch  irgend  eine  von  der  Natur  ihm 
nicht  gewordene  Kennzeichnung  sich  als  Individuum  bemerk- 
bar zu  machen,  diese  Art  angeborenen  Strebertums  des  Menschem 
unterscheidet  seine  Gattung  ebenso  auffällig  von  den  nächit 
verwandten  Tieren,  wie  etwa  der  Gebrauch  von  Werkzeugen. 
Selbst  der  roheste  Naturmensch  begnügt  sich  nicht  blofs  n 
existieren,  wie  die  Tiere;  er  will  bemerkt  werden,  er  wiD 
etwas  gelten  vor  Seinesgleichen  ^**  »Der  wilde  Mensch  ertri£( 
mit  bewundernswerter  Geduld  Schmerzen  aller  Art,  um  siä 
nur  schmücken  zu  können,  so  z.  B.  die  Qualen  der  Titto- 
wicrung.  Die  Tättowierung  und  Bemalung  sind  aber  Gegen- 
stand des  Stolzes  und  des  Schmuckes.  Ihr  Zweck:  Eindruck 
zu  machen,  zu  imponieren^." 

„Es  ist  nicht  blofs  der  betrügerische  Geiz  der  Europier 
gewesen,  welcher  sie  verleitete,  die  „Wilden",  statt  ihn« 
nützliche  Dinge  der  Kultur  zuzuführen,  mit  nichtigen  und 
wertlosen  Schmuckstücken  zu  ködern.  Sie  trafen  hieri» 
wirklich  die  Neigung  derselben.  Ein  Stückchen  Seidenband,  dm 
er  jedem    um    den  Kopf  binden    konnte,   brachte    Commodore 

'  Siehe  Lippert,  Kulturgeaehichte  in  einzelDeii  Hauptstüeken  L 
S.  175—197.  Vergl.  auch  desselben:  Kulturgeschichte  in  itirem  oretB. 
Aufbau  I.    S.  :i60-367. 

«  Siehe  Oscar  Pcschel  a.  a.  0.  S.  175  ff. 
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iyron  bei  den  Patagonierix  allenfalls  noch  an;  aber  einon  Ballen 
Tuch,  der  doeti  diesen  Leuten  sehr  nützlich  hätte  seil]  können, 
schleppten  die  Australier  zwar  in  den  Busch,  warfen  ihn  aber 
dort  weg.  Und  d  o c h  war  so  ein  Wilder  i  m a  t a ii d  e , 
um  irgend  einen  Tand  zu  stehlen,  sein  Leben  in 
die  Schanze  zu  achlagen*/ 

Diese  Bevorzugung  dey  Schmuckes  gegenüber  den  nütz- 
lichen Kleidungsstücken  veranlafÄte  sogar  manchen  Kultur- 
forscher, den  Wilden  den  Vorwurf  des  Leichtsinnes  und  der 
UnWirtschaftlichkeit  zu  machn, 

So  .sagt  Ratzcl : 

„Von  der  Kleidung  der  Australier  ist  materiell  ilufserst 
wenig  zu  sagen»  aber  das  W^enige  und  das  Negative  ist  hier 
interessant,  weil  nichts  deutlicher  die  Unzul.'lnglichkeit  der 
Thätigkeit  dieser  Völker  für  ihr  eigenes  Beste  kennzeichnet. 
Australien  hat  in  seinen  mittlem  und  südlichen  Teilen  ein 
Klima  von  ganz  besonderer  Kauheit  und  Unbcstitndigkeit, 
Aus  den  Berichten  von  v«Vllig  nackt  gehenden  Australiern, 
oder  solchen,  die  höchntens  einen  Lendensehurz  tragen,  nicht 
nur  aus  dem  tropisch<!n  Norden,  sondern  auch  aus  dem  W^esten 
und  Süden  ersieht  man,  wie  die  R(icksUlndigkeit  dieser  Völker 
selbst  in  den  dringendsten  Bedürfnissen  keinen 
Wandel  zu  schaffen  imstande  ist.  Und  das  ist  nicht 
m  i  n  d  e  r  e  h  a  r  a  k  t  e  r  i  s  t  i  is  c  h ,  dafs  selbst  die  in  dieser  Be- 
Ziehung  Ärmsten  und  Elendsten  die  Bemalung  ihres  Körpers^ 
und  oft  eine  reichliche,  nicht  vergessen,  so  dafs 
ebenso  allgemein ,  wie  die  Unzulänglichkeit  der  notwendigen 
Kleidung,  die  Verbreitung  des  überflüssigen  Schmuckes  ist, 
und  Martin  mit  Kecht  von  den  W^estaustraliern  sagen  kann: 
^Wbs  sie  tragen,  ist  mehr  Schmuck,  als  Kleidung,"*  Nichts  ist 
bezeichnender  für  den  Leichtsinn,  die  Sorglosigkeit,  das  in 
den  Tag  hineiideben  der  Naturmenschen,  als  dieses  Mifs- 
verhaltnis  zwischen  Schmuck  und  Kleid,  Luxus  und  Not- 
wendigkeit^.'* 

W^ir  können  schon  jetzt  auf  Orund  des  Gesagten  unsere 
wilden  Brüder  gegen  den  Vorwurf  des  Leichtsinns  in  Schutz 
nehmen.  Nicht  Leichtsinn  ist  der  Grund  dieses  Mifs Verhält- 
nissen» zwischen  Schmuck  und  Kleid,  zwischen  dem  Notwendigen 
und  dem  Luxus,  sondern  hier  ist  das  (Jesetz  der  Entwicklung 
der  Bedürfnisse  ausschlaggebend,  das  durch  die  ganze  Natur 
ded  Mensclien  begründet  ist.  Die  bessere  Ausnutzung  der 
türlichen  Kräfte  und  (gegenstände  für  die  feinere  und 
icherere,  vollkommenere  Lebenshaltung  des  Menschen  mufs 
»t  allmählich  entdeckt  und  gelernt  werden.    Dagegen  gehört 

Streben    nach  Geltung   und    Auszeiehnung,    das    sicli    im 


'  LipiuTt  a.  H,  O,    S.  ITrt. 

^  Völkerkunde.    2.  Bd.     1B86.    8.  37,  «8. 


56  XIX  4. 

Hange  nach  Schmuck  manifestiert,  zum  Wesen  der  mensch- 
lichen Natur  und  äufäert  sich  daher  instinktiv,  wie  alle  anderen 
natürlichen  Triebe  der  menschlichen  JSeelc,  schon  auf  der 
all  erprimitivsten  »Stufe  der  menschlichen  Entwicklung. 

Übrigens  können  wir  dasselbe  Mirsverhältnis  zwischen 
Luxuä  und  Notwendigkeit  gewissermafsen  auch  in  dem  modemeo 
Gesellschaftsleben  der  europäischen  Kulturvölker    beobachten. 

Wohl  fast  sämtliche  Klassen  der  Kulturvölker  würden. 
vor  das  Dilemma  gestellt ,  entweder  auf  die  ExistenzbedOrf- 
uisse  oder  auf  die  rangscheidenden  Bedürfnisse  Verzicht  xu 
leisten,  ohne  Zögern  die  ersteren  aufgeben. 

Die  Emigranten  z.  B.  aus  der  Zeit  der  französischen 
Revolution,  oft  Leute  aus  dem  höchsten  Adel,  welche  in  Übe^ 
flufs  und  Üppigkeit  grofs  geworden  waren,  litten  lieber  Hunger. 
als  dafs  sie  auf  ein  vornehmes  Äufsere  verzichtet  hätten,  und 
mancher  Thaler  ist  schon  für  Trinkgeld  verwandt  worden,  den 
der  Besitzer  im  stillen  gern  für  eine  gute  Mahlzeit  ausgegeben 
hätte.  Dasselbe  finden  wir  bei  unbemittelten  Adeligen  noch 
oft  genug,  und  der  knapp  besoldete  Beamte  mit  vornehmem 
Titel,  der  auf  den  Umgang  mit  lauter  vermögenden  Leuten 
angewiesen  ist,  läfst  sich  lieber  alles  andere  entgehen,  am 
nicht  auf  die  Repräsentation  verzichten  zu  müssen.  Fr.  A. 
Lange,  von  dem  wir  diese  Stelle  entnehmen,  fügt  mit  Recht 
hinzu:  ^Es  ist  über  allen  Zweifel  erhaben,  dafs  ein  solchei 
Festhalten  an  gewissen  Attributen  einer  höheren  Lebenshaltung 
etwas  Edles  und  Gutes  ist  in  dem  Stande,  welcher  nicht  meltf 
in  der  Lage  ist,  sich  über  andere  zu  erheben*." 

Schon  an  dem  Entwicklungsgang  des  Kleid ungsbedürfnisse«. 
das  mit  dem  menschlichen   Hang   zum  Schmuck    so    eng  ver- 
knüpft ist,  läfst  sich  die  Wirkung  des  socialen  Strebena   nach 
Geltung,    Rangabgrenzung     und    Betonung    der    bevorzugten 
Stellung   innerhalb    der   Gesellschaft  deutlich   erkennen.     Alle 
Anzeichen  sprechen  dafür,  dafs  der  Anstofs  zum  Anlegen  von 
Kleidungsstücken,  die  im  Anfange  mehr  dem  Schmuckbedürf 
nisse  als  irgend  welchen  nützlichen  Zwecken  dienten,  von  den 
Vornehmen     in    der    ])rimitiven    Gesellschaft,     zu     denen   die 
Stärkeren,    Alteren,    vielleicht   auch    die  Vernünftigeren,   ge- 
hörten, ausgegangen    ist.     Denn,    möge   die    primitive    Gesell- 
schaft  noch    so    klein   und   scheinbar    noch  so    undifferenziert 
gewesen    sein,  immer  befanden    sich   in  derselben    von    Katnr 
verschiedene    Elemente,    von   denen   die    Stärkeren     und  Ver- 
nünftigeren   die    rechtliche    und    wirtschaftliche    Leitung    der 
Gesellschaft  übernahmen   und    einen   groisen   EinfluTs    auf  die 
von  ihnen  geleiteten  Mitglieder  ausübten.    Erst  allniAhlich  ve^ 
breitete  sich  der  Gebrauch   von  Kleidern    auch  innerhalb  der 
übrigen,  mehr  oder   weniger   untergeordneten    Mitglieder   der 

>  Die  Arbeitorfrage.    5.  Aufl.     Winterthur  1894.     S.  165. 
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Gesellschaft;  und  zu  gleicher  Zeit  erkannten  allmählich  die 
Menschen  auch  den  Nützen  der  Kleidung,  den  Schutz  vor 
Killte ^  feuchtem  Wetter  etc.,  wodurch  ein  radikaler  Wechsel 
in  dem  Wesen  des  Klefdoiig^gehrauchs  eintreten  mnlste.  Zu 
fiieser  Veränderung  der  Bedeutung  der  Kleider  iin  mensch- 
lichen Leben  mag  auch  die  Aoswanelerung  dos  j>rimitiven 
Mensehen  nach  relativ  kälteren,  rauheren  Zonen  viel  beige- 
tragen haben.  Aber  dieser  Wechsel  im  Gebrauche  der 
Kleidung  verhinderte  es  nicht ^  dafs  dieselbe  auch  auf  den 
apätereti  Stufen  der  menschlichen  Kultur  nicht  aufgehört  hat, 
zu  gleicher  Zeit  nicht  nur  dem  Exi.stenzbediirfnis«e,  .sondern 
auch  den  äf>thetischon  und  socialen  Trieben  der  Menschen 
Genüge  zu  leisten.  Die  Kleider  haben  mehr  wie  alle  anderen 
wirtschaftliehen  Gebrauchsgegenstände  den  Menschen  als  Ab- 
sonderungszeichen der  verschiedenen  socialen  Ciruiipen  und 
Klassen  innerhalb  der  Gesellschaft  gedient,  und  die  allmähliche 
Differenzierung  der  menschlichen  Gesellschaft  fand  immer 
einen  entsprechenden  Ausdruck  in  der  Difterenzteruug  und 
Variierung  der  menschlichen  Kleidung  je  nach  Ständen, 
Klassen  etc. 

Bekannt  ist  ja  z,  B.,  dafs  fast  in  allen  Lfindern  der  Welt 
flie  Benutzung  und  Verbreitung  der  Seide  nur  in  ihrer  Eigen- 
»chaft  als  Gegenstand  des  Luxus  geöchah.  Trotzdem  tritt  seit 
längerer  Zeit  die  Seide  bei  den  Chinesen  als  ein  einfaches, 
wenn  auch  feineres  Bekleidungsmittel  auf.  Allerdings  war  in 
China  der  Gebrauch  der  Seide  schon  4nfiU  Jahre  v.  Chr.  be* 
kannt.  Dafs  die  Verbreitung  der  Seide  von  oben  herab  statt- 
fand, beweist  die  Thatsache,  dafd  nach  den  geschichtlichen 
Zeugnissen  manche  Kaiserinnen  als  wohlthiltige  Verbreiterinnen 
des  Seidengebrauches  einen  unvergefsliclien  Ruhm  sich  er- 
worben haben. 

Auch  die  Baumwolle  wurde  zuerst  nur  von  den  höheren 
Stilnden  gebraucht,  diente  also  anfangs  mehr  den  Absonderungs- 
zwecken der  Vornehmen,  als  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
des  Volkes*.  So  in  Indien.  —  Doch  wird  die  Baumwolle 
jetzt  in  den  meisten  Ländern  zur  Herstellung  der  allereinfachsten 
und  gewöhnlichsten  Alltagskleider  verwertet'-®. 

Auch  in  der  Entwicklung  des  Nahrungsbedürfnisses  giebt 
liauptsächlich    das   Streben    des   Menschen    nach    Geltung    und 


*  Siehe  H.  Grothe,  Hildor  u.  Studien  zur  Qesdiichte  der  Cndustrle 
ttnd  de«  Mft»clüii*"nweaeii9,     Herlin   IHTIL    S,  4t  u,  f. 

•  ^ Jedes!  Bedürfnis  er^rheint  zuerst  »Is  Luxus,  aofem  es  neu  i8t, 
Qber  diu  HergebrHchte  hinausgebt"     Sehmoller  a,  a.  O,  8.  27. 

■  lotert^^si^aDt  ist  die  eigentüinHcbe  Benutzung  des  Hanfes  bei  den 
SkTthen,  zur  Zeit^  jils^  nach  Herodoti  die  liriei'lit'ii  Äitm  ernten  Male  deren 
Helcannt^chaft  machten.  Sie  sebütteten  in  ihren  8t*hwitzbadezelten  die 
S*nienki>rner  auf  glühenile  Steine  und  heulten  von  Behagen  in  dem 
Quahae  derselben.     Lippert^  Kulturg.  id  Hanptät.  L    S.  125. 
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Auszeichnung  innerhalb  der  Gesellschaft  den  Anstofs  zur  Ve^ 
feinerung  und  Vervielfältigung  der  Nahrungsobjekte  und  ihr« 
Gebrauchsformen. 

Wir  haben  früher  gesehen,  dafs  die  Milch  ursprünglich 
keinen  Eingang  als  Nahrungsmittel  in  die  menschliche  Gesell- 
schaft zu  finden  vermochte.  Sie  fand  ihn  doch  schliefslich, 
und  zwar,  wie  es  anzunehmen  war,  als  Luxusartikel.  Die  von 
Lippert  mitgeteilten  Thatsachen  deuten  darauf  hin,  dafs  die 
Milch  zuerst  als  Luxusgegenstand  zur  Erheiterung  der  Vo^ 
nehmen  und  Edlen  diente;  erst  allmählich  durch  ihre  Vei^ 
breitung  auch  in  den  weniger  vornehmen,  respektive  nie- 
deren Ständen,  verlor  dieselbe  ihren  vornehmen  Charakter 
und  wurde  dadurch  zu  einem  alltäglichen  Nahrungsmittel  dei 
Volkes. 

„Wo  in  der  That**  —  erzählt  uns  Lippert  —  ^der  Genab 
der  Milch  vorzugsweise  zu  Hause  war,  das  war  Vorderindien; 
der  Brahmane  daselbst  ist  der  eigentliche  Milch- 
esser: gesottene  süfse  Milch  geniefst  und  preist  er  su  allen 
Zeiten." 

Aber  in  dieser  Gestalt  tritt  die  Milch  relativ  spät  in  der 
Reihe  der  Nahrungsmittel,  selbst  des  vornehmen  Brahmioen, 
auf.  Sie  hatte  zuerst  eine  Reihe  von  Entwicklungstufen  n 
durchlaufen,  bis  sie  ihre  Nahrungseigenschaften  dem  Menschen 
entdeckte. 

„Nach  Indien  kamen  die  Arier  von  den  Hochsteppen 
Asiens  als  Reiter-Nomaden.  Und  diese  wufsten  nur  einige 
Stuten  zu  melken  und  sich  deren  Milch  zu  bedienen.  Selbit- 
versUlndlich  war  die  geschätzte  Stutenmilch  keineswegs  ein 
volkstümliches  Nahrungsmittel,  sondern  wie  dem  Zulu  der 
säuerliche  Molkcnsaft,  ein  nur  Reichen  zugängliches  Grenufi- 
mitteP." 

Eine  Reihe  von  Thatsachen  spricht  dafür,  dafs  die  meisten 
jetzt  volkstümlichen  Nahrungsmittel,  die  Getreideprodukte  nicht 
ausgeschlossen,  ursprünglich  Luxusgegenstände  und  vo^ng^ 
weise  für  die  höheren  Stände  bestimmt  waren. 

Bei  den  Negern  der  Sierra  Leone-Küste  wird  ans  der 
Jamswurzel  und  der  Cassava  eine  Art  Mehl  gewonnen,  du 
mehr  zum  höheren  Gcnufs  und  zum  Getränk,  als  zu  eigent- 
lichen Nahrungszwecken  dient  ^. 

Besonders  bei  den  alten  Ägyptern  erscheint  das  Getrdde 
brot  zuerst  als  Nahrungsmittel  der  Vornehmen. 

«Die  Nahrung  der  alten  Ägypter  —  erzählt  uns  Q.  Klemm  - 
war  nach  den  verschiedenen  Ständen,  in  welche  sie  geteüt 
waren,  verschieden  ....     Die  Sumpfgewächse  waren,  wie  bei 

1  Sioho  Lippert  a.  u.  0.  S.  12—16. 

-  Vorgl.  Kloinm,  Allgemeine  Knlturgesch.  der  Menschheit.  K4  lU. 
S.  231~2:J2. 
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len    alten    Mexikanern,  vorzugsweiae  Nahningsmittel    für    die 

lerc  Kla^ido^  welche  nächötdem   auch  Knobhiuclu    Zwiebeln, 

lürbi^frtichte,  Melonen   und  Gurken,  dann  Durrah  und  Datteln 

3uuis       Eine    Speise    der    Gemeinen    waren   jedenfalls    auch 

ie  Fische. 

Dagegen    waren    die  Nahrungsmittel   der   höheren    Stünde 
aieht  »Hein  reichlicher  und  nahrhafter,  sondern  auch  kiinstlicher 
^_und    schmackhafter    zubereitet.      Da«    Lieblingsgericht,    Rind- 
^bnd  Gänsefleisch,  war    vorzugsweise   den    Priestern    bestimmt 
^■)as    Brot    der   Vornehmen    wurde    aus    WeLzen    gebacken '. 
H|, Gerste    und  -Weizen     -    meint    auch    Lipjiert    —    finden    im 
^ägyptischen  Kulte  älterer  Zeit   eine  Verwendung,    die   sie   ala 
frühzeitig»    zweifellos  gleichzeitig    mit   der   roten   Rasse    einge- 
bürgert   erkennen    läl'st;   gleichzeitig    zeigen    viele   Umstände, 
dafs  sie  neben  anderen  Früchttm  des  Landes  nicht  ohne  einen 

fewissen    Grad    der  Vornehmheit    auftraten.      Der    Flora    des 
landes  gehörten  sie  nie  an^.'' 

Beinalie  alle  nicht  ganz  rohen  V^ölker   verwendeten   ihren 
HauptnahrnngSötofF  zur  Bereitung  von  Luxusge tränken,  so  die 
I     Inder  den  Reis,  die  Mexikaner   den  Mais,    die  Afrikaner   die 
■Ignauren Wurzel,  die  Slavon  ihren   Roggen  etc.®. 
^m        Alle  diese  Thatsachen  rechtfertigen  die  Annahme,  dafs  ein 
Herofser    Teil    der    Nahrungsmittel    bei    ihrer    Entstehung    den 
^LuxuBbedürfnissen  der  Bevorzugten  diente,  vielleicht  nicht  ein- 
mal als  vornehme  Nahrungs-^  sontlern  vielmehr  rU  Mittel  zur 
Bereitung  von  Getränken  verwendet  wurde.    Es  bedurfte  einer 
langen    Reihe  von  Jahren,    bis   allmählich  auch    die   niederen 
Schichten    der  Gesellschaft  ihren    Gebrauch    sich    aneigneten. 
Dieses  Herabsinken  in  die  niederen  Schichten  der  Gesellschaft^ 
in    die   Sphäre   der  Armut,   verlieh   ihnen    erst  ihren    wahren 
I      Wert  als  Nahrungsmittel  und  verdrängte  alle  früheren,  haupt- 
ßächlicb  der  Ruhmsucht  dienenden  Gebrauchsformen*. 

Manche  Thatsachen  sprechen  wiederum  dafür,  dafs  auch  die 

Metalh*   zuerst  ab  Lux usgegen stände   aufkamen^    später  auch 

aU  Waffen ,  aber  auch  diese  zuerst  am  wahrscheinlichsten    als 

aaszeichnende  Waffen»    die    nur   den   Reichen   und    Mächtigen 

zugänglich    waren*     Schon   die    Reihenfolge   ihres    Erscheinens 

^apricht  für  diese  Annahme,     Zuerst   erschien   das  Gold,    dann 

^■^rst  Kupfer  und  schliefsHch  die    nützlichsten    Metalle:    Bronee 

^■ttnd  Eisen,     Schon  die  grofsen  Schwierigkeiten,   mit   welchen 

^PSafi  Erzschmelz  verfahren  verbunden  war,  die  winzigen  Qnanti- 

litten^  die   zuerst   zur  Verfügung    der  Menschen    standen,    der 

irtiliere  Gebrauch  des  Kupfers  und  Eisens  als  Geld  im  Handels- 


'  A,  a.  (h  Bd.  V.  S.  259-60, 

■  Kuhiirgcsrhiehte  in  ilirom  orgaoii sehen  Aufbau. 

*  VergL  Klemm  a.  a,  U.  Bd.  in.  8,  239— 4L 

*  Vergl.  Rusclier  a.  a.  0.    üd,  I,    §  231. 
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v(!rkelir,  wo  zuerst  nur  Gegenstände  des  Luxus  cirkulieit 
haben,  lassen  den  Schlufs  ziehen,  dafs  diese  Metalle  in  ihrem 
ursprünglichen  Gebrauch  Luxusgegenstände  waren*. 

Wir  wollen  zuletzt  nicht  unerwähnt  lassen,  dafs  eine 
ganze  Reihe  von  wirtschaftlichen  Gebrauchsmittcln  denprimitiTa 
Völkern  durch  den  schon  sehr  früh  entstandenen  Handel  vt 
gUnglich  gemacht  wurde.  Nun  ist  aber  geschichtlich  festgestellt, 
dafs  weder  bei  den  antiken  Völkern,  noch  sogar  im  frtthera 
Mittelalter  die  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfes  einem  r^ 
niäfsigen  Austausch  unterlagen.  Seltene  Naturprodukte,  ge- 
werbliche Erzeugnisse  von  hohem  specifischen  Wert  bildet» 
die  wenigen  Handelsartikel  der  antiken  Welt.  Und  doch  gingen 
diese  so  teuer  bezahlten  Gegenstände  schliefslich  in  den  Volb- 
konsum  über,  z.  B.  im  Altertum  Bernstein,  MetallgefilUe. 
keramische  Erzeugnisse,  Gewürze  und  Salben,  im  Mittelalter 
Wein,  Salz,  getrocknete  Fische,  Wollenzeug  etc.*. 


Das  Streben  nach  aaszeichnender  Thfitigkeit. 

Das  Streben  nach  Macht  äufsert  sich  nicht  nur  im  Ver 
l)rauch  der  Objekte,  sondern  auch  in  der  menschlichen  Thitig- 
keit  an  sich.  Der  Mensch  sucht  nicht  nur  in  der  Art  und 
Weise,  wie  er  seine  Bedürfnisse  befriedigt,  sondern  auch  in 
den  Aulserungsformen  seiner  Thätigkeit  seine  Macht,  seine 
lieltuii};  in  der  Gesellschaft  mit  möglichstem  Nachdruck  n 
l)ot«>nen.  Er  hän^t  ilaher  mit  Vorliebe  an  solchen  Thätigkeitf- 
arten,  die  ilim  Anerkennung  und  Achtung  in  den  Augen  der 
übriiTon  Mitirlioder  der  Gesellschaft  verschaffen  können,  selbst 
dann,  wenn  diese  Thätigkeit  an  sich  keinen  wirtschaftlichen 
Nutzen  bedingt. 

Kine  absondernde,  auszeichnende  Thätigkeit  unterscheidet 
jiioli  wesentlivh  von  der  freien,  sogenannten  ästhetischen  Thiti£- 
keil  vles  MonsohiMi  und  steht,  eben  durch  diesen  Unterschied, 
der  wirtsohaftliolien  Arbeit  nahe.  Daher  erklärt  es  sich,  di6 
diese  .\rt  Thätickeit.  welche  ihrer  eigentlichen  Natur  nick 
uv.w  irtsoh.'ittlioh  ist,  da  sie  einzig  und  allein  die  Anerkennung 
.'.v.^l  Aiis.-oiohv.uv.c.  t^h!:e  i«Hie  wirtschaftliche  Rücksicht,  n 
linv.v.  /.wovk.»  h:u,  sich  deimooh  unter  Umständen  sehr  leicht 

,;'/  \v.r:>vii:it":l'\'!io  Thätigkeit  verwandeln  konnte.  Die 
tVi  ..*  r.  .;:\;:xo':  tliiv.:,  wie  wir  wissen,  sich  selbst  zum  Zweck 
;;r  .•  :  .,:  ';v.\v.  iiruv..:  :::  ^;or  Notwendigkeit  der  Auslösung  der 
k'.:./:  >. .  .  ••    V'v.o-.iif.    .:.:^   sich  in   verschiedenen   Centren  d« 

N    ^      .   .     W     :     .„       -r:'.r..*.r::*   i- Kuiistjfeschichte.  Bd.1.  S.o. 
\  .   .;     -x   :i  .    .    Ä    .*  '  •    V  >l  *    Verjl.  auch  Schmoller,  Grund- 
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Gehirns  und  der  übrigen  Bestandteile  des  menschlichen  Körpers 
von  Zeit  zu  Zeit  auzüsamiiieln  pflegt;  sie  äulsert  sich  daher  in 
leichten,  auf  sämtliche  Teile  des  Organismus  entsprechend 
verteilten  Bewegungen,  Sie  verträgt  daher  auch  keine  in  be- 
stimmten Teilen  des  Geistes  und  Körpers  koncentnerte 
Thätigkeit,  die  über  das  Mafs  der  angesammelten  Energie 
hinausgeht.  Diejenige  Thätigkeit  dagegen,  der  ein  öocialeÄ 
Motiv,  und  zwar  das  Streben,  zu  imponieren,  Eindruck  zu 
machen  auf  die  menschliche  Umgebung,  zu  Grunde  liegt,  hat 
ihr«in  Zweck  eben  nicht  in  sich  selbst,  vertrügt  sieb  daher  sehr 
gut  mit  einer  Koncentration  der  geistigen  und  kör}>erlichen 
Krilfte,  sie  setzt  ja  gerade  eine  besondere  Anstrengung  voraus, 
da  diese  Anstrengung  ein  Zeichen  der  physischen,  respektive 
der  geistigen  Macht  und  Stärke  bietet,  welclie  Anerkennung 
und  Bewunderung  hervorruft.  Dadurch  nähert  sich  diese  auf 
socialen  Motiven  beruhende  Thiitigkeit  einer  wirtschaftlichen 
Leistung,  in  welcher  die  K^ncentration  der  körperlichen  und 
geistigen  Bewegungen  eines  der  wesentlichen  Merkmale  aus- 
macht 

Allerdings  unterscheidet  sich  die  auszeichnende  Thätigkeit 
ron  der  eigentlichen  wirtschaftlichen  Arbeit  dadurch^  dafs  die 
rstere  keinem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  diente  sondern  eben 
lur  dem  Streben,  bei  Seinesgleichen  Ruhm,  Anerkennung, 
lewunderung  hervorzurufen.  Dies  aber  scldierst  doch  nicht 
lus,  dafs  als  Resultat  einer  solchen  Thiitigkeit  in  manchen 
TÄÜen  auch  ein  wirtschaftlicher  Erfolg  sich  einstellt.  Dann 
iber  verwandelt  sich  diese  Thätigkeit,  ohne  dafs  der  Mensch  das 
vorauszusehen  brauchte,  in  eine  wirtschaftliche  Leistung.  — 
Ein  sehr  Charakter is^tischcs  Beispiel  liefert  uns  in  dieser  Be- 
ziehung die  Zähmung  und  Züchtung  der  wilden  Tiere  und 
Vögel 

Manche  Kulturhistoriker  behaupten,  dafa  das  ursprüngliche 
>Iotiv  zur  Domestikation  der  Tiere  in  der  Freude  lag,  die  der 
Mensch  an  den  Bewegungen  oder  dem  Farbenspiele  ver- 
schiedener Tiere  cnipHndet,  und  in  der  Vorliebe,  mit  solchen 
Tieren  sich  gleichsam  schmuckweise  zu  umgebend  Schon  in 
diesem  Motiv  sehen  wir  das  sociale  Moment  hervortreten,  da 
doch  das  Schmuckbedürfnis,  wie  wir  schon  wissen,  auf  dem 
Streben  nach  Geltung  beruht.  Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen, 
dafs  wir  es  auch  hier  *,mit  dem  Bedürfnisse  zu  thun  haben, 
einen  Geikhrten  zu  haben,  an  dem  man  alle  Launen  der  Zärt- 
lichkeit und  Grausamkeit  auslassen  kann"-,  das  würde  aber 
mit  anderen  Worten  heifsen,  dafs  wir  hier  ein  Streben  nach 
Macht  vor  uns  haben,  das  sich  wenigstens  in  Beziehung  2U 
den    Tieren   Geltung   zu  verschaffen    sucht.      Oft  aber  suchte 

'  VergU  Lippert,  Kultiirgeecliiclite  in  ihrem  org.  Aufbau  I.  8.  485. 
«  VergL  £d.  Hahn  a.  a.  O.  S.  28—29. 
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der  Mensch  mittels  der  gezähmten  Tiere  die  Bewunderung  und 
Anerkennung  der  menschlichen  Umgebung  zu  erringen.  Wir 
haben  in  der  Geschichte  der  Zähmung  solche  Thatsachen  n 
verzeichnen^  die  ganz  deutlich  den  Wunsch,  zu  imponieren,  ack 
hervorzuthun,  verraten.  Nicht  nur  am  Hofe  des  Nego«  vm 
Abessinicn  wurden  zahme  Löwen  gehalten,  wir  finden  m 
wiederholt  auf  ägyptischen  und  assyrischen  Denkmälern  in 
Begleitung  der  Könige.  „Das  Wesentliche  bei  dieser  Zfthmon)? 
war  jedenfalls  die  ganz  aufserord entliche  seltene  Auszeichniitfi 
die  sich  ein  Mensch  durch  den  Besitz  solcher  Tiere  erwiit^ 
der  schreckhafte  Eindruck ,  den  sie  zu  Gunsten  ihres  Hem 
auf  die  Menge  machen  mufsten,  also  ganz  dasselbe  Modt. 
welches  die  Entwicklung  des  Schmuckes  in  Bewegung  setzte*.* 

Da  die  Zähmung  des  Hundes  sehr  weit  in  der  Urgeschickie 
der  Menschen  zurllckliegt ,  da  der  Hund  —  wie  Hahn  aA 
geistreich  ausdrückt  —  „so  alt  als  Oenosse  des  Menseben,  ib 
Haustier  auftritt,  dafs  er  dem  Haus  bedeutend  vorausg^nn 
ist",  so  ist  jede  Spur  von  der  Geschichte  seiner  ursprüngüdiei 
Zähmung  vollständig  verschwunden.  Jetzt  scheint  uns  dieiff 
Anscliluts  des  Hundes  an  den  Menschen  als  etwas  NatürÜcb« 
und  manche  Gelehrten  glauben  annehmen  zu  können,  der  Huai 
habe  von  selbst  die  Gesellschaft  des  Mensehen  gesncht'. 
Trotzdem  würde  es  am  wahrscheinlichsten  sein,  dafs  auch  die 
Zähmung  des  Hundes  zuerst  als  ein  Zeichen  der  Vomehmkit 
galt,  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  der  gezähmte  Hm' 
einen  imponierenden  Eindruck  auf  die  Menge  machte,  di  wir 
denselben  auf  den  ägyptischen  Denkmälern  gleicherweise  wie 
den  Löwen  in  dor  Begleitung  der  Könige  finden,  stet«  näet' 
dings  unter  dem  Thronsessel  des  Königs.  Vielleicht  bcnb 
diese  imj)onierende  Eigenschaft  des  Hundes  auf  irgend  «oer 
Auffassung  des  Kultes,  aber  immerhin  zeigt  ja  diese  seine  b^ 
ständige  Begleitung  der  Könige,  dafs  der  Hund  eine  l»ke 
Bedeutung  hatte  und  die  Vornehmheit  seines  Besitzers  ken- 
zeichnete^. 

Die  frühe  Zilhnumg  des  Hundes  hat  schon  sehr  zeitig  a 
der  Entdeckung  seiner  nützlichen  Eigenschaften  gefUhrt und Mse 
Zähmung  verallgemeinert;  und  so  sank  der  vornehme  Houd 
zu  der  Stufe  eines  gewöhnlichen  Tieres  herab. 

Nachdem  andere  nützliche  Eigenschaften  des  Hundes  iB- 
mählich  erkannt  worden  waren,  wurde  derselbe  als  Jagdhnni 
oder  als  Hüter  der  Horden  verwendet,  verlor  allmählich  »eine 
Eigenschaft  als  Nahrungsmitt(4,  behielt  aber  seine  anders 
nützlichen  Eigenschaften  bei  und  blieb  in  der  Gesellschaft  d« 
Manschen. 


'"  V«'r;:l.  V.  I>:i»r.  Stuilicn  ans  dorn  Gebiete  der  KaturwiBMiKcbift' 
2.  T»:m1.    (S.  Prt.T-lmr^r  ls7«i.)    S.  l>i>-l>6. 

«  Wrjrl.  z.  H.  E.i.  Il.ilin  a.  a.  O.   S.  60-61. 
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Ea  ist  ferner  mit  Waljrschemlichkeit  anzunehmeD,  dafs  die 
iteu  Luattiere,  so  z.  B,  der  Esel,  xiierst  zum  Reiten  dienton ; 
Reiten  aber  galt  ab  Zeichen  der  Vorne  lim  he  it.  Es  war 
li  biblischem  Zeugnis  der  Stolz  eines  patriarcljalischeu 
lilienhaupt»'is,  alle  seine  Söhne  auf  Eaeln  beritten  zn  aehen. 
Erst  dort,  wo  das  stolze  Rufs  den  Esel  aus  der  Herren* 
Bellaehaft  verdrängt  hatte^  sank  auch  der  Esel  zum  Lasttier 
rab  und  verlor  «eine  vornehme  Bedeutung  ^ 

Die    Zähmung    mancher    Tiere,    hauptsäclilich    aber    ihre 

icht.  läfst  sich  auch  auf  den  Einflufs  des  Kulteö  zurückfnhren, 

kd  das  religiöse  Motiv  läfst  aich   bei    der  Zähmung    mancher 

pre^  die  als  heilige  Tiere  in  die  Gesellschaft  Eingang  fanden, 

Itstellen*      Dennoch    würde   das   religiöse  Motiv  an    sich   für 

endgültige   Lösung   des   Entwicklungsproblems   in  keinem 

He  sich  eignen.     Der  Kult  und  die  Religion  hatten  zu  jeder 

pit    einen    EinHufs   auf  das    menschliche    Leben,    aber    nicht 

im  er  äufserte  sich  derselbe  für  die  menschliche  Entwicklung 

förderndes   Moment,    vichnehr    sehr    oft    als    eine    Fessel. 

I^Brade  die  Religion  tritt  nicht   «elten    im   socialen    Leben    als 

äufserst    konservative    Macht    auf,    die    sämtliche    über- 

imenen    und    traditionellen    Formen    des    materiellen    und 

fcgiitigen  Lebens  schützt^  jeder  Neuerung  aber,  jeder  prf>gi'essiven 

Indcnz  sowohl  im  üenuase  wie  in  d^^r  Arbeit  mit  aller  Gewalt 

gegenwirkt, 

Speciell    bezüglich    der   wirtschaftlichen   Ausnutzung   und 

rwendung  der  Haustiere  konnte  der  Kult  sich  als  ein  grofses 

&nimnis  herausstellen;  es  war  dies  ganz  unabhängig  von  der 

liatsaehe,  dafs  dieser  Kult  Äuerst  den  Anstofs   zur  Zähmung 

Zucht  gegeben  hatte.     Denn  hatte  einmal    die  Kunst   der 

Ihmung    und    Züchtung   der    Tiere    als    eine    religiöse   Ver- 

tfchtung  sich  in    der  Gesellschaft   eingeführt,    hatten    erst   die 

fcähnUen  bezw.  gezüchteten   als    heilige    und   für   die    Götter 

stimmte  Wesen  die  Verehrung  der  Menschten  hervorgerufen, 

entstand   die  Gewohnheit    und   die  Sitte,  jede   Entweihung 

lieiligen    Gebräuche    des    Kultes,   jede    Verwendung    der 

biligen  Tiere  zu  rein  wirtschaftlichen  Zwecken  als  ein  laster- 

ftea  und   verbrecherisches  Thun    zu    brandmarken ,    das   mit 

&n  der  Geselüschaft  zur  Verfügung  stehenden  Machtmitteln 

rhindert  und  bestraft  werden  mufste.    Es  mufsten  also  andere 


'  Dafs  die  Viehzucht  auch  nach  ihrer  Verbreitung  im  Volke  und 

irandhing  in  einen  der  Hauptzweige  der  wirt^chafthcheti  Thafigkeit 

Menschen  ihren  vornehmen  Charakter  zum  Teil  noch  behält,  beweist 

Vorhalte«   mancher  Hirteuvfdker  äu  derselben.     Die   Kaffernvidker 

Iten  z.  B.  die  Viehzucht  wie  jede  Besehäftignngf  die  mit  ihr  zu?*iimmen* 

1^  (js.  B.  da«  Melken,  da;*  Schlachten^  die  Bearbeitung  der  Felle  etc.), 

bt  Bowohl  für  eine    PHicbt,    aU   für  ein   Recht   de»  mäniiliehen   Ge- 

chteB,  welches  den  verachteten  Weibern  nicht  zusiteht.     Der  Frau 

ftoear   bei   schwerer  Strafe  verboten,   den  Viehkral  zu  betreten, 

Llitscnke,  Ethnographie  Nordafirikaa.    S.  190,  204,; 
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sociale  Mächte  hlDzukommen ,  die  die  negative  AVirkung  des 
Kultes  aufhoben  und  die  2jühmung,  resp.  die  Zucht  in  die 
Sphäre  der  rein  wirtschaftlichen  Thätigkeit  der  Menschen 
hinüberleiteten. 

Aber  noch  ein  zweites  Moment  dürfen  wir  nicht  aulser 
acht  lassen.  Die  innerhalb  der  Gesellschaft  sich  ausbildende 
Arbeitsteilung,  die  wiederum,  wie  wir  später  sehen  werden, 
auf  demselben  Princip  des  Strebens  nach  Macht  beruht,  hatte 
zur  Folge,  dafs  die  Pflege  des  Kultes  einer  bestimmten  gesell- 
schaftlichen Klasse,  z.  B.  dem  Priestertum,  anvertraut  wurde» 
dadurch  aber  verkörperte  diese  Klasse  im  vollsten  Sinne  dei 
Wortes  die  Autorität  der  Gottheit  und  gewann  durch  dieselbe 
eine  grofse  sociale  Macht,  damit  aber  auch  eine  erhebliche 
kulturgeschichtliche  Bedeutung.  Diese  Be<leutung  hat  du 
Priestertum  eben  durch  seine  wirkliche  sociale  Machtstellong 
in  der  primitiven  GcUschaft  erreichen  können,  nicht  aber  durrh 
die  Religion  an  sich  ^  Dazu  müssen  wir  noch  bemerken,  difi. 
wenn  auch  das  religiöse  Gefühl  an  sich  vielleicht  auf  einer 
heiligen  und  dunklen  Ahnung  und  Erfassung  der  allerhöchsten 
Macht,  —  die  sich  sowohl  im  Menschen  selbst,  wie  auch  io 
dem  denselben  umgebenden  Weltall  zu  offenbaren  scheint.  — 
beruht,  so  doch  in  <len  Beziehungen  des  Menschen  zu  dieser 
Allmacht  sich  wiederum  das  IStreben  nach  Macht  ftufsert.  Der 
Mensch  unterwirft  sich  dieser  göttlichen  Allmacht,  um  in  ibr 
eine  Stütze  zu  finden,  aus  ihr  eine  gewisse  Macht,  Seelenruhe 
und  Zuversiebt  zu  schöpfen,  die  iVir  die  Entwicklung  der  Per 
sönliehkeit  von  gröfster  Bedeutung  ist. 

Was  die  Bodenkultur  anbetrifft,  so  litfst  sich  nicht  mi: 
r»estinHntlieit  feststellen,  in  welchem  Mafse  das  sociale  Moment, 
das  Streben  der  einzelnen  nach  Anerkennung  und  Bewunderung 
siMtens  der  Gesell scliaft,  zur  EntsU.»hung  höherer  Formen  d» 
Landbaues  beigetragen  haben  mag.  Es  lÄfst  sich  dagegen  lijt 
mit  Bestimmtheit  annehmen,  dafs  auf  der  allerfrUhesten  Kultur- 
stufe der  Landbau  und  die  damit  eng  verbundenen  Thätig- 
keiten  ganz  und  ^^*lr  den  schwächeren    Elementen    der  GeseO- 

'  Das  Pri«*sti'rtiiin  liat  zuerst  die  Schätze  der  ^toten  Hand*,  ^* 
i'istr  Kai»italssiniinluii.ir  <Iit  Urzeit,  derselben  t>ntri«8en  und  j*ie  d« 
Ltheii  ziirfu'kp'frilirt.  «Sowi«»  der  |iri est erl lohe  Totenanwalt.  sein  Lei« 
im  InftTos^e  drs  Totrii  fristend,  mit  ilicsem  die  Schätze  und  Gennfr- 
initti'l  d.'s  Kultus  tfilt»'.  so  b»»iraiin  dif  übi»rlebendf  Welt  dem  Gebnadw 
uiu'h  dit'  hiiitorlf^toii  Srhätze  mit  dem  Kulte  zu  teilen:  sie  celui^fte 
fortan  in  di'U  Itositz  eines  Ka])itaN.  das  auf  einem  seltsamen  Umvep' 
iresrliartVn.  nur  als  Li>bensausstattuni;  jüngerer  Geschlechter  veni'^iHW 
wnnle.-     ;Lipj>«»rt  a.  a.  O.  S.  ;i3  ffj 

Die  eijrentlirhe  Sanimlunp  von  Vonraten  pinc  also  aus  NachahmUBC 
dt'T  ln*»h«T»-u  Klas-ien  hervor.  Die  Vnrratssammlunfir  der  Hohen  w 
\'nrnelinien  >irhrrfe  rben  denselben  ihre  Macht  und  hevorzugte  StcUuK 
in  der  (ie^fllsehaü.  Mit  and«Ten  Worten:  Den  Anstofs  zum  Ab- 
leiT'-n  wirtsihaftlirlur  Vorräte  paben  witHJenim  die  Ilühereu  und  Vor 
nehmen. 
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Schaft,  den  Weibern^  Kindern  und  04 reisen  aufgebürdet  wurde, 
während  die  Männer  sieh  mehr  mit  Jagd,  Krieg  utid  freien 
Spielen  beschäftigten,  den  Landbau  aber  als  des  Mannes  un- 
würdige BcHebäfiigung  betraehteten.  Allein  diese  Thatsaehe 
achliefst  die  Möglichkeit  nicht  aus,  dafi^  jedesmal,  wenn  ein 
neues  Bodenprodukt  in  die  primitive  Gesellachaft  Eingang  fand, 
dasselbe  ala  ein  Luxusobjekt  galt.  Da  es  nun  au  seiner  Her- 
«iellung  eine  neue,  ihm  angemessene  Form  de«  Landbaues  %'er- 
lan^e,  so  wurde  öfters  seine  Pflege  eine  Zeit  lang  als  eine  vornehme 
und  auszeichnende  Beschäftigung  betrachtet,  die  gänzlich  in  den 
HÄnden  der  bevorzugten  Mitglieder  der  Gesellschaft  lag,  sodafs 
thatsächlich  manche  der  neu  auftretenden  Formen  der  Boden- 
kultur eine  Weile  dem  Streben  nach  Auszeichnung  und  Rang- 
Absonderung  völlig  entsprach  und  eben  diesem  Streben  ihre 
scliliersHche  Efnljtirgerung  im  wirtschaftlichen  Leben  zu  ver- 
danken hatte.  Wir  dürfen  niclit  vergessen ,  dafs  die  Boden- 
kultur eine  lange  Kedic  von  Veränderungen,  Umwälzimgen  und 
Verbesserungen  durchzumachen  hatte,  sowohl  bezüglich  der 
kultivierten  Prodidvtc,  aln  auch  der  technischen  Metlioden  zur 
Bebauung  des  Bodens.  In  der  Geschichte  der  Kultur  finden 
sich  nicht  wenig  Anhaltspunkte  dafür,  dafs  solche  Umwälzungen 
oft  auf  das  direkte  Eingreifen  der  Mächt  igen  zurückzuführen 
sind.  Der  Tabak  liefert  ein  sehr  clianikter istisches  Beispiel 
für  eine  solche  Art  der  Entwicklung  des  Landbaues.  ^Die 
Korana  in  Afrika  kennen  vom  ganzen  Ackerbau  nur  die 
Kultur  des  Tabaks,  und  nur  eben  dieser  war  da  und  dort 
imstande,  auch  den  Mann  für  die  Wertschätzung  des  Land- 
baues zu  gewinnen.  Der  Neger  am  oberen  Niger  rührt  nicht 
gern  Hand  und  Fufs,  aber  seinen  Tabak  pflegt  er  auf  regel- 
^  rechten  Beeten  und  läfst  sich  die  Mühe  nicht  verdriefsen,  ihn 
^Kweimal  am  Tage  zu  bcgi eisen'.'* 

^H  Aber  auch  der  entwickelt«!  .\ekerbau,  der  auf  der  Pflanzung 
^^on  Getreide  beruht,  seheint  im  Anfange  seiner  Entstehung 
^Rron  den  Vornehmen  ausgegangen  zu  sein.  Die  besonderen 
Feste  und  Feierlichkeiten»  die  den  Ackerbau  in  China  be- 
gleiten, scheinen  darauf  hinzudeuten,  dafs  derselbe  einst  eine 
attszeichnende  Beschäftigung  der  höheren  Stände  gewesen  sei. 
^Zu  Anfang  des  ?>üblings  feiert  der  Kaiser  das  Flurfest  unter 
Fasten,  Beten  und  allerlei  Ceremonien ;  er  zielit  mit  einem 
silbernen  Pfluge  auf  dem  seiner  eigenen  Ubhut  unterstellten 
Felde  einige  Furchen  und  gcniefst  zum  Schlüsse  ein  von  der 
Kaiserin  selbst  bereitetes  ländliches  MabM," 

Es  haben  sich  auch  Berichte  erhalten,  die  bezeugen,  dafs 
der  Landbau  einst  sich  der    besonderen  Aufsicht  der  Priester 


*  Lippert,  Kulturgeschictite  in  eiuzelneu  Haupttcilen  I.    8.  127. 

«  Wt»ber,  Allg.  Weltgeschichte,    ßd  I,  8.  60  f.    Vgl  auch  Klemm 
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erfreute,  was  auf  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Acke^ 
bau  und  dem  Kult  hinweist,  eine  Thatsache,  die  ebenfalls  anf 
den  vornehmen  Ursprung  des  Landbaues  schliefsen  läfst'. 

Eins  mufs  hier  noch  bemerkt  werden:  Gewisse  Formen 
der  Bodenkultur  mögen  bei  ihrer  Entstehung  noch  so  To^ 
nehm  erscheinen,  dies  wird  doch  nicht  verhindern,  dafs  in 
dem  Mafse,  wie  jede  neue  Form  der  Bodenkultur  sich  im 
Volke  zu  verbreiten  beginnt,  dieselbe  allmählich  ihre  hohe 
Bedeutung,  ihren  vornehmen  Charakter  zu  verlieren  anfilngt 
bis  schliefslich  die  höher  gestellten  Mitglieder  der  Gesellschaft 
auch  von  dieser  Bewirtschaftungsform  des  Bodens  sich  gini- 
lich  abwenden  und  dieselbe  den  unteren  Klassen,  resp.  den 
Skl9,von  überlassen,  um  mit  anderen,  freieren  Thätigkeiten 
ihre  Mufsestunden  auszufüllen^.  Später  werden  wir  noch 
Gelegenheit  haben,  auf  diesen  sehr  charakteristischen  Prozeb 
des  Landbaues  zurückzukommen,  nämlich  dort,  wo  wir  u 
beweisen  suchen,  dafs  die  wichtigsten  Formen  der  Boden- 
kultur, speciell  aber  der  Getreidebau,  auf  dem  oben  angedeuteten 
Wege  zustande  gekommen  sind®,  wobei  wir  auch  einen  zweiten 
Weg  der  Entwicklung  näher  ins  Auge  fassen  werden. 

4. 

Das  Streben  nach  Arbeits- Vergendan^. 

Wenn  auf  den  ersten  Stufen  der  Kultur,  innerhalb  einer 
noch  wonig  differenzierten  Gesellschaft  das  Streben  nach  Aufr 

>  Lavolcy<!-Büchor,   Das  Urei^entum.    (Leinzie   1876.)    S.  325-2fi. 

2  „Von  dorn  Angon])licke  an,  wo  die  ländlicnen  Arbeiten  dnirh 
KolontMi  und  L(M*])cig«*ue  ausjroführt  wurden,  wurde  der  Ackerbau  baU 
als  oinr  niedere  Hcscliäftigiing  betrachtet.  Die  reiehen  und  angesehenen 
Familien  entsrhhigen  sieli  desselben  gänzlich."  Laveleye- Bücher  a.  ä.  0. 
S.  42(). 

^  Der    im    Texte   geschilderte    P^ntwicklungsgaug   des    Landbaatv 
scheint  mit  (i<'r  in  Xationair>konomie  und  Kulturgeschichte  fast  allgcmebi 
anerkannten  Auffassung  von  dem  kommunistischen  Charakter  de»  Gnmd- 
ei;^entums  in  vollem  "\\  uh^spruch  zu  stehen.    Nach  diedcr  letzteren  An- 
narime    gilt  es   als  feststehend,   dafs  der  kollektivistische    Grundbefltz 
alh'in  die  geeignetste  Hesitzform   für  die  Entwicklung  des   AckerbaiH« 
sei,  (lalier  auch  durch  (Mue  lange  Reihe  von  Kultur])enoden  unancetaftet 
geblieben  sei  und.  in  d(^r  fJestalt  der  Feldgemeinsi'liaft,  auch   rar  eine 
sehr  hohl'  I^odenkultur  (Brenn-  und   Dreifelderwirtschaft^    aU  paMendf 
Besitzform  sich  erwiest^n  habe.     Der   kommunistische    Bodenbesitz,  der 
hauptsächlich  auf  d<»r  primitiven  Sippen-  und  Gen til Verfassung  benihL 
gewährt   ja   sämtlichen   Mitgliedern   der   einzelnen   Kommunen   gleiche 
Reclite,  es  kann  also  hier  von  Höheren  und  Niederen  keinn  Rede  söb. 
Un<l    di<*se    gleichberechtigte    Stellung   sämtlich«»r   Mitglieder    hinderte 
nicht     den     Landbau ,    grofse    Fortschritt«»     zu    machen.      Mir    ficbeiat 
jedoch,  dafs  diese  Auffassung  vom  goldenen  Zeitalter  des  Landbaues  aaf 
<'in<T   voreiligen   Verallgemeinerung   einer   au   sich  richtigen    Thatsacbf 
beruht,  welcir  letztere  bei  entsprecli ender  Einschränkung  und  Erklärung 
in   ein   ganz  anderes  Lirht  tritt,  und  den  von   mir  angenommenen   Enl- 
wicklungsgang  zu  bestätigen  geeignet  ist.    Doch  darüber  ap&ter. 
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seichnung,  nach  Geltung,  nach  Betonung  der  Rnngabstufüog, 
:ilof8  in  der  eigenartigen  Wahl  der  Objekte  der  Bedürfnia- 
aefriedigung  und  der  Auswallt  von  Thätigkeiten  sich  zu 
lufsern  suchte  —  so  zeigte  sich  mit  der  Entwicklung  und 
lohft deren  Ausprägung  der  socialen  Differenzierung  und  der 
jocialen  Gegensätze  dieses  Streben  nach  Geltung,  nach  Be- 
tonung der  Macht.,  in  einer  neuen,  scheinbar  sehr  unwirtschaft- 
ichen  Gestalt,  die  dennoch  fUr  die  menschliehe  Entwicklung 
^on  allergröfster  Bedeutung  war.  Diese  Äurserungstorm  des 
Machtbe wufstseins  war  —  d  i  e  V  e  r  g  e  u  d  u  n  g  der  m  e  n  s  c  !i  - 
liehen  Arbeit  —  wodurch  der  Vornehme ,  Gewaltige, 
Mächtige^  eben  am  markantesten  seine  Macht  über  die  Mit* 
menschen  beweisen  konnte,  ^Überhaupt,  bemerkt  F.  A.  Lange  \ 
ißt  die  Vergeudung  der  Arbeitskraft  das  eigentliche  Merkmal 
beim  Luxus,  wenn  man  nicht  die  einzelne  Person,  sondern  die 
Gesellschaft  ins  Auge  fafst/" 

Befriedigung  des  Maehtgefühls  und  Vergeudung  der 
Arbeitskraft  —  das  sind  die  charakteristischen  Merkmale  des 
Luxus  zu  gewissen  Zeiten,  und  diese  treten  unseren  Blicken 
überall  en^egen,  wo  das  Wesen  des  Luxus  in  seiner  ausge- 
prägtesten Gestalt,  klar  und  unverhllllt,  sich  uns  offenbart, 
1,  h*  eben  in  solchen  Momenten,  wu  der  Luxus  seine  höchste 
Entwieklungsforra  erreicht.     So  auch  bei  den  Riimern. 

„Der  Luxus  eines  Caligula  und  Nero  erhielt  seinen 
Bxceptionellen  Charakter  dadurch,  dals  er  eine  Dokumentation 
ihres  Allmachtaachwindels  war,  Hie  wollten  auch  hierin  die 
llberraenschliche  Macht  und  Gröfse  des  Cäsarentums,  den 
11  n  e  r  m  e  f  s  1  i  c  h  e n  Abstand  des  Welthcrrsehers  von  seinen 
[Jnterthanen  zur  Anschauung  bringen,  für  sie  sollte  es  keine 
Unmöglichkeit,  fü  r  i  h  rcn  \V  i  II  en  kei  n  e  Schranke  geben* 
In  diesem  Sinne  liefs  Oaügula  im  Meer  während  4les  Sturmes 
Bauten  aufführen  und  verprafste  den  Tribut  dreier  Provinzen 
[10  Millionen  Sesterzen)  an  einem  Tage;  in  diesem  Sinne  unter- 
labmen  er  und  Nero  es  bei  ihren  Festen,  in  ihren  Pracht- 
fchiffen  und  Palästen»  die  Träume  einer  ausschweifenden  Phan- 

r'e  zu  verwirklichen  -." 
Die  Verschwender  —  sagt  Seneca  —  streben  darnach,  ihr 
Leben  fortwührend  zum  Gegenstand  des  Gespräches 
SU  machen.  BKr'ibt  ihr  Thun  und  Treiben  verschwiegen,  so 
glauben  sie  ihre  Mühe  verloren  zu  haben  ...  So  oft  etwas, 
WUB  sie  thun,  dem  Gerücht  entgeht,  sind  sie  mifsvergnügt  .  .  . 
Sa  gentigt  nicht  üppig  zu  leben^  man  mufs  es  in  auf- 
'al  1  e  n  d  e  r  W  eise  t  h  u  n. 

Dasselbe  läfst  sieh  durch  mehrere  Thatsachen  bestätigen* 
Hier  nur  ein  einziges  Beispiel  „Die  Ausstattung  der  Wohnungen 


i  A.  ft.  0.  S.  129  ff.    Vürd.  aucli  Röscher    Bd.  I.  |  224-232, 
•  FriedhLtider^Sittenjrescbu-hte  Rom^.  Th.  III.    Ab«chm  L  S»  5— ( 
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der  Wohlhabenden  war  im  Altertum  von  den  gegenwärtig  in  Nord- 
und  Mitteleuropa  üblichen  wesentlich  verschieden.  Sie  war 
nicht  auf  behaglichen  Aufenthalt,  nicht  auf  Comfort 
berechnet,  sondern  auf  möglichst  imposante  und  glanzvolle 
Darstellung  der  Würde  des  Besitzers.  Waren  schon 
die  eigentlichen  Wohnräume  nach  unseren  Begriffen  mit  Haus- 
rat und  Mobilien  nur  spärlich  ausgestattet,  so  enthielten  voUendi 
die  hohen,  weiten,  zum  Empfang  bestimmten  Räume,  die  sidi 
morgens  dem  Schwärm  der  Besucher,  gegen  Abend  den  zur 
Mahlzeit  geladenen  Gästen  öffneten,  verhältnismäfsig  wenig«^ 
dafür  aber  um  so  kostbarere  und  gediegenere,  auBschliefslich 
oder  vorzugsweise  zur  Dekoration  bestimmte  Prachtstücke» 
—  als  Tische  mit  Citrusplatten  auf  ElfenbeinfÜfsen,  Kuhebetten 
mit  Schildpatt  ausgelegt,  oder  reich  mit  Gold  und  Silber  verziert 
und  mit  oabylonischen  Teppichen  behängt,  Prachtvasen  au 
korinthischer  Bronce  etc.  etc. 

Von  mehreren  der  beliebtesten  Luxusmöbel  und  Gerftie 
werden  Preise  angegeben,  die  durchaus  hoch,  zum  Tefl 
enorm  sind". 

Auch  die  Vergeudung  der  Arbeit  war  mitunter  ein  wichtiger 
Faktor  bei  der  Entstehung  neuer  wirtschaftlicher  Zweige«  neser 
Arten  der  Arbeit.  Denn  dort,  wo  der  Mensch  wirtschaftlich  n 
verfahren  genötigt  ist,  wo  er  umsichtig  mit  seinen  Kräften  umgeben 
mufs,  wo  ihm  hauptsächlich  an  möglichst  vollständiger  Be- 
friedigung des  vorhandenen  Bedürfnisses  durch  möglichst  pro- 
puktive  Arbeit  gelegen  sein  mufs,  dort  würde  ja  eeteris  pariou 
jeder  neue  Versuch,  jede  neue  Arbeitsart,  wie  etwa  die  Am- 
rodung  der  Wälder,  Meliorationen,  aber  auch  die  Herstellanf 
neuer  Werkzeuge  etc.  etc.  eine  direkte  Verschwendung  um 
Vergeudung  der  Arbeit  sein,  daher  ein  wirtschaftlich  unerUubtei 
Verfahren.  Denn  schliefslich  ist  doch  jede  neue  wirtschaft- 
liche Thätigkeit,  jede  neue  Erwerbsform  im  Anfange  ein 
zweifelhafter  Versuch,  dem  nicht  ohne  weiteres  Thür  und  Thor 
geöffnet  werden  könnte,  im  Interesse  der  Wirtschaftlichkeit  — 
Umgekehrt  dort,  wo  es  sich  um  die  Hervorbringung  ein» 
Luxusartikels  handelt,  dessen  Hauptmerkmal  sein  hoher 
Preis  ist,  das  in  ihm  enthaltene  grofse  Quantum  Arbeit,  dort 
ist  jeder  Versuch  schon  von  vornherein  in  seinem  Erfolge  ge- 
sichert. Würde  die  eingeführte  Arbeitsart  sehr  wenig  Produkte 
liefern,  relativ  sehr  unproduktiv  sein,  um  so  besser  für  den 
Verbraucher:  denn  dann  wird  der  betreffende  Artikel  von 
liohem  spocirischen  Wert  sein  und  dem  EhrgefUhl  der  Vo^ 
nehmen  in  vollem  Umfange  entsprechen. 

Daher  sind  solche  Versuche  nur  angestellt  und  von  Er 
folg  gekrönt  worden,  wo  es,  wie  in  Assyrien,    Ägypten   etc. 


^  Friedlauder  a.  a.  O.  III,  S.  79. 
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nicht  auf  das  vorsichtige  Umgehen  mit  der  Arbeit  ankam,  und 
wo  die  neueingefuhrten  Erwerbszweige  wenigstens  zuerst  Luxus- 
artikel produzierten. 

Der  Tafel luxus  der  Römer,  obwohl  hauptsächlich  durch 
Lrbeitsvergeudung  charakterisiert  ^  hat  auch  im  röniischen 
^Altertum  keinesfalls  nur  schädliche  Wirkungen  geübt;  sondern 
dadurch,  dafs  er  die  Haupt%'eranlas8ung  zur  Einführung  fremder 
Kulturgewflchse  und  efebarer  Tiere  in  den  Ländern  des  Üccidents 
und  somit  zur  Veredelung  und  Verfeinerung  dar  Nahrung«* 
littel  überhaupt  war,  ist  er  ebenso  wie  in  neuerer  Zeit  ein 
licht  unwichtiger  Faktor  zur  Verbreitung  und  Hebung  der 
^Gesamtkuliur  gewesen. 

„Schon  zur  Zeit  der  Kepublik  war  ein  grofser  Teil  der 
xur  Lux  usnahrung  dienenden  Tiere  und  Gewächse 
in  Italien  eingeführt. 

In  weit  gröf^erem  Umfange  als  die  Einführung  von  Tieren 

Erfolgte  die  Acciimatisation  von  Fruchtbäumen  und  anderen  Ge- 

rächsen,  die  sich  dann  von  dort  in  andere  Länd»*r  verbreiteten, 

Lber  auch  hier  hat  tlas  spUtere  Altertum    nur  fortgesetzt   und 

reitert  und  vervieltlUigt,    was   das    frühere  angebalint    und 

egonnen  hatte,  es  hat   (lie  Wanderungen    der  Kulturpflanzen 

fcut  fernere  Gebiete  ausgedehnt   und  so   freilich    im   Laufe    der 

Jahrhunderte    den    Charakter    der    Vegetation    von    Süd-    und 

^Mitteleuropa  völlig  umgestaltet. 

So   konnte   Varro    bereits   sagen ,   Italien   sei    ein    grofser 
Btgarten,  während  die  Griechen  (im  peloponnesischen  Kriege 
noch  bis  in  die   alexandrinisehe  Zeit  hinein)   diese   Halb- 
"^nsel  als  ein  Land  kannten,  das  im  Vergleich  mit  ihrem  eigenen 
Lande    und    mit    dem    Orient,    einen    nordischen    primitiven 
Charakter  trug  und    dcjisen    Produktion    bauptslichlich    in   Ge- 
treide, Vieh  und  Holz  bestand. 

Auch  Deutschland  verdankt  die  Anfänge  seiner  so 
blühenden  Obstkultur,  so  gut  wie  Frankreich  und  England  — 
dem  römischen  Tafciluxus  *.^ 

Dasselbe  sehen  wir  auch  auf  den  übrigen  Gebieten  der 
Oütererzeugung.  Der  Luxus  der  Bekleidung  und  der  Woh- 
nungsausstattungen  etc»  der  wiederum  zuerst  die  Arbeits  Ver- 
geudung zu  seinem  Hauptmerkmal  hatte,  gab  die  erste  Initiative 
zur  Entwicklung  der  Industrie,  und  Alexandria  erwarb  sich 
nne  Erzeugnisse  dieser  Art  einen  Weltruf. 


Uer  Kk§Heukaiiipf  um  die  BedilrluiH^e* 

_  )a0  Streben  nach  Geltung,  nach  Absonderung,  nach 
Ittg^nterschied,  die  Freude,  die  der  Mensch  im  Bewufstsein 
silier  Macht,  seiner  Herrschaft  fühlt,  %'^or  allem  innerhalb  der 


»  Friedl&nder,  Tb.  HL    L  Abscha.    ßesondera  8.  37  C 
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höheren  Stände,  der  Vornehmen  und  Bevorzugten,  hat,  wie 
wir  schon  gesehen  haben,  eine  kulturhistorische  Bedeutune 
und  äufsert  sich  als  ein  progressiver  Faktor  im  socialen  und 
wirtschaftlichen  Leben  der  Menschheit.  Andererseits  aber 
enthält  das  Streben  nach  Macht  in  seiner  aristokratischen 
Gestalt  auch  ein  regressives  Moment,  das  hemmend  und  auf- 
haltend sowohl  auf  die  Vervollkommnung  der  Bedürfnisse, 
wie  auch  auf  die  höhere  Entfaltung  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  wirkt.  Wenn  ein  Vornehmer  ein  Objekt  deshalb 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfhisse  gewählt  hat,  weü 
dieses  Objekt  etwa  selten  ist,  weil  es  durch  irgend  welche 
Eigenschaften  der  Umgebung  imponiert,  so  bleibt  ja  schlielt- 
lich  das  Bedürfnis  selbst,  das  dasselbe  Objekt  befriedigen 
soll,  ohne  Bedeutung  oder  blofs  von  untergeordneter  Be- 
deutung ^ 

Der  wilde,  mächtige  Jäger,  der  etwa  einen  Löwen  oder 
einen  Wolf  gezähmt  hat,  um  dem  Volke  Schrecken  einsuflöben, 
wird  überhaupt  nach  der  Nützlichkeit  des  gezähmten  Tieres 
nie  fragen.  Das  Pathos  der  Distanz  hebt  ja  den  Gedanken 
an  die  Nützlichkeit  des  Dinges  auf.  Die  Römer,  die  ihre  pracht- 
vollen Zimmer  mit  teuren  Möbeln  überfüllten,  {edoch  ra 
gleicher  Zeit  durch  daran  befestigte  Zettel  den  hohen  Preii 
derselben  ankündigten,  dachten  eben  nicht  an  bequeme,  hir- 
nionische  Ausstattung  ihrer  Wohnung,  da  ihr  Hauptzweck  wir. 
blofs  durch  den  hohen  Preis  ihrer  Wohnungseinrichtungen  den 
Besuchern,  Freien  und  Klienten,  zu  imponieren.  Der  Anxo; 
einer  eleganten  Dame  im  heutigen  Paris  repräsentiert  oft  eine 
Summe,  welche  Hunderte  von  fleilsigen  Arbeitern  zusammen 
im  ganzen  Jahre  nicht  verdienen  können.  Da  es  aber  dieser 
Dame  wesentlich  darauf  ankommt,  durch  solch  eine  teure 
Toilette  ihre  Eleganz,  ihre  Macht,  ihre  hohe  Stellung  zu  be- 
tonen, so  würde  ihr  die  Verbilligung  des  Rleidungsstoffes,  die 
Erhöhung  der  Produktivität  der  Schneiderarbeit,  kurz,  die 
Verbilligung  der  Produktion  unerwünscht  sein,  da  dann  jede 
Frau  aus  dem  Volke  sich  mit  gleicher  Eleganz  kleiden 
könnte-. 


'  ^Lady  Montapie  wurde  bei  ilirem  Aufenthalt  in  Wien  1716  bei 
Oastmählerii  des  liolien  Adels  wiederholt  mit  mehr  als  50  auf  Silber 
anp:»*ri('hteten  Schüsseln  und  einem  entsjirechenden  Nachtisch  auf  dem 
feinsten  Porzellan  bewirtet.**  Friedlander  a.  a.  O.  II I.  S.  l\0.  Dafs  du 
silberne  Geschirr  besser  seiner  Funktion  ent^j>richt,  als  i^ewöhnlicheft. 
wird  aber  nit'inand  behauj)ten  wollen. 

*  ^Der  Luxus  mit  Kleiderstoffen  wurde  pe^n  Ende  des  Is,  Jahr- 
hunderts auf  die  Snitze  getrieben  durch  die  Verzierung:  an  Spitzen- 
besatz, Stickerei  und  Gohlbnrten,  Perlen  und  Juwelen,  wodurch  zugleich 
der  Lohn  der  Arbeit  für  die  Herstelluufr  solcher  Kleidnngsstone  im 
rn^laubliche  stie^r,  sodafs  er  bei  einem  einzipren  M5nneranzu;r  den  Be- 
trag von  (iOO  Thalern  erreichen  kounte.  Ein  Anzug  de.-*  MarsschiÜ« 
Bassompierre,    an   dem   die    Stickerei  allein  so  teuer  zu    stehen 
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^        Der  vornehme  Herr,  der  verschwenderisch  mit  der  menseh- 
licben  Arbeit   umgeht,    darin    seinen    Stolz   sieht,    damit   seine 
Herrschaft  über  seine  Mitmenschen  dokumentiert,   würde  wohl 
Qtcht  wenig  Freude  empfinden,  wenn   ihm    ein    neuer  Versuch 
auf   dem    Gebiete   der    Bodenkultur    schÜefälieh    ein    Produkt 
lieferte,  daß  vielleicht  nicht  so  sehr  durch  seinen  Nährwert,  als 
vielmehr   durch    seine    8elt»mheit    die   Vornehmheit    und    Auö- 
erlesenheit  seiner  Küehe  vor   den  Augen    der  Gesellschaft    be- 
zeugen könnte.     Es  wird  dadurch  ein  neues  Produkt  gewonnen, 
ein    neues    Wirtschaftsohjekt,    aber   dieses    Objekt   niufs   eben, 
um  vornehm    zu  bleiben,    selten  vorkommen    und    mit  grofser 
^Mühe    hergestellt    werden^    damit    es    die    Wohlbabenheit    und 
rivilegierte  Stellung  seines  Besitzers  zur  Schau  tragen  kann. 
,3  wird  daher  nieht  im  Interesse  der  vornehmen  Verbraucher 
ieses    Produktes    liegen,    die    Proihiktion    desselben    zu    ver- 
illigen ,    naefi  Mitteln    und  Wegen    zu    suchen^    die    die    Her- 
itelluugskosteu  dieses  Bodenproduktes   so  tinuiCfsigen  ,    dafs    e« 
dem  Volke  zugänglich  wird.     Der  Fortschritt  der  Arbeit,    die 
teigerung  ihrer  Produktivitiit  findet  eben   in  dem  Streben  der 
»''ornehmen   naci»  Absonderung   durch  Verteuerung    der    ilmen 
ugänglichen  Lebensmittel  und  Thätigkeiten  eine  unlibersehreit- 
are  Grenze, 

Hier  also  mufs  ein  neuer  Faktor  auftreten,  der  dem  ent* 
Stande  neu  neuen  Bedürfnis  seine  aristokratische  Mülle  nimmt, 
dadiu*ch  aber  ihm  neue  Expannivkraft  verleiht,  und  die  neu- 
Äufgekommene^  für  die  Bedürfnisse  eines  engeu  vornehmen 
reises  bestimmte  Erwerbsth?itigkeit  zu  einem  wahren  volks- 
tümlich eu  Erwf^rbszweig  macht.  Dieser  Faktor  ist  wiederum 
das  Streben  naeli  Macht,  aber  in  seiner  demokratischen  Ge- 
lalt, daa  in  der  Seele  de?*  Volkes,  der  mittleren  und  niederen 
tÄnde,  wohnt.  Das  Streben  nach  Macht,  nach  Geltung  inner- 
halb der  Gesellschaft,  tritt  jetzt  auf,  nicht  in  seiner  rangab- 
renzenden,  auszeichnenden,  differenzierenden  Auiserungsform, 
ndern  in  einer  entgegengesetzten,  rangverwischenden,  ni- 
vellierenden, integrierend^'U  Gestalt,  die  die  niederen  Stände 
den  höheren  näber  zu  bringen  und  silmtltehe  Klassen  der 
Gesellaehaft  in  ein  mligliehst  einheitliches  und  gleichartiges 
Ganzes  zu  verschmelzen  bestrebt  ist.  Diese  sociale  Macht  er- 
jscheint  in  der  Form  der  Nachahmung,  die  sich   mit    unglaub- 

^■gDitete  140OO  Tbulr^r.  Ein  ans  üer  besten  WoUr  in  Kaschmir  t^ewobener 
^Hpbawl  kostet  gof^i'iiwartij.^  ^'«'g«*»  800  Pfd.  Sterl.;  di<»  tr-uiTHtm  imitierten 
^Mlrtmx^ehcheii  Louf^ähawls  bis  1500  FraTiea."  So  berichtet  Fried iänder 
'  |a.  a.  O.  ni,  8,  4H}]  der  diese  Arigub<m  ans  dem  ^Aunlande"  1S05  ent- 
uommen  hat,  AÜerdinffP  i<^t  mir  der  jetzige  Preis  dieser  Gett-entitände 
guebt  bekannt.  Immerhin  beweisen  die  angegebenen  hohen  W  erte^  dafs 
§ich  bei  dienen  Kleidungsstücken  blofs  um  Vergeudung  der  Arbeit, 
keinem  Falle  um  Befriedigung  eines  vernünftigen  Kleidungabedürf- 
handelte. 
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lieber  Gewalt  eben  in  den  mittleren  und  niederen  Ständen  der 
Gesellschaft  äufsert  und  sie  zwingt,  nach  Aneignung  der 
Kultur  und  Lebenshaltung  der  Bevorzugten  zu  streben.  Durch 
den  P^influfs  der  Nachahmung  demokratisiert  sich  allmählich 
das  in  aristokratischen  Kreisen  aufgetauchte  Bedürfnis.  Und 
diese  mit  geradezu  elementarer  Macht  wirkende  Demokrati- 
sierung dos  Bedürfnisses  ändert  eben  den  ganzen  Charakter 
derselben  —  ein  soeialpsychischer  Prozefs,  der  als  Verschiebung 
des  Bedürfnisses  bezeichnet  werden  kann. 

Mit  der  Verbreitung  der  Gegenstände  des  aristokratischeo 
Luxus  in  die  mittleren  und  niederen  Schichten  der  Gesell- 
schaft fängt  gewr)hnlich  die  zweite,  die  Blütezeit  einer  bestimmten 
Kulturperiode  an. 

„Der  Luxus  dieser  Periode"  —  bemerkt  Röscher  —  ,e^ 
füllt  das  ganze  Leben  und  alle  Klassen  des  Volkes.  Den 
Grad  seiner  Entwicklung  erkennt  man  daher  am  leichtesten 
aus  der  Verbrauchsmenge  gewisser  feinerer  Waren,  die  zam 
Leben  allenfalls  entbehrt  werden  können,  von  welchen  es  aber 
gleichwohl  um  der  Lebensfülle  und  Lebensfrische  willen  zo 
wünschen  ist,  dafs  ^ie  so  ausgedehnt  wie  möglich  zu  Gegen- 
ständen der  Volkskonsumtion  werden'." 

So  erzeugte  der  bertlhmte  römische  Badeluxus  das  Rein- 
lichkeitsbedürfnis im  Volke.  „Glastafel,  Seife  und  Bücher  sind 
die  drei  Gegenstände,  durch  deren  Gebrauch  hauptsächlich  dai 
Leben  der  heutigen  Arbeiterklasse  im  Vergleich  zu  deren 
Lebensweise  im  Alterum  am  meisten  und  wesentlichsten  Ter 
bessert  worden  ist*'^." 

Der  Wagen  war  zuerst  blofs  bei  den  höheren  Klassen 
der  Gesellschaft  im  Gebrauch,  „im  äufsersten  Westen  hic& 
die  alte  Priesterkaste  Irlands  Fenier,  d.  h.  Wageninänner,  in 
Deut.schhind  hielt  Nerthus  ihre  Umzüge  auf  einem  Wagen,  und 
noch  zur  Zeit  des  Kaiserreiches  ruhte,  nach  den  Münzen  in 
schliefsen,  der  Steinkegel,  der  die  Astarte  von  Sidon  darstellte, 
auf  einem  Wagen,  während  heute  noch  Djaggernaut,  eigentlich 
auch  ein  heiliger  Stein,  seinen  feierlichen  Umzug  auf  einem 
Wagen  hält.  Selbst  in  Ägypten  init  seinem  reichen  Wagen- 
verkehr hielt  ein  Gott  seinen  Umzug  zu  Wagen®." 

Der  heilige  Wagen,  der  der  Menschheit  sicherlich  äufserst 
wenig  nützte,  änderte  bald  seinen  Charakter,  als  ihm  die  mit 
der  Priesterkasto  um  die  Herrschaft  rivalisierende  KriegerkUsse 
der  ersteren  entlehnte,  und  er  nun,  der  socialen  Stellung  dieser 
Kaste  entsprechend,  zu  Kriegszwecken  diente.    Er  wurde  alao 


'  Zu  den  Rosultaten  des  Luxus  in  unserer  Zeit  rechnet  Röscher 
ein  feineres  Urotkom,  Thee,  Kaflfee,  Zucker,  Fleisch  etc  a.  a.  O.  §  2&. 
Vergl.  auch  Friodländer  a.  a.  O.  III,  Abschn.  I. 

'^  Hcnnann  a.  a.  0.  S.  102. 

""  Hahn  a.  a.  O.  S.  97. 
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Streitwagen.  Erst  allmählich  verbreitete  sich  der  Ge- 
rauch  des  Wagens  im  Volke,  er  paffte  sich  den  Bedürl'n lasen 
es  Volkes  an  und  wurde  ^chliefstieh  aucli  ztmi  Last-  und 
'uLrmanns wagen,  in  welcher  Eigenschaft  er  eine  Zahl  sehr 
titxlicher  wirtschaftlicher  Leistungen  bis  auf  den  heutigen  Tag 
errichtet'. 

b  flDie  Vervollkommnung  der  Ntihnadcl  ist  aümithlich  er- 
l%t,  doch  gewifs  ziemlich  zeitig.  Man  mufs  dies  annehmen, 
'eil  sonst  die  Hej\stellung  der  zusammengesetzten  Kleid ungs- 
^ttcke,  wie  sie  bei  den  Chinesen  und  Indern  kunötreich  ge* 
irtigt  wurden,  später  bei  den  Altgriechen  und  Agyptora,  un- 
rklÄrlich  wäre.  Die  Griechen  und  Homer  schrieben  den 
hryj^iern  die  Erfindung  der  Nähnadel  zu,  aus  dem  Grunde, 
'eil  von  Phrygien  zuerst  schön  gestickte  Kleider  und 
►  ecken  nach  Griechenland  kamen*  Es  mufste  dann  auch 
AS  Sticken^  ein  zweiter  Schritt  zur  Verschönerung  der  Kleider, 
ine  Nadel  erfordern  von  gröfserer  und  zierliclier  Voll- 
oramenheit. 

K  Bei  zunehmender  Verwöhnung  der  besser  situierteu  Frauen 
p  k  die  Näh  n  ad  el,  wie  die  Spinnerei  und  Weberei,  in  die 
[an de  der  Sklavinnen  hinab,  und  reiche  Römerinnen  hatten 
igene  Näherinnen  im  Dienst»  die  den  Namen  «atrices  oder 
iTcinatrices  führten  und  den  Launen  der  edlen  Frauen  im 
|ehsten  Grade  ausgesetzt  >varen." 
1    So  Grothe^. 

I  E«  erhellt  daraus,  dafs  die  Nuhnadel  erst  für  die  Näharbeit 
p  vornehmen  Frauen  bestimmt  war.  Daraus  ^  daf*>  die 
►riechen  die  Erfindung  der  Nähnadel  den  Phrygjern  zu- 
shreiben,  weil  von  ihrem  Lande  schön  gestickte  Decken  und 
Lleider  nach  Griechenland  kamen,  läfst  sich  der  Schlufs  recht- 
Ttigen,  dafs  wenigstens  in  Griechenland  die  Stick nadel  der 
gentlichen  Nähnadel  vorausging.  Die  Nadel  war  also  zuerst 
in  vornehmes  Instrument  in  den  Händen  der  vornehmen 
'rauen,  bestimmt  zum  Sticken,  dann  auch  zum  Nähen;  aber 
Is  die  Nadel  auch  in  den  Händen  der  niederen  Stände  auf- 
lachte, verlor  sie  ihre  Vornehndieit  und  kam  in  die  Hände 
er  Sklavinnen,  zugleich  aber  auch  in  die  der  ärmeren,  aber 
•eien  Klassen  der  Gesellschaft,  w^o  dieselbe  unzweifelhaft  viel 
tltasHchere  Arbeit  zu  verrichten  und  thatsiiehlich  fnr  das  Leben 
Otw^endige  Kleid ungdstClcke  zu  |>roduzieren  anfing. 

Aber    auch    auf    dem    Gebiete    der     eigentlichen     ästhe- 
sehen  wie    auch    d<^r   religiösen    Bedürfnisse,   der   rechtlichen 
irichtuugen,  bemerken  wir  die  eigenartige  Wirkung  der  beiden 


'  Aui'h    die    modernen    Eisenbabtien    werdeD    sehr   oft    zuerst    au 
rjiz wecken  gebaut,  erttt  nachher  kommen  allgemein  Wirtschaft üclie 
sichten  in  Betraclit. 
*  A  a,  O.  8.  S.)ä. 
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Äufserungsformen  des  Geltungs-  oder  Rivalitätsstrebens.  Die 
aristokratische  Richtung  des  Strebens  nach  Macht,  Auszeieh* 
nung  und  Rangabstufung  wirkt  erzeugend,  gebflrend  auf  Wissen- 
schaft, Kunst  und  Recht  im  ganzen,  wie  auch  auf  die  ein- 
zelnen Zweige  derselben.  Die  demokratische  Richtung  desselben 
Triebes,  die  Nachahmung  des  Volkes,  entreifst  diese  geistigen, 
ästhetischen  und  moralischen  Güter  den  höheren  Stünden  und 
giebt  ihnen  durch  Teilnahme  des  Volkes  an  den  höheren 
Genüssen  und  Lebensformen  eine  neue  Kraft,  die  dieselben 
erst  zur  Blüte  und  vollen  Entfaltung  bringt 

Dafs     die    Architektur    ursprünglich    hauptsächlich    den 
höheren    Ständen   diente,    ist   eine   nur    allzu    bekannte  That- 
sache.     In  dieser  Phase  ihrer  Entwicklung  dienten  die  weniger 
schönen   als  kolossalen  Bauten,  die  verschiedenen  Tempel,  die 
klosterartigen    Grottenkomplexe    etc.    etc.     vornehmlich    den 
Priestern  zu  Wohnungen  und  hatten  ebenso  wie  die  Pyramiden 
und  Siegessäulen  der  ägyptischen  Könige,  die  so  viel' menÄch- 
liche  Arbeit  verschlangen,  den  Zweck,  dem  Volke  zu  imponieren, 
auf  die  Beschauer  einen  gewaltigen  Eindruck  zu  machen,  am 
den  Ruhm  Gottes,  aber  auch  seiner  nächsten  Diener,  wie  tack 
den   Ruhm   der  Könige    zu    verkünden".      Diese    Architektur 
wurde  aber  nachgeahmt,  und  selbstverständlich  erlitt  dieBia- 
kunst  bei  ihrer  Verwendung  zu  weniger  ruhmreichen  Zwecken 
eine    dem    entsprechende    Veränderung,    und    so   wirkten  die 
aristokratischen  Tempel    und    königlichen   Paläste   verfeinenui 
und  veredelnd  auch  auf  den   Bau   der  gewöhnlichen  mensch- 
lichen  Behausungen   ein.     In   dieser   ihrer  Gestalt    wunle  die 
Baukunst  sogar  zu  einem  der  wichtigsten  Wirtschaftszweige  der 
Gesellschaft. 

Egentliche  selbständige  grofse  Skulpturen  werden  zuerst 
von  der  Religion  hervorgerufen»  um  die  Gestalten  der  Götter 
dem  Volke  vor  Augen  zu  bringen  —  und  dazu  wird  dann  eine 
kolossale  Form  erwählt,  y, Die  Statuen  der  Maoris  auf  den 
Inseln  der  Siidsee,  die  Steinkolosse  der  Osterinsel,  selbst  die 
altgriechischen  Holzkolosse,  gehören  hierher;  veredelt  er- 
scheinen die  indischen  und  ägyptischen  Kolosse.  Die  ältesten 
Götterbilder  zeigen  allesamt  eine  furchtbare,  abschreckende 
Gestalt  und  verzerrte  Gesichter,  denen  man  durch  tierische 
Beigaben  den  Stempel  des  Cbermenschlichen  aufzuprägen 
strebte-." 

'  ^Dio  Bau-  und  Bildkunst  der  Ägypter  stand  im  Dien^to  der 
KolijLrion ,  im  Dienst«*  der  König»?,  welrho  zugleich  die  ersten  Priester 
waren."     Max  Dunekor,  Ciesrliiehte  des  Altertums  I.    S.  207  f. 

-  Klemm,  Kulturpe.sdiiehte.  Bd.  I.  S.  214—21«.  ^Die  Kon« 
diente  bei  den  Indiern  nur  dem  Kultus,  der  das  ganze  Leben  in  «eicen 
Kreise  gebannt  halt,  und  der  sich  dabei  d(?m  Gottcsbe^fFe  nirht  Anden 
als  in  uiigeheuerliiher  Svmbolik  zu  nahern  weifs."  Fr.  Kolb.  Kultur 
gesohiehte  der  Menschheit.    (3.  Aufl.    Leipzig  1885.)    Bd.  L  S.  93  f. 
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H^      Erst  nach  der  Verbreitung  der  Skulptur  im  Volke  wurde 
Hbselbe  dem    Bereich    der  Religion    entzogen    und    mehr  und 
^nehr  verweltlicht     Dadurch  fiiiderte   sich  auch  Ihr  Charakter, 
ihre  Entwicktungssphäre  wurde  eine  viel  weitere,  und   sie  er- 
hob sich  zum   Range  einer   schönen  Kunst,    die   auB   den    vcr- 
Bchiedencn  Gebieten  des   Lebens   ihron  8tuflf  entnahm    und   zu 
einer  hohen  und    reichen    Entfaltung   gelan^^te.     Bezüglich    der 
Entwicklung   der   Baukunst   im    Ifittelalter    tritt    unis    die.selbe 
Erac hei nung  entgegen.     „Der  Steinbau  der  Kirchen  in  Deutsch* 
^^d  war  bis  in's  IK  Jahrhundert  hinein  die  Sache  italienischer 
H^beiter  (opus  italicum),  oder  der  Kleriker,     Erst  im  l'».   und 
TG,  Jahrlmudert  entstehen  besonders  an  den  Strafaenecken,  um 
Feuersbrünste  autzuhalten ,    und    in    Patricierliändcn  »teinerne 

tivathituser,  werden  Glasfenster  üblich,  öowie    die  Beheizung 
reh  Ofen»/ 
G.    Tarde    äufsert    sich    hinHiehtlich    der    Entstehung   der 
räche  dahin,  dafs   das    Wort   zuerst   überhaupt  ein    Monopol 
der  Vornehmen  war. 
LI        >Da-s  Wort  dürfte  ur.sprünglich  einen  Wunsch  «der   einen 
pBefehl  de8  Vaters   an    seine  Kinder    ausgedrückt   haben,   ohne 
jede   Keciprocitiit;  ein  Gebet  zu  Oott^  ohne  jede  Antwort     E& 
bildete    eine    Art   priesterlicher  oder   monarchischer  Funktion, 
etw*a  ein  Geheimnis,  ein  heiliges  Monopol.    Nur  das  Oberhaupt 
hatte  das  Recht  zu   sprechen ,    das   grofse  Wort  zu   führen    in 
seinem    Kreise,    wie    heutzutage    der    Lehrer    in    der    Schule. 
Aulserdem  waren  überhaupt  nur  die  Auaerwählten  im  Sprechen 
geübt  t  was  einen  Gegenstand    der  Bew^underung,    spiitcr   aber 
ypttch  des  Neides  bildete.     Das  Bedürfnis  zu  hören  dürfte  dem 
PBedürfnis  zu  sprechen  vorausgegangen  sein^.'* 

Nach  Tarde  dürfte  erst  der  Neid  auch  den  untergeordneten 
Mitgliedern  des  primitiven  Stammes  die  Sprache  zugeführt 
habeTi.  Diese  eigenartige  Auffassung  mag  wohl  übertrieben 
und  auf  die  üufserste  Zuspitzung  und  Verallgemeinerung  der 
Nachahmungshypothese  zurückzuführen  sein.  Sicherlich  aber 
hat  die  Entwicklung  der  Sprache  ihre  volle  Entfaltung  bei 
diesem  Kampf  der  höheren  und  niederen  Stände  zum  grofsen 
Teil  gewonnen.  Die  Mitglieder  der  bevorzugten  Stande  suchten 
immer  neue  Ausdrücke,  neue  Worte,  Satzbildungen,  um  damit 
ihren  socialen  und  geistigen  Abstand  zu  dokumentioren.  Dafs 
die«  bis  auf  die  neuere  Zeit  der  Fall  ist,  erhellt  daraus,  dafs 
manche  Dichter  diesen  Zug  der  höheren  oder  aufkommenden 
Stände  zum  Gegenstand  ihrer  beifsenden  Satyre  gemacht 
_baben.  So  z.  B.  Moliere  in  seinen  Lustspielen:  „Les  teraraes 
rantes"  und  in  ^Les  nr^cieuses  ridicules^.  Allerdings  macht 
Martine    lustig    über    das    Kauderwelsch    der    gelehrten 

G.  Kchmoller,  GruDdrirfl  Ji,  a.  0.  S.  207—208. 
'  Les  lois  de  rimitationt  p.  223» 
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Damen,  aber  trotzdem  würde  auch  sie  schliefslich  etwas  von 
ihnen  lernen;  denn  im  Grunde  genommen  ahmt  der  Meiucb 
wenn  auch  unbewufst  oft  auch  das  nach,  was  er  lächeriick 
findet.  Dasselbe  Thema  wählte  auch  der  russische  Dichter 
von  Wisinn.  Dieses  beständige  Streben  nach  einer  auser- 
wählten  Sprache  bereicherte  gewifs  die  menschliche  Spnche 
und  gab  ihr  eine  grofse  Anzahl  von  wirklich  vornehmen,  oder 
als  vornehm  angesehenen  Ausdrucken  und  Bildungsformen. 
von  denen  der  Volksgeist  schliefslich  doch  sehr  vieles  accepdert 
haben  mag. 

^Auch  die  Schrift  stellt  zuerst  ein  Geheimnis  der  Priester 
und  der  Herrscher  dar  und  bildet  ihr  einflufsreichstes  Macht- 
mittel; allmählich  gewinnt  aber  das  Bürgertum  Anteil  daru. 
So  in  den  orientalischen  Staaten  ^" 

Selbstredend  wurde  die  Schrift  erst  durch  ihre  Verbreitung 
im  Volke  zum  allmächtigsten  Hebel  der  Kultur. 

Auf  dem  Gebiete  der  socialrechtlichen  Einrichtungen  liefern 
uns  einige  Momente  der  Entwicklungsgeschichte  der  Fanulie 
und  der  Ehe  ein  hochinteressantes  Beispiel  flir  die  Wirkung 
des  Machtstrebens  auf  die  Entstehung  der  höheren  Formen  dei 
menschlichen  Lebens. 

Hier  ist  nicht  der  Ort  dazu,  sich  eingehend  mit  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Familienlebens  in  allen  seinen  Te^ 
schiedenartigen,  bunt  mit  einander  verschlungenen  Formen  n 
beschäftigen.  Wir  lassen  auch  hier  die  Frage  dahingestellt, 
ob  die  Sonderfamilie,  die  aus  Mann,  Weib  und  ihren  Kindern 
besteht,  die  allerprimitivste  Form  der  Familie  gebildet  hat 
wie  manche  Sociologen  der  jüngsten  Zeit  annehmen,  oder  aber, 
ob  die  Promiscuität  die  erste  Form  des  geschlechtlichen  Ve^ 
kehrs  gewesen  ist,  die  eine  längere  Keihe  von  verschiedenen 
Eheverbindungen  zu  durchlaufen  hatte,  bis  sie  schliefslich  zur 
monogynen  Ehe  und  zur  Sonderfamilie  sich  erheben  konnie, 
wie  dies  die  älteren  Sociologen   und  Kulturhistoriker  lehrend 

Eines  steht  fest,  dafs  die  Polygamie  eine  relativ  spätere 
sociale  Erscheinung  ist,  die  sich  als  eine  Art  Luxus  von  den 
primitiven  Formen  des  Ehelebcns  allmählich   abgesondert  hit 

^Bei  gewissen  amerikanischen  Stämmen  hatten  nur  die 
Häuptlinge  die  Erlaubnis,  mehrere  Weiber  zu  halten.  Ein 
ähnliches  ausschliefsliclies  Vorrecht  scheint  dem  Adel  im  alten 
Peru  gewährt  worden  zu  sein.  Bei  den  Ainos  von  Jesso 
darf  nach    Siobold   blofs  der   Dorfhäuptling,    und   an   einigen 


»  G.  Schmoller,  a.  h.  O.  S.  1:^. 

'-*  Vergl.  E.  Grofse,  Die  Formen  der  Familie  und  die  Fonnendcr 
Wirtsihaft.  .s.  41— 4G.  ..Vorgl.  auch  Ed.  Westermark ,  Geschichte 
der  menschlichen  Ehe.  (Übersetzt  von  L.  Katscher  und  R.  Gnuer.i 
Jena  1893.    S.  .^8-130. 
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Orten  ooch  die   wohlhabendere  Klasse  mehr  als   eine   Gattin 

I haben  ^'^ 
L       «Auch  in  Chioa  bildete  das  Konkubinat  in  den  frühesten 
Beiten  blofs  ein  Vorrecht  der  wohlhabenden  Klassen^/ 
I       ^In  Unyoro  wäre  ee^  nach  Emin  Pascha,  füre  inen  Haupt- 
Bog  voUkommeo  unschicklich^  weniger   als  zehn   bis   fünfzehn 
Weiber  zu  haben '^Z 
^^       Dergleichen    erzühlt   Burckhardt    von    den    Arabern,    dal» 
^Bur  reiche  ächejkh*8  imstande  sind ,  mehrere  Wirtschaften   zu 
Hmhren,  was   eine  notwendige  Folge    des  Zusammenlebens    mit 
PKiehreren    Weibern    isf*.     Im   allgemeinen   läfst   sich    mit   Be- 
fetimmtheit    annehmen,    dafs    auf    einer    gewissen    Höhe    der 
Kultur T    hauptsächlich    bei    den    höheren   Jltger-    und  Hirten- 
völkern ^    die    Polygamie    in    aufserordentlichem     Mafse     ent* 
wickelt  ist* 

Fragt  man  nach  den  Motiven^  welche  den  Menschen   be- 

I    wogen  haben,  zur  Polygamie   ilberzugehen,   so   ist   leicht   er- 

!     aicbtlich^  dafs  das  Streben   nach  Absonderung,  Auszeichnung, 

Bewunderung  der  Nebenmensehen  einen   bedeutenden  Einflufa 

auf  die  Entstehung  dieser  Eheforni  gehabt  bat 

^üie  gröfsere  Köriierkraft   und    geistige  Energie    —  sagt 

Lippert  —  welche  einzelnen  ilännern  den  Vorrang  als  Krieger 

und  Häuptlinge  verschaffte,  verli*^b  ihnen    auch    ein    gröfsere» 

Vermögen,  sich  Weiber  zu  erringen,  entweder  indem   sie  die- 

elben   aus  anderen  Stilmraen  raubten,  oder  indem  sie  sie  den 

läiinern  ihres   eigenen  Stammes    entrissen.      Und    in   gleicher 

reise,  wie  der  Besitz  eines   durch    Rrtub   erworbenen  Weibes 

llmälilich  als  ein  Merkmal  höherer  Stellung  angesehen  wurde» 

schab  es  sicher  mit  dem  Besitze  überhaupt  mehrerer  fremder 

ier  einheimischer  Frauen  ^\*^ 

Auch  Westermark,  welcher  der  Raubehe  keine  so  grofse 
Bedeutung  beimifst,  gieht  doch  zu,  dafs  das  Streben  nach 
Ansehen  eines  der  Hauptmotive  zur  Erwerbung  mehrerer 
Weiber  war. 

„Eine  gröfsere   Zahl  von  Weibern   —   meint  derselbe   — 
hebt  das  Ansehen  des  Mannes  nicht  nur,  weil  sie  sein  Venutigen 
und  die  Zahl  seiner  Kinder  vermehrt,    oder    weil   sie   ihn    be- 
iigt, freigebig  zu  sein  und  fUr  Fremde  und  Gäste  ein  offenes 


'  WePtennark.    S*  440.    Verei.  auch  WellhÄUÄen,  Dm  Ehe  bei  den 

ern  in  den  Nachrichten  der  k,  Gesellschaft  zu  ööttmgen»  No.  U, 
S.  4m  £. 

«  Weetermark.    S.  441. 

«  Westermark,     S.  4m. 

*  Klemm  a,  a,  0.  IV,  S,  149.  Vgl.  auch  Waitz  a.  a.  0.  IV.  S.  416. 
fergl^  auch  Pallas,  Reise  durch  verschiedene  Provinzen  des  russischen 
Iciches  in.     S.  314f. 

^  Herbert  Spencer,  Principien  der  Sociologie.  iDtßch,  von  Vetter.) 
Ild.    IL     1887.     S.  2.58  ff.     Vergl.   auch   KrapC  Reise  in  Oatafrika.   IL 
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Haus  zu  führen,  sondern  auch,  weil  sie  eine  Überlegenheit  in 

f)ersönlichen  Fähigkeiten,  an  Reichtum  und  Rang  voraussetien 
äfst.  Die  Reisebesclireibungen  wimmeln  von  Angaben  wie: 
„die  Bedeutung  eines  Mannes  steht  immer  in  geradem  Ve^ 
hältnis  zur  Zahl  seiner  Frauen**,  oder  „die  Polygamie  gilt  für 
den  besten  Beweis  des  Reichtums  und  Ansehens'.  So  wird 
derjenige  Apache,  der  die  gröfste  Zahl  von  Frauen  erhalten. 
heiraten,  durch  seinen  Reichtum  anziehen  kann,  des  grOl&ten 
Ansehens  und  der  gröfsten  Ehre  ftlr  würdig  erachtet*.* 

Diese  Polygamie  bildete  natürlich  eine  festere  Eheform  in 
Vergleich  zu  den  vorangegangenen,  wenn  auch  durch  Sitte  und 
Recht  gegebenen,  so  doch  viel  freieren  Eheverbindungen. 

„Da  die  Ursachen,  —  meint  Westermark  —  welche  die 
Dauer  der  Ehe  beeinflussen,  in  so  hohem  Mafse  mit  den  die 
Form  der  Ehe  bestimmenden  Momenten  zusammenfallen  —  in- 
soweit sie  die  Monogamie  und  die  Vielweiberei  betreffen  —  w 
dürfen  wir  erwarten,  strenge  Monogamie  mit  Beständigkeit 
Vielweiberei  mit  Unbeständigkeit  der  Ehe  verbunden  za  sehen. 
Doch  ist  dies  nur  zum  Teil  richtig.  Wenn  die  Monogamie 
ihre  Entstehung  hauptsächlich  der  Unfähigkeit  des  Mannes  ▼e^ 
dankt,  viele  Weiber  zu  erlangen,  oder  wenn  die  Vielweiberei 
ihm  keine  ökonomischen  Vorteile  bietet,  so  trachtet  er  in  vieles 
Fällen  danach,  die  Schattenseiten  der  Monogamie  durch  häufigen 
Wechsel  der  Lebensgeftlhrtin  wettzumachen*."  Im  Vergleicb 
mit  einer  solchen  Monogamie,  wo  das  Band,  welches  den 
Gatten  und  Vater  an  seine  Familie  fesselt,  noch  ein  ziemlich 
loses  ist,  ist  die  Polygamie  ein  Fortschritt  auf  dem  W'ege  der 
Ausbildung  dauorliafterer  und  edlerer  Beziehungen  sowohl 
zwischen  den  Ehegatten  wie  auch  zwischen  dem  Vater  und 
seinen  Kindern  zu  nenn(;n.  In  dieser  Beziehung  äufsert  »ich 
das  Streben  nach  Macht,  diesmal  seitens  der  Frau,  als  ein  ver 
edelnder,  humanisierender,  socialer  Faktor. 

Zuerst  zeigt  sich  die  differenzierende  Wirkung  de» 
Strebons  nach  Macht  in  ihrer  absondernden  rangabstufenden 
Form. 

^Wo  Vielweiberei  vorkommt,  —  meint  Westermark  — 
erscheint  sie  in  der  Regel  derart  abgeändert,  dafs  sie  sich  der 
Monogamie  nähert,  erstens  durch  die  höhere  Stellung,  welche 
einer  der  Gattinnen,  gewrilmlich  der  zuerst  erwählten,  eingeräumt 
wird,  zweitens  durch  den  der  Lieblingsfrau  hinsichtlich  de» 
Geschlechtsverkehrs  gegebenen  Vorzug®.**  Bei  den  Kaffem 
wird  eine  der  Frauen,  welche  nicht  immer  die  erstgeehelichte 
zu  sein  braucht,  als  die  grofse  Frau  (omkulu)  bezeichnet,  und 
ihre    männlichen    Kachkommen    sind    zunächst    zur   Eirbfolge 

'  A.  a.  O.  S.  494. 
2  A.  a.  O.  S.  5:^;. 
^  A.  a.  ().    S.  444  ff. 
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berechtigt.  Es  folgen  dann  zwei  andere  Frauen,  die  tiefer  ira 
Kange  stehen,  die  Frau  der  rechten  und  die  Frau  der  linken 
Hand,  deren  Hüuser  ebentallä  bevorrechtigt  sind  und  beim  Er- 
löschen  de«  Hauses  der  grolsen  Frau  an  deren  Stelle  treten  '. 
Zuerst  allerdings  ist  die  Hauptfrau,  ebenso  wie  die  Neben* 
frauen,  Sklavin  des  Mannes,  welcher  sie  befahlt  hat^.  Aber 
allmählich  erweitern  sich  die  Rechte  der  bevorzugten  Frauen, 
ihre  Stellung  dem  Slnnne  gegenüber  wird  eine  freiere,  gerechtere. 

!  Sie  reden  ihren  Lebensgefährten  mit  einem,  unHerem  ^ Gemahl '^ 
entsprechenden    Ausdruck    an,    während    die    Kebsweiber    ihn 

;  Gebieter  nennen".  Allerdings  ändert  sich  zunächst  die  Lage 
der    übrigen    Weiber   zum    Schlechteren,    sie    sinken    auf   die 

Ij  Stute  von  Kebsweibern  und  Mägden  hinab,  die  öfters  unter 
den    Launen    der  herrschsüchtigen    Hauptfrau    viel    zu   leiden 

I    haben.    Hier  zeigt  sich  also  auch  die  Schattenseite  der  differen- 

I    zierenden  socialen  Macht. 

^k        In  dem  Moment  aber,  wo  die  Nachahmung  der   niederen 

WStände  ihre  Wirkung  auszuüben  anfiingt,  ändert  sich  die  Lage 
der  Frau  erheblich  zum  Besseren,  es  entsteht  die  einzelne  Familie 
und  die  einzelne  dauerhafte  Ehe,  in  welcher  sich  die  Ehe- 
galten  und  Kinder  zu  einer  nicht  nur  dauerhafteren ,  sondern 
auch  viel  innigeren ,  gerec liieren  und  edleren  Lebensgemein- 
schaft vereinigen.  Dies  komnit  zustande  durch  die  Wechsel- 
wirkung der  höheren  und  niederen  Stände.  Da  die  ärmeren 
Mitglieder  der  (Teaellschaft   sicii    den    Luxus   der  Vielweil>erei 

;'  nicht  gestatten  konnten,  so  mut'sten  sie  sich  mit  einer  einzigen 
Frau  begnügen,  die  sie  oft  auf  friedlichem  Wege,  manchmal 
auch  durch  Raub  erlangten.     „Was  «o  geschaflFen  und  als  das 

j    Zuträglichste  erkannt  wird,  das  beiligt  dann  die  Sitte  und  das 

r  Gesetz""*,  bis  es  schliei'slicli  gelingt,  auch  den  Höheren  und 
Höchsten  die  Monogamie  zur  Pflicht  zu  machen.  Andererseits 
wirkt  die  freiere  und  bessere  Stellung  der  Frau  des  Vornehmen 
wohlthuend  auf  die  Lage  der  F'rauen  der  niederen  Stände  ein, 
welch'  letztere  eben  den  höhergestcllten  Mitgliedern  nachahmen, 
und  die  Rechte  von  deren  Frauen  auch  ihren  eigenen  Frauen 
zugänglich  machen.  Ks  wird  als  etwas  Vornehmes  betrachtet, 
die  Frau  human  und  edel  zu  behandeln. 

So    wird    die    veredelte    Monogamie    zur    Grundlage    der 

LÄpäteren    GeselUchaft    —    und    eine    der    allerwich tigsten    Er- 

■fauigenschaften  auf  socialem    und  sittlichem  Gebiete  ist  damit 

n|fewonnen  ^. 

f  So  wirkt  im  social-öko nomischen  Leben  des  Menschen  der 

L^^ltungs-  oder,  wie  Schmoller   ihn  treffend  nennt,    Rivalitäta- 

^^^M  Fritach  a.  a.  O,    S.  92. 
I^^^V  lirofse  a.  &.  O.    8.  109. 
^^^•«  Weetermark  a.  a.  O,    S.  449 
!  *  Lippert  a.  a.  O.  IL    S,  S5. 

•  VcrgL  auch  Tarde  a.  a.  0.    Kap.  IV.    S.  232—2^52. 
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trieb  in  seinen  aristokratischen  und  demokratischen  ÄuÜBerungi- 
formen  fördernd  und  anspornend  auf  die  Entwicklung  neuer 
Bedürfnisse,  neuer  Erwerbszweige,  neuer,  edlerer,  höherer 
Rechts-  und  Familienverhältnisse  ein,  verleiht  der  menschlichen 
Gesellschaft  die  Vielheit  und  Variabilität  der  socialen  und  rechv 
liehen  Bildungen,  die  {\Xr  die  Vervollkommnung  der  cinzeben 
und  der  Gesellschaft  so  unentbehrlich  sind.  Der  Kampf  der 
verschiedenen  Klassen  um  die  Bedürfnisse  und  die  sociale 
Machtstellung  zeigt  sich  auch  auf  dem  Gebiete  des  socialen 
Lebens  als  die  Grundbedingung,  als  conditio  sine  qua  non  der 
menschlichen  Entwicklung  überhaupt  ^ 

Das  Gesagte  giebt  uns  die  Möglichkeit,  auch  den  zweiten, 
von  uns  in  dem  vorangegangenen  Kapitel  besprochenen  Wider 
Spruch  im  Phänomen  der  Bedürfnisentwicklune  zu  lösen.  Die 
Entwicklung  der  Bedürfnisse  schien  unmöglich  zu  sein,  weil 
jedes  neu  entstandene  Bedürfnis  eine  ihm  entsprechende  Arbeiti- 
leistung  voraussetzt,  während  diese  Arbeitsleistung  ihrersein 
ohne  das  Bedürfnis,  auf  das  dieselbe  gerichtet  ist,  undenkbar 
wäre.  Dieser  Widerspruch  löst  sich  aber  leicht,  sobald  wir 
das  sociale  Moment  und  die  Verschiebung  der  Bedürfnisse  in 
Betracht  ziehen.  Das  neuauftauchende  Bedürfnis  trägt  bei 
seiner  Geburt  hauptsächlich  den  Charakter  eines  socialen  Be- 
dürfnisses, d.  h.  es  entspringt  mehr  aus  dem  GteltungstrieK 
aus  der  Kuhm-  und  Herrschsucht,  dem  Ehrgeflihl  etc.  Ob 
nun  die  Arbeit,  die  zur  Befriedriedigung  solch'  eines  Bedflrf- 
nisses  verwendet  wird,  selbst  wiederum  mehr  aristokratischer 
Natur  ist,  d.  li.  selbst  als  vornehme,  edle,  auszeichnende 
Thätigkeit  auftritt,  wie  z.  B.  die  ursprüngliche  Zähmung  der 
verschiedenen  Tier-  und  Vogelarten,  die  Tabakspflanzung  de» 
Negers  etc.,  oder  ob  diese  Arbeit,  bei  stärkerer  Ausprägung 
der    socialen   Abhängigkeitsverhältnisse,    von    vornherein  den 


'  li<'kaiintlich  unter8choidet  Nietzsche  in  jeder  Gesellschaft  Herr« 
und  Sklaven  und  dementsprechend  teilt  er  auch  die  sittliche  Welt- 
anschauung^] der  Menschen  in  Herrenmoral  und  SklaveDmoral.  Nietzsche 
selbst  erklärt  sich  für  die  erstere,  während  er  die  letzere  mit  aller 
Gewalt  und  Bt>frci.sterunfr  eines  jreniale  Denkers  zu  bekämpfen  surhu 
«Während  alle  vornehme  Moral  aus  einem  triumphierenden  Ja-»gen 
zu  sich  stdber  heraus  wächst,  sapt  die  Sklavenmoral  von  vomhereiB 
Nein  zu  einem  „Aufserhalb",  zu  einem  ^ Anders*^,  zu  einem  Xicht-selbrt, 
und  i«"s  Ni»in  ist  ihre  schönf erische  That."  Dieses  trifft  ent- 
schieden nicht  zu.  Die  Gesellsciiaft  is  allerdings  in  herrschende  und 
untergeordnet«;  Klassen  geteilt,  und  diese  sociale  Differenzierung  ist  eb«a 
die  Bedingung  jeder  sociahMi  Kvolution.  Aber  in  jedem  „Sklaven"  irt 
nucli  die  „Herrennatur" ,  wie  auch  in  jedem  Herrn  die  ^Sclavennatur" 
zu  erkennen.  Und  beide  Schieliten  (Ter  Gesellschaft,  die  hcmoheDde 
wie  die  untergeordnete,  entwickeln  sieh  „aus  einem  triumphierenden 
Ja-sagen  zu  sich  sel])st'-.  Vergl.  Nitzsehe,  Zur  Genealogie  der  MoiaL 
I.  und  IL  Abhandlung.  Vergl.  auch  Fr.  A.  Lange  a.  a.  O.  Kap.  II  u.  lU. 
(irumplowiez  a.  a.  O.  Absihn.  III.  Engels,  Anti-Dühring.  S.  169— 19i 
Simmel  a.  a.  Kap.  II  und  IV. 


der   social  Schwächeren    und 
^  rird ,    wie    bei    den    Rtlniern ,    äie    ihre    öklaven    zu 

allerlei  achwierigen  und  manchmal  qualvollen  Arheitsein- 
richtungen  zwangen,  um  Objekte  zu  «chaÖen,  die  ihren  Herren- 
gelüBten  entgegenkamen,  —  in  beiden  Fällen  entspricht  die 
Arbeit  uräprünglich  eben  dem  Streben,  sieh  auszuzeichnen,  die 
Würde  des  Menschen,  dea  Höheren,  des  ^Übermenschen**  zu 
betonen.  Hat  sieh  aber  dieses  Bedürfnis  auch  unter  den 
aiederen  Ständen,  im  Kreise  der  Unvornehmen,  der  einfachen 
Menschen,  dank  dem  Nachahniung«trieb^  Verbreitung  verschafft, 
60  streift  das  Bedürfnis  seinen  „übermenschlichen'*,  vornehmen 
Charakter  ab ,  und  damit  verliert  es  auch  die  in  dt^niselben 
hervortretenden  rangabliebenden ,  differenzierenden  Momente. 
Jetzt  erst  treten  die  physischen,  ästhetischen  Beziehungen  des 
Menschen  zu  den  Befriedigungsobjekten  deutlicher  hervor, 
es  entsteht  dann  tliatsächlich  ein  neues,  dem  Erhaltungs-, 
Schönbeita-  und  OeselligkeitÄtriebe  entsprechendes  Bedürfnis* 
Das  auf  dic^e  Weise  demokratisierte  Bedürfnis  hülst  zum  Teil 
seinen  aristokratischen  Charakter  ein,  es  hört  auf,  hauptsäch- 
lich dem  Streben  nach  Absonderung,  Anerkennung  und  Be- 
wunderung zu  dienen.  Daraus  ergiebt  sich  mit  Notwendigkeit 
eine  wesentliche  Änderung  in  der  Anwendungsmetljode  und  in 
dem  ganzen  Charakter  der  diesem  veränderten  Bedürfnisse 
entsprechenden  Thütigkeit,  indem  dieselbe  immer  zweckmäfsiger, 
wirtschaftlicher  und  produktiver  gestaltet  wird. 
L  In  der  Entwicklung  der  Bedürfnisse  können  wir  demnach 
Bei  wesentlich  verschiedene  Stufen  unterscheiden : 
P  Die  erste  Stufe  bildet  die  sociale  Differenzierung  der 
TOdürinisse.  Dieselbe  bestellt  darin,  dafs  die  höherstehenden 
Mitglieder  oder  Klassen  der  Gesellschaft  sich  durch  die  Zahl, 
die  Form  uml  den  Ohfirakter  der  Befriedigung  ihrer  Bedürf- 
nisse von  den  tieferstehenden,  untergeordneten  socialen  Orupoen 
EU  unterscheiden  und  abzusondern  suchen.  Dadurch  entstehen 
fortwährend  neue  Bedürfnisse  und  neue  Befriedigungsformen 
der  schon  vorhandenen  Bedürfnisse.  Auf  dieser  Stufe  der 
Bedlirfnisentwicklung  spielt  das  aristokratische  Streben  nach 
Aoszeichnung  und  Bewunderung  eine  Hauptrolle.  In  dem 
E weiten  Stadium  der  riedürfnisentwickhuig  tritt  die  Nach- 
ahmung hervor,  die  der  Verbreitung  der  Bedürfnisse  unter  den 
niederen  Schichten  der  Gesellschaft  förderlich  ist.  Mit  diesem 
Momente  verschiebt  sich  der  Charakter  des  Bedürfnisses ,  mit 
diesem  Momente  tritt  das  Streben  nach  Auszeichnung  zurück, 
dagegen  treten  die  anderen  elementaren  Triebe,  wie  der  Er- 
haltungs-  und  Schönheitstrieb,  in  den  Vordergrund  und  dr ticken 
dem  neugewonnenen  Bedürfnisse  ihren  Stempel  auf.  Wir 
können  fast  sagen,  dafs  erst  in  diesem  Stadium  das  eigentiiche 
Dcue  Bedürfnis  entsteht,  da  dasselbe  erst  jetzt,  durch  den 
Eloflufs  des  Volkes,  mehr  und  mehr  den  wirklichen  Existenz- 

Forw;btuie:«u  XIX  4.  —  Qur«witieb.  6 
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bedingungf^n  und  kulturellen  Bestrebungen  der  ganzen  Geieil- 
Bchaft  zu  dienen  aid)lngL  Die  Thatsache,  dafa  die  nwt 
entstandenen  Bedürfnisse  zwei  verschiedene  Stadien  in  ihr« 
Entwicklung  durchlaufen,  bedingt  die  Verknüpfung 
schiedeoer  Triebe  socialer,  ästhetischer  und  phy^iologiscl 
Natur  in  jedem  konkreten  Bedürfnisse  und  erzeugt  eine 
Fülle  von  Bedürfnissen,  die  für  die  sociale  und  kulturelle  Al 
biklung  von  höchster  Bedeutung  ist  *. 

Da  die  höheren  Kreise  der  Gesellschaft  bei  der  Befriedi^ng 
und  Vermehrung  ihrer  Bodtirfnisse  hauptsächlich  dem  Beiftrmi 
zu  imponieren  und  ihre  sociale  Macht  zu  betonen  folgen^ 
ist  es  selbstverständlich ,  dafs  sie  hei  der  Wahl  der  Ob| 
die  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfuisse  dienen,  von  lolcl 
Rücksichten  sich  leiten  lassen,  die  nicht  immer  zur  Vere<ll 
und  Vervollkommnung  des  Menschen  und  zur  freien  Ent- 
faltung seiner  Natur  führen.  Da  es  ihnen  wesentlich  auf  ihn 
Absonderung  und  die  Hervorhebung  ihrer  Macht  ankommt,  « 
sind  ihnen  vornehmlich  solche  Ohjekte  für  die  BedQi 
befriedigung  erwünscht,  die  selten  vorkommen  und  viel 
oder  auezeichnende  Thätigkeit  zu  ihrer  Herstellung  benfltji 
Es  ist  daher  natürlich,  wenn  sie  mitunter  zu  solchen 
friedigungsformen  ihrer  Bedürfnisse  ihre  Zuflucht  nehmen^  «Ji^ 
gerade  geeignet  sind,  ihre  Gesundheit  zu  zerrütten»  ihre  nomiAifl 
geistige,  ästhetische  und  ethische  Entwicklung  aufzuhülum  und 
zu  vernichten.  Der  unsinnige  verderbliche  Luxus  der  lUiDtfr 
auf  den  wir  später  noch  zurückkommen  werden,  giebt  öä» 
einen  genügenden  Bew^eis  dafür.  Erst  das  EingretlSeii  itn 
niederen  Stände,  durch  welches  das  Motiv  der  Aosondenioi 
zurückgedrängt  wird,  schafft  darin  Wandel,  und  von  den  ver 
schiedenartigen  Objekten  und  Befriedigungsformen  der  Be- 
dürfnisse,  die  durch  Vermittlung  der  höheren  Kreise  in  di<* 
Gesellschaft  eindrangen ,  können  nur  diejenigen  8tandbalSrt^ 
die  thatsächlich  dem  Menschen  zu  gute  kommen,  die  EntfaltttOf 
seiner  goistigen  und  physischen  Kräfte  begünstigen.  ¥r^ 
innerhalb  des  erweiterten  Kreises  der  Gesellschaft ,  der  Ji^ 
Stände  und  Klassen  umlMst,  entspinnt  sich  ein  Kampf  sowohl 
zwischen  den  verschiedenen  oeuautgetauchten  Bedürfnis«^ 
wie  auch  »wischen  den  vcrscliiedenen  (Objekten,  die  zu 
Befriedigung  dienen,  bis  schliefslich  diejenigen  Bedüri 
und  Objekte  ihrer  Befriedigung  siegen,  welche  that^i* 
dem  Wohl  des  Menschen  und  seinem  Fortschritt  zu  djeiK» 
geeignet  sind.  „Die  Lust-  und  Unlustgefühle  ncltigen  d» 
Menschen,  ^aus  sich   heraus  zu   gehen**,   sie  veranlassen  fts* 


^  Di<^  Hpdfirfnisi^o  ändern  sich  mit  diT  Einfahmug  neii^  Gfitor, 
mit  rl ereil  Verwendnnf^  und  mit  der  Auftiudim^  neuer  verwcithurf 
Eigensebaftoii  an  st-lion  anerkannten  Gütern,  ssowie  mit  dem  stei^niU« 
oder  sinketiden  Preise  der  begehrten  Diuge.  Hermann  a.  a.  0.  S*  102^ 
Verj^L  Trmriies,  «ftemeinsohaft  und  Geaellachaft".     1887.     S.  53. 


yBtend,  suchend,  üheriegend  das  aufzusuchen,  was  ihn  vom 
chnierz  befreit,  was  ihm  Befriedigung  und  GHlck  verschafft'.** 
her  dies  Suchen  und  Wählen  wäre  unmöglich,  wenn  nicht 
ie  höheren  Schichten  der  Gesellscliaft  eine  Fülle  von  Be- 
llrfnissen  und  Befriedigungsformen  gem^haflen  hätten ,  unter 
enen  dann  eine  Auswahl  getroffen  werden  konnte.  Mit  anderen 
iTorten,  für  die  Entwicklung  der  ineni?chlichen  Bedürfnisse 
tid  der  im  Menschen  schlummernden  Kräfte  ist  es  notvirendig, 
dfa  sowohl  die  höheren  wie  die  niederen  Klassen  der  Gesell- 
^haft  mit  ihren  eigenartigen  Motiven  und  Triebt^n»  die  in  das 
►ciale  und  wirtschaftliche  Leben  eingreifen,  Hand  in  Hand 
AeUr  tim  die  menschliche  Thätigkeit  den  allgemeinen 
ireasen  der  Geaetkchaft  anzupassen. 


f 


Kampf  um  die  ästhetische  und  wirlschaftliche  Thätigkeit. 

Ebenso  wie  für  die  Entwicklung  und  Vervollkommnung 
^r  inenschÜchen  Bedürfnis^se  die  Wecliselwirkung  der  herr- 
Jienden  und  untergeordneten  Gesellschaft-sÄchichten  und  der 
rt während  bestehende  Kampf  zwischen  ihnen  notwendig  ist, 
lenso  ist  jede  Entfaltung  der  geistigen  wie  der  wirtscliaft- 
jheo  Thiitigkeitsformen  undenkbar  ohne  Reibung  der 
jrechiedenen  socialen  Gruppen  und  Elemente  innerhalb  einer 
id     derselben     Gesellschaft     und     ohne     deren     beständige 

(kung  aufeinander. 


a.    Kunst  und  Handwerk. 


^Das  Gemüt  des  Menschen  beendet  sich  in  einem  Zustande, 
man  um  so  genauer  als  einen  ästhetischen  bezeichnen 
Ein,  je  mehr  da«  betreffende  Individuum»  wenn  man  es  als 
H  aus  Einzelorganen  zusanmiengesetztes  Ganzes  betrachtet, 
ne  bestimmte  Stelle  seines  Leibes  oder  ein  bestimmtes  Stnnes- 
■gan  als  den  Sitz  oder  Vermittler  eines  freudigen  Gefühles 
isugeben  vermag;  je  mehr  ferner   dieses    Gefühl   gleichzeitig 

^ Charakter  der  Ünerscliöpflichkeit  besitzt,  —  und  endlich 
eniger  diese  freudige  Empfindung  mit  der  Abnutzung,  der 
üdung  seines  ganzen  Organismus  verbunden  ist 
Das  Vorhandensein  der  Kühe,  das  ist  die  Abwesenheit 
geliehen  Ermüdungsgefüliles  wrlhrend  einer  ästhetischen 
jmmung  und  der  Charakter  der  Unerschöpflichkeit  dieser 
■digen  Stimmung  selbst»  bewirkt  das  eigentliche  Beseligende 
Biner  solchen  Situation^/ 

■  »  G.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  22.  ^ 

*  J.  Popper,  Die  toclinisoh»?»  Fortschritte  nacli  ihrer  ästhetiachen 

künstlenscberi  Bedeutunjjr,     (Leipxig  1888.)    S.  25 — 38. 
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Jedes  Kunstwerk  raufs  eben  diese  nicht  zur  GniiQdiD{ 
führende,  freudige,  als  eine  gleichmäfsige  Welle  UberalleTdk 
unserer  Seele  und  unseres  Körpers  sich  rerbreilend«  fr 
regung  hervorrufen ,  um  als  eine  ästhetische  Schöpf mig  gdtm 
zu  können. 

Um  ein  solches  Kunstwerk  zu  schaffen^  dazu  gebOft  rät 
langwierige,  öfters  sehr  ermüdende,  höchst  kanse&tTMrti 
Thätigkelt.  Die  ästhetische  Stimmung  an  sich  würde  keiDev 
genügenden  Antiieb  zu  einer  künstlerischen  Leistung  darbtetcat 
Mag  der  Schaffensdrang  thatsächlich  in  einem  unbe«tu 
heifsen  Wunsche ^  etwas  Vollendetes  zu  schaffen,  um  sich 
dem  Gefühle  des  Könnens  zu  ergötzen,  seinen  Grün 
mag  irgend  ein  seelisches  oder  körperliches  Kraftbe 
das  eine  Auslösung  in  irgend  welcher  That  gebiete 
heischt,  den  Menschen  zu  künstlerischen  Thätigkeiten^  z.  B.  tm 
Singen  etc*  anspornen,  —  immer  aber  reichen  diese  psychtddiis 
Momente  an  sich  nicht  aus,  um  künstlerisch  vollenciete  Gebilde 
zu  schaffen.  Der  Schaffensdrang  erlahmt  mit  der  waelii$eiifia 
Einsicht  in  die  Beschränktheit  der  menschlichen  Krif\«  toi 
die  stärkste  Aufwallung  erlischt  bevor  die  künstlerische  Tbu 
vollbracht  ist  Es  müssen  andere  Momente  hinzukoninieOt  o» 
den  Menschen  allmählich  zum  wirklichen  Schöpfer  zu  erbebei. 
Hier  äufsert  sich  wieder  das  Streben  nach  Absonderung  nbi 
Anerkennung  als  eine  schöpferische  Macht.  „Die  Kunst  irir 
im  Anfange  eine  vornehme  Thätigkeit  Das  Eigen  tu  inlickf 
der  liberalen  Berufe ^  zu  welcLem  auch  der  Künstlerbemf 
gehört,  liegt  in  dem  Umstände,  dafs  viele  dieser  Thätigkeitü 
in  älterer  Zeit  unbezahlte  Nebenbeschäftigungen  der  PrieÄlff 
oder  anderer  Aristokraten  waren'."*  Die  Kunst  galt  eben  ab 
etwas  schon  an  sieh  Auszeichnendes,  Absonderndes,  BaAf* 
abhebendes,  und  in  dieser  ihrer  auszeichnenden  Eigenschaft  b^ 
ihr  hoher  Wert.  Sie  befriedigte  eben  da«  Streben  nacl 
Macht;  daher  rührt  denn  auch  der  vornehme  Genufa,  den  1I0 
Aristokrat  der  primitiven  Gesellschaft  an  seinem  mitunter  «r 
schöpfenden  uiul  ermüdenden  künstlerischen  Schaffen  zu  finda 
glaubte.  Dieser  innere  Antrieb  zum  Sehaffen  reichte  j^iA 
nicht  aus,  um  etwas  wirklich  Schönes  zu  vollbringen.  De 
primitive  Aristokrat  war  ein  zu  freier  Mensch,  der  mit  seiner 
ganzen,  von  intenaiven,  aber  schnell  vortlbergeh enden  Leid«»^ 
Schäften  beherrschten  Seele  zu  sehr  an  der  Freiheit  hing»  «» 
sich  irgend  einen  Zwange  sei  es  auch  im  Namen  der  frei« 
Kunst,  gefallen  zu  lassen.  Er  konnte  daher  nicht  weit  W 
dem  Gebiete  des  künstlerischen  Schaffens  fortkommen^  dai 
was  aus  diesem  Schaffen  entstand,  blieb  meistens  nur  gering* 
wertiges  Stückwerk. 

Allmählich  aber  verbreitete  sich  die  künstlerische  ThStigkfft 

'  SchiDoller,  Gnmdrifs*    S.  353. 


XIX  4. 


85 


N 


auch  iDnerhalb  der  übrigen  Schichten  der  Oeaellschaft.  Die 
hohe  Aristokratie  begünatigte  die  Verbreitung  in  den  weiteren 
Kreisen  des  Volkes  der  im  Antang  als  vornehm  erachteten 
künstlerischen  Thätigkeit  und  nahm  nnnraehr  für  «ich  den  viel 
leichteren,  vornehmeren  Genufs  an  den  Kunstprodukten  in 
Anspruch,  Die  Kunst  und  ihre  Wirkung  differenzierten  sich 
innerhalb  der  GeselUchaft  Der  GenuTs  am  Produkte  des 
künstlerischen  Schaffens,  die  Beurteilung,  die  Wertschätzung 
der  künstlerischen  Leistung  blieb  imch  wie  vor  ein  Privilegium, 
ein  Monopal  der  aristokratischen  Gesellschaftskreise,  während 
die  künstlerischen  Leistungen  selbst  den  Mitgliedern  der 
mittleren  und  unteren  Kreise  zutieleo.  Die  Kunst  wurde  ftlr 
die  letzteren  ein  Mittel  zum  Erwerb,  zur  Erlangung  von 
Lebensmitteln  und  manchmal  auch  der  Gunst  der  Mächtigen. 
Diese  Nebenzwecke  verhalfen  dem  Künstler  aus  den  unter- 
geordneten Klassen  dazu^  die  für  die  Erlangung  grofser  Ge- 
schicklichkeit und  ungewöhnlicher  Fertigkeit  zur  Ausübung 
des  Berufes  notwendige  Ausdauer  und  Konzentration  der 
;£räfte  zu  gewinnen.  Nun  wissen  wir  aber,  dafs  die  wahre 
Kunst  immer  frei  bleiben  mufs,  sie  verträgt  keine  Unterord- 
nung unter  irgend  welche  Nebenzwecke,  sie  bleibt  immer 
Selbstzweck*  Daher  sehen  wir  dort,  wo  das  sociale  Leben 
keinen  freien  Künstler  hervorzubringen  imstande  war,  wo  die 
Kunst  zu  den  Sklaven  herabsank,  dafs  sie  dort  nicht  zu 
irgend  einer  nennenswerten  Höhe  sich  erheben  konnte,  „Was 
den  Aufschwung  der  Kunst",  sagt  G.  Fr.  Kolb,  ^am  meisten 
in  Ägypten  hemmen  und  lähmen  mufste,  war  das  Sklaventum, 
in  welchem  sie  darniederlag.  Auf  den  erhaltenen  ägyptischen 
Abbildungen,  welche  Maler  und  Bildhauer  darstellen,  erscheint 
neben  diesen  „Ktlnstlern'*  der  Aufseher  mit  der  Zuchtruthe. 
Ea  waren  Sklaven,  die  zu  Kunstübungen  gepeitscht  wurden  **** 
Aber  sobald  die  Kunst  sich  demokratisiert,  ftlngt  ein  merk- 
wtirdiger  Prozefs  der  Differenzierung  an,  die  man  in  eine 
«ubjektive  und  eine  objektive  Differenzierung  einteilen  kann. 
Aus  der  grofsen  Zahl  von  sogenannten  Künstlern,  die  mittelst 
ihrer  Kunst  eich  wirtschaftliche  und  sociale  Vorteile  zu  er- 
werben suchen,  sondert  sich  allmählich  der  wahre  Künstler  ab, 
der  als  gottbegnadeter  König,  als  ein  freier  Schöpfer  nur 
fieinem  inneren  Drange  folgt,  ohne  Rücksicht  auf  Nebetizw^ecke, 
Die  übrigen  sogenannten  Künstler,  die  vielleicht  einen  hohen 
Grad  von  Fertigkeit  in  ihren  Kunstübungen  erreichen»  bleiben 
eben  nur  Handwerker  in  der  Kunst  Aber  auch  das  Handwerk 
selbst  entsteht  auf  diese  Weise.  Im  Anfange  wurde  eben 
Gewerbe  und  wirkliche  Kunst  in  eine  einzige  Kategorie  zu- 
sammengeworfen. Daher  dienten  auch  die  Produkte  der 
primitiven  gewerblichen  Thätigkeit  mehr  dem  teinen  ästhetischeii 
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Genula  der  höheren  Xhissen  ak  irgend  welchen  wirlachaMiclieii 
Zwecken,  „Die  gewerijliche  Thiltigkeit  scheint  allerwfUti  von 
der  Körperbeuialung,  iJurchbohrung  oder  gonstigen  Verunsul- 
tungen  von  innzelnen  Körperteilen  auszugehen  und  nach  undtiAdi 
fortzusc^hreiten  zur  Erzeugung  von  Schmuck,  Maaken^  Rinden- 
Zeichnungen,  Petroglyphen  und  ähnlichen  Spielereien*  l>ie 
Töpferei,  die  Holzöchuitzere!  und  sogar  die  Flechtkunnt  be- 
ginnen mit  der  Erzeugung  von  Tiergestalten,  und  seibat  ab 
man  zur  Herstellung  von  Gegenstftndtin  des  täglichen  G^ 
brauches  (Töpfen,  Schemeln  etc.)  übergeht,  wird  die  Tierfeir 
mit  merkwürdiger  Konsequenz  festgehalten*.**  Daher  dii 
au fserord entliche  Feinheit,  die  die  Produkte  der  primitmai 
Gewerbe  auszeichnet.  Gewerbe,  die  sich  mit  den  Lebeoi» 
bedingungen  der  Germanen  vertragen^  haben  stellen wei*' 
Hang  von  wirklichen  Künsten  erreicht.  „Die  Gewebe  und  1  ..- 
arbeiten  der  centralaaiatischen  Stämme  genügen  auch  dea 
ästhetischen  Ansprüchen  höherer  Völker^.***  Das  Handwerk 
befand  sich  auch  zuerst  in  der  Hand  der  höheren  Stflod«. 
Diodor  erzählt  von  einer  Insel  Panchäa,  dem  gtücklicbeo 
Arabien  gegenüber  im  roten  Meere  gelegen.  Dieselbe  habe  eine 
eigentümliche  sociale  Verfassung.  Unter  anderem  zerfalle  dit 
Bevölkerung  in  drei  Kasten,  von  denen  die  höchste  Kaste  lii* 
Priester  und  Handwerker  bilden^. 

Erst  allmählich  beginnt  das  Handwerk  sich  in  den  unlir 
geordneten  Klassen  zu  verbreiten  und  wird  zur  beztUtOB 
technischen  Leistung.  Die  ältesten  Handwerker  sind  di^ 
Metallarbeiter.  Sie  sind,  wenn  auch  nicht  ganz  so  alt  wie 
Erfindung  des  Metollgusses,  so  doch  entstanden  ^  sobald 
Technik  denselben  sich  vervollkommnet  und  eine  bedenten« 
erlernte  Kunstfertigkeit  dafür  erfordert  wurde*.  Dteaes  Han« 
werk  war  also  eine  Art  Kunst  und  verlieh  ihrem  Besitze 
eine  relativ  höhere  sociale  Stellung  als  die  der  übrigen,  mit 
gewöhnlieben ,  keine  besondere  Kunstfertigkeit  erheisch entlen 
friedlichen  Beschäftigungen.  ^Der  Metallschmied  tritt  un* 
zuerst  als  Aristokrat  und  Zauberer,  als  Kenner  aller  Geheim* 
niase  der  Natur,  als  Arzt,  oft  auch  als  Musiker,  als  Wirt^ 
dem  alle  lauschen,  entgegen*/  ^Noch  in  der  homerischen 
dient  die  Sehmiede  als  ein  Lokal,  wo  sich  ebenso  wie  in  der' 
Lesche,  dem  Klubhause  der  Gemeinde,  die  Nachbarn  3cum 
Gespräch  zusammenfinden,  namentlich  zur  Winterzeit,  wo  man 


die 
niM 


'  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.    (2.  Aufl.)    S,  S8L 

-  E.  Grofse  a,  a.  O.  8.  94,  VergL  Fritsch  a.  a,  O*  8w  70  ff  oai 
raulitschke  a.  a.  O.    S.  236. 

»  Dfndor  II!.  305. 

*  Ed.  Mever,  EHe  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Altertums.  Sw  14. 
VergL  auch  k'  SehmoUer  a.  a.  O.  S.  78—124.  " 

""  0.  Schmüller,  Grundrifs  etc.    S.  21)8. 
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11»  wärmendes  Feuer  auftucht.  Auch  die  Bettler  tiiiden  hier 
&ine  Unterkunft  für  die  Nacht'.** 

Ebenso  ge«ehiekte  Künstler-Handwerker  waren  die  Erz- 
giefaer.  die  Thonarbeiter ,  welche  die  kostbaren  MetaÜarbeiten 
in  Thon  nachbildeten,  die  eigentlichen  Künstler  in  Thon,  Stein^ 
Metall,  der  Zimmermann,  der  Hiioser  für  Götter  und  Menschen, 
Pflü|t!^e,  Schiffe  bauen  kann.  Auch  die  Spielleute,  die  Tänzer, 
Gaukler^  Musiker,  Sänger  etc, ,  die  Zauberer,  die  zur  Zeit 
ärztliche  Funktionen  verrichteten  —  diese  alle  bilden  eine  Art 
M  i  1 1  e  I  8 1  a  n  d  j  weil  die  Grofeen  und  Mticbtigen  hesondei'» 
ihrer  Kunst  bedurften*  ^Stets  erhielt  sich  der  Zauberer,  der 
Sänger,  der  Spielmann,  der  Musiker,  der  «ich  bezahlen  liefs, 
neben  dem  vornehmen  Aristokraten,  der  ähnliche  Künste  ohne 
Bezahlung  ausübte.    Als  Diener,  als  Sklave  an  den  Ilöfen  der 

IGrofsen  fanden  sich  die  Talente^  die  Spafsmacher  oder  Gaukler, 
|lie  Musiker  oder  Sänger  zusammen;  geistige  und  künstlerische 
Begabung  a  u  s  d  e  n  u  n  t  e  reu  Ständen»  aus  anderen  Ländern 
Iconnten  nur  so  ihr  Brot  finden-,"  Die  Geschicktesten  und 
Talentvollsten  unter  ihnen  fanden  nicht  nur  ihr  Brot,  sondern 
auch  Anerkennung,  reiche  Belohnung  und  Bewunderung;  sie 
dienten  durch  ihre  Leistungen  nicht  nur  ihren  materiellen 
Interessen,  sondern  auch  ihren  socialen  Trieben. 

Selbstredend  hat  sielt  innerhalb  der  sogenannten  Künster 
die  keine  besondere  künstlerische  Veranlagung,  kein  künst- 
lerisches Talent  zu  ihrer  Ausübung  verlangen ,  die  Zahl  der 
Ausübenden  sehr  rasch  vermehrt.  Dieselben  sinken  dadurch 
EU  einfachen  Handwerkern  herab,  und  mit  ihnen  sinkt  auch 
ihre  Kunst  zum  Handwerk.  Von  da  an  suchte  das  Hand* 
werk,  seinem  wahren  ("harakter  geraäis,  den  Nützlichkeits- 
Interessen  der  ganzen  Bevölkerung,  nicht  nur  dem  ästhetischen 
Genüsse  der  llcrrsc (Kunden  zu  dienen.  So  entstand  das 
Handwerk. 


I 


b.    Theoretische  und  angewandte  Wissenschaft. 

Denselben  Entwicklungsgang  wie  die  Kunst  und  das  Hand- 
werk hatte  die  Wissenschaft  durchzumachen. 

„Die  Wirklichkeit  ist  dem  Menschen  als  ein  grofses  Rätsel 
ÄUi^^^geben,  Der  Versuch .  die  Losung  des  Rätsels  auszu* 
sprechen,  den  Schlilssel  zu  dem  raysterium  magnum  des  Daseins 
EU  finden,  das  ist  die  Philosophie^.** 

Fühlt  al>er  der  Mensch  das  Rätsel  des  Seins,  fängt  er  an, 
ie  Widersprüche,  die  in  den    vor  seinen  Augen   sich   täglich 


'  Etl.  Meyer  a*  a.  CK  S.  16.     Bemerkung. 
«  G,  Sc'hmoUfT,  Thatsachcji  der  Arbt^itsteilung.     8.  81, 
»  Piiali^eUf  Einleitung  in  die  Philosophie»    i.  Aufl.    8.  19.    VergL 
auch  DrobiHch,  Logik.     lB6d.    S.  171  ff. 
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vollziehenden  Erscheinungen  liegen^  zu  begreifen,  w 
Ursachen  ihm  diese  rätselhaften  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete 
»einer  Erfahrung,  diese  Widersprüche  der  äufseren  und  inner«» 
Welty  lebhafte  8chin erzen.  E>ie  erkannte  Unwissenheit  i^t  eine 
QuaL  Daher  wendet  sich  der  Mensch  von  der  Erforscfauiig 
der  Wirklichkeit  ab  und  begnügt  sich  mit  Erklärungen,  die 
ihm  seine  Phanüiöie  spielenderweise  zur  Beruhigung  wwm 
forschenden  Geistes  liefert.  Daher  die  grofse  Beliebtheit  der 
Mythologie. 

Erst  dann  erwacht  in  der  Menschenseele  der  reine  Wftkr 
heitstrieb,  wenn  derselbe  an  der  Qual  dea  Denkens  eine 
besondere  Freude  tindet.  Dies  ist  aber  blofs  dann  der  Fifl» 
wenn  dies  Denken  ein  Privilegium,  ein  Monopol  der  b^herai 
Stände,  der  Vornehmen,  der  Freien  bildet.  Der  hohe  QentiTi. 
den  ihm  die  auszeichnende,  rangabhebendc  Denkt hätigkeit  giebt 
verwandelt  die  Schmerzen  des  Denkens  in  ein  entgegengesetzte« 
LustgefühL  Dafür  sehen  wir  auch,  dafs  das  wahre  Strebe© 
nach  Wahrheit,  die  eigen tliclte  Philosophie,  ursprünglich  blat 
innerhalb  der  wohlhabenden  Klassen  festen  FuHi  fafste, 

„Man  darf  unbedenklich  annehmen,  meint  Fr*  A.  I^an^ 
nachdem  er  uns  die  besonders  gunstige  Lage  Griechenland« 
im  Altertum  geschildert  hat,  dafs  längst  vor  dem  AuftreteD 
der  Philosophen  unter  diesen  Verhältnissen  eine  freiere  uöd 
aufgeklärte  Weltanschauung  sich  unter  den  höheren  Scbicbteii 
der  Geaellschaft  verbreitet  hatte  ....  In  diesen  Kreisen  wol 
habender,  angesehener,  weltgewandter  und  vielgereister  MäaiMf 
entstand  die  Philosophie  ^"  Diese  treibt  dann  im  langsamst 
Wachstum  die  einzelnen  Wissenschaften  als  Glieder  aas  flick 
hervor* 

Aber  dieses  Wachstum  der  Wissenschaft,  die  beetündi^ 
Abzweigung  neuer  wissenschaftlicher  Disciplincn  aus  deis 
Baume  der  Philosophie  geht  Hand  in  Hand  mit  dnr  Demch 
kratisierung  des  Wissenstriebes,  Die  Aristokratie»  die  Ihre 
wissenschaftlichen  Studien  als  eine  vornehme  Tbätigkeit  be- 
treibt, die,  zum  Teil  wenigstens,  den  Zweck  verfolgt^  ihre 
Vornehmheit,  Allweiaheit,  ihren  Abstand  von  dem  unwissende 
Pöbel  zu  dokumentieren,  —  die  Aristokratie,  deren  wissenscbaf^ 
liehe  Beschäftigung  noch  immer  mehr  den  Charakter  des  edlen 
Spiels,  als  der  gemeinen  Arbeit  trägt,  diese  würde  immerfort 
an  der  Lösung  der  unlösbaren  Probleme  des  Seins  und  des 
Denkens  hatten  bleiben,  sie  würde  vielmehr  Freude  haben  an 
erhabenen,  geistreichen,  halb  wissenschaftlichen,  halb  imaginären 
philosophischen  Konstruktionen,  als  an  der  Vertiefung  auf 
einzelne  beschränkte  Aufgaben  und  Probleme,  die  sich  mehr 
der  Wirklichkeit,  den  einzelnen  begrenzten  Teilen  der  Wirk- 
lichkeit  zuwenden.     Die  Specialisierung   der  W^issenachaft  ist 


^  Fr.  A  Laage,  Geschichte  dea  MaterialiBmoi.    1S76.    S.  5. 
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schon  das  Produkt  der  demokratischen  Elemente.  Die  aus 
den  Reihen  der  niederen  Stände  aufkommenden,  begabten 
Naturen  suchten,  indem  sie  die  höheren  nachahmten,  die  rein 
geistigen  Bestrebungen  mit  praktischen  Interessen  zu  ver- 
knüpfen, für  sie  war  die  Wissenschaft  kein  erhabcnesi»  vor- 
nehmes, edles  Spiel  des  intellektuellen  und  ästhetischen  Triebes, 
sondern  eine  ernste  Lebensaufgabe,  dazu  auch  ein  Mittel,  um  sich 
eine  höhere  Stellung,  mehr  wirtschaftliche  und  sociale  Freiheit  zu 
verschaffen.  Deshalb  war  auch  ihre  wissenschaftliche  Thiltigkeit 
eine  viel  ernsterei,  nicht  eine  freie,  'erholende  Beschäftigung, 
sondern  eine  öfter  sehr  anstrengende  und  erschöpfende  Arbeit*. 
Aus  ihren  Reihen  entstanden  aüerdingsdieglänzendsten  iihetoriker 
und  Sophisten,  die  mit  ihrem  Wissen  Sehwindel  trieben^  aber 
auch  die  bescheidenen,  ernsten,  unbemerkt  gebliebenen  Fach- 
männer, die  ihr  ganzes  Leben  vielleicht  dem  Sammeln  von 
Material  für  gewisse  wissenschatltiiche  Zwecke  oder  einem 
einzigen  engbeschränkten  Gebiet  zu\vandten,  wo  sie  mehr 
positive,  aber  wenig  glänzende  und  imposante  Resultante  zu 
erzielen  suchten.  Die  Wissenschaft  wurde  zum  Beruf,  die 
Gelehrten  zu  einer  Berufsklasse. 

Die  Ausbildung  der  Wissenschaft  dankt  man  also  auch  dem 
Streben  der  genannten  Mitglieder,  wenn  auch  nicht  der  aller- 
niedersten,  so  doch  der  niederen  Stände  zur  Erlangung  einer 
höheren  socialen  und  wirtschaftlichen  Stellung^  und  die  prak- 
tische Richtung,  die  dadurch  die  Wissenschaft  erlangte,  ti'ug 
«ehr  viel  zur  Krhöhung  der  Produktivität  der  menschlichen 
Arbeit,  auch  der  materielien,  bei. 

Aber  diese  praktische  Richtung  der  Wissenschaft  und 
der  Künste  hatten  auch  ihre  dunklen  Schattenseiten  aufzu- 
weisen ^, 

Die  materiellen  Zwecke,  aber  auch  die  engen,  beschränkten 
Aufgaben,  drtickten  oft  den  inneren  Wert  der  höheren  Kunst 
und  der  Wissenschaft  herunter,  raubten  ihnen  ihren  hohen 
Flug,  nahmen  ihnen  den  wohlthuenden  Einflufs  der  kombi- 
nierenden  freien  Phantasie.  Daher  die  Notwendigkeit  der 
aristokratischen  Richtung  in  der  Kunst  und  Wissenschaft,  die 
z.  B.  sehr  oft  in  der  Wissenschaft,  obwohl  nicht  ganz  richtige, 
doch   sehr   anregende    philosophische    Konstruktionen    hervor- 


VcrjjL  auch  J,  Popper  a,  a.  O.  S.  1—14. 
*  G.  Schmoller  a.  a,  O.  8.  8L  f,Maii  hat  in  unseren  Tagen  mit 
vollem  Recht  auf  die  äclilimmen  Folgen  hiJigewiesen,  welche  aus  immer 
weiter  v'orschreiteadiT  Verkleinerung  und  Ver»elbsitändigung  des  Unter- 
|iDchung^objektes  für  den  eiuzelnen  Forscher  erwachsen  kann,  und 
ie  ist  iiTfibesondere  bi^tont  worden,  dafs  der  vorgeschrittene  Speeialist 
trotz  grofster  peri5tilicher  ßefähigung  gerade  infolge  der  andauernden 
IdoUerung  de^  Objektes  für  seine  Untersuchungen  sehr  groben  Irrtümern 
verfallen  konnte."  Kniea  a.  a.  0,  8.  7.  Vergl  auch  Fr.  NietMche,  Jen* 
«eita  von  Gut  und  Üüse.     1900.    S.  U^lb, 
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bringt  und  dadurch  den  eigentlich  praktischen  Wtsgenteiiiftin 
neuen  Anstof^  giebt. 

So  wirken  hitir  wiedertim  die  aristokratischen  und  ejinno 
kratischen  Strömungen  im  socialen  Leben  ergänzend  uod  bt- 
fruclitend  auf  einander  ein.  Diese  Wechselwirkung  er 
den  ktiiistleriechen  und  geistigen  Fortsehritt  und  die 
liehe  Thätigkeit\ 


e.    Der  Kampf  ura  den  Boden« 

Nach  der  seit  Olufsen  und  Hansaen  in  der  SocialOkc 
und    Kulturgeschichte   fast    allgemein    verbreiteten    Auffjt)«uQ 
bezüglich     der     Grundeigentumserstehung     sollte    die    koUe 
tivistische  Beeitzform  an  Ginind  und  Boden  die  einzige  Eigeot 
form  in  der  Übergangsperiode  vom  Nomadentum  euid  sefalwAeö^ 
Ackerbau  gewesen  sein. 

Die    Gesellschaften   der   Urzeit   bestehen    z.    B.    nach  »!<! 
Ansicht  La^^eleye- Büchers,    in    dem  Augenblick,    wo   sie  vrn 
Hirtenleben     zum     Ackerbau    tibergehen  ^    aus    Gruppen 
Menschen»    welche   durch   das    Band    einer  gemeinsameD   A\ 
stamm ung  vereinigt  sind.     Alle  sind  Eigentümer   einea  un* 
geteilten  Stückes  des  Gemein debodens^  alle  gleich  und  frö. 

„So    setzt    81  ch    die    Nation    aus   einer  grofsen    Zahl  f« 
kleinen  aelbsliüidigen  Republiken  zusammen,  welche  durch  ( 
föderatives  Band  zusammengehalten  werden  ''.** 

„Denken  wir  uns  ein  Hirtenvolk,  —  sagt  Röscher  —  dl 
sein  bisheriges  Wanderleben  mit  Ackerbau  und  festen  Wolifl 
sitzen  vertauscht  Jedes  Geschlecht  (Stamm,  Clan  etc.)  de 
selben  hält  als  solches  innig  zusammen »  und  die  Mitglied« 
sind,  vielleicht  mit  Ausnahme  des  Häuptlings,  einander  glerrl 

Hier  ergiebt  es  sich  von  selbst  dafs  die  Landschaft,  welcb 
sie  besetz eUj  als  Gemeingut  betrachtet  wird.    Im  fest  geleg^yie^J 
Teile  baut  man    das  Dorf,    dessen    Häuser,    Höfe   und  Gftit« 
in    gewissem    Sinne    das    erste    unbewegliche    Privateigcnt« 
bilden«/ 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  scheinen  sämtlTch 
Quellen,,  die  uns  für  die  Aufhellung  der  urgeschichtlicli€ 
Probleme  zu  Gebote  stehen,  zu  sprechen. 


'   Über   das  Verhälttii»  der   Philosophie  Eur  Wisaenschafl, 
Pftuhen   «.  a.   O,  S.  3 — 45.     Die  Aiiebilann^  der   üatid werke  onl^ 
verschiedeoen  wissenschaftlichen  Disciplinen  mldet  in  social^lcoQO 
Beziehung    eine  der  wiehtiiisten    Formen   der   soeialen    Arbeit^ti 
Dabei  ftpielt  das  socinle  Streben  muh    Geltung   eine   bedeutende 
worauf  wir  sipiUer  näher  eing;ehen  werden. 

»  Ureifrentum.    (Leipzig  187B.)     S.  421. 

'*  Nationalökofiomie  den  Ackerbaues  und  der  verwandten  ürprodok- 
tiouen.  (Stutt^^art  l!s7ai  S.  232  ü\  Ver^d,  auch  G.  Hängten.  Agm- 
hiötoriöcbe  Abhdutilmigeu.    Bd.  L   (Leipscig  1880.)  S.  7—9, 
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Es  zeigt  sieh  iiämlirh,  dafs  Völker  der  verschiedeiiötea 
Rassen,  unter  allen  HimiiieKssirieLen ,  dieBelbt-  eigentlmilichö 
Agrarverfasöting,  die  in  ihren  wesentlichen  Zügen  einen  kollek- 
tiviä tbcheu  Ciiar akter  trägt,  besitzen  ^. 

Zieht  man  noch  in  Betracht,  dafd  fUr  sämtliche  primitiven 
Völker  die  Siedelung  und  das  ZuöaramcDWQhnen  in  Dörfern 
eine  unentbelirlichc  sociale  Einrichtung  ist,  ohne  welclte  ihnen 
jede  Erweiterung  des  bebauten  Feldareala  und  jede  Verbesserung 
der  Bodenkultur  unmöglich  hu  so  ergiebt  sich,  wie  es  scheint, 
von  selbst  die  Annahme,  dafa  die  küUektivi^tische  Dorfver- 
tass ung  als  eine  natürliche  Folge  der  primitiven  Produktions- 
weise die  einzig  unter  solchen  Umständen  denkbare  Rechts- 
rdnung  sei  % 

Trotz  aller  dieser  zu  gunsten  der  genannten  Auffassung 
om  Ursprünge  des  kollektivistischen  Grundeigentums  sprechen- 
den ErwÄgungcn  wird  sich  diese  Auffassung  bei  näherer 
Prtifung  als  eine  zur  Erklärung  der  Entwicklung  der  ver- 
schiedene n  Bodenbesitzformen  unzulängliche  und  mit  den 
Thatsacheo  des  wirklichen  kulturellen  Entwicklungsganges  un- 
vereinbare Hypothese  herausstellen. 

Zuei*«!  raufs  darauf  hingewiesen  werden,  duls  diese  Hypo- 
these, die  das  kollekti  vis  tische  Grundeigentum  als  die  erste 
Besitzform  an  Grund  und  Boden  bei  den  zur  festen  Ansiedlung 
übergegangenen  Völkern  hinstellen  zu  können  glaubt,  nicht  im- 
stande ist,  irgend  eine  l*efriedigende  Erklärung  für  die  Entstehung 
des  individuellen  Grundbesitzes,  des  bäuerlichen  wie  des 
grundherrlichen,  zu  geben. 

Hinsichtlich  der  Entstehung  des  grund herrschaftlichen 
Bodenbesitzes  aus  der  kollektivistischen  Agrarverfassung  der 
Urzeit  wird  eine  Reihe  von  Gründen  socialpoli tischer,  tech- 
nischer und  socialrechtlicher  Natur  ins  Treffen  geführt. 

Aber  sämtliche  Gründe  sind  schon  deshalb  unzulänglich^ 
weil  dieselbe  schon  die  Existenz  einer  hoch  differenzierten 
Bocialen  Gemeinschaft,  die  aus  wirtschaftlich  und  social  mäch- 
tigen  und  freien  Herrt'n  einerseits  und  aus  machtlosen,  ab* 
hängigen  Untergeordneten  andererseits  besteht,  zur  Voraus- 
•etzung  hat,  während  es  sich  doch  um  die  Erklärung  der  Ent- 
stehung eben  dieser  Macht  und  dieses  V'^ennögens  innerhalb 
einer    undifferenzierten^    auf    vollständiger   Gieichberechtigung 

'  Wie  weit  dieae  ÜbereiDstinimung  auch  in  uebeusät'hlkheu  Diog-en 
reht,  jsmgt  die  bei  verachfedenen  Völkern  festgestellte  Verbreitunjt^  dee 
Brauchen,  bei  der  Bestimmung  der  Orenzc  zwischen  zwei  benaehbarten 
Marken  Kinder  mitzunehmeu  uud  sie  tüchli^  durchzuhauen  ^  damit  sie 
ihr  panze-H  Lehen  hm^  mi  dieses  Ereij^nirf  denken  luid  daaöelbe  bezeugen 
können. 

*  VergL  Roeeher  a.  ii.  O.  8,  242  ff.  Hanssen  a.  a.  O,  8.  2  f.  Laveley- 
Bacher  a.  a.  O  S,  3^.  Kiicbfuhl,  Zur  Geschichte  des  Grundeigentums^ 
In  Coorad'e  Jahrbucbert»  f.  Nationalökoo.  und  Staüstik.  1900.  Bd.  19. 
S.  6  C 
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aller  Genossen  bei-uhenden  Urverfassung  des  Dorfe«  baoddt 
Auch  die  Schilderung  der  Entatehiing  des  bäuerlichen  Sondei» 
besit^es,  welche  wir  in  den  Werken  der  meisten  Kaltuf^ 
historiker  und  Socialükonomen  finden,  läuft  auf  eine  petitii 
prineipii  hinaus^  da  »ie  immer  von  einem  Thatbestana  atn- 
geht^  dessen  Entstehung  erst  durch  diese  Schilderung  eriditt 
werden  sollte. 

Es  ist  aber  eine  andere  Erklärung  für  die  Entstehtiiig  di 
bäuerlichen  Einzelwirtschaft  versucht  worden  und  zwar  dui 
die  sogenannten  ßifänge  im  Walde.  ^Bifänge**»  sagt  Heitsei 
„sind  bei  den  Nomaden  eine  sehr  bekannte  Erscheinung« 
gemein  gilt  bei  ihnen  der  Brauch,  dafs  jeder  das  Recht  hi^ 
in  den  Weidere%ieren  seines  Stammes  ein  Stück  geeignem 
Land  in  Kultur  zu  nehmen,  wenn  er  es  hinreichend  fe«t  ein- 
zäunt \" 

Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  unter  gewissen  UmsUiyicBT 
auf  die  wir  erst  später  näher  zurückkommen,  die  AnsiedluD^ 
von  einzehieii  Bauern  im  Walde  eine  nicht  seltene  Erscheinoog 
gewesen  ist,  aber  jedenfalls  würde  diese  relativ  spJit  sich  im^ 
bildende  Ansiedlungsforra  als  Ausgangspunkt  für  die  Aosbildimg 
des  bäuerlichen  Einzel  wir  tschaftsbetriebes  und  Landbesitie» 
nicht  verwertet  werden  können.  Innerhalb  der  primitiven 
Gemeinschaft  wäre  solch  eine  Absonderung  und  Entfernung  d«r 
einzelnen  Mitglieder  %^on  der  ganzen  Gemeinschaft  ein  Dinf 
der  Unmöglichkeit,  Die  Sippe  gab  ja  dem  primitiven  Menftcliea 
eine  sichere  Stütze  im  Kampfe  um  sein  höchst  bedrohtes  Daseb, 
die  Sippe  war  die  einzige  in  der  Urzeit  zweckmäfsige  Lebeoi* 
form,  die  jedem  einzelnen  Menschen  die  Möglichkeit  zur  Ettt- 
faltung  und  Ausbildung  seiner  Kräfte  sicherte.  ^Der  Einzelhof^ 
der  inmitten  seiner  Grundstücke  wirtschaftet,  kürzt  zwar  dit 
W'ege,  spart  die  Kosten,  stellt  einen  geschlosseneren  Wirt- 
schaftskörper dar  als  die  Bai uern Wirtschaft  im  Dorfe,  aber  das 
«ind  Vorzüge,  die  nicht  so  leicht  bei  niedriger  Kitl  ..lant 

werden  und  wirken  können,  und  denen   andere   N  für 

die  verschiedenen  Lebenszwecke  entgegenstehen.  Das  isoht^rte 
Wohnen  raubt  dem  primitiven  Menschen  die  gewohnte  ge»elh#re 
Umgebung,  oft  auch  den  nötigen  Schutz^."  Andererseits  wEt 
die  primitive  Gesellschaft  in  viel  höherem  Mafse  aU  die  heuüg« 
auf  die  Leistungen  ihrer  einzelnen  Mitglieder  angewiesen ^ 
Eine  Losreifsung  des  einzelnen  Mitgliedes  und  einsame  Ab- 
siedlung im  Walde  würde  ja  sowohl  für  diesen  vereinsamben 
Ansiedler  selbst,  wie  für  die  ganze  primitive  Gemeinschaft  srftf 
geDihrlich  werden  können,  da  sie  die  zweckmäfsige  GrundJag« 


I 


Siedelurig  und  Agrarwesen  der  Westgermaaen  imd  OstgrrmairtB. 
(Berlin  1895.)   Ed.  L   S.  136—137. 


VergL  SciitnoUer  a. 
Vergl.  Simmel  a.  a. 


a.  O.  S.  260. 
O.  S.  22  flf. 
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der  Gesellschaft  zerrüttet,  damit  aber  sowohl  die  ganze  Ge- 
meinschaft ^  wie  auch  den  einzelnen  ihrer  Macht  und  Stärke, 
ihrer  einzig  vernünftigen  Existenzform  beraubt. 

Endlich  läfst  äicli  gegen  die  erwähnte  Auffassung  von  dem 
Ursprünge  des  Bodenkoni tnunismus  folgendes  einwenden.  Es 
wird  ja  von  keinem  ihrer  Vertreter  geleugnet,  dafs  es  schon 
innerhalb  der  Jäger-  und  Hirtenvölker  zu  einer  erheblichen 
Differenzierung  <!er  Gesellschaft,  zur  Ausbildung  erheblicher 
Besitzunterschiede  wenigatens  hinsichtlich  der  beweglichen 
Güter  gekommen  .sei.  Wa^  Moramöen  von  den  Römern  sagt^ 
dajs  läfst  sich  auch  von  den  meisten  anderen  Rassen  und 
Völkern  behaupten,  nämlich  dafs  sich  das  Eigentum  nicht  an 
den  Liegenschaften,  sondern  zunächst  an  Sklaven  und  Vieh- 
etand  entwickeil  habe  ^  Schon  Häuptlinge  relativ  niedrig 
stehender  Jägervölker  besitzen  zahlreiche  Sklaven.  Auch  die 
patriarchalische  Grofefamilie  der  meisten  Hirtenvölker  beruht 
auf  der  strengen  Unterordnung  der  Frauen  und  Kinder  unter 
die  Gewalt  des  Patriarchen,  wie  auf  der  innerhalb  dieser  Ge- 
meinschaft sehr  verbreiteten  Institution  der  Sklaverei.  Nimmt 
man  also  an,  dafs  tiberall  „die  Gesellschaft  dor  Urzeit  in  dem 
Augenblicke^  wo  sie  vom  Hirtenleben  zum  Ackerbau  übergeht, 
nur  aus  G esc hlechtsgenossensc haften  besteht»  deren  Mitglieder 
alle  gleich  und  frei  sind,  dalk  die  Nation  aus  einer  grofsen 
Zahl  von  kleinen  selbsUindigen  Republiken  besteht,  welche  durch 
ein  föderatives  Band  zusammengehalten  werden»  so  entsteht  von 
selbst  die  Frage:  Wie  konnte  sich  plötzlich  die  sehr  weit  in 
ihrer  Differenzierung  vorgeschrittene  Nomadengemeinschaft  in 
eine  bestimmte  Zahl  von  undifferenzierten ,  meistens  armen 
Dorfgenossenschaften  verwandeln ,  die  doch  eine  allgemeine 
Gleichheit  wenigstens  hinsichtlich  des  Besitzes  zur  Basis  ihrer 
socialen  Verfajssung  haben?  Wo  in  aller  Welt  sind  diese 
reichen  Sklaven-  und  Herdenbeaitzer  hingekommen?  Es  ist 
doch  nicht  anzunehmen,  dafs  diese  zu  ihrer  Zeit  so  mächtigen 
und  einflufsreichen  Gewalthaber  der  Nomadengesellschaft  aus 
freien  Stücken,  blofs  zu  Gunsten  der  kommunistischen  Theorie 

IBich  ihrer  Vorrechte  begeben  und  sich  selbst  zu  einfachen 
^Genossen  der  Dorf  republiken  herabgewürdigt  haben*  That- 
Sächlich  zeigt  uns  die  Wirklichkeit  gerade  das  Entgegengesetzte 
^on  dem,  was  die  Theorie  annimmt^. 
Nirgends  in  der  Geschichte  finden  wir  in  der  Cbergangs- 
epoche  vom  Nomaden  tum  zum  sefshaften  Ackerbau  die  bäuer- 
liche Dorfgen ossensehaft  als  die  vorherrschende,  oder  gar  aaa- 
schliefsliche  Form  des  Grundbesitzes  vor.    Umgekehrt  existieren 


I        *  Schmoller  a.  a.  0,  8.  *:^9.   VercL  Moirnnseix,  Römiache  Geschichte. 
^Bd  L   S.  153^ 

ä  Verjjl,  auch  R.  Pöhlmann,  Die  Feld  gerne  iiiechnft  bei  Homer.    In 
der  Zeitachrift  f  Social-  n.  WirtschaftsgeBcliichte.  Bd.  L  (1803.)   8.  4. 
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zu  dieser  Zeit  nebeneinander  und  in  beständiger  Wecbsd- 
wirkung  sowohl  der  kommunistische  wie  der  individuelle 
Grundbesitz,  und  dieser  letztere  tritt  uns  sowohl  in  der  Crestilt 
des  grundherrlichen  wie  des  freien  bäuerlichen  Besitses  (Hufe, 
Einzelhof)  entgegen. 

Die  Annahme  also,  dafs,  auf  irgend  einer  Stufe  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit,  die  genossenschiiit- 
liehe  Besitzform  an  Grund  und  Boden  die  alleinherrschende 
gewesen  sei,  beruht  nicht  auf  wirklichen  Thatsachen,  ist  daher 
als  eine  Hypothese  zu  betrachten,  die  sofort  ihren  wissenschaft- 
lichen Wert  verliert,  sobald  bewiesen  wird,  dafs  sie  uns  keine 
hinreichende  und  befriedigende  Erklärung  flir  die  Entwicklang 
des  Grundeigentums  in  allen  seinen  verschiedenartigen  Ge- 
staltungen zu  geben  vermag. 

Aber  auch  die  entgegengesetzte  Auffassung,  die  den  freien, 
unabhängigen  Einzelmenschen,  insbesondere  aber  den  indivi- 
duellen Bodenbesitz  zum  Ausgangspunkte  der  Entwicklang 
des  Grundeigentums  macht,  ist  nicht  imstande,  die  Entstehung 
der  kollektivistischen  Agrarverfassung  hinreichend  zu  erklären. 
Sämtliche  Adepten  dieser  Ansicht  erfanden  verschiedenartige 
Erklärungen  für  diese  Entstehung,  in  denen  sie  sich  mit  dem 
wirklichen  Entwicklungsgange  des  Grundeigentums  arg  in 
Widerspruch  setzten. 

Es  lohnt  sich  nicht,  hier  näher  auf  die  naive  Ansicht  der 
älteren  Kameralisten  einzugehen,  welche  die  in  Einielhöfien 
wohnenden  freien  Bauern  erst  im  Mittelalter  ihre  abgerundeten, 
die  Bestellung  so  sehr  erleichternden  Feldkomplexe  in  zerstreut 
liegende  Kämpe  zerstückeln  und  ihre  weit  voneinander  ent- 
fernten Wohnungen  in  Dörfer  zusammenrücken  liefsen,  damit 
sie  ihre  Person  und  Habe  vor  dem  plötzlich  aufgetauchten 
Feinde  schützen  könnten.  Es  ist  nicnt  einzusehen,  warum 
eben  diese  Feinde,  seien  es  nun  Menschen,  wilde  Tiere,  oder 
blinde  Naturgewalten,  sich  bis  zum  Mittelalter  so  lange  ruhig 
und  friedlich  verhalten  haben  sollten,  um  jetzt  plötzlich  die 
glücklichen  Bauern  ihre  verderbenbringende  Macht  fühlen 
zu  lassen. 

Die  weitgehendste  Ausbildung  fand  die  Theorie  von  dem 
ursprünglichen  Vorlierrschen  des  individuellen  Besitzes  bei 
Hildebrand  \  «Da  die  Natur'",  sagt  dieser,  „von  freien  Stücken 
nur  selten  so  viel  Nahrungsmittel  auf  einem  Flecke  zusammen- 
häuft,  dafs  eine  gröfsere  Anzahl  von  Individuen  davon  existieren 
kann,  so  leben  die  Mensciien  auf  dieser  untersten  Stufe  auch 
meist  noch  ganz  zerstreut,  d.  h.  nur  in  Familien,  nicht  in 
Horden  zusammen.**  Die  Unzulänglichkeit  dieser  strengsten 
Fassung   der   individualistischen    Theorie    ist    durch    Rachfald 

^  Richard  HiKlebraiid,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  Wirt- 
schaft liihen  Kulturstufen.   Erster  Teil.   (Jena  1896.)  S.  1*24. 
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klar  nachgewiesen.  „Bei  den  Jägern  und  Fiacliern",  bemerkt 
dieser  u.  a.,  „kennt  Hildebrand  nur  die  Sünderfamilie,  bei  den 
Viehzüchtern  tauchen  plötzhch  „SUirame  und  G es cLl echter'* 
auf.  Woher  ao  plötzlicli  dieser  Fortschritt  der  Gesellschaft^- 
Verfassung?  Eine  Etitwicklungsgeschichte  von  Sitte  und  Recht 
hätte  doch  die  Aufgabe ,  die  Ursachen  aufzudecken»  und  in 
Anbetracht  der  Hauptthese,  die  er  verficht,  hätte  Hildt^brand 
unb^^diiigt  die  PHkht,  zu  zeigen,  vvie  dieser  Fortschritt  der 
Gesell fc*chaftsverfa8sung  wesentlich  und  ausschliefslich  zu  er- 
klären  ist  durch  die  inzwischen  erfolgten  wirtschaftliehen 
Fortschritte,  durch  den  tJbergaog  von  der  Jagd  zur  Vieh- 
zucht u.  8.  w.  .  .  Ausdrücklich  wird  bezeugt,  dafs  sich  der 
Biedere  Jäger  vor  allem  als  Glied  seiner  Florde  fühlt  während 
das  Staramesbewufstseiu  nur  ausnahmsweise  praktische  Be- 
deutung gewinnt/ 

^\Vo  ist  in  der  ganzen  Ethnologie  und  Geschichte  — 
fragt  ferner  Kachfahl  —  ein  ganzes  Volk  aufweisbar,  das  als 
Form  der  socialen  (Organisation  nur  die  Einzelfamilie  gekannt 
hätte?"» 

Merkwürdigerweise  ist  fast  von  allen  Forschern  auf  dem 
Gebiete  der  Agrarverfassungsgeschichte  ein  Moment  aufser 
acht  gelassen  worden,  welclies,  wie  mir  scheint,  geeignet  sei, 
auf  das  Problem  der  Entstehung  des  Grundeigentums  ein 
neues  Licht  zu  werfen. 

Wir  müssen  nämlich  hei  jeder  Gemeinschaft  zwei  wesent- 
lich verschiedene  Momente  auseinanderhalten,  das  socialrechtliche 
und  das  ökonomisch-technische  Moment, 

Fassen  wir  diejenige  Agrar verlassung  ins  Auge,  die  uns 
im  allgemeinen  als  Markgenossenschaft  bekannt  ist  und  die, 
wie  6s  scheint,  in  der  Übergangsperiode  vom  Numadentum 
zum  sefshaften  Ackerbau  allgemein  verbreitet  war,  so  tritt 
uns  in  derselben,  in  socialrechtlicher  Hinsicht,  die  primitive 
Gentilverfassung  entgegen,  allerdings  mit  einer  wesentlichen 
Moditicierung  im  Sinne  des  individuellen  Besitzes,  da  der 
gemeinsame  Bodenbesitz  mit  besonderem  Nutzungsrecht  der 
einzelnen,  zur  Zeit  schon  selbständigen  Markgenossen  ver- 
knüpft ist. 

In  ökonomisch-technischer  Beziehung  finden  wir  dagegen  in 
derselben  Agrargemeinschaft  eine  relativ  sehr  hoch  entwickelte 
Bodenkultur,  in  manchen  Fällen  sogar  den  Getreidebau,  der, 
auch  in  seiner  primitiveren  Form,  eine  höhere  Form  des  Land- 
baues  repräsentiert* 

Es  entsteht  also  von   seibat  die   Frage:   wie   konnte   sich 

mne  80  niedrige  socialrechtliche  Agi'ar Verfassung,  wie  sie  t,  B. 

der  Gentilverfassung   zur  Zeit   Cäsars   und  sogar  noch  in 


<  Kach^hl  a.  a.  0.   S.  28. 
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der  Dorfgenossenschaft  der  späteren  Perioden   zum   Ansdrock 
kommt,  mit  einer  hoben  Bodenkultur  vereinigen? 

Da  der  Landbau  von  dem  primitivsten  Hackbau  bis  auf 
den  relativ  hoch  entwickelten  Ackerbau,  der  mit  der  wilden 
Brennwirtschaft  und  erst  recht  mit  der  Dreifelderwirtschaft 
verknüpft  ist,  eine  ganze  Reihe  von  Entwicklungsstadien  und 
technischer  Umwälzungen  zu  durchlaufen  hatte,  so  scheint  ei 
unbegreiflich,  dafs  diese  Veränderungen  und  Umwälzungen  in 
der  Technik  der  Bodenkultur  ohne  jede,  wenigstens  ohne  jede 
merkliche  Rückwirkung  auf  die  Gentilverfassnng  geblieben 
sein  sollten. 

Die  Frage,  die  uns  also  hinsichtlich  der  Argprarverfassang 
in  der  envähnten  Übergangsperiode  vom  nomadischen  imn 
festen  Ackerbau  beschäftigt,  würde  der  bis  jetzt  üblichen  Fnge- 
Stellung  entgegengesetzt  sein.  Die  Dorfverfassung  als  solche 
ist  eine  überall  auf  den  primitiven  Stufen  der  Kultur  ve^ 
breitete,  natürliche  sociale  Erscheinung.  „Bei  der  Sippe  — 
die  doch  auch  in  der  Dorfgenossenschaft  zu  erzeiuien 
ist  —  brauchten  wir  nicht  nach  den  Motiven  ihrer  Grün- 
dung zu  fragen;  eine  Sippe  wird  nicht  geschaffen,  sondern 
sie  entsteht.  Man  tritt  nicht  durch  einen  Entschlofs  in 
ihre  Kreise  ein,  sondern  man  wird  durch  die  Geburt  in  sie 
hineingestellt  ^,^ 

Hierin  liegt  der  grofse  Irrtum  der  Individualisten,  welche 
dieses  natürliche  sociale  Gebilde,  das  uns  auch  in  der  Feld- 
gemeinschaft, obwohl  zum  Teil  schon  in  modifieierter  Gestalt, 
entgegentritt,  auf  irgend  welche  bewufsten  Entschlüsse  zurück- 
führen, seien  es  nun  Entschlüsse  der  Bauern,  die  ihre  indivi- 
duelle Freiheit  angeblieh  aufgeben,  um  in  der  Gemeinscfaift 
ihren  Schutz  zu  suchen,  oder  Entschlüsse  der  herrschenden 
Adligen  und  Könige,  welche  diese  Gemeinschaft  speciell  fär 
ihre  selbst-  und  herrschsüchtigen  Zwecke  geschaffen  haben. 

Die  natürliche  Frage  ist  vielmehr  die:  Wie  war  es  mög- 
lich, innerhalb  der  wenig  differenzierten  Sippengenossenschä 
einen  sehr  erheblichen  Fortschritt  in  dem  Landbau  zu  erzielen, 
ohne  diese  primitive  sociale  Verfassung  in  ihren  Grundlagen 
zu  erschüttern? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  lilfst  sich  kurz  folgender- 
niafseii  zusammenfassen:  Der  eigentliche  Ackerbau,  der  sich 
durch  seine  ganze  Bestellungsart,  insbesondere  durch  An- 
wendung des  Pfluges  und  der  Zugtiere,  wie  auch  durch  die 
angebauten  Produkte  (hauptsachlich  Getreidearten)  kenn- 
zeichnet, hat  sich  zuerst  nur  bei  solchen  nomadisierenden 
Völkern  entwickelt,  die  sich  durch  eine  fortgeschrittene 
sociale  Differenzierung  auszeichnen,  wie  dies  auch  von  Hilde- 


E.  (;r.>fso  a.  a.  O.    S.  21. 
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braDcl,  Meltzen  und  vielen  anderen  Social*  und  Wirtschafts- 
hiatorikern  angenooimen  wiid. 

.Der  Übergang  zum  Ackerbau,''  sagt  z.  B.  v,  Middendorf, 
ein  autigezeichneter  Beobaebter  der  Halbkulturvölker^  ^beginnt 
autnahraslos  so,  dafs  reiche  Gewalthaber  unter  den  Kirgisen 
den  Boden  durch  vollkommen  verarmte  Stammesgenossen  fast 
für  das  liebe  Brot  allein  bearbeiten  lassen,  Anfangs  folgeo 
diese  noch  den  nomadischen  Wanderungen  ihrer  herden- 
besitzenden Pnncipaie  und  kehren  nur  zu  bestimmten  Jahres- 
zeiten zu  den  Feldern  zurück  ^'^  ^Da  die  Bearbeitung  der 
Äcker,  —  meint  Hildebrand  —  Arbeitskräfte  während  des 
ganzen  Simimer«  erfordert  und  das  Nomadisieren  der  betreffen- 
den Leute  unmöglich  macht,  so  können  sich  die  Feldbestellung 
meist  nur  sehr  rei(*he  Leute  leisten,  die  die  Ernährung  der 
Arbeiter  von  ihrem  Viehüberflusse  während  des  ganzen  Sommers 
duchführen  können^.'*  Diese  Aufwälzung  des  Ackerbaues  auf 
die  Schultern  der  schwächeren  Gcscllschaftselemente  scheint 
aber  das  zweite  Stadium  in  der  Entwicklung  des  höheren 
Ackerbaues  vorzustellen,  da  dieselbe  schon  die  Kenntnis  des 
höheren  Ackerbaues  voraussetzt. 

Es  ist  daher  mit  grofser  Wahrscheinlichkeit  die  Annahme 
berechtigt,  dafs  der  Getreidebau  eine  vornehme  Beschäftigung 
gewesen  ist,  die  allerdings  in  sehr  unbedeutendem  Umfange 
dort,  wo  die  Nomaden  sich  im  Sommer  befanden,  zuerst  von 
dem  vornehmeren  Teil  der  Gesellschaft  betrieben  wuinle.  Erst 
als  auch  die  niedrigeren  Schichten  der  Ge.sellHchaft  denselben 
TAI  betreiben  anfingen,  entsehlugen  sich  die  Vornehmen  dieser 
volkstümlich  gewordenen  Bescbäftigung  und  bürdeten  sie 
gänzlich  ihren  Sklaven  und  abhängigen  Stammesgenossen  auf*. 
Einige  Beweise  für  rlen  \\wv  gesrhilderten  Entwicklungsgang 
sind  früher  (S.  05 — <»())  angefülirt  worden. 

In  diesem  Stadium  seiner  Entwicklung  trägt  der  Getreide- 
bau noch  einen  nomadischen  Charakter  und  ist  noch  nicht  zur 
Hauptsubsistenzquelle  des  Volkes  geworden. 

Nun  wissen  w^ir  aber,  dafs  überall  in  der  Periode  des 
Überganges  vom  Nomadenleben  zum  Ackerbau  kleine  aber 
freie  sociale  Gemeinschaften,  die  noch  fast  ganz  undifferenziert 
sind  und  die  primitive  Gentilverfassung  zur   Grundlage   ihrer 


«  Einblifk  in  das  Fergana-Thal,    8.  H45, 

•  Hildebrand  a.  a.  O.  S,  4^. 

^  Vergb  Lavf'ley<'-Büt*her  a.  a.  O.  S,  426.  Hier  wird  diei^er  Ent- 
wickln ngacan^  gerade  umgekehrt  dargestellt.  Xicht  weil  die  Reichen 
durch  Lc'ibei|jeii»?  und  Skhiven  den  Getreidebau  auszuführen  beginnen, 
betrachten  die  vornetiineii  Herren  di*/  landwirtschaftliche  Thütigiceit  ftk 
eine  niedere  Beschäfti*rnri{^%  s<ondern  umgekehrt,  weil  auch  die  nn- 
beraittelten»  aber  freien  Mitglieder  der  Ge3elli?chaft  ihn  lieb  gew&nneiit 
öberla^sen  die  vomelimen  Herren  die  Bestellung  des  Bodens  ihren  Leib- 
eigenen und  ürmereu  St&mmeflgenossen. 
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socialen  Ordnung  haben ,  ebenfalls  den  relativ  hochBtehendcQ 
Getreidebau  betreiben.  Innerhalb  dieser  niederen  Nomaden- 
stämme  könnte  ja  der  Ackerbau  nicht  durch  die  höheren 
Schichten  eingeführt  werden,  weil  solche  Schichten  so  gut  wie 
garnicht  vorhanden  sind.  Es  läfst  sich  aber  in  keinem  Falle 
annehmen,  dafs  diese  undifferenzierten  Gemeinschaften  allein 
durch  eigenen  Antrieb  ohne  jede  äufsere  Einwirkung  zum 
Getreidebau  übergegangen  sind.  Ein  solcher  technischer  Fort- 
schritt setzt  seinerseits  eine  Reihe  von  Entdeckungen  auf  dem 
Gebiete  der  Technik  und  Bodenkultur  voraus ,  dieselben  aber 
sind  undenkbar  ohne  eine  entsprechende  Veränderung  in  der 
socialrechtlichen  Struktur  des  gesellschaftlichen  OrganismuiL 
Es  bleibt  daher  nichts  übrig,  als  den  Getreidebau  bei  des 
niedereren  Nomadenstämmen  auf  die  Einwirkung  der  fort- 
geschritteneren Nomadenstämme  zurückzuführen. 

Es  wäre  unrichtig  anzunehmen,  dafs  die  Nachahmung  der 
höheren  Gruppen  der  Gesellschaft  seitens  der  niederen  und 
minder  fortgeschrittenen  socialen  Schichten  blofs  auf  die  ver 
schicdenen  Klassen  einunderselben  Gemeinschaft  beschränkt 
bleibt.  Im  Gegenteil  würde  bei  dem  starken  Nachahmungs- 
triebe des  Menschen  die  Annahme  richtig  sein,  dafs  die 
kulturellen  und  technischen  Fortschritte  sich  allmählich  von 
Haus  zu  Haus,  von  Volk  zu  Volk,  von  einer  socialen  Gemein- 
schaft zur  anderen  fortpflanzen  und  immer  weitere,  schliefslich 
territorial  und  politisch  fast  völlig  getrennte  Kreise  erfassen.  Dem- 
nach wäre  es  ganz  natürh'ch,  wenn  die  minder  differenzierten 
Nomadengemeinschaften,  die  vielleicht  blofs  den  Hackbau 
kannten,  die  verbesserte  Bodenkultur  höher  entwickelter  Völker 
Schäften  sich  anzueignen  und  ihrer  primitiven  socialen  Ver 
fassung  anzupassen  verstehen. 

Die  Ausbildung  des  unbeweglichen  Ackerbaues  geschieht 
wie  es  scheint,  durch  die  Vereinigung  der  höher  stehenden, 
mit  dem  höheren  Ackerbau  bekannten  Nomadenvölker  mit 
den  niederen  Jäger-  und  Hackbau  Völkern,  und  zwar  durch 
gewaltsame  Unterjochung  der  letzteren  durch  die  ersteren. 
Wenn  die  niederen  Völkerschaften  die  höhere  Bodenkultor 
sich  schon  anzueignen  wufsten,  bevor  das  siegende  Volk  so 
weit  in  seiner  {Entwicklung  und  Macht  gekommen  war,  daß 
es  die  Unterjochten  einfach  zu  Sklaven  herabzudrücken  ve^ 
mochte,  so  entstehen  folgende  sociale  und  wirtschaftliche  Ver- 
änderungen in  den  verschiedenen  Schichten  der  neugeschaffenen 
Gemeinwesen:  die  untergeordneten  socialen  Gruppen  geraten 
in  eine  sociale  und  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  den 
mächtigen  Mitgliedern  der  höheren  Gemeinschaft,  den  Herren. 
Diese  Abhängigkeit  wird  zuerst  eine  relativ  lose  sein,  da  die 
Unterjochten  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  ihre 
sociale  Freiheit  und  wirtschaftliche  Selbständigkeit  verteidigen. 
und  da  infolgedessen  der  herrschende  Hirtenadel  sich  suerst  mit 
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allerlei  Abgaben,  welche  die  untergeordneten  Gemeinscliafteii  zu 
entrichten  haben,  begnügt  Diese  letzti^ren  behalten  ihre  sociale 
Verfassung  und  relative  Selbständigkeit.  Derjenige  Teil  des 
JBodens,  der  ihnen  von  den  Siegern  belassen  wircl^  bleibt  wie  vor- 
'  er  als  Gesamteigentum  der  Sippe  oder  patriarchalischen  Grofs- 
familie  unantastbar  besteben.  Gewöhnlich  aber  verlieren  dabei 
die  unterjochten  Gemeinschaften  dae  Recht  des  freien  Noinadi- 
siereus,  —  und  das  ist  das  Wichtigste  an  diesem  socialen 
Prozesse  —  da  ihr  bewegliches  Koniadenlcben  den  Interessen 
ihrer  Herren,  der  großen  Herdejibei*itzer,  widerspricht,  weil 
„der  bewegiiche  Ackerbau  seiner  Natur  nach  iraraer  die 
Tendenz  hat,  der  Jagd  oder  Weide  mehr  oder  weniger  Terrain 
^■su  entziehen^  K 

^H         Die  untergeordneten  socialen  Gruppen  werden  also  zuerst 
^Klurch  den  Druck  des  höher  differenzierten  und  fortgeschrittenen 
^PNomadenvolkes  auf  die  8lufe  des  festen  Ackerbaues  und  sefs- 
hafter  Ansiedlung  erhoben. 

Bezüglich  des  Überganges  der  freien  in  Sippschaften  ver- 
einigten Noniadenstäiume  zur  festen  Ansiedlung  läfst  sich 
mit  Hiklcbrand  sagen:  ,.Der  Übergang  zum  Ackerbau  be- 
deutet demnach  nichts  weniger  als  eine  Emancipation  der 
Ärmeren  von  den  Reicheren,  Er  bedeutet  das  gerade  Gegenteil 
davon  ^.^ 

Falls  innerhalb  der  untergeordneten  Gemeinschaften  die 
vaterrechtliche  Sippenverfassung  mit  ihrer  ^Allmacht  des 
Vaters"  vorherrscht,  so  sucht  die  herrschende  Klasse  diese 
Allgewalt  des  Dorf-Vaters  zu  untergraben.  Sie  wirkt  daher 
nivellierend  und  ausgleichend  auf  die  innere  Gestaltung  der 
Rechtsverhältnisse  der  vaterrechtliuhen  Sippe  ein,  indem  sie 
dem  Vater  das  unumschränkte  Herrschafts-  und  Eigentums* 
recht  nimmt  und  somit  die  Gleichberechtigung  innerhalb  der 
Sippen  genossen  fördert 

Sie  sucht  aber  zu  gleicher  Zoit  die  Mitglieder  der  Sippe 
vollständig  in  ihre  Gewalt  zu  bringen.  Gelingt  den  herrschen- 
den Klassen  dieses  Bestreben  nicht,  können  die  untergeord- 
neten Stumme,  begünstigt  dnrcli  natürliche  und  politische 
Verhältnisse,  ihre  relative  Utiabhängigkeit  aufreclit  erhalten, 
80  entsteht  die  relativ  freie  Markgenossenschaft  die  mit  dem 
Herrn  unterhandelt  und  volles  Verfügungsrecht  über  ihr  Grund- 
eigentum behält,  mitunter  auch  neue  Ansiedlungen  —  Filial* 
dörfer  —  anlegt. 

Diese  Markgenossenschaft  behält  sämtliche  charakteristi- 
sehen  Eigentümlichkeiten  der  Sippenverfassung  bei.  mit  der 
wesentlichen  Muditikation  allerdings^  dafs.  wie  erwähnt  die 
Allmacht    des   Vaters    abgeschwächt,    die   Selbständigkeit   der 


'  HiliJt^brand  a.  A.  O.    S.  92. 
2  Hild^^branJ.     S,  9L 
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übrigen  Mitglieder  gestärkt  wird.   Die  Markgenosßen&eliaft  ^ 
eine     eigenartige     Entwicklungsstufe    der    Grofsfamilie 
beeiDfluist  und  vielleicht  beschleunigt  durch  die  staatliche  Mi 
des  herrschenden  Stammes. 

Ist  die  Macht  der  untergeordneten  Stämme  nodi  stärker, 
haben  die  Sieger  keine  genügenden  Maehtmittel,  um  die 
freie  Gemeinde  in  gröfsere  Abhängigkeit  zu  bringen,  so  bebllt 
sogar  die  Grofsfamilie  ihre  frühere  Rechts  Verfassung  \m. 
Der  Vater  bleibt  Alleinherrscher  im  Dorfe  und  eigenÜickeT 
Eigentümer  des  ganzen  Bodenareals ,  wie  auch  der  beweg- 
lichen Güter. 

Die  Wirkung  der  grundherrschaftlichen  Macht  äuGi^ 
sich  aber  auch  in  diesem  Falle  zerlegend  auf  die  patH«r> 
chalische  Familie. 

Das  Drei  Felder  Wirtschaftssystem,  das  nach  Laveleye-Bucbfr 
zuerst  auf  dem  herrsehaftUchen  Gut  sich  entwickelte,  mit 
vereint  mit  der  beständig  wachsenden  Bevölkerungszahl,  eine 
Spaltung  der  Grofsfamilie  hervor.  Das  Dorf,  das  zuerst  aoi 
einem  Hofe^  d*  h*  aus  einer  Hausgenossenschaft  bestsniL 
zerfällt  nunmehr  in  zwei,  drei  und  mehr  Höfe,  überall  mla 
den  Typus  der  Grofsfamilie,  wenn  auch  in  kleinerem  Umfang*, 
bewahrend* 

Es  bilden  sich  also  in  der  Periode  des  Überganges  r^m 
Nomadentum  zum  Ackerbau  zwei  Tynen  des  Gemeindeeigen- 
tums,  die  eigentliche  Markgenossenschaft  mit  ihrer  anntlieni* 
den  Gleichstellung  der  Dorfgenossen,  mit  Flunswang  \mi 
periodischer  Verteilung  des  Feldareals*,  und  die  vaterrecli»» 
liehe,  auf  der  Macht  des  Vaters  basierende  Grofsfamilie,  die 
eine  Zeit  lang  die  Tendenz  zur  Ausbildung  von  freiem  bloer 
liehen  Privateigentum  zeigt ', 

Aber  auch  die  socialen  und  Rechtsverhältnisse  der  tmtir 
geordneten  Gemeinschaften  hleiben  nicht  ohne  Rückwirktm; 
auf  das  Leben   ihrer  Sieger.  ■ 

Schon  in  der  Periode  des  Nomadentums  hatte  der  retcheiid 
Adel  Knechte  und  Sklaven^  die  zum  Teil  auch  den  nomadidchen^ 
Ackerbau    betreiben.      Die    Sklaven    bleiben    aber    Koxnadtt 
und    folgen   den    Herdenbesitzern   auf  ihrer    Wanderung  f« 
Ort   zu  Ort.     Entsteht  aber  feste   Ansiedlung   der    balbfireio 


»  A.  Jefimenko  schildert  wns  diese  vaterrechtliche  Verfaasiitig,  db 
in  Nordmfeland  in  der  Nowogoroder  Periode  (XIL— XV.  J abrbundtft 
noch  vorkommt,  in  einer  Reihe  von  Artikeln^  die  in  der  ZmiathtUtz 
Rusakaja  Mifll"  {1882,   1883)  erschienen  sind.    Auch  v.    Keufsler 


scheidet  zwei  Typen  des  russii^chen  bäuerlichen  Besitze«:  das  persönliekt 
Eigentum  —  wotschinoi  wladjenie  —  und  Gesamt eigentum.    WotachiM 
wladjenie  wurde   aber  vaterrechtlicher    Besific  bedeuten.      Hierin 
eben     beide     Formen     der     DorfgenOBsenBchafts^verfmssnnf?      r< 
{V.  Kenfgler  a,  a.  0,  I.    S.  38-103.) 


XIX  4. 


IUI 


Stämme,  so  wirkt  diese  zurück  auf  die  Lage  der  Sklaven 
und  Knechte,  und  auch  diese  werden  sefshaft.  Es  entsteht 
also  die  Ansied lung  als  ein  fester  Kern  eines  schon  weniger 
beweglichen  Staatsgebildes.  Die  bis  dahin  nomadisierenden 
Herrscher  werden  ihrerseits  an  die  Scholle  ihrer  Sklaven 
und  tributpflichtigen  Gemeinden  gefesselt.  Sie  können  noch 
Bo  grofse  Gelüste  nach  dem  freien  herrlichen  Nomadenleben 
hegen,  ihre  Herrschaft  über  die  fest  angesiedelten  Ackerbauer 
macht  sie  ihrerseits  von  denselben  abhängig.  Sie  werden 
immer  enger  mit  dem  Ackerbau  und  der  sefshaften  Bevölkerung 
verkntlpft  und  bleiben  achliefslich  nolens  volens  auf  ihren 
Ländereieri  sitzen. 

Wir  dürfen  aber  gleichzeitig  nicht  vergessen,  dafs  aufser 
den  mächtigen  Herren  noch  die  persönlich  freien  aber  ver- 
armten Söhne  des  herrschenden  Stammes  vorhanden  sind,  die 
mit  allen  Mitteln  ihre  Freiheit  zu  behalteo  streben. 

Ein  Teil  von  ihnen,  der  noch  über  einen  kleinen  Boden- 
besitz mit  einer  kleinen  Anzahl  von  Sklaven  verfügt,  bewahrt 
seine  Unabbltngigkeit  wenigstens  auf  eine  kürzere  oder 
längere  Zeit  und  bildet  dadurch  einen  Stand  von  unabhängigen 
^reien  Bauern,   kleineren  Gutsbesitzern  (Bifange). 

^€tl  eich  wohl  ist  sicher,  —  meint  Meitzen  —  dafs,  wenn 
die  verarmten  Familien  der  Hirtenvölker  brauchbares  Land 
finden«  zu  dessen  fester  Besiedlung  sie  sich  entschliefsen,  und 
von  wo  sie  nicht  ferngehalten  oder  vertrieben  werden  können, 

I      sie    dadurch   ihre    Unabhängigkeit    von    den    reichen    Herden- 

l      besitzern  zu  begründen  vermögen  ^'* 

^P        Auf  diese  Weise   entstehenj    und   zwar   durch   keine    b6- 

^wufsten  Verabredungen  und  Kompromisse  der  verschiedenen 
beteiligten  Parteien,  geschweige  denn  durch  willkürliche  Ver- 
füguDgen  der  Regierungen,  sondern  durch  die  natürliche 
Wechselwirkung  der  verschiedenen  „ethnischen  Elemente''  auf 
einander  drei  Arten  von  Grundeigentum: 

II.  der  grundherrschaft  liehe  Besitz,  dessen  Liegenschaften 
durch  Sklaven  bestellt  werdeUt 
2.  der  unabhängige  individuelle  Besitz  der  freien  Bauern, 
3,  der  halbfreie  Besitz  der  untergeordneten  Gemeinden. 
Mit  der  Entstehung  dieser  verschiedenen  Formen  de§ 
Grundbesitzes  entsteht  derjenige  Kampf  der  Klassen  und 
Völkerschaften  um  den  Boden,  der  sich  in  der  beständigen 
Veränderung  des  Besitzumfanges  und  der  Besitzform  fort- 
während abspiegelt. 


'  August  Meitzeti  a.  a.  0.  S.  188.    lo  RufHlaud  sind  die  sogOEÄnnten 
rsehetwertuye-Bauern''    adliger    Abstammunc.      Ibre    Ahnen    waren 
=****-"Mmcn   der  Moskauer  %areii.    Verg^L  hynikho witsch,  Die   Feld- 
liaft  in  Buffll&od.    (Jena  1898.)    S.  29. 
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Dieser  Kampf  der  verschiedenen  GesellschafissehickteD 
um  den  Boden  giebt  den  Anstofs  zur  Entstehung  neuer  Be- 
stellungsformen des  Bodens ;  neuer  Kulturgewächse ,  und  mit 
ihnen  auch  —  neuer  Befriedigungsformen  der  menschlichen 
Existenzbedürfnisse  — ^ 


^  Die  Frage  über  die  EntstehuDff  des  Grundeigentoms  und  doi 
Gang  seiner  Entwicklung  behandle  ich  eingehend  in  einer  specieUcB 
Abhandlung,  die  demnächst  erscheinen  wird. 


Die  sociale  Notwendigkeit  der  Bedürfnisentwicklung. 


1. 

Die  sociale  Diffcrenzieraii^  der  (tesellsehaft* 

Die  Arbeitsteilung  ^;eht  ioTHM-halli  jeder  Oesellsclmft  sowohl 
auf  den  höchsten  wie  nuch  allem ied ersten  Stufen  der  nienseh- 
lichen  Kultur  nicht  direkt  aus  wirtsehnftlichen  Absichten  und 
Nützlichkeit^betraehtunt^en  hf-rvor.  „Die  sociale  Arbeitsteilung^ 
—  meint  Schmoller  mit  Recht  —  ist  als  ein  einheitlicher, 
grofaer,  geüellscbaftlich-historisclier  Prozefs  aufzufassen,  der 
nieraals  ganz  rulit*  oft  aber  für  Jahrzcbnte  und  Jahrliunderte 
doch  in  gewissen  Farmen  der  Einrichtungen  zum  Stilbtand 
kommt  ^'^  Die  wirtschaftliche  Arbeitsteilung  und  die  Differen- 
zierung der  socialen  Machtverbältnisse  sind  zwei  Seiten  eines 
und  desselben  gleichzeitig  vor  sieb  gehenden  gesellschaft- 
lichen Prozesses.  Und  der  Ursprung  dieses  Prozesses  i-eicht 
bis  zum  Anfange  de.s  gesellschaftlicben  Daseins  des  Menschen*, 
Schon  innerhalb  der  primitiven,  auch  der  mutterrecfitlichen 
Gentes^  Sippen,  Stämme  etc,  sind  «gewisse,  von  der  Natur  ge- 
gebene Unterschiede  in  Alter,  Geschlecht,  physischen  und 
feistigen  Anlagen  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  unvermeidlich. 
)a  das  Streben  nach  socialer  Macht  allen  Mitgliedern  in 
gleichem  Mafse  innewohnt,  die  physisch  und  geistig  besser 
Veranlagten  aber  viel  leichter  eine  bühere  Stellung  sich  er- 
ringen können,  anderei^eits  die  schwächeren  Elemente  selbst 
zu  ihrer  Kntwicklung  der  Leitung  und  Stütze  der  stärkeren 
unbedingt  bedürfen,  daher  sieb  tiuch  vertrauensvoll  ihrer 
Führung  unterwerfen,  so  entsteht  schon  innerhalb  der  Urgesell* 
Schaft  eine  gewisse  Art  Differenzierung  der  Gesellschaft,  wie- 
wuhl  dieselbe  nicht  so  ausgepitigt  wie  in  den  späteren  Stadien 
der  Entwicklung  ausfallen  möge»     Diese  Machtteilung  bedeutet 


'  G.  Schmoüer^  Die  Tlmf^sclifn   der  ArbHte^tfihuig'  im   Jührb.   für 
Gesetsfebg,  Vprw,  eU\    XHI.  Juhrg.,  Heft  III.    S.  5H, 
■  vergL  auch  F.  A.  Lan^«^  a.  a.  O,   Kap,  L 
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aber  zu   gleicher  Zeit  auch  Berufsteilung    und    Arbeitftteila 
da    die    CDtsprechende   Machtstellung    mit   aDgeinessener  wij 
Bchaftlicher  Stellung  eng  verknüpft  ist     „Fast  in  allen  priö 
tiven    Stämmen    ist    die    Verteilung    der    Arbeit    unter    b^id 
Geschlechter  eine  durch  die  Sitte  fest  geregelle,  wob^^i  kcin^- 
wega    die    verschiedene    natürliche   Veranlagung    allein   mni»r 
gebend  gewesen  zu   «ein  scheint.     Wenigstens  läfst   sich   oick 
behaupten,     dafs    dem     schwächeren    Geschlecht     überall    der 
leichtere  Teil   der  Arbeit   zugetallen  wäre^'*      Und   das   ist 
selbstverständlich,  denn  zugleich  mit  der  socialen  MAcht, 
dem  stärkeren  Teil    der    Geselkchaft  zu   teil    wird  ^    fiüll  ih 
auch  der  wirtachaftliche  Vorteil  zu,  der  darin  besteht,   dafs  et 
die     feineren,    angenehmeren,     vornehmeren     wirt^chaftlic 
Funktionen  das  Monopol  der  Bevorzugten  bilden*.      Wie  Wfät 
die   Abgrenzung  der  Slacht*    und  Wirtschaftsbjihären   ve^»chi^ 
dener  Gruppen  schon   innerhalb    der   primitiven    Gentes   ging, 
ist  schwer  festzusteUen.    Zweifellos  bildeten  sich  schou  in*' 
primitivsten  Stämmen  das  Häuptlingswesen  und  das  Priester 
aus,  wenn  aucli  ihre  Funktionen  noch    keine   festen,  von 
stimmten  Klassen  monopolisierten  socialen  und  wirtschaftlich 
Vorrechte   in  sich    t^chlossen.      Erst    mit  der   Ausbildung  <l«r' 
priesterlichen    und    kriegerischen    ßerufsklassen     ist   die   erste 
dauerhafte     Grundlage     für    die    tsocide     und     wirtschaftlidif 
DifFerensfiierung  der  Gesellschaft  gegeben.    Social  zertiel  jetH 
die  Gesellschaft  in  einige  geistig  thätige  aristokratische  äcbicbliei 
einerseits,    und    das    gemeine   Volk    andererseits*.      Wie  akk 
dieser  primitive  Adel  ausgebildet  bat,  ist  wiederum   nicht  fcifr 
gestellt.      Möglicherweise     entstand    die    Differenzierung    der 
Gesellschaft  in  Adel   und   Volk  durch    die  Uuterjocbung   eine» 
Stammes    durch    den    anderen.     Es    ist   aber    In    keinem    Fsilc 
ausgeschlossen,  dafs  auch  die  primitiven  Stänime  spontan,  durclj 
die  allmähliche  Konzentrierung  der  Macht  in  den  Hunden  der 
pliysiscli  und  geistig  begabteren  Fülirer  im  Kriege  und  Priest«', 
eine    sociale   Differenzierung    zustande    brachten,      .Historisck 
trifft    das    Aufkommen    besonderer   Priester,    Häuptlinge    uod 
Krieger   meist  zeitlich   nahe   zusammen.      Doch    hat    die    " 


*  K.  Bücher   a.  a.   O.   SS.  36  ff.     Derselbe   fiodet,  dafs   die 

neueren   Definitionen   der  Arbeitsteilung    das   Kausative   in   dem   \*e.^ 

teilen  üb«r&phen  haben  und  an  Stelle  dea  Vorganges  der  Teil  ob  j^  dm 
Zuatund  de«  Geteiltaeiiis  setzen.  „Schmoller  z.  B.  —  meint  Bücher  ^  r<r* 
erteilt  unter  Arbeitsteilung  ^die  danemde  individuelle  Anpassung  an  tarn 
specialisierte  Lehensauf^^abo'' ,  schiebt  also  der  Teilung  unter,  w9m  mM 
ihre  Folge  sein  kann."  (A.  a.  0.  S.  28.5.)  Dies  trifft  etitachiedeD  nicht  j& 
Bücher  seihst  übersieht  das  Kanaaiive  in  dem  Worte  AnpaaBimg^,  wM 
ein  aktives  t^trehen  nach  einer  socialen  MachtfiCellting  bedeutet  nnd  tdm» 
weg»  eine  Folge  der  Arbeitsteilung  ist.  ~ 

=ä  VergL  aut^h  Hildebrand  a.  a,   0.    S.  :i— 4ff:     E.   Grofte  m,  a 
S.  45-48.     Hatzel  a.  a.  O.  iL   S.  675. 

'  V'ergL  Gumplowicz  a,  a,  0.  S.  73—74. 
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ötehung  des  Prieatertumö  eine  besondere  Ursuthe  ^  Bei  der 
Entslehung  der  Priesterkaste  ypielteii  haui>tsächlich  geistige 
und  religiöse  Momente  eine  Rolle,  „Tliatsache  ist-,  dafs  die 
religiösen  Bedürtni^se  immer  und  überall  ^  früher  oder  spJlter, 
einen  Priesterstand  hervorrufeji ,  der  sieh  ah  Stand  für  sieh 
zu  erhalten  mul  seine  Macht  zu  vefgröfsern  bestrebt  ist/  Die 
»oeiale  Macht  des  primitiven  Prieatertums^  wie  auch  die  der 
Krieger  nimmt  allxnählieh  eine  festere  Form  an,  aber  immer 
bleibt  sie,  wie  schon  früher  bemerkt,  ein  reeiprokes  Abhängig- 
keitsverhältnis, in  welchem  allerdings  der  Orad  der  Abhängig- 
keit keinesfallö  gleichraäfsig  verteilt  ist.  In  d«^r  socialen  Macht 
als  solcher  äufsert  sich  die  allgemein  anerkannte  Autorität  und 
Heri^schaft  dieser  adeligen  Khissen;  sie  wird  bedingt  durch 
die  Achtung^  Bewunderung,  ]'^hrfurcht  und  Furcht,  die  diese 
höheren  Klasjjen  in  der  übrigen  Bevölkerung  zu  erwecken 
und  zu  erhalten  wissen ®.  Zu  gleicher  Zeit  aber  ist  diese  sociale 
Macht  auch  t^lne  wirtschafüiche,  und  als  solche  giebt  sie  diesen 
höheren  Ständen  einen  relativ  hohen  wirtschaftlichen  Wohl- 
stand, Aber  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  wUrde  die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  niederen  Stände  von  den 
privilegierten  in  keinem  Falle  als  einfache  Ausbeutung  einiger 
Klassen  durch  die  anderen  zu  bezeichnen  sein,  denn  auch  hier 
ist  die  Abliängjgkeit,  wenn  auch  keine  gleichmäfsige,  dennoch 
wiederum  eine  gegenseitige,  da  auch  die  Funktionen  der 
Priester  und  Krieger  unter  allen  TJniständen  als  wirtschaftliclie 
Verrichtungen,  als  ökonomische  Funktionen  auftreten  und  einen 
Teil  der  gesellschaftlichen  Arbeit  bilden*  Der  Begrift*  Berufs- 
klaijsen  drückt  eben  beide  Momente  aus.  In  socialer  Beziehung 
bilden  diese  oder  jene  gesellschaftlichen  Ctruppen  eine  Klasse, 
im  wirtschaftlichen  Sinne  einen  Beruf,  oder  eine  gewisse 
^^umme  von  dieser  Klasse  eigentümlichen  Berufen*. 
^P  In  wirtschaftlicher  Beziehung  hat  das  Aufkommen  der 
^priesterlichen  und  kriegerischen  Berut^klassHU  mit  der  scharfen 
Abgrenzung  ilire»  Berufes  und  der  scharfen  Ausprägung  ihrer 
eigenartigen  wirtscliaftlichen  Stellung  ein  für  die  ganze  sociale 
Entwicklung  wichtiges  Ergebnis^  das  in  der  Befriedigung 
des  vornehmen  Konsums  durch  die  niedere  Arbeit 
besteht  In  der  primitiven  Gens  oder  dem  Stamm  haben 
ivir    auch    eine    Teilung   der   Arbeit    und   eine    entsprechende 

H      1  G.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  74  ff.   Vergl.  L.  Morgan  a.  a.  O.  S.  52^74; 

Töch  Spencer.  Soeiobgie.     Bd,  FIl.  Sj^  Vi2^,  328  ff.  gg  :33(>-^3a5, 

-•  K.  Sclirnoller  ä.  a.  0.  S  «18  ft  Vergb  A.  Smilh,  Wealth  of  NaÜouB. 
Basel  1790.     V.J.  HI,  Book  V,  Cap.  v.  R  lim^Ml, 

•  VergL  GiimplowjcÄ  n.  a.  ö.  S.  110  fF.  Vergl.  auch  Schmoller, 
GrotidnrB  etc.    S.  :^2H  ff. 

*  V^ergL  K.  Bücher  ä.  a,  0.  8,  296.  Näherpa  über  die  Jtultur- 
hiatorische  Bedeutunpf  dii»  PrieÄtertmns  ver*rl.  Felix  a.  a.  0.  lU,  Abt  11 
und  IIL  G.  Tirde  a.  a.  0.  Yll  2  auch  XI  2.  Knies,  Die  polit.  Öko- 
nomie vom  geachichtlichea  Standp.     1S83.     IL    S.  111-^128. 
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Teilung  der  Konsumtion.  Aber  die  vornehme  Kou 
bleibt  mit  der  vornehmen  Thätigkeit,  als  Ursache  mid  Fol^ 
verbunden.  Der  Jäger  mag  z.  B.  seine  Jagd  aU  eine  ra 
nehme  Thätigkeit  ansehen^  daher  auch  diis  Produkt  der  Ja 
als  einen  schätzbaren  Gegenstand  des  vornehmen  Kon 
betrachten  und  wenn  möglith  die  schwächeren  Klemenie 
Gemeinschaft  von  der  Beteiligung  an  dem  Verbrauch  Üh» 
Produktes  ausschliefsen ;  die  Jagdbeute  mag  ursprünglich  %U 
„Herrenessen"  gegolten  haben,  niemals  aber  würne  der  Jipr 
das  Produkt  der  niederen  Elemente  als  ein  vornehmet  W 
trachten,  wenn  er  auch  an  dessen  Verbrauch  »ich  öfter»  b^ 
teil  igt.  Es  würde  daher  innerhalb  der  primitiven  Gemdndt 
eine  Doppelwirtsehaft  existieren,  die  Frauen-  und  die  MäJiner- 
Wirtschaft.  In  diesem  Falle  sind  die  Arbeiten  zugleich  imt 
der  ihnen  entsprechenden  Konsumtion  der  verschiedenen  OwfW- 
öchaftöächichten  von  einander  getrennt'. 

Eine  wesentliche  Änderung  in  den  Arbeits verh&ltPittg 
der  verschiedenen  Kreise  der  Gesellscljaft,  wie  auch  xo  im 
Charakter  der  zum  Gebrauche  der  hölieren  Stände  dienenda 
Wirtiächaftsobjekte ,  tritt  mit  der  Ausbildung  schärferer  kV 
hängigkeitsverhältnisae  innerhalb  der  Gesellschaft  beooilden 
mit  der  Entstelumg  der  Sklaverei  ein.  Jetzt  begnügen  A3k 
die  herrsehenden  Klassen  nicht  mehr  damit,  dafs  sie  für  aid 
höhere,  vornehmere  Erwerbszweige  in  Anspruch  nehmen,  lo©- 
dern  sie  benutzen  die  Erwerbsthätigkeit  der  ihnen  OBlcr 
geordneten  gesellscbaftlichen  Elemente  zur  Befriedigung  aowoU 
ihrer  unentbehrlichen,  wie  auch  ihrer  Luxusbedürfnisse.  Kt 
höheren  Stünde  mögen  ihrerseits  durcli  ihre  leitende  und  offil- 
nende  sociale  und  rechtlielie  Tbötigkeit^  durch  ihre  getitip 
und  künstlerijsehe  Beschäftigung  den  untergeordneten  KlftMiS 
immerhin  einen  kulturellen  und  wirtschaftlicben  Vorteil  briiigtti 
zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse,  und  zwar  des  wichtigiiM 
Bestandteiles  ilires  Konsums»  sind  sie  doch  auf  die  Arlnsit^ 
Produkte  sowohl  ihrer  Sklaven^  wie  auch  der  ärmeren  freeo 
Bevölkerung  angewiesen.  Dadurch  erst  entsteht  die  eigenUte^ 
liehe  Aufserungsform  des  Geltungstriebes,  in  der  aristokralaj 
Befri ed ig ungs weise,  die  sich  öfters  darin  Uufsert,  mög] 
viel  Arbeit  zu  verbrauchen.  Früher  hat  die  ^^ 
der  Arbeit  die  Qualität  des  Produktes  bestimmt:  die  vof 
Arbeit,  die  Arbeit  der  Auserwählten  macht  das  Produkt  der 
vornehm.  Jetzt  aber  würde  die  Arbeit  an  «ich,  da  sie  otedi 
Abkunft  ist,  n  icbt  das  G  ebrauchsprodukt  der  Vornehmen  veredf 
es  mufs  ein  anderes  Moment  hinzukoniraen:  die  Quantität,  weick 
als  Zeugnis  der  Macht  und  Starke  des  Verbmuchers  dem  0> 
brauehsgegenstand  eine  vornehme  Gestalt  giebt.  Je  seltener) 
Objekt  vorkommt,  ein  je  greiseres  Arbeitsquantum  zu«eioifJ 


Vergl.  Lippert  a.  a.  O.  II,  S.  4^i— 49, 


'stellufig   nötig   ist,   um  so   vornehmer   ist   das    Gebrauchs- 
itteL      Daa   giebt   den   Änstofs    zur    Hervorbringung    imnier 

Perer,  »elteiierer  und  ausgesuchterer  Gebrauchsobjekte,  wie 
»n  früher  geschildert  wurde*  Dies  ist  jedut-h  nij)ch  nicht 
6  Hamitsache,  Es  tritt  noch  ein  Moment  hinzu,  das  den 
mzen  Cliarakter  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  von  Grund 
Lft  ändert.  Mitdem  Augenblick  nänilicli^  in  welchem  die  sociale 
ökonomische  Differenzierung  der  Gesellschaft  feste,  streng 
eprtlgte  Formen  annimmt^  mit  dem  Moment  der  Ausbildung 
höheren  herrschenden  Berufs  k  1  a  s  a e  n  ,  wodurch  die 
eren  Klassen  auch  in  eine  wirtschafth'che  Abhängigkeit 
den  höheren  geraten,  entsteht  eine  neue  Form  der  Not, 
e  sogenannte  relative  Not,  oder  die  Armut,  um  mit  Fourier 
i  sprechen ,  die  aus  dem  Überff  yfs  entspringt.  Allerdings 
*  en  manche  Ideologen  in  diesem  Umsbind  das  gröfste  Übel 
die  Mensel) hei t,  während  in  Wirklichkeit  die  menschliche 
llschaft  nur  diesem  Umstände  allein  sowohl  ihren 
Hellen^  wie  ihren  geistigen  Fortschritt  verflankt.  Denn 
urch,  dafs  der  geselUchaftliche  Übertlufs  Not  erzeugt,  wird 
'ie  A  u  f  h  e  b  u  n  g  desselben  eine  sociale  N  o  t  w  e  n  d i  g- 
01 1  Diese  Beseitigung  des  Überflusses  ist  aber  nur  möglich 
Itweder  durch  Schaffung  neuer  Bedürfnisse  oder  durch  eine 
eichmiifsfgere  Verteilung  der  geaellschiiftlichon  Produkte, 
10  in  beiden  Fällen  zwingt  gerade  der  Überflufs  die  Gesell- 
haft  dazu,  neue  Fortschritte  auf  dem  Wege  der  socialen  und 
■Etlichen  Entwicklung  zu  machen. 

P  Ein  Beispiel  möge  das  Gesagte  veranschaulichen.  Die 
Öaverei  als  die  ausgeprägteste  und  khirste  wirtschaftliche 
bhängigkeitsforni  wtirde  fiir  diesen  Zweck  wohl  am  besten 
pien.  Der  Sklave  gehört  mit  seinem  I.eben  und  seiner 
neu  Arbeitskratt  seinem  Eigentümer,  seinem  Herrn.  Die 
Itzlichkeit  seiner  Arbeit  für  den  Herrn  bildet  eine 
»nditio  sine  qua  non  seiner  Existenz.  Sind  die  gegebenen 
Klürftiisse  der  Herren  gesättigt,  so  hat  die  dominierende  Klasse 
inen  Nutzen  mehr  von  einem  Teil  der  Sklavenklasse,  dieser 
ztere  wird  überflüssig,  seine  Existenz  ist  nicht  mehr  not- 
mdig,  er  kann  nicht  in  setner  bisherigen  socialen  Stellung 
Mben.  Dadurch  wird  die  ganze  gesellschaftliche  Organisation 
ichüttert.  Die  Herren  sind  dann  gezwungen  ^  die  in  den 
oduktiven  wirtschaftlichen  Zweigen  Bescliäftigten  auf  eine 
iinere  Zahl  zu  reduzieren,  den  Rest  der  Arbeiter  mit  irgend 
riehen  Besehaftif^ungen  unwirtschaftlicher  Natur,  mit  Lakeien- 
snsten,  mit  tausend  unnützen  und  zwecklosen  Aufgaben  zu 
trauen,  —  dadurch  ändert  sich  das  Verhältnis  der  unjiroduk- 
en  zu  den  produktiven  Klassen,  die  Lage  der  produktiven 
rvölkerung,  die  dnrch  die  Masse  der  Müfsiggilnger  schwer 
drückt  wird,  verschlechtert  sich  von  Tag  zu  Tag,  die  Un- 
friedcnheit  derselben  wächst,  und   eine  Revolution  droht  zu 
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wÄar  Zeit  die  Grundlage  der  Gesellschaft  umzuwälzen.  Die 
bedrohte  Gesollschaft  ist  gezwungen,  neue  Bedürfnisse  zu  ent- 
(ItH^ken,  um  die  produktiven  Stände  zu  erhalten,  die  Entwick- 
lung neuer  Bedürfnisse  wird  —  zur  socialen  Notwendigkeit 
Kntwickeln  sich  allmählich  die  Bedürfnisse  der  herrschenden 
KlaHsen,  dann  wächst  auch  die  Nützlichkeit  der  untergeordneten 
Hevölkcirung,  die  Beziehungen  der  Herrschenden  und  Be- 
lu^rrrti'hten  gestalten  sich  immer  günstiger,  es  herrscht  relativer 
Kricde  und  Eintracht  innerhalb  der  Gesellschaft,  und  die  Ge- 
sellschaft schreitet  immer  vorwärts,  denn  bei  solchen  günstigen 
V(^rhilltni8sen  tlillt  es  nicht  schwer,  auch  die  Lage  der  unteren 
KlasHon  zu  verbessern  und  neue  Bedürfnisse  im  ganzen  V^olken 
(Mitfalton,  wodurch,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  wirklicher  Fort- 
schritt auf  dem  Gebiete  des  Genusses  und  der  Arbeit  entsteht 

Dieses  Fortschroitenmüssen  verleiht  der  social  gegliederten 
(U'sellschaft  die  höchste  fortschrittliche  Bedeutung  —  ae 
macht  die  Bedürfnisentwicklung  und  Vervollkommnung  der 
Arbeit  zu  einer  Existenzbedingung  der  Gesellschaft 

Aber  der  sociale  Abstand  zwischen  den  eigentlichen 
hölieren  uml  niederen  Stünden,  zwischen  den  Herren  und  ihren 
Sklaven  ist  viel  zu  grofs,  um  den  Fortschritt  zu  ermöglichen. 
Die  La^e  dieser  unterjochten  Stände  ist  zu  gedrückt  ab  da£i 
dieselben  sich  eine  höhere  Stellung,  eine  bessere  Lage  Hiit 
Naolulruck  uml  Krfolg  erkämpfen  könnten.  Erst  die  sich  inner- 
halb  der  (lesellschaft  ausbildenden  mittleren  Stände  betordern 
die  alhnäldidu»  VerbrvMtung  der  Produkte  des  Fortschrita 
innerhalb  sämtHoher  Klassen  der  Bevölkerung,  erst  sie  KLl-i-i 
das  sociale  Medium,  durch  das  die  höchsten  Güter  der  Kulnr 
aut'  dem  Wesre  der  Naehahmung  sich  bis  in  die  ätusers^es 
Seliieliten  der  Gesellschaft  verbreiten,  erst  diese  Klasse,  ver*.^ 
mit  der  iranz.en  Bevölkerunir.  bildet  eine  Macht,  die  die  zl'€- 
lioheii  iborsrntlo  der  allmächtigen  vornehmen  Klaseec  v*^ 
hiudert.  aueh  der  all/ugrolsen  Konzentration  der  s»X':aIe"  'r-i 
der  wirtsv'l\at'tliehe!i  Macht  entiregentritt. 

IVt  Charakter,  die  Leber. shaltung,  die  Beschafdgus^  ii-ser 
ir.ittlvTer.  Stände  äv.dert  sieh  mit  jetler  Kulnirper!»>le  «i-jr  rs- 
seliichd*\he:>  Küiwickhirir.  Aber  immer  sind  solche  :rii£»?r« 
Stande  ii:  der  lie<e!l>ehatt  vorhanden.  Sie  bilden  >"oi  i  irri 
xi  i  0  sei ':  o  s  ■.  \  •  a  !e  P  i  t*  e  n;  i\  z  leru  r  i:  und  z  war  in  ein  er  aaftrei.r*?!!':« 
'.::*. J.  ;r.'s:.-;:e:*  ieu  l.iv.io.  Di  die  sx^iale  Mache.  dAnk  lir-m 
Iv  >::i*\:'i:tr.  S:rtv.v::  z.;  i:v.u:er  i^H^erer  Errw-.:k':izz  i^i 
Kr.:t:i!:.;v4:  lirt^r  Wirk:L:'.i:>sphäre,  ur,d  die  wirtschafciicii-»  Vi«'*yc. 
vv.o  -v.:  vier  s  c :.*>!:  M:w:i:  a:i:s  ec^te  vertnipn  lä.  i» 
r,v /..*••..•  /;:  s^o>:Ä",v!^er  K  :;i^r.n:{erur:^  in  inisi-»r  -»-niÄ 
1 1 A  "  • .  V     .i .: :  \\  e .  s :'  •  •  ■ .     5 ;    w  i  r.:    r :  r.   p? wisser    T^iL    ier    i«?üt^ 

I     >.  'T«?— ?^   J.  Lao^  a.  «.  C  ^jo.  1 
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atehenclen  Mitglieder  der  GeaeU&chaft  immer  herabsteigen  und 
eine  mittlere  sociale  Stellung  zwischen  den  höheren  und 
niedersten  Klassen  einnehmen.  Andererseits  aber  würden  die 
tüchtigsten  und  auserlesensten  Kräfte,  die  in  den  niedersten 
Ständen  sich  befinden,  ihre  sociale  Stellung  zu  erhöhen  suchen; 
8ehr  oft  mit  Erfolg,  —  da  ein  Teil  von  ihnen  die  mittleren 
Stufen,  Ausnahmsweise  auch  die  höheren  Stufen  zu  ersteigen 
vermag.  Aus  diesen  zwei  socialen  Elementen,  den  rückgängigen 
Höheren  und  den  emporsteigenden  Niederen  rekrutieren  sich 
die  mittleren  Klassen  der  (lesellschaiL 

Innerhalb  jeder  Geselkchaft,  sobald  dieselbe  sich  in  ver- 
schiedene sociale  Gruppen  von  versehiedengraf liger  socialer 
und  wirtäcbaftlicher  Macht  ausgebildet  hat,  entsteht  und  tobt 
beständig  ein  unaufhörlicher  Kampf  dieser  socialen  Gruppen 
um  eine  dominierende  Stellung  in  der  Gesellschaft.  Und  die 
mittleren  Klassen  suchen  besUindig  den  höheren  Schichten 
gleichzukommen  und  ihnen  ihre  bevorzugte  Stellung  zu  ent- 
reif sen. 

Diese  mittleren  Gesellscliaftsscl lichten  eignen  sieh  zuerst 
die  Lebensweise  der  höheren  Klassen  allmählich  an,  und  von 
ihnen  aus  verbreiten  sich  ebenso  allmählich  die  vornehmen 
Lebensgewohnheiten ,  Bedürfnisse  und  Thätigkeitsformen  bis 
auf  die  niedersten  Stünde  der  socialen  Gemeinschaft  herab, 
bi«  auf  tue  untersten  Massen  der  Beviilkerung, 

Es  wird  mit  grofser  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen  sein^ 
dar«  die  Entheiligung  mancher  v*»n  der  Priesterkaste  für  sich 
in  Anspruch  genommenen  und  vom  Volke  zuerst  auch  als 
heilig  anerkannterj  beseelter  und  iinbeseelter  Objekte  ebenso 
wie  ihre  allmähliche  Verbreitung  im  Volke  und  ihre  Verwendung 
zu  wirt«*chaftlichen  Zwecken  auf  den  Einflufs  der  Kriegerkaste 
und  ihren  Kampf  mit  der  zuerst  allmächtigen  Geistlichkeit 
zurückzuführen  ist. 

Dafs  die  zur  Herrschaft  emporstrebenden  mittleren  Klassen 
66  «ehr  wohl  verstanden  haben,  mit  dem  niederen  Volke  sich 
zu  vereinigen,  um  die  Macht  der  herrschenden  Stände  zu 
brechen,  ist  eine  Thatsache,  die  in  der  Geschichte  oft  vor- 
gekommen ist 

So  vereinigte  sich  zur  Zeit  der  Revolution  in  Frankreich 
der  aufkommende  Bürgerstand  mit  dem  von  dem  Adel  und 
der  Geistlichkeit  unterdrückten  Proletariat,  und  es  gelang  den- 
selben, die  Herrschaft  an  sich  zu  reifsen'. 

Ist  einmal  angenommen,   dafs   die   sociale   Differenzierung 

f leichzeitig    mit    der   wirtschaftlichen    Arbeitsteilung    Hand    in 
[and    geht,    so   löst  sich    dadurch    sehr    einfach    das    in    der 
Bocialistischen  Schule  aufgeworfene  Problem  über  den  Ursprung 


^  Verg).  W.  Sombart,  Socialismus  und  Jioeiftte  Bewegung  im  19.  Jahr- 
hmidert    l&Ol.   8.  23—25* 
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der  social-ökonomischen  AbhäDgigkeitsyerhältnissey  das  za  einer 
erregten,  mitunter  auch  leidenschaftlichen  Polemik  zwischen 
den  verschiedenen  socialistischen  —  und  auch  nicht  sociili»- 
tischen  Gelehrten  Anlafs  gab.  Neuerdings  entbrannte  dieser 
wissenschaftliche  Streit  mit  neuer  Kraft.  Die  Dog^atiker  dei 
Marxismus,  die  an  der  Lehre  ihrer  Meister  mit  allen  ihren 
Dogmen  festhalten,  berufen  sich  auf  den  berühmten  Orundsati 
Marx'  über  die  sociale  Evolution  und  behaupten  demgemlli, 
dafs  die  ökonomischen  bezw.  die  Produktions-  und  Taiuch- 
verhältnisse  als  die   letzte  Ursache   aller  rechtlichen  und 

Kolitischen  anzusehen  seien.  Ihnen  gegenüber  weisen  .die 
Iritiker"  auf  eine  Zahl  unlösbarer  Widersprüche  hin,  die 
dieser  berühmte  Satz  in  dieser  seiner  Fassung  enthalte,  wie 
auch  auf  die  feststehende  geschichtliche  Thatsache,  dafs  in  den 
gesellschaftlichen  Leben  zu  allen  Zeiten  eine  Vielheit  von 
Faktoren,  ökonomischer  und  rechtlicher,  materieller  und 
geistiger  Natur,  die  Geschicke  der  Menschheit  lenken.  Thst- 
sächlich  bedingen  sich  die  wirtschaftlichen  wie  socialrechtlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse  gegen  seit  ig,  die  einen  von  ihnen 
setzen  immer  die  anderen  voraus,  daher  müssen  sie  ja  beide 
zu  gleicher  Zeit  existieren,  und  sie  laufen  parallel  in  der 
menschlichen  Geschichte,  bis  auf  die  Urzeit.  Der  Ursprung 
sowohl  der  ökonomischen  wie  auch  der  anderen  socialen 
Faktoren  iHUt  mit  dem  Ursprung  der  Gesellschaft  zusammen. 
Übrigens  würde  diese  Thatsache  den  Grundsatz  Marx*  von 
der  socialen  Evolution  nicht  umstofsen,  leider  geben  die  heutigen 
socialistischen  Gelehrten,  sowohl  die  Dogmatiker,  wie  die 
kritischen  Reformer,  demselben  eine  einseitige  Fassung^  was 
seinen  wirklichen  Sinn  entstellt.  Ich  komme  noch  darauf  zu 
sprechen  ^ 


Das  socialSkonomische  Grundgesetz. 

Wir  hahen  gesehen,  dafs  das  sociale  GefUhl,  das  Streben 
nach  Macht,  welches  die  gesellschaftliche  Differenzierung  in 
Herrschende  und  Beherrschte  bedingt,  sich  innerhalb  dieser 
<lifferenzierten  Gesellschaft  in  zwei  entgegengesetzten  Strömungen 
kundgiebt  und  die  fortwährende  Entstehung  sowohl  neuer 
Bedürfnisse  wie  auch  neuer  Formen  der  Arbeitsthfttigkeit  tau 
socialen  Notwendigkeit  macht.  Daraus  folgt,  dafs  die  ungleicbe 
Verteilung  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Abhftngigkeits- 
verliUltnissc,  die  Gliederung  der   Gesellschaft   in   Klassen  und 


'  Vergl.  Eiirrels,  Anti-Dühring.  S.  149-192.  Bernsteins  die  Von»- 
Setzungen  des  Socialismus  etc.  S.  4  -14.  Kautski.  Anti-BernsteiD  8.  T—Hä 
Eir.  Dührings  kritisc'he  (Trundlegung  etc.    S.  301—^. 
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Stände  mit  veraehiedener  MachtspliHre  eine  notwendige  Be- 
dingung der  socialen  Evolution  ist^  die  Grundlage  jedes  ent- 
wicklungsiahigen  öocialökoiiomischen  Körpers  bildet. 

Aber  diese  Grundlage  jeder  socialen  Organisation  ist 
nicht  als  etwas  Gleichbleibendes  und  Un veränderliches  auf- 
asufabsen.  Im  Gegenteil  erscheinen  diese  Abhängigkeitsver- 
hältnisse in  verschiedenartigen  konkreten  Formen^  die  sich 
beständig  und  fortwährend  ändern.  Die  Sklaverei  z.  B.  hat 
verschiedene  Stufen  der  Entwicklung  durchgemacht,  von  der 
Skhivcrei  innerhalb  der  patriarchalischen  Familie  bis  auf  die 
des  antiken  römischen  *Staiitc8.  Sic  wurde  «pilter  ini  den 
europäischen  Ländern  durch  die  feudalziinftigen  Abhängigkeits- 
verhältnisse des  Mittelalters  ersetzt,  und  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten wurden  diese  letzteren  ihrerseits  allniilhlich  durch 
die  kapitalistiselic  Organisation  abgelöst '. 

Wie  erklärt  sich  nun  diese  beständige  Abwechslung  der 
socialen  Organisation? 

Sie  erklärt  sich  durch  die  Wirkung  jeder  gesellschaftlichen 
Organisation  auf  das  80ciid5konomische  Gleichgewicht. 

Das  socialökonomische  Gleichgewicht»  die   Korrespondenz 
zwischen    der  gesellschaftlichen    Konsumtion   und  gesellschaft- 
lichen    Produktion,     die     Anpassung     der     gesell  schaftUchen 
Arbeitskraft  an    die  vorhandenen  Bedürfnisse    und    umgekehrt 
folgt  ja  mit   natürltcher   Notwendigkeit   aus   dem    Wesen    der 
menschlichen     wirtschaftlichen    Thätigkeit    überhaupt  ^    die    in 
irgend  einem  Bedürfnisse  ihren  Grund,   ihr  Motiv,  ihre  ßecht- 
Lfertigung  findet»     Das  iStrehen  nach  socialer  Macht,    die   fort- 
fcirährende  weitere   Ausbildung   der   gesellschaftlichen  DüTeren- 
r    zierung  und  die  Steigerung  tler  Arbeitsproduktivität,  hebt  zeit- 
weise dieses  Gleichgew iclit  auf^  um  es  aber  bald  darauf,  durch 
Entstehung     neuer    Bedürfnisse,    wieder    herzustellen.      Nun 


*  Ich  glaube,  dafs  die  in  der  KulturgfeBchlchte  und  der  Sodalökonomie 
bis  jetxt  angenommene  Keilieiifolire  h€züf»lich  der  Epochen  der  Kultur- 
entwicklunp  (Die  Epoche  der  occiipHt*iri sehen  Wirtschaft,  auf  welcbe  die 
Tcrioden  der  Jaed,  der  Viebiucht,  dfs  Ackerbaues  etc,  folgen.)  dem  wirk- 
lichen Verlaufe  der  !>iTi<,^e  völlig  eutapriclii.  Wir  düi-fen  nicht  Tergesaen, 
dafB  bei  dieaer  Eiateilung  der  Kultuiperiaden  nickt  btofs  das  technisch- 
Ökonomische,  Boudem  auch  das  mit  diesem  eng  verknüpfte  bociaI rechtliche 
Moment  raaföj^ebend  ist ,  und  jede  dieser  Perioden  nicht  nur  durch  den 
bestimmten  Charakter  des  Hauptzweiges  der  wirtschaftlichen  Thiitigkeit, 
•ooderi)  auch  durch  eine  bestimmte  wesentlich  verschiedene  Verfassung 
des  sodalen  Lebens  sich  unteracheiden  läfst.  (Mutterrecht*  patriarchalische 
Füxnilie,  >>taat)  Der  Landbau  z,  ß.  mag  wohl  schon  in  den  frühesten 
PericHlen  der  Kultur^esehiebte  bekannt  gewesen  sein:  als  Grundlage 
des  soc ia  1-0 kono mischen  Lebeiifl  d(^r  Menschheit  und  als  Grundbedlni^Qg 
einer  ganz  neuen  socialen  Verfassung  der  seföhaftea  Völker  tritt  der 
Ackerbau  als  charakteristiBches  Merkmal  einer  neuen,  relativ'  selir  hoch- 
Stehenden  Kulturperiode  erst  Tiacb  dem  Nnmadentum  auf.  Vergl.  Ed,  Hahn 
a.  a.  0.  S.  ;M»-::t92  und  Morgan  8.  h9-y2f.  Koscher,  Bd.  11  S—l^. 
fergh  auch  Stammler  a.  a.  0-    S.  34. 
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kommt  aber  jede  in  herrscheiitle  und  beherrschte  Stände  g^teÜteP 
Gesellscbaft  in  ibrejD  Entwicklungalaufe  an  einen  Punkt,  wo 
dae  social-ökonomiöche  Gleichgewicht  aufgehoben  wird  tmi 
auf  der  Basis  dt  r  bestehenden  Gesellschaftsordnung  nicht  meiir 
wieder  horge^itellt  werden  kann ;  dann  kann  auch  diese  Getdl- 
Schaft  nicht  eher  auf  dem  Wege  der  socialen  Evolution  weiter 
schreiten,  bia  sie  die  rechtlichen  und  politrschen  Gniodli^ 
ihrer  Organisation  entspreehenderweise  umgestaltet ;  d.  h<  bw 
sie  solche  neue,  ungleiche  Abhängigkeitsverhältnisse  scfatA 
die  das  aufgehobene  ökonomische  Gleichgewicht  wieder  lle^ 
stellen '. 

Das  social-ükonomiaehe  Gleichgewicht  wird  jedesmal  saf- 
gehoben,  sobald  in  den  höheren,  herrschenden  Klaflteft  dk 
Sättigung  der  Bedürfnisse  eintritt. 

^Efi  wird  gewöhnlich  von  der  unbegrenzten  EntwicklonF^^ 
fähigkeit  der  menschlichen  Bedürfnisse  gesprochen,    wa^  A«ki 
nicht  so  aufzufassen  ist^    dafs  jeder   einzelne,    oder   weniü 
jede  konkrete  Gesellschaft  in  einem  bestimmten  geschieht 
Zeitabschnitt   ihre   Bedürfnisse    unendlich    vervielfältigen  j 
vermehren    konnte;    vielmehr    ist    die    Entwicklungsfälii 
einer    Gesellschaft    in    einem    bestimmten    Zeitraum   einer, 
stimmten,  untiherschreitbaren  Grenze  unterworfen*    Mö£ 
menschlichen  Bedürfnisse  auch  als   in   den    entferntesten 
räumen  nicht  gehemmt  gedacht  w^erden ,   so   werden  sie 
für  alle  gegebenen  und  insbesondere  für  die  in  der  Wir 
der   Menschen    praktisch    in    Betracht   kommenden   Zeitrftiune 
quantitativ  bestimmbar  -/ 

Die  Widerstände,  welche  einer  ruhigen  und  lichten  Em- 
pfindung (apperception)  oder  der  Aneignung  des  Gegenstaoda 
entgegentreten,  w^erden  durch  die  eigene,  in  Übung  sich  ver* 
mehrende  Kraft  überwunden.  Aber  diese  Vermehrung  h»t 
bestimmte     gesetzliche     Grenzen*.       Überübung    i*i 


*  Bezüglich  des  social- 5kono misch eo  Gleichgewichts  rergL  Lcss 
a.  a.  O.  S.  716.  Koscher  a.  a.  O.  Bd.  1.  g  215.  8.  5^  £g.  im^ 
a.  a.  0.   S.  268—300. 

'■'  C.  Menger,  Grand sätze  der  Volkawirtechaftslehre.  L  TeiL  8.  Äl 
VergL  auch  GumplowicsE  a.  a,  O.    S,  159  0", 

^  „Je    weiter   die   Blaeiertheit  des   Menschen    für  Lu       ^ 
durch  die  Fülle  derselben  fortschreitete  um  so  mehr  treibt  ihn^die 
weile  zu  raffinierten  neuen  l^eboiitteln.    K»  eütwickeln  aicli  in  Umb  ^ 
tastiBche  Kapricen,  kmnk hafte  Be^ erden  nach  dem  UneiTeiehljMfCB 
Verbotenen  ,    die    zu    i»i  glaub  liehen    Thorheiten  und    Veriirungca  ff 
könnten.      Aüe»   von    der   Übersaftiffung  ausgehende   Geoufssti^lMll 
als  unsittlich  angesclien  werden.**     Lexis  a.  a.  O.  S.  695. 

„Wenn  das  gesellBchafllLcbe  Bedürfnis  tur  Leinwand  —  und  es  b«T 
sein  M  a  fä ,  wie  alles  andere  —  bereite  durch  nebenbub lerische  LÄa- 
weber  ^esättiet  ist,  wird  das  Produkt  Überflüssig,  überscbüsaig  und  djuiiil  i 
nutzlos.^     K.  Marx,  Kapital.     Bd.  1.   4,  Aufl.   S.  71.    Auch  Duhripg,  da\ 
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Überanstrengung  und  ge8<.'hieht  entweder  auf  Kosten  anderer 
Organe,  oder  hat  uninitt<?lbare  Ermüdung  der  geübten  Muskeln, 
mittelbar  des  gesamten  Organismus  zur  Folge,  d.  i.  Ersehöpfung 
der  vorrätigen  Kraft  des  Ersatzes,  Hierdurch  wird  erklärt, 
dafs  ursprünglieh  leichte  und  natürliche  Thätigkeiten  durch 
lange  Dauer  scltwer,  endlich  unmüglieh  werden  ;  dafs  lusthafte 
E  ni  p  f  i  n  d  u  n  g e  n  u  n  d  T  h  ii  t  i  g  k  e  i  t  e  n  indifferent,  ja  schmerz- 
haft werden;  wie  Hunger  und  Durst  durch  Übergenufs  in 
Übersüttigung  umschlagen,  sexuale  Begierden  in  Ekel,  über- 
haupt Wille  in  Widerwillen  ^ 

Bezüglich  der  Sättigung  der  Bedürfnisse  müssen  zwei 
Frobletne  unterschieden  werden.  Die  Sättigung  jedes  kon- 
kreten Bedürfnii^ses  hat  ihren  Grund  in  der  Abstumpfung  der 
zur  Befriedigung  desselben  in  Bewegung  gesetzten  bestimmten 
Nerven-  und  Muskelpurtii'u.  So  würde  z,  B.  der  Hörnerv 
durch  fortwahrendes  Anhören  eines  und  desselben  niusika- 
liachen  Vortrages  überspannt.  So  kann  der  Magen  blofs  ein 
bestimmtes  Quantum  von  Nahrungsobjekten  aufnehmen  und 
verdauen. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  der  menschliche  Bedarf 
d.  h,  die  Summe  seiner  Bedürfnisse  eine  bestimmte  Grenze  habe. 

Auch  die  Einfriedigung  der  menschlieheu  Betlürfnisae,  d.  h* 
der  Akt  des  Verbrauches  selbst,  fordert  von  jedem  Menschen 
einen  bestimmten  Autwand  von  Energie.  „Diese  letztere 
bildet  sich  in  jedem  menschlichen  Organismus  durch  Um- 
setzung der  durch  die  Nahrung  angehäuften  potentiellen 
Energie  in  kinetische  und  pflegt  sich  in  niunnigfacheu  Be- 
wegungen und  Bethiitigungcu  des  Menschen  zu  manifestieren. 
Da  aber  das  Quantum  von  potentieller  Energi*^»  die  der  Mensch 
in    Form    der   Nahrung   empfttngt,    durch    seinen    <  Organismus 


die  Frag^  der  BeclÜrfnlpsfittiguDg  eingehend  beajmcht ,  kommt  /u  folgea- 
dem  Schlafs :  ^IMe  Koii«umtkin  iflt  in  Einern  geborenen  Augenblick  stetB 
ein««  bestimmte  Gii^fse.  I>io  Konsumtinn  ändert  mvh  aber  auch  von  Zeit 
SEU  Zeit,  (ibiT  nur  innerhalb  gewisser  ii biTsehbHrer  Scbranknn/  Dähring 
a.  a.  O.  S    2m -21h 

'  Tönnies,  OerncMnsehftf!  und  Gi^eü Schaft.  S.  109  ff.  Faucher  macht 
den  Versutih,  verschiedene  Gebraut'heartjkel  narh  dem  f Trade  ihrer  Ex- 
pansivkraft  zu  ordoeD.  Dabei  aber  unterscheidet  derselbe  nicht  zwischen 
der  natürlichen  Grenae  eine«  Beditrfnisse«,  die  in  der  phy&iabgiachen  und 
peycbologi sehen  Natur  de»  Menaclien  liegt ,  einerseits,  und  zwischen  der 
aocialen  Expan!»ivknift  einee  Bedürfnisses,  die  in  der  aoi'iÄbökonomiachen 
MÖiclichkett  der  Verbreitung  des  betreffenden  Hedfirfn»fli*e8  in  den  Ter- 
scbiedeneu  Schichten  de»  V'olkes  ihren  Grund  biit.  andererseits.  Diese 
Mdgtiehkeit  hän^  zum  Teil  von  der  Kaufkraft  ab;  was  mit  der  tiattlr- 
licben  SMttigungsgrenze  ffamiehts  zu  thnn  hat.  Es  läffit  i^ich  überbau  nt 
atwischen  der  EipansivfUnigkeit  verschiedener  (iebrauchs^'egenaüuide  kein 
Vergleich  aufstellen,  da  «le  völlig  verschiedenen  BedlirfnisBeo  zur  Be- 
friedigung dienen  Wie  Boltte  eich  die  Expansivkraft  der  Bekleidung  mit 
der  ae«  Bücberleaens  vergleichen  lassen?  Vergb  Faucher  a.  a.  O. 
8.  144-164. 
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bestimmt  ist,  so  ist  auch  das  Quantum  aktiver  Kraft  durch 
diese  natürliche  Grenze  festgesetzt.  Aus  diesem  Grunde  ent- 
steht eben  ein  gewisser  Antagonismus  zwischen  verschiedeDeo 
Bedürfnissen  V" 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sucht  Gossen  seine  Gesetie 
der  menschliclien  Bedürfuisentwicklung  abzuleiten  '. 

Gossen  stellt  eine  Reihe  von  Maximen  auf,  nach  welchen 
der  Mensch  zu  arbeiten  und  zu  geniefsen  hat,  um  den  höchst- 
möglichen Genufs  in  seinem  Lieben  zu  erlangen.  Seine  Maximen 
sind  schon  deshalb  im  praktischen  Sinne  wertlos,  weil  sie  mdir 
einer  idealen  Gesellschaft  angepafst  sind,  wo  die  Bedürfniiie 
jedes  einzelnen  der  von  ihm  verausgabten  Arbeitsmenge  ent- 
sprechen. Jede  wirkliche  Gesellschaft  kann  eine  solche  Har 
monie  zwischen  der  Konsumtion  und  der  Arbeitsanwendang 
jedes  einzelnen  Mitgliedes  nicht  aufweisen,  vielmehr  ist  die 
Konsumtion  und  die  Arbeit  sehr  verschieden  verteilt,  und  sie 
kongruieren  fast  niemals.  Sein  Grundgedanke  verdient  dennoch 
insofern  Beachtung,  als  derselbe  einen  Versuch  darstellt,  die 
Sättigung  der  einzelnen  konkreten  Bedürfioisse  einerseits,  und 
die  des  Gesamtbedarfs  andererseits  zur  Grundlage  einer  Theorie 
der  Bedürfnisentwicklung  zu  machen.  Gossen  geht  von  folgen- 
den Voraussetzungen  aus :  Erstens,  dafs  jeder  Genufs  mit  der 
Dauer  desselben,  oder  der  Vermehrung  der  Menge  des  ver- 
wendeten Gcnulsmittels  in  irgend  einem  Verhältnisse  abnehme. 
bis  volle  Sättigung  eintrete;  zweitens,  dafs  die  menschliche 
Zeit  zu  beschränkt  ist,  um  alle  erreichbaren  Genüsse  voll- 
ständig auszunützen;  daher  kommt  er  zu  dem  Schluls,  dsf« 
der  menschliche  Bedarf  eine  bestimmte  Grenze  nicht  übe^ 
schreiten  könne,  was,  wie  es  scheint,  auch  der  Wirklichkeit 
entspricht. 

Dieser  Auffassung  tritt  auch  Lexis  bei,  mit  der  allerding» 
liöchst  wichtigen  Modifikation,  dafs  er  die  Frage  der  Bedürfnis- 
sättigung nicht  vom  individuellen,  sondern  vom  gesellschaft- 
lichen Standpunkte  aus  zu  beantworten  sucht. 

«Sucht  (las  Individuum,  —  meinte  auch  Lexis'  —  seine 
Genüsse  zu  vermannigfaltigen,  so  thun  sich  die  zu  konsomie 
renden  Güter  (juantitativ  gegenseitig  Abbruch,  und  der  ganze 
mögliche  Konsumtionskomplex  eines  Individuums  bleibt  daher 
trotz  aller  Mannigfaltigkeit  und  trotz  des  Wechsels  seiner  B^ 
standteile  ebenfalls  notwendig  in  gewissen  Grenzen,  wenigstens 
soweit  noch  von  eigentlicher  Konsumtion,  mit  der  die  Be- 
friedigung eines,  wenn  auch  noch  so  leis  empfundenen,  Wunsche« 
verbunden  ist,  —  die  Rede  sein  kann.    Was  der  Mensch  über 


>  Skworzoira.  a.  O.  S.  114  ff. 

^  Entwicklung  der  Tiesetzc  des  menschlichen  Verkehrs.    Neue  Ani 
IJerlin  lö>?0.     Besonders  S.  4,  5.  S.  10-12  ff.  S.  80  ff. 
«  A.  a.  ( ).  S.  6«9  rt". 
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^  die  natürliche  Maximalqunntität  der  mannigfaltigen  einzehien 
Güter  seines  Konsumtionökomplexes  hinaus  noch  verdirbt  und 
vernichtet,  ist  nicht  mehr  zweckmäfsig  konsumiert,  sondern  nur 
physisch  zerstört  worden. 

Die  obere  Grenze  der  gesamten  Konsum tionsMiigkeit 
liegt  natürlich  bei  den  verschiedenen  Individuen  in  sehr  ver- 
schiedener Höhe.*" 

Lexis  sucht  nun  zwischen  der  Bedürfnissättigung  einzelner 
Individuen  und  der  ganze o  Gesellschaft  zu  unterscheiden.  Auf 
die  ganze  Gesellschaft  dif'se  Frage  anwendend,  meint  Lexis, 
dafs  nur  wenige  Menschen  innerhalb  jeder  Gesellschaftsnrgani- 
aation  diese  tSilttigungsgrenze  erreichen ^  dagegen,  wenn  es  sich 
um  die  Konsumtion  des  ganzen  Volkes  handelt^  sei  sie  als 
praktisch  unbegrenzt  zu  betrachten. 

„Und  weil  diese  Grenze  gewöhnlich  nur  von  wenigen  in 
privilegierter  socialer  Stellung  sich  befindenden  Klassen  er- 
reicht wird,  sei  von  praktisch  gröfserer  Bedeutung  als  die 
obere  Grenze  der  Konsunitionsfähigkeit  eben  die  untere  Grenze 
des  Konsumtionsbedarfa,  das  Minimum  vf»n  Konsumtionsmitteln, 
welches  der  Mensch  braucht,  um  noch  eben  in  einer  mit  dem 
gegebenen  Geselhchaftszustande  verträglichen  Weise  sein  Leben 
zu  fristen/ 

Dies  wäre  allerdings  richtig,  wenn  die  obere  und  untere 
Grenze  der  socialen  Konsumtion  in  keinem  innigen  Zusammen- 
hange ständen,  Thatisllchlich  ist  es  aber  nicht  der  FalL  Die 
Erreichung  resp.  die  Überschreitung  der  Grenze  der  natür- 
lichen Konsurationsfähigkeit  innerhalb  der  höheren  Klassen, 
die  Sättigung  und  ubersMitigung  der  Bedürfnisse,  welche  mit- 
unter —  infolge  des  produktiven  Fortschrittes  —  in  den  liöheren 
, Regionen"  eintreten  könnte,  bleibt  nicht  ohne  natürliche 
Rückwirkung  auf  die  untere  GreoÄe,  auf  den  Wohlstand   der 

Eroduktiven  Bevölkerung,  in  erster  Reihe  aber  auf  die  sociale 
lage  der  für  die  Befriedigung  der  höheren  Kreise  arbeitenden 
Bevölkerung;  diese  letztere  wird,  zum  Teil  wenigstens,  brotlos, 
und  ihre  sociale  Existenzberechtigung  wird  erschiUtert.  Der 
Überflufs  in  den  höheren  Kreisen  erzeugt  den  Älangel  in  den 
unteren  Schichten  der  Gesellschaft  Die  Sftttigung  der  Be- 
dürfnisse ist  daher  ein  sehr  wichtiges  Moment  in  der  Volks- 
wirtschaft, welches  eine  besondere  Beachtung  verdient.  Diese 
Übersättigung  der  Bedürfnisse  in  den  höheren  Kreisen  ist  aber 
vom  Standpunkte  der  ganzen  Gesellschaft  aus  eine  relative 
Sättigung,  nicht  nur,  weil  in  derselben  Zeit,  wo  die  Gesell- 
schaft scheinbar  an  Überproduktion  leidet,  thatsächlich  der 
gröfste  Teil  der  Bevölkerung  Raum  genug  hat  ftir  die  Ent* 
Wicklung  seiner  Bedürfnisse,  sondern  auch  deshalb,  weil  gerade 
diese  Sättigung  der  Bedürfnisse  der  bevorzugten  Stände  einen 
Teil  der  Bevölkerung  arbeits*  und  brotlos  macht,  also  die 
Möglichkeit    der    Befriedigung   der    allemötigsten    Bedürfnisse 
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Konzentrierung  der  socialen  Herrachaft  auch  die  Konzrotrkraig 
der  wirtschaftlichen  Vorteile,  dee  Reichtum»,  dea  BeitlM; 
damit  entsteht  aber  die  Notwendigkeit,  immer  mehr  Güter  ftr 
den  Gebrauch  der  herraebaftliehen  Khiöfeen  zu  erzeugen,  btf 
ßchliefalich  ein  Höhepunkt  des  Verbraucha  erreicht  irird,  itt 
die  Grenze  der  GenufsiUhigkeit  bildet  und  nicht  mehr  üher 
schritten  werden  kann. 

Friedrich  Alb.  Lange,  der  mit  der  Möglichkeit  der  Macbt- 
und  Beötizkonzentration  rechnet  und  auch  die  Sättigung  der 
Bedürfnisae  im  psycholog^i sehen  Sinne  zugiebt  \  bestreitet 
dennoch  die  Sättigungstheorie  und  vertritt  dagegen  die  An«itH 
dafs  die  menschlichen  Bedürfnisse  unersättlich  seien. 

„Denn  e^j  ist  keine  Masse  von  Arbeitskraft  der  MascUini 
und  Personen  denkbar,  welche  nicht  die  Unersätüichkett 
einzelnen  Menschen,  geschweige  denn  einer  bevorzugten 
zur  Erfüllung  persönlicher  Wünsche  in  Bewegung 
könnte,  sobald  die  Mittel  zur  Verfügung  stehen»  «ich  di^iediti 
dienstbar  zu  machen ^'^  Zur  Begründung  seiner  Aniick 
beruft  er  sich  auf  die,  auch  von  uns  schon  angeführte  That- 
aache^  dafs  das  Wesen  des  Luxus  in  Vergeudung  der  ArWil 
liegt,  daher  sei  es  auch  unmi »glich,  irgend  welche  Grenze  dieser 
Vergeudung  festzusetzen.  Aber  Lange  scheint  eben  den  Kr«t- 
lauf  der  wirtschaftlichen,  produktiven  und  kansumtiren  Krlfe 
übersehen  zu  haben.  Der  Luxus  an  sich  ist  nur  dann  ab 
ein  progressiver  Faktor  zu  betrachten,  wenn  er  den  AxmA 
zur  Entwicklung  wirklicher  Bedürfnisse,  zur  Entatehung  tieiMf, 
resp.  zur  Erhöhung  der  Produktivkraft  schon  vorbandiMf  , 
Erwerbszweige  giebt,  wenn  also  auf  die  durch  den  Lux^^^^M 
zeugten  socialen  Bedürfnisse  eine  Demokratisierung  unJBHH 
breitung  derselben  im  ganzen  Volke  folgt,  wodurch  erat  iu 
neue  Bedürfnis  zum  wirklichen  Bedürfnisse,  die  die^ejxi  ß^ 
dürfnisse  entsprechende,  Objekte  erzeugende  Thfttigkeit  n 
einem  volkswirtschaftlichen  Erwerbszweig  wird.  Ifll  üt 
Sättigungsgrenze  in  den  höheren  Kreisen  erreich^  »a  eoM^R 
keine  eigentlichen  Bedürfnisse  mehr,  sondern  es  dominiert  in 
einzige  Bedürfnis,  immer  noch  mehr  Arbeit  zu  vergeuden,  wo- 
durch jede  Erhöhung  der  Produktivität  sinnlos  wird^  di  « 
nicht  mehr  auf  das  Quantum  der  erzielten  Objekte,  «ootoi 
auf  das  Quantum  der  Arbeit  selbst  ankommt^  welehei  wr 
zehrt  werden  soll.  In  den  produktiven  Klassen  entsteht  daW 
eine  immer  gröfsere  Zahl    von    überschüssigen    Arheitskrtfia» 

»  So  bemerkt  «jereeüje,  dafa  auch  die  Dienerschaft  ihre  natflifi^ 
Orenze  habe.  „Bei  der  Dienerschaft  tlüHte  cß  sogar  auch  mm  Qtttm 
geben,  jenBeits  welcher  die  Vermehrung  überhaupt  nur  noch  dem  Pw 
und  Ehrgi^iz  dient,  ohne  dafs  der  Haueherr  auch  nur  in  einem  P«J* 
besser  bedient  ist  als  wenn  er  weniger  Hände  mi  Vevfü^txng  ÜAt.*_Wf_ 
Arbeit  erfrage.     S.  Vd\. 

^  A.  a.  ü.  S.  106— lOT. 
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die  immer  mehr  aus  den  produktiven  Erwerbszvveigcn  m  eine 
unproduktive  Wirkungssphäre  übersiedeln  müssen*  Es  tritt 
die  dritte  Periode  des  Luxus  ein»  die  Röscher  als  den  Luxus 
der  vurtallendeu  Nationen  liüjiei ebnet ', 

Ein  typisches*  Beispiel  einer  solehen  Verfallspenode  liefert 
uns  das  antike  römische  Kaiserreich, 

Die  höheren  Stände  sind  zwar  in  dieser  Periode  den  kränzen 
Tag  beschäftigt,  aber  diese  Bcsehäftigungcn  sind  bhifs  ver* 
schiedene  Formen  des  MuTaigganges,  Friedländer  nennt  die- 
selben eben  geschäftigen  Müfsiggang. 

Sodann  suchte  man  in  den  höheren  Kreisen  sieh  so  viel 
als  möglich  von  perat'mbclien  Anstrengungen  und  Bemühungen, 
auch  geistigen,  durch  Übertragung  auf  Sklaven  zu  befreien. 
^Das  römische  Haus  war  eine  Maschine,  in  der  dem  Herrn 
attch  die  geistigen  Kräfte  eines  Sklaven  und  Freigelassenen 
zuwuchsen ;  ein  Herr,  der  diese  zu  regieren  verstand,  arbeitete 
gleichsam  mit  unzähligen  Geistern^/  „Nicht  nur  diktierte  man 
Sekretären  und  Stenographen  und  liefs  sich  vorlesen  ^  man 
hatte  wahrscheinlich  auch  StudieriÄklaven,  die  für  ihren  Herrn 
laaen,  Notizen,  Auszüge,  Vorarbeiten  und  Untersuchungen  aller 
Art  anfertigten'*.'* 

Das  Streben,  so  wenig  als  möglich  zu  thun ,  ja  zu 
denken,  wurde  bis  zur  Lächerlichkeit  übertrieben,  „Man 
wälzte  nicht  blofs  die  Mühe  des  Behaltens  der  Namen  von 
Klienten  und  Anhängern  auf  das  Oedächtnis  der  Nomenklatoren 
ab,  nein,  e»  gab  auch  Leute,  die  sich  erinnern  liefsen,  um 
welche  Zeit  sie  ins  Bad,  wann  sie  «ur  Tafel  gefieti  sollten. 
Sie  sind,  sagt  Seneca,  so  vüll ig  erschlatft^  dafs  es  sie  zu  viel 
Anstrengung  kostet,  sich  bewufst  zu  werden^  ob  sie  Hunger 
haben*!"*  Die  Leidenschaft  für  Glatliatoren  und  Kennpferde 
erfüllte  die  Gemüter  so  völlig,  dalä  sie  keinen  Raum  für  edlere 
Bildung  liefs, 

„Selbst  die  Aufregung  blutiger  Gefechte  und  die  märchen- 
hafteste Pracht  der  Scenerie  reichte  zuletzt  nicht  mehr  hin, 
die  abgestumpften  Nerven  des  vornehmen  und  niederen  Pöbels 
zu  reizen;  das  Seltsamste  mufste  erdacht  werden,  da«  Un* 
«innigste  und  Widernatürlichste  hervorgebracht  werden ,  um 
dem     kannibalischen     Schauspiel      neue      Würze     zu      geben. 


^  lioacher  charakterimert  diese  IVriotle  foli^endennaf^n :  Auf  un- 
bedeutende GeDÜiiße  werde«  eiinriiie  Kosten  verwandt,  ja.  die  Kost- 
spieli^^keil  der  Koiisumtiou  ist  Selbstzweck,  Uiiuatur  uud  Ver- 
weichlichung treten  au  die  Stelle  dt^r  ^^ehrMiheit  und  des  Lebensu:*'nu8se8. 
A.  a   a.  O.  I,  ii  '2:i2. 

2  FriedlJtnder  a.  a.  U  lid.  L  S.  271  ff.  Ver^d.  Mommsen,  Korn. 
Oew^h,  tu  2.  S.  4til*.  j,L>i(»  Ziild  derer,  die  ihr  Leben  in  Begehung  iinnUlzer 
FöriuliLhkeiten,  in  lie/^eURunpr  leerer  Jloflicbkeiten  verbrachten,  war  schon 
yu   Anfim^  iler  Kftiser/i'il  unvcrhüitnismüfsig  grofs,** 

•^  Knedläiidor  a   a.  0.    Bd.  tll.   S.  *<8-b9. 

*  1  riedlUnder  a.  ä.  U.  L  Tl.   S.  l^&l  ff. 
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Doinitian  gab  Tierhetzen  und  Gladiatorensj>it?lu  uvi  ^*c«l 
untl  die  Schwerter  blitzten  beim  Schein  von  Lampen  ttiui 
Kandelabern  ete,  etc.  ^" 

E»  trat  al8ü  eine  vollständige  Sättigung  der  B€idaj*{titsf(e  b 
den  herrschenden  Ge^ellschaftsschiohien  ein. 

Und  wie  wirkte  diese  Übersättigung  auf  die  niedcns 
Stände^  hauptsächlich  auf  die  produktiven  Klaasen?  Diem 
wurden  überfLillt,  die  Lage  der  Sklaven  verschlimmerte  iict 
ihr  LJjen  wurde  wertlos.  Die  Zahl  der  unprotluktiveTi  Mi: 
glieder  der  Gesellschaft  mehrte  sieh  von  Jahr  zu  Jahn  Blleher 
bringt  eine  sehr  merk  würdige  Schilderung  de»  Lebens  inJl€^ 
halb  einer  einzigen  grofsen   Hauswirtschaft, 

„Die  ganze  unfreie  Arbeiterschaft  zerfiel  in  zwei  Gruppen: 
in  die  familia  rusticana,  den  produktiven  Teil  der  Wtn* 
Schaft  und  in  die  familia  urbana,  den  unproduktiven  Teil  de» 
Hauses.  Hier  ünden  wir  eine  ganze  Masse  von  Fuuktion*^!i, 
die  überhaupt  nutzlos,  sogar  sinnlos  sind.  So  haben  wir  in 
der  Küche  eine  gi'ofae  Schar  von  Köchen,  Heizern,  Bröi', 
Kuchen-  und  Pastetenbiickern;  besondere  Tafeidecker,  Vcr 
Schneider,  Vorkoster  etc.  Für  den  gewöhnlichen  Dienst  dfi 
Herrn  sind  angestellt:  ein  Ceremonienmeister,  verschiedoiif 
Kammerdiener,  Badewärter,  Salber,  Abreiber^  Leibchir 
Ärzte  für  jedes  Körperglied,  Bart.scherer  etc.  Man  hl 
einen  Gelehrten  und  Philuaophen  zum  Hausgebrauch^,* 
sich  der  Herr  in  der  Öffentlichkeit,  so  schreitet  ihm  ea 
grofse  Schar  Sklaven  voran  (antenubidones),  eine  andere  h\ 
ihm  (pedi sequi).  Der  Noraenklator  nennt  ihm  die  Namen 
Begegnenden,  die  begrüfst  sein  wollen  etc  etc.*.** 

^In  der  angeblichen  Mehrzahl  der  Bevölkerung  Komn, 
man  als  den  dritten  Stand  bezeichnen    kann,    war    das   Prok 
tariat  ohne  Zweifel  weit  überwiegend,  dessen  Existenz  sich 
Brot  und  Scbauspielc  drehte,  und  da^  durch  eine,  infolge  di 
so  reichlich  gewiUirten  Vorteile  unaufhörbcli  zuströmende 
Wanderung  aus  den   Provinzen  sieh  immer  neu  ergänzte.    IN 
gegen  war  die  Zahl  der  ebenfalls  diesem  Stande  angehörend« 
Handwerker,  Industriellen   untl    Kleinhändler   verhältnismjlfji 
beschränkt,  nicht  blofs  weil    die    wohlfeile  Sklavenarbeit   de 
Erwerb    der    Freien  ....   eine   Konkurrenz    machte ,    sonderö 
auch,  weil  die  Getreideausteilungen  selbst  den  Ärmsten  in  den 
Stand  setzten,  ganz  ohne  oder  fast  ohne  Arbeit  zu  Ic 


»  Friedmnder  a.  a.  0.  I,  11.    S,  H:S.5ff. 

*  Der  Sklavenluxus  beistand   teile  in  der   Unterhaltung    outtT 
Sklaven  2 u  Lux iiaz wecken,  teils   in   der  Verschwendung  der  Arbeit 
namentlich  durcli  eine  bis  äbih  rbeitnafb  getriebene  ArbeiteteiJuiig» 
auch  ^geringfügige  [iieiif^te  durcii   be^Oßdere   Sklaven   versehen  wurdiB,* 
Friedländer  a.  a.  0.  lü,  Teil    S.  87-88. 

»  Bücher  a.  a.  O.   S.  70—72. 

*  Friedländer  &.  a.  O.   IL  TL   8.  217. 
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„Selbät  wenig  begüterte  Geschäftsleute  muföten  um  ihres 
Kredits  willen  eine  Anzahl  Klienten  halten»  die  ihre  Trag- 
öessel  umgaben^  und  80  wurde  der  Zudrang  zur  Klientel  .  .  ,  , 
bei  der  entschiedenen  Alineignng  der  Kömer  gegen  den 
kleinen,  ehrlichen  Ervverb  immer  gröfser.  Ihr  Dienst  war: 
Morgenberiueh,  Gefolgeleistung  bei  nffentlichem  Erscheinen  ihres 
Herrn  etc.  etc.*." 

In  der  Verfallszeit  des  römischen  Kaiserreichs  hat  eben 
die  Entwicklung  der  antiken  Kultur  ihre  höchstmögliche 
Grenze  erreiclu.  Die  socialen  und  wirtiscbaftirchen  Abhiingig- 
keitsverhältnisse  innerhalb  des  römischen  Staates,  die  auf  der 
Sklaverei  basierten,  wurden  nun  zu  Feisseln  der  socialen  Evo- 
lution^  daß  socialökonomische  Gleichgewicht  wurde  aufgehoben, 
die  gesellschaftliche  Arbeitskraft  und  die  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnisse konnten  sich  nicht  mehr  einander  anpassen»  es  entstand 
ÜberÜalH  in  den  höheren  Srhieliten,  eine  relative  Übervölkerung 
in  den  produktiven  Klassen,  —  und  der  römische  Staat  konnte 
»ich   nicht  mehr  halten :  er  mufste  zusammenstürzen. 

Dagegen  sehen  wir  in  der  Geschichte  Europas,  dafs  die 
fortgeschrittensten  Lltnder  desselben ,  als  ihre  mittelalterliche 
Organisation  nicht  mehr  mit  dem  produktiven  Fortschritt  über- 
einstimmte, in  sich  selbst  die  Kraft  fanden^  zu  einer  höheren 
Ordnung,  und  zwar  zu  der  kapitalistischen,   überzugehen. 

Man  niufs  also  die  Sättigung  des  Gesamtbedarfs  der  höheren 
Volksschichten  von  der  Sättigung irgen<l  eine«  konkreten  Bedürf- 
nisses unterscheiden.  Im  ersten  Falle  entsteht  eine  dauerhafte 
relative  Übervölkerung,  eine  allgemeine,  immer  stärker  sich  fühl- 
Imr  machende  sociale  Stagnation,  und  demgemärs  entsteht  eine 
immer  mehr  umsichgreifende  Not  imd  Armut,  immer  stärker 
werdende  Unzufriedenheit  der  Massen  ^  die  von  den  höheren 
Kreisen  mit  Verachtung  und  Knebelung  des  Volkswillens  oder 
richtiger  des  Volksunwillens  beantwortet  wird ',  Die  Be- 
völkerung vermindert  sich,  ganze  Di-strikte  werden  entvölkert, 
die  Arbeit  rulit  in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande,  Die  obere 
Grenze  steigt  nicht  mehr,  es  wird  blofs  der  unsinnigste  Luxus 

h — . 

^^ft         1  Bezüglich   des  VeH^ils   Homs   bemerkt   Carej:    ^t^olft^K^  ^i^   ^i^~ 

^^puder  eilt pi'gen wirkenden  Kräfte  im  Oleiciigewieht  waren«   lie^rte  Italiezi 

HKer  Weit  MÄnncr;  aber  in  seinem   Niedergange   brachte   es  imr  Sklaven 

tieriror,  Sklaven  im  Beftlerjre wände  oder  im  kaiserlichen  Purpar.**    Einheit 

des  Geset«es.    Kap    HL    8   h4> 

'  Nietz&chfi  meint,  daf»  die  mant'bmal  dntretende  „Entartung"  der 
Gesellschaft,  die  dnrob  die  Abwendung  de«  Willens  von  Leben,  von 
Macht,  charakteTOjert  wird,  auf  den  Niedergang  amtokratischer  Wert- 
»chärzTingen ,  auf  den  Eiiiflufff  der  Skiavenmoral  und  des  Plebeismus 
zuruekKufuhreu  sei,  That^iiehlich  übereiehf  Nietzecbe,  dafs  zu  iwjlchen 
Zeiten  die  aristokratischen  Wertschätzungen  den  höchBten  Grad  erreichen, 
dnffi<  ;^erade  der  demokratische  Zug  in  der  Kultur  auch  den  arisUikratischea 
Kr»iseii  ExiHtenzfähigkeit  verleiht,  VergL  Generalogie  S.  9»  10»  20,  29. 
^40^47,  i55ff. 
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Btrieben,  aber  die  unterste  Grenze  sinkt  entschieden 
mehr,    und   dies   ist  das   beste  Zeichen   des  anonnAlen  social- 
ökonomiacheii  Zustandes  der  Gesellschaft, 

Dagegen  würde  die  Sättigung  eines  konkreten  RedUrfniü«« 
nur  eine  vorübergehende  und  teilweise  relative  Über- 
völkerung zur  Folge  haben,  die  aber  mit  der  Entst/^bun^f 
neuer  Bedürfnisse,  —  und  die  Sättigung  eines  konkreten  B 
dürfnisses  giebt  ja  den  Anstofs  zur  Erfindung  neuer  Be-i  r- 
nisse  —  sofort  vergeh  windet.  Die  obere  Grenze  steigt  'Uut. 
ungehindert  nach  oben,  und  ihr  parallel  bewegt  eich  aurh  üj- 
untere  Grenze  aufwärts,  und  die  materielle  wie  die  gei*iT^e 
Lage  der  niederen,  wie  der  mittleren  Stände  bes^rt  sich  er- 
heblich. Die  unteren ,  abgesonderten  Klassen  eigne«  «ch 
die  höheren  Bedürfnisse  an,  die  Arbeitsteilung  schreitet  var 
wärts\  das  Streben  nach  socialer  Macht  zeigt  sich  in  satnv 
liehen  Klassen  der  Bevötfcenrng  und  äufsert  sich  «ehr  inten« 
der  Kampf  der  verachiedeneo  Klassen  um  die  Aufrechterhaltui 
resp,  Entfaltung  ihrer  Machtsphäre  und  ihres  Einflüsse» 
und  rastet  nicht,  aber  dies  alles  geschieht  innerhalb  der 
stehenden  Ordnung,  die  Bestrebungen  aller  Klassen  sind 
Erlangung  möglichst  guter  Positionen  innerhalb  gegebeMT 
socialer  Organisation,  aber  nicht  auf  den  Sturz  derselben  j^f- 
richtet  In  der  Seele  der  Massen  regen  und  bew- 
auch  dann  tausend  unbefriedigte  Wünsche,  aber  diL^^  .... 
friedigten  Wünsche,  das  Streben  nach  einer  höheren,  feinerfii 
Lebenshaltung,  sind  der  beste  Beweis  für  eine  gesunde,  r* 
grcssive  Entwicklung  des  Staates.  Der  Umsturz  der  G» 
Schaft  ist  gerade  dann  eine  Sache  der  Unmöglichkeit  lü 
diesem  Zustande  befindet  sich  noch  jetzt  scheinbar  ein  Teil 
der  europäischen  Staaten  (wie  lange  dieser  Zustand  daueni 
werde,  ist  eine  andere  Frage,  auf  die  wir  hier  nicht  ein- 
gehen können).  So  giebt  z*  B.  Wolfgang  Heine,  obwolil 
kein  Anhänger  des  heutigen  Staates,  zu,  —  in  einero 
objektiv  und  sachgemäfs  geschriebenen  Artikel  über  die  Bem- 
steinfrage*  — -,  dafs  ^die  Verbesserung  des  Einkommen-  'h 
weiten  Schichten  des  Volkes,  die  Erhöhung  der  durchsclir  iv 
liehen  Lebenshaltung,  die  Verwendung  immer  gröfserer  BetrÄgf 
für  Luxus-  und  Bildungszwecke  in  der  Arbeiterschaft  Th»tr, 
Sachen  seien,  die  sich  ohne  statistische  Belegung  jedem 
drängen"^  und  schliefst  daraus,  dafs  die  Arbeiterschaft  in  di 
ihrer  Lage  für  einen  Unisturzkampf  sieh  niemals  hergeben  würde 


^  K.  Blicher  nimmt  jm,  dttf«  die  Zahl  der  yerscbiedenen  ArMt' 
in  Deutftchland  zur  Zeit  bis  auf  10  tKK)   zu  scbätssen  »ei.    A.  a.  O.    Ji. 

*  Dif!  Benu'*tfjnfrape  und  die   politische  Praxis  der  Social demoknlS 
iD  ^Socialiäti^che  M ona ts h ff te.'*     riktober  lö99,     8.  484  ff. 

^  Einige    ^ociaJisiisL'he    [deologeu,   die   von  einer  aUfn&blielicn  Al 
höiilung    des  Kapifalismus  eprct  lien ,  stfttzen  «ich,    zur   Zeit    wemptifttin 
d&ruitf,    dapF   die    Bedürfnisse    der   Arbeiterklasse    mit    dem    MäP^   ihm 
besseret!  Betriediguiig  er«t  recht  steigen.    Dies  beruht  Auf  einer  Terke 
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„Was  aber  das  arbeitende  Volk  anbelangt^  —  meint 
W.  Heine  —  «o  bat  es  in  der  That  und  sehr  begreiflicher 
Weise  für  die  einzelnen,  ihm  nahe  liegenden,  unmittelbar 
greifbaren  Verbesserungen  seines  Loses:  Beachränkniig  der 
Arbeitszeit,  Erhöhung  des  Lohnes  etc.  etc.  weit  mehr  Sinn 
und  Verständnis,  als  für  einen  seinen  bisherigen  Überlieferungen 
direkt  widerspecbenden  Umsturzkampf,  dessen  Ausgang  in 
keinem  Falle  sicher  scheint,  und  dessen  Folgen  für  die 
Verbesserung  seines  Schicksals  ihm  nichts  weniger  als  klar 
sind/ 

Selbst  die  Lage  der  Sklaven  war  nicht  immer  so  hoffnungs- 
los,  wie  manche  unter  uns  es  anzunehmen  pflegen.  In  einer 
Zeit,  wo  das  ökonomische  Gleichgewicht  innerhalb  der  auf 
Sklaverei  beruhenden  Gesellachaften  nicht  aufgehoben  war,  wo 
die  Bedürfnisse  sowohl  der  hüheren^  wie  auch  der  niederen 
Stände,  die  Sklaven  mit  inbegriffen,  sich  in  fortwährender 
Steigerung  befanden,  war  aucli  die  Arbeit  der  Sklaven  nütz- 
lich und  erwünaclit,  daher  auch  die  sociale  Lage  der  Sklaven 
eine  relativ  günstige. 

„Ein  zweiter  Fortschritt"  —  sagt  Röscher  —  ^welchen 
das  Hirtenleben  gegen  das  Jägerleben  bildet,  beruht  auf  der 
Möglichkeit,  die  Kriegsgefangenen  als  Sklaven  zu  halten.  Aber 
die  Lage  dieser  Sklaven  war  mild  */ 

Mit  anderen  Worten :  jede  entwicklungsfähige  Gesellschaft 
betindet  sich,  wie  Dühring  sich  treffend  ausdrückt,  in  einem 
Zustande  ^des  beweglichen  Gleichgew iciites'',  d.  h,  sie  bat  zu 
ihrer  Grundlage  zwar  uagleichc  politische  und  wirtschaftliche 
Abhängigkeitsverhältnisse,  aber  solcher  Art,  dafs  sie  sowohl 
die  Entwicklung  der  Bedürfnisse,  als  auch  die  Vervollkomm- 
nuBg  der  geistigen  und  materiellen  Tbätigkeit  sämtlicher  Mit* 
glieder  der  Gesellschaft  zur  socialen  Notwendigkeit  macht. 
Umgekehrt  verliert  jede  Gesellschaft  ihre  Entwicklungsfiihig* 
keit,  sobald  ihre  socialrechtliche  und  wirtschaftliche  Orgaai- 
Bation  das  socialökonomische  Gleichgewickt,  die  Anpassung  der 


AuffflÄStinp^  vom  Wesen  der  BedQrfiiisBe.  Ein  Bedürfnia,  d§m  iKich  nicht 
li€tri(»dißt  worden  i«t,  tat  kein  BedürfniB,  Alle  die  schönen  Wfmat^he,  die 
das  Volk,  duri'li  dies  I^ben  der  hüheren  KlasaeB  angi^pornt,  aebeiDbar 
sehr  gern  erfäüt  Imbcn  moclilet  "^hid  lh&t«»chlieh  potentielle,  psychische 
Zustände,  die  mch  crt^t  im  Falie  dei'  mchrinaligeD  liefnedijLriin^  in  reale, 
den  Willen  beweccnfle  JtcdurfniBPt*  umwandeln.  lunstweiteD  drücken  sie 
hloC»  du»  Kjcialo  >treben  nach  Oleichstellun^^  mit  den  iKiheren  Stünde» 
^tis,  das  aber  Jincli  mit  einer  teilwei.«ep  Erfüllung  «ufrieden^jeFtellt  ist, 
nd  niemaU  werden  die  wachsenden  Bedürfnisse  ein»'a  Anatore  zum  Umstura- 
_  npf  geben.  VergL  Protokoll  des  en  dal  dem.  Parteitag:  1899  DavidB 
lede  S.  \21—li'L  Ver^l.  H  Luxenbnrp.  Socialreform  oder  Revolution? 
*  A.  a.  0.  Bd.  IL  Ksp.  2.  Verirl  auch  Spencer,  PÄVchologie  Bd,  11. 
ti  516  f.  VerpL  au<  h  Engels.  Anli-Dilhring.  S.  188—190.  Gumplowicz 
a.  ft.  0.    S    U:^-i:^8f;     Lippert  a.  a.  CK    S,    100-125.    Pe«ehel   a.  a.   0. 


S.  236-243.    Fr.  A.  Lange,  Die  Arbeiterfrage.    S.  64- 


124 


XIX  i 


gesellscliaftliclien  Produktion  an  die  gesellschaftliche  KoDSitmtioii 
völlig  aufhebt,  indem  die  allziihouh  entwickelte  Cezitralinemoi 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht  die  Bedlirfhiüiii*  der 
höheren  Klassen  über  die  natürliche  Grenze  ihrer  Entwicklung 
fähigkeit  hinaufschraubt  und  ihnen  dadurch  eine  unnatürliciie. 
blofs  auf  Vergeudung  der  Arbeit  gerichtete  Form  verleih L 

Dafs  jede  konkrete  Form  der  socialen  Ungleichheit,  j^l^ 
bestimmte  ungleiche  Verteilung  der  wirtschaftlichen  und  sociaI'^^ 
AbhlingigkeitsverhÄltuisse  schliefslich  auf  irgend  einem  I'i  - 
ihrer  Entwicklung,  aus  einer  die  produktiven  Kräfte  der  Ge-'  h- 
Schaft  fördernden  in  eroe  hemmenae  sich  verwandelt  und  dadurclj 
ihre  Existenzberechtigung  verliert,  hat  Marx  deutlich  in  fol- 
gendem Satze  formuliert: 

„Auf  einer  gewissen  Stufe  ihrer  Entwicklung  —  Jigt 
Marx  ^  —  geraten  die  materiellen  Produktivkräfte  der  Goaeit- 
Schaft  in  Widerspruch  mit  den  vorhandenen  Produktionfv«r* 
hähnissenj  oder,  was  nur  ein  juristischer  Ausdruck  dafbr  iit 
mit  den  Eigcntumsverhältnisaen,  innerhalb  deren  ste  sieh  bis- 
her bewegt  hatten.  Aus  Entwicklungaformen  schlagen  diofte 
Verhäitniöse  in  Fesseln  derselben  um.  Es  tritt  dann 
Epoche  der  Revolution  ein  ....  Eine  gesellschaftliche 
luation  geht  nie  unter,  bevor  alle  Produktivkräfte  en 
sind»  für  die  sie  weit  genug  ist,  und  neue  Produktionsv«! 
niese  treten  nie  an  die  Stelle,  bevor  die  materiellen  EzisleiU' 
bedingungen  derselben  im  Schofse  der  alten  Gesellschaft  selbst 
ausgebrütet  sind.^ 

Sieht  man  in  dieser  Formulierung  von  einzelnen  tmgttt« 
lieh  gewählten  Ausdrücken  ab,  so  enthält  dieselbe  den  richüi^ 
Gedanken,  dafs  das  social-ökonomische  Gleichgewicht  in  jeäer' 
bestimmten  kulturhistorischen  Periode  die  ihm  völlig  «ot- 
sprechende  bestimmte  Form  der  socialen  Abhängigkeitsverlillt- 
nisse  annimmt,  durch  welche  allein  der  sociale  Fortschritt 
ermöglicht  ivird^. 

Aber  auch  die  neue  Gesellschaftsorganidation  kann  nur 


mn  eiiit      i 

itwinm^H 
sT^thjÜKH 


'  Zur  Kritik  der  politiBchen  Ökonamie.     Vorwort. 

*'  Bei  objektiver  BefrHclitim^  wird  aus  diesem  Satze  tu  kvinem  I 
zu  folgern  sein,  dafs  die  Produktivkräfte,  ge^hweige  denn  die  omtericitatt 
Ex  ist  eiiz  bedingungen,  al^  Ursache  jeder  BociHlen  Evolution  zu  betivdittt 
^eieii.  Jm  Gepeuieil  würde  aus  diesem  Satz  der  ScMufs  sich  reebtfertitfai^ 
daffi  die  gese  t  he  ha  l't  liehen  Produktionskräfte  und  Produktiondv^rblitaiaf 
^ich  in  oeständiger  Wechselwirkung  befinden  und  sich  ^g^tMeitig 
dingen.  Die  jeweilige  Aufhebun|^  aea  ökono mischen  Gleich g^wicbu  * 
«owohl  dun^h  die  Produktivkräfte  wie  aueh  durch  die  eocimle  RecJ 
Ordnung  bewirkt  und  läfef  sich  nie  auf  den  einen  oder  deo  anderaii  ^tf 
beiden  Faktorou  zurückführen,  Die  einseitige  Betoonng  der  Wirkmig 
Produktivkrütte,  die  besinnders  von  Engel»  mit  ftufaerster  Scharfe  b« 
gehoben  wird«  hat  den  richtigen  ^inn  dieses  GrandBatset  Tolldüodig 
stellt  VergL  Engels  a.  a.  O.  8.  286.  B«%nistcin  a.  a.  0.  S.  4^14  KmOtkj 
a.  a.  0.  &  16-19. 


XIX  4- 


12,S 


neue  Form  der  gesellschaftlichen  Ungleichheit,  eine  neue 
Regulierung  der  ungleichen  politischen,  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeitsverhältniase,  eine  gewisse  Ver- 
schiebung der  Machtstellung  der  verschiedenen  gesellschaft- 
lichen Klassen,  wie  auch  eine  Änderung  des  socialen  und 
wirtschaftlichen  Charakters  dieser  Klassen  hervorbringen,  ohne 
jedoch  die  sociale  Differeozierung  selbst  aufzuheben,  die,  wie  wir 
schon  gesehen  haben,  eine  notwendige  Bedingung  jedes  socialen 
Fortschrittes  überhaupt,  sowohl  im  wirtschaftlichen,  wie  im 
kulturellen  Sinne  ist  ^ 

Dabei  aber  darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  der  von 
Zeit  XU  Zeit  in  der  Kulturgeschichte  der  Menschheit  eintretende 
Konflikt  zwischen  den  produktiven  Kräften  der  Gesellschaft 
und  der  jeweiligen  socialen  Organisation  derselben  in  keinem 
Falle  eine  Imagination  ist,  welche  die  durch  die  Hegeische 
Dialektik  beeinflufste  philosophische  Konstruktion  erfand^ 
sondern  eine  reale  Erscheinung,  die  tief  im  Wesen  der  mensch- 
lichen Natur  und  dem  eigentiimlichen  Charakter  der  socialen 
Ungleichheit  ihren  letzten  Grund  hat»  Leitler  konnte  selbst 
Marx,  der  durch  seine  richtige  Auffassung  der  Grundbedingung 
jeder  socialen  Umwälzung  und  Formulierung  dieser  Auffassung 
in  dem  obenerwähnten  Grundsatze  der  socialen  Evolution»  dem 
utopischen  Social ismus.  den  Gnadenstofs  gegeben  hat,  sich  von 
der  ideologischen  Betrachtungsweise  der  socialen  Erscheinungen 
nicht  vollstiindig  befreien,  was  ihn  verleitete,  das  von  ihm 
richtig  erkannte  Grund princip  der  socialen  Entwicklung  so  zu 
modiiicieren,  dalk  das  utopische  Gleicbheitsideal,  da>i  er  in  seine 
wissenschaftlichen  Untersuchungen  hin  übernahm,  keine  Einbufse 
erleiden  sollte.  Dadurch  entging  diesem  genialen  Denker  die 
richtige  Einsicht  in  <las  Wesen  der  socinlen  Ungleichheit,  er  unter- 
liefs  es,  sowohl  die  Ursache  ihrer  Entstehung,  wie  auch  die  Art  der 
Wirkung  derselben  auf  die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürf- 
nisse und  Vervollkomninung  der  menschlichen  Arbeitsleistungen 
näher  zu  analysieren  und  glaubte,  die  sociale  Notwendigkeit 
der   Ungleichheit   durch   den   relativ    niederen    Produktivitäta- 

frad  der  menschlichen  Arbeit  begründen  zu  können.  Er  teilte 
aber  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Menschheit  in  zwei, 
nach  seiner  Auffassung,  wesentlich  verschiedene  Entwicklungs- 
perioden, die  eigentlich  vorgeschichtliche  Zeit,  die  fast  die 
ganze    geschichtliche   Vergangenheit    bis    auf   die    Gegenwart 


_  '  „Recht  und  ünrecbt  sind  IJegrirte,  die  »von   kemer  Zeit  gewandelt 

"Vertien,  vielmehr  gesondert  mikCB^vheud  über  aJle  Zeit  und  Geschichte 
wiilten»  Nichts  lieato weniger  verwerfen  wir  die  thörichten  Gleichheit»- 
ideen  f  welche  durauf  hinauslaufen,  den  gegliedeTten  «nciah^n  Körper  als 
einen  losen  SMidhaufen  »ich  vor;?us(elien  und  jede  Unterordnung  und 
f  berordnungf  zu  leugnen.  Da»  \*erhftltnis  von  Heirechid't  und  Beherrschung 
kann,.in  keinem  Gebiete  des  Lebens  jemata  aufhören^  und  nur  die  Formen 
der  Uberordnung  und  Leitung  ändern  sicb."^     Dühring  a.  a.  0,   S.  30d. 
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umf^ifst  unJ,  mit  Ausnahme  der  primitiven  kommiu 
Gesellachafty  die  sociale  Ungleichheit  zu  einer  notwend  _ 
aussetzLing  ihrer  Entwicklung  liat\  und  die  eigcotliche  » 
schichtliche  Zeit,  die  erst  mit  der  Verwirkh'chung  de«  socialis- 
tischen  ZukunftsstaAtes  ihren  Anfang  nehmen  wird,  Dadorcb 
erfuhr  sein  Grundprincip  der  socialen  Evolution  eine  weMeot- 
liehe  Beschränkung,  die  fast  einer  vollen  Aufhebung  glddh 
kommt,  da  es  durch  diese  Einschränkung  eine  Al  l  gern  ein - 
gtlltigkeit  ein  wesentliches  Merkmal  jedes  allgemeinen  Erklilruüg»- 
princips  verliert. 

Thatsächlich  beruht  aber  diese  Modifikution  des  GrundMfiie» 
auf  einem  vollständig  verfehlten  methodologischen  Verfahren. 
aufserdera  folgt  die  sociale  Notwendigkeit  der  Ungleichheit  nii " 
aus  der  relativen  Unproduktivität  der  Arbeit,  sondern  hat  in  d< 
jedem  Menschen  auf  jeder  Stufe  der  Entwicklung  eigen 
Streben  nach  socialer  Macht  ihren  Grund,  ein  Streben, 
aber  eine  unbedingt  notwendige  Bedingung  der  Entsteh 
neuer  Bedürfnisse  und  Vervollkommnung  der  menschlich 
Thätigkeit  bildet.  Mit  der  Aufhebung  der  socialen  Diffej 
rierung,  mit  der  Beseitigung  der  verschiedenen  socialen  MsM^i 
Stellungen  der  einzelnen  Gruppen  innerhalb  der  GesellÄcb 
wird  auch  die  einzig  mögliche  Bedingung  jedes  soct&len  Fort- 
schrittes aufgehoben. 

Allerdings  hatte  Marx  durch  die  im  „Kapital**  mit  »ol 
Scharfsinn  durchgeführte  Theorie  der  relativen  Übervölk^ 
und  der  allgemeinen  Krise  «ich  mehr  dem  wahren  Sinne  di 
socialen  Entwicklungsprincips  genähert,  besonders  dort^ 
er  die  Ursachen  der  Krisen  direkt  mit  den  Bedürfnissen 
Zusammenhang  bringt  Da  aber  Marx  hauptsächlich 
kapitalistische  Übervölkerung  und  die  kapitalistische  Wi 
üchaftskrise  ins  Auge  iafst,  aufserdcni  von  dem  ideologisch« 
Wunsche  geleitet  wird ,  die  Notwendigkeit  des  Srnrislu 
mus  zu  beweisen,  so  siebt  er  sich  wiederum  veranlafst, 
Gültigkeit  des  Übervölkerungsgesetzes  einzusebränkenf 
glaubt  schlierslich,  die  Notwendigkeit  einer  relativen  Übi 
völkerung  innerhalb  der  kapitalistischen  Gesellschaft  bl 
aus  den  kapitalistischen  Produktionsverhältnissen  ablet 
zu  können ;  er  sieht  daher  von  dem  Gesetze  der  V 
dürfnäsentwicklung  ab  und  bringt  dadurch  seine 
die    sociale    Ökonomie   so    wichtige    Übervölkerungsichre 


^  ^Die  bürgerlichen  FroduktioiiBverhAttniBse  sind  die  leiste 
j^onistiache  Form  des  gesellsc haftlichen  Produktionsprozesses  » . .  , 
im  Schofae  der  bürgerhVhen  (iesellachaft  sich  entwickelndeii  Pr 
kräfte  schaffen  zugleich  die  inaferieUen  B«!  diu  gütigen  zur  L5si2J^ 
Aiitagoniamus.  Mit  diesier  «Tei^ellKchafLsform  schiiefol  diiber  die  Vor* 
gefichiehte  der  meiischliühen  Gei*chichte  ab,**  Marx^  Zur  KntiL  Vor- 
wort.    Vergl.  auch:  Da»  kommunistische  Manifest, 
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ScUwaoken  *.  Dies  sah  wenigstens  eni  Teil  seiner  Nachfolger 
ein,  daraus  erklärt  sich  der  Ruf  Jiach  Reformierung  der  so- 
genannten niaterialistist*hen  Geschichtsauffassung,  der  im 
Lager  der  jüngeren  Marxisten  in  der  letzten  Zeit  vernebm- 
bar  ist^. 

Sieht  man  aber  von  den  durch  die  Überreste  des  von 
Marx  selbst  verurteilten  eocialistisL'hen  Utopismus  bedingten 
Irrtümern  ab^  so  bleibt  doch  die  Lehre  Marx'  von  der  relativen 
Übervölkerung  für  die  social-ökonomische  Diaciplin  eine  der 
bedeutendsten,  vielleieht  die  bedeutendste  Errungengehaft  dieser 
Wissenschaft,  Bis  auf  Marx  wurde  fast  überall  in  der  sociab 
ökonomischen  Wissenschaft  das  an  sich  in  gewisser  Beziehung 
nicht  unrichtige  Gesetz  der  absoluten  Übervölkerung  von 
Malthus  auch  als  Erklürungsprincip  des  menschlichen  Fort- 
schrittes^ also  auch  der  Verfeinerung,  Vermehrung  ctc*  der  gesell- 
schaftlichen Bedürfnisse,  angewandt^  was  entschieden  unzutreffend 
war,  da  die  absolute  Not,  bedingt  durch  die  absolute  Über- 
völkerung, gerade  der  Entstehung  neuer  Bedürfnisse,  wie 
überhaupt  jedem  Fortschritt  wirtschaftlicfier  und  kultureller 
Natur   hindernd    im  Wege   steht  ^.     In   der  neueren    Zeit  ver- 


\Vergl  Das  Kapital.  4,  Autl.  l  S.  593-613  und  t  S.  679  -729. 
Allerdings  spricht  sich  Marx  dciitiicli  dahin  aus,  dafs  der  Fj'nat'/  des  in 
l'roduküoij  angelegten  Kapitales  gmfHtenteiii*  von  der  Koneumtidnsfahig* 
keit  der  nicht  produktiven  KIftssien  abhäagt  (tll,  'I.  S.  21  tfj;  jiueii  in  tiem 
II.  Band  betont  er  einif^e  Male  die  Sättigung  der  Bedürfnisse  ala  tTrimd 
der  wirtschaftlichen  Krisen,  führt  aber  diesen  Gedankrn  nicht  konseqnent 
durch,  und  eR  felilen  auch  nicht  äolehe  Erklärungen  der  Krisen,  wo  die 
Bedürfnisse  völUg  aulser  aclit  gelassen  werden.  Vergl,  Kap.  11.  1892. 
S,  aH5    a^6,  aueb  S,  l*;i  -172, 

*  (ranz  nchtij^  bat  Lotze  die  sociale  Notwendigkeit  jeder  gcaelläciiaft- 
Uchen  Umwälzung  in  tVdgenden  Satz  gefafat:  „Zu  dem  letzteren  Versuche 
— ^  d.  b  Äur  UmgtÄtaltnng  der  bestehenden  Ordnung  —  sagt  Lotxe  — 
wird  die  Geßellstibaft  sich  berechtigt  tülilen,  wenn  sie  aelbst  al&  „Ganze»'* 
von  ihren  nnpaBÄend  gewordenen  Einriehtungtin  leidet.  Cnd  allerdinpi 
würde  e»  ein  blofser  Forraendienst  sei«,  eine  bestobeude  Ordnung  im 
Widerstreit  mit  den  Hedürfnisisen  der  Ge^amtheir  aufret'ht  halten  zu  wollen*** 
Mikrokosmus     2.  Bd.    S.  444. 

^  Bezüglich  dtT  Malthuä<*8cben  ljberv51kerungBlbeone  vergl.  Malthus, 
Versuch  über  die  Bedingungen  und  die  Fol]t;en  der  Volksvertnehrung 
; übersetzt  von  Hegewisth?.  Altena  1807*  Schon  der  Titel  des  Buches 
beweist  zur  Genü|i:e,  dafs  Malthua  blofs  die  Ursachen  der  Not  und  Armut» 
nicht  aber  des  niensch liehen  Fortschrittes  untersuchen  wallte.  Diesen 
Gedanken  »pricbt  Maltbus  im  L  Kap.  des  ersten  Teile«  ganz  deutlich  aus. 
Die  weitere  Aueeinanderöetznng  des  ti  rund gedankens  gab  trotzdem  manchen 
Anhängern  von  Malthus  Veranlassung,  die  abnolute  Übervölkerung  ala 
Erklärungsprindp  für  die  sociale  Entwicklung  gelten  zu  lasfleu.  (Vergl  1,  TL 
Kap  1-2.)  VergL  U.  Kumelin,  Kedeu  und  AufsArze  l  (1875.)  S:  310  ff., 
der  ganz  ausdrücklich  die  Unvereinbarkeit  der  Malthud'scben  Theorie  mit 
der  fhatsoche  des  geaellscbaftlieben  Fortschrittes  betont.  VercL  auch 
Rtimelin  IL  1881.  8.  56-^  ff,  Vergl.  auch  Fr.  Alb*rl  Lange,  J.  St.  Milk 
Ansichten  über  die  sociale  Frage.  1Ö66,  S.  30-52,  femer  S.  195  ff. 
J.  ht.  Mill  sucht  die  Lehre  Malthus'  zu  modifizieren  (a,  a.  O.  Ud.  I. 
8.  143—225),  ohne  jedoch  auf  die  Idee  der  relativen  Übervölkerung  zu 
kommen. 
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fielen  sodann  eiiiige  so cial- ökonomische  Gelehrte,  welcli« 
Unvereinbarkeit  einer  cabsoluten  Übervölkerung  mit  einer  wii 
liehen  socialen  Evolution  erkannten,  in  ein  an*l 
und  setzten  die  Ijelire  von  der  absoluten  Uberpr* 
der  bcätändigen,  relativ  rascheren  Vermehrung  der  Lei 
mittel  ira  Vergleich  mit  dem  Wachstum  der  Bevölkerung, 
die  »Stelle  der  Maltlmä 'sehen  Theorie^  welche  neue  Lehre  al 
mit  dem  wirklichen  Verlauf  der  Dinge  in  der  Gedchteht% 
sonders  aber  mit  der  geschichtlich  feststehenden  Tha 
dafs  zu  allen  Zeiten  Not  und  Armut  überall  entstanden  it^ 
wenn  auch  in  verschiedenen  Graden  der  Intensität  und  An*- 
delmung,  sich  in  keinem  Falle  vereinigen  läfst'  *, 

Im  Gegensatz  hierzu  giebt  uns  Marx  durch  seine  Tbeorie 
der  relativen  Überv^ölkerung  ein  umfassendes  KrkljIruQ^ 
princip  sowohl  für  die  sociale  Überproduktion,  wie  auch  " 
die  sociale  Not,  da  nach  dieser  Theorie  die  Überprodukti 
einerseits  und  die  Übervölkerung  andererseits  nicht  in  absolu! 
sondern  in  relativem  Sinne  aufzufassen  ist,  weil  beide  mglii 
nur  der  gegebenen  Gesell.scbaftsorganisatian  ihre  Existenz  ver- 
danken und  zu  gleicher  Zeit  auch  sich  gegenseitig  bedinge] 
da  Mangel  und  Not  eines  Teil«  der  arbeitenden  Bevölkcnii 
aus  dem  Überflufs  des  anderen  Teiles  folgen  und  umgekf^h 
Damit  aber  bringt  Marx  das  Grundprincip  der  socialen  Kvo- 
lution  in  Einklang  mit  dem  Rehitivitätsprinciiv,  das  in  dtr 
Methodologie  der  Natur-  und  Social  Wissenschaft  als  leitendet 
Princip  jeder  wissenschaftlichen  Forschung  anerkannt  ist. 

Das  socialökonomische  Grundgesetz  würde  gemäfs  tinaej 
letzten   Auseinandersetzungen  folgendcrraafsen   lauten: 

Die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  wie  lll 
haupt    die    ganze    gesellscliaftliche    Evolution     ist    diurh    fo 


inp* 


'  H.  C.  Carey  sucht  jsu  beweisen,  dafs  die  BevÖlkenitigBvenxii 

and  ßevi)lkeruii^sverdirhtün;j:  gerade  eine  notwendipj  IWdiufritTift  d<^ 
Forlschrittes  ist ,  weil  dieselhe  erst  eine  erweiterte  Arbeitsteiluiig  erroüg 
hcht.  Daher  kann  narh  seiner  AuftWsuDg  die  Bevolkerungsveimdirw 
keine  Ursache  der  Not  und  Armut  sein.  n^*^h  die  AssociAtiooskW 
wachsen,  soll  vermehrte  Bewegung,  begleitet  von  zunehmender  B«imhi 
die  Kriifte  der  Natur  zu  beherrschen,  unter  den  Menschen  «intfeten, 
murs  auch  eine  Zunahme  der  Anxnhl,  die  einen  gegebenen  Eftnm 
nehmen,  Platz  greifen,  oder  mit  anderen  Worten:  «Die  Bevölkero&E  oa 
an  Dichtigkeit  zunfhini*Ti/'  (rruiidlage  di'r  Social wissenechaf^.  Bd. 
S.  78.  Siehe  auch  Kapitel  li—4.  Vet^.  auch  Dühring  a.  ».  O.  S.  171-20Ä 
»  Sehr  inten^ssarit  sind  die  Einwendungen,  die  Ci.  Tarde  fTegen  <|a» 
Malthuö'sühe  Ühen^iilkeniugßgeeelz  vorbringt  Kr  weiat  dafsuf  hi^ 
dar&  diT  iiaturliehe  F^^r( pflanzungstrieb  in  der  mex»&chUehen  SeeJe  aBÄ 
anderen  1  rieben,  socialer  und  asthetiwher  Natur  verknüpft  iat 
»iuth  dieser  natürliche  Trieb  wesentlich  von  aocialen  und  istiiel 
Momenten  so  beeinflufat  werde,  dafs  wir  für  die  Art  ««einer  Wirkttqg  Ji 
der  menflt'hliehen  (iesellßchaft  kein  eigentliches  Naturgesetz,  ^^jodeni  ^ 
fiocialea  Gesetz  aufstellen  mÜBsen.  Dieser  Forderung  entspridit  daa  G^ett 
der  relativen   Übervölkerung.     Vei-gleii-he  G,  Tarde  a.  a.  O,    Chap^  fV. 

p.  im- im. 
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sndc  Aufhebmig  und  Wiederlierötellung  des  «ocialökono- 
lüi sehen  Gleichgewichts  bedingL  Diese  fortwährende  Bewegung 
es  soeialökünoiinsehen  Gteiehgewichtes  ist  ihreraeits  durch  das 
trebeii  nach  Macht  bediogt,  das  nicht  nur  in  dem  Streben  nach 
Vervollkommnung  der  Bedürfnisse  und  der  zu  ihrer  Befriedigung 
nötigen  Arbeilsverrichtungcn  sich  z^igtj  sondern  aüch  die  fUr 
die  Entwicklung  der  men wehlichen  Bedlirfniöse  und  Tbätig- 
keiten  notwendige  sociale  Grundhge,  din  sociale  Differenzierung, 
»elbst  schafft. 

Daraus  folgt: 
1        Erstens,  dafs  die  sociale  ungleiche  Differenzirung  eine  not- 
wendige,   mithin   auch   aligemein    gültige  Voraussetzung  jeder 
socialen   Evolution  ist. 

Zweitens  aber,  dafs  sich  die  Form  dieser  Differenzierung 
welche  als  geschichtliche  Basis  jeder  geschichtlich  und  räum- 
lich bestimmten,  socialen  Organisation  auftritt,  fortwährend 
ändert,  da  jede  bestimmte  Gcsellgchaftsorganisation  sich  aus 
einer  fördernden  Form  der  socialen  Evolution  in  eine  Fessel 
derselben  verwandelt. 

Die  verschiedenen,  einander  ablösenden  Organisationen 
ändern  beständig  sowohl  den  Charakter  und  die  Existenz- 
bedingungen der  einzelnen  gesellschaftlichen  Klassen,  wie  auch 
den  Charakter  ihrer  Beziehungen  zu  einander,  wodurch  fort- 
während relativ  bessere,  edlere  Existenzbedingungen  fllr  sämt- 
liche Mitglieder  jedfn*  Gesellschaft  entstehen. 

Und  immer  tritt  das  Streben  nach  socialer  Macht  dem 
Menschen  bei  allen  seinen  fortschrittlichen  Bestrebungen  hilf- 
reich zur  Seite! 


k 


Zum  Schluls  möchte  ich  mir  noch  eine  kleine  Bemerkung 
erlauben. 

Das  Problem  der  Bedürfnisentwicklung  hängt  mit  vielen 
Änderen  viel  umstrittenen  Fragen  des  socialen  Lebens  so  eng 
zusammen,  dafs  eine  irgendwie  genügende  Disung  dieses 
Problem«  eine  umfassende  und  eingehende  Betrachtung  sämt- 
licher socialer  Erscheinungen  fordert.  Ich  weüs  sehr  wohl, 
dafs  eine  solche  Aufgabe  eine  sehr  schwierige  ist,  hoffe  aber, 
daCs  sie  bald  von  berufener  Seite  gelöst  wird,  und  würde  mich 
glücklieh  schätzen,  wenn  diese  meine  bescheidene  Arbeit  eine 
Anregung  zu  einer  tieferen  und  allseitigen  Lösung  des  Problems 
der  Bedürfnisentwicklung  geben  sollte. 
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Verfasser  hatte  urbprünglich  die  Absicht ,  die  gesamte 
Nahrungsmittel  Versorgung  Berlins  zum  Objekt  vorliegender 
Untersuchung  zu  machen . 

Kach  ungefähr  halbjähriger  Arbeit  sah  er  jedoch  ein*  dafs 
es  bei  dem  Mangel  jeder  einigerraalsen  sicheren  Statistik  und 
der  Buntacheckigkeit  des  gesamten  Nahrungsmittelhandels 
eine  Unmöglichkeit  sein  würde,  ein  einheitliches  Bild  von  der 
Lebensmittelversorgung  Berlins  zu  geben* 

Demnach  mnfste  er  seine  Arbeit  auf  ein  kleineres  Gebiet 
begrenzen  und  griff  daher  den  Fischhandel  heraus,  tkber  den 
eine  wenigstens  annähernd  brauchbare  Statistik  vorlag* 

Die  Untersuchung  beschränkt  sich  nur  auf  frische  und 
lebende  Fische ,  da  dnrch  die  Hereinziehung  der  marinierten, 
Rauch-  und  Salziischei  knrz  der  gesamten  Fischkonsei-ven,  die 
in  ganz  anderer  Weise  und  auch  nicht  von  Fisch-,  sondern 
von  Kolonial^  Delikatefs-^  Grünkram-  etc.  Geschäften  vertrieben 
werden,  die  Einheitlichkeit  der  Arbeit  gelitten  hätte. 

Abgesehen  von  dem  nur  spärlich  rtiefsemlen  gedruckten 
Material  war  Verfasser  vor  allen  Dingen  auf  mUndltche  Mit- 
teilungen seitens  der  Berliner  Fischhandelsinteresscnten  an- 
gewiesen. Diese  sind  ihm  auch  —  was  hierdurch  dankbarst 
anerkannt  wird  —  im  allgemeinen  in  reichlichem  Mafse  zu  teil 

f geworden  I  wenn  auch  das  Mifstrauen  Einzelner  erst  nach 
anger  Zeit  schwand, 

Aufser  wenigen  Händlern ,  die  sich  bis  zuletzt  ablehnend 
verhielten,  war  es  besonders  die  Berliner  Fischerinnung,  die 
jegliche  Einsicht  in  ihre  Akten  verweigerte. 

Infolgedessen  wandte  sich  Verfasser  auf  den  Rat  des  Herrn 
Geheimen  Archivrats  Dr.  Hegert  an  den  städtischen  Archivar^ 
Herrn  Dr.  Clauswitz,  der  ihm  die  Ftscherakten  der  Gewerbe- 
deputation gütigst  zur  Verfügung  stellte. 

Aufserdem  wurde  Verfasser  noch  aufs  liebenswürdigste 
durch  Emj>fehlungen  oder  Nachweisung  von  Quellen  unterstützt 
von  Herrn  Witlnen  Generalsekretär  des  Vereins  Berliner  Kauf- 
leute und  Industrieller,  Herrn  Dr.  Fischer,  GeneraUekretÄr 
de«  deutsehen  Fischerei  Vereins,  Herrn  Professor  Dr  Henkiog^ 
Generalsekretär  des  deutsehen  Seefisch ereivercins  (Hannover), 


VI  XK  5, 

Herrn  Professor  Dr.  Hulwa,  Breslau,  Herrn  Dr.  Kriele, 
SekretÄr  des  Bureaus  der  Berliner  Börse,  sowie  die  städtische 
Markthallenverwaltung  und  die  königliche  EisenbahndirektioD 
zu  Berlin. 

Allen  diesen  Herren,  sowie  den  genannten  Behörden  ge- 
stattet sich  Verfasser,  an  dieser  Stelle  seinen  verbindlichsten 
Dank  auszusprechen. 

An  gedrucktem  und  handschriftlichem  Material  ist  haupt- 
sächlich folgendes  benutzt  worden: 

Schönberg,  Handbuch  der  politischen  Ökonomie.    IL  1.    Bachenbergei; 

Fischerei. 
Rlöden,   Alter,  Entstehung  und  früheste  Geschichte  der  Städte  Berüi 

und  Kölln.    1839. 
£.  Fidicin,  Plistorisch-diplomatische  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt 

Berlin.    IV.     1842. 
Fischereiakten,  im  Besitz  der  städtischen  Gewerbedeputation  zu  Berlin. 
Eberty,  Nahrungsmittel  Versorgung  von  Grofsstädten  in  Markthallen,  ii 

„Volkswirtschaftliche  ZSitfragen**.    1884. 
A.  Hegert,  Märkische  Fischereiurkunden, 
von  lialle.  Die  Organisation  des  Berliner  Fleischmarktes  in  dem  Jalu^ 

buche   für   Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.,  herausirefireben  von 

G.  Schmoller.    Bd.  XVI. 
0.  Lindemann,  Die  städtischen  Markthallen  Berlins.     1899. 
Bericht  über  den  IV.  deutschen  Fischereirat  in  Berlin. 
Jahresberichte  der  brandenburgischen, schlesischen,  sowie  einiger  anderes 

Provinzialvereine  aus  den  letzten  Jahren. 
Monatshefte  der  „Brandenburgia". 
Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin. 
Berichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 
Berliner  Zeitschrift  «Der  Bar". 

Niederschrift  der  Zollkonferenz  des  deutschen  Fischereivereins.  Berlin  190(1 
Niederschrift    der    Zollkonferenz     des     deutschen    SeefischereivereioB. 

Beriin  1900. 
Fischereizeitung  (Neu-Damm). 
Deutsche  Fischereizeitung  (Stettin). 
Allgemeine  Fischereizeitung. 
Mitteilungen  des  deutschen  Seefischereivereins. 
Zusammenstellung  der  für  den  Versand  von  frischen  und  ^ 

lebenden    Fischen    geei^etsten    Zugverbindun^en    Manuskripte 

nach  den  hauptsächlich   m  Frage  kommenden  Ver-  I  von  Herrn 

kelirsgebieten.  i    Professor 

Zur  Fischtransportfrage!     Mafsnahmen  zur  Verbesserung         Hulwa. 

der  Fischtransportverhältnisse.  j 

Berlin  und  seine  Eisenbahnen.    Im  Auftrage  des  Ministeriums  heraus- 
gegeben 1896. 
Vierteljahrsstatistik  des  Deutschen  Reiches,  sowie  die  anderen  in  Betracht 

kommenden    Veröffentlichungen    des    Kaiserlichen    Statistischen 

Amtes. 

Deutsch-Wilmersdorf,  im  September  1901, 

Erich  Golsner. 
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I  |ie  Frage  der  Nahrungsmittelirersorgung  ist  eine  der  wich- 
JL/  tigsten  ira  Leben  der  modernen  Grofsstädte.  Hundert- 
tausende und  älillionen  von  Menschen  sind  auf  einem  ver- 
bal tnismäfaig  sehr  engen  Raum  zusammengedrängt^  die,  da  sie 
die  zur  Erhaltung  ihres  Lebens  notwendigen  htoffe  zumeist 
nicht  selbst  produzieren,  sondern  in  Industrie,  Handel ^  Ge- 
werbe und  anderen  Berufen  beschäftigt  sind^  sich  darauf  an- 
gewiesen sehen ,  ihren  Bedarf  an  den  notivendigen  Lehens* 
gtitern  zu  kaufen. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  ausreichende  Kaufgelegenheiten, 
vor  allem  Lebensmittelmärkte,  notwendig,  die  den  Verkehr 
zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  vermitteln  und  dafilr 
zu  sorgen  haben,  dafa  möglichst  ein  jeder  alles  das  einkaufen 
kann,  was  seinem  Geschmack  und  dem  Stande  seines  Geld- 
beutels am  besten  entspricht. 

Wenn  es  nun  auch  in  unserer  Zeit  des  vervollkommneten 
Verkehrs  —  wenigstens  in  den  Ländern  europäischer  Kultur  — 
als  kaum  muglich  erscheint,  dafs  jemals  wieder  derartige 
Teuerungen  und  Hungersnöte  eintreten,  wie  frühere  Jahr- 
hunderte sie  gesehen  haben ,  so  ist  es  doch  auch  heute  not- 
wendig^ data  möglichst  viele  verschiedene  Arten  von  Nahrungs- 
mitteln in  möglichst  grofser  Menge  auf  den  Markt  gebracht 
werden. 

Denn  erstens  einmal  verlangt  schon  die  Hygiene  Ab- 
wechslung und  Reichhaltigkeit  des  Küchenzettels,  und  zweitens 
liegt  es  im  Interesse  der  gesaraten  Volkswirtschaft^  besonders 
bei  der  Höhe  der  heutigen  Lebensmittelpreise  und  der  schnellen 
Volksvermehrung,  dafs,  soweit  irgend  angängige  alle  der 
menschlichen  Ernährung  dienenden  Stoffe  auch  filr  die  Ver- 
sorgung des  Volkes  verwertet  werden.  Durch  diese  Mannig- 
faltigkeit der  Ziüuhr  wird  dann  auch  verhindert,  dafs  nicht 
gewisse  Artikel^  nur  weil  eben  andere,  die  dieselben  vielleicht 
ersetzen  könnten,  nicht  auf  den  Markt  gebracht  werden,  un- 
verhältnismäfsig  im  Preise  steigen  und  so  unter  Umstunden 
ftir  die  wirtschaftlich  Schwächeren,  die  erfahrungsgemäfs  unter 
»chlechten  Marktverhältnissen  am  schwersten  zu  leiden  haben, 
unerschwinglich  werden. 
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Nun  Bind  unsere  gebräuchlichen  Nahrungsniiltel  ja  mfltf' 
diDgs  von  einer  so  verschiedenen  cliemischen  Züsammen»eixuii^. 
dafa  es  schwer  halten  dürfte,  eines  durch  ein  anderes  zu  rr- 
setzen;  aber  in  gewissem  Sinne  können  wir  doch  von  eiii^tm 
Ersatz  reden.  So  ist  z.  B,  in  den  nrraeren  Gegenden  DeutJ»c!h 
lands  die  Kartofle!  nahezu  gleichwertig  neben  das  Brotgetnjide 
getreten;  in  v^ielen  ländlichen  Distrikten  gieht  es  nur  selten 
frisches  Fleisch  —  aucli  in  wohlhabenden  Bauerndörff 
da  man  selbst  nicht  immer  ein  .Stück  Vieh  zum  Seh 
hat,  und  der  Schlächter  aus  dem  nächsten  SUidtchen  vi^] 
nur  alle  8  Tage  einmal  mit  frischem  Fleisch  auf  dnt 
hinauskommt.  Als  Ersatz  dafür  dienen  Eier,  ililch,  Kil*€, 
geräuchertes  oder  gesalzenes  Fleisch,  selbstgezogenes  Geflft«l 
alles  Dinge,  die  der  Landmann  selbst  produziert  und  diiiej 
ebenso  wie  frisches  Fleisch  geeignett  dem  KOrper  die  für  dfc 
richtigen  Stoffwechsel  nötige  Menge  an  Eiweifsstoffen  zuiö 
führen. 

Ganz  anders  liegen  die  Dinge  in  der  Stadt  Hier 
stets  Gelegenheit  geboten »  frisches  Fleisch  zu  erwerben,  ui 
gewilö  wäre  es  wünschenswert,  ilafs  jede  Familie  tilglieh  iif 
Stück  Fleisch  im  Topfe  haben  kihinte.  Aber,  da  unter  uoserfn 
heutigen  socialen  und  wirtSL^haftlichen  Verhältnissen  sich  Ait^tf 
Wunsch  kaum  verwirklichen  lassen  wird,  so  muf»  auch  fl^ 
die  grofae  Mehrzahl  der  Stadtbewohner,  die  nicht  tiglid 
Fleisch  essen  können,  ein  Ersatz  für  dasselbe  beschafft  wero« 
Da  der  natürliche  Ersatz^  den  der  Landbewohner  mit  gerinfa 
Kosten  selbst  produziert,  in  der  Stadt  füi*  schwere«  Geld  gt- 
kauft  werden  mufs,  so  mufs  man  trachten,  den  Kreia  in 
eiweifshaltigen  Nahrungsmittel  auf  den  städtischen  M^rkta 
möglichst  zu  vergröfsem,  und  zwar  durch  solche  Artikel,  dw 
dem  Nährwert  des  Fleiscljes  möglichst  nahe  kommen  ttixi 
wegen  ihres  niedrigeren  Preises  auch  minder  Bemittelieii  »• 
gänglich  sind. 

Zu  d^r  Kategorie  dieser  soeben  gekennzeicbneteD  IjAtm^ 
mittet  gehört  nun  auch  die  Fischnahrungp 

Schon  in  den  Urzeiten  der  Menscliheit  gab  es  neben  Aet 
^Jäger Völkern"  „Fischervolker**,  d,  h.  solche,  deren  haupUäc^ 
lichste  Nahrung  in  Fischen  bestand.  Auch  heute  noch  existif  n^ 
derartige,  auf  der  untersten  Stufe  der  Kultur  stehende  Vftiker 
schaffen  in  den  Polargegendeo,  auf  dem  amerikauiscben,  ÄOim 
australischen  Kontinent  und  auf  den  Südseeinseln  *, 

Aber  nicht  in  die  Urzeiten  der  Menschheit  brauchen  wir 
hinabzusteigen  und  nicht  die  entlegenen  Küsten  ferner  Wffc* 
teile  aufzusuchen,  um  uns  von  dem  Nährwert  der  Fiscbnalirunig 
zu  überzeugen.     An  unseren  europäischen  GestAdeu,  aucIi  m 


IQ. 

i\ 


^  Schnnberg,   Handbuch  der  politischen  Ökonomie  II»  1. 
berger,  Fischerei, 


BudM»^ 
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unserer  deutacheu  Nord-  und  Oütaee  giebt  es  so  inanclies  eia- 
same  Fischerdorf,  dessen  Bewohoer  bei  den  meist  sehlecliteii 
Verkehriibediriguiigea  naeh  den  nächsten  gröfseren  Plätzen  in 
der  Hauptsache  darauf  angewiesen  sind »  von  Fischkost  zu 
leben,  während  Fleisch  im  allgemeinen  eine  Seltenheit  ist. 

Und  doch  ist  es  fast  durchweg  ein  gesunder,  kräftiger 
Mcnsclienschlag,  der  die  Fischerdörfer  unserer  Nordküste  be- 
völkert und  in  stetem  Kampf  mit  Wind  und  Wellen  dem 
Meere  da^  tägliche  Brot  abringt, 

Durch  diese  Thatsachen  wird  bewiesen,  dafs  der  Mensch 
nicht  nur  fast  ausschliefslich  von  Fisehnahrung  leben^  sondern 
sich  auch  so  krüftig  entwickeln  kann,  dafs  sein  Körper  sogar 
harten  Anforderungen  gewachsen  ist. 

Nun  soll  hieraus  nicht  der  Hchlufs  gezogen  werden  ^  dafs 
nötig  oder  auch  nur  wünschenswert  sei,  dafs  unsere  grofs- 
städtisehe  Bevölkerung  den  Fisch  zu  ihrem  Hauptnahrungs- 
mittel  erhebe,  was  schon  aus  anderen  Gründen  nicht  möglich 
wilre;  aber  immerhin  wäre  es  sehr  nützlich  sowohl  im  Interesse 
der  Volksernähruog  als  auch  unserer  mrichtig  aufstrebenden 
Hochseefischerei,  dafs  der  Fisch  mehr  als  bisher  Konsumtiona- 
«rtikel  der  breiteren  Massen  würde. 

Wenn  vom  Fisch  als  Volksnahrungsmittel  die  Rede  ist^ 
8o  ist  darunter  natürlich  nur  der  geringere  und  daher  billigere 
Süfswa^sser fisch,  sowie  der  Seefisch,  mit  Ausnahme  der  wenigen 
Edelfische  zu  verstehen,  da  die  teueren  Sorten  ja  eigentlich 
fichon  in  das  Gebiet  der  Genufsmittel  und  Luxusartikel 
hinüljiergreifen  und  nur  dem  Tisch  des  Wohlhabenden  zu  gute 
kommen. 

Aber  gerade  diese  billigeren  Sorten  und  besonders  die 
Schätze  des  Meeres  werden  in  Deutschland,  speciell  in  Berlin, 
noch  lange  nicht  so  gewürdigt,  wie  «ie  es  wohl  verdienten, 
Grofsbritannien  entnimmt  dem  Meere  jjlhrlich  zehnmal  soviel 
Fische  wie  Deutschland»  und  in  Lonaon  kommt  der  Fisch- 
konsum  dem  des  Rindfleisches  ziemlich  gleich,  während  er  in 
Berlin  ganz  erheblich  dahinter  zurückbleibt.  Auch  die  See- 
städte Hamburg  und  Bremen  haben  ebenso  wie  Paris  einen 
viel  höheren  Fisch  konsum  als  unsere  Reichshauptstadt. 

Der  Grund  dafür  liegt  wohl  m  der  Thatsache,  dafs  Berlin 
erst  im  19.  Jahrhundert  seinen  riesenhaften  Aufschwung  ge- 
nommen hat,  und  dafs  bis  in  die  Älitte  desselben  die  Ertrag- 
nisse der  fischreichen  Mark  für  seinen  Bedarf  vollkommen 
ausreichten,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  die  Technik  erat  seit 
Erfindung  der  Eisenbahn  den  Versand  von  Fischen  auf  vreite 
Strecken  gestattete.  Daher  hat  der  Berliner  und  vor  allem 
auch  die  Berliner  Hausfrau,  besondere  der  niederen  und 
weniger  aufgeklärten  Vülkaachictiten.  immer  noch  ein  gewisae« 
Mifstrauen  gegen  den  Seefisch,  wiüirend  in  den  höhereu  und 
:ebildetei*en  Kreisen   derselbe   leichter  Eingang  gefunden   hat 
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DariD  hat  sich  im  letzten  Jahrzehnt  allerdingB  schon  videi 
gebessert,  und  hoffentlich  wird  sich  der  Fiscbkontom  Beriini 
auch  noch  weiter  heben,  wenn  er  auch  aus  Gründen ,  die  der 
Verfasser  zu  zeigen  versuchen  wird,  in  absehbarer  Zeit  immer 
in  gewissen  engeren  Grenzen  sich  wird  halten  müssen. 

Neben  der  Versorgung  Berlins,  sowie  dessen  Umgebung, 
worin  allerdings  seine  Hauptaufgabe  besteht,  liegt  die  Be- 
deutung des  Berliner  Fischmarktes  auch  noch  auf  dem  Gebiete 
des  Auisenhandels  sowohl  mit  den  entfernteren  preufsischen 
Provinzen  und  den  anderen  deutschen  Staaten,  wie  mit  dem 
Auslande. 

In  welcher  Weise  nun  der  Berliner  Fischmarkt  fär  diese 
seine  Zwecke  organisiert  ist,  darzustellen,  ist  die  Aufgabe  der 
vorliegenden  Arbeit. 

Vor  dem  Eintreten  in  das  eigentliche  Thema  dürfte  ei 
sich  jedoch  verlohnen,  einen  Blick  auf  die  Entwicklung  dei 
Berliner  Fischmarktes  zu  werfen. 


Entwicklung  des  Berliner  Fiscliniarktes. 


Nach  den  ZeugBiÄsen  aller  älteren  brandenburgischen 
Chronistenj  die  über  fisehereiliche  Angelegenheiten  geaehrieben 
haben,  war  die  Mark  Brandenburg  von  jeher  ein  fischreiches 
Land^  was  ja  bei  ihrer  natürlichen  Beachaflfenheit  und  ihrem 
Überfliifa  an  stehenden  und  fliefsenden  Qewäasern  auch  nicht 
zu  verwundern  ist. 

Dr.  Wolfgang  Jubst*  schreibt  in  seinem  im  Jahre  1572 
erschienenen  Werke:  „Kurzer  Auszug  und  Beschreibung  de« 
ganzen  Kurfürstentums  der  Mark  zu.  Brandenburg**,  dafs  ee 
in  Mitteleuropa  41  Fischarten  gäbe,  die  alle  —  und  zwar 
in  überreichlicher  Menge  —  in  den  Gewäsaem  der  Mark  ver- 
treten seien. 

Entsprechend  diesem  Fischreichtura  nahm  dann  die  Be- 
schäftigung mit  der  Fischerei  auch  einen  ziemlich  breiten 
Kiium  im  Leben  der  Urbewohuer  der  Mark  ein* 

Dafs  schon  die  ersten  germanischen  Ansiedler  eifrige  Fischer 
waren,  ist  hinreichend  durch  prähiatoriache  Funde  an  den 
Ufern  der  Gewässer  und  in  den  Flufsbetten,  als  F^fahlbauten, 
Fischereigerätschaften  etc.  —  auch  auf  dem  Boden  des  heutigen 
Berlin  —  bewiesen. 

Auch  die  die  verlassenen  Wohnsitze  der  fortgewanderten 
germanischen  Semnonf*n  später  occupierenden  wendischen 
Völkerschaften  betrieben  neoen  Ackerbau  und  Viehzucht  be- 
sonders die  Fischerei. 

In  dieser  ganzen  älteren  Zeit  war  natürlich  noch  nicht 
die  Rede  vom  Fischljandel,  ebensowenig  wie  später,  als  die 
Deutschen  die  Mark  zurückeroberten,  da  ja  alle  diese  ger- 
manischen und  Blavischen  Völkerschaften  auf  Naturalwirtschaft 
basiert  waren,  und  jede  Familie   innerhalb   des  Volksstammes 


»  Bi^rliner  Zeitschrift  .Der  Bär"  1878  Nr.  1  imd  2,  Aub  dem  haud- 
j^ctiriftliclum  Nat'hlafs  K.  Fr.  von  Klödensi  ^Der  ehemalige  Fischreiclitiim 
der  Mark  Brandejiburg^. 
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nur  hauswirtschaftlich  für  den  eigenen  Bedarf  produzierte. 
Dabei  galt  der  Satz,  der  sich  ja  im  Volk8<:lauben  zum  Teil 
bis  in  unsere  Tage  erhalten  hat,  dafs  der  Wald  und  das 
Wasser  sowie  deren  Produkte  Gemeingut  aller  seien. 

Erst  ganz  allmählich  machten  die  Lehnsverfassong  and 
die  Stadtgerechtigkeiten  diesem  Zustande  ein  Ende.  In  den 
Städten  griff  eine  höhere  Arbeitsteilung  Platz ,  die  Gewerbe 
differenzierten  sich,  die  Innungen  wurden  gegründet,  nahmen 
immer  straffere  Formen  an  und  schlössen  sich  bei  dem 
Wachsen  ihrer  monopolistischen  Tendenz  immer  mehr  gegen- 
einander ab. 

Merkwürdigerweise  erhielten  die  Berliner  Fischer,  troti- 
dem  die  Fischerei  in  der  Mark  in  hoher  Blüte  stand,  ver- 
hältnismäfsig  erst  sehr  spät  ein  Innungsstatut.  Berlin  wird  im 
Jahre  1244  zuerst  urkundlich  erwähnt;  sein  Stadtbuch  vom 
Jahre  1397,  das  alle  damals  bestehenden  Innungen  au&ählt, 
weifs  von  einer  Fischerzunft  jedoch  nichts  zu  berichten'. 
Die  kurfürstlichen  Verordnungen  vom  24.  Juli  1407  und 
5.  Dezember  1480^,  die  wohl  die  ältesten  auf  die  Berliner 
Fischerei  Bezug  habenden  Dokumente  darstellen,  regeln  die 
Spreefischerei  zwischen  den  Berliner  und  Spandauer  Fischern, 
sprechen  aber  nicht  von  einer  Berliner  Fischerinnung.  Ent 
am  1.  März  1637  erhielten  die  Berliner  Fischer  eine  Innungii- 
urkunde^.  Und  dafs  diese  die  erste  gewesen,  geht  aus  den 
einleitenden  Worten  des  Privilegs  hervor,  worin  der  Berliner 
Magistrat  erklärt,  er  sehe  sich  veranlafst,  den  Fischern  ein 
Statut  zu  geben,  „da  die  alten  Gewohnheiten  und  Fischer- 
gebräuche bis  dato  noch  in  keiner  schriftlichen  Ordnung  ve^ 
lasset  gewesen''. 

Der  Grund  für  die  späte  Verleihung  des  Zunftprivile^rs 
mag  zum  Teil  darin  liegen,  dafs  —  wie  schon  oben  erw*ähnt  — 
nur  allmählich  sieh  die  Anschauungen  über  den  gemeinsamen 
Besitz  des  Wassers  und  daher  die  Berechtigung  eines  jeden 
zum  Fischen  änderten,  andererseits  auch  wohl  darin,  dafs  die 
Fischerei  hauptsächlicli  von  den  unterworfenen  Wenden  aus- 
geübt wurde  —  Beweise  datilr  sind  die  auch  heute  noch 
gebräuchlichen  wendischen  Bezeichnungen  vieler  Fischerei- 
gerätschaften, sowie  die  wendischen  Fischerwohnstätten,  ilie 
^Kietze",  die  sich  noch  in  vielen  märkischen  Städten,  z.  B. 
Spandau  und  Cöpenik,  Hnden  — ,  auf  die  die  deutschen  liober»*r 
verächtlich  herabsahen,  und  denen  sie  daher  auch  keinerlei 
Privilegien  erteilen  mochten. 


^  E.  V.  KliKlen ,  Entstehung,  Alter  und  früheste  Greschichte  'ier 
Städte  I^Tlin  und  Kölln.     Berlin  1S39. 

-  A.  Ileirert.  Märkisclie  FisiluTei-rrkunden. 

'  E.  Fidioin  ,  Ilii^tori^ch-diplomatisehe  Beiträge  z.  Geschichte  der 
Stadt  Berlin  IV  1>S12. 
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^P^        Jedenfalls  hat  sich  aber,  wie  auch  aus  den  schon  citierteii 
Eingangsworten  den  Privilegs  lier vorgeht,  im  Laufe  des  Mittel* 

»alters  ein  Oewohnheitsreeht  herausgebildet,  das  wohl  auch  den 
Fischern  eine  Art  Monopol  für  Fischfang  und  -Handel  verlieh. 
Ob  dies  Monopol  fremden  Fi^icliern  jeglichen  Verkauf  auf  dem 
Berliner  Markt  untersagte,  ist  nicht  nachzuweisen ^  da  jegliche 
schriftliche  oder  mündliche  l^l>erlieferungen  darüber  fehlen. 
Nur  dafs  der  älteste  Fisch  verkauf  auf  dem  KöÜnischen  Fiach- 
markt  srattfand,  ist  als  sicher  anzunehmen^.  Im  Privileg 
von  16ii7  ist  den  auswärtigen  Fischern  der  Verkauf  an  ein- 
zelnen Tagen  in  der  Woche  freigegeben;  Hilndler  sind  aus- 
geschlossen. 

Da  das  Privileg  in  die  Zeit  des  Niederganges  der  Zünfte 
t^llt,  so  ist  es  ja  möglich,  dafs  früher  gewolmheitsreehtlich 
nur  rlie  Berliner  Fischer  auf  den  Berliner  Märkten  feilhalten 
durften^  und  dafs  die  im  Privileg  auswärtigen  Fischern  erteilt© 
Handelserlanbniö  bereits  eine  Bresche  im  Bollwerk  des  alten 
Monopols    war;   andererseits   ist    es    auch    möglich,    dafs    die 

»Fischerei,  die  ja  nur  ein  in  die  Stadt  verpflanztes  ländliches 
Gewerbe  war,  sich  überhaupt  nie  eines  vollen  Monopols 
erfreute. 

Sei  dem,  wie  ihm  sei,  auf  jeden    Fall   war  der   Berliner 

»Fisctjmarkt  bis  zur  Erteilung  des  Privilegs  von  1637  und 
darüber  hinaus,  den  mittelalterlichen  Ideen  folgend^  ein  Lokal* 
markt»  der  nur  den  direkten  Verkehr  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten  vermittelte,  den  Zwischenhandel  dagegen 
ängstlich  von  sich  abwies. 

Interessant  in  Beziehung  auf  den  Handel  sind  besonders 
folgende  Artikel  ilcs   Privilegs : 

tArt.  6.     Es   ist   verboten,    den    in    die    Stadt  kommenden 
*i8chern  entgegen  zu  laufen  und  ihnen  die  Krebse  abzukaufen» 
Hk  dieselben  nacldier  wieder  zu  verkaufen*     Ebenso  soll    nur 
uf  offenem  Markt  und  nicht  im  Umherziehen  verkauft  werden. 
Art  8.     Kein    Fischer   soll    fremden    Fischern    ihre   Ware 
or  der  Stadt  abkaufen  und    dadurch  Teuerung   verursachen, 
Art.     IL      Die    von    auswärts    kaufenden    einheimischen 
^ischer  sollen  nur  einen  Sellstcreimcr  benutzen. 
Im   Art.    15   endlich    wird    der    Vorkaufs-    und   Zwischen- 
handel überhaupt  verlyjten. 

Man  ging  eben  von  der  Anschauung  aus,  dafs  der 
Zwischenhandel  unter  allen  Umständen  nur  eine  Verteuerung 
der  Lebensmittel  herbeiführen  könne  und  den  Berufslischern 
das  Brot  nähme. 

In  jeder  Beziehung  sorgte  man  dabei  für  die  eigenen 
Bürger^  sei  es  als  Produzenten,  sei  es  als  Konsumenten.    Aach 


iTofokoll  ^i^^^HauptVlM•8amlnk1Tlg  des braDdenburgiBcheii  Fischerei* 
Vereins  roiri  21.  Noveuibm'  1898,  S.  H. 
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dies  entsprach  den  Anschauungen   der   mittelalterlieheii  Stadv 
wirtiächat't 

So  darf  nur  Innungsmitglied  werden  ein  Stadtbürg^r, 
sein  eigenes  Haus   besitzt,    ferner  ist  die   Zahl    der   Inni 
meister  auf  44   festgesetzt,   damit  die    Konkurrenz    nichl  M 
grofs  werde. 

Den  Schutz  der  Einheimischen  gegen  die  Fremdea,  gleieli* 
zeitig  auch  den  Schutz  gegen  die  Verteuerung  der  Ftsdif 
bezwecken  neben  dem  schon  angeführten  Artikel  8  die  Arttlcd 
5,  12  und  13,  die  bestimmen,  dafs  die  fremden  Fischer 
an  3  Wochentagen  zum  Markte  zuzulassen  sind,  dafs^  wt 
diesell»en  an  hiesige  Fischer  verkaufen^  sie  von  jedem  Fi 
kahn  dem  hohen  Rat  „nach  uraltem  Herkommen  und  Gebraudi^ 
einen  Silbergroschen  Abgabe  geben  müssen,  und  dafsy  wenn  eio 
einheimiacher  Fischer  mit  einem  fremden  handelt,  kein  andern 
in  den  Verkauf  fallen  und  etwa  höher  bieten  solle. 

Noch  einmal  kui'z  zusammengefafst  beabaichligte  nuio 
durch  dieses  System »  einmal  dem  einheimischen  Bürger  Ak 
Fische  möglichst  bilbg  zu  machen  und  zweitens  dem  mi 
heimischen  Fischer  mögliehst  viel  Verdienst  zuzuwenden, 
dem  man  die  Konkurrenz  teils  erschwerte,  teils  völlig  ausschlol 
und  zu  gleicher  Zeit  von  Ratswegen  im  Verein  mit  der  Fifichi 
zunft  die  Preise  festsetzte. 

Allerdings  fand  ein  gewisser  Zwischenhandel  statt,  insofi 
einheimische  Fischer  von  auswärts  Waren  kaufen  durften, 
sie  auf  dem  Berliner  Markt  wieder  zu  verkaufen.    Aber 
dieser  Zwischenhandel  nicht  zu  gröfserer  Bedeutung  gel 
könnte,  bestimmte  man   laut   dem  schon   citierten    Artikel   11 
dafs  in  diesem  Falle   nur   aus   einem   GefUfs  verkauft   werde 
dürfe,  mit  anderen  Worten,  man   beschrilnkte   den  Ziriach« 
handel  auf  ein  Minimum. 

Trotzdem  da^s  Privileg  am  20,  September  1695  vom  Ki 
fürsten  Friedrieh,  dem  nachmaligen  ersten  preufsischen  K^oi^ 
von  neuem  bestätigt  wurde,  wird  doch  schon  im  Jahre  1710* 
der  Fischerinnung  eine  Petition  an  den  König   abgefertigt^  in ' 
der  über  die  zunehmende  auswärtige   Konkurrenz  geklagt  wiid, 
hervorgerufen  durch  die   Nichtbeachtung   des   Privilegs,     Di« 
Folge  davon  war  eine  königliche  Verordnung  vom    9.   Januar 
1712,  die  bestimmte,  dafs  die  auswärtigen  Fischer  nur  an  vierl 
Tagen  in   der  Woche   feilhatten    durften,  augenscheinlich   eil 
Beweis  dafür,  dafs  dieselben  die  ihnen  durch  das  Privileg  ve 
liehenen  Rcx^hte  löngst  überschritten  hatten. 

Im    Jahre    1713^    (24.    August)    wird    dann    das   Privile 
noch     einmal     erneuert.     Die    Zahl     der    Fischer    bleibt    44. 
„weil"    —     wie    es     in    der    Begründung     beifst     —     ^soD 


rau 


*  Fischereiakten  der  Gewerbedeputat iorj  zu  BcrliD  Kr»  1  Auno  11* 
-  Fit^chereiäkten  der  Gewerbedefmtation  zu  Berlin  Nr*  12  Anno  IT] 
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Teuerung  entstehen  würde,  indem  die  Fische  im  Lande  müfsten 
aufgekauft  werden ;  und  wenn  die  Zahl  dt;r  Fiöirher  und  Auf- 
käufer vermehrt  würde,  dann  müfste  au<ih  notwendig  der  Preis 
der  Fische  infolge  der  stärkeren  Nachfrage  durch  Überbieten 
erhöht  werden*". 

Inzwischen  hatte  das  KonzessionsweseUi  das  am  Ende  des 
17.  und  am  Anfang  des  18.  Jahrliunderts  in  vielen  Gewerben 
in  die  morsch  gewordene  Innungsherrlichkeit  einzudringen 
b^aaUi  hegllnstigt  von  dem  merkantilistischen  Prinzipien 
huldigenden  Absolutismus,  auch  von  der  Fischerei  Besitz  er- 
griffen und  so  erscheinen  denn  neben  den  privilegierten  Fischer- 
meistern von  der  Krone  konzeasionierte  Fischhändler',  die, 
anfangs  nur  widerwillig  geduldet,  allmählich  doch  festen  FiJs 
fafsten«  Erwähnung  geschieht  ihrer  in  den  Akten  zum  ersten- 
mal im  Jahre  1715. 

Immer  wieder  versuchten  jetzt  die  Innungsmeister,  die 
unbequeme  Konkurrenz,  die  hauptsächlich  die  Produkte  der 
fiöchreiehen  Oderniederung  auf  den  Berliner  Markt  zog^, 
zu  unterdrücken,  während  die  Fisch liändlcr  immer  gröfsere 
Vorteile  zu  erringen  strebten.  Dieser  Kampf  des  Zwischen- 
handels mit  der  Zunft  dauerte  während  des  ganzen  18.  Jahr- 
hunderts  an. 

Ein  recht  anschauliches  Bild,  in  welcher  vorteilhaften 
Lage  sich  am  Ende  des  Jahrhunderts  immer  noch  die  Innungs- 
meister  befanden,  giebt  ein  Bericht  des  Hof-Kammerrats 
Weidemann  an  König  Friedrich  Wilhelm  IL^  den  dieser  auf 
die  Bitte  der  Fischerinnung  um  Erneuerung  des  Privilegs  hin 
(1786)  am  18.  Januar  1787  dem  Könige  erstattete^.  Danach 
waren  damals  die  Fischstände,  die  vom  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts an  mit  dem  aUmählichen  Wachsen  Berlins  von  dem 
ursprünglichen  ersten  Fischmarkt^  dem  ^KöUnischen  Fisch- 
murkt",  der  im  Jahre  1688^  nach  dem  Mühlendamm  verlegt 
wurde,  über  die  ganze  Stadt  zerstreut  wurden,  auf  den  Berhner 
Wochenmärkten  fragend ermafsen  verteilt; 

1.  Auf  dem    Berliner    Fischmarkt   in    der   Poststrafse  und 

I  Mühlendamm     hat     das     privilegierte      Fiachergewerk 

25  Stellen,  daneben  zwei  Magistratsfischer  und  die 
Stralauer  Fischer, 
Diese  ersten  drei  Kat^orien  durften  täglich  feilhalten, 
die  Cöpeniker  Fischer  sind  am  Mittwoch,  Freitag,  Sonn- 
abend zugelassen,  die  Spandauer  Fischer  nur  Mittwoch 
und  Sonnabend    und    die  Rahnsdorfer   Fischer   ebenso. 


*  Fis*?hereiakten  d#^r  Gewerbedeputation  zu  Berlin  Nr.  29  Aimo  1715, 

*  Fischereiakten  der  Grewerbedeputation  zu  Berlin  Xr.  6  Anno  1737. 
'  Fiachereiakten  d.  ßtäd tischen  Gewerbedepntation  zu  Berlin  Nr#  18 

Amio  l7H*i. 

*  Meyer,  Der  Stralauer  Fisehzu;^  i,  Protokoll  d.  HanptTer^jiintnhmg 
d.  brande II burgischen  Fi »cherei verein»  21,  Novemb^»r  189^. 
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2.  Auf    dem    Kölloischoii    Fischmarkt:    Da»    prmle^erte 
Fischergewerk  19  Stellen  tÄglich,danebenzwei  MagUtrftt»- 
tischer  täglich  und  die  Schmöekmtzer  Fischer  um  " 
woi'h  und  Sonnabend. 

3.  Neuer  oder  DorotheenstÄdtificher  Markt:   8   pri\nJ€_ 
Fischer  tiiglich.    (Um  diese  Zahl  ist  das  Fischergewe 
durch  An  Setzung  von  Fisehersöhnen  vermehrt,    so  <kf» 
es  jetzt  im  ganzen  52  Fisehermeisterstellen  giebt) 

4  Spittelmarkt :  Die  Konzessionierten  täglich,  daneben  die 
Sonneberger,  Fürstenwalder^  Wernsdorler  und  «adtrt 
fremde  Fischer,  die  nur  an  vier  Wochentagen  feiUullia 
sollen. 

5.  Gendarmenmarkt:     Die  konzessionierten    FischhloilliK. 

6.  Hackescher  Harkt:  Die  ConoessionÄires  täglich. 

7.  Neuer  Harkt:  Concessionaires  und  fremde  Fifcker 
Dienstag  und  Freitag* 

Der  Bericht  zeigt  uns  auch^  wie  die  Märkte  im  damalig 
Berlin  verteilt  waren,  und  welche  fremde  Fischer  die  Erlaubfis 
hatten,  dieselben  zu  besuchen. 

Leider  wird  aber  nicht  gesagt,  wie  hoch  sich  die  ZäM 
der  konzessionierten  Fischhändler  auf  den  einzelnen  MÄrfct^ö 
belief.  Jedenfalls  war  sie  ;iber  kleiner  als  die  der  Fischer- 
meister,  da  diesen  ja  die  Märkte  in  den  besten  und  belehtestfn 
Stadtteilen  vorbehalten  waren»  während  z.  B.  der  Spittel-  xmi 
Gendarmeoraarkt  damab  beinahe  an  der  Peripherie  der  Stült 
lagen  und  jedenfalls  keinen  allzu  grofsen  Verkehr  atifzttwaiegt 
hatten. 

Immerhin  aber  waren  die  Händler  offiziell  anerkannt,  uflJ 
bald  sollten  sie  noch  mehr  erreichen. 

König  Friedrich  Wilhelm  IL  nämlich  erneuerte  das  PrirÜÄf 
nicht,  und  nacii  vielfachen  Abänderungsvorschlügen ,  die  iD« 
seinen  Beifall  nicht  fanden,  annullierte  er  es  durch  Verordora; 
vom  6*  August  1783^  überhaupt 

Inzwischen    waren    auch  die  Pächter   der    Arotsseeil  fOS 
Verkauf  auf  den  Berliner  Märkten  zugelassen   worden,   da  — 
wie  es  in  der  Verordnung   vom  20,  März  1788  heifst  —  »diei 
Fischerei  nicht  eine  zunftniäfsige  Profession    ist  von    der  Af^J 
dafa  derjenige,  welcher  die  Innung  nicht  gewonnen^    auf  dfi 
platten  Lande  von  Austibung  eigener  oder  gepachteter  Fiscla 
ausgeschlossen   werden    könne,    vielmehr  ohne    Rücksicht 
besondere   Qualifikation   nur  dahin   zu   sehen    ist,    dala 
gegen    die    Vorschriften    der    Fischerordnung    —    die    darA^ 
das    landesherrliche    Regal    bestimmt   wurde  —    kontraTetitert 
werde^. 

Als  die  Innung  gegen    diese    Bestimmungen    petitioojc 
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wurde  sie  höchst  utignätlig  ab  und  zur  Ruhe  verwiesen,  „da 
hinflAro  kein  ilonopotiuni  inelir  geduldet  werden  solle**  ^ 

Es  Avar  überhaupt  das  ^Streben  der  Krone,  Fischer  und 
Fisch hilnd  1er  möglichst  gleich  zu  stellen  ^  ja  es  wurde  sogar 
erwogen,  day  Gewcrk  ganz  und  gar  aufzuheben  und  von  Fall 
zu  Fall  die  Konzession  zum  Fisch  hau  del  zu  erteilen.  In  dem 
betretenden,  vom  1 9.  Juni  1792  datierten  Schrittstück  erfahren 
wir  auch,  dafä  die  Zahl  der  in  Berlin  an?*äs8igen  konzessionierten 
Fischhändler  damals  17  betrug,  während  die  der  von  aus- 
wärts zugelassenen  nicht  bekannt  ist. 

Schliefslich ,  nach  jahrelangen  Beratungen  und  Über- 
legungen, erhielten  die  Fischer  zwar  wieder  ein  Privileg,  das 
ihnen  auf  einigen  Märkten  noch  kleine  Vergünstigungen  beliefs, 
im  grofsen  und  ganzen  aber  ihr  Handelsmonopol,  soweit  es 
noch  bestand j  beseitigte,  indem  die  Krone  sich  vorbehielt,  den 
Bedürfnissen  der  Bevölkerung  entsprechend  mich  Belieben 
konzessionierte  Händler  anzusetzen. 

Dieser  Sieg  des  Zwischenhandels  ist  wohl  in  erster  Linie 
auf  die  persönliche  Neigung  des  Königs  und  seiner  Beamten 
ftlr  bessere  Marktverhältnisse  zurlickzuftihrenj  die  sich  in  den 
verschiedenen,  mit  der  Privilegangelcgenheit  zusammenhängen- 
den Schriftstücken  dokumentiert,  und  die  fast  alle  von  dem 
Wunsche  nach  billigen  und  bequemen  Kaufgelegenheiten  für 
das  Publikum  ohne  Berücksichtigung  der  veralteten  Vorrechte 
einer  kleinen  Jlinderheit  diktiert  sind,  wie  ja  überhaupt  die 
Hohenzollernftirsten  bereits  seit  dem  Grofsen  Kurfürsten  für 
freieren  Verkehr  auf  allen  Gebieten  eintraten. 

Gewifs  haben  an  den  Anschauungen  des  Königs  und  seiner 
Ratgeber  vielleicht  unbewnfst  auch  die  freieren  Ideen  der 
Zeit,    die  in  der  französischen  Revolution  ihren  Kuhninations- 

5 unkt  fanden,  grofsen  Anteil  gehabt;  daneben  mag  aber  auch 
er  allgemeine  Aufschwung  mitgewirkt  haben  ^  den  Preufsen 
und  besonders  auch  seine  Hauptstadt  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  nahm,  und  der  mit  steigendem  Wohlstaude  auch 
steigende  Bedürfnisse  mit  sich  brachte,  denen  die  aus  dem 
Mittelalter  stimmenden  Institutionen  nicht  mehr  gewachseu 
waren. 

Ein  Von-echt  hatte  aber  die 
neue  Jahrhundert  hinübergerettet, 
Karpfen  handeis.     Das   Fischergew 

auf  den  Berliner  Märkten  Karpfen  zu  verkaufen*  Dafür 
war  es  verpflichtet,  den  königlichen  Amtern  zu  Kottbus  und 
Peitz  alle  Karpfen  zu  gemachten  Sätzen  abzunehmen*  Alle 
von  anderen  Orten  nach  Berlin  gebrachten  Karpfen  wurden 
erst  der  Hofküche  zur  Verfügung  gestellt^    von  wo   die   nicht 


Innung    doch    noch   in    da» 
nämlich   das  Monopol   des 
^rk    hatte  allein   das    Recht, 
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gebrauchten  an  das  Gewerk  zum  Verkauf  übermesen  wurdeiii; 
gewifs  ein  Beweis^  welcher  Wertschätzung  sich  schon  damik 
der  Karpfen  in  Berlin  erfreute. 

Gegen  dies  Innungs Vorrecht  richtete  sich  eine  Petitiofi  der 
Händler  vom   Jahre    1808.     Darin    wird   ausgeführt,    d«b 
Wert  des  Karpfeniimsatzes  beträchtlicher  sei  als  der  des  £ 
übrigen  Fisch uandeläj  und  dafs  die  Innung  ihr  Monopol 
brauche,    indem   sie    für   das   Pfund   4   Groschen    6    PfeitQ^ 
nehme,  während  sie,   die  Händler,    sich  verpflichten   wollt 
wenn  ihnen  die   Erlaubnis    zum  Karpfenhanael    ertettt 
das  Pfund  für  3  Groschen  zu  verkaufen. 

Damals   blieb   allerdings   das   Monopol   der  Innung  Docfc' 
bestehen;    es   kam    nur   der  königliche  Bescheid  zurück,  daf» 
die  Karpfen  von  nun  an  billiger  verkauft  werden  soUteiL 

Erst  drei  Jahre  später  fael  in  Übereinstimmung  mil  den 
grofsen  wirtscliaftlichen  Befreiungsthaten  Preaf§ens  um  Ab- 
fiing  des  vorigen  Jahrhunderts  auch  dies  letzte  BolU'erk 
mittelalterlicher  Stadt  Wirtschaft  auf  dem  Gebiete  dea  Fiicli- 
liandels  -, 

Seitdem  haben  sich  wohl  die  einzelnen  Innungamitglitfier 
noch  in  hervorragendem  Mafse  au  der  Fi  seh  Versorgung  Bertini 
beteiligt,  aber  die  Innung  als  solche  hatte  jede  Bedeutung  ftlif 
den  Handel  verloren.  Daher  haben  wir  fllr  unsere  Zwcdse 
auch  kein  Interesse  mehr  daran,  ihre  w^eitereu  Schicksale  m 
verfolgen. 

Das  Berliner  Fischluindlergewerbe  entwickelte  sich  lU- 
gegen  von  da  an  kraftvoll  im  Einklang  mit  der  preui*i«di«i 
Gewerbegesetzgebung,  die  ihren  Höhepunkt  in  aem  QoMli 
über  die  Gewerbefrei  bei  t  im  Jahre  1869  fand. 

Wollte  man  die  Geschichte  des  Berliner  Fischh&ndeb  m 
Perioden  einteilen,  so  könnte  man  als  erste  diejenige  betrach*  * 
in  der  noch  vorwiegend  haus  wirtschaftlich  produziert  >v: 
also  zumeist  noch  kein  Handel  vorhanden  war,  gewidsemuLl^cfl 
die  Vorgeschichte.  Die  zweite  Periode  würde  dann  die  Zeit 
der  Herrschaft  des  direkten  Handels  zwischen  ProduieDten 
und  Konsumenten,  des  LokahnarktesT  umfassen,  an  ihrem  An- 
fang beginnend  mit  dem  gelegentlichen  Tauschgeschäft  aod 
an  ihrem  Ende  übergehend  in  die  höhere  Form  des  Zwischen- 
handels, der  dann  seinerseits^  die  dritte  Periode  darstellen  würde. 

Bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  darüber  hiosm 
hielt  sich  aber  der  Fiscbhandel  immerhin  noch  in  sehr  engeü 
Grenzen.  Das  Bezugsgebiet  erweiterte  sich  nur  ganz  All- 
mählich über  die  Grenzen  der  Mark  hinaus,  vorzüglich  njicb 
dem    angrenzenden   Mecklenburg   und   Pommern.     Auch  der 


^  Fiflfhemakten  der  Gewerbedeputatioii  Nr»  21. 
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Bau  der  Eisenbahnen  wirkte  zunäclist  noch  nicht  belebend^ 
da  die  Bezugsgebiete  ja  schon  vorher  leicht  zu  Wasser  zu 
erreichen  waren,  und  der  Wassertraneport  im  allgemeinen 
nicht  so  grofse  Gefahren  für  den  lebenden  Fisch  bietet  wie 
der  in  Fischflistieni  auf  der  Eisenbahn.  Und  es  waren  doch 
beinahe  ausschUefslich  lebende  Fische,  die  bis  in  die  60er 
Jahre  auf  den  Berliner  Markt  kamen, 

InzwiSLvIieo  hatte  «ich  aber  doch  schon  ein  Engroshandel 
herausgebildet  t  indem  einzelne  Hilndler  Fische  in  gröfseren 
Poüten  einzukaufen  begannen»  um  sie  dann  an  die  kleinen 
Händler  wieder  zu  verkaufen.  Diese  Engro&händler  hatten 
ihre  Fischlager  in  der  Spree  längs  der  Burgstrafse,  von  der 
Schlofsbrücke  bis  zur  Scnleuse.  An  der  Fischerbrücke  fand 
der  Engrosverkauf  statt.  Von  dort  trugen  oder  fuhren  dann 
die  Detailhändler  ihren  Einkauf  auf  die  Wocheoniärkte ,  wo 
meistens  ihre  Frauen  den  Detail  verkauf  besorgten  ", 

Daneben  safsen  auf  den  Mitrkten  noch  die  Fischer  aus 
der  Umgebung  oder  vielmehr  meist  auch  ihre  Frauen.  Aber 
in  dem  Mafse,  wie  die  Engrosgeschilfte  und  damit  das  Auf- 
käuferwesen wuchsen,  hielten  sich  besonders  die  entfernter 
wohnenden  Fischer  immer  mehr  vom  Markt  zurück,  da  es  ja 
viel  bequemer  war,  an  den  Händler,  der  sich  die  Ware  ab- 
holte, zu  verkaufen^  als  den  weilen  Weg  nach  Berlin  zu 
machen  und  dort  einen  halben  Tag  auf  deju  Markt  zu  sitÄen. 
Die  Form,  in  der  die  Fische  damals  aufgekauft  wurden,  waren 
vielfach  feste  Kontrakte,  durch  die  sich  die  Fischer  ver- 
pflichteten, ihren  gesamten  Fang  flir  eine  bestimmte  Zeit  zu 
einem  festen  Sfitze  dem  liündler  zu  überlassen. 

Trotzdem  haben  sich  einige  alte  Fischer  resp,  ihre  Frauen 
logar  noch  in  die  Markthallen  hioübergerettet  und  verkaufen 
dort  zweimal  in  der  Woche  ihren  Fang;  aber  es  sind  dies 
doch  nur  Überbleibsel  einer  früheren  Epoche,  die  für  die 
heutige  Zeit  nicht  mehr  wesentlich  in  Betracht  kommen.  Es 
handelt  sich  in  der  Hauptsache  um  einige  Potsdamer,  Kahns- 
dorf er  und  Cöpenicker  Fischer. 

Bis  zur  Erbauung  der  Markthallen  waren  die  wichtigsten 
Fißchmnrkte  Berlins:  Der  Molkenmarkt  (1857  aufgehoben), 
Spittelmarkt,  Oendarmenmarkt,  Alexanderplatz,  Neuer  Markt, 
Potsdamer  Platz,  nranienplatz,  Oranienburger  Thor  und  der 
Sonnabend* Abendmarkt  auf  dem  Fappelplatz '. 

Hier  wurden  von  den  Berliner  Händlern  die  Fische  nach 
Gewicht  verkauft,  während  die  Fischer  aus  der  Umgegend 
geriehtweise  verkauften.  Da  gab  es  Gerichte  ftlr  2  Courant  ^= 
25  Pf.,  4  Groschen  ^50  Pf.,  8  Courant  etc. 
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Fischläden  gab  es  bis  in  die  70  er  Jahre  überhaupt  iu< 


fand 


dahin     ausdcblier$licb    aaf 


^ 


der    Fischverkauf 
Mürkteo  statt 

Bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhundertd  wurde  den  Auf- 
käufern und  Zwischenhändlern  jeglicher  Art  von  Nahrung 
niitteln,  also  auch  den  Fischhändlern,  trotz  aller  Erfolgte  doch 
manchmal  das  Leben  noch  recht  schwer  gemacht;  immer 
wieder  wurde  der  Handel  beschuldigt,  die  notwendigen  Leben»- 
mittel  zu  verteuern.  Im  Ilungerjahre  1847  kam  e«  eogarnocb 
einmal  zu  einem  Verbot  des  Aufkaufens. 

Aber    damit    schien    sich    auch    der    Sturm    gegao   da 
Zwisehenhaodel    erachöpft    zu    haben.      Mit    der    nun    tmmk 
steigenden   Bedeutung   Berlins,   das   erst   zur    Hauptj^tadt 
Norddeutschen  Bundes,   dann    zur  deutschen  Kaiderstadt  ti 
emporschwangt   wuchs   auch  die  Bevölkerungszahl  uugeh 
stieg  der  WoliUtand  in  ungeahnter  Weise. 

Und    wie    auf   allen    anderen    Gebieten^    so   macb' 
dieser  Aufschwung  auch  auf  dem  des  FischhandeU  he: 
Neue   Bezugsgebiete   für  Süriwasserfische   mufsten    m 
werden,    was    durch    die    modernen    Verkehrsmittel 
leichtert    wurde,    und    endlich    schritt   man    auch    dazu. 
Schätze  der  Nord-  und  Ostsee  dem  Berliner  Markte  suz 
was    wegen    der   gilnstigen    Lage  Berlins   zu    beiden   H< 
recht  bequem  war. 

Der  erste  Versuch   in   dieser  Beziehung    wuj-de  mit 
feineren  Nordseetischen,    Steinbutte   und    Seezunge^ 
die  von  einigen  üelikatefsliäedlern  eingeführt  wurden! 
direkten    Mifserfolg    hatten    sie   zwar  nicht »    aber   ein  ridii 
flottes  Geschäft  wollte  sich  doch  nicht  entwickeln  '. 

Nun    begannen    einige    pommersche    Firmen,    Ostsee 
und    Haffzander    nach    Berlin    zu    senden.      Beide    Fiscl 
führten  sieh  —  wenigstens  in  den  Wintermonaten  —  gut 
Dagegen  wollten  die  billigen  Seefische,  wie  Dorsch  und  Scb 
tisch,  durchaus  keinen  Absatz  finden. 

Um  diesen  billigen  Seefisch  nun  dem  Publikum , 
sonders  den  ärmeren  Volksklassen,  zugänglich  zu 
etablierten  die  norddeutschen  Eiswerke,  beeinBuTst  vom  deutsclifQ 
F'ischerei verein,  unter  dem  Protektorat  des  damaligen  Kro»- 
jirinzenj  noch  in  den  70er  Jahren  ein  Seefisch geschäfL  DotgIi 
grofse  Abschltisse  waren  sie  in  der  Lage,  ihre  Ware  sehr 
billig  zu  verkaufen;  so  kosteten  z.  B.  Dorsch,  Scholle  uod 
Schellfisch  pro  Pfund  10—20  Pf,  Auf  jedem  Wochenmarkt  er- 
schienen die  Eiswagen  der  Gesellschaft  mit  Fischen  woUg^ 
füllt.  Doch  trotz  billiger  Preise  und  trotz  guter  Ware  war 
der  Widerwille  des  Publikums  und  wunderbarerweiae  am 
meisten   der  wirtschaftlich  Schwächeren,   denen  gerade  diudi 


mac]i«Q, 


*  Micha  &.  a.  O. 


,XIX  5. 


16 


diesca  wohlfeile  und  gesunde  Nahrungsmittel  geholfen  werden 
*iolhe,  nicht  zu  überwiDden,  so  daf^  das  Unternehmen  aus 
Mangel  an  Zuspruch  einging. 

Einige  Unternehmer  nahmen  sich  jetzt,  in  den  80er  Jahren, 
de«  Seefiaehhandels  an  und  gründeten  Läden,  apeciell  in  den 
besseren  Stadtgegenden,  um  den  Konsum  in  die  Höhe  zu 
bringen.  Daneben  arbeiteten  auch  einige  EogroslmiKllungen 
wacker  und  suchten  durch  grof^^e  BezUge  das  Berliner  Publikum 
an  den  Seefi'^eh  zu  gewöhnen.  Doch  waren  diese  Bezüge  noch 
unregelmäfsig,  und  eine  regelrechte  Organisation  des  Berliner 
iSeeti^ehhandels  trat  erst  ein,  ab  im  Jahre  1887  die  Fiseh- 
Äuktionen  an  der  Kordseeküste  gegründet  wurden, 

8o  dehnte  sich  der  Berliner  Fischhandel  immer  weiter 
aus  dank  den  modernen  Verkehrsein  rieh  tungen^  von  denen  an 
'  erster  St'dle  Eisenbahn,  Dam|>fschiff,  Telegraph  und  Telephon 
zu  nennen  sind,  und  dank  der  modernen  Technik  überhaupt, 
die  es  ermöglicht,  auf  si»  weite  Entfernungen  Fische  zu  ver- 
wenden ,  wie  es  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  für  unmöglich 
gehalten  wurde.  Und  da  beinahe  tilglich  neue  P>tindungen 
auf  dem  Gebiete  der  Kühl-  und  Konservjeriing.sanlagen  ge- 
macht werden,  so  erweitert  sich  das  Einkaufs-  und  Absatz- 
gebiet immer  mehr,  wenn  mit  unseren  bisherigen  Mitteln  auch 
wegen    der    leichten    Verderblichkeit    der   Ware   eine  gewisse 

IOrenze  nicht  überschritten  werden  kann.  So  können  wir  z,  B, 
boch  keine  frischen  Fische  aus  der  beifsen  Zone  erhalten. 
pagegen  reicht  das  Bezugsgebiet  »ies  Berliner  Fischmarktes 
beute  nach  Westen  bis  Nordamerika,  nach  Norden  bis  in  die 
Polargegend  eo,  nach  (Jsten  bis  au  die  Grenzen  des  eure  pilischen 
Ruföland  und  nach  Süden  bis  an  die  Adria. 

Natürlich  steckt  der  Berliner  Fischhandel  nicht  zu  seinem 

Vergnügen  die  Grenzen  seines  Ein  kauf ^sgcbictes  so  weit,  durch 

deren    immer    weitere    Hinauasciiiebung    Risiko    und    Spesen 

immer  höher  anachwelieuj  sondern  er  hat  srine  wohlüberlegten 

Gründe  dazu,    die  sich  kurz  folgend ermafsen  charakterisieren 

lassen :  \ 

^.  Erstens  hat  der  Fischreichtum  und  damit  die  Ergiebigkeit 

^Wier  heimischen  Gewässer  in  erschreckendem  Mafse  abgenommen. 

^HJrsache  dafür  sind  einmal  die  Fabrikabwäaser,  die  die  moderne 

^^bdustne  mit  sich  brachte,  und  durch  die  an  vielen  Orten  den 

^^Fischen  die  Existenzmöglichkeit  genommen  wurde;   dann    er- 

^Rchwerten  die  überall  im  Interesse  der  Schiffahrt  vorgenommenen 

Uferbefestigungen    ihnen  das  Laiehgeschäft   oder  hinderten  es 

zum  Teil  ganz;    die   Schrauben   und  Kader  der  Dampfschiffe 

wühlten  das  Wasser  auf  und  vernichteten  die  junge  Brut,  und 

endlich  verloren  die  Gewässer  auch   nach  dem  Zeugnis  vieler 

Sachverstilndiger   durch    unrationelles  Abtischen   einen  grofsen 

Teil  ihres  Fischreich tums  K 
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Auf  der    anderen    Seite   wuchs   35ur   selben   Zeit   Beritt» 

Einwohnerschaft  rapide  an;  dabei  wurde  der  Berliner  Markt 
immer  mehr  auch  von  aufaerhalb  in  Anspruch  genommen ,  lo 
dafs  diesem  steigenden  Bedarf  die  schwächer  werdenden  Zu- 
fuhren nicht  mehr  genügen  konnten,  und  man  sich  gezwungcD 
sah,  auf  Gebiete  hinüber  zu  greifen,  die  noch  nicht  Ton  der 
modernen  Industrie  und  dem  gesteigerten  Verkehr  des  modenwiti 
Lebens  ergriffen  waren. 

Diesen  immer  weiter  sich  ausdehnenden  Handel  hatte 
nun  bis  in  die  Mitte  der  80er  Jahre  eine  kleine  Gnipp<? 
Händlern  nahezu  monopolisiert,  die  Produzenten  sowohl 
Konsumenten  die  Preise  diktierte.  Erst  die  Markthallen 
der  Einrichtung  der  Auktionen  und  des  städtischen  Verkii 
Vermittlers  machten  diesem  Zustande  insofern  ein  Ende,  ab 
der  Produzent  nicht  mehr  gezwungen  war,  sich,  mn  mm 
Ware  tos  zu  werden,  an  den  Ring  der  Händler  zu  wenden,  oiri 
der  Konsument,  in  diesem  Falle  der  Detailhändler,  noch  «o« 
andere  Stelle  hatte,  um  seinen  Bedarf  zu  decken. 

Die  Markthallenauktionen    waren   ursprünglich   nach  A 
Muster   von   Paris   und   zum   Teil   Billingsgate,    dem 
Londoner  Fisch  markt,  bestimmt,  ein  Centralpunkt  dea 
ja   des  gesamten  deutschen  Fischhandels  zu  werden  *. 
Ziel  haben  sie  allerdings  nicht  erreicht,  aber  immerhin  spredm 
sie  heute  ein  gewichtiges  Wort  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  mit 

Der  3.  Mai  1886,  an  dem  die  ersten  vier  Berliner  Marki 
hallen  eröffnet  wurden,  ist  ein  Markstein  in  der  Ge^chidil^ 
der  Berliner  NahruDg»mittelversorgung.  und  wie  über  diete 
insgesamt,  so  brach  auch  über  den  Fischhandel  eine  ikmit 
Zeit  herein,  die  an  ihn  neue  Ansprüche  stellte,  ihm  aber  in 
Gestalt  der  modernen  Technik  auch  die  Mittel  gab,  demdben 
in  vollem  Mafse  gerecht  werden  zu  können. 


i 


^  Eberty,    N ahm ngsmittel Versorgung  von  Grofsstlldteti  in  Hftiit- 

hallen.     In  den  ^Volkswirtschaftlichen  Zeitfragen*^,  1884» 


Die  heutige  Organisation  des  Berliner  Fischmarktes. 


Der  gesamte  deutsche  Fischhanclel  ist  nicht  an  einem 
Hauptplatz  centralisiert,  sondern  zerftlUt  in  eine  Reihe  von 
Märkten,  deren  Grenzgebiete  sieh  gegenseitig  berühren.  Aller- 
dings ist  dadurch  nicht  ausgesoldossen ,  dafs  für  einzelne 
Artikel  sieh  doch  nationale  Centralmärkte  herausgebildet  haben, 
wie  e«  2,  B.  die  Fischauktionen  an  der  Nordseeküßte  für 
Heetische,  Stralsund  für  Plötzen,  Stettin  für  Aale,  Berlin 
filr  Lachs  und  bevsonders  für  Fische  rnsaischer  Herkunft  ge- 
worden sind. 

Der  Berliner  Fischmarkt  findet  sein  Hauptabsatzgebiet, 
«ufser  in  Berlin  selbst,  hauptsächlich  in  der  Provinz  Branden- 
burg, den  angrenzenden  Teilen  der  Provinz  und  rles  Konig- 
reicIjH  Sachsen ,  ebenso  Teilen  von  Posen  ^  Westfalen ,  Han- 
nover, Mecklenburg  und  Pommern,  kurz  in  den  nicht  zu 
entfernt  Hegenden  Teilen  der  Nachbarprovinzen  und  Länder 
und  berührt  sich  dabei  hauptsächlich  mit  den  Absatzgebieten 
der  Fischmärkte  zu  Hamburg,  Stralsund,  Stettin,  Dresden 
und  Magdeburg, 

Die  Nachbarmärkte  stehen  dabei  in  lebhaftem  Verkehr 
miteinander  und  gleichen  etwaige  Überflille  oder  Mangel  an 
einzelnen  Artikeln  untereinander  aus.  Dieser  Ausgleich  geht 
nicht  immer  ganz  leicht  von  statten,  und  vielfach  reichen  die 
natürlichen  Produktionsgebiete  der  betreffenden  Märkte  dazu 
nicht  aus,  ja  es  mufs  häutig  zur  Versorgung  des  deutschen 
Fischmarktes  auf  das  Ausland  zurückgegriffen  werden,  wie 
auch  dieses  wieder  auf  den  deutschen  Markt  angewiesen  ist. 
Wie  sehr  der  deutsche  Fischmarkt  von  den  Nachbarland **rn 
abhängig  ist,  resp,  diese  vom  deutschen  Markt,  möge  um- 
stehende Tabelle  veranschaulichen. 

Erleichtert  wird  die  Fisch  einfuhr  durch  die  Zollfrei  hei  t, 
die  der  lebende  und  frische  Fisch,  sowie  der  leicht  gesalzene 
beim  Passiereji  des  deutsclien  Zollgebietes  geniefst. 

Übrigens  erheben  auch  alle  anderen  europäischen  Staaten, 
•owie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  keinen  Fisch- 
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zoll,  mit  Ausnahme  Rufslands,  das,  allerdings  audi  nur  fiir 
frische  Fische,  einen  Zollsatz  von  12  Kopeken  pro  Pud 
=  2,r>0  M.  pro  Doppelcentner  eingerfchtefc  hat,  um  eeine 
Fischerei,  deren  Auöheute  allein  im  europäigehen  Rufsland 
jährlich  schMtzungsweise  ilH  Millionen  Pud  betrilgt.  zu  schützen, 
wlthrend  lebende  Fische  frei  hereingelasöen  werden'. 

Die  Gesamtfischproduktion  Deutschlands  dagegen  läfet 
8ich  nur  schwer  berechnen^  da  die  otHcielle  Statistik  keinen 
sicheren  Anhalt  bietet.  Doch  wurde  neuerdings  die  deutsche 
Jahresproduktion  von  einem  Sachverständigen  auf 

ca.   1  40OO0fj  Centner  Stifswasserfische  und 
^     liJOfHKMi  Seefische, 

zusammen  2  4n(MHXI  Centner 
geschätzt  t    sodafs  die  Einfuhr  aus  dem  Auslände,  von  der  ca, 
1  Million  auf  Seefische  entfällt,   einen   ziendich  breiten  Raum 
einnimmt '. 

Nun  arbeiten  zwar  der  deutsche  Seefischereiverein  durch 
Hebung  der  Hocbseefischerei  und  der  deutsche  Fischereiverein 
durch  Aussetzen  von  Fischen  in  verödete  Gewässer  in  aner- 
kennenswerter Weise  daran,  uns  vom  Auslände  unabhängiger 
zu  machen.  Bis  jetzt  bat  indessen  ihrer  aufopfernden  Thätig- 
keil  immer  noch  —  wie  die  steigenden  Einfuhrzahlen  l>e- 
weisen   —  der  durchschlagende  Erfolg  gefehlt. 

Eines  lehren  uns  aber  noch  die  mitgeteilten  Zahlen,  und 
Ewar  den  enormen  und  oft  plötzlichen  Wechsel,  der  den  Ver* 
Band  von  den  einzelnen  Ländern  sowohl,  als  auch  die  Gesamt- 
einfuhr sowie  Ausfuhr  zu  einer  so  schwankenden  macht. 

Dieser  Wechsel  hat  seinen  Grund  in  der  Unsicherheit  der 
Fischerei  überhaupt.  In  einem  Jahre  nämlich  treten  die 
Fische  massenhaft  an  einer  KlUte  auf,  um  im  nächsten  Jahre 
fast  ganz  fortzubleiben  und  andere  Meeresregionen  aufzu- 
suchen. Dazu  kommen  Witterungs-  und  Teniperaturverhölt- 
nisse^  die  den  Fischfang  erschweren  und  numcnmal  ganz  un- 
möglich machen;  hierher  gehören  ferner  die  Fischki-ankheiten, 
die  im  Binnenlande  ganze  bisher  fischreiche  Gewäsaer  veriiden, 
heifse  Sommer,  die  den  Trausport  für  die  leicht  verderbliche 
Ware  schwierig  gestalten,  besonders  wenn  infolge  eines  oder 
gar  ^ —  wie  in  den  Jahren  18iMi — WJH  —  mehrerer  aufeinander 
folgender  warmer  Winter  die  Eisvorräte  knapp  und  teuer  sind 
und  dergleichen  mehr. 

Unter  solchen  Verhältniftsen  leidet  nattirlfch  sehr  die 
RegelmäGiigkeit  der  BezUge,  und  es  wird  sehr  schwierig  ge- 
macht, im  voraus  auch  nur  die  ungefilhre  Produktion  zu  be- 
stimmen. 

Daher  gehört  zum  Fischhandel  Unternehmungsgeist,  grobe 


1  Niederschrift  d^^r  Zollkonfercnz   des  deutschen   Fiscliereivereios. 
Berlin  lUOO. 
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geschäftliche  Umsicht  und  ein  klarer  Blick,  um  die  mngen- 
blicklich  günstige  Konjunktur  zu  erfassen  und  su  benatieii, 
die  sich  am  nächsten  Tage  schon  in  da«  Gegenteil  verkekit 
haben  kann,  und  ferner  ein  genügendes  Kapital,  um  anch 
einmal  einen  etwaigen  Mifserfolg  ertragen  zu  können. 


Der  Berliner  BngTasflschmarkt. 

Der   Gesamthandel    auf  dem    Berliner    Engrosfischmarkt 
zeigt  uns  für  die  letzten  Jahre  folgende  Daten  ^: 


Gewicht : 

Wert: 

1890 

ca.  198750  Centner 

ca.  7140000  Mark 

1897. 

,  150G30 

n 

,  7400000   , 

1898 

„  142905 

n 

,  7442350   , 

1899; 

„  135405 

n 

,  7562520   , 

1900 

„    130250 

1» 

,  7  876000   , 

)avon  entfallen  auf: 

a)  lebende  Fische 

189(i: 

ca.  50750  Centner 

=  3140000  Mark 

1897: 

,  52381 

n 

=  3300000   , 

1898: 

„  51 530 

n 

=  3388600   , 

1899 

„  49030 

n 

=  3532770   , 

1900: 

„  49750 

T» 

=  3537500  „ 

b) 

tote  Fische 

189(5: 

ca.  148000  Centner 

=  4000000  Mark 

1897 

„   98250 

n 

=  4100000   , 

1898 

:  „  91375 

ft 

=  4053000   , 

1899 

•  ,   80375 

T) 

=  4629750   „ 

19 

()(» 

,   805(Xt 

n 

=  4338600   . 

Diese  Statistik  ist  im  Auftrage  des  Magistrats  von  Berlin 
geführt  und  die  einzige,  die  als  amtlich  fbr  uns  in  Betracht 
kommt.  Leider  giebt  sie  uns  aber  nur  seit  dem  Jahre  l^f96 
Auskunft.  Sic  wird  in  der  Weise  gewonnen,  dafs  der  städtische 
Verkaufsvermittler  sich  mit  einer  Kommission  von  branche- 
kundigen Vertrauensmännern  zusammenthut,  und  nach  sorg- 
fältiger Schätzung  der  Umsätze  der  einzelnen  Geschäfte  and 
nach  Abzug  der  Ausfuhr  den  Berliner  Umsats  festste^ 
Demnach  wären  die  angegebenen  Zahlen  im  grofsen  and 
ganzen  die  Zahlen  des  Konsums  von  Berlin  und  Voronen, 
während  nach  ziemlich  übereinstimmender  Schätzung  der 
gröfsten  Berliner  Händler  die  Wiederausfuhr  an  lebenden  and 


*  Mittoilungi'u  des  Fischerei  Vereins  für  die  Provinz  Brandenbaif. 
ip  den  betreffenden  Jahrgängen.  Für  1899  und  1900:  Berichte  der 
Alterten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 
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toten  Fischen  ca.  */a  des  Wertes  uml  V4  de.^  Gewichts  beträgt, 
also  baupt^äclilich  in  beasereii  Sorten  beateht.  Um  diese 
Summe  mtHaten  also  die  angegebenen  Ziffern  erhöht  werden, 
um  den  ungefäliren  Gesamtumsatz  eines  Jahre^s  für  den  Berliner 
Fischmarkt  zu  erhalten*. 

Berlin,  das  mit  seinen  Vororten  ca.  2Va  Millionen  Seelen 
zählt,  konsumierte  nach  oben  angegebener  Tabelle  im  Durch- 
öcbnitt  der  Jalire  iHlMj  — 18l»9  ca.  OV,b  Pfund  pro  Kopf  und 
Jahr.  Gewifa  keine  hohe  Konsumziffer,  die  zu  heben  sowohl 
von  den  deutschen  Fischereivereineu»  wie  von  dem  Berliner 
Fischhandel  mit  aller  Kraft  angestrebt  wird.  Die  Frage  ^  ob 
sich  für  diese  Bestrebungen  gute  oder  scijlechte  Auösichten 
Äuf  Eifolg  bieten,  wird  uns  an  anderer  Stelle  zu  beschäftigen 
haben* 

In  diesen  Gesamtumsatz  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 
j  teilen  sich  nun^  wie  schon  in  dem  Teil,  der  «ich  mit  der  Ent- 
'     -wricklung    des    Berliner    Fischhandels    betafste»    erw^fthnt,    die 

Engrosfirmen  und  die  Fiachauktionen» 
^L        Zunächst  werden  wir  uns  mit  erstoren  zu  befassen  haben. 

^P  Die  Engrosflrmen. 

F  Während   die  Funktionen   des  Engroti-  und  Detailhandels 

ganz  verschiedene  sind,  giebt  es  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 

'  Firmen,  die  beide  Handelaarten  betreiben.  Denn  neben  den 
Firmen,  die  sich  nur  mit  EngrosgeschKtlten  befassen  einerseits, 
und  den  Detaillisten  andererseits  stehen  eine  Reihe  von  Firmen, 
die  zum  Teil  sehr  grofse  Umsätze  haben  und  sow^ohl  en  gros 
wie  en  detail  verkaufen. 

Die  reinen  Engrosgeschäfte ^  sowie  die  eben  erw^ähnten 
Mischgeschüfte  in  Hinsicht  auf  ihre  Engrosthätigkeit  vereinigen 
in  sich  die  Funktionen,  die  beim  Berliner  Fteischhandel' 
zwischen  Kommissionären  und  Engros seh l achtern  geteilt  sind, 
d-  h.  sie  sind  die  kapitalskräftigen  Firmen,  die  die  Ware  meist 
bar  bezahlen  und  dem  Markte  zuführen,  sie  aber  andererseits 
wieder  direkt  ohne  Mittelspersonen  an  den  Kleinhändler  über- 
lassen, der  bei  ihnen  Kredit  geniefst,  während  die  Kommissionäre 
im  Fischhandel  nur  die  Aufkäufer  sind,  die  ao  die  Engros- 
handlungen fest  oder  per  Kommission  verkaufen,  resp.  an  die 
Auktionshallen  konsignieren. 

^  Bei  dem  Fehlen  e'mm  BtädHachen  Octroia  ist  eine  genaue  Zahl 
überhaupt  nicht  anzugeben.  Die  £iaeüha.hnstjitij*tik,  aowip  die  in  don 
fftatisti^chen  Jahrbucheni  Berlins  angegebenen  lauten  waren  l^eider  nickt 
SU  febTiineheii,  da  in  ihnen  aufäer  irischen  Fischen  auch  j?edaUeD6| 
manmerte  etc.  enthalten  sind  *  und  es  dem  Verfaa^er  unmöglich  war, 
zu  ermitteln,  wieviel  frische  Fische  altem  danach  das  Berliner  Weich- 
bild pausierten. 

■*  V  Halle,  DieOrg!inissiti*>u  des  Berliner Fleischmarktea  inSchmoÜers 
Jalirbucli  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.  Bd.  XVL 
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Die  EngrosKschhaiidlungen  sind  meist  ältere,  schon  eiaifß 
Jalirzehnte  beistehende  Geschäfte,  manche  schon  au^  der  crttea 
Hälfte  des  vor.  JahrhiinderU  atammend  und  geleitet  von  ä^^kiMii 
oder  sonstigen  jüngeren  Verwandten  ihrer  Begründer.  Si< 
geniefsen  im  allgemeinen  einen  soliden,  wohlverdiente©  Bufi 
ihre  Inhaber  erfreuen  sich  greiser  Achtung  und  einet 
Teil  bedeutenden  Wohlstandes. 

Ihrerseits    scheiden    sie    sich    wieder   in   Uandlnngeii 
lebenden  und  solche  mit  toten  frisclien  Fischen»  wenn  sieb 
die  Grenzen    zwischen  beiden  manchmal  verwischen,    und 
sonders   die  oben    schon    erwähnten  MisehgeschÄfte    auch  hier 
wieder  in  der  Mitte  stehen. 


Die  EngTosJlrmen   ftlr   lebende  Fische. 

Der  Berliner  Markt  für  lebende  Fische  ist  unstrei 
bedeutendste  in  ganz  Europa,    ja  vielleicht  in  der  Weh 
übertrifft  bei  weitem  die  von  London  und  Paris  an  Menge  der 
zum  Verkauf  gestellten  Ware'. 

Die  in  der  angeführten  Tabelle   mitgeteilten    statistudicii 
Daten  zeigen  uns,    einen  wie  breiten  Raum  auf  dem  Berliüty 
Fiechmarkt  der  lebende  Fisch   immer   noch   einnimmt  —  dem 
Werte  nach  zwischen  40— 45**o   —    und    wie   sehr   beliebt  «r 
daher  trotz  aller  Konkun-enz  beim  Berliner  Publikum  ist,    U 
in  der  That   hat  Berlin    von    allen  Grofsstädten  der  Welt 
den  gröfsten  Markte  so  auch  den  gröfsten  Konsum  an  lebendi 
Fischen  ^, 

Auf   den    Markt   gebracht    werden    die    lebenden    Fi*ci 
aufser  durch  die  Auktionen ,  von  denen  an  anderer  SteJ 
Rede  sein  wird^  in  der  Hauptsache  durch  einige  Grofsi 
von  denen  die  eine  Zweiggeschäfte  in  London  und  Stettin 
sitzt  und  als  eine  der  gröfsten  Fischhandlungen  der  Welt  gUu 
Neben   diesen    ca.    4 — r>   grdfsei'en   Geschäften    beziehen    iiodi 
einige  kleinere  Händler  direkt,   doch   kommen  die  von  äoM 
eingeführten    Waren    kaum    in   Betracht   gegen    die    Toa   d<9i 
grofseo  Geschäften  gemach ten  Umsätze. 

Es  werden  nur  Süfswaßserlische  lebend  gehandelt,    da  die 
Technik  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten  ist,   um  auch  SaiM 
!  fische    lebend    auf    gröfsere    Entfernungen    transportieren    W^M 

I  können.  ' 

I  Hauptfanggebiete     neben     der    Mark    Brandenburg    sind 

I  Mecklenburg,     Pommern,      Ost-     und     Westpreufaen ,      Posnk, 

^^  Schlesien,  Provinz  und  Königreich  Sachsen,  Westfalen,  Haa- 

^B  nover  und  Schleswig-Holstein»    I^aneben  werden  nueh  lebende 

^H  Fische  bezogen    von  der  russischen  OstÄeeküste,    aus  Holland, 


*  Micha  a.  a.  O, 

^  Zollkoufereii2  des  deutschen  Fischerei  Vereins. 
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Dänemark,  Schweden,  ()»terreich,  ja  in  den  letzten  Jahren 
»ind  auch  Rumänien  und  die  französische  Bourgogne,  aller- 
dinge nur  mit  kleinen  Bezügen ,  in  den  Wettbewerb  ein- 
getreten. 

Unter  den  lebenden  Fischen  nimmt  auf  dem  Berliner 
Markt  nnötreitig  der  Hecht  den  ersten  Platz  ein.  Er  ist  kein 
Saiöontiöch,  sondern  wird  das  ganze  Jalir  über  gehandelt,  wenn 
die  Zufuhren  auch  im  Öonmier  bedeutend  stärkere  sind ,  da 
ja  überhaupt  der  Fischfang  in  der  wärmeren  Jahreszeit  inten- 
siver betrieben  wird  als  in  der  kalten.  In  den  heimischen 
Gewässern  ist  er  scbr  reicidich  vertreten j  daneben  wird  er 
noch  in  kleinen  Quantitäten  bezogen  von  der  russiaehen  Ostsee- 
kü^te^  sowie  ans  Dänemark  und  Hchwcden  '. 

Der  Aal  ist  der  eigentliche  Fisch  der  Sommersafson, 
Seine  Bozygsgeblete  sind  dieselben  wie  die  des  Hechtes.  Stettin 
ist  Haupthandelsplatz  fUr  Aale ,  was  sich  daraus  erklären 
läfst,  dafs  einmal  im  Stettiner  Haff  sehr  viele  Aale  getischt 
werden j  und  zweitens  Stettin  vermöge  seiner  günstigen  Lage 
Im  portplatz  für  schw^ediscbe  Aale  geworden  i«t.  Der  Aal  ist 
bekanntlich  sowohl  im  Süfs-  wie  im  Seewasser  lebensfähig  und 
hält  sich  zu  gewissen  Zeiten  massenhaft  im  Brakwasser  an 
der  südschwedischen  und  der  gegenüberliegenden  russischen 
Küste  auf.  Dort  wird  er  in  grofsen  Mengen  gefangen  und 
auf  See  an  Bord  von  sogenannten  Quatzen  genommen.  FAne 
Quatz  ist  ein  kutterähnliclies,  kleines  Segelfahrzeug,  unter 
desaen  Boden  ein  durchlöclierter  Kasten,  gewissermafsen  ein 
zweiter  Boden  angebracht  ist,  in  dem  die  gefangenen  Fische 
untergebracht  und  transportiert  werden.  Diese  Quatzen  fahren 
ftir  Rechnung  einiger  Berliner  und  Stettiner  Fischhändler, 
Besonders  im  Herbst,  wenn  im  Binnenlande  die  Aale  anfangen, 
knapp  zu  werden,  ist  der  Handel  mit  diesen  sogenannten 
Blankaalen  sehr  bedeutend. 

Der  Schlei  wird  ebenfalls  in  Berlin  sehr  geschätzt.  Seine 
Hauptbezugsgebiete  sind  neben  der  Heimat  Galizien  und 
Russisch-Polen,  sowie  auch  die  Niederlande, 

Die  Plötze  ist  der  Fisch  des  kleinen  Mannes.  Haupt- 
liandelüplatz  dafür  ist  Stralsund,  das  die  Fänge  aus  der  be- 
nachbarten Wasser-  und  daher  auch  tischreichen  Gegend  an 
«ich  zieht  und  dann  weiter  versendet*  Aber  auch  sonst  kommt 
die  Plcitze  in  allen  heimischen  Gewässern  vor. 

Unter  diversen  resp,  bunten  Fischen  fafst  man  zusammen 
die  Ahlnder,  Bleie,  Maränen,  Quappen,  Kaulbarse,  Barse, 
Karauschen  etc.  etc.,  die  aus  dem  Gebiet  der  ganzen  Monarchie, 
hauptsächlich     aus     den     Östlichen    Provinzen     herangebracht 


1  Micha  a.  a.  O. 
*  Micha  a.  u.  0. 
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Schliefalich  bleibt  noch  zu  nennen  der  in  lebendem  Zu- 
stande beliebteste  Fisch  des  Berliner  Marktes,  der  ZMaAm, 
Wegen  seiner  grofsen  Empfindlichkeit  ist  er  lebend  nur  auf 
kürzere  Strecken  zu  beziehen,  in  der  Regel  nicht  über 
1<>  Meilen  im  Umkreis  von  Berlin  hinaus.  Diese  Tl 
sowohl,  wie  seine  verhältoisjinäfsige  Seltenheit  in  unser 
wässern  machen  ihn  sehr  teuer. 

Alle  diese  bisher  erwähnten  Fische  sind  sogenannte  Wild 
tische,  d.  h.  Fische^  die  in  offenen  Gewässern  im  grofkan  uod 
ganzen  ohne  besondere  Anstalten  für  Zucht,  Pflege  etc,  leben. 
Eine  ganz  andere  Species  repräsentieren  die  Teichtiscbe,  J_  k 
Fische  ^  die  in  geschlossenen  Gewässern  künstlich  gezüchtet 
und  gefüttert  werden.  Zu  ihnen  gehören  vor  allen  Dingeii 
Lachse,  Forelh^n  und  die  tur  den  Berliner  Markt  ao  wichiij^ß 
Karpfen,  wenn  sie  auch  alle  nebenbei  in  der  Freihe«  aU 
Wildfische  vorkommen. 

Da  sich  der  Handel  mit  ihnen  ganz  anders  gestaltett  ^ 
sei  es  mir  gestattet,  erst  den  Wildfischhaudel  im  ZuaanmsD* 
hang  zu  absolvieren  und  dann  zu  den  Teichtischen  übern- 
gehen. 

Uie  Wildtische  werden  von  den  Orofshändlem  in  rvi- 
schiedener  Weise  auf  den  Markt  gebracht. 

Einmal  treten  diese  nämlich  als  Setbstproduzenlen  aiC 
indem  sie  grofse  Fischereien  pachten  und  für  eigene  Recbnao; 
befischen  lassen;  die  Erträgnisse  werden  dann  —  soweit  niOf» 
lieh  —  durch  eigene  Uampfer  oder  durch  die  EisenbsKMS 
dem  Berliner  Markt  zugeführt. 

Früher  schlofs  man  daneben  noch  Kontrakte  mil  ie^ 
selbständigen  Fischern  in  der  Art,  dafs  diese  gebunden  nnxt^ 
für  einen  bestimmten  Preis  ihren  Gesjimtertrag  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  dem  Händler  zu  schicken.  Da  dies  jedoch  w 
Unzuträglichkeiten  und  Chikanen  tlihrte,  woran  die  SckuU 
immer  eine  Kategorie  der  anderen  zuschob,  so  ist  dieser 
Modus  jetzt  seltener  geworden* 

Dafür  bereisen  Aufkäufer,  Kommissionäre  die  Fisclter«* 
distrikte,  um  den  Fang  an  Ort  und  Stelle  aufzukaufen ;  muck 
an  gröfseren  Ötapelplätzen»  wie  Stralsund,  Stettin  etc.  giebt  m 
solche  Kommissionäre,  die  sich  mit  dem  Aufkauf  von  gröbcfi 
Posten  befassen. 

Diese  Kommissionäre  sind  selbständige  Kaufleute, 
allerdings  durch  die  jahrelange  Gewohnheit  meist  nur  je 
einer  grolsen  Berliner  Firma  in  Verbindung  stehen. 

Das  Geschäft  wird  in  der  Art  abgeschlossen  ^  dafs  dtr 
Kommissionär  vom  Fang-  oder  Aufkaufplatz  aus  auf  tele- 
graphischem oder  telephoniächem  Wege  den  Händler  von  dcf 
Menge  und  Art  der  aufgekauften  Ware  verstÄndiß^t,  Der 
Händler  macht  dann  auf  demselben  Wege  sein  Angebot,  meist 


wm 
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deu  Marktpreiä,  wenn  nicht  besondere  Umätände  andere  Dia- 
Positionen  \' erlangen. 

Ist  eine  Einigung  erzielt  —  und  das  geschieht  unter  den 
meist  alten  G  esc  hilft»  freunden  fast  immer  — »  **o  sendet  der 
Kommissionär  die  Ware  nach  Berlin  und  erhält  in  der  Regel 
Bofort  Barzahlung,  was  für  ihn  von  grofsem  Vorteil  iat,  da  er 
Bein  Geld  zu  neuen  Aufkäufen  braucht.  Die  Differenz  zwischen 
dem  Preise,  den  er  selbst  gezahlt  und  dem,  den  er  vom 
Händler  erhalten,  ist  dann  sein  Verdienst  nach  Abzug  aller  Spesen. 

Sonst  kauft  der  Grofshäudler  auch  wohl  gelegentlich  teils 
selbst,  teils  durch  seine  Agenten  kleinere  Posten  von  einzelnen 
Fischern,  oder  erwirbt,  wenn  es  ihm  günstig  erscheint,  auch 
«uf  den  Auktionen  Ware.  Aufserdem  herrscht  ein  ziemlich 
lebhafter  Verkehr  zwischen  den  Berliner,  Stralsunder,  Ham- 
burger,  Siettiner  und  Dresdener  Groikhändlern,  um  Angebot 
und  Nachfrage  möglichst  zu  regeln,  wenn  auch  diese  Ver- 
bindungen zwischen  den  einzelnen  Händlern  nicht  den  Charakter 
von  Trusts  tragen. 

Was  die  Bezüge  vom  Ausland  anbelangt,  so  erreichen 
diese  den  Berliner  Markt  entweder  auch  durch  Kommiiisionäre 
oder  durch  Kauf  vom  Produzenten»  wie  etwa  beim  aehwedi- 
»eben  Aalhandel,  oder  endlich  durch  feste  Käufe  von  aus- 
ländischen Firmen. 

Der  Bezug  der  Ware  ist  also  ein  sehr  mannigfaltiger. 
Der  Händler  raufs  seine  Kundschaft  befriedigen  und  mufs 
er  selbst  möglichst  viel  Vorteil  dabei  Imt, 
aber  an  den  verschiedenen  Plätzen  Ver- 
se hr  iiHutig  wechseln,  so  kann  es  ihm  z.  B. 
Eassieren,  dafs  er  einen  Posten  Fische,  den  er  gestern  nach 
[amburg  verkaui't  hat,  heute  um  teureren  Preis  wiedernehmen 
miifs^  da  die  Konjunktur  plötzlich  umgeschlagen,  die  Nach* 
frage  stärker  geworden  iu.  Und  doch  kann  er  unter  Um- 
ständen an  diesem  Oeachäft  noch  verdienen ,  vielleicht  aber 
auch  verlieren,  denn  die  Chancen  beim  Fisch  band  el  sind  sehr 
wechselreich, 

So  kommt  es  denn,  dafs  die  lebenden  Fische  trotz  ihrer 
Emptindlichkeit  oft  schon  durch  viele  Hände  gegangen  sind, 
ehe  sie  der  Konsument  erhält,  wodurch  natürlicli  infolge  des 
häufigen  Umladens  die  Ware  nicht  besser  wird,  während  der 
Preis  wegen  der  höheren  Spesen  steigt. 

Auf  der  anderen  Seite  kommt  aber  auch  ein  grofser  Teil 
des  Verbrauchs,  und  wohl  der  bedeutend  gröfsere  —  wie  wir 
gesehen  haben  —,  auf  einfachere  Art  in  die  Hand  des  Kon* 
bumenten,  sodafs  die  Jlängel,  die  der  ersteren  innewohnen, 
dadurch  in  hulieni  Grade  paralysiert  werden. 

Ein  ganz  anderes  Bild  zeigt  der  Handel  mit  Teichfischen, 
Von  diesen  kommt  für  deu  Berliner  Markt  eigentlich  nur  der 
Karpfen  in  Betracht. 


darauf  sehen ,  dafs 
Da  die  Fi  seh  preise 
schied ene  sind  und 
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Neben  ihm  könnte  man  höchstens  noch  die  For«Qe  er- 
wähnen, die  in  vielen  Abarten  gezüchtet  wird,  wibrcod 
lebender  Lachs  so  gut  wie  garnieht  auf  den  Markt  kommt 
Der  Jährliehe  Oeöamtumsalz  an  Forellen  auf  dem  Beriiner 
Markt  beträgt  nur  ca.  ::1<JM— 4<Hj  Centner.  Sie  sind  eb^o 
Luxuörische,  nach  denen  nur  in  den  Kreisen  der  obersten 
Zehntausend  Nachfrage  ist»  Der  Händler  kauft  sie  direkt  fe*i 
vom  Teichwirt.  Für  die  Wildforelleo ,  die  zum  Teil  ait 
Bayern  kommen ,  ist  Erfurt  HaiipthandeUplats ;  Foreflcft- 
züchtereien  giebt  es  hauptsäclüich  in  Sachsen^  Schlesien  mA 
Westfalen, 

Eine  ganz  andere  Bedeutung  für  den  Berliner  Handel  btl 
der  Karpfen.  Auch  vr  kommt  vielfach  al«  Wildfiscli  vor.  Di 
er  jedoch  ein  sogenannter  Friedfiach  ist,  so  ist  seine  Existeni 
in  den  oftenen  Gewässern  durch  allerlei  Raubfische,  an  dertn 
Spitze  der  Hecht  steht,  bedroht,  sodafs  die  Krträgni»9A*  der 
Wildfiachereien  zur  Deckung  des  Bedarfs  nicht  auareidxii 
würden.  Aus  diesem  Grunde  haben  sich,  besonders  in  Jeu 
letzten  Jahrzehnten ,  die  Teichwirtschaften  und  Karpfeö* 
zOchtereien,  die  schon  einmal  im  Mittelalter,  besonders  in  des 
Kleistern,  in  hoher  Blüte  standen,  wieder  sehr  vermehrt 

Der  griifste  Teil  der  Zufuhren  auf  dem  Berliner  Mirki 
kommt  aus  den  Teichwirtschaften  Osterreich-Oaliziena»  cWr 
reichisch-  und  Preufsisch-Schlesiens  und  der  Lausitz«  Danebm 
liefern  noch  einzelne  Teich  wirte  aus  den  anderen  Proviniciu 
sowie  die  Wildfischereien,  welch'  letztere  allerdings  kdoe  •«# 
ausgesuchte,  gleichmäröige  Ware  und  auch  nicht  in  loklicr 
Menge  produzieren  können.  Auch  Rufsland»  die  Oataeeprovinsra 
und  Russisch-Polen,  Holland,  Rumänien,  denen  sich  im  Irtxtfd 
Jahre  auch  Frankreicli^  angeschlossen  hat,  beteiligen  sich  m 
der  Versorgung  des  Berliner  Marktes  mit  lebenden  Karpfft^ 
Doch  sind  diese  Zufuhren  aus  dem  entfernteren  AiuUiMi 
wegen  des  stärkeren  Risikos  und  der  höheren  Spesen,  s,  B. 
aus  der  Bourgogue  'M}  Stunden  Bahnfahrt  und  2U  Pf.  Tnat- 
portkosten  pro  Pfund,  keine  besonders  starken  und  daher  aiidi 
nicht  ausschlaggebend;  einige  Bedeutung  ki5nnen  sie  nur  ' 
grofser  Karpfenknappheit  aus  den  näheren  Bezugsgebieten  ^ 
winnen,  und  daran  ist  bei  dem  heutigen  Stande  der  P5 
duktion  garnicht  zu  denken. 

So  kommen  denn  die  Hauptzufuhren  aus  den  sokoa  oböT 
genannten   Produktionsgebieten,    und   zwar    ist    mittlere  Wi 
(3—5  Pfund  pro  Fieeh,    45 — 55  Stück  auf  den  Centner» 
begehrtesten. 

Die   jährliche    inländische    Karpfenproduktion     wird 
rechnet*: 


»  8.  png,  23. 

-  Deutsche  Fisch ereiiGeitting  (Stettin)^  Jahfgiag  18O0w 
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auf  ca,  15—20000  Centner, 
.       „  30000 

.      .  401K)0 


für  die  Lausitz    .    .    . 

^    Schlesien   .     .     *    • 

„  andere  norddeutscho 
Gebiete  ... 
ftir  gans  Norddeutschland   auf  ca.      00000  Centner  Karpfen- 

Von  diesem  Quantum  liat  in  den  letzten  Jahren  der 
Berliner  Markt  durchischnittlich  noch  nicht  einmal  10  ^o  auf- 
genommen. Dabei  hat  sieh  in  derselben  Zeit  die  Zahl  der 
Teichwirtschaften  infolge  der  landwirtschaftlichen  Krisis  mit 
ihren  niedrigen  Getreidepreiöen  noch  vermehrt,  und  nach  dem 
Ausspruche  eines  sicheren  Gcwährgnmnnes  ist  mancher  Morgen 
^ten  Weizenbodens  in  der  Lausitz  und  in  Schlesien  zu 
Karpfenteichen  verwendet  worden*  Solange  also  die  Getreide- 
preise  nicht  anzieljen  und  den  Körnerbau  wieder  lohnend 
machen^  ht  kaum  daran  zu  denken,  dafs*  die  Produktion  von 
Karpfenfleisch  hinter  dem  Bedarf  zurückbleiben  könnte. 

Andererseits  ist  vielfach  von  einer  Überproduktion  die 
Rede  gewesen.  Und  av irklich  war  auf  dem  Berliner  Markt 
zeitweise  das  Angebot  gröiser  ala  die  Nachfrage.  Schliefjslich 
dnd  jedoch  auch  die  grofaen  Quantitäten  untergebracht  worden. 
Dem  wäre  aber  noch  leichter  abzuhelfen,  wenn  Zucljter  so- 
wohl wie  Händler  nicht  nur  immer  die  grofsen  Städte,  sondern 
auch  die  kleinen  und  das  dache  Land  beschickten^  wo  die 
Gelegenheit,  Fische  zu  erlialten,  sich  nur  selten  einmal  bietet, 
wenn  sich  nicht  in  der  Nähe  Fischgewässcr  befinden. 

Doch  zurück  zum  Berliner  Fischmarkt.  Wie  schon  er- 
wähnt, vollzieht  sich  der  Karpfenhand e!  fn  anderer  Weise, 
wie  der  übrige  Fischhandel.  Der  Grund  dafür  liegt  darin, 
dafs  die  Händler  bei  der  Hauptbedarfsdeckung  aus  Schlesien» 
der  Lausitz  etc.  es  nicht  mit  vereinzelten  Aufkäufern,  Kuni- 
missionären  oder  Einzelproduzenten,  wie  bei  den  andei^en 
Fischarten,  zu  thun  haben,  sondern  dafs  hier  die  Produzenten, 
die  Teichwirtc,  in  gewisser  W^eise  organisiert  sind,  und  zwar 
im  Inlande  die  Schlesier  zum  Breslauer  Karpfenmarkt,  die 
Lausitzer  zur  Kottbuser  Karpfenbörse ,  denen  sich  im  Jahre 
1899  noch  die  Bautzener  Karpfenbörse  zugesellt  hat*. 

Der  Karpfen  ist  der  eigentliche  Fisch  der  Wintersaison. 
Lebhaftere  Nachfrage  nach  ihm  beginnt  erst  im  November 
und  Dezember,  erreicht  ihren  Höhepunkt  am  Weihnachts-  und 
Sylvesterabend,  an  denen  jede  richtige  Berliner  Familie  ihren 
Karpfen  auf  dem  Tisch  haben  muls,  und  flaut  dann  langsam 
gegen  das  Frühjahr  hin  wieder  ab» 

Deragemäfs  finden  die  Zusammenkünfte  der  Produzenten» 
von  denen  oben  die  Rede  geivesen,  alljährlich  ungeftlhr  Anfang 
September,    wenn    man    die  Bestünde   übersehen    kann,   statt. 


J  Deutiche  Fisi'hereiEeitiijig  1899  Nr.  38. 
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Zu  den  Karpftinböräeo  kommen  auch  die  Händler  aus  Ham* 
barg,  Berliü,  Stettin,  Dresden  etc.,  um  sich  mit  den  Pro* 
duzen  teil  ttber  die  Preise  zu  einigen ,  eventuell  scboQ  Kiafc 
abzuaehlieföen.  Der  grofsen  H analer  ^  die  sich  Tauaeiide  tob 
Centnern  Karpfen  einlegen  können,  sind  aber  immer  aur  aelir 
wenige,  die  unter  sich  leicht  einen  Maximalpreid  festsetaeo 
können  *,  Und  wenn  auch  kein  direkter  Händlerring  btiatt'ht 
wenn  auch  jeder  einzelne  für  seine  Person  mÖgHchfit  billig  sa 
kaufen  sucht ^,  so  i&t  es  doch  nur  natürlich,  wenn  sie  vorW 
miteinander  Fühlung  zu  gewinnen  suchen^  um  nicht  «?tw» 
mehr  zu  zahlen,  wie  der  Konkurrent,  Der  Prodaatent,  der 
natürlich  schou  mit  dem  Ertrage  der  Karpfen  (ilr  den  HerbM 
geiechuet  hat,  umnehmal  sogar  schon  Vorscbufs  vom  Hündl^r 
brauch t,  oder,  wenn  auch  das  nicht  der  Fall,  seine  Karpfmi 
nicht  mehr  den  Winter  über  füttern  will^  da  der  Fisch  im 
Winter  ca»  Ü**/«  an  Gewicht*  verliert,  ist  gezwungen,  da  da» 
Angebot  ja  ein  reichliches  ist,  und  aufser  der  Lausitz  tind 
Schlesien     sich     auch     andere    Gebiete    stark    mit    Karpfen 

froduktion    befassen ,    ttir    jeden    einigei*mar6en    annehmbarrn 
reis  zu  verkaufen. 

Dadurch  werden  die  Vorteile  der  gemeinsamen  Orgiai- 
satiou  für  die  Produzenten  beinahe  illusorisch  gemacht,  ooil 
so  ist  denn  auf  der  im  %'origen  Jahre  zum  erstenmale  in 
Bautzen*  abgehaltenen  Karpfenhörse  ganz  ernstlich  erwogen 
worden^  ob  es  nicht  besser  sei,  eine  genossenschaftliche  Absaii' 
Organisation,  ähnlich  wie  Molkereigenossenschaften  etc.  eii>- 
Euführen,  Zu  diesem  Zwecke  sollten  in  Berlin  Karpfenhllter 
gebaut  werden,  und  zwar  vom  Berliner  Magistrat,  der  ^ 
dann  den  Produzenten  mietweise  überlassen  sollte,  even 
wolle   man    selbst  Fisch  hälter   in  Berün   oder  Bautzen    bam 

Da  sich  aber  der  Karpfenhandel  im  ganzen  nur  auf  a 
Monate  im  Jahre  erstreckt,  so  wäre  die  Erbauung  von  KarpIfO- 
hältern  für  diese  Zeit  sehr  kostspielig,  wenn  man  sie  in  der 
übrigen  Zeit  nicht  anderweitig  vermieten  könnte.  Anderer- 
seits ist  auch  der  Vorschlag  aufgetaucht,  den  Karpfen  nicht 
nur  als  Wintertisch,  sondern  das  ganze  Jahr  tiber  zu  hand 
Dem  stehen  jedoch  auch  manche  Schwierigkeiten  entgegen. 

Bei  Bezügen  ab  Teich  trägt  in  der  Regel  der  Händler 
den  Transport. 

In  anderen  Produklionsgcbieten  giebt  es  keine  derartige 
Lustitutionen ,  wie  in  der  Lausitz  und  Schlesien,  Die  BesQp 
von  dort  erhMlt  der  Händler  daher  in  derselben  Weise,  w''^ 
die   der   übrigen   lebenden    Fische,    resp.   soweit   es    aich   u! 


'  Deutsche  Fbehcreizeitung  1899  Nr.  38. 

*  l>initi*cli*_^  FiÄi'h<^rei2eitung  1899  Nr.  ^% 
^  Deutsche:  Fi schiToi Zeitung  1900  Nr.  i. 

♦  Deutöclie  Fischereiieitung  ism  Nr-  38* 
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künstliche  Produktion  handelt ^  auch  direkt  vom  Teichwirt. 
Im  fibrigen  kauft  der  Händler  auch  sehr  viel  Karpfen  fleisch 
unter  der  Hand»  wenn  sich  gerade  Gelegenheit  bietet. 

Es  bleibt  nun  noch  flbrig,  an  der  Hnnd  der  Statistik  die 
Verteihing  der   einzelnen    Fischarten    auf    den    Oefiamtumsatz 
^^des  Berliner  Fiachraarktes  für  lebende  Fische  festzustellen. 

^H  (Vgl.  die'  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

^P         Die    mitgeteilten    Zahlen     ergeben    nur    die    ungefähren 
"  Jahresumsütze,  wie  sie  vom  städtischen  Verkaufs verniittler  fllr 
den  Berliner  Fischhandel  festgestellt  sind,    machen  aber,    wie 
die  schon  vorher  angeführten,  keinen  Anspruch  auf  unbedingte 
Genauigkeit. 
j  Wir  ersehen  daraus  einmal,  wie  verschieden  die  Zufuhren 

der  einzelnen  Fiaeharten  quantitativ  von  einander  sind,  dann 
aber  auch,  wie  diese  einzelnen  Arten  qualitativ  bewertet 
werden  nach  Seltenheit,  Geschmack  etc. 

Abgesehen    von    den    unter    der    Rubrik    „Diverse"    zu- 
»ammengefafsten    Fischen    und    den    Karpfen    zeigt    uns    die 
Tabelle  auch,  dafo  die  Zufuhren  an  lebenden  Fischen  in  den 
letzten  Jahren   ziemlich   konstant  geblieben  sind;    Schleie  und 
I      Plötzen    haben    an    Menge   zwar  etwas  abgenommen,    Hechte 
I      sind  bis  *JS  mehr  geworden,  haben  dann  im  letzten  Jalire  aber 
auch    einen  Rückschlag   erfahren.     Doch    sind   diese  Ab-   und 
Zunahmen    nicht    so    bedeutend,     dals    man    sie    nicht    durch 
die    gewöhnlichen    Schwankungen    im    Fischhandel,    die    auf 
Witterungsverhitltnissen,    zeitweilig    schlechten    Erträgen    etc. 
I      basieren,    erklären    könnte.      Woher    die    Schwankungen    der 
'      Zufuhren  von  diversen  Fischen  stammen^  hat  Verfasser  nicht 
recht  in  Erfahrung  bringen  können;  doch  scheinen  sie  ihm,  — 
abgesehen  von  den  schon  erwähnten  allgemeinen  Gründen  — 
darin    zu    liegen,    dafs   unter   dieser   Rubrik    alles   aufgeführt 
I      wird,  was  wo  anders  nicht  unterzubringen  ist,  und  dafs  daher 
der   an   sich   schon    nicht   ganz   sicheren    Statistik    einige   Irr- 
tümer unterlaufen  sind;   m<lglich  ist  es  aber  aucljj  dafs  durch 
j      die  schwächeren  Zufuhren  der  vorhin  erwähnten  Fische  auch 
1      einige  sonst  weniger  geschätzte  Fischsorten  marktföhig  wurden ^ 
'      wodurch    sich    dann   die    gröfsere    Menge    unter    der    Rubrik 
^Diverse  Frische**  erklären  liefse. 

Gemeinsam  allen  dieaen  Wild  tischen  sind  gleichbleibende, 
resp.  wenig  zunehmende,  teilweise  sogar  abnehmende  Zufuhren 
bei  steigenden  Preisen. 
I  Verfasser    erblickt    darin    einen    Beweis    dafür,    dafs    bei 

steigender  Nachfrage,  bedingt  durch  die  rasche  Bevölkerungs- 
vermehrung Berlins,  die  augenblickliche  gtlnstigc  Koni'unktur 
und  ähnliche  Ursachen  mehr,  das  Angebot  nicht  viel  stärker 
werden  kann,  weil  unst^re  hertniHclien  Fisuhgründe,  sowie  die- 
jenigen unserer  nächsten  Nachbarn  aus  schon  oben  mitgeteilten 
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Urstachen  an  der  Grenze  ihrer  LeistungBfiihigkeit  angelangt 
«ind^  während  das  Bezugsgebiet  wegen  der  Schwierigkeiten 
des  Transports  m  technischer  sowohl  wie  Hnanzieller  Be- 
ziehung sich  nur  schwer  und  nur  mit  grof:*en  Kosten  aus- 
dehnen läfst. 

Auf  der  anderen  Seite  seilen  wir,  dafs  die  Produktiott 
von  Teichfischen,  auf  dem  Berliner  Markt  fast  ausächlielölich 
Karpfen,  in  stetiger  Zunahme  begriffen  ist,  wie  die  jährlich 
«ich  steigernden  Quantitäten  bei  abnehmenden  Preisen  be- 
zeugen. 

\\'ürde  sich  nun  —  wie  es  bisher  scheint  —  die  Nach- 
frage nach  lebenden  Flechen  immer  mehr  von  Jahr  zu  Jahr 
steigern ,  und  wilrde  dagegen  die  Produktion  an  Wildtischen 
die  bisherigen  Grenzen  nicht  tiberschreiten  können ,  so  wäre 
es  eine  sehr  dankbare  Aufgabe  für  die  Teichwirte,  ihrerseits 
durch  geeignete  Mittel  in  noch  höherem  Mafso  als  bisher  an 
der  Versorgung  des  Berliner  Mark  tos  teilzunehmen. 

Doch  lassen  wir  diese  Frage,  die  ja  ei'st  der  Zukunft  an- 
gehört, auf  sich  beruhen,  und  wenden  wir  uns  wieder  unserem 
Thema  zu. 

Nachdem  der  lebende  Fisch  gefangen  ist,  wird  er  sofort 
an  Ort  und  Stelle  sortiert,  unter  Umstilnden  auch  erst  auf 
einem  grofsen  Sammelplatz,  ja  teilweise  erst  in  Berlin ^  d,  h, 
Fische  von  ungefähr  gleichem  Gewicht  werden  zusammen- 
gethan,  da  der  Händler  gleichmäfsige  Ware  verlangt;  da  giebt 
es  4 — r»  Pfünder,  2  Pfünder  etc.  Am  meisten  beliebt  und  am 
gangbarsten  ist  Ware  von  mittlerem  Gewicht,  das  natürlich 
nach  der  Art  der  Fische  auch  wieder  sehr  verschieden  ist. 

Unter mafsige  Fische,  die  sich  in  den  Netzen  gefangen 
haben,  d*  h.  solche,  die  das  gesetzliche  Mindestmafs  noch 
nicht  erreicht  haben,  werden  ihrem  natürlichen  Element 
zurückgegeben.  Haben  sich  solche  doch  einmal  bis  Bertin 
durchgeschmuggelt,  so  werden  sie  hier  von  der  Polizei  konfis- 
ziert und  dann  dem  deutschen  Fischerei-Verein  überwiesen, 
der  fUr  ihre  Aussetzung  in  geeignet  erscheinende  Gewässer 
Sorge  trägt. 

Die   gesetzlichen  Miniraalmafae   für  die  hauptsächlichsten 
der  in  Betracht  kommenden  Fische  betragen  zur  Zeit,   natür- 
lich für  tote  ebenso  wie  für  lebende,  nach  dorn  Fischereigesecs 
vom  3U.  Mai  1874: 
für  St5r  ..,.*.*     100  cm.      für   Meerforelle  ♦     Lachs- 


Lachs    ,..,»♦  50 

frofse  Maräne  .     .     ,  40 

leine        ^         ,     .     «  28 

Zander 35 

Rapfen 35 

Aal 35 

Barbe 28 

Bid 28 


forelle 38 

Mailiirh     .     .    *    .    .  28 

Finte 28 

Karpfen 28 

Hecht 28 

Schnepel 20 

Schlei 20 

Alaad^  Seekarpfsn    *  20 
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für  Rot&age    .     - 

li 

„     Barscb  ,     . 

l-^ 

^     PlöUe   . 

li 

^     Flunder 

1-1 

„    Krebs    ,    . 

:■:» 

fTir   Döbel 20  cm, 

„     ÜDtie,  Makrele,  Red* 

fisch  ..^ 20  ^ 

_     Asche  (Asche)  ,    .     ,  20  ^ 

,    Scholle,  Goldbutt  .    .  18  „ 

^    Karausche     .    •    .    *  15  „ 

Doch  ist  unter  den  InteresÄcnten  eine  Agitation  im  oa 
die  niedrigere  M indes traalse  erstrebt. 

Direkt   von    den    Fangplätzen,    resp.    von    den    SduniDi 
«teilen,  wohin  der  Ankäufer  sie  dirigiert  hat,  treten  die  Fitdn« 
dann  die  Reise  nach  Berlin  an. 

Der  Transport  wird  teils  zu  Wasaer,  teils  per  Ebenbaho 
bewerkstelligt. 

Der  Wassertransport,  der  ja  nur  in  der  eisfreien  Jahf^i^ 
zeit  mögiieh  ist,  wird  besonders  von  den  Flachem  aoa  dtr 
Umgegend  wegen  seiner  Billigkeit  vorgezogen.  Die  Fische 
werden  in  einen  durcldöcherten  Kasten,  der  im  Wa4#er 
schwimmt,  den  sogenannten  Fischdröbel  gesetzt,  der  aa  Am 
Fischerkahn  angebunden  wird,  und  legen  auf  dteee  Weite 
Reise  in  ihrem  heimischen  Element  zurück. 

In   ähnlicher  Weise   erhalten   aber  die  QrofshUndler 
aus  weiteren  Entfernungen  grofse  Bezüge,  wenn  es  aicli 
darum     handelt,    aus     irgend    welchen    geschäftlichen 
bioationen   heraus  die  Ware  möglichst  schnell  auf  den  Mai 
zu  werfen,  in  welchem  letzteren  Falle  der  Bahntransport  all 
dings  vorzuziehen  ist 

Die  Grofsiischhandlungen    haben   alle  ihre  eigenen  Fid' 
dampfer,   die   teils   in  Dröbeln,    teils   in  Bassins,    die  sich  il 
Innern   des   Schiffes   belinden,   während   der   ganzen   tdill^ 
Jahreszeit    unterwegs    sind^    um    Ware    auf    den    Markt 
schaffen.    Besonders  bequem,  und  daher  auch  beliebt,  ist  dieM 
Art    des    Transports    von    solchen    Orten,    die    auf  direkten 
W^asserwege  mit  Berlin  verbunden  sind,  also  aus  dem  grO&l 
Teile  der  Mark  Brandenburg,  Mecklenburg,  Pommern» 
dem  Flufösystem  der  Elbe  und  Oder. 

Eine    Stettiner    Firma    läfst    seit   dem  Jahre    1890 
einen  Dampfer  laufen,  der  lebende  Fische  direkt  aus  Rumi 
von    der    unteren    Donau    holt    und    eine    Ladefähigkeit    wo 
800  Centnern  besitzt  ^ 

Der  Wassertransport  würde  vielleicht  noch  mehr  benunl 
werden,  wenn  die  Fische  —  besonders  die  von  Westen,  rwp» 
Norden  kommenden  —  nicht  häutig,  ehe  sie  ihren  Beetimmiuigt* 
ort  erreichen,  noch  einmal  an  der  Grenze  Berlins  bei  Plötzen- 
see auf  Wagen  umgeladen  werden  müfsten,  wodurch  natürlicik 
hohe  Spesen  eintreten,  weil  sie  den  Transport  durch  die  von 
den  Berliner  Abwässern   verunreinigte  Spree  nicht  vertrugen. 


*  Deutsche  FiBcherei«eituiig  1900. 


Ist  der  Wassertransport  wegen  seiner  Billigkeit  und  ge- 
ringeren Fischaterbliehkeit  vorzuziehen,  eo  hat  der  Bahn- 
traneport  die  grölsere  Schnelligkeit  und  die  Sicherheit,  aurh 
im  Winter  versenden  zn  können,  für  sich,  woxu  fiir  viele 
Orte,  die  nicht  an  einer  Wasserstrafee  liegen,  noch  kommt, 
dafs  der  Bahntran^sport  für  sie  die  einzige  Möglichkeit  ist, 
ihre  Ware  verwerten  zn  können. 

Per  Eisenbahn  werden  lebende  Fische  in  der  Weise 
transportiert j  dafs  sie  in  Fisch&ssern,  die  ca.  800— 3tiü  Liter 
Wasser  enthalten,  in  die  Waggons  gesetzt  werden.  Diese 
Fischfesser  werden  mit  ^*o^ — 2öo  Pfund  Fischen  besetzt,  je 
nach  der  Jahreszeit,  der  Lilnge  des  Transportä  und  der  Fisch- 
art  Bei  grofser  Hitze»  ebenso  wenn  der  Transport  sehr  weit 
ist ,  wird  man  natürlicfi  weniger  in  dasselbe  Fiscbfafs  setzen 
können  als  bei  kühler  Witterung  und  auf  nähere  Entfernung. 
Am    empfindlichsten    und    daher    am    schlechtesten    zu    trana- 

{ sortieren  ist  von  den  bekannteren  Fischen  der  Zander,  ihm 
blgen  Hecht,  Karpfen^  Schlei,  bis  herunter  zum  Aal,  der 
wegen  seiner  Zähigkeit  am  leichtesten  transportabel  ist. 

In  der  Regel  gehen  die  Fische  als  Stückgut  Nur  selten 
tsind  so  viele  FischftJsser  zu  einer  Sentlung  beisammen,  um 
einen  ganzen  Waggon  zu  nehmen,  der  —  natürlich  auch  nach 
Jahreszeiten  etc.  verschieden  —  im  Durchschnitt  ca.  o(*  bis 
iiit  Centner  Fischfleisch  netto  fassen  kann.  Auf  den  deutachen 
Eisenbahnen  werden  Fische  in  Frachtklasse  4  a  als  Eilgut 
nach  besonderen  Fischfahrfdänen  befördert,  bezahlen  aber  nur 
den  gewöhnlichen  Stückguttarif.  Aufserdem  werden  die  leeren 
Fiöchfäsäer»  die  ca.  Hü  Kilo  wiegen,  für  die  Hälfte  des  Tarifa 
Dach  dem  Herkunftsort  zurück  beiordert. 

Die  Emballage  beträgt  bei  lebenden  Fischen  im  Sommer 
Cä.  000**/o,  im  Winter  :^0****ü  des  Gewichts  der  transportierten 
Fische. 

Die  Tarife  werden  nach  Bruttogewicht  berechnet. 

Die  Fischereiinteressenten  verlangen  neuerding.s  Be- 
förderung von  Fischen  auch  in  Personenzügen »  was  von 
einigen  deutschen  Bahn  Verwaltungen  schon  zugestanden  ist, 
auch  von  der  preufsischen  Staatsbahn  Verwaltung. 

Ein  Schmerzenskintt  für  die  Fischhändler  sind  ferner 
immer  noch  die  langen  Eisenbahn- Lieferfristen,  durch  die 
schon  manche  Fi.schsendun^  verdorben  ist  Die  Interessenten 
sind  jetzt  eifrig  an  der  Arbeit,  diese  möglich»!  ganz  zu 
beseitigen  und  für  Fische  die  sofortige  Ablieferung  durch- 
za»etzen.  Wie  weit  dic&er  Wunsch  in  Erfüllung  gehen  wird, 
wird  erst  nach  Abschlufs  der  Verhandlungen  zwischen  der 
i$taaü»regierung  und  der  Vertretung  der  Fischhändler  äu  er- 
gehen sein. 

Da  fem  er  jede  Fahrtunterbrechung  und  jttles  Stehen  auf 
den  Bahnhöten  für  lebende  Fische  verhängnisvoll  ist,  so  soUail 
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xm 


der  G«J 


diL»öelben  möglichst  mit  dui\?ligeheuden  ZUgen  b€ fordert  werd«L 
Überall  liUat  äich  daü  natürlich,  schon  wegen  der  BahnanschltLsde^ 
nicht  durchführen.  In  diesem  Falle,  und  vor  allen  Diti£i 
wenn  der  Aufenthalt  lange  dauert^  ist  es  nötig,  jemanden 
zusenden  ,  der  das  \^  asser  in  den  Fiöchgefilfsen  in  Bewi 
hält,  damit  die  Fische  dadurch  den  nötigen  Sauerstoff 
geführt  erhalten,  was  während  der  Fahrt  durch  die  Bevregiiii|f 
des  Wagens  geseliieht.  Bei  kleinen  Sendungen  besorgt  auch 
wohl  das  Bahn  personal  dajs  Schütteln  der  Gefiifse.  E* 
sind  in  den  letzten  Jahren  verschiedene  Ertindungen  gemacht 
worden,  die  den  Zweck  haben,  die  Saucr2»toi}zufiilir  auf 
mechanische  Weise  zu  Lewirken.  Doch  haben  sich  nach  Jen» 
Urteile  von  Sachverständigen  diese  Neuerungen  alle  nodi 
nicht  bewährt. 

Bemerkenswert   ist   noch,   dafs   der  Wtldtisch   in  der  G( 
fangonschaft    keine   andere  Kahrung  zu    sich  nimmt,    aib 
die    ihm    durch   das  Wasser   direkt   zugeführt    wird^    d 
jedes  ilim  gereichte  Futter  verschmäht. 

Aus  diesem  Grunde  verträgt  er  auch  nicht  so  Uiigt 
Transporte  wie  der  TeichHseh,  kann  daher  auch  per  Ba£& 
nicht  auf  so    wette  Entfcinungen  wie  dieser  bezogen  werdeo. 

Die  Teichtische  werden  überhaupt  fast  ausschlieTsUcb  pff 
Bahn  bezogen,  da  die  künstlichen  Teiche  selten  einmal  in  dfr 
Nähe  von  günstigen  Walser  straf sen  liegen,  dagegen  die  EucQ- 
bahnen  meist  bec|uemer  als  diese  zu  erreichen  sind. 

Im  allgemeinen  wird  man  wohl  sagen  können,  dak  ilie 
durch  die  Eisenbahn  bewirkten  Zufubmn  bedeutender  sind  $k_ 
die  Wassereingitnge*  Aber  das  genaue  Verhältnis  zwischen  l>cifti 
Transportarten  festzustellen  ,  ist  ein  Ding  der  Unmöglich k«^ 
da  einerseits  die  Wasscrstrafsenstatistik  an  sich  sehr  unzuv« 
lässig  ist,  andererseits  sowohl  bei  der  Wasserstrafsen-  wie  i 
iler  Kisenbahnstatistik  lebende  und  tote  Fische,  Heringu  t»([ 
unter  der  Rubrik  ^Fische  und  Heringe"  zusammengefafst  ttod. 
unil  man,  da  Berlin  kein  städtisches  Octroi  hat,  nicht  wi»tf*, 
wie  sich  die  einzelnen  Artikel  auf  die  GesamtmasÄe  vertetl<*fi. 

Ebensowenig  lälst  sich  eine  genaue  Bei*echnung  darüber 
aufstellen,  um  wieviel  die  Transportkosten  beider  Bel^nleniD^ 
artt*n  von  einander  abweichen,  da  wohl  die  Tarifsdtse  der 
Eisenbahnen  feste  sind,  die  Kosten  des  Wassert  ran  Äj>orts  ab^ 
schNvankeUj  je  nachdem  eigene  oder  fremde  Fahrzeif  '  nipler 
oder  Kälnie  benutzt  werden,  und  da  ferner  die  Fisc  1 .  rtu^ 

zu  \Va.>ser  nicht  nach  festem  Tarif,  sondern  meist  nach  peivAih 
lieber  Verabredung  —  soweit  es  sich  um  gemietete  FafarKeug« 
handelt  —  ausgeführt  wird.  Fest  steht  aber  nach  dem  Ur- 
teile aller  Sachverständigen ,  mit  denen  Verfasser  ge«$procheiif 
dafs  die  Wasserfracht  im  allgemeinen  billiger  ist. 

Sind  die  Fische  nun  auf  den  Aufsenbahnhöfen  m  -, 

60  werden    sie   durch    eigene  Rollfuhrwerke   der  *  -r 
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von  dort  abgeholt  und  in  der  Spree  längs  der  Strafse  „Neu- 
Kolln  am  Wasser"  in  Fisohkästeo  eingelagert.  —  Die  dortigen 
Fiöchstände  sind  den  Händlern  und  Inninigsmitgliedern  vor  ca. 
12  Jahren  von  der  Stadt  angewiesen^  nachdem  der  Teil  der 
Spree  längs  der  Bnrgstralse,  der  hh  dahin  diesem  Zwecke 
gedient  hatte  ^  aus  Verkehrsrücksichten  freigemacht  werden 
mufste.  —  In  derselben  Weise  werden  die  Fische,  die  vom 
Unterlauf  der  Spree  zu  Wasser  kommen ,  von  Plötzensee,  wo 
sie  wegen  der  Abwässer  Berlins  ausgeladen  werden  müssen, 
nach  den  Fischständen  befördert,  wiibrend  die  vom  Oberlauf 
der  Spree  kommenden  Wasserzufuhren  in  den  meisten  Fltllen 
direkt  bis  an  die  Fischstände  zu  Wasser  kommen. 

Von  den  Händlern  wird  auch  vielfach  Klage  getuJirt  über 
die  Verunreinigung  der  Spree  bei  „Neu-Kölln  am  Wasser",  wo- 
durch sie  oft  grofse  Verluste  erleiden. 

Vnn  den  FischatUnden  aus  verkaufen  die  Grofshändler 
dann  die  Ware  an  die  Kleinhändler  in  der  Stadt  oder  ver- 
senden sie  auf  weitere  Entfernungen ,  je  nach  Bedarf,  Dafs 
hierbei  auch  die  modernen  Verkehrsmittel,  Telegraph  und 
Telephon ,  reicldich  Verwendung  Hnden ,  bedarf  wohl  kaum 
der  Erwähnung. 

In  welcher  Weise  dann  die  Berliner  Fischhändler  die 
Unterverteilnng  an  die  Konsumenten  bewirken,  wird  uns  an 
Anderer  Stelle  beschäftigen. 

Der  Aufsenhande!  Berlins  mit  lebenden  Fischen  beschränkt 
»ich  in  der  Hauptsache  auf  die  Versorgung  der  Provinz 
Brandenburg  und  der  Nachbarpro  vi  uzen  ^  sowie  anderer  günstig 
gelegener  Teile  Deutschlamlsy  wiihrend  das  Ausland  nur  wenig 
durch  den  Berliner  Markt  bezieht.  An  erster  Stelle  noch 
kommen  als  ausländische  Abnehmer  in  Betracht  Osterreich 
und  die  Schweiz  imd  in  geringerem  Mafse  unsere  westlichen 
Nachbarn. 

Eine  auch  nur  annähernd  genaue  St^itistik  über  diesen 
Aui'senhandel  existiert  nicht  und  kann  auch  nicht  existieren 
aus  den  schon  oben  angegebenen  Gründen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  dem  nächsten  Kapitel  unserer 
Untersuchung  zu. 


Die  Engrroshandlungfen  IQr  IHsche  Fische. 

Unter  frischen  Fischen  versteht  man  diejenigen  Fische, 
die  gleich  an  den  Fangstellen  getötet  und  dann  in  Eispackung, 
r^p.  in  gefrorenem  Zustande  versandt  werden. 

Gleich  den  Grofshandlungen  für  lebende  Fische  ist  auch 
die  Zahl  derjenigen  für  frische  Fische  eine  sehr  beschränkte 
und  umfafst,  abgesehen  von  einigen  kleineren  nur  5 — H  Firmen. 
Keben  dem  Handel  mit  frischen  Fischen  beschäftigen  sich 
diese  zum  Teil  auch  noch  mit  dem  KrUichern  und  Marinieren 
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ihrer  Ware,  vielleicht  ursprünglich  aus  dem  Gnmde.  am 
etwaige  unverkäufliche  Rückstände  nicht  verderben  zu  lassen« 
Doch  nimmt  dieser  Betrieb  keinen  allzu  breiten  Raum  im 
Verhältnis  zum  Hauptgeschäft  ein,  z.  B.  sollen  die  3  BerliDer 
Lachsräuchereien  zusammen  nur  ca.  5  Centner  täglich  durch- 
schnittlich verarbeiten,  —  so  dafs  wir  an  dieser  Stelle  fäglick 
davon  absehen  können,  besonders  da  ein  geräucherter,  resp. 
marinierter  Fisch  schon  zu  den  Fischkonserven  zu  rechnen 
ist^  während  unsere  Untersuchung  es  nur  mit  frischen  ond 
lebenden  Fischen  zu  thun  hat. 

Die  Frischfischfirmen  handeln  ohne  Unterschied  sowohl 
mit  toten  Süfswasser-  wie  Seefischen. 

Es  hält  sehr  schwer,  diese  beiden  Arten  scharf  zu  trennen, 
da  einmal  die  Unterscheidung  zwischen  ihnen  nicht  ganz  leicht 
ist,  weil  viele  Fischarten,  so  z.  B.  Aal  und  Lachs,  sowohl  ^ee- 
wie  Süss  wasserfische  sind,  und  femer,  weil  besonders  im  »v 
genannten  Achtenvasser  und  in  den  Haffen  viele  Arten  leben. 
Sie  eigentlich  Binnenfische  sind,  aber  trotzdem,  da  sie  von 
der  See  kommen,  als  Seefische  deklariert  werden.  Besonden 
ist  dies  der  Fall  bei  vielen  Stettiner  Herkünften. 

Verfasser  wird  daher,  soweit  möglich,  zunächst  die  Sfib- 
wasser-  und  dann  die  Seefische  nach  einander  betrachten. 
Wo  dies  jedoch  aus  den  angegebenen  Oründen  nicht  angängig, 
beide  zusammenfassen. 

Der  Bezug  der  frischen  Süfswasserfische  eeschieht  analog 
dem  der  lebenden,  indem  die  Händler  durch  Pachtung  vr.n 
grofsen  Fischereien  als  Selbstproduzenten  auftreten,  oder  durch 
Aufkilufer  ihre  Ware  erhalten,  resp.  direkt  vom  Produzenten, 
auch  wohl  von  einer  anderen  Engrosfirma  des  In-  oder  An»» 
landes  kaufen. 

Der  einzige  Unterschied  ist  der,  dafs  die  Fiscberei- 
pachtungen .  wie  überhaupt  die  gesamten  Fanggebiete  de» 
Irischen  Fisches  im  allgemeinen  in  weiterer  Enöemung  v.>n 
Berlin  liegen,  als  die  des  lebenden,  da,  solange  der  Fi«ch 
lebend  verkauft  werden  kann,  er  einen  mindestens  um  't 
höheren  Preis  erzielt.  Andererseits  bietet  der  bereits  getötete 
Fisch,  der  immerhin  auch  noch  eine  sehr  empfindliche  Ware  in. 
dennoch  tur  den  Transport  und  die  Autl>ewahrung  lange  nfcLt 
die  Schwierigkeiten,  wie  der  lebende. 

An  deutschen  Produktionsgebieten  sind  es  hauptsAchlivri 
die  masiirischen  Seen,  die  grofse  Mengen  toter  Fische  auf  irz 
Berliner  Markt  senden  —  eine  Berliner  Firma  hat  dort  alkii 
(>(i — 70  Fischereien  gepachtet  —  dann  das  frische,  kurisch«? 
und  Stettiner  HalT,  wie  überhaupt  der  ganze  Osten  i-pr 
Monarchie:  auch  sind  die  Bezüge  aus  dem  Auslande  ri«!  >>^ 
deutemlor,  als  dies  beim  Handel  mit  lebenden  Fisches  i-sr 
Fall  ist. 

Wenn    früher   der   tote  Fisch   gerade   in  Berlin    nicii:    a 
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besonderem  Ansehen  stand,  solange  die  Zufuliren  an  lebendeii 
Fiöchen  für  den  Berliner  Markt  vollkoninien  genügten,  so  lag 
dieö  daran,  dafs  eigentlich  nnr  der  auä  Mattigkeit  krepierte 
Fisch  in  totem  Zui^Utnde  verkauft  wurde,  nicht  wie  jetzt  der 
gleich  nach  dem  Fang  geschlachtete. 

Heutzutage  hat  der  frische  Fisch  in  viel  höherem  Grade 
Eingang  gefunden,  wenn  auch  dm  Vorurteil  des  Berliner 
Publikums  gegen  ihn  noch  lange  nicht  voUstMndig  tiberwnnden 
ist,  wie  ein  Vergleich  der  Umsätze  an  lebendem  und  totem 
Fi  sehfleisch  in  den  letzten  Jahren  beweist.  Und  so  ganz  un- 
berechtigt ist  dieses  Vorurteil  ja  niclit»  denn  die  Fische,  die 
auf  dem  Transport  oder  in  den  Hältern  der  Händler  gestorben 
sind,  werden  ja  auch  nachher  als  irische  Fische  verkauft, 
wenn  sie  auch  der  Masse  der  übrigen  gegentiber  nur  wenig 
in  Betracht  kommen  mögen. 

Die  Fiseharten ,  die  schon  geseh lachtet  auf  den  Markt 
kommen,  sind,  abgesehen  von  den  Seefischen,  im  allgemeinen 
dieselbeUi  wie  diejenigen,  die  in  lebendem  Zustande  gehandelt 
werden,  mit  alleiniger  Ausnahme  vielleicht  des  russischen  Sterlett, 
von  dem  seines  teueren  Preises  wegen  allerdings  nur  ganz  geringe 
Quantitäten  auf  den  Markt  kommen,  der  Maräne^  die  in  auch 
nicht  idlzugrofsen  Mengen  ans  den  masurischen  Seen  haupt- 
sächlich stammt,  und  des  Lachses, 

Der  letzere  wird  als  Flufsfisch  in  unseren  grofsen  deutschen 
Strömen  gefangen  und  erzielt  sehr  hohe  Preise»  während  er 
als  Seefisch  hauptsiichlich  in  der  Ostsee  gefischt  wird,  und 
zwar  von  allen  angrenzenden  Staaten.  Der  Seelachs,  der  in 
viel  gröfseren  Mengen  wie  der  Stromlachs  angeboten  wird, 
ist  allerdings  bedeutend  billiger  als  der  letztere,  allzusehr  geht 
er  jedoch  niemals  im  Preise  herunter,  da  er  immerhin  zu  der 
Zahl  der  feinen  Fische  gehört. 

Die  amtliche  Statistik  ftihrt  den  Lachs  nur  unter  der 
Kubrik  „Seefische"  an. 

Was  die  Herkünfte  von  frischen  Fischen  aus  dem  Aus- 
lände anbetriflPt,  so  gestalten  sich  dieselben  in  der  Hauptsache 
folgendermafsen  ^  : 

L    Österreich   liefert  von  Triest  aus  Steinbutten  und  See- 
zungen, 
Italien   liefert   über  Venedig  Seezungen,   Branzini   und 

eti^'as  Rotfisch. 

Rumänien  liefert  Karpfen. 

Frankreich    liefert  Seezungen,    Steinbutten    und  andere 

Lu  X  u  8  fi  seh  e .     S  ard  inen.     M  a  k  rcl  e  n ,     po  i  s  s  o  ns     ro  uges^ 


^^^  >  Zollkonfcr**ijz  des  «Jeiitachen  SetrfieclH'reivereiiiiä»  abgedruckt  in 
den  Mitteilungen  dos  deutficheii  Seefiachereii'ereinü  1900.  Referent 
Herr  Micha. 
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frischen    Lachs   aus    der  Loire,    Langusten«     Die  frin- 
zösischc   Einfuhr    würde    noch    viel    bedeutender  fem, 
wenn  dort  die  Preise  nicht  immer  auf  ziemlicher  E^t 
stunden, 
5.    Belgien    liefert   Steinbutt,    Seezungen,   Kabliau,  Schell- 
fisch, Rotzungen,  Makrelen. 
Ü.    Holland  liefert  Steinbutt,    Seezungen^  Kabliau^  Schell- 
fisch, Rheinlachs,  etwas  Schlei  und  Karpfen. 
7-    England  liefert  in  Massen  Schellfisch,    Kabliau,   Stein- 
butt, Seezunge^  schottischen   Lachft. 
8.    Norwegen  liefert  im  Soniraer  Lachs,  im  Winter  Scliell* 

fisch,  zum  Teil  vom  Nordkap. 
*».    Schweden  liefert  Fhilalachs  (in  den  letzten  Jaliren  aebr 
nachgelassen),   Ostseelachs  (ebenfalls),  Zander  au«  tiem 
Wanner-  und  Wettersee,  Kabliau,  Schellfische,  Makrele, 
frische  Heringe, 

Dänemark   liefert  Schellfisch,  Kabliau  aus  dem  Achiec- 
Wasser,  Barse,  Aale^  Plötzen,  SohnärpeL 
Rufsland  liefert  Zander,  Lachs  frisch^  gefroren,  gesalxiv 
Karpfen,  Hecht,  Stör,  Sterlett 

Rufsland  ist  Hauptlieferant,  da  es  in  dem  angeheucrvn 
Reich    noch  weite,   fischreiche  Gebiete  giebt,    in  drut 
die   Fische ,    unberührt    von    der    moderneD    ludust " 
ruhig   leben   und    sich   vermehren   können ,    und   fer 
das    Klima    es    ermöglicht,    fast    das    ganze  Jahr    ht 
durch    Fische    auf  weite    Entfernungen    veraenden 
können, 
12.    Vereinigte    Staaten     von    Nord- Amerika,     bisher   der 
einzige  aufsereuropäische  Lieferant,   liefern,    da  in  dm 
letzten  Jahren  die  Laehsfischerei   in  der  Ostsee  immer 
unergiebiger  wurde,    —   mit   alleiniger   Ausnahme  d<t 
Jahres    1*HM>  —  seit   einiger  Zeit  Lachs   in    gefrorenem 
und  gesalzenem  Zustande,   der  in  eigenen  Kühl^hiff«Q 
über    den    Ocean    transportiert   wird.      Die    Ware  i»t 
allerdings  nach  allgemeinem  Urteil   minderwertiger  ab 
die  europäische,  und  auch  bedeutend  billiger,  läfst  m 
aber   bei  dem  Mangel  an  europäischer  nicht  mehr 
behren. 
Wie  hoch   die   Einfuhr  aus   den   einzelnen  Ländern  sie 
beläuft,  ist  bereits  an  anderer  Stelle  mitgeteilt  worden;  wiefid 
davon   aber,    ebenso    wie   von    den  einzelnen  Fischarten,  d« 
Berliner   Markt    erreicht,     läfst    sich    nicht   einmal    annähtTB^l 
feststellen ,    da    die  Statistik    nur  die  Rubriken    ,, frische  Si^f^ 
wasserfische"    und  „Seefische''  kennt*     Doch  läfst  sich  immer- 
hin   annehmen,    dafs    ein    ziemlich    grofser    Teil    der   Eiufid^t" 
Berlin    erreicht,    so   vor   allem    kommen  viele  Lachse  auf 'i'*n 
Berliner  Markt,  da  Berlin  für  diesen  Artikel  Centralpunkt  g^ 
worden  ist. 
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Von  einem  Fisch,  filr  den  Berlin  gleichfalls  Centralpunkt 
geworden,  kennen  wir  jedoch  die  Umsätze  ziemlich  genau, 
nilmlich  vom  russischen  Zander.  Da  von  ihm  bedeutend 
grössere  Quantitäten  auf  den  Markt  kommen,  als  von  den 
anderen  Slifswaaserfi sehen  zusammen,  sei  es  gestattet,  auf 
diesen  interessanten  Handelszweig  etwas  näher  einzugehen. 

Wie  schon  oben  geschildert»  ist  der  Zander  ein  sehr 
Bchwer  in  lebendem  Zustande  zu  transportierender  Fisch,  aber 
auch  in  totem  Zustande  gentigt  seine  Anfuirr  aus  dem  Inland© 
lange  nicht  den  Bedlirfnissen  des  Marktes ,  da  —  wie  es 
scheint  — ,  die  deutsehen  Ffschgrlinde  nicht  mehr  produzieren 
können  als  jetzt  auf  den  Markt  kommt. 

So  ist  denn  neben  den  Hatfzander  —  den  toten  Zander 
aus  dem  korischen  und  besonders  Stettiner  Plaff,  die  den 
Hauptbedarf  an  deutscliem  frischen  Zander  decken  —  seit 
einigen  Jahren  der  russische  Zander  getreten. 

Der  russische  Zander  wird  an  der  Mündung  der  grofsen 
ßlid russischen  Ströme,  der  Wolga  und  des  Don  in  kolossalen 
Mengen  gefangen.  Haupstapel|i!ätze  sind  Astrachan  und  in 
noch  viel  höherem  Mafse  Kostow,  ferner  Taganrowo,  von  wo 
eine  geringere  Sorte  kommt.  Hier  wird  die  Ware  sortiert 
und  verimckt  und  geht  dann  nach  War^jcliau,  das  als  Ilaupt- 
Bammelpunkt  für  den  russischen  Fischexport  überhaupt  gilt. 
Dort  wird  die  Ware  häufig  erst,  soweit  es  nicht  schon  vor- 
her geschehen,  sortiert,  passiert  dann  die  deutsche  Grenze 
und  erreicht  Berlin  nach  einer  Fahrt  von  im  ganzen  ca. 
li}  Tagen. 

Nach  dem  Urteile  eines  der  gröfsten  Importeure  von 
rusÄiecbem  Zander  nach  Berlin  kommen  hierher  wöchentlich 
im  Dursehschnitt  ungefähr  i\ — 8  Waggonladungen  dieses 
Fisches,  die  zum  weitaus  gröfsten  Teil  in  Eispackung  in 
grofsen  hf^lzernen  Schwingen ,  die  einige  Centner  fassen,  zum 
kleineren  Teil  in  gefrorenem  Zustande  in  Fässern  ver- 
packt sind. 

Das  Geschäft  entwickelt  sich  in  der  Weise ,  dafs  die 
Ware  am  Staj>elplatz  durch  Kooimissionäre  autgekauft  und 
nach  Berlin  an  den  Engroshändler  geschickt  wird.  Der 
Gewinn,  den  letzterer  herausschlagt,  wird  dann  zwischen  ihm 
und  dem  Kommissionär  geteilt. 

Andererseits  giebt  es  aber  auch  Agenten  von  russischen 
Firmen  in  Berlin,  die  den  Handel  vermitteln,  während  auch 
Berliner  Firmen   mit   eigenen   Leuten  in  Stidruf^land  arbeiten» 

Der  russische  Zander  ist  in  den  letzten  Jahren  für  den 
Berliner  Handel  unentbehrlich  geworden  und  darf  in  keinem 
besseren  Fischgeschäft,  auf  keiner  Spr^isenkarte  in  besseren 
Hotels  oder  RcÄtaurationen  fehlen.  Den  Überschufs,  den 
Berlin  nicht  verbraucht,  versendet  es  nach  ganz  Deutschland, 
Österreich  und  der  »Schweiz,  z.  T.  auch  Dach  Westeuropa  und 
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zwar  sowohl  im  Engros-  wie  im  Detailhandel.  Der  Versand 
nach  Österreich  und  speciell  Wien  ist  gewils  sehr  merkwürdige 
da  von  dort  aus  die  Fanggebiete  doch  viel  leichter  zu  erreichen 
sind  als  von  Berlin.  Ein  ofFensichtlicher  Orund  dafiir  ist  nicht 
vorhanden;  vielleicht  mag  die  jahrelange  Gewöhnung  an  den 
Bezug  von  Berlin,  das  den  russischen  Zander  zuerst  in  den 
Handel  brachte ,  vielleicht  auch  die  gröfsere  Geschftftsttichtig- 
keit  der  grofsen  Berliner  Firmen  schuld  daran  sein. 

Im  einzelnen  stellt  sich  der  Umsatz  an  russischem  Zander 
verglichen  mit  dem  an  deutschem  in  den  Jahren  W — 99  auf 
dem  Berliner  Markt  wie  folgt: 

18961. 

ca.  im  Wert  von  ca.      Durchschnittdpreii 

240  Centner  lehende       Zander      18000  Mk.      75,—  Mk.  pro  Centner 


1000 

42  »85 

tote  hiesige     „          52000 
russische          „       1115000 

1897. 

n 

52,- 
26,- 

2:30 

1000 

30  875 

n 

lebende       Zander      18000 
tote  heimische  „           54  400 
russische          „       1 215  000 

1898. 

n 

78.- 
54,40 
40,60 

230 

1000 

25  875 

n 
n 

lebende       Zander      18  400 
tote  deutsche  „           59  500 
russische          ,       1 065  750 

1899. 

79,- 
59,50 
42,- 

2:30 

1000 

2587.') 

n 
n 

lebende       Zander      20470 
tote  heimische  „           66  000 
russische          ^       1 065  750 

n 

89,- 
66.- 
42.- 

Die  mitgeteilten  Zahlen  zeigen  uns  wiederum  —  wie 
schon  bei  der  Besprechung  des  Marktes  für  lebende  Fische  — 
dafä  die  Zufuhren  de«  heimischen  Zanders  während  der  letzten 
Jalire  konstant  geblieben  sind,  dafs  demnach  —  wie  oben 
schon  ausgeführt  —  wohl  anzunehmen  ist,  dafs  auch  der 
heiniische  Zanderfang  unter  den  augenblicklichen  Verhältnissen 
niclit  mehr  recht  zu  steigern  ist 

Andererseits  seheint  aber  auch  aus  der  fortschreitenden 
Preissteigerung  des  russischen  Zanders,  verbunden  mit  seh  wacher 
wordenden  Zufuhren  —  von  181H)  — 98  rund  lfX)®/o  Plreia- 
erhöhung  und  über  Vs  weniger  Anfuhr  bei  mindestens  gleich- 
gebliebener, wenn  nicht  sogar  gesteigerter  Nachfrage  —  hervor- 
zugehen, dafs  auch  auf  den  südrussischen  Strömen  infolge 
Üi)ertischung  und  mangelnden  Schutzes  der  Fisehreichtum 
nachzulassen  beginnt. 

Diese  Ansicht  ist  auch  von  Sachverständigen  bestätigt 
worden.  Daneben  wirkt  allerdigs  noch  ein  anderes  Moment 
mit,    niimlich.    daf^   die   Sendungen   aus   Sttdrufsland   in   den 


Deutdcho  Fischereizeitung  1^99. 
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letzten  Jahren  vieliafl»  direkt,  ohne  Berlin  zu  berühren,  an 
Firmen  m  den  Konstimtionäorten  geschickt  werden,  mit  anderen 
Worten,  dafs  der  Zwischenhandel  Berlins  in  dieaem  Artikel 
nachzulassen  beginnt,  und  Herne  Stellung  als  Centnilplatz  für 
russischen  Zanderhandel  gefährdet  erscheint. 

über  die  übrigen  frischen  Fische  wird  keine  getrennte 
Statiötik  geführt,  sondern  alle  Arten  werden  zusammen  unter 
einer  Rubrik  gebracht.  Doch  ist  anzunehmen,  dafs^  da  bei 
den  anderen  Arten  keine  ähnlich  abnormen  Einfuhren  vor- 
kommen, wie  sie  der  russische  Zander  bewirkt^  die  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen  ahnliche  sind  wie  auf  dem  Markt 
für  lebende  Fische,  nur  dafs  das  Ausland  —  wie  schon  er- 
wähnt —  stärker  beim  Frisclifischhandel  beteiligt  isL 

Die  Jahresumsätze  für  frische  Fische  überhaupt,  sowolil 
ftlr  See*  wie  Süsswasserbewohner,  waren  für  die  letzten  Jalire 
ca.  folgende: 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Auch  hier  sehen  wir  dieselben  Erscheinungen  wie  in  der 
Statistik  des  Marktes  für  lebende  Fische:  ziemlich  konstant 
bleibende  Zufuhren  bei  rasch  in  die  Höhe  gehenden  Preisen. 
Die  Gründe  für  diese  Thatsache  sind  oben  angegeben. 

Der  Transport  der  toten  Sülswasserfische ,  sowie  der 
Handel  am  hiesigen  Platze  gestaltet  sich  ganz  in  derselben 
Weise  wie  der  der  SeeHsche.  Demnach  wird  Verfasser 
jetzt  erst  auf  den  Fang  und  den  Bezug  letzterer  näher  ein- 
gehen, um  dann  den  Gesamthandel  mit  toten  frischen  Fischen 
noch  einmal  zusammenzulassen  und  das  dem  See-  wie 
Süfs  wasserfisch  bandet  Gemeinsame  auch  gemeinsam  zu  be- 
trachten. 

Wie  schon  im  ersten  Kapitel  ausgeführt,  gelang  es  dem 
Seetisch  verhältnismälsig  *rst  sehr  spät,  den  Berliner  Markt 
zu  erobern* 

Die  Gründe  dafür  liegen  neben  der  Thatsache,  dafs  Berlin 
bis  über  die  Mitte  des  11*.  Jahrhunderts  seinen  Bedarf  fa«t 
ausschliefslich  durch  lebende  Fische  deckte,  hauptsächlich 
darin,  dafs  der  Bezug  von  unseren  Küsten  so  schlecht  organi- 
siert war,  dafs  man  an  ein  regelmäsfiges  Geschäft  in  grofsem 
Stil  gar  nicht  denken  konnte. 

Erst  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  hat  unsere  See- 
tischerei  einen  kräftigen  Aufschwung  genommen.  Die  Nord- 
see durchfurchen  jetzt  ca,  130  deutsche  Fiachdampfer,  während 
vor  noch  nicht  -U  Jahren  kein  einziger  vorhanden  war.  Da- 
bei hat  die  Anzahl  der  Segelfahrzeuge,  die  der  Fischerei 
dienen,  auch  eher  zu-  als  abgenommen  ^ 

Die  deutsche  Fischdampferflotte  steht  heute  in  der  Nord- 


*  Mitteiluugen  de«  deut^cheu  Seefischerei  Vereins  1900. 
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see  an  zweiter  Stelle,  wenn  sie  auch  von  der  engli.sclien  um 
beinahe  das  zehnfache  überragt  wird.  Erst  hinterher  kommen 
Frankreich,  Norwegen,  Holland  und  die  anderen  Staaten ,  die 
an  der  Nord  Seefischerei  beteiligt  sind. 

Trotzdem  ist  die  deutsche  Seefischerei  noch  aelir  wohl 
einer  Steigerung  tkhig,  und  die  seit  dem  Jahre  1887  in  den 
Elb-  und  Weserhäfen  eingerichteten  Seefischauktionen  haben 
den  Beweis  erbracht,  dafs  sie  auch  die  stärksten  Fänge  gbtt 
unterbringen  können,  und  werden  aller  Voraussicht  nach  sich 
aucli  för  den  Verkauf  einer  noch  gröfseren  Produktion  geeignet 
erweisen. 

Diese  Auktionen  in  (Tecstemllnde,  Bremerhaven,  Altuna 
und  Hamburg  sind  seit  ihrem  Bestell en  zu  Centralplätzen  des 
Seefischhandels  für  ganz  Deutschland  geworden;  erst  durch 
sie  ist  es  für  den  Händler  möglich  geworden^  sich  regelmäfsige 
Bezüge  zu  sichern;  erst  sie  haben  eine  nennenswerte  Steigerung 
des  Seetisch konsums  im  Binnenlande  eintreten  lassen. 

In  wie  hohem  Grade  dies  der  Fall  gewesen,  ist  daraus 
zu  ersehen,  dafs  der  Gesamterlöa  der  damals  allein  bestehenden 
und  eben  gegründeten  Auktionen  in  Geestemünde,  Hamburg 
und  Altona  im  Jahre  1887:  988  9117  Mark  betrug,  während 
im  Jahre  1890  der  Gesamtwert  der  in  den  Elb-  und  Weser- 
häfen verteigerten  Fische  sich  auf  9,11  Millionen  Mark  belief  \ 
F*s  hat  also  in  zwölf  Jahren  nahezu  eine  Verzehnfachung 
stattgefunden. 

Dals  diese  kolosi^ale  Steigerung  zum  grofsen  Teile  vom 
Binnenlande  verbraucht  wurde,  ist  wohl  einzusehen,  da  der 
Konsum  der  Küstenbe wohner  unmöglich  derartige  Mengen 
hätte  bewältigen  können. 

So  deckt  denn  auch  der  Berliner  Markt  seinen  Konsum 
an  Seetischen  hauötsächlich  durch  die  Auktionen  in  den 
Nordseehäfen  ^  da  ihm  auf  diese  Weise  regelmäfsige  Bezüge 
gesichert  sind,  soweit  von  solchen  bei  dem  so  sehwankenden 
Fischgeschäft  überhaupt  gesprochen  werden  kann. 

Die  grofsen  Berliner  h^irmen  decken  ihren  Bedarf  baupt- 
Bächlich  aus  Hamburg  und  Geestemünde.  Sie  haben  an  dm 
Auktion  Sorten  ihre  Vertreter,  die  zum  grofsen  Teile  Verwamlte 
oder  Geschäftsteilhaber  de^  am  hiesigen  Drte  domizilierenden 
GeÄchäftsleiters  sind.  Mit  diesem  wird  an  jedem  Morgen  die 
Lage  des  Marktes  eingehend  besprochen  und  zwar  auf  tele- 
phonischem Wege;  Quantität  und  Qualität  des  angekommenen 
Fanges,    sowie    die  Preisnotierungen   auf   den  Auktionen  mit- 

feteilt  und  darnach,  sowie  nach  dem  voraussichtlichen  Bedarf 
ie  Art  und  Menge  der  zu  erstehenden  Ware  bestimmt. 

Nach  Schlufs  der  Auktionen  werden  die  gekauften  Fische 
verladen,  und  zwar  meist  als  Stlickgut,  da  selten  einmal  eine 
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Firma  solche  Menge  von  Fischen  zusammen  hat.  um  damit 
einen  ganzen  Waggon  füllen  zu  können.  In  dieser  Weiie 
transportiert,  stellt  sich  die  Fracht  für  einen  Centner  Fi&che 
auf  ungefiihr  1 — 1,50  Mk.  brutto  von  den  oben  angegebenen 
Fischereihäfen. 

Die  Transportzeit  beträgt  von  Hamburg  ca.  7 — *j,  von 
Geestemünde  IP2  — 17*2  Stunden,  je  nachdem  die  Bahn- 
anschlüsse erreicht  werden. 

In  der  Regel  langt  die  Ware  am  frühen  Morgen  des  der 
Auktion  folgenden  Tages  in  Berlin  auf  dem  Lehrter  Bahnhof 
an,  von  wo  die  Grofshändler  sie  sofort  in  ihre  Geschäftslokale, 
die  sich  alle  in  der  Nähe  der  Centralmarkthalle  befinden,  mit 
eigenen  Rollfuhrwerken  bringen  lassen.  Um  4  Uhr  morgen» 
schon  mufs  das  Abladen  der  Fische  vollendet  sein  laut  Vor- 
schrift der  Bahnverwaltung. 

Möglichst  schnell  sucht  nun-  der  Grofshändler  seine 
Fische  zu  verkaufen;  etwaige  unverkäuflich  gebliebene  Rück- 
stände wandern  in  die  Gefrierhäuser,  —  die  für  jedes  grofee 
Fischgeschäft  unentbehrlich  sind,  und  in  denen  stets  eine 
Temperatur  von  — 2*^  R^aumur  herrscht,  —  um  auch  mög- 
lichst bald  verwertet  zu  werden,  sei  es  durch  Räucherung, 
sei  es  durch  späteren  Verkauf,  sei  es  endlich ,  indem  sie  in 
die  Berliner  Fischauktionen  geworfen  werden. 

In  der  eben  geschilderten  Weise  wird  durch  die  E^ 
trägnisse  der  Hochseefischerei  der  grölste  Teil  des  Bedarf« 
des  Berliner  Marktes  gedeckt.  Doch  wird  in  der  letzten  Zeit 
sehr  über  die  Abnahme  dieser  Erträgnisse  geklagt.  Geradrf 
in  der  Nähe  der  Küsten  zeigen  sich  Fische  immer  seltener. 
besonders  der  für  den  Handel  unentbehrliche  Schellfisch  wird 
verhältnismäfsig  nicht  mehr  häutig  in  gröfseren  Exemplaren 
in  der  Nordsee  gefangen;  auch  die  unerschöpflich  scheinende 
Doggersbank,  die  seit  Jahrhunderten  als  fischreich  bewährt 
ist,  liefert  nicht  mehr  eine  so  reiche  Ausbeute  wie  früher,  so 
dafs  die  Fischdam])fer,  um  ihre  Ladung  voll  zu  machen,  oft 
bis  nach  Island  und  darüber  hinaus  hinautgehen  müssen, 
was  für  Hin-  und  Rückreise  eine  Fahrtdauer  von  3  Wochen 
ausmacht.  Natürlich  vermehren  sich  dadurch  einerseits  die 
Spesen,  die  der  Fisch  zu  tragen  hat,  und  andererseits  wird 
dieser,  wenn  er  auch  im  Gefrierraum  des  Dampfers  unter 
gebracht  ist  und  nicht  verderben  kann,  durch  mehrwöchiges 
Lagern  nicht  gerade  besser. 

Den  Schaden  daran  hat  natürlich  das  kaufende  Publikum 
zu  tni;^^on,  das  für  teueres  Geld  nicht  so  frische  Fische  erhalt 
wi(»  früher  für  billiges. 

Es  war  daher  ein  höchst  dankenswerter  Antrag,  der  vom 
Fürsten  /u  Inn-  und  Knyphausen  in  der  Reichstagssession  l\^*^ 
eingebracht  wurde,  nämlich  die  Reichsregierung  zu  ersuchen. 
sich    mit    den    anderen    an    der    Fischerei    in    der    Nordsee 
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interessierten  Staaten  ins  Einvernehmen  zu  setzen  zu  dem 
Zwecke,  um  internationale  iSchonzeiten  und  Schonreviere  be- 
sonders für  die  Üampftrawltischerei  einzuführen,  damit  nicht 
die  Fisehbeatände  der  Nordsee  vollständig  vernichtet,  und  da- 
durch sowohl  dem  deutschen  SeeHseher,  wie  dem  deutschen 
Fischkonsumenten  im  Binnenlande  ein  nicht  wieder  gut  zu 
machender  Schaden  zugeftlgt  werde. 

Aufser  durch  die  Auktionen  beziehen  die  Grofshändler 
auch  noch  Ware  von  der  Nordsee  durch  Gelegenheitskäufe, 
Kommissionäre  und  Fischer,  die  zum  Teil  in  den  Erträgen 
der  Kfistentischerei  besteht. 

Wnl»rend  die  Nordseeauktionen  haiiptsHchlich  mittlere 
und  geringere  Ware  liefern,  werden  die  Edeltische,  besonders 
Steinbutt  und  Seezunge,  auch  noch  anderweitig  eingekauft. 

Die  Nordseehäten ,  besonders  Hamburg,  liefern  sowohl 
Seezunge  wie  Steinbutten,  die  auf  den  sogenannten  Fisch- 
Ewern  gefangen  werden.  Diese  Ware  wird  teils  durch  die 
Fischauktionen ,  teils  durch  den  Hamburger  Engroshandel  in 
den  Verkehr  gebracht 

Von  den  ausländischen  Bezugsnuellen  filr  Edelfische 
haben  wir  schon  England,  Frankreicn  und  Belgien  kennen 
gelernt.  Für  England  sind  Hauptausfuhrorte  die  Märkte  zu 
Grinisby  und  Billingsgate  (London),  filr  die  französischen  La 
Röchelte  und  für  die  belgischen  Ostende. 

Besonders  die  von  unseren  westlichen  Nachbarn  stammen- 
den Steinbutten  gelten  für  besser  als  die  unsrigen. 

Die  über  Triest  und  Venedig  kommenden  Seezungen 
kommen  nur  während  des  W^inters^  wenn  die  Ware  in  den 
anderen  genannten  Herkunftsorten  knapp  ist,  auf  den  Markt, 
und  zwar  nur  als  Aus  hilfsmittel,  da  sie  geringwertiger  sind 
als  unsere  nordischen. 

Neben  diesen  Bezügen  sind  aber  auch  die  Erträgnisse  der 
Ostaeefi scheret  auf  dem  Berliner  Markt  vertreten,  wenngleich 
ihre  Menge  lange  nicht  der  von  der  Nordsee  gelieferten 
gleichkommt*  Es  liegen  keine  statistischen  Angaben  vor, 
nach  denen  man  auch  nur  schätzungsweise  den  jeweiligen 
Anteil  der  beiden  Meere  feststellen  könnte.  Nur  soviel  ist 
sicher,  dafs  der  Anteil  der  Nordsee  unverhältnismärsig  viel 
f^^öfser  ist  als  der  der  Ostsee,  Der  Grund  dafür  liegt  aufser 
in  der  Fischarmut  der  Ostsee  überhaupt  darin,  dafs  die  Hoch- 
seefiacherci,  die  auf  der  Nordsee  in  so  hoher  Blüte  steht,  auf 
der  Ostsee  noch  keine  so  grofsen  Fortschritte  gemacht  hat 
und  nicht  durch  Dampfschiffe,  sondern  nur  durch  Segelkutter 
hetrieV>en  wird,  deren  Zahl  allerdings  in  den  letzten  Jahren 
dank  der  Fürsorge  und  Unterstützung  der  Regierung  erheblich 
»ugenommen  hat»  Diese  Hochseefahrzeuge  dienen  hauptsächlich 
dem  Herings-,  Lachs-  und  Störfang,  während  der  weitaus 
gröfsere    Teil    der    Ostseefischer    sich    immer    noch    auf    die 
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Küstenfischerei  beschränkt,   die  zum  grofsen  Teil  aber  wenig 
lohnend  ist. 

Dabei  fehlen  die  Auktionen,  die  es  dem  Fischer  ermög- 
lichen, in  kürzester  Zeit  ohne  Aufkäufer  seine  Ware  an  den 
Mann  zu  bringen ,  und  die  sich  an  der  Nordsee ,  wie  wir  ge- 
sehen, so  glänzend  bewährt  haben,  gänzlich,  sodafs  der  Bezog 
von  der  Ostsee  unorganisiert  und  daher  viel  unregelmälnger 
ist  als  von  der  Nordsee. 

Die  Fische,  die  besonders  von  der  Ostsee  kommen,  and: 
Flundern,  Schollen,  frische  Heringe,  Liachs  und  Stör. 
Der  Gesamtbetrag  der  deutschen  Ostseefischerei  wurde  auf 
G  1)11346  Mk.  für  das  Jahr  1897/98  geschätzt  ohne  Schleswig- 
Holstein,  Mecklenburg,  Lübeck^. 

Das  Geschäft  liegt  hier  in  der  Hand  von  Aufkäufern, 
die  die  Fänge  der  anliegenden  Fischerdörfer  in  den  kleinen 
Küstenstädten,  wie  z.  B.  Barth,  Wolgast,  Eammin,  Rflgeo- 
walde  etc.,  sammeln  und  von  dort  nach  Berlin  dirigieren  und 
zwar  entweder  an  die  Grofshändler  in  der  Weise,  wie  sie 
schon  oben  bei  den  Süfs wasserfischen  geschildert,  oder  ab 
Konsignationssendungen  an  die  Auktionen. 

Neben  der  deutschen  Ostseeküste  beteiligen  sieh  auch  die 
anderen  Ostseestaaten  an  der  Beschickung  des  Berliner  Markte«. 
Die  von  dorther  kommenden  Fischarten  sind  natürlich  die- 
selben wie  die  von  der  deutschen  Küste  gelieferten;  auch  der 
Versand  wird  durch  Aufkäufer  event.  durch  Engros-Firmen 
im  festen  Verkauf  bewirkt. 

Zu  erinnern  ist  hierbei  noch  einmal  daran,  dafs  viele 
JSufswasserlische,  wie  Hechte,  Zander,  Aale  etc.,  deren  Heimat 
eigentlich  das  Binnen wasscr  ist,  als  Ostseefische  auf  den  Markt 
kommen. 

Die  vorhin  mitgeteilte  amtliche  Statistik  fafst  alle  St^ 
fisehc  unter  einer  Rubrik  zusammen,  sodafs  nicht  zu  ersehen 
ist,  wie  hoch  der  Anteil  der  einzelnen  Fischarten  sich  belauft: 
naeh  privaten  Mitteilungen  jedoch,  die  sich  allerdings  nur  auf 
Nordseetische  beziehen,  —  von  den  Ostseefischen  hat  Verfasser 
eine  ähnliche  Aufstellung  leider  nicht  erhalten  können  —  ver- 
teilt sich  naeh  ungefithrer  Schätzung  die  Gesamtmenge,  wie  folgt: 
Seezunge     .     .     .     .       2*  2  ^  o  des  Gesamtumsatzes  v.  Nordsee- 

fischen  auf  dem  Berliner  Markt 
Steinbutt     ....       2^4  „  «  „ 

Kleist 2^2 

Schollen 17^4 

Schellfisch  ....     'A 
Kabeljau  .     .     .     l.")*  4 

Roche,  Knurhahn  etc.       ")^  4  « 
inn    % 

»  Vi*'rteljahr.-*»tatistik  des  Deutschen  Reiches  1899  IV. 
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Die  geringereu  uod  raUtlereii  Sorten  machen  demnach 
über  9{)^lo  der  Gesamtmenge  aus. 

Ferner  zeigt  um*  die  schon  angeführte  Statistik,  dafs  der 
Jahresumsatz  an  Seetischen  von  9'}2iH}  Centner  in  1H9Ü  auf 
4in2.%  Centner  in  1897  zurückgegangen  ist,  also  eine  Ab- 
nahme von  beinahe  50  ",o» 

Xun  hat  allerdings  die  Berliner  Ge Werbeausstellung  von 
18i>i>  durch  das  Zusammenströmen  von  Fremden,  sowie  durch 
die  Fiöchkosthallen  wohl  einen  erhöhten  Seefiäcbkonsiun  ver- 
anlafüt,  trotzdem  aber  kann  der  Mehrverbrauch  nicht  so  groCi 
gewesen  sein,  um  eine  derartige  Abnahme  in  97  erklären  zu 
können  ^  Dabei  haben  die  Erträge  aus  der  Seefischerei  in 
derselben  Zeit  laut  dem  Ausweis  über  die  Auktionen  in  den 
Elb-  und  Weserhäfen  filetig  zugenommen,  während  auch  die 
Nachfrage  in  Berlin  besonders  nach  geringeren  und  mittleren 
Sorten  gestiegen  ist,  wie  die  um  beinahe  diis  doppelte  ge- 
stiegenen Preise  beweisen* 

Die  einzige  Erklärung  ftir  diese  sinkenden  Umsatzzahlen 
liegt  darin,  dafd  Berlin  früher  einen  schwungvollen  Zwischen- 
handel mit  Seelischen  von  den  SeesUldten  nach  dem  Binnen- 
lande betrieb,  der  aber  sehr  nachgelassen  hat,  da  der  Versand 
von  den  Seestädten  aus  jetzt  zum  gröfsten  Teil  direkt  geschieht. 

Aufserdem  etablierte  sich  i.  J,  1^597  die  Hochseetischerei- 
gesellöchaft  „Nordsee**  in  Berlin,  deren  Umsatz,  da  nicht  zum 
Engroshandel  gehörig,  in  unserer  Ötivtiatik  nicht  mit  ein- 
begriffen ist.  Da  sie  im  ersten  Jahre  besondere  grofsen  Zu- 
lauf hatte,  so  mag  auch  dies  Moment  mit  zu  Erklärung  der 
hinkenden  Umsatzziffer  auf  dem  Engrosmarkt  dienen. 

Gemeinsam  den  frischen  Süfi^wasser-  sowohl  wie  See- 
tischen ist  die  Art  des  Transports  und  der  weiteren  Verteilung 
am  hiesigen  Platz. 

Alle  frischen  Fische  kennen  nur  eine  Transportart,  näm- 
lich die  Eisenbahn  und  zwar  meist  als  Stückgut,  aus  denselben 
Gründen,  die  auch  für  den  Transport  der  lebenden  Fische 
mafsgebend  sind.  Ein  ganzer  Waggon  fafst  bis  ai.  2l^\^  Centner 
netto  frischer  Fische.  Sie  bezahlen  denselben  Tarif  wie  die 
lebenden  Fische  und  genielsen  auch  dieselben  Vergtmstigungen. 
Kur  sind  sie  insofern  bevorzugt,  dala  die  Fastagen,  die  in  der 
Regel  aus  Körben  bestehen^    in  denen  die  Fische  in  Eis  ver- 

Sackt  liegen,  nicht  so  schwer  sind  wie  die  Fässer,  in  denen 
ie  lebende  Ware  transportiert  wird,  und  dafs  sieh  daher  die 
Fracht,  die  ja  nach  Bruttogewicht  berechnet  wird,  netto 
bedeutend  ermäfsigt.  Dafür  haben  allerdings  die  lebenden 
Fische  durchschnittlich  einen  um  mindestens  ^  s  höheren  Wert, 


^  Deutsche  FischereiÄeitmig  und  Mitteilungen  des  deat#chen  See- 
cheroivereina. 
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können  demnach   auch   die    ein   wenig  höhere  Fradil  beqtMiB 
tragen. 

Die  Hauptveraandarten  der  friachen  Fische  sind  folgwiAc 


1.    Fiache  in  trockner  Packung  bezw.  Eis: 


b)  Fässer 


ca. 


120 

U 

15« 

0 

Igo 

0 

10« 

0 

4« 

0 

100 

tt 

loö«» 

0 

m^ 

Q 

Embaltigt 


a)  leichte  Weidenkörbe  u.  Matten 

a)  grofe 

b)  mittel 

c)  klein 

c)  Körbe     .... 

d)  Kisten    .... 

e)  Wiege  und  Eis  . 

f)  Kisten  und  Eis  . 
Waggons  mit  besonderen  quadratiachen  Kisten. 

55.    Specialwagen  verschiedenster  Konstruktinn.  ^ 

Etwa  übrig  gebliebene  Ware  wird  van  den  GrofshändlerB 
in  die  Gefrierhäuser  gelagert,  wo  sie  sich  lange  Zeit  —  die 
einzelnen  Fischarten  reagieren  je  nachdem  langsamer  oder 
schneller  auf  den  Zersetzungsprozefs  —  frisch  erhält  ^  um  b^i 
nächster  Gelegenheit  verwertet  zu  werden. 

Die  Verluste  durch  Verderben  sind  im  allgemeinen  nicti 
sehr  bedeutende,  da  das  einzelne  Engroshaus  sich  bei  detoeß 
Einkäufen  nach  dem  mutmafslichen  Bedarf  seiner  meist  fmtm 
Kutidgchaft  richtet.  Gewifs  werden  auch  trotzdem  manebiiMil 
falsche  Kalkulationen  mit  unterlaufen,  aber  doch  wohl  unr 
selten,  da  der  Engroshändler  in  der  Regel  den  Markt  mi 
Jahren  kennte  sowie  mit  allen  WechselfSUen  des  GeccbMAi 
wohl  vertraut  ist,  und  im  Notfalle  immer  noch  die  Aukliooffii 
etwaige  Überproduktion  aufnehmen  können. 

Eine  auch  nur  iingeftlhre  prozentuale  Schätsung  d*^ 
durchschnittlichen  jährliclien  Verlustes  anzugeben,  ist  dem 
Verfasser  leider  nicht  möglich,  da  die  Urteile  der  Fachletite 
darüber  zu  sehr  auseinander  gingen. 

Aufser  Berlin  und  Umgegend  versorgen  die  Erü^^*- 
geschäfte  für  frische  Fische  auch  noch  zum  gröfsten 
die  Provinz  Brandenburg  sowie  andere  günstig  k^^^ 
Teile  Deutschlands  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Geschniir  t  r 
lebende  Fische.  Daneben  haben  sie  aber  auch  einen  grolvu 
Teil  des  Zwischenhandels  zwischen  Ost-  und  Westeuro pÄ  iti 
der  Hand.  Wie  grots  die  dabei  gemachten  Umsätze  i^ind, 
entzieht  sich  der  Kenntnis,  da  dieselben  von  den  betreffenrfcij 
Geschäftsleuten  als  Geschäftsgeheimnis  behandelt  werdefl 
Doch  sind  sie  jedenfalls  nicht  unbedeutend. 

Analog  den  vorhin  gemachten  Angaben  über  die  Produktioni 
gebiete   ^es  Berliner  Marktes   an    frischen  Fischen  seien  m 


^  Niederschrift  derZollkonfereuz  desdeuts^^heD  FischereiTer^iiifr 
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ii€  Länder  genannt,  die  von   ihm  aufäer  dem  Inlande  versorgt 
rden: 

1.  Österreich -Ungarn  enipftlngt  Seefische  aller  Art  und 
Zander  (russischenj,  (Böhmische,  Tyroler  etc,  Bäder, 
Kurorte). 

2*  Italien  empfängt  nur  wenig  Berliner  Fische,  meist  auf 
dem  Wege  über  die  Schweiz. 

3.  Schweiz  empfängt  alle  Arten  Fische- 

4.  Frankreich  erapffingt  Weichsel] ach s^  Ostsee-  und  schwedi- 
schen  Lachs,  Lachsforellen   und  frischen  Hecht, 

5»    Belgien  empfängt  Lachs,  Recht,  Zunder  ( russischen). 

6.    Holland  empfilngt  Zander  (russischen). 

7»    Schweden    empfängt    Zander    (russischen)»    Rheinlachs, 

Steinbutte,    Seezungen. 
8.    Rufsland  empfängt  Steinbutt  und  Seezunge*. 

Es  fehlen  von  den  uns  schickenden  Ländern  demnach: 
Rumänien,  England»  Norwegen  und  die  Vereinigten  Staaten 
Von  Nord-Amerika,  während  für  den  Export  die  Schweiz 
hinzukommt^  die  an  uns  niclits  sendet. 

Der  Austausch  zwischen  Ost  und  West  nimmt  demnach  die 
irste  Stelle  ein^  ihm  folgt  erst  der  zwischen  Nord  und  Süd 
etc.  etc.,  W'flhrend  die  Haupttise harten ,  die  für  diesen  Handel 
in  Betracht  kommen ,  die  besseren  Seefische  mit  Einschlufs 
des  Lachses,  sowie  Hecht  und  russischer  Zander  sind. 

Um  das  Bild  der  Berliner  Engrosgeschäfte  zu  vervoll- 
etilndigen,  bleibt  nun  noch  übrig,  dem  Handel  mit  einigen 
Specialartikeln  unsere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  die  zum 
Teil  eine  grofse  Bedeutung  für  den  Berliner  Kischmarkt  er- 
langt haben. 


i»i 


c*    Krebse,  Hummern,  Austern,  Sehaltlere  ete* 


Die  Arten,  die  unserer  Untersuchung  noch  vorbehalten 
leiben ,  gehören  in  hiolot^ischem  Sinne  zwar  nicht  mehr  zur 
Klasse  der  Fische,  sind  aber  mit  diesen  in  Beziehung  auf  ihr 
Leben  im  Wasser,  auf  Fartg  und  Handel  so  eng  verbunden^ 
dafs  man  sie  von  den  Fischen  füglich  nicht  trennen  kann. 

Alle  diese  Krebse»  Hummern,  Austern  etc.  haben  das  ge- 
nieinsame, dafs  man  sie  nicht  als  Nahrungi^mittel,  sondern  als 
Luxusartikel,  als  Delikateösen  im  allgemeinen  ansprechen  mufs. 

Die  Händler,  die  diese  Waren  auf  den  Berliner  Markt 
bringen,  begnügen  sich  in  der  Regel  nicht  damit,  nur  ein© 
Öpecies  dieser  Art  zu  füliren  .  sondern  meist  mehrere  neben- 
einander,  sowie  andere  Delikatessen^  die  nicht  dem  Wasser 
entstammen,   abgesehen   davon,   dafs   auch  einige  der  grofsen 


^  Zol1kQDfereTi7.  dea  deutschen  Fiaclierei Vereins  1900. 
Foricbung«»  XIX  5.  —  iiofinvT, 
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Fischhandlungcn  sich  mit  diesen  Specialartikeln  befassen,  und 
einige  grofsc  Hotels  und  Restaurants  direkt  unter  Umgehong 
des  Handels  einkaufen. 

Zu  erwähnen  ist  ferner  noch,  dafs  die  groüsen  (xeschitfte 
dieser  Branche  neben  dem  Engroshandel  sftmtlich  noch  »nen 
flotten  Detailhandel  betreiben,  der  sich  sowohl  im  Versand- 
wie  im  Platzgeschäft  bethätigt 

Von  allen  diesen  Specialitäten  hat  eine  ftir  den  Berliner 
Markt  eine  grofse  Bedeutung  gewonnen,  die  wir  daher  auch 
zunächst  und  etwas  ausführlicher  behandeln  wollen,   nämlich: 

a)  Der  Krebs. 

Die  Mark  Brandenburg  hatte  in  früheren  Jahrhunderten 
neben  ihrem  schon  geschilderten  Fischreichtum  auch  einen 
grofsen  Überflufs  an  Krebsen. 

So  berichtet  Klödcn,  dafs  im  Jahre  1719  nach  einer 
grofsen  Überschwemmung  im  Odergebiet,  als  die  zurück- 
gelassenen Tümpel  eintrockneten,  die  ELrebse,  die  zahlreich 
darin  zurückgeblieben  waren,  auf  die  Bäume  gekrochen  seien, 
um  sich  vor  den  Sonnenstrahlen  zu  bergen  und  von  den 
Menschen  in  Massen  heruntergeschüttelt  wären  ^. 

Um  dieselbe  Zeit  mufste  in  Küstrin  ein  Krebszoll  ent- 
richtet werden,  der  für  lOU  Schock  immer  ein  Schock 
betrug.  Nach  Colenus  sollen  nun  am  Anfang  des  XVIU.  Jahr- 
hunderts in  einem  Jahre  32500  Schock  als  Zoll  eingenommen 
sein  ^ 

Der  Krebs  hatte  dabei  natürlich  nur  einen  sehr  geringen 
Wert,  so  dafs  er  niclit  nur  als  billiges  Volksnahrungsmittel 
gelt(»n  konnte,  sondern  sogar,  nur  um  überhaupt  verwertet  zn 
werden,  den  Schweinen  als  Futter  vorgeworfen  wurde-. 

Noch  in  den  SO  er  bis  50  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
enthiolton  die  märkischen  Gewässer  einen  derartigen  Krelis- 
überflufs,  dafs  nicht  nur  die  ganze  Provinz  Brandenburg  mit 
Berlin,   sondern    auch    noch  Dresden,    Hannover,    Leipzig  be- 

auom  und  billig  durch  die  Fänge  der  Spree-,  Havel-  und 
►dergegendcn  versorgt  wurden.  Bis  zum  Jahre  ISÜU  hielt 
sich  aber  der  Berliner  Krebshandel  noch  in  recht  enger. 
Grenzen  und  verbreitete  sich  nur  wenig  über  Norddeutsehland 
hinaus. 

Am  Anfang  der  Ooer  Jahre  kamen  von  einer  grofeen 
Kölner  Firma  fortwährend  Bestellungen,  und  bald  erfuhr  man. 
dafs  diese  die  in  Berlin  billig  eingekauften  Krebse  ftlr  teueres 
Geld  nach  Paris  verkaufe. 


^  Der  Här  1807  Heft  1  und  2. 

-'  MoiiHtshcftn  (ier  Hrandciiburgia ,   Februar  1898.     Micha,  Berlin* 
Fischhandel. 
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Nun  begannen  die  Berliner  Firmen,  vor  allem  ein  grofsea^ 
noch  heute  existierendes  Ges^chäft,  direkt  nach  Paris  zu  liefern, 
Intblge  der  achon  damals  bestehenden  Pariser  Markthallen- 
auktionen, die  einen  grofsen  Teil  Frankreichs  versorgten^ 
fand  die  Ware  stets  schlanken  Absatz.  Zu  gleicher  Zeit 
ßtieg  auch  der  Konsum  im  Inlande,  vor  allem  Dank  den 
Eisenbahnen. 

Mit  dem  steigenden  Bedarf  erweiterte  sich  auch  das 
Produktionsgebiet.  Mecklenburg,  Pommern,  Posen,  die  beiden 
Preufsen,  besonders  die  grofsen  masuriscben  Seen  lieferten 
ihre  Erträge  regelraäfsig  nach  Berlin  und  Köln^  die  allmählich 
zu  Centralpunkten  des  Krebshandels  emporstiegen  und  so 
ziemlich   ganz  Frankreich,    Belgien    und  England    versorgten. 

Infolge  des  steigenden  Absatzes  und  des  erweiterten  Be- 
zugsgebietes erwies  es  sich  notwendig,  um  den  Übcrflufs  in 
den  Haupt- Krebs-Monaten,  also  im  Sommer,  und  in  den 
Wintermonaten  bis  zum  März  hin»  auszugleichen,  Krebshälter 
bei  Berlin  in  Iloppegarten  und  bei  Köln  im  Rhein  zu  bauen. 
In  den  Jahren  1875  —  77  leisteten  diese  auch  vorztigliche 
Dienste,  Aber  schon  im  Jahre  I87H  tötete  die  Krebspest, 
deren  Keim  erst  im  Jahre  1899  durch  Professor  Hofer- 
München  entdeckt  ist,  aus  dem  Süden,  speciell  aus  Bayern 
kommend,  in  den  Hoppegartener  Reservoirs  allein  ^tiiiJOO  Schock 
Krebse. 

Allmählich  verbreitete  sich  die  Seuche  über  ganz  Branden- 
bürg,  Mecklenliurg,  Pommern  und  ergriff  1877  auch  die 
masuri sehen  Seen. 

Da  hierdurch  die  Produktion  in  den  durchseuchten  Ge- 
bieten nahezu  vernichtet  wurde,  so  sah  sich  der  Handel  ge- 
nötigt, das  Einkaufsgebiet  immer  weiter  nach  Osten,  «unächst 
nach  Polen,  Galizien,  den  russischen  Ostseeprovinzen ,  dann 
weiter  noch  Finnland  und  Schweden  und  in  neuerer  Zeit  bis 
beinahe  an  die  Grenzen  des  europäischen  Rufs! and  zu  ver- 
legen. 

Naturgemäfs  stiegen  aber  auch  damit  sämtliche  Spesen, 
Transportkosten,  sowie  das  Risiko  beim  Versand  der  leicht 
verderblichen  Ware.  Infolgedessen  wurden  die  Krebse  immer 
teurer,  und  während  sie  früher  auch  den  minder  Begüterten 
zugänglich  waren,  sind  sie  heute  immer  mehr  Luxusartikel 
geworden. 

Aus  den  deutschen  Fanggebieten  werden  die  Krebse  in 
derselben  Weise  auf  den  Markt  gebracht,  wie  die  Fische^  in- 
dem die  grofsen  Händler  entweder  selbst  grofse  Fischereien 
gepachtet  haben,  oder  die  Ware  durch  Kommissioniire  be- 
sorgen bissen. 

In  den  ausländischen  Produktionsgebieten  ist  ebenfalls 
eine  grofse  Organisation  thätig,  um  die  regelmäfsigen  Beziige 
SU  sichern  t   die  um  so  leichter  den  Berliner  Slarkt  erreichen» 


I 
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als  sie  wie  die  Fiäche  zollfrei  die  deutsche  ReichBgrenze 
passieren.  Auch  im  Auslände  besitzen  die  Händler  zum  Teil 
eigene  Pachtungen,  zum  Teil  erwerben  sie  die  Krebse  durch  freie 
Kommissionäre  oder  ihre  Agenten,  die  sie  in  den  betreffenden 
Gebieten  haben.  Aufserdem  stehen  sie,  vor  allen  Dingen  in 
Rufsland,  mit  den  Spitzen  der  Behörden  in  den  betreffenden 
Gouvernements  in  enger  Fühlung,  um  sicher  und  ohne  Zeit- 
verlust arbeiten  zu  können. 

An  den  Eisenbahnknotenpunkten  sind  überall  Kontroll- 
stationen angelegt,  um  die  herangeführten  Krebse  im  Fldt 
zu  erfrischen  und  an  bestimmten  Tagen  zur  Grenze  zu  senden. 
Besonders  Warschau  ist  in  dieser  Beziehung  bemerkenswert. 
Über  Eydtkuhnen,  Prostken,  Illowo,  sowie  über  die  öster- 
reichischen Grenzstationen  gehen  täglich  Tausende  von  Körben 
mit  Krebsen  in  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches.  Daneben 
erhalten  wir  allerdings  auch  Sendungen  aus  Rufsland,  Finn- 
land und  Schweden  über  See,  die  vorzugsweise  nach  Lübeck 
gehen. 

Bis  vor  einigen  Jahren  wurden  die  Krebse  auf  deutschem 
Gebiet  fast  ausschliefslich  in  ganzen  Waggons ,  die  mit  Eis 
gekühlt  waren,  als  Bahneilgut  versendet.  Die  hohen  Bahn- 
tarife und  das  Entgegenkommen  der  Reichspost  bewirkten 
jedoch,    dafs   eine   Zeit  lang  grofse  Mengen   in   Körben  ver- 

Sackt,  als  lo  Pfund  KoUis  per  Post  versandt  wurden.  Seit 
em  Jahre  1890  aber  ist,  besonders  dank  den  Staffeltarifen, 
sowie  neueren  Vorschriften,  die  den  Beamten  gröfsere  Achtsam- 
keit auf  leicht  verderbliche  Waren  zur  Pflicht  machen,  wieder 
eine  Änderung  zu  Gunsten  der  direkten  Beförderung  als  Eil- 
gut eingetreten. 

Geklagt  wird  von  den  Händlern  auch  über  das  geseö- 
liche  Mindestmafs  von  lOcm,  das,  da  das  Ausland,  vor  allen 
Dingen  Kuldiand  und  Frankreich  ein  solches  nicht  kennen, 
geeignet  sei,  unseren  Zwischenhandel  zwischen  beiden  Ländern 
zu  schndigcn.  Es  ist  in  beteiligten  Kreisen  daher  jetzt  eine 
lebhafte  Agitation  im  Gange,  wenigstens  für  den  Transit- 
verkehr das  Mafs  auf  0  cm  herabzusetzen. 

Der  deutsche  Krebshandel  hat  sich  allmählich  derartig 
ausgedehnt,  dafs  er  das  europäische  Krebsgeschäft  fast  mononoli- 
siert  hat,  wenn  auch  in  der  letzten  Zeit  ein  kleiner  Rtickschlag 
insofern  einjj^etreten  zu  sein  scheint,  als  vielfach  russische 
Krebse  unter  Umgehung  des  deutschen  Zwischenhandels  direkt 
unter  Transitverschlufs  nach  Frankreich  versandt  werden. 

Trotzdem  ist  Berlin  vorläufig  noch  immer  Centralpunkt 
des  Krebsgeschäftes;  neben  ihm  steht  Köln,  das  die  Ver- 
teilung an  unsere  westlichen  Nachbarn  besorgt,  aufserdem 
noch  Bremen  und  Lübeck. 

Von  jeher  hat  Berlin  die  gröfsten  und  besten  Krebse  ttir 
sich    behalten,   da  der  Berliner  gewöhnt   ist,   einen  gewissen 
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Luxus  mit  diesem  Artikel  zu  treiben»  während  dafi  Bedürfnis 
nach  kleinen ,  sogenannten  Suppenkrebsen ,  die  in  Paris  für 
feinere  Gerichte^  als  Garnierung  von  Schüsseln  etc.  Ver- 
wenflung  Hnden ,  lange  nicht  in  dem  Mafse  vorhanden  ist 
Nach  dem  Urteile  von  Sach  verstund  igen  bleiben  die  best<^n 
Krebse  in  Berh'n,  weil  sie  nirgendis  besser  bezahlt  werden. 
Der  Konsum  Berlins  wird  in  den  Monaten  Mai  bis  September 
auf  ca,  liOO  Schock  täglich  taxiert 

Frankreich  und  Belgien  nehmen  Krebse  während  des 
;anzen  Jahres  auf,  während  in  den  anderen  Ländern,  wie  bei 
ns,  dieselben  hauptsächlich  nur  während  der  Sommersaison 
^ebrauciit  werden. 

Für  die  nach  dem  Westen  gehenden  Krebse  sind  im 
Rhein  bei  Deutz  Reservoirs  erbaut,  um  sie  noch  einmal  za 
erfrischen,  ehe  sie  die  weitere  Reise  antreten.  Der  Krebs  ist 
überhaupt,  besonders  im  Sommer^  sehr  empfindlich,  und  das 
Risiko  so  grofs,  wetl  ein  toter  Krebs  gar  keinen  Wert  hat 
Der  Verlust  wird  von  der  russischen  bis  zur  französischen 
Grenze  auf  durchschnittlich  15*^  w  während  des  Jahres  veran- 
schlagt 

Der  Handel  mit  Frankreich ,  dem  klassischen  Lande  des 
Schutzzolles,  der  durch  das  städtische  Octroi  von  Paris  schon 
beschwert  war,  wurde  noch  mehr  durch  das  französische  Zoll- 
gesetz vom  L  IL  1892  eingeengt  ^^^^  auf  Krebse  einen  Orenz- 
Eoll  von  5  resp.  \U  Francs  pro  Centner  legte,  um  durch  ver- 
minderten Krebskonsum  die  heimische  Austern  tischerei  zu 
heben,   was  im  allgemeinen  auch  gelungen   ist. 

Zugleich  hat  sich  freilieh  der  Konsum  im  Inlande  etwas 
gehoben  dank  der  günstigen  Konjunktur  der  letzten  Jahre. 
Im  gr Olsen  und  ganzen  aber  besteht  das  Hauptgeschäft  unserer 
groföen  l^erliner  Händler  immer  ni>ch  in  dem  Zwischenhandel 
zwischen  dem  krebsproduzierenden  Ost-  und  dem  krebs- 
konsunxierenden  Westeuropa. 

Am  geringsten  geschätzt  wird  der  galizische  sogenannte 
Sumpf  krebs,  ihm  folgt  der  russische  Krebs^  dann  der  schwedische, 
während  der  deutsche  sich  des  besten  Rufes  erfreut 

In  den  letzten  Jahren  ist  auch  wieder  eine  Zunahme  der 
Krebse  in  den  von  der  Pest  verseuchten  deutschen  Gewässern 
zu  verzeichnen,  wenn  auch  nur  ca.  o*> — ^(jMi)iil*  Schock  zur 
Zeit  jährlich  in  Deutschland  gefangen  werden,  während  der 
Umsatz  das  zehnfache  beträgt  ^ 

Genaue  Daten  für  den  Berliner  Konsum  und  Handel  an- 
zugeben ist  leider  nicht  möglich,  da  die  dafür  nötigen  statisti- 
schen Daten  nicht  zu  erhalten  waren.  Weil  jedoch  Berlin 
Centralpunkt    des    gesamten    europäischen    Krebshandels    ist. 


'  Niedersehriff  «Jit  \^'rhaiidliiiw*»n   dor  voin   d^nitscheti  Fiäcberei* 
verein  berufenen  ZoilkonfcreDz.     Beriin,  10.  April  UXMJ,  pag.  96. 
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und  die  Krebse  seit  Menschengedenken  in  Berlin  zur  Ver- 
sendung nach  dem  Westen  bearbeitet  wurden*,  so  wird  man 
wohl  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  den  Löwenanteil  des  ge- 
samten deutschen  Erebsgeschäftes  dem  Berliner  Markt  zuteilt 

Im  Jahre  1898  betrugen  die  jährlichen  Umsätze  im  Krebs- 
geschäft etwa  zwei  Millionen  Mark'. 

Der  deutsche  Aufsenhandel  mit  FluTskrebsen  weist  f^ 
die  Jahre  1892—98  folgende  Zahlen  auf«: 

(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  55.) 

Für  das  Jahr  1899  stellt  sich  die  specialisierte  Statistik 
folgendermafsen  *. 

Die  Einfuhr  betrug  aus: 

Rufsland       4927  D.-C. 
Finnland      lllG      ^      =  G043  D.-C. 
Österreich    2144  D.-C. 
von  denen  aber  V's  eben- 
falls aus  Rufsland  stamm- 
ten   (Wolhynien),    sodafs 
ausKufsland  dazu  kommen        1010     » 
Im    ganzen    russischen 
Ursprungs 
Österreich-Galizien  . 
Schweden    .... 
andere  Länder     .     . 
Einfuhr    .... 
Ausfuhr  (niedrigste 

seit  1892)      

Deutschlands  Konsum      4541  D.- C.-f  deutsche  Pr od uktioD. 

Auf  unbedingte  Genauigkeit  machen  diese  Zahlen  keinen 
Anspruch;  doch  geben  sie  einen  ungefähren,  schätzungsweiseD 
Überblick. 

Ferner  ist  daraus  zu  ersehen,  dafs  die  Erträgnisse  des 
Krebsfanges  ebenso  schwankende  sind,  wie  die  des  Fisch- 
fanges tlberhaupt,  zweitens,  dafs  wir  auch  hier  mit  steigenden 
Preisen  zu  rechnen  haben  und  drittens,  welche  Rolle  der 
Zwischenh<indel  zwischen  Kufsland,  Schweden,  Österreich 
einerseits,  und  den  Ausfuhrländern,  in  der  Hauptsache  Frank- 
reich, England,  Belgien  andererseits,  spielt. 


7G53  D.-C. 
805     „ 
825     „ 
273     , 

i>55G  Ü.-C. 
4015     „ 

J  Versammluiiffsbericht  des  Brandenborgischen  Fischereivereti» 
vom  21.  November  1898  pag.  41. 

-  Bericht  der  Hauptversammlung  des  Brandenborgischen  Fischerei- 
vereins vom  21.  November  1898  pag.  37. 

^  Mitteilungen  des  deutschen  ßeefischereivereins  1900. 

*  Niederschrift  der  Zollkonfercnz  des  deutschen  fWhereivereios. 
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XIX 


Die  Händler ,  die  in  Berlin  den  Krebshandel  ausüben, 
haben  in  der  Regel  daneben  noch  Fische,  Austern  oder 
Hummern ;  ja  zum  Teil  auch  andere  Delikatessen,  die  nickt 
dem  Wasser  entnommen  sind,  feil.  Ihre  Zahl  ist  eine  liem- 
lich  grofse,  doch  sind  nur  ca.  3  bis  4  von  gröfserer  Bedeutung. 
Ihr  Geschäft  bezieht  sich  ebenso  auf  Platz  und  Versand,  wie 
auf  Engros-  und  Endetailgeschäft.  Viele  haben  Stellen  in  den 
Markthallen  oder  halten  anderweitig  offene  Verkaufsstellen. 
manche  auch  beides  zusammen.  Für  die  gröfseren  Vorritt 
sind  Krebshälter  da.  Der  Verkauf  an  die  Detaillisten  ge- 
schieht in  derselben  Weise,  wie  der  seitens  der  Engros-Fiadh 
handlungen. 

Erwähnt  sei  noch,  dafs  sich  auch  einige  —  besonden 
galizische  —  Händler  damit  befassen,  direkt  an  Private,  re*p. 
Restiiurants  zu  liefern. 

Um  noch  einen  ungefähren  Überblick  tiber  den  Preis- 
stand zu  erhalten,  sei  mitgeteilt,  dafs  im  Jahre  1890  Krebie 
pro  Schock  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  notierten  (Engrot- 
preise)  ^ : 


groföC : 

mittlere: 

kleine: 

Mk. 

Mk. 

Mk 

Anfang  April     .     .     . 

— 

Ü      12 

3— 4,8t.» 

T) 

Mai.     .     .     . 

10—12 

0-14 

2,5«>-8 

•1 

Juni.     .     .     . 

20     24,50 

14—10 

2— rt 

T) 

Juli  .... 

11—20 

7—15,50 

3-0 

August.     .     . 

10-10,50 

7—14,5(1 

1,8«  1-4 

„ 

September 

0,50— 17,:)0 

5,25-0,80 

1,011— -2 

,. 

Oktober     .     . 

8-12 

2— Ü,5o 

1,5(1— a.v» 

n 

November .     . 

5 

4-<) 

2,5<>— a'i" 

•1 

Dozember .     . 

()-!.> 

t>— 8 

:i,5<i— 4 

V! 

Januar  VMH)  . 

— 

0—8 

4,5» 

Februar  lOÖÖ 

10—12 

0     8 

8,5<J— 5 

Auf  (las  Krebsgeschäft  ist  Verfasser  näher  eingegangen, 
da  —  wie  schon  benn^rkt  —  Berlin  dafür  europäischer 
Centralpunkt  ist.  Die  übrigen  Schaltiere  etc.  können  kürzer 
behandelt  werden,  da  sie  für  Bedin  nicht  annähernd  die 
gleiche  Bedeutung  haben,  wie  der  Krebs. 

Zunächst  wird  uns  der  gröfaere  Vetter  des  letzteren  lu 
beschäftigen  haben,  nämlich 

b)   Der   Hummer. 

Der  Hummer  ist  in  noch  stärkerem  Mafse  wie  der  Krel» 
Luxusartikel  und  findet  seine  Hauptverwendung  wohl  in 
besseren    Restaurants    und    bei    feineren    Gesellschaften    etc. 


»  Deutsche  Fischcreizeitung  1900  Nr.  2:i. 
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LUerdingB  findet  man  in  Berlin  vielfach  auf  den  Speisekarten 
littlerer  Restaurants  auch  Hnmuiennayonnaiaie,  die  für  billiges 
Jeld    (50 — 7o    Pf)     vt^rkaiift    wird.      Doch    ibt    diese    »n    der 
•Regel  aus  eingemachtem  Hummer  hergestellt^  der  zum  grofaen 
.eil    aus   dem    Mittclinöcr    und    8üd?ifrika    stammt,    und  auch 
Psoologisch    einer    anderen    Art,    nämlich    den   Langusten   an- 
gehört,   als    der   bei   uns  gebräuehltelie  friöclie  Hummer,    den 
.wir  hier  allem  zu  betrachten  haben. 

Naeh  Mitteilungen  des  kaiserlichen  statistischen  Amts  in 
erlin  hat  der  auswärtige  Handel  Deutschlands  mit  Hummern 
and  Schüdkröten  in  den  Jahren  von  18112  —  IHVi'H  folgende 
Umsätze  gezeigt^: 


(Vgl.  die  Tabelle  auf  Seite  58  oben.) 


^^         (Schildkröten    werden    nur    in    so   geringen   Mengen   ein- 
geführt und  tinden  in  der  Hauptsache  Verwendung  in  Terrarien 
'       etc.,    dafi»   man   ziemlich   die  ganze  Summe  fiir  Hummern  in 
Anspruch  nehmen  kann.) 

Aus    der  Statistik    hi   zu    ersehen,    dafs    unsere    Haupt- 
lieferanten für  diesen  Artikel  an  erster  8teile  Norwegen,  dann 
Dänemark    und   an   letzter   Stelle  Belgien    sind.     Doch    ist  zu 
bemerken ,   dafs   ein    grolVer  Teil    des   sogenannten   dänischen 
Hummers ,    der    uht^r   Lysekil    und    Fredrikshavu    eingeführt 
wird,  ebenfalls  aus  Norwegen  stammt,  so  dafd  sich  des  letzteren 
£infuhr    dadurch     nocli    vergröfsern    würde.      Der    Rest    der 
infuhr   stammt   aus  Frankreich,    Holland,    England  etc.,    ist 
,ber  nur  sehr  unbedeutend,   während  die  Produktion  unserer 
inheimischen  Küatenj  die  im  Jahre  1899  ca.   lOU  Centner  be- 
ug, *   soweit   sie   in  den  Handel   kam,    vor  allem  durch  den 
rühmten  Helgoländer  Hummer  vertreten  wird. 

Wieviel  der  Berliner  Markt  aufnimmt,  darüber  fehlen 
Ule  genaueren  Angaben.  Doch  ist  dem  V'erfasser  von  8ach- 
rerstäodigen  versichert  worden ,  dafs  während  der  Monate 
Oktober  bis  ca.  Mitte  Mai  ungefähr  täglich  l^UO — 2900  Stück 
Hummern  in  Berlin  gehandelt  werden,  von  denen  der  gröfste 
Teil  in  Berlin  selbst  bleibt 

Die  deutsche  Ausfuhr,  die  ja  nur  gering  ist,  geht  zum 
röfsten  Teile  nach  Kufsland,  und  vor  allen  Dingen  nach  üster- 
&ich- Ungarn. 

Beim  Passieren  der  deutschen  Grenze  mufs  für  lOU  kg 
Hummern  ein  Zoll  von  r>r>  Mk.  brutto  bezahlt  werden.  Und 
gerade  infolge  dieses  hohen  Zolles  sind  die  Hummernpreise 
hauptsächlich  wegen  der  damit  verbundenen  Scherereien  sehr  in 
die  Höhe  gegangen  und  betrugen  im  Jahre  1899  2,50 — 6,—  Mk. 

^  Mitteilungen  des  detit^chea  Seefischereivereiiis  1900. 
^  Deutsche  FiBcliereizeituug  1900  Nr.  23—24. 
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^egen  1,80 — -/io  Mk,  im  Vorjahre  \  während  im  Jahre  1900 
die  Preise  sich  etwas  niedriger  hielten. 

Dazu  beitragen  mag  aueli  noch,  dafs  der  Bestand  an 
Hummern,  wie  statistisch  nachgewiesen,  von  Jahr  zu  Jahr 
Abnimmt-. 

Auf  den  Berliner  Markt  gebracht  wird  der  Hummer 
dureil  Fisch-  und  Del ikaterahand langen  engros  und  en  detail, 
gekauft  von  Kommissjonüren  oder  auswärtigen  Engros- 
bandlungen;  ferner  auch  direkt  von  den  Seepliftzen  durcb 
Reataura teure  und  wohl  auch  einmal  durch  Privatleute, 

Kurz,  der  Berliner  Hummerhandel  ist  ein  so  mannig- 
faltiger und  unzusaramen hängender,  dafs  es  aus  diesem  Grunde 
schon  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist,  genauere  Daten  darüber 
anzugehen,  vor  allen  Dingen,  da  amtliche  Erhebungen  irgend 
welcher  Art  nicht  vorhanden  sind.  Von  privater  Seite 
wird  die  Menge  der  auf  den  Berliner  Markt  gebrachten 
Hummern  für  die  letzten  Jahre  in  der  Saison  vom  Oktober 
bis  Juni  durchschnittlich  auf  ca,  500  000  Stück  geschätzt, 
was  etwas  mehr  ergeben  würde,  als  die  vorhin  mitgeteilte 
Schätzung. 

Wir  haben  uns  jetzt  einer  anderen  Delikatesse  zuzu- 
wenden ,  die  gleich  ciem  Hummer  nur  den  obersten  Zehn- 
tausend zugänglich  und  auch  nur  reines  Genufsmittel  ist, 
nämlich  der 

e)   Die  A  u  ^  t  e  r. 

Für  den  deutschen  und  speciell  den  Berliner  Markt 
kommen  vor  allen  Dingen  vier  Arten  von  Austern  in  Betracht^ 
nämlich  der  Giite  nach  an  erster  Stelle  die  englische^  resp, 
belgische,  ihr  folgt  die  holsteinische,  dann  die  holländische 
und    endlich    an    letzter  Stelle  die  deutsche  Nordseeauster» 

Die  englische  Auster  kostete  durchschnittlich  ca  25  Mk. 
pro  \W  Stück,  die  Holsteiner  18 »  die  holländische  IT»  und 
die  Nordseeauster  5— ü  Mk.  auf  dem  Berliner  Markt  in  den 
letzten  Jahren®, 

Natürlich  sind  unter  diesen  einzehien  Arten  auch  noch 
grofse  Verschiedenheiten ;  so  gieht  es  bei  den  englischen  Nativea 
Branham,  Culchester  Natives,  Whilstable  Natives,  etc.  etc»* 

Den  Auslandbczug  des  deutschen  Reiches  mag  die  folgende 
Tabelle  veranschaulichen.     (D.-C.  =  ca.  1200  Stück.)* 
(Vgl.  tlit'  Tübtdlc  auf  Seite  ,58  unten.) 


'  Dentschf»  Fischereizeitunp  1900  Nr  28  und  24. 

-  Nietlersclirift  der  Zollkonfereust  ctea  deutschen  Seefiacherei verein», 
in  dei^Hen  Mitteilungen  liMXl. 

'  Preis vi^rxeiehnisse  veri^t  hiedener  Orofi^firmen. 
'  *  Be rieht  der  Ältesten  der  KaufmÄnnsi-lmft  von  Berlin  190O. 

^  Mitteilungen  des  deutHcheu  Seefiftcherei Vereins  1900;   die  Zahlen 
ßkr  das  Jahr  lb^9  sind  uoeli  nicht  verötifentlicht. 
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Der  deutsche  Fang  dagegen  betrug  im  Jahre  1899  ca. 
2— 2^'9  Millionen  Stückt 

Zu  bemerken  ist  dabei,  dafs  England  nicht  als  Herkunft^ 
land  genannt  ist.  Der  Grund  liegt  darin,  dafd  die  englidcheo 
Züchter  und  Pächter  der  Äusternbänke  ihre  Ware  nach 
Belgien,  speciell  Ostende  und  Blankenberghe  hinUbcrschicken. 
wo  sie  in  besonderen  Bassins,  sogenannten  Austemparks  ge- 
mästet und  flir  den  Handel  präpariert  werden,  welche  Arl^it 
nebst  dem  Zwischenhandel  den  Engländern  von  den  Belgiern 
abgenommen  wird.  Demnach  sind  die  aus  Belgien  kommenden 
Austern  zum  gröfsten  Teil  englischer  Herkunft,  während  Eng- 
land nur  eine  geringe  direkte  Ausfuhr  hat. 

Die  Vereinigten  Staaten  kommen  trotz  ihrer  starken 
Austernproduktion  gar  nicht  in  Betracht*,  einmal  wegen  der 
weiten  Entfernung,  die  die  Spesen  bedeutend  vergröfaert,  und 
dann  auch  wegen  der  geringen  Qualität  ihrer  Ware,  die  sie 
eben  diese  Spesen  und  den  hohen  Zoll  nicht  tragen  Ufst. 
Auch  die  französische  Auster  ist  wenig  auf  dem  deutschen 
Markt  vertreten. 

Die  Holsteinischen  Bänke  waren  eine  Zeit  lang  ge- 
schlossen, werden  aber  jetzt  seit  einigen  Jahren  wieder  be- 
fischt und  liefern  ein  jährliches  Quantum  von  ca.  300<MJ<)  Stück'. 
von  denen  ca.  KMMMK),  im  Jahre  1899  130000*  nach  Berlin 
gingen. 

Für  Belgien  ist  Hauptausfuhrplatz  Ostende,  fUr  die  Nieder- 
lande Bergen  op  Zoom  und  Jersecke,  während  für  die  Xord- 
seeauster,  die  besonders  für  Kochzwecke  benutzt  wird,  Kux- 
hafen Haupthandclsplatz  ist. 

Die  geringe  Ausfuhr,  die  wir  haben,  geht  in  der  Haapt- 
sache  nach  Österreich-Ungarn  und  Rufsland. 

Die  Auster  bezahlt  an  den  deutschen  Grenzstationen  einen 
Zoll  von  50  Mk.  pro  loö  kg  brutto,  wenn  nicht  nachgewiesen 
wird,  dafs  sie  innerhalb  drei  Seemeilen  von  der  deutschen 
Küste  gefangen  ist. 

Nacli  nrivaten  Erkundigungen  kommen  auf  den  Berliner 
Markt  jährlich  ungefiihr  4  -  o  Millionen  Stück,  von  denen  der 
gröfste  Teil  holländischen  Ursprungs  ist.  Davon  gehen  40** »bis 
50^0  wieder  hinaus  in  die  günstig  gelegenen  Provinzen  resp. 
Staaten. 

Auch  der  Austornhandel  ist  ein  gar  mannigfaltiger.  Ver 
schiedene  gröfsere  Delikatefs-,  Fisch-  und  Krebshandlungen 
haben  fiskalische  Austern bänke  gepachtet  und  beziehen  von 
dort  einen  Teil  ihres  Bedarfs,  während  der  andere  Teil  durch 


^  ZollkonfeiTiiz  «los  deutschen  Soofischcreivereina  1900. 

2  Zollkonfcronz ,  des  deutflclicn  StMifiöchereivereina  1900. 

^  Bcriclit  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  1896 — 1900. 

*  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  1900. 
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Bestellung    und    testen    Kauf  von   ausländischen,    resp.   Kux- 
hateDer  etc.  Firmen  gedeckt  wird. 

Alle  diese  Gesehäfte  haben  neben  Engros-  noch  Detail- 
handel und  führen  neben  Austern  oft  noch  die  mannigfaehsten 
Waren. 

Auch  die  besseren  Reetaurationen  sind  am  Austernimport 
sehr  beteiligt.  So  soll  eine  bekannte  Weinhandlnng  allein 
itber  1   Million  Stück  jährlich  direkt  beziehen. 

Aber  nicht  nur  Geschäftsleute,  sondern  auch  Private  be- 
ziehen oft  direkt,  so  dafs  auch  hier  die  mitgeteilte  Schätzung 
nur  sehr  mit  Vorsicht  zu  benutzen  ist. 

Die  Preise  im   letzten  Jahre  betrugen  für  beste  englische 

Austern  55—5(1  Mk.  per  V/b  t 
Holsteiner         „  150     „        „     IHOO  Stück, 

während  Holländer    und  Nordseeaustern   geringere  Preise   er- 
zielten*- 

An  letzter  Stelle  wolfen  wir  noch  einen  kurzen  Blick 
werfen  auf  den  Artikel 


d)   Schaltiere,    Seemuscheln    etc. 

Die  heigefllgte  Statistik*  zeigt,  dafs  der  deutsche  Handel 
mit  Schaltieren,  Seemoscheln  etc.  nur  sehr  geringe  Werte 
aufweist. 

(Vgl  die  Tabelle  auf  Seite  62.) 

Und  einen  sehr  geringen  Raum  nur  nehmen  diese  Tiergruppen 
als  Ernihrungs-  resp.  Genufsmittel  auf  dem  Berliner  Markt 
ein.  Es  handelt  sicli  in  der  Hauptsache  um  einige  efsbare 
MuBchelsorten^  an  der  Spitze  die  bekannte  Mies-  oder  Pfahl- 
muschel ,  die  vor  allem  in  der  Kieler  Bucht  sehr  zahlreich 
gezüchtet  wird,  dann  noch  etwa  Taschenkrebse  und  einige 
andere  \\'eichtiere. 

Doch  steht  der  Deutsche,  speciell  der  Berliner,  allen 
diesen  Leckerbissen  sehr  mifstrauisch  gegentiber,  vielleicht 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Garneclen,  die  man  als  Volks- 
delikatesse bezeichnen  konnte,  und  die  von  der  Nordsee,  haupt- 
sächlich von  der  Wesermündung  kommen ,  und  der  Ostsee- 
krabben ^  von  denen  die  aus  Wismar  stammenden  für  die 
besten  gehalten  werden.  Doch  lassen  die  Ertr^nisse  der 
letzteren  Fischerei  immer  mehr  nach< 

Die  Hlindlerkategorien  für  diese  siimtlichen  Arten  sind 
noch  viel  buntscheckiger  und  mannigfaltiger,  wie  die  der 
Austern-  und  Hummernhftndler  etc.,  vom  grofsen  Engroa- 
händler  angefangen,  bis  herunter  zum  armen  Hausierer* 


^  ßerichte  der  Ältesten  der  Kanfmaunschaft  von  Berlin  1900. 
*  Mittdlungen  des  dfutsclißii  Seeliecherei Vereins  1900.  Die  Ötatistik 
ftr  1899  ist  noch  nitht  herÄU>gekomnien, 
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Wieriel  von  allen  diesen  Arten  auf  den  Berliner  Mnrkt 
kommen ,  ist  ebensowenig  wie  bei  den  vorhergemuinten 
teBtziistellen ,  da  der  AiihaltÄpnnkte  für  eine  genaue  Be- 
stimmung hierbei  sogar  noch  weniger  äind. 


d.   Die  Flsehauktionen, 

Haben  wir  in  den  vorigen  Kapiteln  aulser  den  Fiscb- 
«orten  und  ihren  Produktionage  bieten  auch  die  Berliner 
Engroägescbät'te  und  die  Art  ihrer  Thätigkeit  kennen  gelernt, 
die  im  grofsen  und  ganzen  doeb  alle  nael»  denselben  Principien 
arbeiten,  so  tritt  uns  in  dun  Fischauktionen  eine  ganz  andere 
Art  kaufmännischer  Thätigkeit  entgegen* 

Schon  in  der  Art  ihrer  Entstehung  drückt  sich  diese 
Verschiedenheit  aus.  Während  niimlich  die  Engrosgeschäfte, 
mit  denen  wir  es  bisher  zu  thun  hatten,  Institutionen  sind, 
die  sich  ganz  von  selbst^  aus  den  Bedürfnissen  des  Berliner 
Marktes  heraus  und  mit  diesem  wachsend ,  entwickelt  haben, 
verdanken  die  Fischauklionen  ihre  Entstehung  dem  direkten 
Eingreifen  der  städtischen  Behörde,  die  dieselben  hei  Inbetrieb- 
setzung der  ersten  städtischen  Markthallen  im  Jahre  1880 
nach  dem  Muster  der  Pariser  Auktionen  einrichtete. 

Mit  der  Schaffung  der  Markthallen  und  der  Einrichtung 
des  städtischen  Verkaufs  vermiülers  für  den  Fisch  verkauf 
hoffte  man  nicht  nur  die  Zwischenhändler  überflüssig  zu 
machen  und  einen  direkten  Verkehr  zwisclien  Produzenten 
und  Konsumenten  auf  dem  Wege  der  Auktionen  herzustellen, 
Äondern  auch  Berlin  zur  Centrale  des  Fischhandeta  für  Mittel- 
und    SUddeutschland  mit  Einschlufs  (Österreichs   zu   machen  *, 

Beide  Hoffnungen  haben  sich  nicht  erfüllt. 

Die  Auktionen  haben  es  zwar  verraucht,  auf  die  Preise 
einzuwirken  und  haben  vor  allen  Dingen  einen  ziemlich  be- 
deutenden  Einflufs  auf  den  Handel  mit  lebenden  Fischen  ge- 
wonnen, aber  den  Zwischenhandel  zu  vernichten  ist  ihnen 
doch  nicht  gelungen,  und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  eine  centralisierto  Versorgung  mit  einer  so  leicht  ver- 
derblichen Ware  für  ein  Wirtscliaftsgebiet  mit  mehreren 
Quadratmeilen  und  ca.  2Va  Millionen  Einwohnern,  wie  e« 
Berlin  mit  seinen  Vororten  darstellt,  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist,  selbst  wenn  die  Einrichtungen  der  Berliner  Gentrai- 
markthalle  in  Bezug  auf  die  Fischauktionen  zw^eckentsprech en- 
der wären,  als  sie  es  in  der  That  sind. 

Der  Versand  nach  aiifserhalb,  der  in  den  ei'steu  Jahren 
des  Bestehens  der  Auktionen  vorhanden  war  und  sich  viel- 
leicht allmUblich  noch  weiter  liiltte  ausdehnen  lassen,  mufate 
wesentlich  eingeschränkt  werden,  nachdem  die  Bahn  Verwaltung 

'  Bericht  der  Älteateo  der  Kaufmannachaft  von  ßoriin  1887. 
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seit  dem  1.  April  1804  im  Interesse  der  Sicherheit  de«  Be- 
triebes bei  dem  immer  mehr  steigenden  Verkehr  auf  der  Stadt- 
bahn die  Tageszu-  und  abführungen  vollständig  sistierte  und 
diese  nurmehr  auf  den  Nachtverkehr  beschränkte '. 

Seitdem  werden  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Fisch- 
zufuhren  von  dem  städtischen  Verkaufsvemiittler  ebenso,  wie 
von  den  Engroshändlem  mit  eigenen  Fuhrwerken  von  den 
Aufsenbahnhöfen  abgeholt.  Und  diese  Ausnahmen,  d.  h.  die 
Adressierung  der  Ware  vom  Absender  direkt  an  die  Centnl- 
markthalle  ist  ein  ächmerzenskind  flir  die  Auktionen.  Denn 
bei  der  Ankunft  auf  dem  Hauptbahnhof  werden  diese  Waren 
nicht  wie  die  anderen  sofort  von  Rollfuhrwerken  abgeholt 
sondern  gehen  nach  dem  nächsten  llingbahnhof  zurück,  um 
dort  stehen  zu  bleiben ,  bis  sie  bei  Nacht  der  Centralmarkt- 
halle  zugeführt  werden.  Dadurch  entsteht  eine  Verzögerung 
von  manchmal  24  Stunden,  infolge  deren  lebende  Fisi-he 
dann  in  der  Kegel  tot,  und  besonders  bei  warmer  Temperatur 
auch  frische  Fische  nach  dem  Schmelzen  der  Eispackung 
häufig  in  verdorbenem  Zustande  ankommen. 

Wie  sehr  die  städtischen  Auktionen  sowohl  bei  Produzenten, 
wie  Konsumenten  wegen  der  Schnelligkeit  des  Umsatzes  haupt- 
sächlich Anklang  fanden,  geht  daraus  hervor,  dafs  schon  im 
Jahre  IW'l  die  Vergröfserung  ihrer  Lokalitäten  beschlossen 
und  bis  Ende  1805  durchgeführt  wurde*. 

Seitdem  finden  die  Fischauktionen  in  einem  weiten  Kaum 
der  Centralmarkthalle  am  Alexanderplatz  statt,  der  von  einem 
Stadtbahnbogen  gebildet  wird  und  einen  eigenen  Eingang  tur 
dns  Hinein-  und  Hinausschaffen  der  Fische  besitzt.  Aufser 
den  Comptoirrilumen  des  städtischen  Verkaufs  Vermittlers,  die 
sich  im  Hintergrund  befinden,  und  dem  den  Vordergrund 
einnehmenden  Schauplatz  der  Auktionen,  ist  die  Mitte  der 
langgestreckten  Halle,  sowie  der  darunterliegende  Keller  dazu 
bestimmt,  die  Fischzufuhren  aufzunehmen. 

Es  sind  Hfilter  vorhanden,  die  über  4(M)  Centner  lebende 
Fische  zu  fassen  vermögen,  während  nicht  genau  angegeben 
werden  kann,  welche  Mengen  an  Fischen  in  trockener  Packung. 
Krebsen .   Schal tiercn  etc.    liöchstens  gelagert  werden  können. 

Doch  sind  die  IJäume  sowohl  für  lebende  wie  für  frische 
Fische  jetzt  schon  wieder  sehr  beschränkt  und  reichen  kaum 
noch  für  den  stetig  wachsenden  Betrieb  aus. 

Laut  richterlichen  Erkenntnisses  sind  die  Markthallen- 
auktionen nicht  als  Auktionen  im  gesetzlichen  Sinne  anzu- 
sehen ,  da  die  Vcrkaufsvennittlung  de  jure  auch  auf  andere 
Weise  erfolgen  kann ,  doch  geschieht  sie  de  facto  nur 
auktionsmäfsig. 

'  Hcrlin  iiinl  srin«*  Eisonbahnoii  11.    1896. 

2  Nai-li  Mitteilungen  des  stiid tischen  Verkaufsvermittlers. 
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Die  Hauptrolle  bei  den  tilglieh  aufser  an  Sonn-  und 
Feiertagen  stattündenden  Fisehauktionen  spielt  der  städtische 
Verkaufö  vermittler,  der  ein  selbötiindiger  Ivaiifmann  sein 
tnulö,  und,  wie  seine  KoUegeD,  die  den  Wild-,  Geflügel-^ 
Oemüseverkauf  etc.  vennitteln ,  durch  seinen  Kontrakt  mit 
der  stüdtiöchen  Markthallendirektion  im  wesendiehen  folgende 
Verpflichtungen  eingeht: 

^Er  stellt  der  Stadt  eine  Kaution  und  bezahlt  für  jeden 
Quadratmeter  Lagerraum  jährlich  ti  Jlk.  Er  liat  kaufraänniöche 
Hücher  zu  führen  und  auf  Verlangen  der  Behörde  dai*über 
Auskunft  zu  geben. 

Die  eingesandten  Waren  sind  sofort  bei  ihrer  Ankunft 
von  ihm  in  Empfang  zu  nehmen,  auf  ihre  Qualität  zu  prüfen 
und  dem  Einsender  isofort  vom  Eingang  und  Befund  der 
Ware  Nachricht  zu  geben,  worauf  der  Verkauf  schleunigst 
zu  bewirken,  und  dann  sofort  mit  dem  Einsender  abzurechnen  ist. 

In  den  Auktionsrilumen  darf  er  kein  Detailgeschäft  treiben. 

Das  Maximum  der  Provisionssätze  ist  der  Markthallen- 
verwaltung mitzuteilen,  und  sind  sonst,  soweit  nicht  besondereVer- 
abredungen  getroffen  sind,  keine  weiteren  Gebühren  zu  erheben. 

Die  erzielten  Preise  sind  gewissenhaft  zwecks  Aufstellung 
des  amtlichen  Marktberichts  mitzuteilen» 

AufHerdi^ni  ist  für  reclitzeitige  Bekanntmachung  der  Auktion 
durch  ein  Glockenzeichen  zu  sorgen. 

Es  sind  ferner  Bücher  zu  führen,  aus  denen  zu  ersehen 
ist:  Name  und  Wohnort  des  Eigentümers  der  Waren ^  Tag  des 
Eingangs,  Gattung  und  Jlenge  der  Posten,  Stunde  der  Ver- 
steigerung, der  erzielte  Preis,  Name  und  Wohnung  des  jedes* 
maligen  Käufers. 

Dem  Meistbietenden  ist  sofort  eine  Notiz  zu  übergeben, 
die  enthält:  den  Namen  des  Verkaufs  Vermittlers,  Datum, 
Nummer  des  Postens,  Bezeichnung  der  Ware  nach  Art  und 
Menge,  sowie  den  Preis. 

Die  Abrahme  der  Ware  hat  bei  Fischen  sofort  zu  geschehen. 

Hat  der  Vermittler  die  Überzeugung  gewonnen,  dafs  Kauf- 
lustige Verabredungen  getroffen  haben,  um  Mehrgebote  zu  ver- 
hindern, so  hat  er  die  Auktion  abzubreclien. 

Schliefslich  hat  er  für  Ruhe  und  Ordnung  im  Auktions* 
lokal  zu  sorgen/ 

Die  Minimal  mengen '  der  zu  versteigernden  Posten  be- 
tragen laut  amtlicher  Verordnung  vom  5.  März  1888  —  vor- 
her wurde  auch  en  detail  verkauft  —  für  lebende  und  frische 
Fische,  die  uns  hier  allein  interessieren,  wjlhrend  daneben 
noch   marinierte.    Hauch-,    ÖalzUsche  etc.    versteigert  werden : 

L  Für  lebende  Fische b  Kilogramm. 

2,  Für  frische  und  Eisfisehe:  Stör  und  Lachs  je     1  Stück. 


I  0.  LindetDann,  Die  Berliner  Markthaliexu     1699. 
Forsch  äugen  XIX  &*  —  f5of«n«r. 
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Lachs,  Meerforelle,  Sterlett,  Steinbutt, 
Seezunge ,  Kotzunge ,  Kleist ,  Heilbutt, 
Lemante,  Maränen,  Zander,  Hecht, 
Schleie,    Barsch,   Blei,   Aland,   Rappe, 

Quappe,  Karpfen  ctc 5  Kilogramm. 

Schollen,  Flundern,  Schellfische,  DorBche, 

Schnäpel 10  Kilogramm. 

Makrelen 10  Stück. 

Frische  Heringe 5  WalL 

Die  Maximalmengen  setzt  der  Vermittler  selbständig 
fest,  unter  Umständen  durch  Umfrage  bei  den  anwesenden 
Kauflustigen. 

Für  seine  Mühewaltung  berechnet  der  städtische  Verkauft- 
vermittler  dem  Einsender  folgende  Provisionssätze,  die  von 
dem  nachweislichen  Bruttoerlöse  sofort  in  Abzug  gebneht 
werden : 

a)   für  lebende  Fische*: 

Hecht,  Zander 4<'o 

Karpfen,  Schleie,  Aale 
bei  Sendungen  im  Betrage  bis      300  Mk.  4*o 

n  »  n         »         Über     „       „  o  „ 

alle  anderen  Fischarten: 
bei  Sendungen  im  Betrage  bis     300  Mk.  5^o 

über     „       „  4, 

b)   für  Fische   in   trockner   Packung: 

Lachsiirten,  Seezunge,  Steinbutte    ....  4^o 

Hechte,  Zander,  Karpfen,  Aale 

bei  Sendungen  im  Betrage  bis      3(X)  Mk.  5**''u 

»  n         n         über     „       „  4  ^ 

alle  anderen  Fischarten 5 — 6  , 

c)    Schaltiere: 

Hummern 4<>'o 

Krrbse  je  nach  Gröfse 5 — lO  „ 

Aufserdem  hat  der  Einsender  von  lebenden  Fischen  an 
Wassergeld  pro  Bassin  und  Tag  1  Mk.  zu  zahlen,  femer 
an  Kollgeld  ab  Endbalinhof  ebenfalls  1  Mk.  pro  Fafs  und  für 
dasselbe  Bruttogewicht  von  Fischen  in  trockner  Packung  ca. 
denselben  Preis  ^ 

Für  Standmiete  wird  schliefslich  */4®/o  vom  Bruttoerlös 
berechnet  ^ 

Die  Auktion  geht  nun  in  der  Weise  vor  sich,  dafs  an 
jedem  Morgen  um  <>  Uhr  ca.  die  im  Laufe  des  vorhergehenden 

'  Laut  Mitteilung  das  btädtidchcu  Vcrkaufsvennittlen. 
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Tages  eingetroffenen  Waren  öffentlich  meistbietend  versteigert 
werden ;  in  einer  zweiten  Auktion  Kwij?5uhen  8  und  9  Uhr  ca. 
werden  dann  die  Ankünfte  desselben  Morgens  zum  Verkauf 
ge.stellt 

I>a  laut  Polizeivorschrift  um  in  Uhr  raorgcns  die  Fisch- 
wagen  ebenso  wie  die  anderen  dem  Markthallentransport 
dienenden  Fahrzeuge  die  Haltestelle  an  der  Markthalle  zu 
verlassen  haben,  mithin  bis  daliin  die  in  der  Auktion  gekauften 
Fische  schon  aufgeladen  sein  müssen,  der  stitdtische  Verkaufs- 
Vermittler  aber  —  abgesehen  von  dem  den  Auktionen  über- 
haupt innewohnenden  Grundsatz  des  möglichst  schnellen  Um- 
satzes ^  das  dureh  den  Mangel  an  Lagerrilumen  für  gröfsere 
Quantitäten  gewifs  berechtigte  Princip  bat^  mögliehst  auszu- 
verkaufen, um  für  die  im  Laufe  des  Tages  eingehenden 
Sendungen  Platz  zu  schaffen,  so  kommt  es  besondera  bei 
starker  Zufuhr  wohl  vor,  dafs  wegen  der  KUrze  der  Zeit  nur 
ganz  grofse  Quantitäten  auf  einmal  versteigert  werden  können, 
für  die  nur  eine  geringe  Anzahl  von  kauflustigen  Bietern 
vorhanden  ist. 

Das  ist  unter  Umständen  ein  Ü beistand  für  den  Ein- 
sender, der  dadurch  vielleicht  geringere  Preise  erzielt;  aber 
so  lange  an  d<"n  heutigen  Bestimniungen  über  die  Auktionen 
festgehalten  wird,  und  denselben  niclit  gpifsere  Räume  zur  Ver- 
fügung stehen,  wird  sicli  daran  wohl  nichts  Ändern  lassen. 
Andererseits  kojnnien  diene  Verhiiltnisse  aber  dem  konsumieren* 
den  Publikum  der  Groi'sstailt^  und,  da  die  ausgebotenen 
gröfseren  Quantitäten  in  der  Regel  aus  mittleren  und  ge- 
ringeren Fisehsorten  bestehen  j  gerade  den  wirtschaftlich 
Schwächeren  zu  Gute,  was  in  noch  viel  höherem  Grade  der 
Fall  sein  würde,  wenn  das  grofse  Publikum  rechtzeitig 
von  derartigen  Massenangeboten  bedingt  durch  Massenßlnge 
Kenntnis  erhielte* 

Nach  dem  Vorgange  der  städtischen  Fisehauktionen  haben 
sich  in  der  Nähe  der  Markthalle  noch  zwei  Privatauktionen 
angesiedelt,  die  ganz  in  ähnlicher  Weise  arbeiten,  wie  diese. 
Auch  sie  erhalten  nur  Konsignation ssendungen,  der  Einsender 
hat.  nachdiim  er  seine  Ware  in  die  Auktionen  gegeben  ♦  kein 
Recht  mehr  daran  und  miifs  sieh  mit  dem  Preise  begnügen, 
den  der  Auktionator  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  er- 
zielte* Ebenso  gilt  auch  bei  ihnen  das  Princip  der  sofortigen 
Barzahlung,  wenn  vielleicht  auch  einmal  im  Interesse  eines 
alten  Kunden  davon  abgegangen  wird,  wie  ja  auch  der 
städtische  Verkaufs  vermittler  wohl  einmal  auf  eigene  Gefahr 
Kredit  gewährt,  wähn-nd  der  Einsender  sofort  den  Erlös  seiner 
Ware  nach  Abzug  aller  Spesen  erhält. 

Im  allgemeinen  hat  sich  bei  den  einzelnen  Auktionen 
ebenso  wie  bei  den  einzelnen  Engrostinnen  eine  feste  8tamm- 
kuudschaft   von  Uetaillisten  herausgebildet,   die  hauptsächlich 
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immer  an  derselben  Stelle  ihren  Bedarf  deckt ,  unbeschadet 
dessen,  dals  einer  oder  der  andere  auch,  wenn  es  ihm  vorteil- 
haft erscheint,  einmal  wo  anders  einkauft.  Um  diesen  Kern 
herum  gruppieren  sich  dann  die  anderen  Kauflustigen,  die 
heute  hier,  morgen  dort  kaufen,  sowie  diejenigen,  die  nur 
gelegentlich  einmal  sich  mit  dem  Fischhandel  befassen.  Durch 
alle  diese  Umstände  ist  dafUr  gesorgt,  dafs  das  Bild  in  den 
einzelnen  Auktionshallen  ebenso  wie  in  den  Engrosgeschäften 
ein  nicht  zu  einseitiges  wird,  und  dals  so  leicht  keine  Preis- 
verabredungen  zwischen  den  Interessenten  getroffen  werden 
können. 

Die  Fischsorten,  die  in  den  Auktionen  umgesetzt  werden, 
sind  naturgemäls  dieselben,  wie  diejenigen ^  mit  denen  die 
Engrosfirmen  handeln,  auch  die  Bezugsgebiete  sind  beiden 
Geschäftsarten  gemeinsam,  ebenso  wie  die  Transporte,  während 
das  Versorgungsgebiet  der  Auktionen  im  allgemeinen  nickt 
über  Berlin  und  seine  Umgebung  hinausreicht,  demnach  der 
Handel  nach  aufserhalb  in  der  Hauptsache  den  Engrosfirmen 
zufällt. 

Der  Kreis  der  Auktionslieferanten  ist  derselbe  wie  der 
der  Engrosgeschäfte  und  besteht  aus  in-  und  ausländischen 
Fischern,  sonstigen  Selbstproduzenten,  Aufkäufern  und  Engros- 
firmen —  zum  Teil  sind  es  sogar  dieselben  Personen ,  die  an 
beide  Oeschäftsarten  liefern  —  ja  auch  manche  Berliner  Gt^^ü- 
händler  benutzen  die  Auktionen,  um  dort  etwaigen  Überschoii 
an  Ware  unterzubringen,  während  sie  andererseits  bei  günstiger 
Gelegenheit  auch  von  dort  sich  versorgen. 

Die  Umsätze  in  den  Auktionen  sind  in  stetem  Wachsen 
begriffen,  und  erhellt  hieraus,  dafs  auch  die  Bedeutung  der 
Auktionen  für  den  Berliner  Fischmarkt  von  Jahr  zu  Jahr 
zunimmt. 

Die  Markthallenauktioncn  hatten  in  den  ersten  Jahren 
ihres  Bestehens  einen  Umsatz  von  jährlich  ca.  2(Mh.m.m.»  Mk^ 
der  sich  in  den  letzten  Jahren  auf  1 — 1  */4  Millionen  ge- 
steigert hat. 

Über  die  Umsätze  in  den  beiden  Privatauktionen  hat 
Verfasser  keine  genaueren  Angaben  erhalten,  doch  setzen  alle 
drei  Auktionen  nach  der  ungefähren  Schätzung  eines  unver- 
dächtigen Gewährsmannes  zusammen  jährlich  nahe  an  2  Mil- 
lionen Mark  um,  so  dafs  für  die  beiden  Privatauktionen  nach 
Abzug  der  in  der  Markthalle  umgesetzten  Werte  noch  ca. 
^4  Millionen  Mark  übrig  blieben. 

Der  Gesamtumsatz  in  den  Auktionen  beträgt  demnach 
über  ein  Viertel  des  Umsatzes  auf  dem  Berliner  Fischmarkt 
abzüglieli  der  Wiederausfuhr,  oder,  die  letztere  zu  einem 
Drittel  des  Wertes  angenommen  und  dazu  gerechnet,  zwischen 
<*in  Fünftel  und  ein  Sechstel  ca.  der  jährlich  auf  den  Berliner 
Fischmarkt  gebrachten  Werte. 
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1  Mit    dieser   Schüdermig   der  Auktionen   sind    unsere    Be- 

trachtungen über  den  Berliner  Engrosmarkt  vollständig  er- 
seliupt't,   und  können  wir  uns  im  näcliaten  Kapitel  der  Unter- 

^^Terteiluug  der  Fische  durch  die  Detaillisteti  zuwenden. 

^H  Der  Detailmarkt. 

^^        Die  Unterverteilung   der   Fische    an   das    Privatpublikuin 
geschieht  durch  Geschäfte  mannigtachster  Art. 

Ntir  die  Engrosge.^ch litte  für  lebende  Fische  haben  in  der 
Regel  keine  Detail verkaufsütilnde,  während  die  Engrotitirmen  flir 
frische  F'ificlie  »ämtlich  auch  en  detail  verkaufen,  und  zwar 
«owohl  in  Markthallenständen  wie  auch  in  eigenen  Verkaufs- 
lokalitäten,  wenn  auch  der  Engroshandel  den  gröfsten  Teil 
ihres  Umsatzes  ausmacht.  In  noeli  viel  stärkerem  Mafse  sind 
die  Firmen,  die  sich  mit  dem  Ein-  und  Verkauf  von  Krebsen, 
Hummern,  Austern,  Schaltieren  etc.  beschäftigen,  daneben  häuHg 
aber  auch  noch  Fische,  besonders  feinere,  unter  Umständen 
sogar  andere  Delikatessen,  die  nicht  dem  Wasser  angehören, 
wie  Wild  und  Geflügel  etc.  führen,  sowohl  Engros-  wie  Detail- 
geschäfte. Natürlieli  fordern  alle  diese  Engrosgesc hafte  beim 
Verkauf  an  das  Publikum  auch  Detailpreise,  während  sie  im 
Verkehr  mit  den  Händlern  Engrospreise  gewähren. 

Hierzu  kommen  die  Firmen,  die  Verfasser  schon  zu  Be- 
ginn seiner  Auseinandersetzung  über  die  heutige  Organisation 
C!r%vähntc,  die  sowohl  vom  Produzenten  und  Aufkäufer,  wie 
vom  Engroshändler  bezieh  en,  und  sowohl  an  den  Detaillisten, 
wie  direkt  an  da.*i  Publikum  verkaufen,  und  dabei  in  grofs- 
artigem  Mafsstabe  an  der  Versorgung  der  grofsen  Etablisse- 
ment«, IloteU  etc.  Mittel-  und  iSüddeutschlands  mit  Einschlufs 
Österreichs,  besonders  der  böhmischen  Bäder  und  Tyrols  be- 
teiligt sind.  Sie  haben  meist  mehrere  Filialen  in  den  ver- 
«chiedensten  Siadtgegenden,  teils  in  eigenen  Läden,  teils  in 
Markdiallenständen.  Die  Geschäfte  sind  grofs,  die  Umsätze 
enorm.  Von  einem  dieser  Geschäftsinhaber  wurde  sein  durch- 
«chnittlicher  Jahresumsatz  auf  ca.  l  *  i  Millionen  Mark  beKÜfert. 

Neben  diesen  stehen  die  reinen  Detail  listen,  deren  Ge- 
schäfte auch   wieder  ganz  verschieden  aussehen. 

Da  sind  zunächst  die  eigentlichen  Fischhändler,  die  in 
den  Markthallen^  auf  den  Märkten  der  Vororte,  sowie  in 
eigenen  Läden  ihre  \\'are  feilhnhen,  manchmal  auch  sowohl 
in  festen  Läden  wie  auf  Märkten  und  in  tlen  Markthallen 
verkaufen. 

Gar  verschieden  sind  dabei  natürlich  die  eleganten  Läden 
im  Westen  der  Stadt  von  den  Verkaufsständen,  die  vielleicht 
in  einem  llauseingaog  oder  Keller  «ich  belinden  im  Norden 
oder  Osten,  wo  der  Arbeiter  seinen  Bedarf  an  Fischen 
deckt. 
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Ebenso  verschieden  sind  auch  die  Arten  der  Firn 
wohl  in  den  Läden,  wie  iu  den  Markthallen  der  verselnedeiica 
Stadtgegenden,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  auch  Ware,  die 
nicht  mehr  ganz  frisch,  und  nach  der  in  besseren  Stadmertelii 
kein  Begehr  vorhanden  ist^  in  den  Arbeitervierteln,  wo  die 
Billigkeit  die  Hauptrolle  sjpielt,  immer  noch  willige  Abtn 
tindet 

Sieht  man  z.  B.  in  einem  Schaufenster  im  Wessten 
Stadt  Lachse,  Zander,  See^iunge,  Steinbutte,  Uummem^  K\ 
etc.  in  appetitlicher  Anordnung  hinter  den  8piegelschiik«a 
ausgestellt,  so  wird  man  im  Norden  hauptsächlich  an  lebeodoi 
Fischen  Flotzen  und  einige  Sorten  Wetfsfische,  an  Seefisebes 
Flunder,  Dorsch,  Kabliau*  Schelliisch  vertreten  finden,  wfiiii 
auch  nicht  ausgesehlosaen  ist,  dafs  bei  guten  Fängen  eveotnaO 
bessere  Fischsorten  hierher  ihren  Weg  finden. 

Die  Preise  sind  im  Westen  auch  stet«  etwas  bdlier  wm 
in  geringeren  Quartieren.  Das  erklärt  sich  vielfach  SQt  iwä 
höheren  Spesen,  die  der  Handler  in  den  besseren  Stac](ge(;eodift 
zu  zahlen  hat,  vor  allen  Dingen  der  bedeutend  höheren  Ladfd- 
miete,  wuzu  noch  kommt,  dafs  der  Laden  auch  eleganter  ai 
gestattet  sein  niufs^  und  dafs  man,  um  sein  Publikum  2afri«*d 
Austeilen,  im  allgemeinen  auch  bessere  und  frischere 
einkaufen  mufs, 

Aufser  durch  diese  festen  Ocschltfte  wird  der  Detaill 
liandel    auch    durch  Hlinilier   im    Umherziehen    betriebeii 
meist   die    ärmeren    Stadtquartiere   mit  geringeren    Fischarm 
aufsuchen. 

Sehlieislich  seien  hier  noch  die  Oeschäfte  erwjliuil,  dii 
gelegentlich  einmal ,  wenn  sie  zufällig  fiir  billigen  Pr» 
Fische  einkaufen  konnten,  sich  mit  dem  Fisehhandel  befA«ieiL 
Ihre  Zahl  ist  ziemlich  grofs  und  rekrutiert  sich  hauptächüi'li 
aus  den  Kolonialwaren-,  Grünkram-  etc.  GeschÄften. 

Besonders  zu  Weihnachten  und  Neujahr  sieht  man  Tff 
den  Thüren  vieler  dieser  Gescliäfte  in  allen  Stadtge{;eiidct 
Geftifae  mit  lebenden  und  Eiskarpfen  stehen,  um  an  der  Ver- 
sorgung Berlins  mit  dieser  Specialität,  die  einmal  im  Jukn 
wenigstens  auf  dem  Tisch  keiner  richtigen  Berliner  Familie 
fehlen  darf,  teilzunehmen. 

Mit  dem  Vertrieb  von  Hummern,  Austern  ete.  ba&neo 
eich  auch  sonst  vielfacli  die  besseren  Kolonialwaren* *  ^ 
sogenannten  Delikatessenhandlungen. 

Die  grofsen-,    oft  tägiiehen  Preisscli wankungen    zueilt  A 
Detaillist,    soweit   es   die   Konkurrenz   zulülst,    in    der   Wi" 
auszugleichen ,    dafs   er    bei    steigenden    Engrospreisen    rti 
weniger  verdient  und  nur  langsam  mit  seinen  eigenen  Preii 
in  die  Höhe  geht;  bei  sinkenden  Engrospreisen  da^^egen  m 
möglichst  lange  die  höheren  Preise  hält. 

Den   durchschnittlichen   Gewinn   des   Detailhändler»   fest- 
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sufitellen  iät  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  da  die  Geschäfte  — 
wie  eben  gezeigt  —  ja  in  der  verschiedensten  Weise  organi- 
siert sind,  vom  grofsen  Eopx>ögefichäft,  das  mit  MillioneD 
arbeitet  und  nur  nebenbei  Üetailluindel  betreibt,  bis  herab  zu 
dem  kleinen  Händler,  der  mit  seinem  Hundewagen  dumh 
die  ötrafaen  zieht,  um  von  dem  Verkauf  der  geringen  Fisch- 
aorten, die  er  führt,  sein  Leben  zu  fristen. 

Von  den  Detailijändlern  kaufen  die  gröfseren,  die  zum 
Teil  Fih^alen  in  mehreren  4Stadtgcgenden  haben,  ihre  Ware 
«owobl  in  den  Auktionen,  wie  auch  vom  Grofishandh^r,  sind 
aber  von  letzterem  im  grofsen  und  ganzen  unabhängig. 

Der  kleine  Detaillist  dagegen ,  dessen  bescheidene  Mittel 
ihm  keine  grofsen  Einkäufe  geatatten,  wozu  ihm  auch  die 
nötigen  Lagerräume  fehlen ,  der  daher  gezwungen  ist,  seinen 
Bedarf  mögliehst  nur  für  einen  Tag  einzukaufen ^  dabei  doch 
aber  eine  gewisse  Auswahl  für  seine  Kundschaft  haben  mufs, 
wird  nicht  umhin  können,  sich  an  den  Grofshändler  zu 
wenden. 

Denn  ihm  feldt  die  Zeit,  da  sein  Personal  meist  ein  sehr 
kleines  iwt  und  oft  nur  aus  ihm  selber  und  seiner  Frau  be- 
steht, den  ganzen  Morgen  bis  lO  Uhr  auf  den  Auktionen 
herumzustehen  und  zu  warten,  bis  ein  kleiner  Posten,  wie  er 
ihn  brauchen  kann,  für  ihn  passender  Ware  ausgeboten  wird; 
und  wenn  ihm  das  Glück  nicht  wrdil  will,  erhält  er  ihn  auch 
dann  noch  nicht,  oder  düch  nicht  zu  dem  billigen  Preii^e,  den 
er  anlegen  wollte. 

Dazu  kommt  noch  ein  Moment^  das  für  den  kleinen  Ge- 
BchÄftsmann  von  ungeheurer  Wichtigkeit  ist:  die  Grofs- 
handlungen  gewähren  ihm  Kredit,  während  in  den  Auktionen 
bar  bezahlt  werden  mufs. 

iSteht  er  aber  einmal  in  solcher  Geschäftsverbindung  mit 
einer  Grofstirma,  so  verlangt  diese  dafür»  dafs  er  auch  mög- 
lichst alle  Waren  von  ihr  bezieht  und  würde,  wenn  er  einen 
grofsen  Teil  seiner  Einkäufe  etwa  in  den  Auktionen  besorgen 
wollte,  ihm  weilerhin  Ware  und  Kredit  verweigern. 

Für  das  Risiko ,  das  die  Grofsiirma  durch  dies  Kredit- 
geben läuft,  werden  dem  Detailbändler  in  der  Regel  einige 
Pfennige  mehr  berechnet,  die  auch  willig  bezahlt  werden. 

Laut  Berliner  Adrefüsbuch  vom  Jahre  UHX)  giebt  es  in 
Berlin  1:34  Fischhändler,  wovon  allerdings  ca.  5  —  »3  reine 
Engrosfirraen  in  Abzug  zu  bringen  sind,  dazu  kommen  In  den 
Vororten  noch  2H.  Davon  siml  allerdings  viele  nur  Filialen 
von  Berliner  Geschäften;  andererseits  sind  viele  Handlungen, 
die  nur  nebenbei  Fische  verkaufen,  nicht  als  Fischgeschäfte 
eingetragen. 

Davon  haben  mehrere  Filialen:  7,  nur  ein  Verkaufs- 
lokal:   122,    und  zwar  sind  dabei  die  Markthallenatände  auch 
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als  Filialen  gerechnet,  wenn  aufserdem  noch  ein  Ladengeschxft 
geführt  wird. 

Insgesamt  verkaufen  in  Markthallen  laut  Adrefsbuch:  19. 
davon  haben  allerdings  einige  in  mehreren  Markthallen 
Stände  inne. 

Aufser  diesen  in  das  Berliner  Adrefsbuch  eingetragenen 
Händlern  giebt  es  nach  ungefährer  Schätzung  noch  ca.  2<Ä», 
natürlich  ganz  kleine  Geschäfte,  die  zum  gröfsten  Teil  ihr 
Gewerbe  im  Umherziehen  ausüben'. 

Nach  dem  Tarif  vom  21.  April  1886  betrug  das  Standgeld 
in   den   städtischen  Markthallen  pro  Tag  und  Quadratmeter': 

Für  lebende  Süfswasserfische,  einschliefslich  Wasser- 
verbrauch     f>Ö  P^. 

Für    frische    Süfswasseriische   und   Seefische    (auf 

Tischen   auszulegen) 4<»    . 

Dieser  Tarif  ist  jedoch  seit  dem  1.  Januar  1898  abgeändert 
und  beträgt  jetzt  das  Standgeld  pro  Quadratmeter : 

bei  monatlicher     bei  täglicher 
Vergebung  Vergebung 

Für  Süfswasserfische,  ausschliefslich 

des  Wasserverbrauchs     .     .     .     30  Pfg.  35  Pfg. 

Seefische,  Austern,  Muscheln,  Krab- 
ben, Hummern,  Krebse  etc.     .     20     „  :iO    . 

Keller-  und  Lagerräume   zum  Auf- 
bewahren von  Waren      .     .     .       5     „  1*^     « 

Kühlräume    in    der  Central  -  Markt- 
halle la 50     „  liN)     , 

Aufserdem  haben  die  Inhaber  von  Verkaufsständen  für  Süß- 
wasserfische nuch  das  verbrauchte  Wasser,  sowie  Wassermes^r- 
miete  zu  zahlen,  und  zwar: 

a)  die  Monatsabonnenten:  l<i  Pfg.  pro  Kubikmeter,  ein- 
schliefslich Wassermessermietc,  mindestens  aber  für  jeden 
benutzten  Wassermesser  und  Tag  32  Pfg.; 

b)  die  Inhaber  von  Tagesständen  5  Pfg.  pro  Bassin  und 
Ständer,  jedoch  mindestens  30  Pfg.  pro  Bassin  und  Tag, 
einschliefslich   Wassermessermiete. 

Die  rinzehicn  Verkaufsstände  haben  verschiedene  Gr»'»feen 
und  zwar  je  nachdem  4,  5,  0  Quadratmeter  und  darüber*. 

Die  Bezahlung  erfolgt  postnumerando;  doch  müssen 
25  Mark  Kaution  gestellt  werden. 

Die  durchschnittliche  Besetzung  der  Fischstftnde  in  den 
städtischen  Markthallen  war  in  den  Jahren  1898  und  189*.' 
folgende^: 

'  Zollkoiiforonz  des  dr'ntschen  Seefischereivereins  1900. 

-  O.  Liudcmann,  Die  B.TlintT  Markthallen.     1899. 

-^  Nach  Mitteilungen  der  städtischen  Markthaliendiiektion. 
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Mit  den  Fischhändlern  nehmen  auch  die  Berliner  Fisi-her, 
25  an  der  Zahl,  am  Detailverkauf  teil,  wovon  17  der  Innaog 
angehören.  Allerdings  sind  manche  von  ihnen  sowohl  ak 
Fischhändler  wie  als  Fischer  im  Adrefsbuch  aufgeführt,  dem- 
nach doppelt  gezählt,  und  kaum  einer  dürfte  unter  ihnen  Bein, 
der  nur  selbstgefangene  Fische  feilhält.  Sie  verkaufen  in 
ihren  meist  in  der  Näht;  der  Spree  im  ältesten  Stadtteil  Beriini 
gelegenen  Häusern,    zum  Teil   aber  auch  in  den  Markthallen. 

In  den  21»  Vororten,  die  in  das  Berliner  Adrefsbuch  auf- 
genommen sind,  wohnen  noch  :J  Fischer.  Doch  haben  sidi 
manche  wahrscheinlich  überhaupt  nicht  in  das  Adrefsbiui 
eintragen  lassen.  Daneben  sind  auch  noch  vereinzelt  Fischer 
aus  der  weiteren  Umgegend  Berlins  in  den  Markthallen  n 
iinden. 

Eine  ganz  neue  Erscheinungsform  bilden  die  seit  einigen 
Jahren  auftauchenden  Hochseefischereigesellschaften«  die  ei 
»ich  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  unter  Umgehung  des 
Zwischenhandels  die  Produkte  ihrer  Fischerei  direkt  an  du 
Publikum  zu  verkaufen. 

Ks  gab  deren  zwei  in  Berlin,  von  denen  die  im  Jahre 
180^  entstandene  „Oldenburgischo  Hochseefischcreigetfellschaft' 
allerdings  schon  wieder  eingegangen  ist,  während  die  ein  Jahr 
früher  nach  Berlin  gekommene  „Nordsee**  heute  mit  •>  Filialen, 
die  Charlottenburger  mit  eingerechnet,  besteht. 

Die  letztere  war  ursprünglich  in  Nordenham  gegründet 
um  die  Ertriignisse  ihr(T  Fischerei  in  die  Auktionen  d'^r  Elb- 
und  Weserhilfen  zu  werfon.  Den  Veranstaltern  dieser  Auktion^-n 
wurde  jedoch  die  Konkurrenz  der  kapitalkräftigen  Gesell- 
schaft, die  mit  dm  Masscnfilngen  ihrer  stattlichen  Dampiw- 
Hotte  auf  die  Preise  drückte,  unbequem,  und  sie  schlössen  «ie 
daher  von  den  Auktionen  aus. 

Damals  hatte  gerade  die  Fisclikosthalle  auf  der  Berliner 
(Tewerbeausstelluiig  grofson  Erfolg  gehabt,  und  so  beschlofe 
die  „Nordsee",  um  ihre  Fänge  verwerten  zu  können,  im 
Binnenlande  und  vor  allen  Öingen  in  Berlin  Filialen  ra 
gründen. 

Die  „Nordsee"  verfügt  heute  über  ein  Aktienkapital  von 
'\  Millionen  Mark  und  eine  Flotte  von  über  3U  Fischdamptern. 
In  Nordenham  })esitzt  sie  einen  eigenen  Fischereihafen  mit 
direkter  Bahnverbindung  und  Eilgutexpedition  in  ihrer  Pack- 
iialle.  8ie  hat  jetzt  Filialen  in  allen  gröfseren  deutschen 
St.*ldten  bis  hinunter  nach  München  und  Wien,  und  versendet 
in  eigenen  Kühlwagen  die  Fische  von  der  Meeresküste  in 
das  liinnenland. 

Nach  den  Angaben  ihres  hiesigen  Vertreters  verkauft  die 
(iesellsciiaft  in  B<*rlin  wöchentlich  4nn— IHM)  Centner  Fische 
(letztere  Zahl  i.st  allerdin^rs  nur  einmal  erreicht  z.  Ostern  l^i»l'): 
doch  werden  diese  Zahlen  vielfach  von  sachverständiger  Seite 
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als  zu  hoch  gegriffen  Letrauhtet.  Aulserdeni  liat  der  un- 
geheuere Zuaprueh,  der  in  der  ersten  Zeit  ihre  Filialen  füllte, 
auch  uaehgelasseti»  ond  zwar  —  abgesehen  von  einigen  anderen 
Gründen  —  besonders  deshalb^  weil  die  in  der  ersten  Zeit 
allerilings  enorm  billigen  Preise  sich  jetzt  nicht  viel  mehr 
Vfin  den  gewöhnlichen  Mark thallenji reisen   unterscheiden. 

Die  Verteilung  an  das  Puljlikura  von  Seiten  des  Berliner 
DetaiUiandelö  geächieht  hanptsiichlich  in  den  Läden  oder 
Markthallenstitnden,  einzelne  Geschäfte  senden  auch  die  War© 
auf  Bestellung  frei  ins  Haus,  was  natürlich  hei  grofsen 
Lieferungen  für  Hotels,  Restaurants,  Kasinos,  Kantinen  ete,, 
die  allerdingt?  auch  nur  von  grolaen  Geschäften  ausgeführt 
werden  können,  die  Kegel  ist 

Hiermit  sind  wir  am  p]nde  unserer  Betrachtungen  des 
Berliner  Detail liandels  angelangt  und  können  nunmehr  zum 
nächsten  Punkt  unserer  Untersuchung  übergehen. 


Preise. 

Die  Preisbildung  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  geschieht 
naturgemäfs  nach  den  all^^^mein  gültigen  Gesetzen  von  An- 
gebot und  Nachfnige,  beeinflufst  durch  einzelne  Unastände, 
wie  Seltenheit  der  verschiedenen  Fischarten,  gute  oder  schlechte 
Fänge  etc. 

Im  allgemeinen  wird  der  Preis ^  den  der  Konsument  zu 
zahlen  hat,  sich  richten  nach  demjenigen,  den  der  Produzent  er- 
hält. Also  hat  der  Fischer  einen  guten  Fang  gehabt,  so  wird 
er  denselben  natürlich  billiger  verkaufen  müssen,  da  er  erstens 
einmal  keinen  Aufbewahrungsort  für  grofse  Massen  hat,  und 
zweitens  meistenteils  oieht  nur  ein  Fischer  in  einem  Fiseherei- 
gebiet»  sondern  die  grofse  Mehrzahl  eines  gröfseren  Gebiets 
gleiche  Fangergeh nisse  aufzuweis^^n  haben,  und  daher  durch 
aas  gröfsere  Angebot  die  Preise  natürlich  fallen.  Unigekt-^hrt, 
bei  schlechten  Fängen  wird  der  Händler  dem  Fischer  höhere 
Preise  bewilligen  müssen,  da  nun  die  Nachfrage  gröfaer  ist 
ab  das  Angebot,  und  der  Fischer  von  dem  Erti*age  des  ge* 
ringe ren  P^anges  auch  seinen  genügenden  Lohn ,  auf  den  er 
angewiesen  ist,  erhalten  mufs. 

Aber  ehe  der  Fisch  aus  der  Hand  des  Fischers  in  die 
des  Konsumenten  gelangt,  hat  er  verschiedene  Stadien  zu 
durctdanfen,  die  auf  seinen  Preis  einen  gewaltigen  Einflufs 
ausüben. 

Der  Aufkäufer  zahlt  dem  Produzenten,  resp.  Fischer 
einen  bestimmten  Preis,  der  Grofshändler,  der  seinerseits  von 
Aufkäufern  kauft,  zahlt  denselben  Preis,  vermehrt  um  die 
Spesen»  die  aus  den  Transportkosten  etc.  entstehen,  und  den 
Unteruehmergewinn  des  Aufkäufers,  der  Detailhändler  bezahlt 
dem  Grossisten  den  Preis^  den  der  letztere  hat  zahlen  mOsseii, 
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vermehrt  um  Spesen  und  Unternehmergewinn  des  GroCh 
händlers,  der  Konsument  endlieh,  in  dessen  Httnde  der  Fitck 
aus  der  Hand  des  Detaillisten  übergeht,  zahlt  den  Preia,  den 
der  Detaillist  bezahlt  hat,  vermehrt  um  des  letzteren  Spesen 
und  Unternehmergewinn.  Dafs  hierbei  manchmal  grofse  Um- 
wertungen vorkommen,  sodafs  der  Konsument  häufig  kaum 
merkt,  ob  gute  oder  schlechte  Fänge  gewesen  sind,  liegt  auf 
der  Hand.  Aufserdem  wird  es  auch  nur  selten  einmal  vor- 
kommen, dais  in  dem  ungeheuren  Produktionsgebiet,  das  seine 
Fische  nach  Berlin  sendet,  die  Fänge  überall  gleichmäf«ig 
schlecht  oder  gut  sein  werden,  sondern  in  der  Regel  werden 
in  den  verschiedenen  Fanggebieten  ganz  verschiedene  Re- 
sultate erzielt  werden,  schon  infolge  der  wechselnden  Witterungs- 
und Temperaturverhältnisse,  die  auf  die  Fischerei  einen  60 
grofsen  Emflufs  haben.  Hierdurch  wird  naturgemäfs  ein  ge- 
wisser Ausgleich  erzielt,  der  den  Konsumenten  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  das  Schwanken  der  Fiscbpreise  nicht  so 
stark  empfinden  läfst. 

Für  Öüfswasserfisehe ,  vor  allen  Dingen  für  lebende,  für 
die  es  ja  der  gröfste  Handelsplatz  in  ganz  Europa  ist,  hat 
Berlin  eine  selbständige  Preisbildung,  während  sein  Seefisch- 
markt stark  beeinflufst  wird  durch  die  Preise ,  die  auf  den 
Auktionen  in  den  Nordseehäfen  gezahlt  werden,  resp.  für 
Edelfische,  die  aus  dem  Ausland  kommen,  von  den  Ireisen 
der  betreffenden  Märkte. 

Doch  ist  dies  nicht  ausnahmslos  der  Fall,  da  es  häutig 
genug  vorkommt,  dafs  Seefische  in  Berlin  billiger  als  i.  B. 
in  Hamburg  notieren. 

Duroh  den  modernen  Verkehr,  vor  allem  durch  Telegraph 
und  Telephon,  haben  sich  die  Preise  der  verschiedenen  grofsen 
Märkte  des  In-  sowie  Auslandes  überhaupt  einander  mehr  ge- 
nähert als  dies  früher  der  Fall  war,  da  durch  die  engere 
Verbindung  der  Fischhändler,  die  nur  im  Zeitalter  des  Dampfes 
und  der  Elektrizität  möglich  ist,  etwaige  gröfsere  «Schwankungen 
leichter  ausgeglichen  werden  können. 

Durch  diese  Ausgleichung,  wie  überhaupt  durch  die 
Möglichkeit,  Fische  schnell  auf  weitere  Entfernungen  ver- 
schicken zu  können,  kommt  es  dann  auch  vor,  dafs  die  Ware 
oft  durch  viele  Hände  gehen  mufs,  ehe  sie  an  den  Konsumenten 
gelangt. 

Trotz  aller  Ausgleichungen  jedoch  schwankt  der  Markt- 
wert der  einzelnen  Fischarten  untereinander,  wie  der  derselben 
Fischart  oft  kolossal  im  Verlaufe  weniger  Tage,  während  er 
allerdings  unter  Umständen  auch  für  längere  oder  kürzere 
Zeit  fest  bleiben  kann. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  scliwankenden  Marktwert  ist  der 
natürliche  Nahrungs-  oder  Gebrauchswert  der  einzelnen  Fisch- 
art stets  der  gleiche. 
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Die  neuesten  Analysen,  die  im  Auftrage  des  Pariser 
Htadtrata  im  Jahre  IH9H  ausgefülirt  wurden,  ergeben  als  Preis 
des  Nährwerts  der  bekanntesten  Süfswasserfiselie,  gemessen 
am  Nährwert  des  Rindtieisches,  wenn  man  für  dieses  einen 
Durchschnittspreis  von  (if>  PC  pro  Pfund  annimmt^  unter  Be- 
rücksichtigung des  Abfalles  pro  Pfund': 

Aal  4  t   Pfg. 

Brasse     3G     „ 

Hecht      36     ^ 

Plötze     33     „ 

Barsch    29     ^ 

Ladt  8      4t  j     ^ 

Sehlei      85     „ 

Zander  53  „ 
Sieht  man  sich  dagegen  die  Durchschnittspreise,  die  auf 
dem  Berliner  Markt  in  den  letssten  Jahren  gezahlt  wurden, 
an,  80  ergiebt  sich^  dafa  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  ver- 
kauften Fischarten  diesem  natürlichen  Wert  entsprach,  die 
weitaus  meisten  dagegen  höher  bewertet  wurden,  und  zwar 
teilweise  um  das  doppelte  und  mehr,  und  das  schon  beim 
Engrospreis.  Bei  den  Fischarten,  die  hier  zum  Vergleich 
herangezogen  sind,  handelt  es  sich  fast  ausschliefslieh  um  Süfs- 
wassertische,  withrend  der  Marktpreis  der  ^rofsen  Mehrzahl 
der  Seetische,  vor  allem  der  meistgekauften  mittleren  und  ge- 
ringeren Sorten:  Scholle,  Schellfisch,  Kabliau,  Dorsch»  Flunder^ 
im  grofsen  und  ganzen  hinter  ihrem  natürlichen  Wert  zurück* 
bleibt  oder  wenigstens  mit  ihm  gleich  steht 

(Vgl.  die  THbelle  anf  der  nächsten  >5eite.) 

Demnach  könnte  man  nach  diesem  Mafsstabe  die  Fische 
in  vier  Gruppen  einteilen,  nämlich : 

1,  Diejenigen,  die  die  als  Mafsst&b  genannte  Preisgrenze 
nicht  erreichen.  Es  sind  dies  aufser  den  billigen  Seefisehdn^ 
zu  denen  besonders  Dorsch,  Kabliau,  Flunder,  Schellfisch  zu 
rechnen  sind,  an  Süfswasseriischen: 

lebend:  frisch  in  Eist 

einige  Arten  von  Weirstischen.      Bleie,  Kaulbarse,  bunte  Fische. 
Da  hier  für  das  angelegte  Geld  sogar  noch  ein  etwas  höherer 
Nährwert  als  im  Rindfleisch  eingehandelt  wird,  so  sind  die  ge- 
nannten  Arten  ohne  Frage  als  Volksnahrungsmittel  zu  bezeichnen, 

2.  Die  zweite  Gruppe   differiert   im  Preise  nicht  wesent- 
'      lieh  mit  der  Fleischnahrung,     Zu  ihr  gehören; 

lebende  Süfswasserfische:      «okhe  frisch  io  Eis:  Seefißcbe: 

£  genannten.      Bars,  Kaiausche,     Scholle,  Lemante, 
Aland.  Kleist,  Stör. 


*  Niederschrift  der  Zollkonfer^nz  des  deutöchen  Fischereivereins  1900. 
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XIX  5 


3.  Gruppe  3  umfafet  alle  über  den  Preis  des  RiiKlftt^isches 
hinausgehenden  Arten.  Hier  könnte  man  noch  eine  Unter- 
teilung vornehmen : 

a)    geringere  Sorten: 

lebc^rid  frisch  in  Eid 

Plötzen,  Aland,        Maränen  und  die 
Quappen,  Bars.  vorhergenannten. 


Zander. 
b)   die  sogenannten  besseren  Tafelfische: 


SecfiscUe 

Heilbutten»  Rot- 
zungen y       ruas. 


lebend 


fnath  iji  Ein 


Seefisclie 


Aal,  Hecht,  Karpfen,     Aal  Hecht,  Karpfen,     Lachs,  Steinbutte, 
JSchleie,  Zander,  Schleie,  Zander,  Seezunge. 

4.  Zur  vierten  Gruppe  gehören  Dehkatessen,  die  nur  als 
Genufsmittel  in  Frage  kommen :  Lachs  L  Qualität,  Seezunge 
L  Qualität,  Steinbutt  L  Qualität,  Forelle,  Maränen  etc.  etc. 
»ufserdem  Hummern,  Austern,   u,  dergl. 

Di«  Grenzen  zwischen  diesen  Gruppen  stehen  altcrdinga 
nicht  unabänderlich  fest.  Ea  giebt  F'^ische,  auch  aulser  den 
genannten,  die  zwei  oder  drei,  eventL  auch  allen  vier  Gruppen 
angehören  können.  Deshalb  ist  die  Trennung  aber,  wenn  auch 
nicht  in  ganz  schroffer  Weise,  doch  vorbanden,  nach  der  sieh 
auch  die  Preisbildung  in  verschiedener  Weise  vollzieht. 

Für  Gruppe  1  kommen  hauptsächlich  Massenfllnge  in 
Betracht,  die  ein  starkes  Angebot  erzeugen.  Infolgedessen 
treten  billige  Preise  ein  und  dadurch  wieder  vermehrte  Nach- 
frage seitens  der  Volksschichten,  die  im  allgemeinen  nur 
billige  Nahrungsmittel  einkaufen  können,  zu  denen  bekanntlich 
der  bei  weitem  gröfste  Teil  unserer  Bevölkerung  gehört. 

Bei  Gruppe  2  liegen  die  Verbiiltnisse  ähnlich,  nur  dafs  es 
sich  schon  um  qualitativ  etwas  bessere  Sorten  handelt 

Gruppe  tl  urafaCst  In  der  llauptsHche  mittlere  Ware,  nähert 
sich  nach  oben  zu  aber  schon  den  Delikatessen.  Es  bandelt 
sich  in  der  Kegel  nicht  mehr  um  Massienfänge,  sondern  um 
feinere  Tafelfische,  die  stets  ihre  Preise  halten  und  für  die 
grofse  Masse  des  Volkes  unerschwinglich  sind. 

Bei  Gruppe  4  sind  Augebot  und  Nachfrage  verhältnis- 
mäföig  gering,  da  derselben  ausschliefslich  seltene  und  teuere 
Artikel  angehören,  die  nur  dem  Luxus  dienen. 

Die  Preise  sind  natürlich  dementsprechend  hohe. 

Wie  oben  schon  erwähnt,  sind  die  Preise,  die  der 
Produzent  vom  Aufkilufer  erhält,  zunächst  grundlegend  fUr 
den  Wert  des  Fisches  überhaupt,  wenn  auch  tliese  Kegel 
vielfach  durchbrochen  wird. 

Die  Preise,  die  der  Produzent  verlangt,  richten  sich  aber. 
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abgesehen  von  den  Marktverhältnissen ,  wenn  auch  nur  in- 
direkter -  Weise,  nach  seinen  Produktionskosten. 

Diese  differenzieren  sich  aber,  abgesehen  von  den  inT»- 
schiedenen  Gegenden  verschieden  hohen  Arbeitslöhnen  und 
den  näheren  und  weiteren  Entfernungen  vom  Markt  auch 
d<arnach,  ob  der  Fisch  ein  reiner  Wildfisch  ist,  der  nur  Fang-, 
resp.  Pachtkosten  verursacht,  oder  ob  er,  wie  z.  B-  hftofig  in 
Seen,  erst  eingesetzt  und  längere  Zeit  geschont  werden  moii. 
ehe  die  Brut  oder  die  jungen  Fische  soweit  gediehen  sind, 
dafs  sie  gefangen  werden  können.  In  solcher  Weise  wird 
häufig  mit  Aalen,  Zandern,  Karpfen,  auch  Krebsen  verfahren. 

Die  höchsten  Produktionskosten  endlich  verlangen  die 
Teichfische  durch  Anlage  und  Instandhaltung  der  TeiciiCL 
Fütterung  etc.  etc.,  bei  uns  hauptsächlich  Lachse,  Forellen 
und  Karpfen'. 

Die  Fische,  die  die  meisten  Produktionskosten  venu^ 
Sachen,  müssen  nun  bei  isolierter  Wirtschaft  auch  die  höchsten 
Marktpreise  erzielen,  mit  Ausnahme  vielleicht  von  Wildfiscben, 
die  etwa  durch  ihre  grofse  Seltenheit  oder  dergl.  höher  be- 
wertet werden. 

In  der  Regel  halten  nun  die  Teichfische  auch  auf  des 
Markt  die  höchsten  Preise.  Doch  hat  sich  in  den  letzten 
Jahren  bei  den  Karpfen,  die  für  den  Berliner  Markt  in  Tiel 
höherem  Mafse  als  etwa  Lachse  und  Forellen  in  Betracht 
kommen,  ein  stetiges  Sinken  der  Preise  bemerkbar  gemach^ 
während  zu  gleicher  Zeit  die  besseren  Wildfische  bedeutend 
stiegen.  Der  Grund  dafür  liegt  in  der  Mehrproduktion  töb 
Karpfenfleisch  sowohl  im  Inlande,  wo  sie  sich  innerhalb  zehn 
Jahren  beinahe  vervierfaclit  hat,  wie  im  Auslande  bei  gleich- 
zeitigem Stetigblcibcn  resp.  sogar  Abnehmen  der  Zufuhren 
von  Wildfischen. 

Von  einer  Überproduktion  an  Karpfen  kann  dabei  trots- 
dorn  keine  Rede  sein,  da  der  Markt  sich  fllr  die  vermehrten 
Zufuhren  bei  steigendem  Bedarf  recht  wohl  aufnahmefähig  e^ 
wiesen  hat. 

Die  Produktionskosten  -  ftir  einen  Centner  Karpfen  stellen 
.sich  bei  Fütterung,  die  im  Inlande  noch  nicht  allzu  hiiufig  i*t. 
Huf  ca.  :^o  Mk.,  ohne  dieselbe  auf  50—55  Mk.  in  Deutsch- 
land —  da  durch  das  schnellere  Wachstum  des  gegitterten 
Karpfens  das  Anlagekapital  sich  schneller  verzinst,  mithin  die 
Rente  oine  höhere  ist  als  ohne  Fütterung  — ,  während  Jas 
Ausland  im  allgemeinen  billiger  produziert.  Infolgedessen 
werden  die  deutschon  Züchter  auch  immer  mehr  zur  Fütterung 
übergehen  müssen. 

*  Niederschrift  des  deutschen  Fischereivereins,  Referat  des  Herrn 
Prunke. 

*  ZoIIkonfenmz  Paske  a.  a.  0.  pa^^  68  und  69. 
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Im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  zahlte  nun  nach  un- 
gefährer Schätzung: 

der  EngToshändler  an  den  Produzenten      0^52  Mk-  pro  Pfimd  Karpfen, 
^     Detailhilndler     ^       ^     Etigrosbandler  0»65     rt        n         n  n 

^     Konsument.         ^       ^    Detail  händlpr    0»80    „        „  „  „ 

wiüirend  die  Preise  in  den  Auktionen  mn  Weihnachten  zwischen 
58  und  70  Pfg.  sich  bewegten. 

Die  Spesen  den  Engroshändlers,  Bahn-  und  Wassertranaport, 
Rollgeld  von  den  AufsenbahnhOten^  Wassergeld,  Lokalmiete  etc. 
belaufen  sich  auf  0 — In  Mk  pro  Centner,  sodafs  er  an  jedem 
Centner  durchschnittlich  ^>  Mk,  verdient,  wovon  jedoch  noch 
abgehen  die  Verluste  durch  Absterben,  Abmagerung,  Preis- 
rlickgang  der  übriggebliebenen  Ware^  sowie  Zinsen  für  das 
dafdr  angelegte  Kaiiita!. 

Die  Spesen  des  Detailhändlers  lassen  sich  nicht  genau 
berechnen ;  doch  dürften  sie  sich  auf  ^ — 4  Mk.  pro  Centuer 
stellen,  sodafs  ein  Reingewinn  von  lU  Mk.  pro  Centner  erzielt 
würde. 

Bei  den  anderen  Fischarten,  bei  denen  die  Produktion 
zerstreuter  und  noch  viel  weniger  organisiert  ist  und  die  auch 
nicht  wie  der  Karpfen  Saisonartikel  sind,  läfst  sich  der  un- 
gefähre Gewinn  nicht  einmal  annähernd  mit  Sicherheit  angeben. 
Doch  läfst  sich  wold  annehmen ,  dafs  die  Gewinne  des  Grofs- 
handels  im  allgemeinen  höhere  sind  als  beim  Karpfengeschäft, 
wenn  sie  auch  seit  der  Einrichtung  der  Marktballenauktionen 
bedeutend  nachgelassen  liaben. 

Der  Dctailhrindler  hat  je  nach  den  Engrospreisen  bald 
einige  Pfennige  mehr,  bald  etwas  weniger  Verdienst,  Dabei 
variieren  die  Preise  aber  je  nach  den  Stadtgegenden  um 
!<»— :^n  Pfg.,  ja  manehma!  noch  melir  pro  Pfund. 

Wie  die  Preise  der  einzelnen  Fischarten  auf  dem  Engros- 
inarkt  in  den  verschiedenen  Monaten  des  Jahres  schwanken, 
möge  die  Tabelle  auf  Seite  82/8:],  die  die  Jahre  1808  und  1809 
vollständig,  das  Jahr  1897  nur  nach  den  Jaliresdurchschnitts- 
preisen  umfafst,  illustrieren. 

Es  zeigt  sich  hier  deutlich  die  ganze  Unberechenbarkeit 
im  Fischgeschäft.  Auf  phitzliches,  rapides  Fallen  der  Preise 
folgt  im  nächsten  Monat  ein  ebenso  plötzliches  Emporschnellen, 
Die  Motive  dazu  liegen  in  der  Verschiedenheft  der  Fänge  und 
der  Witterung.  Dabei  halten  sich,  abgesehen  von  den  eigent- 
lichen Saisonflachen,  die  Jahreazeiten  ziemlich  die  Wage.  Im 
S'^mmer  sind  die  Fänge  in  der  Regel  gröfser,  während  im 
Winter  der  Transport  leichter  zu  bewerkstelligen  ist. 

Dies  plötzliche  Schwanken  läfst  sich  noch  besser  in  den 
Tageanotierimgen  erkennen.  Da  das  Abdrucken  derselben 
jedoch  einen  zu  breiten  Raum  einnehmen  würde,  so  verweist 
Verfasser  in  dieser  Beziehung  auf  die  nandeUberichte  der 
verschiedenen  Fischereizeitungen. 
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^^                 Monatlichp  Durch  sclmittspreise  in  den  Jabren  l^iliM| 

Januar 

Februar 

Mar« 

April 

^^^^H               f*^i<tplis.rt 

1 

^^^^H                   t  jSvJjai  i' 

18^81  istie' 

1898  181*9 

1^981 181*9 

1898(l»99 

18&:.    -,     .iJ 

Ä.   Lebende  Fische. 

1 

m 

Hechte,  unsortiert. 

55,5 

73,1 

65,5;  78,2 

56,8    74,7 

78,2    73,3 

80.1 

v!,j*\it>^^M 

St-hli^ie.     .... 

71/2 

81,7 

75.9i  82,5 

86,9105,8 
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Karpfetj,  pcrofs   .    . 
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68,8 

^^ 

71,8 

61,0    71,5 

66,0     — 

^ 

*ifi  -^m 

^        mittel  .    , 

60,8 

54,0 

59,4 

61,5 

59.8   58,5 

61,9 

58,5 
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_     — ^^H 

klein    .     . 

53,8 

51,7 
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53,8   51,7 

— 



_^^^H 

^         unsortiert 

54,0 

57,7 

53,61  57,5 

54,8 

. — 

— - 

62,7 

75.7!  7ft3|a^H 

Aak%  grofö    .     .     . 

a53    - 

95,0108,5 

99,5^ 

121,3 

109,2 

125,1 

,»-  •' 

n  '  fl 

jJ^^^H 

^       mittel  .     .    • 

79,2;  95,0 

81,0  119,0 

87,1 

118,5 

86,3 

107.8 

1 

I^^^^H 

^        „      klein    .     ,    • 

^-      — 

■ , 

77,6 

^^ 

74»2 

72.0 

w    ,,^ 

,  ^J 

^^^^H 

^B        „       unsortiert 

—      ' 

— 

^^ 

. 

97.0 

— 

\isii 

^^^^H 

^B    Zanfkr 

85,6!  loae 

85,0  83,8 

73,4 

99,8 

77,7    86.0 

^- 

!  7^ 

^^^^1 

'          Plützeu 

28,5  m^ 

29,8   46,6' 

89,9 

39,6 

34,8    43,3 

36.e 

T^^H 

Biirse 

mS\  60,8 

58,2   m,S 

55,5|  63.31 

52,9 

54,1 

60,' 

V 

Bleie 

54,7,  37,5 

87,6!  46,2 

36,0 

43,0 

40,3 

4^.),:^ 

n 

Hunte  Fische     .     . 

26,ß  ru,o 

27,9   48,0 

37,6 

40,0 

:i9,6,  36,6 

fl 

Roddow     .... 

32,5,  a5,H 

39,4   44,8 

4>,2 

47,1 

:i4,li  'M,\) 

4.,'^ 

1 

Aland    ..... 

42,0;  48,2 

39,8   5:10 

44,1 

50,7' 

4,5,2   44,6 

iM,7 

Quap|)iui    ,    .     .     . 

23.0 

24,9 

29,5;  81,0 



40,0 

—  i  41,0 

. — 

^^,1 

— 

Karauschen    .    .     . 

46,7 

65,5 

56,8    63.2 

67;2 

64,5 

6U0    61,4 

63,8   618 

h:« 

B.    Frische  SUfs- 

' 

wisserHsche. 

, 

Het-ht.» 

37,2 

50,4 

47,7 

.54,0: 

42,1 

54,6 

46,6   42,8l 

rt.^  ü    - ,  . . 

i « -  <. 

Zander  

61.2;  eai 

58,1 

68,5 

52,7 

75,8 

45,2   41.1 

S<;hleie  .     .     .     ,     . 

39,11  49.8 

50,5 

53,0 

52,5 

— 

,58,1'  6.5,9 

Aland 

27.2'    - 

24,0    34,5 

29,5 

30,7 

25,2 

243 

liarse          ,     .     ,     . 

25,9   34,6 

37,1 

37,8 

85,4 

38,4 

25,4, 

2.8,9 

Bleie 

17,51  23,1 

20,2 

24,2 

24,2 

28,0 

25,6 

24.2 

Bunte   Fische    .     , 

16,6    19,3 

17,9 

22,2 

23,5 

21.9 

19,1 

m'y\ 

Aale 

75,2    55,0 

77,0   98,0 

80,5 

80,9^ 

74.9 

87,9 

t- 1  _■ 

Karpfen     .    ,     .    , 

39,8   45,4 

45,7;  46,8 

51,7 

40,4 

46,5 

44,8 

4.V,.: 

Maräne,  kleine  *     . 

15,2   24,9 

S5,6l  24.0 

34,7 

30,0 

47,6 

—  1 



— 

.  - 

„         grofse  .     , 

_  1    _ 

86,0  102,0 

77,0 

107,0; 

— 

^^ 



— . 

—  '"i 

Karatischen    .     .     . 

^,0|  80,5 

21,0;  47,0 

:'4,2 

44,0' 

25,5 

—  ' 

35.7  as.if "     1 

Quappen    *     .     .     . 
KauJbara    .     .    .     , 

18,2!  19,0 

22,5    18,8 

12,0 

32,0 



— 

—       — 

1 

18,01   - 

22,0    - 

6^0 

47,5 

2U 

26,7 

18.7 

n,i 

J 

C.   Seefische. 

1 

jl 

Lach» 

108.1  lf^,3 

162,0126.8 

UM 

161,2 

1403 

100,7 

1  ^-^  - 

, ..,  ^  ^ 

.. ...  -  !|^^ 

^       gefroren  .     . 

38,1    55,0 

88,5!  40,5 

52,8 

57,5 

44,0 

55,8 

^H 

Lach?f<irellen     .     , 

IHM  Iö:*,:^ 

Ms'.7  115,8 

97.0 

121,2 

124,7 

82,0 

^H 

Seezunge  .     .     .     , 

Hl  s  liM.i 

Ui<  10,115,7 

126,1 

ias,3 

107,2 

139,8 

^H 

Steinbutten    . 

5H/Zlij7,l 

1 18,4 

103,2 

82,1 

87,8 

68,4 

Sil  -.: 

— ;.■:  ^H 

Schollen    , 

20 Ji  26,5 

25,9 

27,9 

25,8 

28,4 

23,8 

^eQ^H 

Schellfische 

23,7 

25,5 

26,5 

22,7 

22,7 

28,3 

23,0 

'J'       ' 

Im^H 

Kabliutt     . 

14,1 

23.4 

17,8 

22,5 

14,9 

22,9 

16,2 

hM 

13,^ 

17„^ 

l^t^^^l 

Dorsrli  ,    .    , 

14,9 

14,5 

17,3 

16,0 

13,8 

15,6 

15,8 

16  0 

lo>( 

9.<\ 

^4^^l 

Heilbiitt     , 

30,0 

45,6 

54,6 

.56,1 

32,0 

'  42,8 

49,4 

56,0 

41,9^^1 

Flundnr      , 

12,9 

14,8 

11,7!  10.1 

15,3|  14,1 

12.0 

18.1 

"iM  ^H 

Lemante    , 

27,0 

4ti,0 

26,51  38,8 

28,0 

34,3 

26,8 

25,5 

1!5,D,  .'-.0 

m  ^H 

RotKunge  . 

— 

46,4 

.-^ 

41,0 



35,3 

, 

313 

-  '  26,: 

- '  91 

Kleist    .     , 

26,0 

i 

20,0 

— _ 

— 

26.0 

'-'    39JD 

^iA  ^^t 

Zander,    russischer 

37,2 

36,3 

87,5j  B9,8 

35,5 

39,9 

38,2 

Hl  *H 

Stör 

_ 



_     j    

__^ 

i  t,,,  ,  i     —      ÄS.fl 

40pv  '^^1 

(      Vt  1 '- 

M 

m 

J 

^LK  5.                             ^^^^^^^^^"           83       ^H 

(Ipm  ßtrlincr  Fisch-Eiigros-Markt  pro  Centner  in  Mark,                ^^H 

Jnli 

Augnat 

Si  ptbr. 

Oktober 

Novbr. 

Dezbr, 

Jiüni'sJurchscliii.          ^^ 

1 

^ 

1898|1899 

1898  1H99 

1898 '1899 

1898  1899 

1898  1899 

l>97|löü8  1899 

88,7 

71,4 

92,4 

59,6   80,6 

48.7 

1  63,5 

51,0;  56,6 

53,6 

68,9 

62,8 

64,0 

76,2            ^ 

r 

77,9 

104,0 

96.4 

100,0102,8 

87.6 

Sil  1.5 

78,4   97,7 

77,8 

82,6 

89,0 

86,6 

96,0             H 

P 



— 

— 

—  1    — 

^- 

—  ' 

-      65,0 

73,61  58,1 

66,9 

62,7              ^ 

f 

1         

— 

— 

73,7     ^- 

64,0 

— 

57,61  61,9 

60,5   58,3 

62,1 

62,1 

%  ^^» 



— 

<— 

56,5    70.0 

51,8 

— 

51,6,  50.7 

53,1;  59,8 

53,6 

— 

72,5 

— 

68,8    76,2 

■ — 

1  63,1 

-  1  56,2 

^_    !       

66,3 

a5.6 

66,6 

5 

10.^7 

105.5 

107,3 

102,7   91,6 

100,0 

1  88,9 

112,0 

97.6 



93,3 

101,5 

104,1 

ß 

94,7 

'  98,8 

<*6,4 

87,5    80.9 

«8,3 

1  79,4 

82,5 

83,3 



84,7 

84,5 

88,4 

6^;?  «^'^ 

B 

«ilj 

71,0 

56.9 

60,8,  54.9 

60,0 

56,2 

65;:i  48;0 

■■ 

72.0 

67^3 

9 

87,^ 

83,6 

81,2 

74.6;  70,7 

78,0 

74,3 

84,11    7;,_> 



75,7 

76,3 

80,9 

80.8 

91,0 

— 

84,9 

82,2   89,2 

76,3 

85,0 

7^^^^    >V>,U 

83,1 

87,6 

78,0 

79,7 

89,5 

) 



sa.o 

— 

39.4    - 

39,0 

28,2 

38,0   30.2 

32,7 

41,1 

33,8 

38,1 

38,2 

J 

59,9 

53,0 

66.4 

51.4   62,2 

49,2 

46,9 

44,7   4:^,1 

44,7 

56,2 

48,1 

51,8 

56,5              1 

! 

58,1 

45,7 

54,a 

36,8i  48,0 

32,3 

50,7 

35,5  41,6 

31,3 

41,3 

39,3 

37,3 

45,3             M 

1 

49.1 

48,4 

52,1 

41,4   45,7 

37,2 

34,3 

33,3  36,1 

34,9 

35,9 

37,7 

39,1 

■ 

l 

52,0 

55,5 

64,0 

51,8   56,8 

43,4 

70,0 

:38.3  45.4 

32,0 

47,0 

38,9 

43,6 

49,8             ■ 

P 

56,4 

50,0 

60,1 

46,0   57,9 

43,0 

51,8 

41.3!  46,8 

45,8 

48.7 

44,6 

45,1 

51,3             ■ 

L 

_ 



47,0 

-    1  46,0 

— 

38,0 

33.7 

38,1 

22,8 

38,3 

34,2 

27,2 

38,9             ■ 

P 

65,4 

65,0 

70,3 

57,6   63,1 

40.4 

61,2 

46,0 

57,9 

47,2 

58,4 

55,2 

56»4 

63,1              H 

,<j 

h  56,2 

41,3 

60,3 

36,4    5:3,4 

35,3 

45,5^ 

3.5,5 

41,2 

a5,8 

45,7 

37,4 

40,4 

50,4             H 

,s 

f    78,1 

79,6 

7H,6 

5S,1    63,8 

57,0 

56,1 

49,9    58,9 

63,7   66,1 

54,4 

59.5 

66,0             ■ 

M 

.S8.6 

45.5 

49,3 

4fi.8    54,4 

52,9 

57,0 

-      52,0 

41,6    45,5 

44.8 

47,7 

52.4             H 

,c 

>    21,9 

26,1 

30,5 

27,3   30,8 

1  24.0 

25,5 

18,8;  24,5 

—  !  20,0 

23,4 

25,6 

29,9              ■ 

,* 

v'  28,1 

23.1 

29,3 

23,3    31,4 

26,0 

27,7 

24,6i  27.1 

29,2   32,1 

24,3 

27,0 

31,5             ■ 

,1 

1  24,s 

22,0 

27.5 

19,6   28.7 

21,4 

28.3 

21,8;  23,3 

20.0,  20.0 

22,6 

21.3 

24,6              ■ 

^ 

t   21.Ü, 

17,2   21,3 

18,3   23.5 

18,1 

22.0 

18,4!  20.3 

15,8,  22.0 

18.6 

18,8 

21,4              ■ 

ft 

il  70,7 

61,2   71.0 

50,0   65,5 

73.6 

66,5 

62,7^  70.0 

74.5I  65,0 

59.2 

68,3! 

723             ■ 

1  38.0 

38.01    — 

43,3   54.3 

46,4 

53.8 

40,1 

42,6 

44,6i  41.5 

44,6 

44.4 

46,3             ■ 

; 

»  22,0 

15,0    - 

20,6   24,8 

— 

29,0 

24,4 

29,9 

23,5|  27.6 

23,5 

27,5 

26,5             ■ 

^ 

— 

—  ,    ^ — 

—  1    ~^ 

— 

. — 

— 

— 

—  1    — 

— 

81,5 

104,5             ^1 

f. 

1  81.7 

2-' n    .in.i 

33,7,  38,0 

29,0 

27,0 

— 

— 

-  '  20.0 

29.1 

28,8: 

34,7             H 



■_'■  ■  '  1 

-     30.6 



26,0 

23,7   26.0 

15,5   33,3 

ai,» 

18,3 

26,2             ■ 

^ 



12.U    Mi» 

12,8 

23,7 

12,2 

23,0 

14,0   23,0 

21,0    - 

15,4 

16,6 

24,9             V 

i' 

\  98,6 

I26,4i  148,7 

127,0 

14,5,9 

116,9 

li;l,2 

101.01162,0 

116,6  290.0 

100,7 

119.5 

147,6              ■ 

— 

3H,l;    ^- 

37,3    - 

;i3,0 

—  i 

46.5    - 

50,0    - 

40,1 

41,9 

53,2              ■ 

,< 

5  84.5 

129,1  l-.s,s 

114.5121,9 

99,4 

97,9 

70,7    aS,! 

111,>  115,6 

li>3,l 

108.0 

113,3              ■ 

,! 

n27,0 

ln'J,ll:;7J 

ii:>/2  134,9 

98,4 

113.4 

77,7  ION, 7 

liA,Vi  91,9 

10$.4 

104,7 

116,0             ■ 

\' 

\  m.^ 

H;:;;i  .^7,4 

7ö,;s    82,9 

77,5 

87,4 

73,7,  79.9 

s4,l 

92.9 

72,8 

74,6 

82,9             ■ 

,( 

5   25.6 

19,0   2n,s 

21.91  28,3 

18,3 

22,0 

21,41  24,0 

28,1 

25,2 

23,4 

22,9 

25,4              H 

1* 

>    1H,4 

I3,u  iy.5 

16,31  20,9 

17.1 

21,2 

20,5|  24,4 

26,8 

23,5 

18,1 

20.1, 

Hi**^              H 

^ 

*  20,0 

12.0   28,3 

11,5    17,7 

16,5 

20,3 

16,81  24.2 

21,4    !6.4 

14.6 

15,2 

20,8             ■ 

.( 

>    — 

12,0:    - 

10,0    ^ 

7,2 

— 

143!  19,5 

14,0    16,2 

12,6 

12,2 

14,7             ■ 

,] 

:  35,3 

38,5   40.8 

41,3   33.9 

%%% 

38.4 

42,5,    - 

44,3   31.0 

40,9 

40,0 

41,3              H 

,( 

>   14,3 

11.0:    - 

4,5    16,3 

13.5 

9,0 

16,0'    8,0 

15.5 

20.0 

12,7 

ia4 

13.2              ■ 

T 

r|  21,0 

20.7    H:\H 

21.8 

^i.3| 

24,5 

25,0 

2:3,t>,  39,0 



44,0 

21,0 

24,3 

31,7              ■ 

•     27.H 

l'M 

_ 

31,7 

29,9 

-     43,3 

^- 

44.2 

35,4              ■ 

'     23,0 

—  i  2b,u 

— 

16,7i  22,0 

— 

27,0    13,0 

21.0    19.0 

23,0 

23,5 

23,4              ■ 

*,  89,5 

48.4'  54,7 

47,5 

88.2    37,5 

39,2 

36,0!  36,0 

40.3   37.1 

40,6 

41.5 

42,3              ■ 

L 

-  1  46,0 

-     36,01    - 

48^0    -  1    _  1    -^  1    -  1 

44,9 
6* 

40,0 

52,0             M 

84  XIX  5. 

Zum  Schlufs  beweisen  diese  Zahlen  aber  auch  noch  recht 
offensichtlich  für  das  letzte  Jahr  die  schon  öfter  erwähnte 
Thatsache  von  dem  Steigen  der  Fischpreise  infolge  steigender 
Nachfrage,  bewirkt  durch  die  gilnstige  Konjunktur  und  die 
stetigbleibenden,  resp.  sogar  abnehmenden  Zufuhren,  da  die 
Produktion  nicht  in  gleichem  Mafse  mit  dem  Bedarf  stdgt. 

Während  der  jflhrh'che  Durchschnittspreis  auf  dem  Berliner 
Fischmarkt  in  den  Jahren  1892—1894  von  ca.  53  Mk.  pro 
Centner  auf  ca.  25  Mk.  herunterging*,  stieg  er  von  18M  in 
enorm,  wie  die  früher  auf  Seite  78  angeführte  Tabelle  beweiit, 
und  dürfte  bei  Fortdauer  der  günstigen  Konjunktur,  eben» 
wie  alle  übrigen  Lebensmittelpreise,  noch  eine  weitere  Steigerung 
erfahren. 


Genügrt  die  heutige  Organisation  des  Berliner  Fisch* 
marktes  den  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
an  sie  zu  stellenden  Anforderungren  ? 

Aufgabe  jedes  Handels  ist  es,  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  zu  vermitteln  und  die  von  Natur  widerstreitenden 
Interessen  beider  auszugleichen ,  das  heifst,  dafür  zu  Borgau 
dafs  die  Herstcllungsarbeit  für  den  Produzenten  einerseia 
immer  noch  lohnend  bleibt,  wahrend  andererseits  auch  der 
Konsument  Ware  in  ausreichender  Menge  erhält  und  dibd 
nicht  überteuert  wird. 

Natürlich  mufs  der  Händler  für  diese  Vermittlungsarbeit 
auch  seinen  Gewinn  erhalten,  und  dals  dieser  nicht  zu  klein 
ausfällt,  dafür  sorgt  schon  der  menschliche  Egoismus  und  der 
Erwerbstrieb,  während  auf  der  anderen  Seite  eine  scharfe 
Konkurrenz  diesen  leicht  ausartenden  Trieb  im  Zaume 
halten  soll. 

In  den  Jahren  nach  der  grofsartigen  Entwicklung  Berlins 
bis  in  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderif 
fehlte  nun  dem  Berliner  Fischhandel  dieser  heilsame  Zügel. 

Der  Markt  wurde  beherrscht  von  einigen  wenigen  FirmeD, 
die  untereinander  einen  King  geschlossen  hatten  und  dadarcb 
Produzenten  sowohl,  wie  Konsumenten  in  Abhängigkeit  tod 
sich  hielten.  Dabei  wurden  die  Fischer,  Teichwirte,  Aut- 
käufer etc.,  die  auf  den  Verkehr  mit  Berlin  aneewiesen  waren, 
fürchterlich  gedrückt,  während  die  Berliner  Kleinhändler  und 
die  Bevölkerung  fUr  die  damalige  Zeit  sehr  hohe  Preise  za 
zahlen  hatten. 

Die  vereinigten  Grofshändler  verdienten  dabei  enorme 
Summen. 


^  Xicdcrschrift  der  Zollkonferenz   des  deutschen  Fisch ereivereiw 
Referat  des  Herrn  Micha. 


H 


Ihr  Ring  wiirrle  schon  Tor  der  Erbauung  der  Markthallen 
durch  das  Auftauchen  einer  neuen ,  kapitalakräftigen  Firma^ 
die  öicli  aufserhalb  desselben  hielt,  stark  erschüttert,  um  dann 
im  Jahre  188G  durch  die  Einrichtung  der  atädtiöchen  Fisch- 
Auktionen  ganz  gesprengt  zu  werden. 

Es  wurde  dadurch  einerseits  den  Fischern,  Teich  Wirten 
und  sonstigen  Produzenten  re»p.  Aufkäufern  die  Möglichkeit 
egeben,  unahhÄogig  von  den  Grofshändlern  ilire  Ware  auf 
en  Berliner  Markt  zu  bringen,  andererseita  wurden  die  Detail- 
liändler  in  den  Stand  gesetzt,  ihren  Bedarf  eventuell  unter 
Umgehung  des  Grofshandels  decken  zu  können,  nachdem  der 
Versuch,  durch  die  stlid tische  Verkaufsvermittelung  direkt  an 
das  Publikum  Ware  abzugeben,  fehlgeschlagen  war. 

Allerdings  konnten  zunächst  nur  diejenigen  Produzenten 
und  Detailhändler,  die  wirtschaftlich  unabhängig  von  den 
Orofshändlern  waren,  die  städtischen  Auktionen^  denen  sich 
«ur  Vermehrung  der  Konkurrenz  bald  die  beiden  Privatauktionen 
Anschlössen,  benutzen. 

Wie  unangenehm  aber  schon  «ehr  bald  den  Grofshändlern 
die  neue  Konkurrenz  wurde,  zeigt  eine  Petition^  die  im  Jahre 
1887  von  der  Fischerinnung,  in  der  die  Grofshändler  die 
Führung  halten ,  dem  Magistrat  unterbreitet  wurde.  Darin 
wird  die  Auktion  beschuldigt,  die  Fische  billiger  zu  verkauten, 
wie  ihr  Wert  an  den  Fangplätzen  sei,  und  dadurch  sowohl 
den  Händler,  wie  den  Fischer  zu  ruinieren  ',  Daraufhin  ver- 
anstaltete der  Magistrat  von  Berlin  bei  den  Lieferanten  der 
Auktionen  eine  Umfrage,  die  ergab,  dafs  diese  alle  die  Bei- 
liehaltung  der  Auktionen  befürworteten. 

AUnjahlieb  blieb  denn  auch  dem  Grofshandel  nichts  übrig, 
als  sieh  mit  dem  Auktionsweaen  auszusöhnen,  besonders  als 
er  sah ,  dafs  auch  ihm  die  neue  Einrichtung  von  Vorteil  sei, 
indem  er  grofse  Posten  Ware  unter  Umständen  in  die  Auktionen 
werfen  konnte  und  immer  noch  einigermafsen  bezahlt  bekam, 
die  ihm  vielleicht  verdorben  wären  oder  die  er  nur  mit  grofsen 
Verlusten  hätte  einlagern  resp.  verkaufen  können*  Sogar  von 
Firmen  der  grofaen  englischen  Jlärkte  kommen  zu  Zeiten  bei 
«ehr  reichliehen  Fängen  Zufuhren  besonders  von  Luxus- 
Seefischen  y  die  direkt  an  den  städtischen  Verkaufsvermittler 
konsigniert  sind. 

Andererseits  kaufen  die  EngrosUrmen  auch  bei  günstiger 
Konjunktur  auf  den  Auktionen,  sodafs  häufig  ein  recht  reger 
Geschäftsverkehr  zwischen  beiden  Parteien  stattfindet» 

Besonders  handelt  es  sich  dabei  um  den  Verkehr  mit 
lebenden  Fischen^  während  der  Frischtischhandel  sich  den 
Auktionen  gegenüber  noch  zurückhaltender  zeigt,  was  seinen 
Grund    darin    haben    mag^    dals    Berlin    einmal    der   gr^fste 
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europäische  Markt  und  Centralplatz  ftir  lebende  Fische 
und  zweitens  der  Berliner  im  allgemeinen  noch  den  let 
Fisch  dem  toten  bei  weitem  vorzieht.  Infolgedeesen  habi^ 
denn  aueli  die  Auktionen,  die  nicht  nach  aufserhalb  xermnäm^ 
,sondern  in  der  Hauptsache  die  Bedürfnisse  des  ßerfiaar 
Konöums  befriedigen ,  auf  den  Handel  mit  lebenden  FMlieii 
einen  grölseren  Einflufs  gewonnen  als  auf  den  mit  loieii, 
wenn  eaueh  in  letzterer  Beziehung  immerhin  mit  ihnen  gerediaift 
werden  mufs. 

Den  Austausch  vom  europäischen  Osten  mich  dem  Wttlii 
und  von  Norden  nach  Süden,  der  neben  der  Ver*orgllllf 
Berlins  die  Hauptaufgabe  des  Berliner  Fi  seh  handeis  bild<^  Mt 
dagegen  den  Grofsfirmen  voll  und  ganz  erhalten  geblieben  miA 
hat  sich  seit  Bestehen  der  Markthallen   sogar    noch  erweitert- 

Nun  soll  ja  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Ware,  r^  *  • 
den  Auktionen  feilgeboten  wird,  nicht  immer  so  autig^ 
ist,  wie  der  GrofshUndler  sie  liefern  kaniu  Dafür  aind  dxt 
Auktionen  aber  gewissermal'sen  das  Sicherheitsventil,  d»  d« 
Überschufs  der  Produktion  aufnimmt  und  durch  die  Schnellig- 
keit des  Umsatzes  verhindert,  dafs  nicht  grof&e  Mengen  von 
Waren  durch  Verderben  dem  Konsum  verloren  gehen.  Sind 
gewisse  Fischsorten  einmal  sehr  reichlich  auf  dem  Markt  und 
übersteigt  das  Angebot  die  Nachfrage,  nun,  so  wird  man  ^ 
ehe  man  sie  dem  Verderben  anheimfallen  liifst,  lieber  in  iBf 
Auktionen  werfen,  sei  es  seitens  der  Produzenten  oder  sonstig^i} 
Lieferanten ,  sei  es  auch  seitens  der  Grofshändler.  Dilttr 
bringt  die  Ware,  die  sich  ja  der  Käufer  vorher  ansehen  kinii, 
wenn  sie  nicht  erstklassig  ist,  auch  nicht  den  Preta  wie  ai»^ 
gesuchte. 

Ist  Überfülle  an  gewissen  Fischsorten  auf  dem  Markt  nff- 
handen,  so  sinken  —  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat  —  & 
Preise  gleicherweise    in   den  Auktionen   wie    im  Grofshaad^ 

Bei  gleichwertigen  Fischen  werden  jedoch  die  Preise.  »V 
gesehen  von  den  gröfseren  Spesen  und  dem  durch  den  Kjtdii 
bewirkten  Risiko ,  die  sich  der  Grofshändler  bezahlen  Itmm 
niufSj  in  der  Regel  im  Orofshandel,  wie  in  den  Auktian«! 
nicht  zu  sehr  voneinander  abweichen,  da  ja  die  Käufer  hkr 
wie  dort  zum  allergröfsten  Teil  Detailhiindier  aus  Beriin  noi 
Umgegend  und  viellaeh  auch  dieselben  Personen  sind,  die  dif 
Tagespreise  genau  kennen  und  durch  ihre  Konkurrens  Wia 
Bieten  untereinander  schon  dafür  sorgen,  dafs  die  Preise  nidtt 
zu  sehr  hinter  den  Tagesnotierungen  zurückbleiben. 

Gewil'e  mag  es  hier  und  da  vorkommen,  dafa  einxebi^ 
Bieter  Verabredungen  untereinander  treffen  und  dafs  eininalt 
besonders  bei  geringerem  Besucli  der  Auktionen,  niedrigeiv 
Preise  erzielt  werden;  im  allgemeinen  sind  derartige  ManiMi- 
lationen  aber  durch  die  Konkurrenz  der  Bieter  untereinandw 
und   die    Öffentlichkeit   der  Auktionen,   die   einem  jeden  jfai_ 
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Recht  des  Bietens  giebt,  ausgeschlossen,  ganz  abgesehen  davon, 
dafa  wenigstens  bei  den  Markthallena oktionen  der  städtische 
Verkaufsvermittler,  wenn  er  Derartiges  bemerkt,  das  Recht 
und  die  PHicht  hat,  dagegen  einzuschreiten.  Die  kleinen 
Detail  Händler,  die  keine  grofsen  Lagerräume  und  Gefrierhäuser 
habeOj  die  aufserdam  nicht  das  Kapital  besitzen,  gröfsere  Vor- 
räte aufkaufen  ku  können,  sowie  endlich  auf  den  Kredit  des 
Ororshändlers  angewiesen  sind,  decken  ihren  Bedarf  in  der 
Uegel  bei  diesem,  wenn  auch  nicht  ausgeschlossen  ist^  dafs 
sie  ab  und  zu  in  den  Auktionen  kaufen,  während  die  gröfseren 
und  kapitalskräftigeren  ihre  Waren,  wie  es  ihnen  am  Torteil- 
haftesten  erscheint,  sowold  bei  den  Grofshändlern^  wie  durch 
flie  Auktiaoeo  einkaufen. 

Die  Fischer  und  die  Hochseefischereigesellschaft  Nordsee, 
die  beide  die  eigenen  Produkte  auf  den  Markt  bringen,  nehmen 
neben  den  Engrostirmen  und  Auktionen  noch  an  der  Kon- 
kurrenz teil,  doch  kommen  sie  für  die  Versorgung  und  i'reis- 
büdung  wegen  der  verhaknismäfsig  gitnu^en  SIengcn,  die  sie 
liefern,  nur  wenig  in  Betracht;  auch  richten  sie  sich  im  all* 
gemeinen  nach  den  Marktpreisen. 

Wenn  trotz  der  Konkurrenz  die  Fischpreise  in  der  letzten 
Zeit  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  sind,  so  sind  daran  nicht  die 
Berliner  Engrostirmen  und  Auktionen  schuld^  denn  thatsächlicli 
wird  im  Grofstischhandel  jetzt  viel  weniger  verdient  als  in 
früheren  Jahren,  sondern  die  Ursachen,  die  oben  schon  des 
näheren  besprochen  sind,  nilmlich  die  Unmöglichkeit,  die 
Produktionsfähigkeit  unserer  Binnengewäsacr  und  Meere  zur 
Zeit  erheblich  zu  steigern  bei  anschwellendem  Bedarf  und 
einer  seit  einigen  Jahren  stetigen  Ilausseperiode^  sodafs  immer 
entferntere  ausländische  Produktionsgebiete  aufgejsucht  werden 
müssen ,  wodurch  naturgemäfs  Spesen  und  Kisiko  immer 
gröfser  werden. 

Wie  weit  die  stillstehende  Produktionsfähigkeit  unserer 
Gewässer  durch  Schuld  des  prculsischen  Fischereigesetzes  vom 
3(),  Mai  1874  verursacht  ist  —  wie  von  der  Mehrzahl  der 
Ffschereiinteressenten  behauptet  wird  — ,  läfst  sich  vorläufig 
wohl  noch  nicht  entscheiden,  und  wie  weit  der  vom  Deutschen 
F^ischerei verein  ausgearbeitete  Abänderungsentwurf,  der  augen- 
blicklich der  Regierung  vorliegt,  Abhilfe  bringen  wird,  das 
ruht  noch  im  Schofse  der  Zukunft. 

Von  einem  schweren  Schlage  wurde  im  Frühjahr  19<)(> 
der  Berliner  Fisch handel  bedrf>ht,  und  zwar  durch  die  Aussicht 
auf  einen  Fischzolh  über  den  auf  Anregung  aus  Interessenten- 
kreisen sowohl  im  deutschen  Fischereiverein,  wie  im  deutschen 
Seefischerei  verein  unter  Zuziehung  von  Vertretern  der  Re- 
gierung verhandelt  wurde.  Beide  Kommissionen  spraclien  sich 
in  ihrer  grofsen  Mctirheit  gegen  den  Zoll  aus,  und  zwar,  weil 
—  wie  von  den  einzelnen  Vertretern  des  Näheren   ausgeführt 
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wurde  —  Deutschland  auf  den  Bezug  aus  dem  Auslände  an- 
gewiesen sei,  und  durch  den  Zoll  die  an  sich  schon  hohen  und 
immer  noch  steigenden  Fischpreise,  die  augenblicklich  dem 
Fischer  eine  genügende  Entlohnung  gäben,  noch  mehr  eInpo^ 
schnellen  würden,  wodurch  die  Fischnahrung  fUr  viele  Klauen 
und  gerade  die  ärmeren  unerschwinglich  werden  würde,  ib- 
gesehen  davon,  dafs  auch  die  Nachbarländer  in  diesem  Falk 
Repressalien  ausüben  würden,  während  man  Rufsland,  dai 
einzige  Land,  das  heute  Fischzoll  erhebe,  vielleicht  auf  andere 
Weise  zur  Aufhebung  bestimmen  könnte*. 

Für  Berlin  würde  die  Annahme  des  Fischzolls  durch  die 
Fischereivereine,   eventuell  die  Gesetzwerdung  desselben,  die 

i'a  nun  vorläufig  ausgeschlossen  erscheint,  sehr  verhängnisvolle 
i^olgen  geliabt  haben,  indem  der  blühende  Berliner  Zwischen- 
handel von  Nord  nach  Süd  und  Ost  nach  West,  vor  allen 
Dingen  der  zwischen  Rufsland  einerseits  und  Westeuropa,  be- 
sonders Frankreicli,  andererseits  mit  einem  Schlage  vernichtet 
worden  wäre.  Denn  die  russischen  Produzenten  würden  sich 
wohl  gehütet  haben,  den  deutschen  Zoll  zu  bezahlen,  sondern 
hätten  wahrscheinlich  von  den  Grenzstationen  aus  ihre  Ware 
unter  Umgehung  von  Berlin  direkt  unter  Transit verschluii 
nach  dem  Westen  gesandt,  ein  Verfahren,  das  so  wie  so 
immer  mehr  an  Boden  gewinnt  zum  Schaden  des  Berliner 
Grofshandels. 

Besondere  Beachtung  verdient  jedoch  auch  für  deii  Handel 
die  in  der  Kommission  für  Abänderungen  des  preufsischen 
Fisehercigesetzes  vom  'M).  Mai  1874  ventilierte  Frage  der 
Bildung  von  Fiseliercigenossenschaften,  eventuell  durch  staat- 
liche Zwiingsniafsregeln. 

Die  Bijfugnisse  dieser  Genossenschaften  sollen  sich  nach 
dem  Entwurf  zunächst  allerdings  nur  erstrecken  auf  geregelte 
Aufsichtsführung  und  gemeinschaftliche  Mafsregeln  zum  ^khatz 
des  Fischbestandes,  sowie  auf  gemeinschaftliche  Bewirtschaftang 
und  Benutzung  der  Fischwasser  seitens  der  Berechtigten  eines 
gröfseren,  zusammonhiingenden  Fischereigebietes,  deren  Ver- 
tretung einem  durch  sämtliche  Berechtigte  nach  näherer  Vor- 
schrift dos  Statuts   zu  wählenden  Vorstande   zufallen  würde*. 

Sollte  dieser  Entwurf  Gesetz  worden,  so  würden  sich  sicher 
dadurch  das  Solidaritätsgofühl  und  der  Unternehmungsgeist 
sowie  auch  die  g(»schäftlichcn  Fähigkeiten  der  Fischer  heben. 
und  sie  würden  vielleicht  mit  der  Zeit  dazu  übergehen. 
Produktiv-  und  Verkaufsgonossenschaften  zu  gründen,  die 
unter  Umgehung  des  Zwischenhandels,  analog  z.  B.  den  ver- 
sc'hiedenon  llolkereigenossenschaften,   wie   es  auch  schon  von 


'  Zollkoiif«'n*iiz  des  diMitsclicn  Fischeroi-  und  Seefischerei  vor  eins  19ÖÖ. 
■-■  AhiiiMliTuii^scntwurf  dos  nnuifsisehen  Gcaetzos  vom  30.  Mai  1n4, 
u'urbriti't  v(»ii  dor  Kommission  dos  deutschen  Fischereivereins  190Ü. 


HSen  Teiehwirten  auf  der  Baulzeuer  Kar])tenbör8e  im  Jahre  1899 
H|^plaui  wurde,   Fische  auf  den  Markt  bringen  würden. 
^^  In  welcher  Weise  eine  solche  VerkaufsgenossjenBchaft  ©in- 

j  zurichten  wäre,  näher  zu  betrachten»  i!*i  nicht  8ache  der  vor- 
liegenden Untersuchung;  jedenfalls  mllfste  sie,  wenn  mit  den 
I  nötigen  Mitteln  und  in  gröiserem  Malsatabe  in  Scene  gesetzt, 
I  eine  neue  und  gefährliche  Konkurrenz  für  die  schon  bestehen- 
den Geschäfte  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  bilden,  da  sie  — 
wie  wohl  anzunehmen  —  mit  geringeren  Spejsen  als  diese 
arbeiten  würde. 

Je  schärfer  die  Konkurrenz  j  desto  besser  ist  es  aber  für 
den  Konsumenten,  desto  billiger  wird  dieser  seine  Ware  be- 
ziehen^ während  in  unserem  Falle  auch  die  Genossenschafter 
wohl  auf  ihre  Kosten  kommen  und  eine  höhere  Entlohnung 
ihrer  Arbeit  finden  würden  als  beim  Verkauf  an  die  Auf- 
käufer, sodafs  die  Intere.ssen  von  Konsumenten  und  Pro- 
duzenten hier  Hand  in  Hand  gehen  würden* 

Endlich  möchte  V^erfasser  noch  darauf  hinweisen,  dafs 
auf  dem  Berliner  B^'ischraarkt  analog  der  Entwicklung  des  ge- 
samten modernen  Geschäftslebens  die  Grofsbetriebe  immer  melur 
die  Oberhand  zu  gewinnen  scheinen ,  und  zwar  sowohl  im 
Engroö-  wie  im  Detailgesehäft.  Es  läfst  sich  das  allerdings 
nicht  zahlenmälsig  nachweisen,  da  keine  Abnahme  der  kleineren 
Geschäfte  zu  verzeichnen  ist.  Aber  im  Grofshandel  gelten 
schon  seit  langer  Zeit  nur  die  Firmen  etwas,  die  mit  grofsen 
Umsätzen  von  Hunderttausenden  und  Millionen  rechnen ,  und 
im  Detailhandel  treten  in  jüngster  Zeit  auch  immer  mehr  die 
kapitalskräftigen  Geschäfte  hervor  durch  Gründung  von  Filialen 
und  Mieten  melirerer  Marktballenstände  in  den  verschiedenen 
Stadtgegenden  etc.;  sie  sind  auch  die  einzigen,  die  bei  Liefe- 
rungen für  Kasernen,  Oflizierkasinos,  grofse  Restaurants, 
Hotels  etc.  in  Frage  kommen^  da  die  kleineren  Händhir  eben 
ftchlechterdings  mit  ihren  unzureichenden  Mitteln  derartige 
Aufträge  nicht  ausführen  können. 

Täuscht  nicht  alles,  so  wird  die  Entwicklung  in  dieser 
Richtung  fortschreiten  und  vielleicht  auch  die  Form  der  mo- 
dernen Dccentralisation  des  Kapitals  annehmen, 

Schun  ist  die  Hochseefischereigesellschaft  ^Nordsee**  mit 
einem  Aktienkapital  von  drei  Millionen  Mark  als  Beispiel 
dieser  Gattung  auf  dem  Berliner  Fischmarkt  vertreten ,  und 
neuerdings  spricht  man  davon,  dafs  die  gröfste  Engroshandlung 
ftlr  lebende  Fische  in  Berlin  zwecks  Vergröfserung  des  Ge- 
schäfts sich  demnächst  in  eine  Aktiengesellschaft  un wandeln 
werde  ^ 

Sollte  dies  Beispiel  typisch  sein,  und  würden  sich  diesem 
Vorgehen  noch  andere  Firmen  anschliefsen ,   so   kann  es  viel- 
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dafs  der   Berliner   Fisclmiajkt 
FischereigenodseoÄchaften    be- 


leicht emmal  dahin  kommen, 
von  Aktieiigesellsc haften  und 
herrscht  wird. 

Doch,  wenden  wir  uns  von  diesen  Zukunftsträomen  ab 
und  noch  einmal  der  heutigen  Organisation  des  Berliner  FijH'h- 
marktes  z%  so  können  wir,  *1as  Resultat  unserer  Betrachtungen 
zusammenfaBBcnd ^  sagen:  Die  heutigen  Zustände  auf  dem 
Berliner  Fischmarkt  sind  allerdings  keine  idealen  und  nach  iQai 
Seiten  hin  befriedigenden^  was  ja,  solange  es  sich  um  die  B<^ 
thätigung  von  Menschen  mit  verscliiedenen,  zum  Teil  einander 
widerstreitenden  Interessen  handelt,  auch  gar  nicht  möglich 
ist;  aber  wenigstens  ist  einmal  ein  uiösichtiger  Handel  an  der 
Arbeit,  die  Produkte  des  In-  und  Auslandes  zum  Teil  filr  den 
heimischen  Markt  auszunutzen,  zum  Teil  sie  auch  mit  G^iräa 
wieder  auszuführen  und  dadurch  zur  Hebung  dea  Natiooftl- 
Wohlstandes  beizutragen,  und  zweitens  ist  durch  die  Eoo- 
kurrenz  bei  der  Versorgung  Berlins,  die  ja  die  Hauptaiibikr 
des  Berliner  Fischmarktes  darstellt,  dafür  gesorgt,  dafs  K)flii 
Monopol  wieder  entstehen  kann,  das  für  Produzenten  wie  ftr 
Konsumenten  von  gröfstera  Schaden  wäre.  Zu  wfioaefceii 
würe  allerdings,  dafs  durch  noch  strirkere  Konkurrena  der 
Konsument  billigere  Fische  erhalten  könnte,  ohne  data  d^r 
Produzent,  dessen  Entlohnung  für  seine  Arbeit  im  aUgemeines 
heute  keine  glänzende  ist,  den  Schaden  zu  tragen  braaclite, 
während  der  Grofshändler,  wenn  man  ihm  auch  seinen  Ver- 
dienst nicht  zahlen mäfsig  nachweisen  kann,  doch  immer  noch 
soviel  verdient,  dafs  er  am  ersten  imstande  wäre,  mit 
ringerem  Unternehmergewinn  zufrieden  zu  sein. 


Zum  SchUifs  möchte  Verfasser  noch  einmal  auf  die 
zurückkommen,   ob  es  möglich  sein  wird,  die  Fischkosi  in 
höherem  Grade   als  jetzt  zum  Volksnahrungsmittel  der  Grob- 
stadt zu  machen. 

Wie  schon  in  der  Einleitung  ausgeführt,  ist  et  doD 
Menschen  wohl  möglich,  nur  oder  zum  gröfsten  Teil  Ton 
Fischnahrung  zu  leben,  Voraussetzung  dafür  ist  aber,  dafi 
man  dieselbe  in  genügender  Menge  hat,  wie  der  Fischer  tu 
der  Küste,  der  in  Bezug  durauf  noch  im  Zustande  der  Natural- 
wirtschaft steckt. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  in  der  Grolsstadt  Hier  mnh 
die  Frau  aus  dem  Volke,  deren  Mann  meist  einer  anstrengench^a 
Thätigkeit  nachgeht,  sehen,  wie  sie  mit  dem  wenigen  Wirt- 
schaftsgelde, das  zu  ihrer  Verfügung  steht,  mögliehst  kräftige 
Nahrungsmittel  einkaufen  kann ,  um  das  natürliche  B^ftHbii 
nach  Speise  zu  befriedigen. 

Da  wird  sie  bei  den  heutigen  Fischproisen  im  i 
immer  besser  fahren,  wenn  sie  Fleisch  anstatt  Fisc 
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Im  Jahre  ISW  worden  für  die  als  Volksnalirungsniittel 
hauptsilchlich  ia  Betraelit  konimendeii  Fischarten  bezahlt  pro 
Pfund: 

im  Engroshandel 
tote  Stifswaseerfische      Seefische 


P  lebende 
Bleie  ,  •  .  45,3 
bunte  Fische  41,0 
Quappen  •     .     38,9 

_  Plötzen     ,     .     38,2 


Barse  .     *     , 
Bleie    .     ,     . 

bunte  Fische 
Makränen 
Aknd  .     .     . 
Karausche    * 


Quappe    . 
Kaulbars  * 


31,5 
24,0 
21,4 
2ti,3 
20,0 
34,7 
2Ü.2 
24,9 


Sehellfisch 
Kabliau  , 
Dorsch 
Flunder  . 
Lemnnte  . 
Rotzunge. 
Kleist  .  , 
Scholle     . 


21,7 
20,8 
14,7 
13,2 
31,7 
35,4 
23,4 
25,4 


L 

^         Diese  Preise    erhöhen    sich    im    Detailhandel    um    durch- 
Richnittlich  10  Pfg.  pro  Pfund.    Zur  Zubereitung  gehören  dann 
^koch  Feuerung,  ferner  Fette  irgendwelcher  Art,   Butter,  Mar- 
^garine  oder  Schmalz,  Oewürze  u.  tlergh  mehr,  wofür  man  auch 
noch  mindestens  10  Pfg.  ansetzen  kann,    sodafs  beispielsweige 
ein  Pfund  Plötzen  ca,  58,2  Pfennige   fertig   zubereitet   kosten 
würde,  während  ein  Pfund  Kindfleisch,    das  in  den  Arbeiter- 
quartieren nicht  teurer  sein  wird  wie  00 — ^05  Pfg.  pro  Pfund^ 
zur  Bereitung  nur  die  Feuerung  erfordert.    Dabei  ist  aber  zu 
bedenken,    dafs  Rindfleisch  ungefHhr  den  doppelten  Nährwert 
hat   wne  Plötzen,    und    dafs    die  Arbeiterfrau    im   allgemeinen 
wohl  ein  Pfund    oder   auch    ein   halbes  Pfund  Rindfleisch    zu- 
bereiten wird,  das  im  Verein  mit  den  nötigen  Kartoffeln  dann 
eine  ganz  kräftige  Mahlzeit  ergiebt,  wäthrend  ein  Pfund  Fische 
für  zwei  Personen,  besonders  bei  anstrengender  Arbeit,  nicht 

»recht  zur  Sättigung  genügen  wird. 
Nun  notieren  die  Fische  ja  manches  Mal  unter  dem  Durch* 
sehnittspreise,  aufserdem  giebt  es  auch  noch  billigere  Fisch- 
borten  als  Plötzen,  z.  B.  die  billigaten,  die  Flundern,  von  denen 
das  Pfund,  wie  oben  geschildert,  fertig  zubereitet  auf  ca.  30 
bis  35  Pfg.  zu  stehen  kommen  würde,  sodals  es  öfter  ganz 
lohnend  sein  wird,  Fische  einzukaufen;  in  der  Regel  wird 
aber  der  Käufer  von  Fleisch  und  speciell  von  Rindfleisch  für 
dasselbe  Geld  mindestens  den  gleichen,  wenn  nicht  einen 
höheren  Nährwert  erwerben,  wie  der  Fisehkilufer. 

Je  weniger  nun  eine  Familie  für  ihre  Ernilhrung  ausgeben 
kann,  desto  weniger  wird  sie  imstande  sein,  den  Verlust,  der 
sieh  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Kaufpreise  und  Nährwert 
ergiebt,  tragen  zu  können;  giebt  es  doch  in  der  Grofsstadt 
auch  Menschen  genug,  die  sich  nur  selten  einmal  den  Genufs 
von  Fleisch  gönnen  können,  und  für  diese  wird  demnach  in 
den  meisten  Fällen  die  Fischkost  in  ausreichendem  lilafse 
aum   Sattwerden    erst   recht  nicht   zu   erschwingen   sein.     In- 
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folgedessen  kann  von  der  Fischkost  als  einem  VolksnahruDgs- 
mittel  gerade  für  die  Ärmsten  der  Grofsstadt,  die  dadurai 
vielleicht  einen  Ersatz  für  Fleisch  finden  könnten ,  kaum  ge- 
sprochen werden,  während  für  die  mittleren  ArbeiterklasMo 
der  Fisch  neben  der  sonstigen  Kost  eine  schätzbare  Beigibe 
und  Abwechslung  bietet  und  hier,  ebenso  wie  im  Mittelstand 
und  den  oberen  Klassen  immer  mehr  an  Boden  gewinnen  wird. 
vorausgesetzt,  dafs  die  Preise  nicht  in  einem  abnormen  Ver- 
hältnis höher  steigen  als  die  sonstigen  Lebensmittelpreise  and 
die  Arbeitslöhne.  Würden  die  letzteren,  die  ja  bei  der  jetzigeD 
Hausseperiode  auch  in  stetem  Steigen  begriffen  sind,  einmal 
nachlassen  bei  steigenden  Fischpreisen,  so  wtlrde  der  Kreii 
der  Fischesser  jedenfalls  bedeutend  abnehmen. 

Da  die  Fischpreise,  wie  wir  gesehen,  so  sebr  häufig  and 
plötzlich  wechseln,  so  wäre  es  auch,  um  den  Fisch  populärer 
zu  machen,  notwendig,  dafs  dem  Publikum  bekanntgegeben 
^vürdc,  welche  Fischsorten  gerade  in  gröfseren  Mengen  am 
Markte  seien. 

Heute  geht  die  Hausfrau  auf  den  Markt  mit  der  be- 
stimmten Absicht,  diese  oder  jene  Fischart  zu  kaufen  und  malf 
dann  häufig  ihren  Fisch  sehr  teuer  bezahlen  oder  überhaupt 
vom  Kauf  absehen,  weil  davon  augenblicklich  nur  geringe 
Mengen  vorhanden  sind,  während  zu  gleicher  Zeit  Masaenftnge 
einer  anderen  Art  verderben  und  der  Abdeckerei  über^'ieaen 
werden  müssen,  weil  keine  Käufer  vorhanden  sind. 

Einer  der  grofsen  Interessenten,  mit  dem  Verfasser  über 
diese  Kalamität  sprach,  machte  den  Vorschlag,  man  solle  der 
Presse  täglicli  Nachricht  davon  geben,  welche  Fischarten  in 
grofsen  Mengen  am  Markt  seien,  und  diese  solle  dann,  in  der- 
selben Weise  etwa,  wie  die  Theateranzeigen,  diese  Mitteilungen 
veröffentlichen;  eventuell  könnten  auch  die  Littfafssäulen  dazu 
mit  herangezogen  werden. 

Wenn  dieser  Gedanke  in  die  That  umgesetzt  und  syste- 
matisch durchgeführt  würde,  so  wäre  es  ja  immerhin  mögUch. 
dafs  dadurch  der  Fischkonsum  sich  etwas  vergröfserte,  indem 
der  Berliner  Einwohner  dann  wüfste,  welche  Arten  in  Massen 
vorhanden  und  daher  billig  seien,  und  infolgedessen  seine  Ein- 
käufe darnach  einrichtete  und  öfter  einmal  ein  Gericht  Fische 
erstände. 

Daneben  wäre  es  noch  ganz  nützlich,  wenn  durch  Ver 
teilung  von  Kochrecepten  für  Fische  —  wie  es  in  jüngster 
Zeit  von  seiten  einzelner  Firmen  schon  geschehen  ist  —  gerade 
den  Frauen  der  ärmeren  Volksklassen,  deren  haus  wirtschaft- 
liche Fähigkeiten  dadurch,  dafs  sie  gezwungen  waren,  von 
Jugend  auf  mitzuverdienen  —  soweit  sie  nicht  Dienstmädchen 
waren  — ,  meist  sehr  wenig  entwickelt  sind,  gelehrt  würde,  auf 
welche  Weise  man  Fische  schmackhaft  zubereiten  mufs. 

Doch,    das   sind  alles   nur  kleine  Mittel.     Die  Hauptbilfe 
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für  stärkeren  Konsum  liegt  darin,  dafs  man  für  Vermehrung 
der  Zufuhren  sorgt,  die  in  den  letzten  Jahren  eher  ab-  als 
zugenommen  haben. 

Das  geschieht  am  besten,  indem  man  nicht  nur  für  immer 
die  Idee  von  Fischzöllen  fallen  läfst,  sondern  den  Fischen  auf 
den  Bahnen  noch  gröfsere  Erleichterungen  gewährt  als  bisher 
und  vielleicht  die  Tarife  noch  mehr  heruntersetzt.  Dadurch 
würde  unsere  Hochseefischerei  einen  neuen  Ansporn  erhalten, 
die  Zufuhren  würden  gröfser  und  die  Fische  würden  billiger 
werden. 

Allerdings  würde  sich  auch  das  Ausland  diese  Erleichterung 
zu  nutze  machen  wollen.  Dem  liefse  sich  aber  dadurch  be- 
gegnen, dafs  man  dieselben  nur  für  die  deutsche  Produktion 
gelten  liefse. 

Vor  allem  aber  sollte  man,  soweit  thunlich,  den  Anregungen, 
die  in  dem  vom  Deutschen  Fischereiverein  bearbeiteten  Ent- 
warf von  Abänderungen  des  Preufsischen  Fischereigesetzes 
vom  30.  Mai  1874  gegeben  sind,  Folge  leisten  und  der  deutschen 
Fischerei,  soweit  möglich,  den  so  nötigen  Schutz  vor  den 
modernen  Industrie-  und  Verkehrsanlagen  angedeihen  lassen. 

Ist  hierin  erst  einmal  ein  Wandel  eingetreten,  so  werden 
sich  die  deutschen  Gewässer  auch  wieder  mit  Fischen  beleben, 
der  Fischer  wird  stärkere  Fänge  haben,  die  in  Gestalt  gröfserer 
Zufuhren  wieder  dem  Markt  zufiiefsen  werden.  Die  höheren 
Zufuhren  werden  niedrigere  Preise  und  damit  stärkeren  Konsum 
bedingen,  und  trotzdem  werden  Fischer  und  Händler  wegen 
des  gröfseren  Umsatzes  doch  auf  ihre  Rechnung  kommen. 
Schliefslich  werden  wir  durch  Vermehrung  und  VerbiUigung 
unserer  eigenen  Produktion  vom  Auslande  unabhängiger,  wo- 
durch eine  wahrhaft  nationale  That  im  Interesse  unserer  ge- 
samten deutschen  Volkswirtschaft  vollbracht  werden  würde. 
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Eipleitung. 

1.  Vorwort.  —  2.   Moiiv  und   Zweck   ansere^  KrÄnkenveraicherungfl' 

fesetzes.  8.  Fürsorge  für  erkrankte  Arbeiter  vor  de«6en  Erscheioen.  — 
.  Inhalt  des  Gesetzes.  —  5.  Seine  wiehtijz^aten  Prinzipien,  —  6.  Seine  Trag- 
weite und  eein  Verhältnis  zur  civilrecht liehen  Dienstmiete  und  zum  civii- 
rechtlichen  VerBichenin>c8 vertrag,  —  7,  Gliederung  des  zu  behandelnden 
Stoffes.    —   s.    Allgemeiner  Vergleich   mit  der  gesetzlichen  Regelung  der 

rbeiter-KrankcnverBiehening  im  Dcntachen  Keiche. 
— 
1.     fo   ist   nun   über   ein    Deceonium    her,    s^it   die   öster- 

reicIiiBche  (iesetzgebang  mit  Erlafs  de»  Arbeiter- Unfall-  und  des 
Arbeiter -KrankeDverüicberungsgesCitzes  den  ersten  entacliiedenen 
Scbritt  auf  dem  Gebiete  moderner  Sodalpolitik  gethan.  Während 
der  ersten  Jahre  der  (leltung  eines  neuen  Gesetzes  werk  es  ist  es 
kaum  möglich,  ein  öichereö  Urteil  über  die  Frage  zu  föUen,  ob 
es  seinen  Zweck  ediillt,  und  welche  Vorzüge  und  Mängel  es  bei 
seiner  praktischen  1  )urcbt\ihrung  aufweist.  Es  mufs  sich  eben 
erst  einleben  j  der  neue  gesetzgeberische  Gedanke  mufs  Wurael 
gcUagen  in  der  Bevölkerung^  die  Praxis  muls  einen  sicheren  Weg 
austreten ,  auf  welchem  sie  die  Wohlthaten  des  Geaetze«  dem 
Volkelleben  zuführen  kann.  —  Nach  zelin  Jahren  aber  wird  sich 
in  der  Reget  die  Frage,  oh  die  Verbindung  des  toten  Oesetaes- 
buchstaben  mit  dem  lebendigen  Bfjdürtnisse  des  Lebens  eine 
organische  geworden  oder  nicht,  beantworten  lassen,  und  aus  der 
reichen  Fülb»  praktischer  Erfahrungen»  welche  bei  der  Anwendung 
der  neuen  Normen  gesammelt  wurden,  kann  man  ein  Urteil  über 
Wirkung  und  Wert  derselben  schöpfen,  kann  man  Anhaltspunkte 
flir  die  Weiterentwicklung  gewinnen. 

Solche  Untersuchungen  anzustellen,  ist  nicht  nur  ein  Recht, 
sondei-n  auch  eine  Pflicht  der  Pi-axis,  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte ausgehend  soll  veriiucht  werden^  dem  Vielen,  das  über 
unsere  Arbeiterversicherung  schon  geschrieben  wurde,  die  Be- 
obachtungen und  Einwägungen  eines  Praktikers  an  die  Seite  %\x 
stellen. 
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Die  nachfol^renden  ErörterungeD  werden  sich  speciell  mit  der 
Kran  kenvoraicherung  der  Arbeiter  in  (Österreich  befassen,  wo- 
bei vergleichende  lUicke  auf  die  bezüglichen  Normen  und  Ver- 
hähnifise  im  deutschen  Nachbarreiche  geworfen  werden  aollen. 
I^ovor  ich  jedoch  versuche,  die  einzelnen  Geaetzcsbeatimmunt.'eii 
auf  ihren  Wert  für  das  praktische  Leben  zu  prüfen ,  will  ich  in 
wenigen  flüchtigen  Strichen  das  Gesamtbild  uurfere«  Kranken- 
versicherungsge.setz(rs  vom  :>o.  Mftrz  lS?s^!,  R.G.H1.  Nr.  -V-t  < ab- 
geändert und  ergänzt  durch  die  Gesetze  vom  4.  April  \x>\K  RG.IiL 
Nr.  -WK  und  vom  J«),  Dezember  KSIH»,  R.G.Bl.  Nr.  2.V»),  in  Er- 
innerung bringen. 

:!.  In  dem  ausführlichen  ßerichte  des  Ge\verbe:lu^schus•al 
unseres  Abgeordnetenhauses  vom  ^o.  Mai  lS,S'i  über  den  Regierung- 
entwurf  zum  gegenständlichen  Gest^tze  wird  diese:^  als  eine  not- 
wendige, social|)olitische  Mafsregel  zur  Verbesserung  des  Loie» 
dt'r  arbeitenden  Klassen  und  zur  gründlichen  Heilung  der  socialen 
Sehädtn  hezeicinut,  und  soll  im  Vereine  mit  der  gesetzlichen 
ArboittT  Tn  fall  Versicherung  den  Ausgangspunkt  der  künftig  ania- 
sirt'btnden  .Mttrs-  und  Invaliden-,  dann  der  Witwen-  und  AVaiicn- 
versiohtTung  drr  Arbeiter  bilden. 

l>rtmil  wann  in  gr-fsen  Ziigen  ^lotiv  und   Zweck   des  ^ie- 
M*t/i>   gokenn7iiolmrt.     Man   bracli   mit  der    herrschenden  Aal- 
ta>suiif;    von  k\c:\\  iwhtliohen  und  socialen   Verhältnis.'^   zwischen 
Staat    und    X'oUv.    wonach  es   der  erstere  den   einzelnen  Untcr- 
thanon  und  der»  r  r-.-'i  ;iun  Volksklassen  zu  tiberla.ssen  ha'ie.  ftir 
iliii'n  Fort'>o>:.;vd    -.-.rd    ib.r  Gedeihen    im    unerbittliclien    Kampfe 
dor  wiri>vliartVv:.  :.  Kr.tio   si'lb>t  zu  sorgen.     I  >ie  neue  Z«l  tf- 
ailitot  OS  ;i;<  ; 'r.o   i'r.ioV.t  des  Sta;!tes.  die  schwächeren  Schiebren 
Cxcv    l>ovö!kry;::".i:    v,-»'/    o.-.::-    wirtsoh ältlichen    Verderljen    su    r«e- 
wahnr. .    viov    soi.v.v.k. •.■."w>s.r.    Ausbeutung    derselben    durch    'iir 
w;n>o!)a:V;io":.    S:..vk.  :■  :i    -.in    onerjnsche>    Hall    er.tg^-genzurutVs. 
l^an::    iiog:   al-.r   .......    >:.  .^r    o.:o  Anerkennung  des  R^-cht».-*  d« 

Arl>i':oys:;\r.i-.os   ....     ,  :■    2l\;>;tT«zminimum.    welches    nötigenttik 

0.  .rv!.  /.warjTsv;..  Vr;\.i  •■   ...  si».:.er:-. .   d-r  >uai  bereit  sein  mui 
i;v.."i    .-  N:»r   i"    .r-:.-    .  '.■.r    ".or.  Fa'::    ler  Krankheit    und  dtT 

i'.;;'.v:.  H-. :::. \^>.  w:.    .  :  : r ': -  .^c: ..'i.riiT.  Ar:»c-::5.a n:\higkeit:  in  we:i'-rer 
V.v. \\\ .: k '.v.r  i;    ;"  i  .*      :•.■..•.  n  v  >    .-. Vn  r   . : ., ch    : ;; r  da-*  arbei tsuntahi^ 
Wut  :.•:.:.    "...     •'    :•.-..   ..".■.   ^^  ...>■: r  C.ir  .\rbeiter. 

S  .^> .  :    n;:      :  v.  •     r'rsc ':.•.:::■.:■.    .:-.r   r.euen    Arly  iterschua- 
^.s.^s.       ";..     :.    . :   •■:■•    ..-.t  'v    r?;r^-.    :.;r   erkrankte  Ar':»e2:er  in 
>:;■-•.  ,      ."  .   y,.*..   -'^-r     .■-..:.::    .lior  .:    teils  a-f  dem  Verhiit- 
•.  v^     ...■£■.•■..      •      .•...N^"-..  ;  ■.■>...■.■":  :.':-z  '.\iT*-7\Ti  rrAi  ihr^ni  V*r>' 
.'.  .V  ."    V....      .■■.;-.      c;c  ■  5^^  ^-r^'     rÄi-VLi:-:.!-    l»*.-2:eh-.;D;r'r  :i 

%      .,.    .         .-.N    .";     .  :  ;.  V'.cv.f:":-.  ::.:-.;r'r.:.ri:er.  zum  Auj-iriick-- 

x.      ••.  ■  .->  V.    .:'■.■  :•;':      'ji*   s:c:r-^TTiv  Verpde^non::!!'. 

■     .  ^  •       ■.         '^    :  . ;        -   "       ■.:•  A-i».  .isi-^T-T.  .ur  IVzärJunj 

*  •••  ■^- '.    .       '.    .     ^      •  :«     *■■."..  7,  •   :  :rkr:»r:k:e  Artträier:  c   i-ii? 

■  ■•  »-      .■..■.".;    -.■:    .z:.\   kr/.Lke  Göseiien   an*  cfs 
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IJnterBtützLm^skaftseu  der  alten  Handwerkerinnungen  j^ezahlt 
ÄU  welchen  von  Meistern  und  Gesellen  beigesteuert  wurde.  Ein 
erfreulicher  ForlBcliritt  in  der  Fürsorge  flir  erkrankte  Arbeiter 
waren  die  durch  das  Berggesetz  vom  2^1  Mai  1854  geschaffenen 
Bruderladen,  Auch  die  Gewerbegesetze  vom  20.  Dezember  1H,59, 
ITi.  Mär«  1S8;^  und  H,  März  [HHÖ  befafsten  sicli  mit  dem 
Gegenstande  j  da  sie  teils  die  Unternehmer  zur  Errichtung  von 
IJntersttltzungskassen  oder  zum  Beitritte  zu  solchen  bereits  be* 
«tehenden  Kassen  für  die  Verunglilckung  oder  Erkrankuug 
der  Arbeiter  verpflichteten,  teils  e«  als  eine  der  Aufgaben  der 
Oenossenachaften  bezeichneten,  Gehilfen-  und  Lehrlingskasaea  »u 
gründen  iimd  zu  erhalten.  Diese  Bestimmungen  waren  jedoch  so 
allgemeio  und  so  wenig  konkret  gefafst,  dals  ihnen  jeder  praktische 
Wert  mangelte.  So  sah  sich  die  Arbeiterschaft  zur  Selbsthilfe 
gedrängt;  sie  fand  in  den  Schöpfungen  der  hochentwickelten 
Arbeitervereinigungen  Englands  und  Frankreichs  nachahmens- 
werte Beispiele.  Leider  waren  die  österreichischen  X'ereinsgesetze 
nicht  dazu  angethan,  die  Association  und  Sei bstver Sicherung  der 
Arbeiterschaft  zu  fördern;  denn  das  alte  Vereinsgesetz  vom 
2*>.  November  1S.V2  war  der  Arbeiterschaft  von  vornherein  wegen 
seiner  polizeilichen  Physiognomie  und  der  Schwerfälligkeit  und 
Willkür  seiner  Handhabung  höchst  unsympathisch;  das  auf  freierer 
Grundlage  aufgebaute  Vereinsgesetz  vom  !■"►,  November  ls*)7 
jedoch  schliefst  in  t?  1  alle  Vereine  zu  \^ersicherung8z wecken  von 
aeiner  Wirksamkeit  ausdrücklich  aus.  Nichtsdes^toweniger  behaU 
man  sich  doch  mit  diesem  Gesetze,  und  die  Verwaltungsbehörden 
drückten  um  des  guten  Zweckes  willen  ein  Auge  zu  und  liefsen 
die  Arbeiter- Versieherungsvereine  durch  das  Thor  dieses  Gesetaes 
als  „Wohlthiltigkeitsvereine"  passieren.  Das  dauerte  jt^doch  nur 
bis  zum  Jahre  IS<^(^  wo  durch  das  sogen.  Versicheningsregulativ 
vom  1^.  August  diese  Praxis  verboten  wainl  und  die  Versicherungs- 
vereine auf  das  altere  Vereinsge^etz  verwiesen  wurden.  An  einem 
Sondergesetze  für  den  gedachten  Zweck  fehlte  es  bis  zu  dem 
Zustandekommen  des  Hilfskassengesetzes  vom  Ifi.  Juli  1^92. 
Ziehen  wir  endlich  noch  die  freiwilligen  Ein  rieh  ttmgen  einzelner 
gi*ofser  Industrieuiiternehmungen  zur  Vorsorge  für  erkrankte 
Arbeiter  und  die  Bestimmung  des  Art.  fiM  des  Handelsgesetz- 
buchs vom  17-  Dezeiiiber  l.SiJ  in  Betracht,  so  haben  wir  alJe«^ 
waa  vor  dem  Inelebentreten  des  Krankenversicherungsgeöetzet 
vom  i^n,  'März  1m8S  auf  diesem  Gebiete  bei  uns  geschehen  war. 
Der  Eindruck  davon  ist:  unvollkommenes,  principloses ,  un- 
Äusammenlii^ngendes  Stückwerk. 

Mehr  und  mehr  drängten  die  Arbeiterverhältnisae  und  die 
Arbeiterbewegung  auch  die  herri*chenden  und  besitzenden  Klassen 
ZM  der  Überzeugung,  dafs  es  eine  Pflicht  des  Staates,  eine  Pflicht 
der  Gejsaradieit  sei,  tllr  den  wirksamen  Schutz,  für  die  Erhaltung 
der  wirtschaftlich  schwachen  Volksschichten  selbst  unter  gewiitaen 
Opfern  einzugreifen;   der  Anstofs   zur  Ausprägung  dieser  Über- 
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zeugung  in  die  Form  eines  socialen  Gesetzes  kam  Anfang  der 
achtziger  Jahre  aus  dem  Deutschen  Heiche,  wo  mit  der  ThltKi- 
rede  Kaiser  Wilhelms  L  vom  17.  November  IHSI  eine  neue,  sodit* 
]>olitidehe  Gesetzgebungsthötigkeit  inauguriert  wurde, 

4.  Am  3<L  März  1888  kam  unser  jetzt  geltendem  Arbeil«- 
KrankenveraicherungBge&etz  zustande;  mit  1.  Augu^l  18><*J  tm 
es  in  Wirksamkeit.  Auf  Grund  desselben  sotleo  die  der  Arbeitfr- 
klasse  angehörenden  Personen  im  Falle  ihrer  Erkrankung  AmA 
mindestens  2<>  Wochen  in  der  Weise  uniersttitzt  werden,  i$it 
ihnen   einerseits   die   ärztliche    Bilte    und    die   nöd  tnitttl 

unentgeltlich  beigestellt  werden,  wozu  im  Falle  der  ^^. htad- 

lung  noch  kostenloser  Transport  ins  Krankenhaus  kommt;  aodfvr 
seits  wird  solchen  Personen  unter  obiger  Voraussetzung  dareh 
dieselbe  Zeit  ein  teilweiser  Ersatz  (liH— -75  **  o  dea  Lobnet»  für 
den  Erwerbsentgang  und  damit  die  Möglichkeit  zur  Erbal!iin| 
der  eigenen  Person  und  der  Familie  gegeben;  für  den  Todam 
des  UnterstQtzungsberechtigten  ist  ein  bt-stimmter  Betnig  zqt 
streitung  der  Beerdigungskosten  zu  gewJihren»  Jeder  in 
schäftigung  tretende  Arbeiter  mufs  dieser  Versieheruog 
worfen  werden  ( Kassen  zwang)  und  behält  den  Anspruch  «of 
Wohlthatcn  dei-selben  aucli  noch  durch  mindestens  <J  Wochesi  Un 
Falle  eintretender  Erwerbslosigkeit.  —  Die  bezeichneten  Cnler- 
Stützungen  werden  durch  Krankenkassen  verschiedener  Art  g^ 
leistet^  welche  im  Gesetze  (??  11)  ausdrücklich  vorgeaebeQ  w 
nach  gewissen  Typen  organi&'iert  sind.  Hierher  gehören  soaielil 
gewisse,  bereits  von  früher  her  bestehende  Kassenartt^n  fßrodcr* 
mden,  Genossenschafts-,  Vereins-  und  Betriebskrankenkiiseen^  vwi 
denen  aber  eine  Umgestaltung  im  Sinne  der  Orundäütze  ooi 
Minimalleistungen  der  neuen  Krankenversicherung  verlangt  wiri 
Diesen  filteren  Organisationen  wurden  zwei  neue  an  die  iJÄ 
gestellt:  die  Bezirkskrankenknäsen  und  die  HnulrrankrnltniMifi  — 
Von  all  diesen  Kassonarten  sind  zwei:  die  GenossenschaftduuM 
und  Bniderladen^  Zwang^kassen  im  strengsten  Sinne,  denn  ihflo 
mul's  der  Arbeiter  unbedingt  angehören,  wenn  er  bei  einer  dsio- 
gehörigen  Unternehmung  in  Beschäftigung  tritt,  Hezü^ltcb  Ast 
Arbeiter  anderer  Unternehmungen  Ut  ein  gewisses  Hahlredl 
otfen  gelassen;  wird  dieses  jedocli  nicht  ausgeübt,  so  tulMliloi^ 
das  Gesetz  eine  bestimmte  Kasse  in  der  Weise,  dafs  der  Ver 
Sicherungspflichtige  so  behandelt  wird,  als  ob  er  bei  Be^^ft 
seiner  Beschäftigung  dieser  Kasse  beigetreten  wfire  und  ttlr  3« 
wie  t^r  seinen  Arbeitgeber  schon  mit  diesem  Ze'*«^*'"^»**  ^^^ 
mit  der  Mitgliedschaft  verbimdenen  Rechte  und  l 
standen  wären.  —  Die  Kosten  der  Versicherung  un*i  r  i  I  - 
von  Reservefonden  in  bescliränkterHöhe  sollen  durch  re-eh:ui  -_ 
nach  Prozenten  des  ^ortsüblichen  Taglohnes*"  (2—3*^0)  beifchr 
nete  Beiträge  der  Arlieiter  und  Arbeitgeber  (im  BeitragsTerbÜliDi 
von  2  :  1),  zum  Teile  auch  durcli  Cberw^eisung  von  den  bei  to 
politischen   Behörden   eingehobenen  Geldstrafen   gedeckt 
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Als  vermittelnde  Or^^ane  zur  Einhebung  der  Arbeiterbeiträge  be- 
dient sich  das  Gesetz  der  Arbeitgeber.  Ihe  Abführung  der  Bei- 
träge an  die  Kassen  und  die  Vornahme  der  rechtzeitigen  An* 
und  Abraehlun;;  aller  ihrer  Arbeiter  ist  den  Betriebsunternehmem 
unter  eigener  \'erantwortun^  und  unter  Androhung  einptindÜclier 
StratVolgen  zur  PfliclU  gemacht.  —  Die  Verwaltung  der  Kassen 
ist  autonom,  den  \'ersiclicrten  selbst  unter  meist  nur  sehr  be- 
scheidener Anteilnahme  der  Arbeitgeber  anvertraut  und  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  mehr  auf  Einzelheiten  ein- 
gehenden Satzun^ren ,  unter  weitgehender  staatlielier  Aufsicht 
durclizutlihren.  Die  Organe  der  Kassen  sind  aufser  den  berufs- 
inftfsjigen  Kassenbeamten  die  Generalversammlung  der  Jlitglieder 
und  ein  von  dieser  zu  wählender  mehrgliedriger  Vorstand  und 
ÜberwachungsauBscImlk 

Um  die  Leistungsfähigkeit  der  Kassen  zu  .sichern,  ist  die 
Anlage  von  Reaervefonden  und  der  Zusammenschlufs  der  Bezirks- 
krankenkassen zu  \' erbänden  mit  Delegierten  Versammlungen  und 
\"erbandsreservefonden  angeordnet. 

Unter  allen  Kassen  nehmen  die  Bezirkskrankenkassen  eine 
hervorragende  Stellung  ein;  denn  während  die  anderen  nur  Sonder- 
kassen für  bestimmte  Gruppen  versicherungspflichtiger  Personen 
sind,  sind  die  Bezirkskassen  jene  allgemeinen  una  subsidiären 
VersicherungsansüiUen,  in  die  wie  in  ein  grofses  Sammelreservoir 
alle  jene  ver8icherungs})rtichtigen  Personen  ohne  Unterschied  und 
ipso  jure  zusammenströmen,  welche  bei  keiner  der  übrigen  Kassen 
ausdrücklich  versichert  wurden.  Demgemäls  ist  den  Bezirkskassen 
durch  das  Gesetz  zwar  nicht  ausdrücklich,  wohl  aber  indirekt 
ein  gewisses  Ilüteramt  über  die  pflichtmäfsige  Versicherung  der 
Arbeiter  durch  ihre  Brotgeber,  sowie  ein  gewisses  Hekursrecht 
gegen  Entscheidungen  der  politischen  Behörden .  auch  wenn  da- 
durch nicht  unmittelbar  die  rekurrierende  Kasse  selbst  getroffen 
wurde  (z.  B  bei  Befreiungen  nach  J:  4  d.  Ges.),  durch  die  Praxis 
eingeräumt  worden.  — 

Zur  X'ervollständigung  dieses  skizzenhaften  Bildes  »ei  noch 
darauf  liingewiesen ,  dafs  die  Krankenunterstützungen  von  der 
Vermögensexekution  ausgenommen  sind,  dafs  die  eventuelle  Zwangs- 
^inbringung  rückständigei"  Mitgliederbeiträge  durch  die  politischen 
Behörden  erster  Instanz  besorgt  wird.  Die  \^ersicherung  betreffende 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeituebraern,  zwischen 
den  ersteren  und  den  Kassen  und  zwischen  diesen  und  anderen 
öffentlichen»  unterstützungspflichtigen  Körperschaften  und  An- 
stalten sind  von  den  politischen  Behörden  im  Instanzenzuge  zu 
entscheiden,  wilhrend  streitige  Ansprüche  \'€r3icherter  gegen 
ihre  Kassen  und  umgekehrt  vor  das  Forum  von  Kassensehieds- 
gerichten  gehören,  die  nur  aus  Laienrichtern  (Arbeitgebern  und 
*nehmern)  zusammengesetzt  sind.  Eine  Berufungsmöglichkeit 
gegen  die  Erkenntnisse  dieser  Laiengerichte  ist  merkwürdiger- 
weise ausgescldossen. 
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T).  Aus  der  Ketrnchtung  des  Gesetzes  ergeben  sich  nan 
folgende  allgemeine  Grundsätze,  welche  als  Unterlagen 
für  den  ganzen  Aufbau  desselben  erscheinen: 

a)  Die  Gegenseitigkeit  der  Versicherung  Milcht  .der 
Kassen",  wie  sich  das  Gesetz  in  Ji  12  ungenau  auädriickti  in 
Verbindung  mit  einer  ilquivalentlosen ,  den  Charakter  einer  Be 
Steuerung  tragenden«  zwangsweisen  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber. 
Das  Gegenseitigkcitsprincip  kommt  darin  zum  Ausdrucke,  daft 
es  an  einem,  auf  Erzielung  eines  Gewinnes  spekulierenden  Unter- 
nehmer fehlt  und  die  Versicherten  alle  zugleich  auch  Versicberer 
sind;  hiermit  hängt  auch  der  unten  noch  besonders  zu  ermäh- 
nende Grundsatz  der  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  ihre  Mit- 
glieder zusammen.  Nichtsdestoweniger  ist  unleugl>ar  die  Gegen- 
seitigkeit der  Versicherung  durcli  die  Einhebimg  von  Zwangs- 
beitrügen  von  den  an  der  Versicherung  nicJit  teilhabenden 
Gewerbsinhabern  durchbrochen.  Als  Rechtstitel  ftir  diese  Milt- 
regel  kann  wohl  nur  die  Stcuergewalt  des  Staates  angesehen 
werden.  Ihre  sociale  und  wirtschafäiche  Begründung  tindet  dieee 
Anordnung  in  der  natürlichen  Verpflichtung  aller,  eine  Funkdon 
des  Volks-  und  Staatslebens  Ijcsorgenden  Gesellschafsklassen  zur 
gegenseitigen  Hilfeleii^tung  in  den  Fragen  der  gesunden  Lebens- 
erhaltung  der  einzelnen  Klasse;  und  im  Interesse  der  Unternehmer 
an  einem  gesunden,  arbeitstüchtigen  und  arbeitsfrohen  Arbeiter- 
stande. 

b)  Die  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  ihre  ver- 
sicherten Mitglieder,  verbunden  mit  weitgehender  Staiitsaufsicht 
In  allen  Verwaltungsorganen  sollen,  aligesehen  von  denen  der 
Vereinskrankenkas^sen ,  auch  die  Arbeitgeber  Sitz  und  Stimme 
haben  und  zwar  nncli  dem  Verhttltnisse  ihrer  Beitraeszahlunji:. 
niemals  jedoch  mehr  als  zu  einem  Drittel.  So  sehr  diese  Xor- 
mierun^'  auf  eine  \)\\\\^v  1  Urücksichtigung  der  Arbeitgeberin tereä»en 
abzielt,  so  wtnig  praktischen  Wert  hat  dieselbe  in  der  Kegel. 
Denn  bei  Körperschaften,  in  denen  sich  Parteien  von  vielfach 
widerstreitenden  lnte^e^*s^•n  in  einer  mehr  oder  minder  schroffen 
Weise  gegenüberstehen,  wird  fast  jede  Abstimmung  zu  einer  Sache 
des  Sieges  oder  Unterliegens  nicht  nur  i\ir  den  Antragsteller, 
sondern  aueh  für  dessen  ganze  Partei,  zum  Nachteile  der  Sachlich- 
keit in  der  ßehandlungdfs  Gegenstandes.  Ein  ungleiches  Stimmen- 
verhältnis der  streitenden  Parteien  kommt  hier  fast  immer  aut' 
ein  Herabdriieken  dtr  ^linderheit  zur  Hedeutungslosigkeit  hinaus. 
Unsere  parlamentMrischen  Verliilltnisse  geben  ttlr  diese  Ansicht 
eine  reiche  Auswahl  klassi.selur  Heh*ge.  Zu  dem  kommt  noch 
eine  bedauerliche  Gleiehgültigk<-it  der  überwiegenden  Zahl  imserrf 
Ciewerhetreibenden  gegenüber  allen  Dingen,  die  einen  weitertm 
Blick  erfordern,  die  über  den  Horizont  der  kleinlichen  Alltairs- 
sorgen  hinausgehen.  So  liegt  denn  die  Verwaltung  iler  Kranken- 
kassen, mit  Au.snalinie  der  IJetriebskassen,  bei  welchen  dem  l»e- 
triebsuntcrnchmer  gesetzlich  ein  viel  weitergehender,  ja  ein  niai's- 
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gebender  Einflufs  auf  die  Verwaltung  gewährleistet  iat,  fast  aus- 
Bclilic'fsliuh  in  den  Händen  der  Arbeiter,  welche  in  ihren  Be- 
schlüssen nirht  viel  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  durch  die 
Arbciterversich€run|j;^8gesetze  gewifs  schwer  belasteten  Arbeitgeber 
nehmen. 

Es  wÄre  wohl  der  Krwäj^ung  wert^  ob  den  Arbeitgebern 
nicht  wenigstens  flir  jene  Beschlufäfasaungen  in  der  General- 
versamndung,  im  Vorstande  und  im  Aufsicfit^rate  die  gleiche 
Stimmenzahl  wie  den  Arbeitern  einzuräumen  wäre,  wo  ihre  Inter- 
eaten  unmittelbar  betroffen  werden. 

c)  D  e  r  V  e r  s  i  e  h  e r  u n  g s  7.  w  a n g  für  die  grofse  Masse  der 
gewerblichen  und  industriellen  Arbeiter,  welchem  ]ed*»ch  hinsichtlich 
der  Person,  der  Zeit  und  des  Ortes  gewisse  (Frenzen  gezogen  sind.  — 
Dieaer  Zwang  wird  aus  praktischen  Gründen  nicht  unmittelbar 
auf  die  Arbeiter  selbst  ausgeübt:  denn  diepes  wie  die  Meereawellen 
fluktuierende  Element  wilre  in  seinen  einzelnen  Teilen  schwer  zu 
fassen;  sondern  der  Zv%^ang  wird  zunächst  gegen  die  Arbeitü^eber 
gi'ltend  ^a-nincht,  welche  in  dem  Dienstverhältnisse  ihrer  Arbeiter 
ein  geeignetes  Mittel  besitzen,  um  den  Zwang  auf  diese  zu  itber- 
tra^uen, 

Der  Versieherungszwanfr  und  dauvit  die  Wohlthat  der  Arbeiter- 
Versicherung  ist  in  mehrfacher  Hinsicht  beschränkt;  zunächst  hin- 
sichtlich der  Versicherten.  Wenn  auch,  wie  aus  den  Motiven 
zum  Gesetzentwurfe  und  aus  dem  darüber  ausgearbeiteten  aus- 
Rihrlichen  Ijeriehte  des  r;e Werbeausschusses  unseres  Abgeordneten- 
hauses entnommen  werden  mufs,  die  Schöpfer  des  Gesetzes  von 
dem  Bestreben  beseelt  waren,  „die  gesamte  Arbeiterklasse"* 
unter  die  \\  irkung  des  Gesetzes  zu  f^ teilen  und  somit  eine  ^gründ- 
liche Fleiluog  der  socialen  Schilden**  anzubahnen^  so  glaubten  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  schwierige  iJI>erwinduDg  entgegenstehender 
Hindernisse  zunächst  nur  einen  grofaen  Teil  der  in  socialem  Not- 
stande betindliehen  Volksschichten,  nilmlich  die  gewerblichen  und 
industriellen  Arbeiter  durch  Zwan^^sversiclierung  schützen  zu  sollen, 
während  eine  Ausdehnung  dieses  Schutzes  auf  einen  anderen  grofi^en, 
der  Versicherungswobltliat  bfidürftigen  Bevölkerungsteil ,  auf  die 
forst-  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  „in  nicht  ferne  Aussicht" 
gestellt  wurde.  Bisher  freilich  ist  noch  niehts  gcächehen^  um  diese 
„nicht  ferne  Aussicht ""  in  wirkliche  Gegenwart  zu  verwandeln. 
Dafs  ein  grofser  Kreis  von  Arbeitern»  welche  keiner  dieser  beiden 
Gruppen  angehören,  im  Gesetze  überhaupt  ganz  unerwühnt  blieb, 
werde  ich  später  noch  zu  erörtern  halien.  Für  die  frei  willige 
Versicherung  einzelner,  nieht  versicherungspflichtiger  Arbeiter  und 
anderer  Personen  ist  überdies  durch  Satzungsbeatimmungen  eine 
Altersgrenze^  und  durch  die  Bedingung  eines  ärztlichen  Befundes 
vor  der  Aufnahme  in  die  K aasen mitgliedschaffc  auch  eine  Ge- 
Bund  hei  tagrenze  gezogen,  —  Auch  in  örtlicher  Hinsicht  ist  der 
Versicherung  eine  Schranke  gesetzt  und  zwar  durch  die  Be- 
stimmung,   dafs  die  Kassenmitgltedsehaft  und  deren  Hechte   mit 
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rlcm  Auf<'nthalte  aurserhalb  der  österreichischen  Kronländer. 
nach  vorKflngigem  Ausscheiden  aus  der  die  Mitgliedschaft  be- 
grlhidendcm  He<ichäfti^un^  (>)ei  Oenossenschaftskasaen  unter  der 
lut%tc:ron  \'oraussctzung  l>ereits  durch  Verkäsen  des  kleinen  Oe- 
iiosHcnschaftHspnmgols)  erlöschen.  —  Endlich  ist  fiir  die  Kranken- 
unterstiitzun^  auch  ein  beschränkter  Zeitraum  festgesetzt:  in 
ch;r  He;;ol  eine  fcJpunne  von  2<>  Wochen,  welche  Frist  jedoch 
durch  statutarische  Hi^timmungen  bis  auf  ein  Jahr  ausgeddmt 
werdc'n  kann. 

r>.  Die  aulseronlcntliche  Tragweite  des  ganzen  Gesetzes  ks&n 
mim  4Tst  dann  voll  i^nnessen,  wenn  man  Gelegenheit  hatte,  n 
lioobac'Iiten,  wie  es  mit  tausend  Armen  in  die  verachiedenartigilaL 
I  iclicusvorhältnisse  eingreift,  wie  durch  seine  Anwendung  eine  Un- 
«ahl  nouor  liechtsl  ragen ,  nicht  nur  verwaltungarechtlicher,  aacb 
staatsroohtlii'hcr.  civil-  und  strafrechtlicher  Natur  entstehen,  ja. 
wio  08  uns  iu  oin  neues,  noch  fast  unerschlossenes  Keich  gan 
ei,u:onarti,iror  uiodornor  RiH.*htsbegriffe  führt  und  der  Physiognomie 
dos  StaatslolHMis  oinon  nouen  Ausdruck  verleiht. 

Intorossant   ist   insl>o^ndero  die  Einwirkung   der  Kranken- 
vorsioluM-uniT  aut  das  oivilrechtlioho  Institut  der  Dien  st  miete, 
an  woK'liom  dio  itosot/izvbung  den  Hebel  zur  Durchführung  der 
ArlHMtorvorsioborunc   ansetzt   —   So  weit  wir   in  der  Rel-htBeo^ 
«\iokhiii£r   7.iiriioki«Iioken .    hatte  das  Verhiütnis   der   Dienstmieie 
ywisv'hon  dem  rntoTuoluv.er  und  seinem  Arbeiter  einen  rein  prirö- 
nvhtliolieu  l'h:vraktiT.    Ks  l^niht  auf  voller  Vertragstreiheit  und 
l'.at   de    A'.;>r.ut:..r.^    iv/.ex   wmden  Arbeitskraft  auf  d^r  ein«, 
die  Kr:.eV.:v.i;  e.v.is  l., '.v.t-s  au:  lier  anderen  Seite  zum  Zwecke. 
Se.:    i'.i'.v.    V*T>v':'.i  .:;•..    .::>    Krsr.kenversieherungs- Gesetzes    aber 
;i\:i.*.   ArN'.'uitiv:   ■..:."-  -:./:.:v.it  durch  den  AliSi-hlufs  d'.'S  IHenft 
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die  Erhaltung  einer  ftir  das  Volksleben  und  damit  für  den  Staat 
unentbehrlichen  OeaellsehaftsklasBe^  des  Arbeiterstandes. 

Die  un mittel bflre  Durchfiihning  dieser  Aufgabe  nahm  der 
Staat  nicht  selbst  in  ilie  Hand,  sondern  er  schuf  zu  diesem  Zwecke 
eigene  autonome  Organe,  die  Krankenkassen,  welche  auf  den 
ersten  Blick  als  auf  dem  Principe  der  WechseUeitigkeit  be- 
gründete Versicherun gsanatalten  erscheinen,  wie  sie  aus  dem  Civil- 
reclite  her  bekannt  sind.  Bei  näherer  Betrachtung  unterscheiden 
sie  sich  aber  wesentlich  von  den  letzteren,  insbesondere  durch 
den  Mangel  an  Vertrags  frei  hei  t  unter  den  Versicherern ,  durch 
die  den  Charakter  einer  Steuer  an  sich  tragende  ,  äquivalentloae 
BeitragspÖicIit  der  Arbeitgeber,  durch  die  weitgehende  Über- 
wachung und  Einflufsnahme  des  Staates  auf  diese  Anstalten; 
zudem  sind  die  Minimal-  und  Maximalleistungcn  an  die  ver- 
sicherten Mitglieder  ohne  Rikcksicht  auf  die  Qebahrungsergebnisse 
gesetzlich  normiert. 

7.  Die  l^ersonen,  zwischen  denen  sich  die  neuen  eigen- 
artigen Reclita Verhältnisse  aböpielenj  sind  zunächst:  Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber  und  Krankenkasse.  Aber  die  Fäden  des  Gesetzes 
ziehen  auch  den  Stand  der  Arzte  und  Apotheker,  die  öffentlichen 
und  privaten  Heilanstalten  in  seinen  Machtbereich.  —  Nach  diesen 
verschiedenon  Uechtssubjekten  gliedert  siclj  für  den,  der  tiber 
die  zehnjährigen  Ergebnisse  der  Arbeiter -Krankenversicherung 
sehreiben  will,  von  selbst  der  überreiche  Stoff.  Da  nicht  schlecht- 
weg jeder,  der  .sich  in  ein  Dienstverhältnis  bcgielit,  unter  die 
Wirkung  unseres  Gesetzes  fitllt ,  werden  zunächst  die  unter  die- 
selbe einbezogenen  Arbeitnehmer  zu  bezeichnen,  d.  h.  die  Grenzen 
der  Veraieherungspflicht  zu  erürtcrn  sein,  wie  sie  daa  Gesetz  be- 
Bchreibt  und  wie  sie  von  der  Praxis  thatsächlich  abgesteckt 
wurden.  Hierbei  mufs  das  Verhältnis  zwifchen  Arbeitgeber  und 
•nehmer  in  mannigfacher  Weise  in  Betracht  gezogen  werden.  In 
zweiter  Linie  verdienen  die  Lasten,  welche  das  Gesetz  dem  Arbeit- 
geber  auferlegt^  eine  Besprechung,  zumal  die  Opfer,  welche  von 
diesen  der  Arheiterversicherung  gebracht  werden  mfissen,  durch 
die  Arbeiterschaft  denn  doch  zu  wenig  gewürdigt  werden,  Kn 
drittes  Kapitel  zahlreicher  Rechtsfragtm  baut  sich  auf  der  Pflicht 
der  Krankenkassen  zur  Unterstützung  erkrankter  versicherter 
^Arl>eiter  auf.  Da  es  hierbei  einerseits  auf  das  Vorhandensein 
^K^nes  bestimmten  Krankheits/usrandes  des  zu  Unterstittzenden 
^■Uikommt,  andrerseits  die  Kassen letstungen  teils  in  der  Beistellung 
H(3er  Ärztlichen  Hilfe,  der  therapeutischen  Behelfe  oder  der  8pilal- 
▼erpflegiingi  teils  in  der  Auszahlung  eines  Krankengeides  und 
eines  Beitrajjea  zu  den  Beerdigungskosten  bestehen,  so  gliedert 
I  iich  dieses  Kapitel  naturgemäfs  in  mehrere  Unterabteilungen. 
Darauf  folgt  ein  Abschnitt  der  die  Rückwirkungen  des  Gesetzes 
auf  die  Stellung  der  Arzte  und  das  VerliUltnis  der  letzteren,  der 
Apotheken  und  Heilanstalten  zu  den  Kratikenkassen  behandelt  Das 
Schlufskapitel  endlich  beleuchtet  die  Entwicklung  und  Leistung«- 
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iähigkeit  der  Kassen  auf  Grund  amtlicher  Statistik,  äeht  Ver- 
gleiche zwischen  den  Kassenarten,  erörtert  die  Frage  der  Central- 
sation  oder  Decentralisation  des  Kassenwesens  und  schildert  die 
Vorbereitungen  und  Vorschläge  zu  Gesetzeslinderungen. 

8.  Bei  alledem  liegt  der  Vergleich  mit  den  ^nrichtun^ 
der  reichsdeutschen  Arbeiter- Krankenversicherung  su  nahe,  um 
nicht  wiederholt  herangezogen  zu  werden.  Hat  das  bezügliche 
deutsche  Gesetz  doch  bei  der  Abfassung  des  unseren  als  Muster 
gedient.  Das  spätere  östeiTeicIiische  ist  dem  früheren  deutschen 
Gesetze  in  allen  wesentlichen  Punkten  nachgebildet;  zum  Teil 
deckt  sich  sogar  der  Wortlaut  beider.  Um  so  mehr  muls  es 
verwundern,  dafs  unser  (7esetz  viele  rechtliche  Fragen  von  prak- 
tischer Bedeutung,  die  das  deutsche  ausdrücklich  regelt,  gans 
unerörtert  Ittfst,  wodurch  für  die  Praxis  illhlbare  Lücken  ent- 
standen. Beispielsweise  ;sei  hier  hingewiesen  auf  BestimmuD^^en 
des  deutschen  Reichsgesetzes  über  die  Verjährung  der  Kasten- 
ansprüchc  auf  fhilige  Beiträge  der  Meister  und  der  Unterstützonn- 
ansprüche  der  Arbeiter  gegen  die  Kassen  (§$i  T}\  .*><;).  über  die 
Berechnung  der  Fristen  (>i  7SaX  über  das  Verhältnis  dos  Kranken- 
veräicherungs  Gesetzes  zu  den  Bestimniuneen  des  Art.  '»h  des 
Handelsgesetzbuches  (§v$  1,  2),  über  die  Fälle  der  Doppelversiche- 
rung (vi  2()a)  und  eines  gleichzeitigen  Dienstverhältnisses  dei 
Arbeiters  bei  zwei  oder  mehreren  Unternehmern  (Ji  .V2»,  über 
die  Flüssigmachung  des  Beerdigungskostenbeitrages  (§  2<M,  über 
Sicherungsmafsregeln  gegen  unzuverliiesige  Arbeitgeber  bezüglich 
der  Abfuhr  der  Ar  bei  terbei  trüge  an  die  Kasse  ($$  52  a),  über  die 
Wahl  der  im  einzelnen  Falle  in  Anspruch  zu  nehmenden  Ärzte, 
Apotheker  und  Krankenanstalten  (S  Ma),  über  die  Hal\päicbt 
der  goschiiftstllhrendcn  Personen  bei  den  Kassen  i>i  4*J),  über  die 
Kechtsliilfe  der  Kassen  untereinander  (>i  Twa)  u.  a.  m. 

In  den  Abänderungen  der  Normen  des  deutschen  Reich^ 
gesetzes  war  unsere  Gesetzgebung  namentlich  dort,  wo  sie  speci-ili- 
sierte  Bostimmun^a^n  durch  alljicemeine  ersetzte,  wenig  glücklich. 
Denn  die  dadurch  bezweckte  Vereinfachung  wurde  nieist  nicht 
erreicht,  wolil  aber  Unklarheit  und  Rechts  Unsicherheit  geschaffen. 
Dies  gilt  besonders  von  der  ^gesetzlichen  Umschreibung  der  Ver- 
sicherungsptlicht.  Zudem  bezieht  jenes  Gesetz  viel  grülsere  Kreise 
der  versicherun^sbedUrftigen  Volksschichten  unter  seine  Geltung 
ein  als  un>eres. 

Das  deutsche  Gesetz  ist  demnach  umfangreicher  und  aus- 
tuhrlieher  als  unseres;  es  muls  auch  als  gründlicher  und  vorau»- 
sichti>rer  Umzeichnet  werden. 

Ein  anderer  auffallender  Unterschied  der  beiden  Gesetze  liegt 
darin,  dafs  im  Deutschen  Koiehe  den  zur  Durchführung  der  Ver- 
sicherung berufenen  \'erwaltungsl»eamten  ein  bedeutend  gröfseres 
Mafs  von  Freiheit,  ein  gröfserer  Spielraum  bei  der  zweckmäfsigen 
Anpas.sun«r  der  einzelnen  Normen  an  die  verschiedenartigen  ört- 
lichen   und    persönhehen    Verhältnisse  eingeriiumt   \\'urde  als  bei 
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uns.  Dies  kommt  namentlich  zum  Ausdrucke  bezüglich  der  Er- 
weiterung und  Einschränkung  der  Versicherungspflicht  auf  ein- 
zelne Arten  von  Unternehmungen,  bezüglich  der  Eximierung  ein- 
zelner Personen  oder  Betriebe  vom  Versicherungszwange,  bezüg- 
lich der  Gewährung  von  Erleichterungen  fllr  die  Arbeitgeber, 
bezüglich  der  Bestimmung  von  Ärzten,  Apothekern  und  Heil- 
anstalten, deren  sich  die  Kassen  bedienen  müssen  u.  a.  m. 

Die  Kassenor<ranisation  hüben  und  drüben  bietet  ein  sehr 
ähnliches  Bild,  nur  dafs  an  Stelle  der  deutschen  Gemeinde-  und 
Ortskrankenkasseri  unsere  Bezirkskrankenkassen  getreten  sind, 
welche  sich  trotz  der  grofsen  Schwierigkeiten,  mit  denen  sie 
als  ganz  neu  geschaffene  Institute  zu  kämpfen  hatten,  trefflich 
bewährt  haben.  Ja,  ich  möchte  ihnen  wegen  ihrer  von  der 
Gemeindeverwaltung  gänzlich  unabhängigen  Stellung  den  Vorzug 
▼or  jenen  Kassen  geben,  obwohl  sie  nicht  das  Beneficium  der 
unentgeltlichen  Verwaltung  und  der  Vorschulspflicht  der  Ge- 
meinden geniefsen. 

E^n  gewifs  nicht  zu  unterschätzender  Vorzug  unserer  Kranken- 
versicherung vor  der  deutschen  liegt  endlich  in  der  bedeutenderen 
Gröfse  der  Unterstützungsleistungen  unserer  Kassen,  sowohl  was 
die  Mindestdauer  (20  Wochen  gegen  13  Wochen  und  Einrech- 
nung  der  Sonn-  und  Festtage),  als  auch  was  die  Mindesthöhe 
derselben  ((30  ^/o  des  Arbeitslohnes  gegenüber  50  ^/o)  betrifit. 
Das  ist  ein  Vorzug,  der  allerdings  mit  höheren  Beiträgen  der 
Arbeiter  und  ihrer  Meister  erkauft  werden  mufs,  uns  aber  den 
hohen  socialpolitischen  Zielen  des  ganzen  Gesetzeswerkes  viel 
näher  bringt. 

So  hätte  ich  nun  den  Rahmen  für  eine  Erörterung  gegeben, 
durch  welche  aus  dem  Gesichtswinkel  des  Praktikers  die  Wir- 
kungen unseres  Gesetzes  i\ber  Arbeiter-Krankenversicherung  in 
einigen  seiner  wichtigsten  Punkte  innerhalb  des  ersten  Decenniums 
seiner  Geltung  geschildert  werden  soll. 


IL 
Die  Abgrenzung  der  Versicherungspflicht 

1.  Die  Verweisung  auf  das  Unfall versicherangsgesetz.  —  2.  Die  et- 
setz  liehen  Begrifie  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte",  ^sonstige  gewem- 
mäfsig  betriebene  Unternehmung"  und  die  Praxis.  —  3.  Die  Uufiikmte  d« 
Notare  und  Advokaten  und  die  Versicherungspflicht  —  4.  Sind  Jön^  der 
Kunst,  sind  Gefangenhaussträf  linse  Tersicherungspflichtig?  —  5.  Die  Ver 
sieherungspflicht  der  im  öfieutliclien  Dienste  stehenden  Penonen,  a)  bä 
autonomen  Hehörden^  b)  im  Staatsdienste.  —  6.  Die  Einbesiehuiig  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  in  die  Geltung  des  KrankenverMchamngs  -  Ccictiai; 
a)  praktische  Schwierigkeiten,  b)  staatsrechtliche  Bedenken.  — 7.  I>ie  Haat- 
inaustrie.  —  8.  Die  Einkommensgrenze  fUr  den  Versicherungazwang.  — 
9.  Befreiungserkenntnisse  bezüglich  der  Versicherungspflicht.  —  lü.  Der 
Umfang  des  Versicherungszwanges  im  deutschen  Gesetz.  —  II.  .SohlaCh 
betrachtungen  de  lege  ferenda. 


1.  Einer  der  iuhlbarsten  Klüngel  unseres  österreichiächeii 
Arbeiter-Krankeuversicherungsgesetzes  findet  sich  in  den  erstflo 
beiden  Paragraphen  desselben,  in  denen  diejenigen  Personen  be- 
zeichnet werden  sollen,  auf  welche  sich  die  Zwangsversicheniog 
erstreckt.  Wenn  die  Gesetzgebung  einen  bestimmten  Kreis  von 
Personen  besonderen  socialpolitischen  Normen  unterwerfen  will, 
so  diii'a  es  nicht  in  das  Belieben  des  Einzelnen  gestellt  ist,  in  den 
^^'irkun;^^8kreis  dieser  Bestimmungen  einzutreten  oder  nicht;  ja. 
wenn  sogar  die  Nichtanwendung  solcher  Normen  im  einzelnen 
darunter  einzubeziehenden  Falle  für  andere  Personen,  welche  zur 
Durchfiihran^  derselben  mitberufen  sind,  wie  in  unserem  Falle 
die  Arbeitgeber,  mit  schweren  Vermögensnachteilen  bedroht  ist.  — 
so  mui's  es  der  (lesetzgebung  in  erster  Linie  darum  su  thun  sein, 
den  Wirkungsbereich  solcher  Normen  mit  möglichster  Klarheit. 
mit  möglichstem  Ausschlüsse  jedes  Zweifels  zu  bezeichnen.  Diese 
wichtige  Aufgal>e  löst  unser  Gesetz  in  seinen  beiden  ersten  Para- 
graphen in  unzuhtnglicher  Weise.  Hier  werden  zunächst  alle  jene  all 
krankenversicherungspflichtig  erkljirt,  welche  dem  Gesetze  vom 
*J"^.  Dez.  1>^>^7  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  unterliegen. 
Ist  es  schon  an  und  lür  sich  unpraktisch,  sich  bei  Schafiung  eines 
sei bstiiiul igen  (Gesetzes Werkes  die  ausdrückUche  Festsetzung  wesent- 
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Ucher  Bestimmungen  durch  blofses  Verweisen  auf  andere  Gesetze 
SU  ersparen,  so  ist  dies  im  vorliegenden  Falle  um  so  bedenk- 
lieber, ab  die  UntaUversichune:  und  Krankenversicherung  auf  ver- 
schiedenen Voraussetzungen  beruhen,  verschiedene  Zwecke  ver- 
folgen, verschiedene  Durchführungseinrichtungen  besitzen  und  in 
ibrer  weiteren  Entwicklung  getrennte  Wege  nehmen  durften.  Die 
einzige  diskutable  Begrünciung  f^r  diesen  Vorgang  ist  die  ,  dafs 
den  unfallversicijerungspHiehligen  I'crsonen  durch  die  Einbeziehung 
unter  das  Krankeriveraicherungsgesetz  während  der  ersten  vier 
Wochen  nach  dem  erfolgten  Unfälle,  während  welcher  Zeit  die 
Unfallversicherung  noch  keine  Bezüge  gewährt^  die  Kranken- 
unterstützung gesichert  werden  soll;  diesen  Zweck  könnte  man 
jedoch  in  anderer  Weise,  s.  B.  durch  eine  besondere  Anordnung 
des  Gesetzea,  gewifs  ebenso  gut  erreichen. 

Die  Berufung  auf  die  Bestimmungen  des  Unfall veraieherunca- 
gesetzes  ist  aber  auch  aus  dem  Grunde  unzweckmüfsig,  weil  da- 
mit ja  doch  nicht  der  ganze  Umfang  der  Krankenversicherung^- 
pflicht  gegeben  ist,  sondern  teils  durch  Ausnahmen  ( §  3  alle  land- 
und  forstwirtschafdichen  Arbeiter  und  ßetriebäbeamte),  teils  durch 
Angliederung  anderer  Gruppen  von  nur  krankenversieherungs- 
päichtigen  Personen  ergänzt  werden  mufs. 

2.  Die  Form  dieser  Ergänzung,  d.  h.  die  Anführung  der 
nicht  unfall->  wohl  aber  kninkenversicheruDgsfjflichtigen  Personen 
igt  an  und  (Ur  sich  auch  wieder  eine  wenig  glückliche.  Es  werden 
hier  genannt:  ^Arbeiter  und  Betriebsbearate**  in  einigen 
namentlich  aufgeführten  Erwerbsuiitemelimuugen  {Bergwerke  auf 
vorbehaltene  Mineralien,  Eisenbahn-  und  Binoenschiftahrtsbetrieb ) 
und  „in  einer  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden" 
(wieder  die  Berufung  auf  ein  anderes  Gesetz!)  ^oder  einer 
sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unterneh- 
mung**» Hierbei  unterläfst  es  das  Gesetz,  abgesehen  von  der 
diesbezüglich  belanglosen  Bestimmung  des  Abs.  :j  iij  1 ,  wonach 
unter  den  Begrifl*  „Arbeiter  oder  Betriehsbeamter"  auch  Lehr- 
linge, Volontilre,  Praktikanten  und  ähnliche  Personen  mit  niedrigem 
oder  keinem  Arbeitsverdieu.^te  einbezogen  werden  sollen,  die  für 
alle  nachfolgenden  Gesetzesbestimmungen  so  unencllich  wichtigen 
Begrifle  „Arbeiter",  „Betriebsbeamter''  und  . gewerbsmäfsig  be- 
triebene Unternehmung''  auch  nur  annäherungjs weise  zu  erklaren» 
Ja  es  sagt  nicht  einmal,  dafs  sich  die  ersteren  beiden  Begriffe 
auch  für  das  weibliche  Geschlecht  verstehen. 

Sehen  wir  uns  nun  einmal  die  Bedeutung  des  Worte» 
^Arbeiter'*  etwas  naher  an.  Dieser  Ausdruck  hat  in  unserer 
Zeit  einen  mehrfachen,  verschiedenartigen  Sinn,  der  sich  nach 
dem  Gedankenkreise  (tndert,  in  welchem  er  gebraucht  wird.  In 
»einer  allgemeinsten,  altehrwürdigen  Deutung  ist  ^ Arbeiter "*  ein 
jeder,  der  seine  körperliclien  und  geistigen  Kräfte  dauernd  und 
zweckbewufst  einer  nutzbringenden  ThMtigkeit  zuwendet  Nach 
dieser   natürlich  -  sittlichen   Auffassung  ist  der  Minister   geradeso 
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„Arbeiter"  wie  der  Taglöhner,  der  Gelehrte  ebenso  wie  der 
Schuhmachergeselle.  —  In  der  Entwicklung  der  Volkswirtschafts- 
lehre hat  sich  das  Wort  „Arbeiter^  zu  einer  Art  wissenschaft- 
lichen Begriff  verdichtet;  seine  Deutung  beschränkt  sich  hier  auf 
das  Gebiet  der  produktiven  Erwerbsthätigkeiten ,  er  wird  hier 
zumeist  als  einer  der  drei  Hauptfaktoren  produktiven  Lebens,  den 
beiden  anderen,  Kapital  und  Unternehmertum,  gegenübergestellt 
Damach  wird  der  Arbeiter  charakterisiert  durch  den  Dienst- 
vertrag, durch  die  Unselbstständigkeit  seiner  Thätigkeit  und  durch 
die  Form  seines  Einkommens,  des  Arbeitslohnes.  —  Die  grofse 
Masse  der  Menschen  aber  unterscheidet  nicht  nach  wissenschaft- 
lichen, sondern  nach  äufseren,  sinnlichen  Merkmalen,  und  diese 
begründen  einen  Unterschied  zwischen  geistiger  und  körperlicher, 
zwischen  Kopf-  und  Muskelarbeit.  Die  Menge  hat  sich  bis  heute 
noch  nicht  daran  gewöhnt,  die  erstere  Art  von  Thätigkeit  als 
„Arbeit"  zu  bezeichnen,  teils  weil  diese  nicht  in  einer  flir  die 
Allgemeinheit  gleich  erkennbaren  Weise  als  Kraftanstrengung  in 
Erscheinung  tritt,  teils  weil  sie  als  etwas  Vornehmeres,  höher 
Stehendes  betrachtet  wird.  So  verbindet  der  gemeine  Mann,  filr 
welchen  ja  in  erster  Linie  das  Kranken  Versicherungsgesetz  erlassen 
wurde,  mit  dem  Worte  „Arbeit"  den  Begriff  körperlicher,  mecha- 
nischer Thätigkeit  zum  Zwecke  des  Erwerbes.  —  Seitdem  sich 
in  der  unteren,  besitzlosen  Bevölkerungsklasse  ein  Solidaritäts- 
gefühl und  ein  Klassenbewufslsein  entwickelt  liat,  welches  deren 
Zugehörige  zu  gemeinsamem,  geschlossenem  Auftreten  zum  Zwecke 
der  Verbesserung  ihrer  Lage  unter  zielbewufsten  Führern  an- 
spornt, gleichgültig  ob  der  einzelne  Genosse  seine  Kräfte  einem 
produktiven  oder  unproduktiven  Erwerbszweige  widmet,  ob  sein 
Beruf  nur  Muskel-  oder  auch  geistige  Kraftanstrengung  verlangt, 
seitdem  hat  das  Wort  „Arbeiter"',  ,, Arbeiterschaft",  „Arbeiter- 
klasse **  auch  einen  politischen  Beigeschmack  erhalten.  Dieser 
grofse  Kreis  von  Menschen  weist  in  seiner  Zusammensetzung  die 
gröfsten  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  Bildung,  Beruf,  wirt- 
schaftliche und  gesellschaftliche  Stellung  auf  und  wird  haupt- 
sächlich durch  die  gemeinsame  Unzufriedenheit  mit  der  bestehen- 
den Gesellschaftsordnung  und  durch  das  gemeinsame  Streben  nach 
deren  Änderung  zusammengehalten.  — 

Dem  Gesagten  zufolge  eignet  sich  wohl  keine  Bezeichnung 
weniger,  um  eine  Itestimmte  Klasse  von  Personen  zu  umgrenzen, 
denen  man  specielle  Pflichten  auferlegen,  besondere  Rechte  zu- 
gestehen will,  als  das  noch  dazu  ohne  nflhere  Erklärung  ge- 
brauchte Wort  ^Arbeiter'*. 

Ahnlich  verhslt  es  sich  mit  der  Bezeichnung  „Betriebs- 
be amter".  Was  wird  heute  nicht  alles  unter  dem  Ausdrucke 
^Beamter"  verstanden  und  wie  weni<^  ist  der  Zusatz  „Betrieb*^ 
geeignet,  einen  klaren  Begriff  von  zweifelloser  Deutung  zu  geben  ! 
Zielt  „Betrieb"  nur  auf  industrielle  und  gewerbHche  Unternehmen 
ab,   oder  giebt  es  auch   künstlerische,   wissenschaftliche,    Schul- 
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betmbe  tL  s.  w^?    Die  BeMicbaiiiig  «Betrvcbsbeftinler''  ctvc^i«»! 

«Ib  «in  neoar  leniuDiis  leehaieni  im  QeMse,  der  gwnde  dfehilb 

einer  gemioeii  medfidMii  UtMehrabit»|^  driogeod  bed«rft  iMm. 

Es  iit  mMGcficiid.  die  Getrerbeordotiair  in   die  HAfid  m 

melilDeo.  tim  sa  seheii^  ob  dturin  nfcht  eine  i^^eoetzKcbe  Bepiff»* 
btttioiiiiQng  der  Worte  .Ari>efter*  und  « Be^4ebtb«amn''  su  hndoft 
aeL  l>er  Versacb  ist  jedodi  inef^gebeos.  Denn  die  Definition  doi 
^TISfonriMiters"  im  §  73  ist  filr  unsere  Zwecke  n»  '  '  ^chW, 
sunftolivt,  weil  sich  dieser  Ausdruck   mit  unsen?n    i  uiQgon 

^ebl  dedct  and  dann,  weil  sie  im  HioMicke  »uf  $  1  dt?«  K  tanken- 
Tenieliemiig«ge9elseft  Tiel  cu  enge  Grenten  tielit 

Un»er  Gesetst  giebt  insofern  eine  gewisse  Bcfrreniung  \\\t  die 
beiden  obigen  Bezeichnungen,   als  unter  seine  WirksAnikeit  nur 
jene  Arbeiter  und  Betriebt HeÄinte  einbexogen  sein  »ollen,  welche 
im  §  1   nitlier  bezeichneten  Betrioben  und  Vv         '    uingon 
^     ftigt  sind<    Als  letztere  sind  Autser  den  unlnl  rungs* 

licbtii^en  Betrieben  spocioll  Berirwerk**  auf  ▼orbohalteuo  Miuerilmi 
und  Eisenbahn-  und  Bi o n en sc hirt'ahrtsl>c triebe  auÄoftihrt  und  diesen 
alle  ^unter  die  Gewerbeordnung  fallencien  oder  eonst 
ge  wer  b  smä  fsi  g  betriebenen  Dnt  er  nehm  un  gen**  an  die 
Seite  gestellt  Der  letztere  Ausdruck  entbehrt  wieder  der  fUr  die 
prakti^he  Handhabung  des  GesenBe*  m  notwendigen  Klarheit 
und  UnZweideutigkeit.  Die  eimn  glflubten  im  Ausdrucke  „ge- 
werbsmiifsig  betrieben"  die  Merkmale  der  dauernden^  Hut'(icwinn 
berechneten  Ausnüfzung  von  K«]»itnl  uud  Arbeit  suchen  ««  »ollen. 
iH>  z.  B.  eine  Miniatcrialentsebeidung  vom  l<L  September  ISSl» 
Z.  17  '^h2:  ^Gewerbsmäfsijre  Unternehmungen»  d.  h,  Holcht%  welclie 
nach  Art  der  Gewerbe  zu  Er  werbe  «wecken  betrielxm  werden/  — 
^Gewerbsmäfsi^^  is^t  ein  Betrieb^  wenn  aus  demselben  ein  (tcwerbe 
gemacht,  der  Betrieb  also  zu  Zwecken  de»  Erwt^rbcii  aU 
unmittelbare  Einnabrasquelle  ftlr  nöti^^c  Dauer  be- 
trieben wird.**  (Aus  einer  Entscheidung  des  deuinduni  Heichs- 
itcherungsamtes  aus  den  achtziger  Jahren,  I  — -  Andrrc  wollten 
nter  dieser  Bezeichnung  nur  ilic  einem  Gewerbrlieiriebe  iihnliehe 
"orm  verstanden  wissen,  in  welcher  eim-  llnternehmimg  auch 
hne  Erwerbsabsicht  durch^ctllhrt  winl.  So  heiint  es  in 
iner  Entscheidung  de«  Verwaltiu)^s;^^cricht5hofes  vom  2.  Juli  IS*»" 
Z.  WH'2:  „Der  hier  gebrauchte  Ausdruck  'gewcrbsmiiisi^'  bo* 
tri  ebene  Unternehmung  darf,  und  zwar  insbcj^ondfre  mit  UUck- 
sieht  auf  den  Zweck  des  Kninkenversieherungsgesetee»  nicht  mit 
dem  Begriff*  ^gewerblich,  als  auf  unmittelbaren  Gewinn  berechnele 
Unternehmung'  verwechselt  werden.  Denn  in  Beziehung  auf  die 
Hilfsbed  ii  rftigkei  t  des -in  einem  nnlernehuvcn  beschitftigten 
Arbeiters  im  Krankheitsfelle  ist  es  ganz  gh-iehgUlti;,',  ob  das  Unter* 
nehmen  auf  Gewinn  abzielt  oder  nicht,  sobald  dan.M^bc  nur  Ul>er- 
haupt  nach  Art  der  gewerblichen  Unt**rnehuien  ein;^erichtet 
ist."  —  Die  Anftlhnmg  der  Hilf^bLnlilrftiKkeit  al«  entscheidend  es 
ilerkmal  der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  erscheint  inii   neben- 
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bei  bemerkt,  völlig  verfehlt ;  denn  einerseits  ist  davon  im  ganzen 
Gesetze  nirgends  die  Rede,  andrerseits  ist  in  dem  Berichte  des 
Gewerbeausschusses  des  Abgeordnetenhauses  über  den  Gesetz- 
entwurf ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  letzterer  teils  ans  grund- 
sätzlichen, teils  aus  praktiscnen  Gründen  nicht  alle  Arbeiter  unter 
seine  Wirksamkeit  einbeziehen  könne,  bei  welchen  eine  Hil£i- 
bedürftigkeit  im  Krankheitsfälle  eintritt. 

Um  nun  eine  Interpretation  der  bisher  besprochenen  unklaren 
Ausdrucksweise  des  §  1  unseres  Gesetzes  zu  finden,  welche  dem 
wirklichen  Willen  des  Gesetzjgebers  möglichst  nahe  kommt,  giebt 
es  meines  Erachtens  nur  ein  Mittel:  das  Studium  der  Gesetz- 
entwürfe, der  Motive  dazu,  der  darüber  ausgearbeiteten  Ausschuls- 
berichte  und  der  bezüglichen  Verhandlungen  im  Reichsrate.  In 
diesen  Quellen  wurde  wiederholt  ausgesprochen,  daCs  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  für  ihr  Geltungsgebiet  daaienige  kraft 
bindender  Normen  schaffen  wollte,  was  im  Westen  Europas  und 
insbesondere  in  England  die  festgegliederten,  weitverzweigten 
freien  Vereinigungen  der  Arbeiter  (trades  unions  und  friendlv 
societies)  zum  Zwecke  der  gegenseitigen  Versicherung  fllr  alw 
erdenklichen  Fälle  aus  eigener  Kraft  geschaffen.  Diese  Associa- 
tionen wurden  aber  durch  die  industrielle  und  gewerb- 
liche Arbeiterschaft  gebildet,  und  wo  bei  uns  das  Wohl  dieser 
Arbeiterklasse  aus  eigener  Initiative  der  Beteiligten  nicht  genügend 
gewahrt  erscheint ,  wollte  unsere  Gesetzgebung  fördernd  und  er- 
gänzend eingreifen.  Im  gleichen  Sinne  stellen  die  Motive  zum 
Regierungsentwurfe  den  von  der  Geltung  des  Gesetzes  vorläufig 
ausgeschlossenen  Arbeitern  der  Land-  und  Forstwirtschaft  aus- 
drücklich die  der  Versicherung  zunächst  bedürftige  „industrielle 
Bevölkerung"  gegenüber. 

Ein  anderer  Anhaltspunkt  fUr  die  Interpretation  findet  sich 
in  dem  Berichte  des  oben  bezeichneten  Gewerbeausschusses,  wo 
es  hilfst:  „Aufser  den  der  Unfall  Versicherungspflicht 
unterliegenden  Arbeitern  umfafst  der  Kranken  Versicherungszwang 
noch  sehr  weite  Arbeiterschichten,  insbesondere  das  ganze 
Kleingewerbe  und  auch  sonstige  gewerbliche  Arbeiter 
der  verschiedensten  Art,  wogegen  dasselbe  auf  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter,  insofeme  sie  nicht  schon  infolge  des 
Unfallgesetzes  gegen  Krankheit  versichert  werden  müssen,  für 
die  nächste  Zukunft  keine  Anwendung  finden  soll.** 

Diese  Gegenüberstellung  der  nicht  krankenversicherungs- 
pflichti^^en  land-  und  forstwirtschafthchen  Betriebe  und  der 
k ranken versicherungsptiichtigen  industriellen  und  gewerbUchen 
Unternehmungen  charakterisiert  die  bezügliche  Auffassung  des 
Gesetzirebers. 

Endlieh  kann  in  Betracht  gezogen  werden,  dafs  im  Laufe 
der  I)eratungen  im  Abgeoixlnetenhause  über  das  Gesetz  von  ver- 
schie<lenen  Seiten  auf  die  ^^'ünsche  ^der  Arbeiter"*  und  „der 
Arbeiterschaft"  und  auf  deren  ausdrückliche  Proteste  und  Petitionen 
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^en  einzelne  Teile  des  Gesetzentwurfes  (z.  B.  gegen  die  Er- 
phtung  von  Betriebskrankenkaasenl  hingewiesen  wurde  und  dals 
if-r  zweifellos  die  in  Vereinen  organiaierte  industrielle  und  gewerb- 
liche Arbeiterschaft  gemeint  war* 

Au«  diesen  Erwägungen  drängt  sich  mir  die  Überzeugung 
aaf^  dafs  die  Schöpfer  unseres  Krankenversicheningsgesetzea  unter 
den  Ausdrucken :  ,,  Arbeiter  und  Betriebsbeiimte  in  gewerbsmäfaig 
betriebenen  Unternehmungen''  jejie  Klasse  von  Personen  ver- 
ftanden  wissen  wollten,  welche  in  der  Industrie  und  im  Gewerbe 
gegen  Lohn  beschflitigt  und  im  wirtschnftlichen  Gegensätze  zum 
Uoternehmertume  und  Kapitalisraus  im  Krankeitst'alle  der  Gefahr 
der  Verelendung  ausgesetzt  sind. 

Ob  nicht  weitere  Kreise  versichemngshedilrftiger  Personen 
in  das  Gesetz  hätten  einbezogen  werden  sollen,  war  und  ist 
meines  Erachtens  nur  eine  Frage  de  lege  ferenda,  nicht  aber 
eine  Sache  der  Durchführung  des  gegebenen  Gaaetzes, 

Wie  fand  sich  nun  die  Praxis  mit  den  bisher  besproche- 
nen   gesetzlichen    Begriffen    zurecht?      Eine    klare    Grenze    f\ir 
die    Versicherun gspdti'ht   gab   es    nicht      Die    durch   das   Gesetz 
neu    erstandenen    Bezirkskrankenkassen,    denen    ipso  jure    alle 
versicherungspflichtigen  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte"  angehören, 
welche  von    ihren   Arbeitgebern  nicht   ordnuugsmäfsig    bei  einer 
der  Kassen  rle^s  ^  1 1   ven^tchert  worden  sind,  hatten  natürlich  ein 
Interesse  daran,  die  obigen  Bezeichnungen  in  denkbar  weitestem 
_8inne  auszulegen.    Denn  sie  bedurften  ja  zur  tinanziellen  Siehe* 
Bng  ihres  Bestandes  möglichst  vieler  Mitglieder  und  ihnen  kamen 
Se  Strafgelder,  Heitragsnachzahlungen  und  Krankenkostenersätze 
derjenigen  Unternehmer  trefflich  zugute,  welche,  abgesehen  von 

Ken  Fällen  sehuldhafter  Versäumnis,  infolge  einer  weniger  weit- 
ehenden  Gesetzesaualegung  ihre  Ange.stellfcen  nicht  für  kranken- 
teraicherungspfliehtig  hielten  und  deshalb  nach  Ansicht  der  Be- 
Irkskaasen  etraftallig  wurden.  So  wunlen  schon  in  den  ersten 
Jahren  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vor  die  politischen  Behörden 
sahllose  Streitigkeiten  über  den  Umfang  der  Versicherungspflicht 
gebracht  Hier  trat  nun  die  Ersi-lieinung  zutage,  dals  die  unteren 
Instanzen,  mehr  der  Billigkeit  Rechnung  tragend,  sich  vielfach 
auf  den  Standpunkt  stellten,  dals  da«  Gesetz  im  groCsen  und 
ganzen  nur  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  umfaase,  und  die 
Unternehmer  solcher  Betrielie,  deren  Versicherungspflicht  sich  aus 
dem  Gesetze  nur  mittelst  einer  weitgehenden  oder  gezwungenen 
InterpretHtion  ableiten  liefs,  vor  den  rücksichtslosen  Forderungen 
der  Bezirkskassen  in  Schutz  nahmen.  Nicht  so  die  oberste 
Inatanz  und  noch  viel  weniger  der  Verwaltungsgerichtshof.  Hier 
machte  man  sich,  augenscheiidich  ura  den  socialpolitiachen  Ten- 
denzen des  Gesetzen  eine  raöglichnt  durchgreifende  Wirkung  «u 
verleihen,  die  denkbar  weiteste  Auslej^xmg  der  Veraicherungs- 
pflicht  zum  Principe,  und  alles,  was  sich  nur  irgend  unter  die 
Be^iäe  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte*'  und  ^gewerbsmäl'sig  be- 
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triebenes  Unternehmen''  briogen  Hefs,  wurde  ziir  Versich« 
herangezogen.  Die  Folgen  einer  solchen  Praxis  müssen  in  nn 
tacher  Hinsicht  als  bedenklieh  bezeichnet  werden.  Einmal  w 
hierdurch  der  ge4ietz!ic[ie  Ijegriff  der  X'eraicherun gapflicht  n< 
ungreifbarer,  noch  unklarer,  als  er  es  ohnehin  schon  war,  Wei 
kam  lind  kommt  durch  die  gezwungene,  mehr  oder  weni^ 
willkürliche  GeBetzesauslegimg ,  auch  wenn  sie  aus  den 
lichsten  Beweggründen  entspringt,  die  GesetzesautoriUlt ,  d 
Rechtsgeflihl  und  die  Uechtssicherheit  in  der  Bevölkerung  z 
schaden;  endh'ch  aber  wurden  durch  die  betreffentlen  Eni 
Scheidungen  wiederliolt  ao  eminent  schwere  N'ermögensnachteil 
für  ahnungslose,  im  guten  Olauben  ihres  Rechte«  betindlii ' 
Unternehmer  herbeigeftihrt,  dals  diese,  namentlich  wenn  sie  di 
kleinen  Leuten  angehörten,  vor  wirtachatUiche  Katastrophen 
stellt  wurden, 

3.    Zur  Beleuclitung  obiger  Ausführungen  seien  einige  Beii 
spiele  angeführt. 

Unter  jene  Beschäftigungen,  üljer  deren  Versicherung^pfli 
der  Kampf  der  Meinungen  am  heilisesten  entbrannte,  gehören 
allem  die  Kanzleien  der  Advokaten  und  Notare.  Anfä; 
lieh  dachte  kein  Mensch  daran^  das  Personal  derselben  unter  dl 
versicherungspflichtigen  Arbeiter  und  Hetrielmbeamten  einzureih 
Erst  infolge  wiederholter,  durch  die  Bezirkskrankenkussen  pro 
cierter  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  aahen  t^v 
Advokaten  und  Notare  nach  hcifser  (iegcnwchr  gezwungen, 
bei  ihnen  beschäftigten  Personen  ohne  Rücksicht  auf  deren  \ 
schiedenheit  in  geistiger,  wirtschaftlicher  und  geücUschaftlichi 
Hinsicht  zu  versichern.  Was  für  Leute  ti-effen  wir  in  uü8< 
Advokaturskanzleien  an  ?  Zunächst  finden  wir  dort  Konzipien' 
akademiach  gebildete  Personen,  welche  sich  nach  Absolvieru 
ihrer  juridischen  Studien  zur  Advokatur  oder  zu  anderen  Leb 
berufen,  für  welche  die  praktischen  Kenntnisse  eines  Rech 
anwaltes  eine  erwünschte  oder  notwendige  Voraussetzung  sind, 
vorbereiten.  Viele  von  diesen  sind  auf  das  ihnen  ausbeza;  " 
Honorar  mehr  oder  minder  angewiesen;  für  viele  aber^ 
Lebensunterhalt  sichergestellt  ist,  bildet  dieses  Honorar  nicht  d 
Zweck  ihrer  Tiiätigkeit,  sondern  nur  einen  angenehmen  Zusch 
zu  ihrem  son^stigen  Einkuramen.  Selten  aber  wird  ein  Konzipl 
oder  Advokaturskandidat,  auch  wenn  er  der  Versicherung  untier 
worfen  wurde,  im  Krankheitsfalle  die  Krankenkas^  in  Ansprui " 
nehmen,  weil  er  sich  von  einem,  oft  von  der  »Studentenzeit 
befreundeten  Hausarzt  behandeln  läfst,  weil  ihm  der  Verkehr  mit 
der  Krankenkasse  und  ihren  Organen  unsympathisch  ist  und  er 
in  der  Regel  auch  mcht  auf  die  Leistungen  der  Kasse  ansteht. 
Er  gehört  eben  einer  ganz  und  gar  anderen  6ea6llschaft8klA8a<e 
an  als  jene  Leute,  welche  er  an  den  Schaltern  und  in  den  Lokalen 
der  Krankenkassen  antrifft.  —  In  den  bezeichneten  Kai 
finden  wir  ferner  Schreiber  und  Hilfsbeamte,    meist  halbst 
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te,  die  \u  einer  grofeeo  Zahl  von  Füllen  ihren  Unterhalt  nicht 
sechliefslich  in  der  Kanzleiarbeit  fioden,  aondern  entweder  neben- 
i  in  einem  öffentlichen  Aujte  mit  Anspruch  auf  Ruhegehalt  an- 
stellt und  dort  nur  einen  Teil  des  Tages  beschilftigt  sind,  oder 
sl\b  Pensionisten  durch  ihre  Pension  ftir  den  Fall  der  Erwerbs-  * 
unföbigkeit  eine  Sicherung  haben.  Natürlich  giebt  es  auch  Advo- 
kttturs-  und  Notariatsbeamie,  welche  Ijetreffs  ihres  Unterhaltee 
lediglich  aiif  die  vom  Principal  ;^^ewilhrten  Bezüge  angewiesen 
«ind.  —  Keine  dieser  Personen  aber  zälilt  sich  in  der  Regel  dem 
Stande  der  „Arbeiter  oder  Betriebsbeamten "^  zu,  da  sie  von 
diesen^  wenigsten«  nach  landläufigen  l^egriffen,  ihre  geistige  Aue- 
bildung, ihre  Berufsthätigkeit,  das  eigenartige  Vertrauensverhältnis 
zum  Principal  und  zumeist  auch  ihre  wirtschatUiehe  und  gesell- 
»chaftliche  Stellung  deutlich  trennt.  -  Endlich  werden  zur  Reini- 
gung und  Beheizung  der  Kanzleien  Personen  des  Dienstboten- 
Stander  verwendet,  w^elclie  zumeist  auch  dem  Hausstande  des 
Advokaten  oder  Notars  angehören. 

Um  die  Krankenversicberungspflicht  aller  dieser  Personen 
^gesetzlich  zu  begründen ,  genügte  nach  der  Ansicht  des  Ver- 
waltungsgerichtflhofea  der  Beweis,  dafs  die  Advokatur  und  das 
Notariat  ^gewerbsmftlsig  betriebene  Unternehmungen"  seien.  Der- 
selbe wurde  in  der  Form  folgender,  juristisch  zwar  fein  durch- 
dachten, aber  doch  nicht  einwandfreien  Deduktion  gegeben; 
Der  Artikel  IV  des  EintUhrungspatentes  zur  Gewerbeordnung 
bezieht  unter  die  Geltung  der  letzteren  alle  gewerbsmäfsig  be- 
triebenen Beschäftigungen  ein,  zahlt  dann  aber  im  Art,  V  sech- 
zelm  besondere  Arten  von  Beschäftigungen  und  Unternehmungen 
auf,  welche  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  nicht  unter- 
liegen sollen.  Unter  diesen  sind  z.  ß.  genannt:  die  Land-  und 
Forstwirtschaft,  der  Bergbau,  die  litterarische  Thtitigkeit,  Heil- 
kuntle,  Privatunterricht,  ötTentlicfie  Belustigungen  u,  s.  w.  Auch 
die  Geschäfte  der  Advokaten,  Notare  und  Handekraäkler  sind 
dort  angeführt.  Der  Verwaltungs^erichtshof  deduziert  nun:  ^In 
Art.  IV  ist  die  allgemeiue  Kegt4  bezüglich  aller  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Beschäftigungen  ausgesprochen  und  zugleich  aus- 
drticklieh  anerkannt,  dafts  die  im  folgenden  Art.  V  aufgeftilirten 
„Beschäftigungen  und  Unternehmungen'*  Ausnahmen^  von  dieser 
Regel  bilden.  Damit  ist  die  Folgerung  gegeben,  dafs,  wenn  der 
Art.  V  nicht  bestände,  alle  in  demselben  sub  a  bis  q  Aufgeführten 
Beschäftigungen  und  Unternehmungen  unter  die  Regel  des  Art.  IV 
fidlen  würden,  worin  die  gesetzhebe  Anerkennung  gelegen  ist, 
dafs  auch  die  tm  Art.  V  aufgenommenen  Beschäftigungen  an  sich 
gewerbsmäfsig  betriel»ene  Beschäftigungen  darstellen,  indem  die- 
selben sonst  überhaupt  nicht  unter  die  Kegel  des  Art.  I\^  fallen 
würden,  sonach  kein  Grund  sein  würde,  bezüglich  derselben  oone 

>  Im  bezU^licbeu  Patente  holtet  es  nicht  »Ausnahmeu*'  nanderti  ^Ue* 
schräukuDgen'^  f 
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Ausnahme  zu  statuieren.  Somit  ist  aus  dem  bezogenen  kdser- 
liehen  Patente  zu  ersehen,  dals  die  im  Art  V  enthaltenen  Be- 
schäftigungen und  Unternehmungen  vom  Standpunkte  derGewarbe- 
.  gesetzgebung  als  solche  angesehen  werden  müssen,  welche  gewerbs- 
mäiisig  betrieben  werden,  und  nachdem  in  der  lit.  f  dieses  Artikds 
„die  Geschäfte  der  Advokaten  und  Notare **  ausdrücklich  an- 
geführt  erscheinen,  so  kann  mit  vollem  Grunde  an  der  Annahme 
festgehalten  werden ,  dafs  das  Notariat  und  die  Advokatur  vom 
Standpunkte  der  Gewerbegesetzgebung  als  gewerbsmäfsig  be- 
triebene ^wenn  auch  ausnahmsweise  der  Gewerbeordnung  nicht 
unterliegende)  Beschäftigungen  oder  Unternehmungen  zu  be- 
trachten sind. 

Indem  nun  das  Krankenversicherungsgesetz  (welches  un- 
bestritten der  Gewerbegesetzgebung  angehört)  in  dem  zwdten 
Alinea  seines  §  1  die  Versicherungspfiicht  auch  für  die  Arbeiter 
und  Betriebsbeamten  von  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unter- 
nehmungen im  allgemeinen  aufstellt  und  darunter  ausdrücklich 
sowohl  die  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden,  als  auch  die 
„sonstigen"  begreift,  so  müssen  unter  den  ersteren  die  im  Art.  IV, 
unter  den  „sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Untemehmangen^ 
aber  (insoweit  das  Krankenversicherungsgesetz  nicht  selbst  eine 
Ausnahme  hiervon  aufstellt)  in  erster  Linie  die  im  Art.  V  des 
citierten  kaiserlichen  Patentes  bezeichneten  Beschäftigungen  und 
Unternehmungen  verstanden  werden,  woraus  sich  ergiebt,  dals 
die  Beschäftigung  der  Advokaten  und  Notare  allerdings  nach  §  I 
Alinea  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  zu  jenen  zählen ,  „be- 
züglich deren  die  Versicherungspflicht  der  dort  beschäftigten 
Arbeiter  und  Betriebsbearaten  einzutreten  hat".  So  der  Ver- 
waltungsgerichtshof in  einer  grofsen  Zahl  von  Entscheidungen. 
Wegen  ihrer  principiellcn  und  weittragenden  Bedeutung  mufe 
etwas  näher  auf  dieselben  eingegangen  werden. 

Zunächst  drängt  sich  einem  beim  Lesen  obiger  Beweis- 
führung der  Gedanke  auf,  dafs  ein  Gesetz,  welches  für  die  breiten 
Massen  der  Bevölkerung  gegeben  ist  und  diese  zur  Mitwirkung 
an  seiner  Durchflihrung  heranzieht,  der  notwendigen  Klarheit 
und  Gemein verstiindlichkeit  entbehrt,  wenn  solch  feingeklügelte 
juristische  Deduktionen  zur  Erläuterung  seiner  wichtigsten  Be- 
stimmungen notwendig  sind.  Derartigen  Erwägungen  ist  der 
gemeine  Mann  unzugänglich,  an  dessen  gesunden  Hausverstand 
das  Gesetz  doch  appelliert,  wenn  es  die  Unterlassung  der  An- 
meldung seiner  versicherungspflichtigen  Arbeiter  mit  schweren 
Straffolgen  bedroht.  Es  erscheint  daher  hart  und  unbillig,  wenn 
auf  Grund  solcher  Interpretationen  nicht  nur  gegen  Advokaten 
und  Notare,  sondern  auch  gegen  viele  andere  im  bezogenen  Art.  V 
bezeichnete  Personen  Erkenntnisse  auf  Nachzahlungen  von  Bei- 
trägen, auf  strafweise  Eintreibung  von  Krankenkostenersätzenu.s.w. 
erkannt  wurde. 
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Nun  aber  zu  der  gegenständlichen  Begi-llndung  »elbst!  — 
lese  begeiclmet  als  einzig  denkbare  Erkliirong  fiir  die  An- 
fiihrung  von  Beschätiiguni^^on  und  Unternehmtingen  im  melir- 
[citierten  Art.  V,  welrhe  nicht  unter  die  Geltung  der  Oewerbe- 
rdnung  faUen  sollen»  die  Abeicht  des  Gesetzgebers,  von  der 
Kegel  de«  Art.  IV  Auamihraen  zu  machen.  Liest  man  den 
Art  V  aufmerksam  durch  ,  so  drängt  sich  einem  bei  der  dort 
vorgenommenen  Aufzilhlung  von  ICrwerbszweigen,  welche  so  gar 
nichts  mit  dem  volkswirtschalthchi^n,  verwal tu ngs rechtlichen  und 
landläufigen  Gebrauche  de^  Wortes  ,, Gewerbe"  zu  thun  haben, 
wie  z.  B.  die  Landwirtschaft  die  Forstwirtschaft,  die  litterarische 
Thätigkeit,  die  Ausübung  dvr  schönen  Künste,  der  ärztliche 
Beruf  u  s.  w.,  die  Uberzeu^^ung  auf,  dafs  der  Gesetzgeber  hier 
unmögUcli  Be^chiiftigungen ,  die  ihrer  Natur  nach  etwa  dem  Ge- 
werbe zugehören,  „ausnahmsweise'^  von  der  (Teltung  der  Gewerbe- 
ordnung konnte  ausnehmen  wollen,  sondern  dafs  es  ihm  vielmehr 
darum  zu  thun  war^  für  das  Wirkungsgebiet  seines  neuen  Gesetzen 
gewisse  äufserlich  erkennbare  < grenzen  aufzustellen  und  etwa  auf- 
tauchende Zweifel  durch  authentische  Interpretation  von  vorn- 
herein auszuschliefsen.  Hindeutungen  auf  diese  AutVassung  sind 
«chon  darin  zu  finden ,  dafs  Art,  IV^  von  ^gewerbsmäfsig 
betriebenen  B  e  s  c  h  fi  f  t  i  g  u  n  g  e  n""  spricht  der  Art.  V  jedoch 
von  „  Bescljff  ftigungen  und  Unternehmungen"  ohne  den  Bei- 
satz „gewerbemäfsig";  und  dafs  ferner  der  erstere  Artikel  nicht 
den  Ausdruck  „Ausnahmen''  gebraucht,  wie  obige  Yer- 
waltungsjjcerichtshofentscheidung  ungenau  citiert,  sondern  daa 
Wort  ^Beschränkungen'*  (von  „Schranke"  d.  i.  soviel  wie 
Grenze").  — 

Daf»  aber  auch  die  Verfasser  des  KrankenverBicherungs- 
^  ECS  die  Auffassung  des  Verwaltungsgerichtshofes  durchaus 
Sieht  geteilt  haben,  scheint  mir  aus  folgendem  Umstände  hervor- 
zugehen. Im  zweiten  Absätze  des  4?  2  unseres  Gesetzes  werden 
unmitteihar  nach  den  Worten  „in  einer  unter  die  Gewerbe- 
ordnung fallenden  oder  einer  sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen 
Unternehmung"  die  ^Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsbetriebe*' 
ab  versieht •rungspflichtige  Betiiebe  noch  ausdrücklich  aufgezählt. 
Die  beiden  letzteren  Betriebe  stehen  aber  auch  im  Art-  V  des 
£int1übr'ungspatentes  zur  Gewerbeordnung  unter  den  von  der 
Gf^hung  der  letzteren  unberührtc^n  Beschäftigungen  und  Unter- 
ehmungen.  Wenn  nun  der  Gesetzgeber  unter  die  Bezeichnung 
oder  einer  sonstigen  gewerbsmäfsig  betriebenen  Unternehmung" 
alle  Erwerbszweige  des  Art.  V  inbegriffen  haben  wollte,  wozu 
greift  er  dann  zwei  dieser  Erwerbszweige  besonders  heraus  und 
tuhrt  sie  noch  ausdrücklich  neben  den  ^sonstigen  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Unternehmungen"  an?  Das  l^fst  als  argumentum  a 
eontrario  wohl  den  entgegengesetzten  Schlufs  zu! 

Aber  meine  Bedenken  sind  noch  nicht  erschöpft    Die  gegen- 
liehe  Entscheidung  gründet  sich  auf  der  angeblich  „unbe- 
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strittenen^  Annahme;  dafs  das  Kranken  Versicherungsgesetz  der 
OawerbegesetBgebung  angehöre.  Diese  Unbestritteimeit  möchte 
ich  doch  bezweifeln.  Schon  die  gesetzliche  Möglichkeit,  dafs  sich 
jedermann  freiwillig  nach  den  Bestimmungen  dieses  Oesetsea 
▼ersichem  kann,  dafs  nach  den  Motiven,  nach  den  Berichten  und 
Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause  die  ganze  Land-  und  Forst- 
wirtschaft principiell  unter  das  Gesetz  gehört  und  lediglich  aus 
einigen  staatsrechtlichen  und  praktischen  Gründen  für  einige  Zeit 
von  dar  Wirkung  des  Gesetzes  ausgenommen  wurde,  geben  dem- 
jenigen, welcher  die  grofsen  sociafpolitischen  Gesichtspunkte  des 
ganzen  Gesotseswerkes  sich  noch  nicht  zu  eigen  gemacht  hat, 
einen  Fingerzeig,  dafs  dieses  auf  viel,  viel  breiteren  Grundlagen 
als  auf  der  des  Gewerbewesens  aufgebaut  ist  und  sein  mufs. 

Und  endlich:  sehen  wir  einmal  ganz  ab  von  der  Frage,  ob 
die  Erworbszweige  des  mehrbezoeenen  Art.  V  unter  die  Bezeich- 
nung „Rowerbsmäfsig  betriebene  Unternehmungen^  gehören  oder 
nicht.  Mit  der  Entscheidung  dieaer  Frage  ist  ja  nwAi  gar  nicht 
cresagt  dafs  auch  alle  in  diesen  Elrwerbszweigen  angesteUten  and 
Deaohlit^igten  Personen  „Arbeiter"  oder  „Betriebsbeamte*  smd. 
Ist  der  Assistent  eines  Arztes  ein  „Arbeiter""  oder  ..Betriebs- 
beamter" ?  Ist  der  erste  Tenor  eines  Theaterontemehmens  in  der 
Keaidenzstadt  ein  „Arbeiter"  oder  ^Betriebsbeamtor"?  Ist  der 
mit  einem  Zeitunesunternehmen  in  Verbindung  stehende,  viel- 
leicht hervonragende  Schriftstellar  dn  «Arbeiter''  oder  ,  Betriebs- 
beamter"?  I^s  sind  Kardinalfragen,  welche  das  Gesetz  leider 
unl^eantwortet  Infst  und  über  welche  die  obarsle  Verwaltangs> 
bt^hörde  und  der  Verwaltimgsgerichtshof,  indem  sie  sich  auf  den 
Standpunkt  der  socialpoliti^h  wünschenswerten,  möglichsten  Aus- 
dehnung des  Versicherungswesens  stellten,  hinweiügingen. 

Ein  interessantes  Seitenstück  zu  der  bisher  in  Behandfam^ 
gezogenen  Entscheiilung  des  Verwaltungsgerichtshotes  Kt  eiae 
andere  vom  r'».  September  IStH»  über  die  Versicherung*- 
pflioht  des  Notariates,  wdche  ebentidls  wiederboli  A»r 
Ktvhtsixrechung  als  Grandlage  diente,  Do-^  heilst  es:  .Wenn 
auch  aie  Notarvitsordnung  vom  2o.  Juli  1S71  das  XoCariit  ak 
ein  Amt  beietchnel  und  der  Notar  kraft  dieses  Aaite* 
nur  Vo«uihme  bestimmter  Amtshardhingen  mit  der  Wrrk:iaf 
behördlicher  Akte  autorisiert  ist  so  k  mmt  dies^  IVirw&firv^ 
dvx-'h  nur  dt  m  Notar  ftir  seine  Person  und  in  Bezo^  iiif  £e  mm 
vom  Ge^'tPt*  übertriireren  AmsshandluE^rc.  nicht  abo^  tint  t»?!! 
ihm  au?^^^nommenen  HÜT^surbeitem  zu  urd  es  kanr  sumfc  m 
No(AmtskaniIei  als  ein  'Amt*  nichi  beseiehret  w^erdec.*  rVmot- 
hin  wird  auch  die  Notarratskanzlet  unter  den  Betraf  .^^^gt':^ 
ttjiis:^  NfCrteUrces  rntereefcmen*  gestelk  and  w««!t  idoxx&äe 
Ac^^r^jteü^  vie«  NvHairs.  ctre  vi»  Frage  n^Üjer  rx  os^^emiäifli.  » 
d>i?<*  AUv'fc  urt^^  vt^  IV^rrtÄ'  ^ArlMier*  udJ  ,  E^crtecin^^ama?-' 
suSjumsert  wvxiec  k'rt*^»c.  dJ$  Tvr^icherararspficfecL:  frsJslct  ind 
oie  N«*re  itir  NucftsatbLSu^  der  tqc  der  Giettsa^^ra^  in»  t^^s^ta«« 
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an  berechneten  K ranken versieheruDg^beitrltge  für  alle  ihre  Be- 
amten verurteilt. 

4*  So  sehen  wir  infolge  der  Unklarheit  und  Unbestimmtheit 
der  gesetzlichen  Ausdrücke  Ixn  Featötellung  der  Versicherungs- 
pflicht  in  der  Praxis  ein  Tasten  und  Suchen  nach  dem  richtigen 
Wege,  welches  oft  zu  ganz  kuriosen  i<>gebniasen  führt*  Ich 
möchte  zur  Ergänzung  des  bereits  Gesagten  noch  einige  hierher- 
gehörige  Beispiele  anziehen. 

Während  die  reichsdeutsche  ( lesetzgebung  und  Praxis  »ich 
auf  den  den  Zwecken  des  Oeöetaes  und  der  Durch  fülirungs- 
möglich keit  desselben  entsprechenden  Standpunkt  stellen ,  dafs 
auf  die  Jünger  der  Kunst  der  Versicherun^ezwang  nicht 
ausgedehnt  werden  könno,  sind  von  unserer  österreichischen  Praxis 
auch  solche  Personen  als  „Arbeiter  und  Betriebsbeamte  in  ge- 
werbsmüfsig  belri*'benen  Unternehmen*'  wiederholt  der  Kranken- 
versich erungsp  Hiebt  unterzogen  und  deren  Hrotgeber  ob  nicht 
rechtzeitiger  Anmeldung  derselbetj  hei  einer  Kasse  i\ir  straffällig 
erklilrt  worden.  So  z.  B.  eine  Minister ialentacheidung  voni 
IS.  Dezember  Issi»:  ^Dic  bei  der  Ausübung  der  schönen  Künste 
Beschiiftigten  unterliegen  der  Krankenversieherungspflieht  dann, 
wenn  sich  die  betreffende  Unternehmung  al^  eine  gewerbsmäfsig 
betriebene  darstellt. '  Nach  einem  Erkenntnis  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes  vom  1*J.  Juni  1891  Z.  2188  sind  auch  die  Künstler 
amer  gewerbsmä  fsig  betriebenen  Theater  Unternehmung  ver- 
ildl«rtlogs[jflielitig;  auch  dann,  wenn  sie  eine  Gage  von  vielen 
tausend  Kronen  beziehen !  Dals  das  iresetz  auf  solche  Personen 
eewiis  niclit  abgezielt  war,  weil  diese  der  Gesetzeswohlthat  nicht 
bedürfen,  ist  wohl  zweifellos. 

In  einer  M  in iaterial Verordnung  aus  dem  Ende  der  achtziger 
Jahre  wurde  ausgesprochen,  dafa  die  in  Straf  häusem ,  Zwangs- 
arbeitS'  und  Korrektionen  netalten  festgehaltenen  Sträflinge  als 
Arbeiter  im  Sinne  de3  Unfallveraicherungö-  und  daher  auch  de» 
KrankenversicherungJige-setzes  deshalb  nicht  anzusehen  seien,  weil 
das  Moment  der  freien  Wahl  der  Arbeitsverrichtung  fehlt  und 
es  auch  vom  Standpunkte  der  Standesehre  der  Arbeiter- 
schaft bedenklieh  wlire.  Straf Hnge  ohne  weiteres  als  in  die 
Kategorie  der  Lohnarbeiter  gehörig  zu  bezeichnen.  —  Zu  welcher 
Deutung  der  Bezeichnung  „Arbeiter"  im  Sinne  der  Versicherungs- 
gesetze versteift  sich  hier  die  Verw.iltungsbehörde!  —  Nimmt 
ein  auf  hlngere  Zeit  ab^^eschlossener  Dienstvertrag  dem  gewöhn- 
liehen Ariieiter  nicht  auch  die  ,  freie  Wahl  der  Arbeits  verrieb- 
mg**  ?  Und  was  hat  das  Unfall-  und  das  Krankenversichenmgs- 
Wesetz  mit  der  Aufführung  des  einzelnen  Arbeiters  zu  thunl 
Ihr  Zweck  ist  sicherlich  nicht  die  Pflege  der  Standeaehre  unter 
den  Arbeitern,  nicht  die  Erteilung  von  Beloimungcn  tUr  braves 
Verhalten,  sondern  lediglich  die  Abhilfe  eines  socialen  Notstandes 
unter  den  besitzlosen,  arbeitenden  und  der  (iL'fahr  der  Verelendung 
ausgesetzten    Menschen.      Die    natürlieho    Erklärung    der  Nidit- 
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einbeziehiing  der  Straf  hausier  unter  das  Gesetz  liej^'t  doch  viel 
näher:  diese  Person en  müssen  im  Krankheitsfälle  von  dtaatswegen 
verpflegt  werden  und  bedürfen  infolge  de«  ihnen  ^ewiihrten 
Z Wangsunter halles  aucii  keines  Krankengeldes.  Ja,  intolge  ihrer 
VerschliefäLing  sind  sie  gar  nicht  in  der  Lage^  die  K ranken kaai^H 
in  Anspruch  zu  nehmen,  ^| 

Dem  gegenüber  erinnere  icli  mich  an  einen  Fall  aus  meinei' 
Praxis,  wo  ein  Scluih waren fabrikant,  welcher  aut'  Grund  eines 
mit  der  8trai  hausverwaltung  abgeschlossenen  Vertrages  den 
gröfsten  Teil  seiner  Schuhmacherarbeflen  durch  Sträflinge  her- 
stellen liefs^  deshalb  bestraft  und  zur  Nachzahlung  von  Kranken- 
Versicherungsbeiträgen  im  Auamafse  von  mehreren  hundert  Gulden^B 
verurteilt  wurde,  weil  derselbe  diese  Sträflinge  bei  keiner  Kranken^l 
kasse  angemeldet  hatte.  Auf  den  Einwand,  dafs  ein  etwa  er- 
krankter Sträfhng  unbedingt  in  das  Strafhauslazarett  gehöre  und 
der  Leistungen  der  Krankenkasse  weder  bedürfe,  noch  die  Mög- 
lichkeit habe,  sie  in  Anspruch  zu  nehmen,  wurde  keine  Rück- 
sicht genommen* 

5.  Einer  basonderen  Kri>rterung  bedarf  noch  die  Kranken- 
versicherung der  in  öffentlichen  Diensten  stehenden 
Personen,  Die  Versicherungspflicht  dei^selben  hän^^t  nach 
unserem  Gesetze  von  zwei  Vorfragen  ab:  1.  Ist  der  ßetreflTende 
in  ei  nem  g  e  w  e  r  b  s  m  ii  t  &  i  g  betriebenen  Unternehmen  einer 
öffentlichen  Körperschaft  thutig?  2»  Ist  er  mit  festem  Gehalt 
angestellt?  Damit  die  Versicherungspflicbt  eintritt,  mufs  5m  ge- 
gebenen Falle  die  erste  Frage  mit  ja,  ilie  zweite  mit  nein  zu 
beantworten  fecin.  Demgerafiia  nimmt  fj  2  von  der  Versicherungs- 
pflicht alle  l^edienstetcn  aus,  wek-he  in  einem  nicht  gewerbsmäfsf 
betriebenen  Unternehmen  des  Staates,  feines  Landes,  eines  B< 
zirkes,  einer  Gemeinde  oder  eines  öffentlichen  Fondes  beschäftigt^ 
oder  welche  in  irgend  einem  Betriebe  obiger  Köi'perschaften  mit 
festem  G ehalte  angestellt  sind.  Sehen  wir  uns  nach  einer  gesets- 
lichen  ErkL^irung  der  hier  entscheidenden  Ausdrücke:  ,, fester 
Gehalt"  und  „Anstellung'*  irm,  ho  finden  wir  keine  Antwort 
und  die  Praxis  ist  wieder  auf  die  Intcrpretaiionskunst  angewiesen. 

Der  §  2  ist  zweifellos  der  Absicht  des  Gesetzgebers  ent- 
sprungen^ der  Krankenversicheruugspilicht  dort  eine  Schranke  «u 
setzen,  wo  das  Bedürfnis  nach  derselben  fehlt,  wo  namUch 
Ärbeitsperaonen  an  eine  öflentliche  fund  daher  leistungssichere) 
Körperschaft  im  Falle  ihrer  Erkrankung  derartige  Ansprüche  auf 
Fortbezug  ihrer  Oejialte  liaben ,  dafs  sie  dadurch  den  Kranken- 
kassen mitgliedem  bezüglich  der  Höhe  und  Dauer  der  Unter- 
stützungen gleichgestellt  erscheinen.  Der  Verwaltungsgerichtshof 
hat  es  auch  in  einem  Erkenntnisse  vom  1.  Juli  18U2  unter- 
nommen, eine  ausflibriicbe  Interpretation  obiger  Ausdrucke  zu 
geben  und  glaubte  hierbei  die  im  Gesetze  erfolgte  Gegenüber- 
stellung von  „Lohn'^  und  ^Gehalt"  einerseits  (§§  4^  5)  und  von 
^Arbeiter'*  und  „Betriebsbeamter'*  andrerseits  (§§  1,  3  u*  s.  \\\) 
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ab  Anhaltspunkte  benützen  zu  sollen.  Er  sajrt:  „Es  wird  unter 
Gehalt  jede  Entlohnunfr  verstanden  werden  müssen,  welche 
nicht  mich  bestimmtt'n  Einzelleistiingen  t  Stücklohn)  oder  in  kurzen 
Zeitabschnitten  {Ta<(-,  Wochenlohn l  zur  Zahlung  gelangt.  Unter 
*fc8ieni^  (tehalt  aber  wird  im  Untei-schiede  van  den  von  Fall 
3tu  Fall  variablen  Bezügen,  jeder  im  vorhinein  nach  ^^e wissen 
Zeitabschnitten  festgesetzte  und  darum  aicli  wiederhoh?nde,  filr 
eine  längere  !>aner  in  Aussteht  genommene  Genul's  der  im  Dienste 
bt_*6ndticheii  Personen  äu  verstehen  sein,  —  Was  aber  den  Aus- 
druck  *angestellt'  anljelan^t,  so  ist  hierin  kein  besonderes 
Requisit  für  die  Art  der  Bedienstung  gelegen,  sondern  es  mufs 
irde  Bedienstung  gegen  ^festen  Gebalt'  als  eine  'Anstellung' 
betrachtet  werden  und  es  kann  von  der  Anstellung  ira  allge- 
meinen nur  noch  weiter  gefordert  werden,  dals  das  Dienst- 
verhiiltniö  ira  Falle  der  Erkrankung  des  Bedienste- 
ten nicht  sofort  l^isHch  ist.""  Zu  einer  weitergehenden, 
genaueren  Interpretation  bietet  das  Gesetz  leider  keine  Handhabe, 
obwohl  es  drin^iend  wünschenswert  und  auch  gewifs  im  Sinne 
de»  Gesetzgebers  wiire,  wenn  man  die  Bedin^amg  beifüj^en  könnte, 
diifc  die  Bezüge  derart  angestellter  Personen  im  Krankheitsfalle 
sowohl  in  ihrer  Hr^he  als  auch  in  ihrer  Zeitdauer  den  Minimal- 
leiaiungen  der  gesetzlichen  Kassen  entsprechen  raüfsten, 

a)  Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  die  einschlägigen  Dienst- 
Terhältnisse  bei  den  öffenthchen  Körperschaften  und  Fonden  und 
Ewar  zimächst  auf  die  »Stadtverwaltungen,  welche  unter 
den  Gemeindeverwaltungen  in  Arbeiterfragen  v\'ohl  in  erster  Linie 
in  Betracht  kommen.  Diese  Kommunen,  namenthch  die  gröl'sereD, 
sind  mit  Rücksicht  auf  ihre  umfangreiche  Amtterung,  auf  die 
grofce  Zahl  der  von  ihnen  durchzuführenden  öffentlichen  Arbeiten 
und  Bauten  und  auf  manclierlei  von  ihnen  betriebene  industrielle 
und  Verkehrsunternehmungen  gezwungen,  eine  grol'se  Zahl  von 
Arbeitern  gegen  Taglohn  zu  beschäftigen.  Was  die  Industrie- 
und  Verkehrsunternehmungen  betrifft,  wie  z.  B,  Gas-  und 
Elektricitäts werke ,  Stadtbahnen  und  sonstige  Verkehrsanstalten, 
Bierbrauereien,  Wasserlei  töngcn ,  Fäkalien  verwert  ung-^anstalten 
u.  s,  w. ,  so  stellt  sich  jeder  solche  Betrieb  als  ein  für  sich 
Abgeschlossenes  Ganzes  dar,  ak  dessen  Unternehmer  die  Gemeinde 
mehr  in  ihrer  privatrechtlichen  Eigenschaft,  als  in  ihrer  öffentlich- 
rechtUciien  Gestalt  ertücbeint  Die  Behandlung  solcher  Betriebe 
nach  dem  K ranken versieherungsgesetze  wird  keine  wesentlichen 
Schwierigkeiten  bieten ;  die  Versich  er  ungspHicht  der  dabei  be- 
schäftigten Arbeiter  ist  wohl  zweifellos.  Anders  ist  es  mit 
Gemeindebedicnsteten  „ohne  festen  Gehalt",  welche  bei 
Amtierung  und  eigentlichen  Gemeindeverwaltung  mitwirken 
die  Durchführung  der  vielen  im  unmittelbaren  öffentlichen  Interesse 
vorzunehmenden  Arbeiten  besorgen.  Hier  kommt  die  Versicherungs- 

S Hiebt  zun.lchst  deshalb  in  Frage,  weil  es  an  einer  Er\y  ht 

e«  Untemebmers,  also  an  dem  Begriffe  de^s  ^Gewerb-  -n" 
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fehlt;  aber  selbst  weon  muo,  wie  der  Verwaltangsgerichtshaf, 
dem  geeetzlichen  Ausdrucke  ^gewe^bc^mäf8ig"  mir  den  Hinweis 
auf  die  üulftiere  Form  des  Betriebes  erblickt,  ao  müfste  man  viel- 
fach  die  VeTsidierungspflicht  der  bei  Betrieben  der  obigen  Art 
verwendeten  Arbeiter  und  Beamten  leugnen.  Bezüglich  der  bei 
der  Gemeindearatieruniii;:  (GemeiDdeÄekretariat,  Stadtrat,  Stadl 
buchhaltuog,  Stadtl*auamt ,  Stadtkasse  u.  s.  w.)  betiteilten  Ta, 
öchrL'iber  und  Diener  gilt  zweifelsohne  dasselbe,  wie  für  solci 
bei  8 tafitaä intern  angeatclUe  Personen.  Darüber  später*  Bezüglicli 
der  das  öffentliche  Interesse  unmittelbar  betreffenden  Arbeiten  dor 
Gemeinde  aber  kommen  noeh  andere  Momente  als  daa  der 
mangelnden  Erwerbsabsieht  in  Betracht  —  Zu  diesen  Arbeiten 
gehören  insbesondere:  die  Herstelhing  und  Erhaltung  von  Strafsen, 
Kanälen,  Brtickenj  öffentlichen  ütiidtischen  Gebäuden,  Strafi 
reinigung  und  ähnliches,  J^ei  der  Besorgung  dieser  Agend 
spielen  oft  auch  Zwecke  der  Armenversorgnng  mit;  denn  ein 
seits  werden  hiebei  der  Armen  Versorgung  anheimgefallene,  a' 
noch  teilweilse  arbeitsthhige  Personen  zu  \ Verrichtungen  hei 
gezogen;  bei  solchen  mangelt,  da  äie  in  Gemeindepflege  stehen" 
meist  das  Bedtirfnis  nach  geaetzniäfsiger  Krankenversicherung; 
andrerseits  sehen  sich  die  Sladtverwahuugen ,  namentlich  zu  den 
arbeitslosen  Jahreszeiten,  in  den  Wintermonaten,  genötigt^  so- 
genannte Notstandsarbeiten  vorzunehmen,  um  dem  Elende  und 
dem  Verbrechen  unter  dem  massenhaft  in  ihrem  Gebiete  zu- 
sammengeströmten Proletariate  durch  Arbeitsgelegenheit  wenig- 
stens teilweise  zu  steuern.  Denn  die  Arbeitslosen  können  nicht 
alle  abgeschoben  werden.  Zu  solchen  Arbeiten  gehören  beispiels- 
weise Abtragungen  alter  Gebäude  und  Mauern,  Terrainaus* 
gleichungen ,  die  Abtuhr  von  ISchneemassen  u.  dgl.  mehr,  l*ie 
Menge  und  der  fortwährende  Wechsel  solcher  Personen  in  der 
Arbeit  ist  sehr  grols»  eine  genaue  Kontrolle  und  ordnungsmü feige 
An-  und  Abmeldung  derselben  bei  einer  Krankenkasse  aufseilt 
schwierige  oft  geradezu  unmöglich.  Kann  man  nnd  soll  man 
hier  die  Gemeindeverwaltungen  zur  Krankenversicherung  auf 
Grund  des  Gesetzes  zwingen?  Die  Frage  wurde  bald  bejaht| 
bakl  verneint :  sich  auf  den  sLirren  Standpunkt  der  Versicherung»- 
pflicht  stellen,  heilst  in  solchen  Fällen  meist,  das  social poÜtiscne 
Wirken  der  (temeinde  für  die  arbeitslosen  Massen  erschweren  oder 
unterbinden.  Den  politischen  Behörden  ist  leider  in  unaereni 
Krankenversicherungsgesetz  zu  wenig  freiem  \'erfiigungsrecht  ein- 
geriuirat^  um  hier  das  Gesetz  den  jeweiligen  X'erhältnissen 
anzupassen  und  »eine  Hiirten  zu  mildern.  Im  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetz  ist  diese  Schwierigkeit  durch  die  bedingte 
Versicherungspflicht  der  Kommunalbediensteten  (S  2  Zb  2)  gelöst. 
Am  l)esten  helfen  sich  unsere  Gemeindeverwaltungen  in  solchen 
Fällen  dadurch,  dala  sie  für  ihre  Arbeiter  eigene  Krankenkansen  mit 
der  Bestimmung  gründen,  dafs  der  blofi*e  Eintritt  in  die  Beschäfti- 
gung bei  der  Kommune  die  Kassen mitgliedschaft  zur  Folge  bat 
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Das  über  die  Kommuneverwaltung  Gesagte  gilt  mutatis 
utaodis  auch  für  die  Betriebe  der  Bezirke  und  der  einzelnen 
'onländer  i  Provinzialverbfinde) 

b)  Während  nach  allem  bisher  Angeführten  bei  den  Ent- 
leidungen  der  obersten  Verwaltungahebörde  und  des  \'er* 
altungsgerichtflhofe.s  eine  Neigung  zur  extensiven  Interpretation 

Krankenversicherungsgesetzes  zu  bemerken  war.  mufste  das 
e^enteil  bezüglich  der  staatlichen  Betriebe  auffallen,  ob- 
hon  man  hätte  erwarten  sollen ,  dals  die  Staatsverwaltung, 
welche  berufen  ist,  das  gegenständ Uehe  Gesetz  und  zwar  unter 
gewifs  grofsen  Opfern  der  Erwerb&atiinde  durclizutiihren,  mit 
gutem  Beispiele  vorangehen  und  an  siL-h  denselben  strengen 
^iafastab  wie  bei  der  Beurteilung  jener  anlegen  würde.  Bis  vor 
kttrzem  liefe  jedoch  die  St^iatsverwaltung  nur  jene  ihrer  vielen, 
ohne  festen  Gehalt  angestellten  Bediensteten  der  Krankenversiche- 
rung teilhaftig  werden,  welclie  entweder  in  produktiven,  mit  aus- 
gesprochener Erwerbsabsicht  betriebenen  StaRtaunternehmungen 
(z.  B.  Tabrtkfabriken ,  Bergbau)  tliättg  waren,  oder  liei  staat- 
lichen Verkehrsanstaiten  \  Eisenbahn^  Dampfschiffahrt)  Verwendung 
fenden,  bei  denen  schon  vor  dera  In  sieben  treten  des  Kranken- 
▼er§icheruDg8ge«etzeö  Betriebskrimkenkassen  bestanden.  Sonst 
Aber  schlofs  der  Staat  nicht  nur  in  seinem  Gesetze,  sondern  auch 
m  seiner  Verwaltung  seine  Bediensteten  von  der  Wohlthat  der 
Krankenversichenmg  aus. 

Letzteres  mufa  insbesondere  bezüglich  der  Post-  und 
Telegraphen  verwaltung  hervorgehoben  werden,  ein  Staats- 
betrieb, welcher  nach  Ansicht  des  \'erfassers  zweifellos  von  An- 
fang an  unter  die  Wirksamkeit  des  Krankenversicherungsgesetzes 
fiel.  Es  kann  wohl  kaum  geleugnet  werden,  dafs  dieses  staat- 
liche Unternehmen  gewerbemäfsig  und  mit  Gewinnabsicht  be- 
trieben wird  und  eine  wichtige  Einnahmsquelle  des  Staates  dar- 
stellt. Die  k.  k.  Post-  und  Telegraphenverwaltung  geht  täglich 
in  geacbäftsmiifsiger  Weisse  mit  Tausenden  von  Privatpersonen 
entgeltliche  Verträge  auf  Bet^örderung  von  G titern  ^  Geldern, 
Briefen  und  Nachrichten  ein,  um  daraus  für  die  Staatskasse  einen 
Gewinn  zu  erzielen.  Das  Unternehmen  fit  11t  daher  ohne  Zweifel 
unter  S  1  Alin.  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  und  waren 
die  dabei  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Arbeiter  und  Betrieba- 
beamten  von  Beginn  der  Geaetzeswirksamkeit  an  versieherungs- 
pHichtig.  Die  Beschäfti;rung  dieser  Personen  (Aushilfstele* 
graplii^^tinnen ,  Au^shilfsmanipulanten,  j>rovisoriÄcbe  und  Aushilfs- 
diener, Telegraphen-  und  Telephon  arbeiten  LandbrieftrÄger  u.a.  w.) 
kommt  jener  der  Angestellten  einer  grofsen  Handelsfirma  gleich 
und  ihr  Versicherungsbedürlnis  ebenso.  Wie  ungleich  aber  war 
die  Behandlung  dieser  Leute  beztiglich  ihrer  Versicherung,  je 
nachdem  sie  l»ei  einem  ärarischen  oder  nichti^rarischen  Postamte 
bestellt  waren!  Eine  ^linisterialentscheidung  vom  Jahre  1892 
erklärt:    ^Die   von  einem  Postmeister  und  beziehungsweise  Post- 
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expedienten  für  den  Post-  und  Telegraphendienst  in  einem  nicht 
ärar lachen  Poötfimte  aufgenommenen  Personen  sind  als  kranken« 
versicherungspflichtig  anzusehen"*.     Bezüglich   der  Hrarische 
Postämter  aber  steifte   sich   die  Regierun;?  auf  den  Standpunkt 
„Die  Hilfsbeamten  der  k.  k.  Amter  und  Behörden  gehören  nichl 
zu  den  versicherungspflichtigen  Personen    und   ist    mit   Rucksicht' 
auf  die  taxative  Aufzflldung  der  im  §  1  des  Krankenversicherunj 
gesetzes  bezeichneten  Personen  die  Äusdehnimg  der  Versicherung 
pflicht  auf  die  Hilfsbeamten  der  k.  k.  Sfciatsbehörden  und  Am 
im  Verordnuugswege  ausgeschlossen.^    ( Entscheid img  vom  Jal 
1891.)  —  Interessant  ist  auch  eine  hieher  gehörige  EntscheiduBg 
des    k.    k    Verwaltungsgerich tshöfes    vom    2S,    tSeptember    11*<H 
ZI  iyiyXh  betreffend  die  Krankenversichenmgspflicht  der  bei  dei 
Lokaltele^raphenanstalten    in    Wien    nicht    definitiv    angestelli 
StaatsbedieDsteten.     Hier  wird  der  Begriff  ^Stjuitsanstalt  zur 
flillung  von  Verwaltüngsaufgaben  hezw,  von  Verwaltungapflichtei 
des  Staates"    auf^^estellt   und    die  Bc^eichnting  der  darunter  will- 
kürlich subsumierten  Anstalten  als  gewerbsmäfsig  betriebene  Unt 
nehmungen  oder  als  Jk^triehe  als  eine  begriffliehe  Unmöglicb 
keit   erklärt.     Wie  willktirlich    die^e  Unterstellung  von  Betrieben 
unter  obigen  Begriff  ist,  geht  schon  daraus  hervor,  dalis  man  der 
als  V  e  r  k  e  Ij  r  s  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  dienenden  Telephon  den  Charakterj 
einer  „Staatsanstalt  zur  Erfüllung  von  Verwaltungsaufgaben**  dann 
wieder  nimmt,   wenn  es  zwar  im  Auftrage  und  auf  Rechnung  A 
Staates,  aber  von  einem  Subunternehmer  betrieben  wird. 

Ein  ähnlicher  Widerspruch  zeigt  sich  darin,  dafs  die  Regie- 
rung die  Angestellten  der  Maut-  und  ^'  e  r  z  e  li  r  u  n  g  s  s  t e  u  e  r| 
nur  dann  für  versicherungspt^ichtig  erklärt^  wenn  diese  Steuei 
verpachtet  ist,  im  anderen  Falle  aber,  wenn  der  Staat  diese  8t«u« 
selbst  verwaltet,  seine  Bediensteten  als  nicht  versicherungspHichtig 
behandele  In  beiden  Fallen  üben  diese  Personen  Funktionen 
staatlicher  Steuerorgane  ganz  in  derselben  Weise  aus;  der  Unter- 
schied liegt  nur  darin ,  dafs  im  ersteren  Falle  der  für  den  Staat 
eingehohene  Stcuergewinn  nicht  direkt,  sondern  auf  dem  Umwege 
durch  die  Tasche  eines  Pächters,  der  dann  auch  ein  Risiko  üb^' 
nimmt  in  den  St&atssiickel  Hieist.  ^— 

Im  Gegensatze  zu  der  sonstigen  extensiven  Interpretation 
des  Ge-selzes  sind  auch  Ministerialentscheidungen  «vom  Jahre  1><91 
und  1892)  bemerkenswert,  welche  erklären,  dafs  der  von  der 
Heeresverwaltung  in  eigener  Regie  geftihrte  Betrieb  eine«  Militär- 
verpflegsraagazines  kein  versicherungspflichtige  Unter- 
nehmen ist.  - — 

Zu  den  der  Krankenfiirsorge  dringend  bedürftigen  ArbdterD 
gehört  femer  auch  das  grofse  Heer  der  Diurnisten  in  den 
verschiedenen  staatlichen  Ämtern.  Sie  sind  nach  dem 
Wortlaute  des  (Gesetzes  nicht  unter  die  Zwangsversichemng  ein 
bezogen:  der  Staat  sali  nicii  aber  auch  nicht  zu  einer  fmwilligeii 
Versicherung  deraelben  veranlafst     Ihre  Verwendung  gleicht  der 
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in  den  Kanxleieo  der  Advokaten^  Notare,  in  Vereicherungs-  und 
anderen  Privatanatidten  verwendeten  Personen,  auf  welche  die 
Praxis  den  VersicheruDgezwang  auadehnte;  ihre  wirtschaftliche 
Stellung  ist  meist  achlechter.  Abgesehen  davon,  dafe  ihre  Arbeit»- 
baft  au8  Ersparnisrticksichteii  sehr  ausgenützt  wird ,  ohne  ihre 
Besage  mit  den  Leistungen  in  Einklang  zu  bringen,  i^t  ihnen 
auch  ein  Nebenverdienst  meist  unmöglich  gemacht  und  ihnen 
kein  Anspruch  auf  Kündigung  gegeben,  so  dafs  sie  täglich  ge- 
wärtig sein  müssen,  bei  Nachlassen  der  Arbeitstnenge  von  heute 
auf  morgen  ihres  Einkommens  verlustig  zu  werden.  —  Wenn 
das  Krankenversicherungsgesetz  eine  «ocialpolitisclie  Mafsregel 
ersten  lianges  sein  soll,  wenn  durch  daaaelbe,  wie  es  in  dem 
Berichte  des  Gewerbeausschusses  heilst»  ^die  Verbesserung  des 
Lohns  der  arbeitenden  Klassen  und  die  ^^ründ liehe  Heilung 
der  socialen  Sclutden"*  unternommen  werden  soll,  dann  mufs  auch 
die^e  grofse  Klaase  vun  Arl »eitern  und  Betriebsbeamten,  die  rlem 
Staate  und  der  Gesellschaft  ein  ganz  gewaltiges  Stück  Arbeit 
leisten  und  tlir  beide  unentbehrlich  sind,  der  Woblthat  des  Krauken- 
versicherungsgesetzea  teilhaft  gemacht  werden. 

Allmahlich  hat  sich  auch  bei  den  malögebenden  Stelle»  die 
Überzeugung  Bahn  gebrochen,  dafs  in  der  Vernachlässigung  der 
staatlich  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Personen  gegenüber 
den  Bediensteten  in  Privatunterochmungeu  betreffs  der  Versorgung 
^»iör  den  Knankheitsfali  ein  schweres  Unrecht  liege.  Oliarakte- 
iatisch  ist  es,  dafs  diese  Überzeugung  zuerst  im  Bereiche  der 
Post'  und  Tele^^raphenver waltung  zum  Ausdrucke  kam.  In  einem 
Erlasse  des  k.  k,  Handelsministeriums  vom  17.  Miirz  18W 
ZL  11477  wird  zunaclist  ausdrücklich  anerkannt,  dafs  die 
beim  Telegraphen-  und  Telephonbaue  gegen  Taggeld  verwendeten 
Bediensteten  im  Sinne  des  §  1  Alin-  1  und  2  des  Kranken- 
versicherurgsgesetzes  jda  kranken  versichenmgsp  flicht  ig  er- 
scheinen. Es  wird  daher  die  Weisung  ^^e^eben,  bis  zur  defini- 
tiven Rr;;elung  dt?r  Frage  im  einzelnen  E r k r a n k  u n g ß f a II c 
beim  Ministerium  Antrage  auf  Fliissigstellung  der  Slinimal- 
Icistungen  des  Kranken versicherungs;i:;eaetzes  zu  stellen.  —  Ein 
vertraulicher  Erlafs  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  23.  Mai 
1890  No.  22  72<i  ermüehtigt  die  Post-  und  Telegraphendirektioneu, 
die  gegen  Bezug  des  Taggeldes  angestellten  Personen  fiir  die  Zeit 
der  Waffenübungen ,  für  die  dienstfreien  Sonn-  und  Feiertage 
und  im  Falle  der  durch  Erkrankung  bedinjjten 
Dienstesabwesenheit  während  der  ersten  vier  Wochen 
im  Fortbezuge  des  vollen  Taggeldes  zu  belassen;  von  dieser  Er- 
mächtigung sei  jedoch  nicht  notwendig  in  allen  Fällen  Gebrauch 
SU  machen.  — 

Im  Herbste  des  Jahres  1899  wurden  sodann  von  Seiten 
mehrerer  i  .Zentralstellen  an  die  unterstehenden  Behörden  gleich- 
artige Weisungen  erlassen,  welche  die  Kranken  t^aorge  der  ohne 
festen   Gehalt  Beiliensteten   im  Auge  haben;  so  die  Erlässe  des 
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HaQdekmiDisteriums   vom    15.  September    lHi»l>   Ko.  49114   und 
vom   28.   Novemljer    lHl>0   No.  5Ö212,   der   Erlais   des   Finani 
ministeriums   vom  2iK  August    1 8*111    ZL  0878  ♦    die  Verordnung 
des  Juetizministeriums   vom    L\  September  \SW  No,  '_^7  u.  a.  m» 
Hienach   wurde  angeordnet,    dafs  den  Diurniaten  (bei  der  Post- 
uud  Telegraphen verwalum^^    auch  dtn    außhilis weise  verwendeten 
Post-    und  1  elegraphenexpeditoren  *  iSchreibkräffcen ,  Dienern  und 
Außbiltskrätten)    im    Falle    einer    durch    Krankheit    verursaebteft^ 
Dienstesiibwesenheit  bis  zur  Maximaldauer  von  drei  Monaten  de^H 
Fort  beziig  der  Löhnungen  und  Taggdder  belassen  werden  «olle. 

Endlich  wurde  durch  den  fj  lU  des  Gesetzes  vom 
2ü.  Dezember  WJi\  R.G.Bl.  No,  2^*5,  betreffend  die  Regelung 
der  Beztige  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gebörigeo 
akriven  Staatsdiener,  die  Wirksamkeit  des  Krankenversicherung 
gezetzeÄ  auf  einen  Teil  der  ohne  festen  Gehalt  angestellten  Staat 
bediensteten  ausgedehnt.  Hiernach  sind  die  aus  Staatsmittel 
entlohnten  proviaoriscben  und  Aushilfsdiener  im' 
Sinne  de*»  Krankenversicherungsgesetzes  vom  :in.  Marx  ls^;,s  für 
den  Krank lieitsfall  zu  versichern,  doch  kann  diese  Versicherung 
entfallen,  wenn  diesen  Personen  die  Mindeslleistungen  im  Sinne 
der  §§  ti  und  8  des  bezogenen  Gesetzes  gewährt  werden.  ^M 

So    kurz    diese    gesetzliche    Ergänzung    unserer    geltendea^^ 
Arbeiterkranken  Versicherung   ist   (sie  besteht  aus  einem  einzigen 
Paragraphen)^  so  interessant  ist  sie  in  mehrfaclier  Beziehung,  zu* 
mal,    wenn    mau    sie    in    der    Beleuchtxmg    der    Durchfuhrungs- 
verordnung   des    Gcsamtministeriums    vom     '>.    Februar    11»0(i^H 
KAI.lih   No,  2vvt    und   der    mit   dieser    sich   deckenden   Verord^^B 
nungen   der    einzelnen    Centralstellen    betraclitet.      Zunächst    iat 
festzustellen,  dafs  sich  dieses  neue  Gesetz^  welches  mit  L  Janujit^_ 
I9\m    in   Kratlt  zu   treten    hatte,    nur   auf  einen  Teil  der   Aej^ 
Krankenversicherung  bedürftigen  Staatsbediensteten  bezieht,  näm-^ 
lieh,  wie  die  DLirchtlihrungsverordnung  genauer  ausführtj  nur  auf 
die   bei    staathcben  Behörden,  Amtern,  Anstalten  und  Betrieben 
beschäftigten    Staatsb<?dien8teten ,    welche   der   Kategorie  der 
Dienerschaft  angehören    und    keine   ständigen  Beztige 
haben.    Die  einzelnen  Centi*al stellen  wiesen  daher  die  unterstellten 
Behörden  an^  niu*  die  provisorischen  und  Aushillsdiener,   nicht 
aber  die  nur  zu  einzelnen  Verrichtungen  aufgenommenen 
Personen,  namentlich  auch  nicht  die  Diurnisten  zu  versichern. 
Für  diese   soll  die   bereits  frtlher    angeordnete   Fortzahlung    der 
Taggelder  durch   drei   Monate   (das  sind   dreizelm  Wochen)   im 
Krankeits falle  weiter  geübt  weisen.  — 

Die  gesetzlich  neu  angeordnete  Versicherung  der  provi* 
fiorisehen  und  Aushilfsdiener  kann  femer  dann  entfallen,  wenn 
dieselben  bereits  auf  einem  anderen  Wege  als  auf  dem  der  Ver- 
sichenmg  die  in  den  fjjj  <>  u.  x  des  KrankenversicberungtigeaetEes 
vorgeschriebenen  Mindestleistungen  im  Krankheitsfalle  erhalten* 
Diese    Bestimmung   steht   im   Widerspruche   mit  dem   §   4    de» 
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Krankenvereicheningsgeeetzes  und  hel»t  dessen  Wirksamkeit  für 
die  in  die  Versicherung  neu  einbezogenen  Personen  auf,  Ihmn 
bezüglich  dieser  wird  die  Befugnis  der  politi.Hchen  Behörde  erster 
Instanz  aiifser  Kratlt  gessetzt^  wonach  dieselbe  im  einzelnen 
Falle  mit  Zustimmun^^  de^  zu  Versichernden  und  nach 
Untersuchung  der  Sachlage  allein  von  der  Versichenmg.spflicbt 
befreien  kann,  wenn  die  Unterstützungsleistungen  der  Kranken* 
kassen  in  anderer  Weise  sichergestellt  sind.  An  die  Stelle  der 
politischen  Behörde  tritt  liier  das  freie  Ermessen  jedes  einzelnen 
staatlichen  Amta%'orstandes,  was  denn  doch  etwas  bedenklich  er- 
scheint, zumal  der  zu  Versichernde  nicht  einmal  um  seine  Ein- 
willigung befra^it  zu  werden  braucht  —  Die  Durch  führungs- 
Verordnung  des  Gesamtmioiateriums  ordnet  weiter  an  ^  dafs  die 
Versicherung  der  Staatebediensteten ,  soweit  dieselben  nicht  etwa 
achoR  einer  Btaatlichen  Betriebskmnkenkasse  angehören,  nur  bei 
den  Bezirks  kr  ankenkassen  zu  erfolgen  hat»  eine  Be- 
»timmung,  welche  zwar  diesen  Kassen  zugute  kommt  jedoch  tür 
den  Arbeiter  srjwie  für  dessen  Chef  jede  etwa  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Ortes  oder  der  Personen  Rechnung  tragende 
EinHufsnahme  auf  die  Wahl  der  Versicherungsanstalt  von  vom* 
herein  ausschliefst.  Da  hiedurch  aulserdera  die  Freizügigkeit 
des  Bediensteten  beeintrUciitigt  wird»  so  setzt  diepe  Durcliflihrungs- 
bestimmung  ebenso  wie  die  oben  besprochene  Gesetzesbestimmung 
den  vei*sicherten  Staats! bediensteten  gegenüber  anderen  versiehe- 
rungspHichtigen  Arbeitern  in  einen  gewissen  Nachteil 

Demgegenüber  macht  eine  andere  Anordnung  des  Ge^samt- 
mlnisteriums  den  versicht^rten  Staatsbediensteten  ein  wertvolle« 
Zugeständnis:  die  tJbernahme  sUmtlicher  Krankenkassen- 
beitrage,  auch  die  der  Versicherten,  auf  die  Staatskasse.  So 
menschenfreundlich  dieses  Vorgehen  erscheint,  so  wäre  mir  doch 
an  Stelle  diesem,  die  Principien  der  Gegenseitigkeit  der  Ver- 
sicherung und  der  Selbsthilfe  der  Arbeiterschaft  durchbrechenden 
Bestimmungen  die  uneingeschränkte  Einbeziehung  aller  ohne 
festen  Gehalt  angestellten  Staatsdiener,  namentlich  auclj  der  Diur- 
nisten  unter  das  Kranken  Versicherungsgesetz  vom  Standpunkte 
der  socialpoli tischen  Zwecke  desselben  lieber  gewesen.  So  trägt 
das  neue  Gesetz  doch  den  Stempel  der  Un Vollkommenheit 
an  sich. 

Es  möge  mir  bezüglich  der  Krankenversichening  der  in 
öffentliclien  Diensten  stehenden  Personen  ein  vergleichender  Blick 
auf  die  bezüglichen  \'erhältnisse  im  Deutschen  Reiche  gestattet 
sein.  Im  deutschen  (besetze  entspricht  dem  ii  2  unseres  Qesetseft, 
wonach  alle  Bediensteten,  welche  in  einem  Betriebe  des  Staates, 
eines  Landes,  eine^s  Bezirkes,  einer  Gemeinde  oder  eines  Öffent- 
lichen Fonds  mit  festeui  Gehalte  angestellt  sind,  der  Versicherung«* 
pflicht  grundsätzlich  entzogen  erscheinen,  die  zweckmälsigere  An- 
ordnung des  S  '*'  Dieser  nimmt  alle  Personen  des  Soldaten- 
standes, sowie  solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reiches, 
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eines  Einzdataates  desselben   oder  eines  Kommunal  Verbandes 
schJitUgten  Personen  von  der  Vf^rsiclierungspflicht  im  allgemeinei 
aus,  welche  gegenüber  diesen  Korporationen    in  RrankheitsfäUe 
Awiipruch  auf  Fortzahlung  ihrer  Bezüge  durch  die  t\ir  die  Unter 
stülzungöteiötungen    der  Krankenkassen  vorgeschriebene  ÄiindesI 
dauer  haben.    Ina  übrigen  erklärt  das  deutsche  Gesetz  in  äeineii 
§  1  die  im  gesamten  Betriebe  der  Post-  und  Tclegraphea^ 
Verwaltungen,   sowie   in  den    Betrieben   der  Marine-  um 
Heeresverwaltungen  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigte 
Personen    für    unbedingt    versicherungspflichtig,    die    in    de 
Kommunal  betrieben  und  im  Kommunaldienste,  sowie  in  Betriel 
oder   im    Dienste   dea   Reiches  oder  einzelner  Staaten    de 

beschäftigten  Personen  über »    insoweit   sie    nach  §  1  nicht    

der  unbedingten  Versieherung  unterzogen  wurden,  für  beding 
versicherungspflichtig.    Die  Bedingung  besteht  in  der  statutariacli« 
Bestimmung    eines    Kommunalverbandes»    bezw.    in    einer    enft 
sprechenden    Verfügung    des    Reichskanzlers    oder    der    Cent 
behörde  eines  Einzelstaates. 

<i.  Eine  Beschränkung  der  Wohlthat  des  Kranken  versiehe 
rung^gesetzes  von  weittragender  Bedeutung  liegt  in  der  im  ^ 
ausgesprochenen  A  usschliefsung  der  gesamten  Land) 
und  Forstwirtschaft.  Bei  einer  Erörterung  der  Grenze 
unseres  Gesetzes  ist  es  unerläfslich,  auf  diesen  Punkt  näher  eil 
zugehen  und  insbesondere  auf  die  Ursachen  dieser  AusscLlieiiiui] 
hinzuweisen*  Dieselben  liegen,  wie  aus  den  Protokollen  de«  AI 
geordnetenhauses  hervorgeht,  teils  in  Bedenken  staatsreclitlicbe 
Natur,  teils  in  der  »Scheu  vor  der  schwierigen  praktischen  Durcli 
ftthrung  dieses  Teiles  der  Arbeiterversicherung. 

Schon  im  Gesetzentwürfe  der  Re^ienmg  war  eine  defini- 
tive Entscheidung  bezüglich  der  Kran ken Versicherungspflicht  d€ 
in  land'  und  fo  rst  wir  tschat  tliehen  Betrieben  beschäftigten  Arbeit 
n  i  c  li  t  getroffen.    Angesichfs  der  grofsen  Schwierigkeiten^  welc 
der  Durchfiihrung   der  obligatorischen  Krankenversicherung    aq 
dem    Lande    gegen iiberstehen    und    deren    zweckmäfsige    Ül 
Windung   bei   der    Verschiedenheit   der   in    I^etracht   kommende 
Verliidtntsse  vieltache,  zeitraubende  Erhebungen  und  Beratunge 
nötig  macht,   wollte  man  das  Zustandekommen  unseres  Gesetzes 
durch  das  Eingehen  auf  diese  Fragen  nicht  weiter  verzögern  und 
dasselbe  zunächst  wenigstens  fiir  die  industrielle  Bevölkerung  in 
Wirksamkeit  treten  lassen.     l>ie   gesetzliche  Regelung  der  land- 
und  tbrstwirtschafttichen  ArbeitervcTsieherung   sollte  der  „näch- 
sten  Zukunft^    vorbelialten   sein.     Inzwischen    sei  ja  fUr  die 
erkrankten  Arbeiter  dieser  Art  noch  vielfach  durcli  Pflege  in  der 
Familie    des    Arbeitgebers    und    durch    sonstige    Aushilfen    dea 
letzteren    (^insbesondere    nach    den    Bestimmungen    der   Gesinde^^ 
Ordnungen,  Winzerordnungen  u.  dgh)  vorgesorgt.  —  Da  sich  cUl^| 
Regierung  aber  nicht  verhehlte,  dall*  auch  hier  baldigste  Hilfe^ 
not  thue,  so  sollte  nach  dem  Regier ungsent würfe  das  Ministerium 
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de«  iDnem  ermächtigt  werden,  bezüglich  dieser  Arbeiter  nach  den 
durcli  die  Sachlage  gebotenen  EinvernehEiuogen  Entsclieidangen 
zu  treffen,  durch  welche  m  einzelnen  Lündem  und  LandeateÜen 
auch  die  land  -  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der  Ver- 
öichernngaptlicht  unterworfen  würden.  Solche  Entscheidungen 
sollten  aber  ihrer  Natur  nach  nur  administrative  Versuche 
»ein,  welche  ein  hinreichendes  Material  für  eine  den  eigenartigen 
Verhältnifesen  der  öaterreichißchen  Landwirtschaft  angepafste  end- 
gültige gesetzliche  Kegelung  dieser  Frage  liefern  sollten, 
ohne  dafe  die  gesamte  Landwirtschaft  auf  dem  Verwakungswega 
in  die  Versichern iig^pflicht  einbezogen  werden  könne. 

Demgemäfs  hatte  der  §  2  des  Regierungaentwurfes  folgenden 
Wortlaut: 

^Der  Minister  des  Innern  ist  im  Einvernehmen  mit  den 
übrigen  beteiligten  iliniaterien  berechtigt,  in  einzelnen  Lilndern 
oder  Landesteilen  die  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben bescbiiftigten  Arbeiter  und  Betnehsbeamteii ,  letztere 
mit  dem  in  §  1  bezeichneten  Jahres  Verdienste,  soweit  diese 
Personen  nicht  bereits  nach  ^  1  versicherungspflichtig  sind^ 
der  Versicherungspflicht  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  unter- 
werfen. 

Vor  der  Entscheidung  sind  der  betreffende  Landeskultur- 
rath  oder,  wo  ein  solcher  nicht  beisteht,  ein  oder  mehrere  land- 
oder  forstwirtschaftliche  Vereine   einzuvernehmen   und   ist  das 
Gutachten  des  betreffenden  LkandesaiisaeliusBea  einzuholen." 
Diesem  Regierungsvorachlage  wurde,  ich  möchte  hinzufügen 
^leider^,   von  keiner  der  beiden  Seiten   des  Ahgeordnt^tenhauses 
zugestimmt     Die  Minoritiit  wollte  trotz  der  unleugbaren  Durch- 
fiihrungsschwierigkeiten   die   Land-   und   Forstwirtschaft   sogleich 
mit  onter  das  Gesetz  einbezogen  wissen,  die  Majoritiit  wollte  aus 
principiellen    Gründen    der   Regierung   eine   so    „unerhörte   Voll- 
macht" und  damit  ein  so  weitgehendes  Vertrauen  in  Dingen,  die 
von  rechtswegen  der  Gesetzgebung  unterliegen»  nicht  einräumen^ 
sumal   dieselbe   hiedurch    auch    ^mit   den    Landesgesetzgebungen 
in  unlösbaren  Konflikt"  käme,    Vielnielir  «ollte  dieser  ganze  Teil 
der   Versiclierungsfrage   der   Landesgesetzgt'bung    im    8inne    des 
dann   auch   thutsiicblieli    zum  Beschlüsse  erhobenen  §  ^  des  Ge- 
setzes tiberantwortet   werden  ^    da   diese  viel  eher  imstande  sei, 
mit  den  veracliiedenartigen  Schwierigkeiten,  als  da  sind:   die  am 
Lande   noch   grofsenteil«  herrschende  Naturalwirtschaft,    die  Ab- 

rLZung  der  jeweihgen  .Vrbeitgeber-  und  Arbeitnehmerklasse, 
vielfache  Verwendung  unständiger  Taglöhner,  der  Mangel  an 
Landärzten  u.  s.  w.,  fertig  zu  werden.  Hiebei  wurde  auch  uuch 
eine  staatsrechtliche  Pi-age,  betreffend  die  Kompetenz  de«  Reichs- 
rates  und  der  Landtage  aufgerollt.  — 

a)  Um  die  im  Oe^^enatande  su  überwindenden  Schwierig- 
keiten in  das  rechte  Lieht  zu  rücken  ^  kann  ich  es  mir  niciit 
versagen,   mit   einigen   Worten   noch   auf  die   bezüglichen   Ver- 
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handlangen  im  Abgeordnetenhause  einzugehen,   bei  welchen  stohl 
naraeotlich  der  Abgeordnet«  Ur.  Baemreilhcr   und   Ministenalratl 
Dr.   Steinbach    durch    ihre   hchtroUen    Darlegungen   grofse    Xer-l 
dienate  erwarben.    Dästflbat  wurde  folgendes  ausgeführt:  Während] 
auf  dem   Lande   im   Gebiete   der  Centralalpen   im    gi-ofaen   undj 
ganzen    noch   die   alte  deut«che  Ansiedlungsform    der  Elnzelböf« 
vorherrscht,    llberwie-gt   in  den  deutsch- al avischen  Liindern  nörd- 
lich der  Donau  die  Ansiedlung  in  Dörfern.     Diese  V'erschiedenr 
heit  wirkt  naturgemäfa  auf  die  gesamten  hmdwirlÄchaftlichen  Ve 
hältnisae,  insbesondere  aber  aut  die  landwirtBchaftliche  Arbeiter*| 
frage    zurück.      In    den    Alpenl Ändern    liegt    daa    Schwergewicht 
der    letzteren    im    Dienstbo  ten  weson ,    weil    hier    die    über 
wiegende  Mehrzahl  aller  Arbeitakriitte  mit  ihrem  Arbeitgeber  i» 
gemeinsamen  Haushalte   lebt    und  daher   zu  ilini  im  Verhalt 
von  Dienstboten    steht.    In  den  deutsch-alavischen  Ländern  al 
muls    man   drei   Klasjsen   von   landwirtschaftlichen  Arbeiten)  vot 
einander    unterscheiden :    die    als    Knechte    und  Miigde    bei   de 
Grundbesitzern    dauernd    in    Verwendung    ^^enommenen    Die 
boten  j  fem  er  die  so;^^en*  „Häu&ler",  das  sind  kleine  Besitzer,  deren 
(ffondbesitz    nicht   ausreicht^    um    den    Eigentümer    und   deaseii 
Familie  zu   erniihren ,    und    die  deshalb  darauf  angewiesen  sind 
Bich   als   tandwirtschaftlielie  l''a;4löhner   bei  gröfaeren  Landwirte, 
einen  Nebenverdienst  zu  schaffen;    endlich  die  eigentlichen  landn 
wirtschaftliclien    Lolmarbeiter ,    welche    kein    Grundeigentum    be*"' 
sitzen,  sondern  unsüimiig  durch  das  Land  ziehen^  sich  bald  hier, 
bald    dort    dem    Landwirte   verdingen   und    zu   diesem   in   einen 
itfmiichen  Verhältnisse  stehen,    wie  die  Fabrikaarbeiter  zu  ihrec 
Fabriksherrn, 

Von  diesen  verschiedenen  Arbeiter klasaeo  machen  die  Iläuale 
wegen   ihrer  Dofjpc^leigen.schaft  aU  Landwirte   und  Arbeiter  und 
wegen  ihrer  nur  zeit  weisen  Lohn  arbeitt  die  umherziehenden  Lohn«! 
arbeiter  aber  wegen  ihrer  Unständigkeit  der  Krankenversicherung | 
besondere  Schwierigkeiten. 

Ein  anderes  Bedenken  gegen  die  Versicherung  in  der  Land* 
Wirtschaft  liegt  darin,  dak  die  Krankenkassen^  wie  sie  nach  dem 
vorliegenden  ijesetze  organisiert  sind,  sich  auf  zu  groTse  Terri- 
torien erstrecken  müfsten,  um  die  zum  rentablen  Bestände  nötige 
Zahl  von  Mitgliedern  zu  bekommen,  wodurch  wieder  die  Ver- 
waltung und  insbesondere  die  Überwachung  der  Kranken  sehr 
erschwert,  wenn  nicht  undurclitlihrbar  würde.  Im  Deutschen 
Reiche  wurde  die  Sache  durch  die  Einrichtung  der  von  den 
Kommunalbehörden  unentgeltlich  verwalteten  Gemeinde-  und  Ort&- 
krankenkassen  wesentheh  erleichtert.  Zudem  räumt  dort  das 
Gesetz  vom  o.  Mai  1880,  betreffend  die  Unfalb  und  Kranken- 
versicherung der  in  land-  und  forstwirtachaftlichen  Betrieben  be- 
schäftigten Personen,  den  Verwaltungsbehörden  weitgehende  Be- 
fugnisse zur  Erleichterung  der  Versicherungspflicht  und  Ai 
passung  derselben  an  den  einzelnen  Fall  ein* 
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Auch  die  in  den  einzelnen  öaterreichischen  Provinaen  sehr 
▼erachiedene  Höhe  des  durchechnittlichen  Ta^^lohnes,  welcher  ja 
die  Grundlage  für  unsere  ganze  geltende  Krankenversicherung 
büdeti  macht  bei  der  Land-  und  Forötwirtschaft  die  Versicherunga- 
fra^  sehr  verwickelt.  Insbesondere  iat  zu  bedenken ,  dala  der 
Lohn  und  die  aonatigen  BezUge  des  Arbeiters  hier  tlnrchaus 
nicht  sein  einziges  Einkommen  bilden  und  daher  viel  zu  gering 
wUren.  um  darauf  seine  Versorgung  fiir  den  Krankheitsfall  zu 
gründen;  dafs  dieser  Lohn  sich  vieiraehr  oft  nur  als  eine  Er- 
gänsung  zu  Naturalbeziigen;  zum  Einkommen  aus  eigenem  Grund- 
besitz und  aus  der  tlnusindustrie  darätellt 

Endlich  macht  eine  Regelung  der  Krankenversicherung  auf 
dem  Lande  eine  vorgängige,  gewifs  nicht  leichte  Auseinander- 
setzung mit  den  Armengesetzen  der  einzelnen  Provinzen  not- 
wendig. Da  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der  ver- 
schiedenen Arten  meist  mittellos  sind,  so  fallen  sie  mit  dem  Zeilpunkt 
ihrer  Erkrankun;4,  insofern  sie  nicht  als  Dienstboten  auf  Grund 
besonderer  Bestimmungen  einzelner  Dienstboten  Ordnungen  von 
ihren  Arbeitgeljern  eine  Zeit  lang  verpHegt  werden  müssen,  so- 
^^ gleich  der  Armenpflege  anheim^  und  ist  diesbezüglich  in  einer 
^■Keihe  von  Lantlesarmengesetzen  Vorsorge  getroffen*  W'enn  nun 
^^ttatt  dessen  die  Krankenversorgung  dieser  Personen  von  eigenen 
[  EFankenkassen  übernommen  würde,  deren  Aufwand  ja  durch 
^^^dMge  der  Versicherten  und  der  Arbeitgeber  zu  decken  ist, 
^^tO  würde  dadurch  ein  grofser  Teil  der  Armenversorgungspflicht 
~  vom  Landesverbände  und  von  den  Gemeinden  auf  die  Kranken- 
L^kassen  und  dadurch  auf  deren  meist  sehr  arme  Mitglieder  über- 
■mräizt«  den  gegenwärtig  versorgungspäichtigen  Gemeinden  aber 
^^wttrden  ungerechtfertigt  weitgehende  Veraorgungspflichten  ab- 
genommen. 

Dem  letzteren  Punkte  gegenüber  wurde  ausgeführt,  da(s  die 
Annenversorgung  ja  immer  erst  dann  eingreife,  wenn  thatsilchlich 
hon  eine  gäns&Iiebe  Verarmung  der  Unterstiitzung  werbenden 
Person  oder  FamiHe  eingetreten  sei,  wenn  deren  Ersparnisse  auf- 
gebraucht, deren  Habseligkeiten  verkauft  oder  verpfändet  seien 
und  die  Betreffenden  im  tiefsten  Elende  standen.  Dies  aber  solle 
^  ,e  durch  die  Krankenversicherung  verhindert  werden,  indem 
Bofort  mit  Beginn  der  Krankheit  und  der  folgenden  Erwerbslosig- 
keit die  nötig.-^ten  Mittel  zur  Pflege  und  zum  Unterhalte  gewährt 
werden,  so  dafs  der  Besitz  der  FamOie  nicht  ang^nffen  su 
werden  brauche,  —  Audi  sei  es  nicht  begründet,  der  Landea- 
jebung  die  Regelung  der  Versicherung  anheimzugeben,  denn 
zu  Schwierigkeiten  Anlafs  gebenden  Verschiedenheiten  der 
Verhältnisse  gruppieren  sich  durchaus  nicht  nach  eimselneo  Pro- 
vinzen ,  sondern  träten  ebenso  innerhalb  jeder  einzelnen  Provin« 
zu  Tage. 

b)  Neben  diesen  Schwierigkeiten   fiir  die  Durchfllhrung  der 
^^  Krankenver-^icherung  auf  dem   Lande,    wurde  aber  auch  noch| 
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wie  schon  oben  angedeutet^  von  einem  TeÜ  dee  Abgeordn« 
hauaes    der    staatsrechtliche    Einwand    erhoben,    dafs    di 
Regelung   land-   und   forstwirtscliaftliclier  VerhÄltniss*^  und  somil 
auch  der  Versicherung  der  land-  und  foretwirtacbaitliclien  Arbeii 
der  Kompetenz  dcß  Reicfasrates  durch  das  Staatagrundgeaetz  en 
zogen  und  der  Machtsphäre  der  Landtage  zugewiesen  sei. 

§  11  des  StaatBgTundgeeetzes  vom   2 L  Dezember  1807 
nämlich,  dafs  der  Wirkungskreis  des  Reiclisratea  alle  Angelegen! 
heiten  umfasse,   welche  sich  auf  Rechte,  Pflichten  und  Intei-esse] 
beziehen,    die  allen  im   Reichsrate  vertretenen  Königreichen    iin< 
Ländern  gemeinschafttich  seien,  und  zithlt  dann  mit  den  Worte 
.,Es  gehören  daher  zum  Wirkungskreis  des   Reichsrates"   uni 
den  Buchstaben  a  bis  o  eine  Reilie  von  solchen  Angelegenheit 
auf.     §    12   sagt   dann  weiter:    „Alle  übrigen   Gegenstände   d' 
Gesetzgebung j    welche   in    diesem  besetze   dem  Reichsrate    ni< 
ausdrücklich  vorbehalten  sind,  gehören  in  den  Wirkungskreis  d< 
Landtage.^  ...    In  der  Aufzählung  des  §  11  ist  nun  thatsächli 
weder  vom  Versicherungswesen,  noch  von  der  Land-  und  Foi 
Wirtschaft  die  Rede  und  daraufgestützt  trat  man  im  Abgeordnete! 
hause   für   die  VerUinderung   der  land-  und   forstwirtschaftlich 
Krankenversicherung  ein,    während    man   die   sonstige  Zwan 
Versicherung  als  eine  gewerbliche  Angelegenheit  (§  1 1  lit.  e  obigi 
Staatsgrundgesetzes )  betra  ch  tete . 

Um  in  dieser  Streitfrage  Stellung  zu  nehmen,  mufs  man  aii 
zunächst  darüber  klar  werden,  ob  die  Aufzählung  des  §  11 
bez.    Staatsgrundgesetzes  eine   taxative   oder  eine  nur   bei 
weise  ist;  femer  ob  die  obligatorische  Arbeitcrversieherung 
doch  ihrem  Wesen  nach  eine  untrejmbar  zusammenhängende,  d 
gesamte  Volks*  und  Staatsleben  berührende  und  somit  allen  K 
iRndern  Österreichs   gemeinsame  Angelegenheit  sei,    welche  all 
dings  auf  verschiedene,    der  Landesetzgebung  zur  R^elung  vor- 
behaltene Verhähnisse  eine  natürliche  Rückwirkung  übe;  oder  ob 
diese  Versicherung  lediglich  eine   interne  Angelegenheit  einzeln 
Berufsstände  sei :   endUch ,    wenn  man  die  Einheit  dex  gesani 
Arbeiterversicherung   Ix^jaht,   ob   sie   nicht  doch  unter  einen  der 
im    S  II    taxativ   oder   exemplitikativ   angeführten   Pimkte  sub* 
sumiert  werden  könne. 

Über  die  Art  der  Aufzählung  des  mehrbezeichneten  J:;  11, 
ob  taxativ  oder  exemplifikativ,  läfst  sich  streiten.  Dr.  v,  Mühl 
feld  hat  iür  letztere  Ansieht  eine  grammatikahsehe  Interpretati^ 
gegeben,  deren  Logik  eine  gewisse  überzeugende  Kiaft  besitz' 
Er  sagte:  die  taxative  Aufzählung  mufs  sich  auf  die  Aufzühlu  ^ 
einzelner  Fälle  beschränken;  sobald  abeT  ein  Gesetz  an  die  Spit» 
einen  allgemeinen  Grundsatz  stellt  und  dann  einzelne  Fälle  mit 
dem  Worte  „daher"  aufzählt,  so  stellt  ein  so  konstruiertes  Gesetx 
diese  folgenden  Fälle  nicht  Uxativ  hin,  sondern  als  Folgerungen 
dieses  allgemeinen  Satzes.  Es  ^sind  daher  die  Auizählungen  des 
§  11  defl  Staatsgruudgeseti&es  vom  21.  Dezember  1807  lit  a  bis  o 
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nichts  anderes  als  die  Hauptfolgesätze  aus  dem  GrundsatÄe,  welchen 
der  erste  Absatz  des  §   1 1   entbält   — 

Demgeniäls  müfate  nun  untersucht  werden,  ob  die  Arbeiter- 
Krankenversicherung,  und  zwar  auch  die  land-  und  forstwirt- 
BchRttliche,  ihrem  Wesen  nach  „sich  auf  Rechte,  Pflichten 
und  Interessen'*  bezieht,  „die  allen  im  Reicharate 
vertretenen     Königreichen     und    Ländern    gemein- 

chaftltch   sind**;    —  also  sich  unter  den  ersten  Absatz  des 
§11   subsumieren  läfst  — 

Der  Zweck  der  Arlreilerveraiclieruug  ist  dte  Erhidtung  eines 
ilir  den  Bestand  von  Volk  und  8taat  der  Jetztzeit  unentbehr- 
liehen  Faktors,  der  Arbeiterschaft,  welche  durch  die  Entwick- 
lung  des  modernen  Produktionawesena  in  eine  wirtschaftliclie 
Notlage  gekommen  ist.  Durch  ihre  \'erelendung  und  Ent* 
artuo^  wird  der  Bestand  und  die  gesunde  Weiterentwicklung 
von  Volk  und  Staat  bedroht,  wobei  es  ganz  gleidigliltig  ist, 
welchem  Zweige  der  Produktion  der  einzelne  Arbeiter  an- 
gehört, weil  die  einzelneu  Produktionszweige  von  einander  ab- 
hängig sind  und  dasi  Arbeiterelemeot  zwischen  ihnen  fortwährend 
^uktuiert.  —  Als  ein  Glittet  zur  Heilung  des  bezeichneten  socialen 
Übels  wurde  die  Arbi'itervereicherung  gesetzlicli  eingeführt.  Dieses 
Mittel  kann  naturgemäls  fUr  Volk  und  Staat  nur  dann  von  durch- 
greifendem Erfolge  sein,  wenn  es  auf  die  gesamte  Arbeiter- 
jichaft  in  allen  ihren  Teilen  und  im  ganzen  Staatsgebiete  An- 
'*wendung  findet,  e4  unterliegt  daher  wolil  keinem  Zweifel ^  daf:^ 
Howohl  das  Recht  wie  auch  die  Pflicht  zur  Heilung  dieser 
fiocialen  Schäden,  wie  auch  das  Interesse  daran,  dais  diese 
Heilung  eine  allgemeine  und  vollkommene  sei,  allen  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  gemein- 
schaftlich ist.  Es  wurde  demnach  auch»  ausgehend  von  dem 
Principe  der  Allgemeinheit  der  Arbeiterveraicherung,  sowohl  in 
den  Motiven  zum  besetze,  als  auch  im  Berichte  des  r4ewerbe- 
ausschusses  ausdrücklich  betont,  dals  die  Ausscheidung  der  land- 
d  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  von  der  Geltung   des    Gesetzes 

eine  grundsützliche,  sondern  nur  eine  vorübergehende  sei  und 
nur  darin  ihre  Begründung  finde,  dalis  man  wegen  der  damals 
noch  nicht  überwundenen  Schwierigkeiten  der  Durchführung  der 
Zwangsversicherung  auf  dem  Lande  das  Zust^mdekommen  des 
Krankenversicherungsgesetzes  überhaupt  nicht  aufgehalten  wissen 
wollte. 

Eine  nacli  Provinzen  verschiedene  Regelung  der  Arbeiter- 
Versicherung  würde  nicht  nur  die  bezweckte  Wirkung  in  Frage 
stellen,  sondern  auch  von  bedenklichen  Folgen  sein,  weil  dadurch 
in  verschiedenem  Jlalae  eine  Verteuerung  der  Produktionskosten 
und  infolgede.^sen  eine  Verschiebung  der  Konkurrenz tlihigkeit  der 
einen  Liinder  herbeigeführt  würde;  auch  die  Freizügigkeit 
ider  Arbeiter,  w^elche  innerhalb  des  staatlichen  Wirtschaftsgebiete« 
;erade   heute  einer   möglichst  weitgehenden    Förderung   bedarf. 
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würde  durch  die  Verla ndeniBg  auch  nur  eiües  Teiles  des  Arbeii 
versicheniDgsweBens    unterbunden    werden.      Überdies   lafst   n' 
eine  obligatoriBche  Klasaen Versicherung  gar  nicht  durchfuhren 
weiterentwickeln  ohne  eine  centrale  staatliche  Stati&tik,  ohne  eii 
gebende   ^Staatsautsicht,    ohne   Mitwirkung    der   staatlichen   V- 
waltungsorgane ;    sie    bedingt  ja    auch    einen    allgemeinen    A 
scblul's  der  Excquierbarkeit  der  Krankenbezüge  ^  eine  allgemei 
Stempel-  und  Gel) Uhren freiheit  und  macht  einen  Zusammensclil 
der  Kassen   nicht   nur  zu  Landesverbänden,   sondern  auch  ü' 
die  Grenzen   der  Provinz   hinaus,  ja  zu   R eich. s verband en ,   i 
besondere   zu  Zwecken  der  gegenseitigen  Rückversicherung  ui 
gemeinsamer    Kapitalaji^ebÄrung    höchst    wünschenswert.      8oci- 
politik  läfst  sich  ül>erhaupt   nicht  lunderweise»    sondern  nur  voi 
Staats  wegen  betreiben  und  man  rauls  dem  Abgeordneten  Dr.  B. 
iTuther  von  Herzen  zustimmen,  wenn  er  sagt:  „Die  ganze 
politiaehe   Gesetzgebung   i^t   eine   Kultur  aufgäbe   und   von  d 
Erfüllung   derselben    wird  die   zukünftige  Gestalt,    vielleicht  d 
Glück   und    die  Unhe  der  Staaten  abhangen.     Die  Entscheid 
solcher  weltgeschichtlicher  Fragen  kann  man  doch  unmÖgHch  di 
einzelnen  Landes  Verwaltungen   liberlas«en.     Im  Gegenteil, 
die  allgemeine  Tendenz  in  allen  Kulturstaaten  zur  internatio 
nalen   Regelung  der  grolsen,  social  politischen  und  insbesond 
der  A  r bei  ter fragen . " 

Ist  diese  Überzeugung  einmal  durchgedrungen,  so  mufs  m 
auch  die  staatsrechtliche  Formel  fiir  die  Reichskompetenx  z\ 
Arbeiterversicherung  finden  lassen*  Steht  man  auf  dem  Stani 
punkte,  dafs  die  Aufzählung  des  §  11  des  Staatagrundgea« 
vom  21,  Dezember  18(*7  eine  beispielsweise  und  nicht  eine  taxa- 
tive  sei,  so  ist  die  Kompetenzfrage  gelöst,  denn  die  Arbeiten 
Versicherung  ftillt  dann  zweifellos  unter  den  ersten  Absatz  d 
allgemeinen  Inhaltes  dieses  Paragraphen.  Steht  man  aber  ai 
dem  Standpunkt,  dafs  die  bezeichnete  Aufziihhmg  eine  taxati' 
aet,  so  scheint  die  theoretische  Lösung  unserer  Frage  all 
dings  schwieriger.  Aber  das  Studium  der  dem  Zustandekomna 
obigen  Verfassungsgesttzes  vorausgegangenen  Beratungen  filhrt  zw 
einem  ganz  überraschenden  Ergebnisse.  In  der  Sitzung  d 
Abgeordnetenhauses  vom  15.  Oktober  18<i7  wurde  direkt  d 
Antrag  gestellt»  das  Versicherungswesen  ausdrücklich  im  §  1 
als  eine  Agende  der  Reichegesetzgebung  anzuführen.  Hienii 
flilirte  der  Berii-hterstitter  Dr.  v.  Kaiserfeld  folgendes  aus:  ,1 
habe  zu  erklären ,  dals  in  Bezug  auf  das  Versicherungswes' 
dieser  Gegenstand  wohl  auch  im  Ausschusse  zur  Sprache  ge- 
kommen ist  und  dat's  damit ,  dafs  es  nicht  aufgenommen  ii 
nicht  die  Absicht  verbunden  war,  dals  dieser  Gegenstand  d 
Landtagen  zugewiesen  werde;  im  Gegen t ei II  man  hat  d 
Versicherungswesen  nicht  autgenommen,  weil  man  fand»  dafs 
bereits  in  der  Handels*  und  in  der  Civilge>etzgebung  inbfgriffen 
ist"     Mit  dieser  Erklärung  gab   sich  der   gesetzgebende  Körper 
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safiriedeD  und  damit  ist  eine  authentische  IntcTpretation  ge* 
schafTen^  welche  die  gesamte  Arbeiter reraicherung,  einschliersUch 
der  land-  und  forätwirtschaftlichen  Arbeiter,  UDter  Buchstabe  /.) 
des  in  Rede  stellenden  S    1 1   einbezielit.    - 

Nach  obigen  Ausführungen  ist  es  einer  der  gröfaten  Fehler 
unseres  Krackenversieherungsgesetzes^  dala  es  in  seinem  §  :j, 
entgegen  den  Beatiraiuunj^en  des  Rogierungsentwurtes  und  den 
Bchtvollen  Ausführungen  der  Minoritiitsberichterstatter  die  Rege* 
lung  der  land-  und  forstwirtachafthelien  Arbeiterv ersieh ^rung  der 
Landeseesetzgebung  überUtt'«t*  Der  achlagendste  Beweis  hietUr 
ist  wohl  der,  dafs  in  den  vollen  elf  Jahren  seit  Krluh  des  Ge- 
setzes keine  einzige  Landesvertretung  daran  gegangen  ist,  in  der 
Sache  irgend  etw^is  zu  thun  Die  Landtage  haben  geschwiegen^ 
die  Landwirte  haben  sich  nicht  gerührt;  ihre  Arbeiter  besitzen 
keine  Oi^anisation,  um  ihre  Versicherung  selbst  in  die  Hßnd  zu 
nehmen.  Und  doch  gab  und  giebt  das  vielfache  unmittelbare 
Ineinandergi-eifen  V'm  Lrmd-  und  Forstwirtschaft  und  Industrie 
den  geeignetsten  Anlafs,  um  auch  im  Wirkungskreise  der  ersteren, 
namentlieli  insoCern  es  sich  um  GrofslK^triebe  handelt,  den  Ver* 
sicherungözwcing  ein35ui)ihren*  Betrachten  wir  einmal  jenen  Teil 
der  Industrie,  der  sieb  in  das  bäuerliche  Gewand  der  sogenannten 
Iftnd'  und  foratwirtschaftUchen  Nebenbetriebe  kleidet.  Hier  han- 
delt es  sieh  darum,  dafa  der  Landwirt  die  Verarbeitung  seiner 
agrarischen  und  forstlichen  Rohprodukte  selljst  in  die  Hand 
nimmt,  statt  den  daraus  entspringenden  Tiewinn  eigenen  in- 
dustriellen Unternehraimgen  und  Zwischenhändlern  zu  überlassen. 
Der  Landwirt  errichtet  auf  seinem  Grundbesitze  fabrik.smJlfsige 
oder  gewerbemäfsige  Betriebe,  welche  sich  ihrem  Wesen  nach 
▼OD  selbständigen  Industrien  kaum  unterscheiden;  z.  B.  Brannt- 
weinbrennereien ,  Brauereien ,  Ziegeleien ,  Mühlenbetriebe  (Mehl-, 
Ol  ,  Walkmühlen),  Stärkebereitung,  Sägewerke,  Cellulosefal»riken 
U-  s.  w.  —  Diefte  Betriebe  dienen  selten  lediglich  dazu«  um  nur 
den  Hausbedarf  des  Landwirtes  und  seines  Personals  zu  decken; 
meist  gehen  die  Erzeu^'ntsae  nacti  >iu8wärt8,  sei  es  auch  nur  als 
jjzutiilliger  Überschufs^.  Solche  Unternehmungen  wurden  aucli 
wiederholt  von  der  politischen  Behörde  als  über  den  Rahmen  der 
eigentlichen  Landwirtschaft  iiinausgL*hend  und  unter  die  Industrie 
gehörig  behandelt  und  die  Arbeiter  unter  das  Krankenversiche- 
rnngsgesetz  einbexogen.  5Ian  lialf  sieh  hiebei  mit  der  Unter- 
scheidung zvvischen  geringerem  und  gröfserem  Betriebsumfange, 
mit  dem  Untersehiede,  ob  die  Produkte  in  überwiegender  Menge 
nur  den  Hausbedarf  decken  sollten  oder  zum  gewerb^mälsigen 
Verkaufe  bestimmt  waren,  ob  der  industrielle  Nebenbetrieb  eine 
untergeordnete  Holle  im  Verhältnisse  zur  ganzen  Gutswirtschaft 
spielt  oder  einen  wesentlichen  Bestandteil  derselben  ausmacht*  — 
Doch  all  diese  Unterscheidungen  aind  höchst  unsicher  und  sub- 
jektiv, zumal  »ich  im  Gesetze  dafllr  nicht  der  geringste  Anhalts^ 
ptmkt  findet. 
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Eioe  andere   intiige  Berührung   zwischen   Land-   »md  Forat- 
wirtschaft  einerseits  und  Industrie  andrera^its  ist  dort  bemerkbar,! 
wo  industrielle  Untemehmuogen  zur  billigeren  und  unabhän^geii  I 
BeschaflPung  der   für  ilire  Betriebe  nötigen  Rohstoife»  Grund  und] 
Boden  erwerben  und  denselben  selb-st  anbauen  und  bewirtschaften ;  [ 
z,  B*   der  Anbau   von  Rübenfeldern   flurcli  Zuckerfabriken,   deTi 
Betrieb  von  Forstwirtschaft    dureh  Celliüosefabrikeo,    der  Anbau 
von  Hopfen    und  O erste  durch  Brauemen  u.  b.  w.     Hier  haben, 
-wir  es  zweifelsohne  mit  wirklichex-  Land-  und  Forat^v  irtschaft  suj 
thun;  das  AbhiiDgigkeitsverhultnis  derselben  zu  einem  liestimmteilT 
industriellen    Unternehmen   flndert  an    dem  Charakter   dm   land-l 
oder    forstwirtBchaftlichen    Betriebes    selb.st   und    seiner    Arbeiter! 
nichts.     Dennoch  wurden   auch  solche  Nebenl»etriebe  unter  Hin- 
weis darauf,    dals  sie  nur  die  Bedeutung  einer  ^ Material beachaf» 
fung^  oder  „Bevorriltigung"  für  das  betreffende  industrielle  Untere I 
nehmen  hatten»  unter  die  Versicherungsp flicht  einbezogen.    Auchi 
hier  nehmen  wir  wieder  die  Schwierigkeit   der   einheitlichen  undi 
gerechten  Abgrenzung  des  Versicherungszwanges  und  den  empfind- 
lichen Mangel  an  gesetzliclien  Anhaltspunkten  dafür  wahr. 

Es  seheint  mir.    dafs   diese  industriellen    Neben) »etriebe  der 
Landwirtschaft  und   diese   landwirtschaltlicheu  Nebenbetriebe  der 
Industrie   als  die   natllrlieheu  Brücken  dienen   könnten^    um  die^ 
Wohlihaten    der    Kranken  Versicherung    auch    dem    notleidenden^ 
Arbeiterstande  auf  dem  ttachen  Lande  bringen  zu  können.     Da- 
mit würde  auch  ein  Schritt  weiter  zur  Beseitigutig  eines  anderen 
bedenklichen  socialen  Ühelstan<le8  gemacht  werden,  des  Arbeiter-^ 
mangels   auf  dem    Lande   und  dem  überhand  nehmenden  Zuzu/j 
der  Arbeitskräfte  vom  Lande  in  die  grofsen  Stitdte,  — 

7,  Der  letzte  Absatz  des  ^  ^  unseres  Gesetzes  behandelt^ 
noch  eine  grolac  Gruppe  von  Arbeitern:  die  der  Haus- 
industrie Indera  das  Gesetz  die  freiwillige  Versicherung 
dieser  Personen  gestattet,  spricht  e«  indii*ekt  aus,  dafs  dieseJben 
nicht  unter  seinen  §  1  gehören,  sondern  aufs  er  halb  der 
obligatorischen  Arbeiterversiehemng  stehen.  Da  aber  der 
bezeichnete  Teil  des  Arbeitsstandes  sich  auch  mit  der  gewerb^ 
müfsigen  Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Erzeugnisae 
beschäftigt,  wie  die  Personen  des  ^  1,  so  ist  bei  dessen  Ab- 
sonderung aus  der  grofsen  Klasse  der  letzteren  eine  möglichst 
genaue  gesetzliche  Begriffsbestimmung  der  ^ Hausindustrie "  un- 
bedingt geboten,  §  3  giebt  eine  solche,  jedoch  mit  wenig  GlUck. 
Er  heifst  dort: 

„Auch  solche  Unternehmer,  in  deren  Auftrag  und  für 
deren  Rechnung  selbständige  Arbeiter  in  eigenen  Be* 
triebsstHtten  persönlich  oder  unter  Mitwirkung  der  Angehörigea 
des  eigenen  Hausstandes,  jedoch  ohne  anderweitige  Hilfsarbeiter 
mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Erzeugniiae 
beschäftigt  sind  (Hausindustrie),  sind  bert^htigt.  mit  diesen 
Arbeitern   unter  Zustimmung   derselben   der  Kranken  versiehe- 
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rang  in    der   in   diesem   Gesetze  yorgesehenen   Weise  beizu- 
treten/ — 

Um  die  Sonderstellyng  dieser'  Personen  recht  zu  verstehen, 
habe  ich  mich  in  lien  Quellen  zu  dem  Gesetze  timgesehen* 
Merkwürdigerweise  fand  icli  weder  in  den  Motiven,  nach  im 
Berichte  des  Gewerheausschiisses  des  Abgeordnetenhauses,  noch 
in  den  stenographischen  Prolok  ollen  de«  letzteren  irgend  einen 
Anhaltspunkt.  Der  heilse  Meinunji^r^kampf  im  Abgeordneten  hause 
über  die  Frage  der  Einbezielmng  der  Lund-  und  Forstwirtschaft 
unter  die  Zwangsveröicherung  scheint  die  Gemüter  so  sehr  in 
Anspruch  genommen  zu  habend  dafs  man  es  übei^sah,  den  letzten 
Absatz  des  S  3  einer  eingehenden  Kritik  zu  unterziehen. 

Sehen  wir  uns  diese  Gesetzes  stelle  einmal  in  der  Beleuch* 
Aung  der  Praxis  an.  Da  {5  :)  die  Hausindustrie  nicht  aus- 
d  r  ü  c  k  1  i  c  l)  von  der  Versichcrun^spflicht  a  u  s  s  c  li  I  i  e  f !?  t ,  wohl 
aber  anordnet,  daf«  eine  frei  willijL^e  Kranken  veräicherunf^  der 
Hausindustriearbeiter  stattfinden  kann,  so  mul*  man  annehmen, 
dafs  das  Gesetz  bei  diesen  Personen  den  Mangel  der  die  Ver- 
aicherungspHicht  begründenden  Eigenschaften  voraussetzt,  hier 
alao  solche  Personen  im  Auge  hat.  wek^he  dem  Ikgriffe  nach 
nicht  unter  die  Bestimmungen  des  JJ  l  („Arbeiter  in  einer  ge- 
werbsmäiaig  betriebenen  Unternehmung'*)  fallen.  Das  Gesetz  ftlhrt 
in  seinem  J;  :\  aber  nicht  „selbatitndige  Gewerbetreibende'*^ 
sondern  nur  „selbstilndige  Arbeiter'*  an,  welche  mit  einem 
Unternehmer  in  Verbindung  stehen  und  ohne  anderweitii^e 
Hilfsarbeiter  als  etwa  nur  ihre  Familien >^lieder  sich  mit  der 
Herstellung  oder  Bearbeitung  industrieller  Erzeugnisse  in  ihren 
eigenen  Betriebsstätten  beschäftigen.  Demgemäis  kann  man  sich 
unter  dieser  Art  von  Leuten  nur  solche  vorstellen,  welche  i?ich 
nicht  in  den  Dienst  jeder  beliebigen  Kunde  stellen,  nicht  an  die 
Offen  die  hkeit  behufs  Gewinnung  eines  möglichst  ausgedehnten 
Kundenkreises  herantreten  ,  sondern  lediglieh  als  Lieferanten  ftir 
einen  bestimmten  oder  einige  wenige  bestimmte  Händler  oder 
Fabrikanten  arbeiten.  Ihr  rechtliches  V^erhältnis  zu  diesen  ist 
kein  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  im  Sinne  des  ij  Ti  der  Ge- 
i^erbeordnung,  sondern  das  einer  Werkverdingung  (locatio,  con- 
duetio  operis)  des  zweiten  Falles  des  §  ll'/l  des  Allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches,  04:ler  es  ist  im  Sinne  des  i;  UTiS  des- 

"ben  Gesetzbuches  durch  den  Abschluls  von  Lieferungs-  (Kauf-) 
Vertrügen  gegeben.  Wne  i^bergangsform  zwischen  diesem  un- 
eigentlichen  Hausindustriearbeiter  und  dem  eigentlichen  industriellen 
Lohnarbeiter  bildet  der  ..Aceordar heiter",  welcher  noch  unter  den 
^  7.'J  der  Gewerbeordnung  fällt.  Derselbe  stellt  eine  gemietete 
Arbeitskraft  des  Unlemehmers,  oti  mit  Ktindigungsanspruch  vor> 
^«ler  in  der  Betriebsstätte  des  letzteren  arbeitet,  dem  alle  Arbeiter- 
utzbestimmungen  des  VI.  Abschnitten  der  Gewerbeordnung 
te  kommen  und  dessen  Wirken  von  der  Gewerbebehörde  zu 

berwachen  und  zu  schützen  ist;  nur  \^ird  sein  Lohn  nicht  nach 
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der  Zeit,  sondern  nach  dem  Stücke  bemessen.  —  Bei  der  un- 
geheuren Verschiedenheit  der  modernen  Produktionsthätigkeit 
Mst  sich  naturgemäfs  eine  scharfe  Unterscheidung  zwi^en 
den  bezeichneten  drei  Arten  von  Arbeitsverhältnissen  nicht 
machen. 

Ich  habe  in  meiner  Praxis  wiederholt  mit  Hausindustrie- 
arbeitem,  wie  sie  der  letzte  Absatz  des  §  3  des  Krankenversiche- 
rungsgesetzes unrichtig  beschreibt,  zu  thun  gehabt.  Sie  kommen 
namentlich  als  Lieferanten  für  Kleider-  und  Wäschekonfektions- 
geschäfte und  Schuhwarenniederlagen  vor  und  werden  richtiger 
ab  „Sitzgesellen"  oder  „Heimarbeiter"  bezeichnet.  Ich  habe  ge- 
funden, dals  dies  die  bedauernswertesten  und  rechtlosesten  Mit- 
glieder des  industriellen  und  gewerblichen  Arbeiterstandes  sind. 
Sie  werden  vom  Unternehmer  am  meisten  ausgenützt  und  dabei 
entschlägt  sich  der  letztere  ihnen  gegenüber  mangels  eines  ordent- 
lichen Arbeitsverhältnisses  aller  jener  Verpflichtungen  und  Lei- 
stungen, welche  ihm  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung und  der  Arbeiterschutzgesetze  gegenüber  den  „  Hilfs- 
arbeitern **  obliegen  würden :  er  braucht  keine  den  gesundheitlichen 
Anforderungen  entsprechende  Werkstätte  beizustellen,  er  braucht 
sich  an  keine  Maximalarbeitszeit  zu  halten,  keine  Arbeitspausen, 
keine  Sonn-  und  Feiertagsruhe  zu  gewähren,  ist  an  keine  Kündi- 
gung gebunden,  braucht  sich  um  kein  Arbeitsbuch  zu  kümmern, 
oraucht  keine  Arbeitsordnung  aufzustellen  u.  s.  w.  —  Nach  §  3 
unseres  Gesetzes  ist  er  auch  der  Pflicht  enthoben,  diese  Arbeiter, 
welche  oft  in  kleinen,  ungesunden  Wohnungen  mit  ihren  Familien- 
mitgliedem  an  den  kärglich  bezahlten  Industrieartikeln  vom  frühen 
Morgen  bis  in  die  späte  Nacht  hinein  arbeiten,  ftir  den  Krankheitsfall 
zu  versichern!  Demzufolge  ist  wohl  auch  der  geradezu  leiden- 
schaftliche Kampf  der  Arbeiterschaft  gegen  das  Sitzgesellen wesen 
begreiflich  und  man  kann  denjenigen  nicht  unrecht  geben,  welche 
den  Ausschlufs  dieser,  meines  Erachtens  unrichtig  als  Hausindustrie- 
arbeiter bezeichneten  Personen  von  den  Wohlthaten  der  obli- 
gatorischen Arbeiterkranken  Versicherung  als  eine  grofse  Un- 
gerechtigkeit bezeichnen.  —  U^enn  es  sich  nur  irgendwie  be- 
gründen läfst,  schränkt  daher  die  Praxis  diesen  gesetzUchen 
Begriff  der  Hausindustrie  ein  und  erklärt  auch  die  sogen.  Sitz- 
gesellen als  versicherungspflichtige  Hilfsarbeiter.  Doch  dies  ist 
nur  ein  Notbehelf  gegen  unzweckmäfsige  Gesetzesbestimmungen. 
Ein  &kenntnis  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  3<>.  November 
1802  sagt  z.  B. :  „Arbeiter,  welche  von  der  Firma  das  Arbeits- 
material  und  die  zur  Herstellung^  der  jeweiligen  Arbeit  erforder- 
lichen ^^'el)ergeschirre  erhalten,  das  fertiggestellte  Fabrikat  an 
die  Firma  abliefern,  also  nicht  selbständig  auf  den  Markt  bringen, 
t^r  ihre  Arbeit  von  der  Firma  einen  im  voraus  bestimmten 
Accordlohn  beziehen,  ausnahmslos  für  diese  Firma  arbeiten,  so 
zwar,  dafs  wenn  sie  ihre  Tliätigkeit  anderswo  verwerten  würden, 
deren  Entlassung  von  der  Firma  erfolgen  würde,  sind  als  Arbeiter 
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Sinne  des  zweites  Aba*ntze8  des  ^  1  des  Krankenvereicherungs- 
_  izes  zu  betrachten ,  als  solche  aber  flir  den  Krankheitstall 
versicherungspflichtig,  '^ 

Dem  pnik  tischen  Leben  weitaus  mehr  enteprecfaend  ist  die 
Begriffsbestimmung  der  Hausindustrie  im  deutsehen  Kranken- 
versicherungsgeaetze.     Dort  heiikt  es  im  >i  2  unter  Zahl  4: 

^  Selbständige  Gewerbetreibende,  welclie  in  eigenen 
Betriebsstütteii  im  Auftrage  und  für  Reehnimg  anderer  Gewerbe- 
treibender mit  der  Herstellung  und  Bearbeitung  gewerblicher 
Erzeugnisse  beschäftigt  werden  { llauöindustrie),  und  zwar  auch 
für  den  Fall»  dafs  sie  die  Roh-  und  Hlilfastotfe  selbst  be- 
ächaÖen,  und  auch  für  die  Zeit  wahrend  welcher  sie  vorüber- 
gehend fUr  eigene  Rechnung  arbeiten/ 

Also  nicht  „selbständige  Arbeiter",  sondern  „selbständige 
Gewerbetreibende"  sind  hienach  als  die  Träger  der  Haus* 
Industrie  bezeichnet.  Für  solche  Gewerbetreibende  wJtre  die  Be- 
stimmung des  §  :{  unseres  Gesetzes  eher  begreif licJi  und  mehr 
gerecht  fertigt.  Das  deutsche  (iesetz  aber  erklärt  auch  diese  Per- 
sonen ^  sowie  deren  Familienangehörigen,  welche  ohne  Abschlicfsung 
eines  Arbeitsvertrages  in  der  Hausindustrie  mitwirken,  als  be- 
dingt versicherungs  p  f  1  i  e  h  t  i  g, 

8,  Um  die  gesetzliche  Umschreibung  der  versicherungs- 
pflichtigen Personen  nach  allen  Richtungen  hin  vom  Standpunkte 
des  Praktikers  aus  zu  beleuchten,  ist  es  noch  nötig,  zwei  Stellen 
des  gegenstiindlichen  Gesetzes  zu  besprechen ;  den  dritten  Ab- 
satz des  $  :i4  und  den  S  4. 

Das  Krankenversicherungsge^etz  hat  den  ausgesprochenen 
Zwecke  eine  bestimmte  Klasse  von  Personen  gegen  die  Gefahr 
zu  vei'sichem,  dafs  sie  durch  die  im  Falle  der  Erkrankung  ein- 
tretende Erwerbslosigkeit  mit  ihrer  Familie  in  wirtschaftliche 
Not  geraten.  Erreicht  soll  dieser  Zweck  werden  mittelst  der 
gegenseitigen  Versicherung  unter  gleichzeitiger  Besteuerung  des 
an  der  Erhaltung  eines  gesunden  und  auch  wirtschaftlich  kräf- 
tigen Arbeiterstandes  interessierten  Unternehmeriimies.  Wo  nun 
die  oben  angedeutete  Gefahr  der  wirtschaftlichen  Not  als  Folge 
der  Erkrankung  aufhört,  da  hört  auch  der  Zweck  der  Ver- 
sicherung auf  und  da  soll  aucli  letzter*'  selbst  aufhören»  Von 
dieser  logischen  Folgerung  ausgehend,  hatte  der  Regierungs- 
entwurf zu  unsersem  Gesetze  im  if  1  bezüghch  der  ebenfalls  zu 
versichernden  Betriebsbeamten  eine  Einkommensgrenze  (SUO  fl,) 
angesetzt  und  angenommen,  dafs  bei  einem  Einkommen  daillber 
hinaus  der  Zwangsversicherung  der  Zweck  fehle  und  sich  daher 
ein  Versicherungs  2  w  a  n  g  nicht  rechtfertigen  lasse.  Diese  Qrense 
scheint  nun  allerdings  etwas  nieder  angesetzt-  Doch  man  be* 
gnügte  sich  im  Abgeordnetenhause  nicht  damit,  sie  höher  hinauf- 
zurücken, sondern  man  entfernte  jede  Grenze  und  ordnete  im 
^34  Abs.  A  lediglich  an,  dal's  Betriebsbeamie  mit  einem  12<w>  fl^ 
abersteigenden    Jahreseinkommen    aufser    den    sonst    dem    Ver- 
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sicherten  nach  Prozenten  vom  Lohne  auferlegten  Beiträgen  auch 
noch  die  Rteuerähnlichen  Zuschüsse  des  Unternehmers  zur  Kranken- 
kasse aus  ihrem  eigenen  Einkommen  bezahlen  müssen.  Diese 
Bestimmung  erscheint  nicht  nur  unlogisch,  sondern  im  EUnblicke 
auf  den  Umstand ,  dafs  Personen  mit  höherem  Einkommen  sich 
in  Erkrankungsßlllen  nicht  leicht  der  ihnen  unbequemen  und 
mit  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung  in  Widerspruch  stehenden 
Unterstützung  der  Krankenkassen  bedienen  werden,  als  eine 
äquivalentlose  und  ungerechte  Doppelbesteuerung.  Da  diese 
Leute  auch  nicht  Unternehmer  sind,  so  ist  es  unerfindlich,  mit 
welcher  Begründung  das  Gesetz  ihnen  Lasten  auferlegt,  welche 
lediglich  dem  Arbeitgeber  als  solchem  zukommen.  Für  ne  als 
Angestellte  kann  auch  das  Interesse  an  einem  gesunden  und  sa- 
firieaenen  Arbeiterstande  als  Rechtfertigung  solcher  Besteaening 
nicht  gelten.  Man  kann  wohl  schwerlich  annehmen,  dafs  die 
Kassen  auf  die  Beiträge  dieser  höher  bezahlten  Betriebsbeamten 
anstehen,  und  so  hat  denn  diese  Bestimmung  in  Wirklichkeit 
nur  den  einen  Erfolg  gehabt,  die  Betriebsbeamten  der  bezach- 
neten  Art  gegen  das  Gesetz  einzunehmen,  sie  zum  Widerstände 
Segen  dasselbe  herauszufordern  und  den  mit  der  DurchfUbruDg 
des  Gesetzes  betrauten  Verwaltungsbeamten  die  ohnehin  mühe- 
volle Arbeit  zwecklos  zu  erschweren.  Wo  der  sociale  Übelstand 
aufhört,  der  durch  die  Zwangsversicheruns  beseitigt  werden  soll, 
da  soll  auch  der  Versicherungszwang  aufhören,  sonst  läuft  die 
Einhebung  von  Beiträgen  auf  eine  ungerechtfertigte  Bestoieniiig 
hinaus  und  die  Wohlthat  des  Gesetzes  wird  zur  Plage,  seine 
Durchführung  zur  Chikane.  Das  deutsche  Krankenversicherungs- 
gesetz hat  hier  wieder  den  richtigeren  Weg  gefunden.  Es  setzt 
nicht  nur  tilr  die  Z wangs Versicherung ,  sondern  auch  fär  die 
frei%^'illige  eine  unüberschreitbare  Einkommensgrenze  iährlicher 
20<>0  Miirk  fest 

^^  Aus  meinen  bisherigen  Ausführimgen  erhellt,  dais  nach 
unserem  Krankenversicherunirsgosetz  auf  eine  Unzahl  der  vcr- 
sohieilenartigsten  Fälle  dasselbe  Princip  des  Versicherungszwanges 
anzuwenden  ist  In  den  Normen  zur  Durchführung  eines  s  IchHen 
.Principes  kann  das  Gesetz  bei  der  unübersehbaren  Mannigfaltig- 
keit der  LeWnsverhältnisse  auf  die  Egenart  des  einzelnen  Falles 
keine  Rücksicht  nehmen,  sondern  muis  sich  darauf  beschränken, 
seine  leitenden  Gedanken  in  möglichst  klaren,  plastischen  Formen 
anzuordnen  und  die  Mitte!  und  Wege  zur  Verwirkliehong  der- 
selben in  grossen  Zügen  festzustellen.  Eine  zu  grofse  l^*«iiirtik 
ist  nieist  d.is  Zeichen  eines  mifalungeren  Gesetzes.  Die  sinn- 
sreniäiW  Anwendung  desselben  im  einzelnen  Falle  muis  den  za 
seiner  Durchfuhrung  berufenen  Personen,  in  unserem  Falle  den 
VerwaltirngsbeAmten.  innerhall»  eines  gewissen  Spielraumes  über- 
Linsen  wervien  und  in  die>e  mufs  man  das  Vertrauen  setzen.  da& 
sie  den  i^eist  des  Ge^^tzes  zw  ert^issen  imstande  sind  und  die 
r.öi'liix^  Tüchtigkeit  und  Unbestechlichkeit  haben,  um  den  WlDen 
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de»  Gesetzgebers  zu  verwirklichen.     Wo  dJeaes  Verümiien   fehlt, 
ist  das  schönste  und  beste  Gesetz  wertlos. 

Zu  dieser  ReEexioo  sah  ich  mich  veranlafst,  weil  bei  den 
VerhandluDgen  im  Abgeordneten  hause  über  unser  Gesetz  wieder- 
holt Zweifel  darüber  laut  wurden .  ob  denn  unser  politischer 
Beamtenkörper  wohl  die  nötige  Eignung  fUr  die  Verwirklichung 
der  vom  tiesetze  umschloaaenen,  hochbedeuteameQ  socialpoliti. sehen 
Idee  beflitze,  und  weil  die^^er  Zweit'eli  wie  mich  dimkt,  io  gewisser 
Hinsicht  auch  in  der  Fa.ssung  des  Ge.setzeä  zum  Ausdrucke  ge- 
kommen ist.  Zunächst  war  es  die  gTuodsiitzliche  Ablehnung  des 
Vorschlages  der  Regierung ,  die  l>urch fuhrung  der  Zwangs- 
veröicherung  auf  dem  Lande  vorhiufig  und  versuchaweise  dem 
fltaatlicben  Verwaltungaapparate  zu  fiberlassen.  —  Sehlieislich  wird 
doch  nichts  anderes  übri^'  bleiljen,  als  dafs  man»  um  auch  die 
land'  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der  Wohkhat  der  obli- 
Mtoriscbeo  Krankenversicherung  teilhaft  werden  zu  lassen,  ein 
Kahmengeaetz  erläfst  und  den  Verwaltungsbeiimten  eine  weit- 
gehende diskretionäre  Gewidt  zur  SchatTuiig  und  ITandhabung 
der  nötigen  Einzel  Vorschriften  und  Einrichtungen  übertrügt.  Nur 
so  wird  ein  Anschmiegen  an  die  wechselnden  Lebensverhältnisse 
möglieh. 

Aber  in  noch  einer  anderen  Weii^e  drückt  sich  das  Mils- 
trauen  der  Gesetzgebung  gegen  die  Verwaltungsorgane  aus.  Über- 
blickt man  die  grofee  Mannigfaltigkeit  der  LebensformeDi  in  welche 
unser  Gesetz  regelnd  eingreifen  soll,  ohne  dals  es  auf  die  Einzel- 
heiten derselben  Rücksicht  nehmen  kann,  so  möchte  man  vor 
allem  erwarten,  dals  den  mit  seiner  Durchführung  betrauten  Be- 
amten^  namentlich  in  der  Frage  der  Einbeziehung  einzelner  Per* 
flonen  untl  Betriebe  unter  die  Wirksamkeit  des  (Tesetzes,  ein 
gewisses  Verfügungsrecht  gesetzlich  eingenlumt  werde*  Es  müfste 
möglich  sein,  Personen,  welche  formell  unter  die  Bestimmungen 
den  Gesetzes  gehören,  die  aber  iniblge  ihrer  eigentümlichen 
Berut'sart  von  den  Wohlthaten  desselben  keinen  Gebrauch 
machen  können  oder  mit  Rücksiebt  auf  ihre  Vermögensverhält- 
niBse  und  gesellschaftliche  Stellung  eine  Vei'sicherung  nicht  nötig 
haben  und  nicht  wollen,  von  der  Versicheningsptlicht  auszu- 
nehmen. Andrerseits  ist,  wie  ich  früher  darzulegen  versuchte» 
die  Versicherungepflicht  einzelner  Unternehmungen  sehr  zweifd- 
haft.  Wenn  hier  der  Verwaltungsbeanite  vor  die  Notwendigkeit 
gestellt  ist,  eine  Entst  heidung  zu  treffen,  so  muls  er  nach  dem 
heutigen  Stande  des  Gesetzes  entweder  ein  solches  Unternehmen 
flUr  immer  als  nicht  versicherungspflichtig  erklilren,  oder  aber  auÄ- 
sprechen,  dafs  dieser  Betrieb  vom  Beginn  seines  Bestandes  bezw. 
der  Gelttmg  des  Gesetzes  an  unter  das  letztere  zu  subsumieren 
gewesen  wäre ;  dies  aber  hätte  wieder  zur  Folge,  dal»  der  Betriebe- 
imternehmer  wegen  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Anmeldung 
seinea  Personals  bei  einer  Kasse  als  straft^tlHg  und  nachzahlungs- 
pflichdg  erklärt  werden  mlllste.    Ja  m  wäre  möglich,  dafs  er  auch 
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noch  auf  Grund  des  §  32  zum  Ersätze  von  Krankenkosten  heran- 
gezogen würde.  Darin  aber  liegt  eine  grofse  Härte,  zumal  mit 
Rücksicht  auf  die  unsichere  gesetzliche  Umgrenzung  der  Ver- 
sicherungspflicht. Das  Bedürfnis  der  Praxis  geht  daher  in  solchen 
Fällen  dahin,  dafs  den  Verwaltungsbeamten  das  gesetzliche  Recht 
eingeräumt  wird,  ein  Erkenntnis  mit  konstitutiver  Wirkung 
über  die  Versicherungspflicht  eines  Unternehmens  fkUen  zu  können, 
so  dafs  letzteres  nur  nir  die  Zukunft  versicherungspflichtig  wird. 

Ein  bescheidener  Rest  des  besprochenen  VerfUgungsrechtes 
findet  sich  in  §  4  des  Gesetzes,  aber  selbst  dieser  Rest  wird  noch 
durch  die  Spruchpraxis  des  Verwaltungsgerichtshofes  verkümmert 
Dem  Beamten  wird  hier  die  Befugnis  eingeräumt,  Personen,  welche 
im  Krankheitsfalle  mindestens  f1\r  20  Wochen  auf  Verpflegung 
und  ärztliche  Behandlung  in  der  Familie  des  Arbeitgebers  oder 
auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  Anspruch  haben,  mit 
ihrer  Zustimmung  nach  Untersuchung  der  Sachlage  von  der  Ver- 
sicherungspflicht zu  befreien.  Schon  diese  Kautelen  lassen  es 
erkennen,  dafs  hier  der  Gesetzgeber  der  Verwaltungsbehörde  ein 
freies  Verfügungsrecht  einräupien  wollte,  gegen  dessen  Gebrauch 
höchstens  dem  beteiligten  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  ein  Be- 
schwerderecht zugestanden  werden  kann.  Der  Verwaltungs- 
gerichtshof räumt  aber  hier  auch  der  Bezirkskrankenkasse  ein 
Rekursrecht  ein  (s.  Entscheidungen  vom  S.Juli  1892,  vom  26. April 
1894).  Eine  Legitimation  hiezu  ist  meines  Erachtens  nirgends 
im  Gesetze  zu  finden;  aus  dem  Umstände  aber  eine  solche 
abzuleiten,  dafs  die  Bezirkskrankenkasse  durch  ein  Befreiungs- 
erkenntnis ein  Mitglied  verlieren  könnte,  erscheint  im  Hinblick 
auf  die  Freizügigkeit  der  Versicherten  völlig  haltlos.  Denn  die 
betreffende  versicherungspflichtige  Person,  welche  von  der  ersten 
Instanz  befreit  wird,  kann  im  Falle  der  Aufhebung  dieses  Be- 
freiungserkenntnisses ohne  weiteres  aus  der  Bezirkskrankenkasse 
austreten  und  bei  einer  anderen  Krankenkasse  des  §  11  des 
Kranken versicherungsgesetzes  angemeldet  werden. 

Dem  Gesagten  zufolge  ist  also  dem  Verwaltungsbeamten  die 
nötige  Bewegungsfreiheit  nicht  eingeräumt,  um  die  Unvollkommen- 
heit  des  Gesetzes  bezüglich  der  Abgrenzung  der  Versicherungs- 
pflicht zu  ergänzen. 

lö.  Bevor  ich  zur  Schlufsbetrachtung  komme,  sei  es  mir 
gestattet,  vergleichsweise  die  Bestimmungen  des  reichsdeutschen 
Krankenversicherungsgesetzes  bezüglich  des  Umfanges  der  Ver- 
sicherungspflicht  heranzuziehen.  Dieselben  sind  eingehender  und 
vorbedachter  abgefafst  als  im  österreichischen  Gesetze  und  ent- 
behren zu  ihrem  Vorteile  allgemeiner,  unbestimmter  Klassen- 
bezeichungen.  Ich  glaube  diese  Bestimmungen  am  übersicht- 
lichsten zu  geben,  wenn  ich  sie  schematisch  darstelle: 
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■ 


Lohn-  od. 

gronzo 
iiXM>  Mark 
jAhrlicb. 


I.    Unbedingt  kraDkenTersIeheningsplHelitlg  sind: 

Personen«  welche  ge^en   Gehalt   oder  Lohn  (also  mit 
Arbeitevertrag)  beschäftigt  werden: 

in  Bergwerken^  Salinen,  Auf bereitunga- -i 
anstalten  ,    Brüi.lien    und    Gruben ,    in  |  «=  indni^trie* 
Fabriken  und  Hütten  werken^ 

beim    Eisenbahn-,    BinnenachifFtihrts-  j  =  verkehr 
und  Jiaggerei betriebe,  { 

auf  Werften  und  bei  Bauten,  }  *  ^^^^^^^^^ 

2.  im  Handekgewerbe,  im  Handwerk  und  in  sonstigen 
stehenden  Gewerbebetrieben, 

3-  in  dem  Ge^chiiftsbetriebe  der  Anwitlte,  Notare,  Ge- 
richtsvollzieher, der  Krank enkasseo,  Berufsgenossen- 
echaften  und  Versieherungaanstalten, 

4.  in  Betrieben  mit  stlindiger  Verwendung  von  Ele- 
mentarkräften  ( unfallversicherungspflichti^^e  Betriebe), 

5.  im  gesamten  Betriebe  der  Pogt-  und  Telegraphen- 
verwaltnngen, 

6*  in  den  Betrieben  der  Marine*  und  Heeresverwal- 
tungen. 

Ausgenommen  von  dieser  Versicherungspflicht  sind: 

L    Gellilien  und  Lehrlinge  in  Apotheken  l§  1), 

2.  Unständige  Arbeiter  (deren  Besclülltigung  infolge  der 
Natur  der  Sache  otier  infolge  des  Arbeitsvertrages 
kürzer  als  eine  Woelie  dauert), 

3.  die  Besatz unp:  von  Seeschiffen  (Vorsorge  durch  die 
Seemannsordnung  vom  27.  Dezember  ls72j, 

4.  Handelsgehilfen  und  Lehrlinge,  w^elche  im  Sinne  des 
Art.  i\0  des  Handelsgesetzbuches  für  den  Kranklieita- 
fall  Anüprucli  auf  Fortl>ezug  ihres  Gehaltes  haben, 

5.  in  Kommunalbütrieben  oder  Kommunaldienateo  be* 
schäfiigte  Personen  <§S   1   u.  2  ZI  2), 

Ö,  Personen  des  Soldatenstandes  (ij  ;i), 
7.  im  Betriebe  oder  Dienste  de?>  Reiehes,  eines  Staate« 
oder  KomrauoalverbjmdeQ  be^chäftigle  Peraonen, 
welche  im  Kranklieitsfalle  auf  Fortzahlung  ihrer 
Bezüge  oder  der  dui^h  die  Krankenkassen  ge- 
währten Leistungen  durch  mindestens  13  Wochen 
haben  (Ji  li), 

IL    Bedingt  krankenTersIeherungspflicIitlg  sind: 

(bedin>:t  durch  den  Erlafs  eines  bezüglichen 
L  a  n  d  e  s  g  e  8  e  t  z  0  s )  die  gegen  Gehalt  oder  Lohn  be- 
schilftigten  Personen  in  der  Land*  und  Forstwirtscliaft 
(Gesetz  vom  :*,  Mai  1S8(>,  R.G.BI.  132). 
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B.  (bedingt  durch  die  statutarischen  Bestimmungen 
einer  Oemeinde  oder  eines  weiteren  Eommunal- 
yerbandes  für  deren  Bezirk  oder  für  Teile  des- 
selben): 

1.  unständige  Arbeiter  der  oben  unter  den  Ausnahmen 

ZI.  2  bezeichneten  Art,  v  oeiuat«- 

2.  in   Kommunalbetrieben    oder   im   Eommunaldienste  l  «q^^™. 
beschäftigte  Personen,  |  j&hriioh. 

3.  Familienangehörige  eines  Betriebsuntemehmers,  deren 
Mitarbeit  sich  nich  nicht  auf  einen  Arbeitsvertrag 
gründet, 

4.  selbständige  Gewerbetreibende,  welche  in  eigenen 
Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rechnung 
anderer  Gewerbetreibender  mit  der  Herstellung  oder 
Bearbeitung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt 
werden  (Hausindustrie), 

5.  Handelsgehilfen  und  Lehrlinge  trotz  der  Vorsorge 
nach  Art.  60  des  Handelsgesetzbuches, 

6.  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft ^  sofern  deren  Versicherungspflicht  nicht 
schon  durch  ein  Landesgesetz  ausgesprochen  wurde. 

0.  (bedingt  durch  Verfügung  des  Reichskanslers 
oder  der  betreffenden  Staatscentralbehörden): 

Die  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reiches  oder  eines  i 


Haus- 
industrie. 


Gehalts- 
grenze 
00  Mark 

jährlich. 


Staates  beschäftigten  Personen ,   welche  nicht  unbe-  [  ^^  ^^^^ 
dingt  krankenversicherungspflichtig  sind 

Ausgenommen    von    der    bedingten    Versicherungs- 
pflicht 

sind  wie  oben  die  im  Betriebe  oder  Dienste  des  Reiches, 
eines  Staates  oder  Kommunalverbandes  beschäftigten 
Personen,  welche  im  Krankheitsfalle  auf  Fortzahlung 
ihrer  Bezüge  u.  s.  w.  Anspruch  haben. 

III.    Zu  befreien  sind  von  der  Erankenverslcherangs- 

Pflicht: 

a.    auf  eigenen  Antrag: 

1.  Personen,  welche  infolge  von  Verletzungen,  Ge- 
brechen, chronischen  Krankheiten  oder  Alter  nur 
teilweise  oder  nur  zeitweise  erwerbsfähig  sind,  — 
wenn  der  unterstützungspflichtige  Armen  verband  zu- 
stimmt ; 

2.  an  sich  unbedingt  oder  bedingt  Versicherungs- 
pflichtige, welche  aber  gegen  ihren  Arbeitgeber  im 
Krankheitsfalle  einen  Rechtsanspruch   auf  eine  den 


Regelung 
de»  Ver- 
hältnisses 
zwischen 
Kranken- 
;  Versiche- 
rung  und 
Armeo- 
versor- 
gTing. 
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mindesten  KasfleDleintungen  gleichkommende  Unter- 
etütziing  haben ,  sofern  und  solaDge  die  Leistungs- 
fithigkeit  des  Arbeitgebers  gesichert  ist  —  solange 
das  betreffende  ArbeitsverhältaiÄ  dauert,  — -  Auch 
muls  in  diesem  Falle  der  Arbeitgeber  der  Befreiung 
zustimmen ; 

b.    auf  Antrag  des  Arbeitgebers: 

1.    Lehrlinge,  denen  durch  den  leistungsfähigen  Arbeit- 


geber für  den  Krankheitsfall  während  des  Lehrverhält 
nisse.^  freie  Kur  und  Ver]>flcgunG:  in  einem  Kranken- 
hause durch  mindestens  Itl  Wochen  gesichert  ist; 
Personen,  welche  vorilbergehend  in  durcli  Wohl- 
thätigkeit  gegründeten  Beschäftigungsanstalten  auf- 
genommen  sind,  unter  tienaelben  Vorausaetasungen 
wie  unter  lit.  b,  ZI   1. 


d.VorhAlt- 
Krankf^n- 

sorgung-. 


[      IV.    Personen,  welche  lier  Krankonverslcherungspffllcht 
^H^  nfeht  unterliegen, 

^y^önnen  sich  freiwillig  versichern;  dieses  Recht 
steht  jedoch  nicht  allen  von  der  Versicherungspflicht 
unberiihrten  Personen,  sondern  nur  solchen  zu,  deren 
Gesamteinkommen   2UfK*  Mark  jährlich  nicht  über- 
s<:'hreitet;    ferner   ist   dieses  Reclit  auch    meist   noch 
van  statutarischen  Bestimmungen  eingeschränkt.    Ins- 
besondere aber  gehören  hielier  Diengthütcn  und  solche 
Nichtversicherungspflit'hti«e,  welche  in  l'»etrieben  oder 
Unternehmungen  beschäftigt  sind,  deren  sonstige  Be- 
dienstete einer  Krankenkasse  (Orts-,  Betriebs^,  Bau- 
krankenkassen) zugewiesen  werden  müssen. 
Diese    Zusammenstellung   giebt   einen    Überblick    über   das 
reichgegliederte  System,   in   welchem    die  reichsdeutsche  Gesetz- 
gebung  die  Bestimmungen    über   den  Umfang  der  Krankenver- 
sicherung zum  Ausdruck  gebracht  hat* 

Bei  der  Umschreibung  der  Zwangsversicherung  bildet  hier 
die  Festsetzung  der  unbedingt  vecaictierungspflichtigen  Betriebe 
den  Kern  der  bezüglichen  Beatimmungen  Die  aufgezähltL^n  Be- 
triebsarten zerfallen  in  tblgende  Gruppen: 

Industrie,  Verkehrsanstal ten    und  Baugewerbe^ 
Handel  und  Gewerbe, 

die  Geschäfte  der  Advokaten,  Notare  und  anderer, 

weder  dem  Handel,  noch  dem  Verkehr,  noch  dem  Gewerbe 

angehörender,  aber  docli  in  das  wirtHchafdiche  Leben  der 

Bevölkerung  eingreifender  Unternehmungen^ 

alle    mit     Unfallsgefahr     ständig    verbundenen 

Betriebe^ 
der   gesamte  Betrieb  der  Post  und  Telegraphier 
die  Betriebe  der  Marine-  und  Heeresverwaltung- 

Fonohuugon  XIX  «.  —  L«mp.  4 
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Hierbei  wird  kein  Unterschied  gemacht,  ob  diese  Unterneh- 
mungen mit  oder  ohne  Erwerbsabsicnt^  gewerbsmäfsig  oder  nach 
Art  der  Gewerbe  oder  vorübergehend,  ob  sie  vom  Staate,  von 
anderen  öffentlichen  Korporationen  oder  von  Privaten  betrieben 
werden.  Vielmehr  scheint  bei  der  Festsetzung  dieser  wie  aller 
anderen  Normen  des  deutschen  Gesetzes  die  Frage  nach  dem 
Versicherungsbedürfnis  als  Leitstern  vorangeleucbtet  zu  haben. 

Qaher  sind  auch  von  der  unbedingten  Versicherungspflicht 
alle  jene  Personen  ausgeschieden ,  für  welche  entweder  im  Er- 
krankungsfalle  in  anderer  hinreichender  und  gesicherter  Weise 
gesorgt  ist  (z.  B.  im  Apothekerwesen,  durch  die  Seemannsord- 
nung, durch  das  Handeisgesetzbuch,  durch  Beamtenstatuten  des 
Reidies,  eines  Staates  oder  der  Kommunalverbände,  durch  die 
Militärverwaltung),  oder  welche  wegen  der  Verschiedenheit  der 
örtlichen  Verhältnisse  nicht  unter  die  allgemeine  Zwangsversiche- 
rung sich  stellen  lassen,  sondern  bezüglich  deren  das  den  be- 
sonaeren  Verhältnissen  sich  anpassende  Verfügungsrecht  der  Ver- 
waltungsbehörden eingreift  (z.  B.  die  unständigen  Arbeiter,  die 
Personen  der  Hausindustrie,  die  Gemeindebediensteten). 

So  ist  denn  als  unentbehrliche  Ergänzung  zu  den  Normen 
über  die  unbedingte  Versicherungspflicht  durch  die  Bezeichnung 
von  bedingt  versicherungspflichtigen  Betrieben  und 
femer  durch  die  Möglichkeit  der  Befreiung  von  der  Ver- 
sicherungspflicht im  einzelnen  Falle  der  Verwaltungsbehörde  ein 
weites  Feld  erspriefslicher  Thätigkeit  eröfihet,  durch  welche  sie, 
bald  die  Wirkungen  des  Gesetzes  erweiternd,  bald  sie  aufhebend, 
die  Anwendung  desselben  den  örtlichen  und  persönlichen  Ver- 
hältnissen anpassen  kann.  Der  bedingten  Versicherungspflicht 
unterliegen:  die  unständigen  Arbeiter,  die  Gemeinde- 
bediensteten, die  Personen  der  Hausindustrie,  die 
Handelsangestellten,  insofern  sie  schon  nach  §  GU  des 
Handelsgesetzbuchs  auf  (3  wöchentliche  Fortzahlung  des  Gehaltes 
Anspruch  haben,  und  die  Land-  und  Forstwirtschaft; 
endlich  die  nicht  unbedingt  versicherungspflichtigen  Reichs- 
und Staatsbediensteten.  Auch  hier  gilt  wieder  die  Ein- 
kommensgrenze von  2000  Mark  jährlich. 

Auf  diese  Weise  sind  nach  dem  deutschen  Gesetze  die 
Hausindustrie,  die  Land-  und  Forstwirtschaft  und  die  ohne  Pen- 
sions- und  Kündigungsanspruch  bestellten  Staatsdiener  (Diumisten, 
Figuranten  u. s.  w.  u. s.w.)  bedingungsweise  unter  die  obligatorische 
Krankenversicherung  einbezogen. 

Es  erübrigt  noch,  einiges  über  die  Krankenversicherung  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten im  Deutschen  Reiche  zu  sagen;  mafsgebend  hiefÜr  ist 
aufser  dem  Krankenversicherungsgesetz  vom  lö.  Juli  1883  und 
seiner  Novelle  vom  10.  April  1S92  das  bezüglich  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betrieben  beschäftigten  Personen  erschienene  Gesetz  vom  5.  Mai 
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18S«K  Hiernach  unterliegen  letztere  nicht  unbedingt,  aondem  nur 
dann  der  Krankenversicherungspflicht,  wenn  dte^  durch  statu ta- 
mche  Bestimmung  eines  Kommunalverbandes  (Gemeinde,  Bezirk) 
für  dessen  Örtlichen  Umkreis  oder  durch  ein  Landesgesetz  ftir 
das  Gebiet  des  betreffenden  Landes  festgesetzt  wird;  im  ersteren 
Falle  ist  die  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur 
Gtlltigkeit  der  dies  bezüglichen  Anordnung  erforderlich.  Wird  auf 
solche  Weise  die  Unterwerfung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter  und  Betriebsbeamten  unter  die  K ranken versicherungs- 
pflicht  ausgesprochen,  so  kommt  auf  sie  da«  allgemeine  Kranken- 
Tersicberungsgesetz  vom  IT*,  Juli  iss^'»  mit  einigen  Änderungen 
«ur  Anwendung.  Um  die  Durchführung  des  Gesetzes  den  eigen- 
mrtigen  ländlichen  Verhältnissen  anzupassen,  sind  die  zuständigen 
Kassenverwaltungen  angewiesen^  unter  gewissen  Voraussetzungen 
Befreiungserkenntnisse  bezüglich  der  Versicherungspflicht  einzelner 
SKU  fällen,  wogegen  den  betroffenen  Parteien  der  Bescij  werde  weg 
bei  den  poIitiscTien  Behörden  eingeräumt  ist.  Das  Befreiungs- 
erkenntnis erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  und  nur  auf 
die  Dauer  des  betreffenden  Arbeitsvertrages  und  hat  zur  nach- 
weislichen V«traue8etzung,  dafs  der  zu  befreiende  iVrbeiter  im 
FaUe  seiner  Erkrankung  seinem  Arbeitgeber  gegenüber  einen 
-echtsanspruch  auf  eine  solche  Unterstlitzung  hat,  welche  der 
Zeit  und  dem  Umfange  nach  den  gesetzlichen  Kassenleistungen 
mindesteüs  gleicli kommt.  Eine  zweite  Voraussetzung  der  Befrei- 
ting  ist  die  gesicherte  Leiattmgsiähigkeit  des  Arbeitgebers,  deren 
eachträgliciier  Mangel  die  Aufhebung  der  Befreiung  zur  Folge 
liat  Werden  die  vom  Brotgeber  übernommenen  Krankenunter- 
»tützungen  nicht  rechtzeitig  und  ordiiungsmälsig  gewährt,  so  tritt 
•ofort  Ipso  ,jure  die  Unterstützungspflicht  der  Kasse  ein ,  welche 
dann  das  Keclit  eines  Ersatzanspruches  an  den  säumigen  Unter- 
sebmer  hat. 

Die  Versicherungabefreiung  kann  unter  Zustimmung  des 
unterstützungspflichtigen  Armenverbsinde.s  ferner  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  forst-  oder  landwirtschaftliche  Arbeiter  infolge 
▼on  Verletzungen,  Gebrechen^  ehroois4^hen  Krankheiten  oder  Alter 
nur  teilweise  oder  zeitweise  erwerbsfllhig  i^t.  — 

Wertvolle   Erleichterungen   sind   für  die   Durchführung  der 

PKrankenveraicherunij^  auf  dem  flachen  Lande  auch  bezüglicTx  der 
Bezahlung  der  Kassen  bei  trüge  den  Landwirten  eingeräumt.  Es 
können  nämlich  diese  Beiträge  gegen  crleichzeitigen  Wegfall  de« 
von  der  Kas»e  an  den  Erkrankten  sonst  zu  leistenden  Kjranken- 
geldes  herabgemindert  werden,  wenn  der  Arbeitsvertrag  zwischen 
dem  beteiligten  Arbeiter  und  Arbeitgeber  mindestens  tlir  die 
j  Dauer  eines  Jahres  abgeschlossen  wurde  und  der  Versicherte  das 
^KBecht  hat,  vom  Brotherrn  ftlr  diese  Zeitdauer  Naturalleistungen 
^riQti^deBtens  im  drei  hundertfachen  Werte  des  gesetzlichen  täglichen 
f  Krankengeldes  zu  vorlangen,  otler  aber  für  den  Krankentag  ein 
1       Krankengeld   in   barem   oder  in  Naturalleistimgen  in  der  geaet»« 
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liehen  Mindesthöhe  zu  beziehen.  Derartige  Bezugsrechte  müssen 
für  mindestens  13  Kranken wochen  zugesichert  sein.  —  Auch  im 
Falle  solcher  Erleichterungen  tritt  bei  mangelhafter  ErAÜlung  der 
vom  Arbeitgeber  übernommenen  Unterstützungspflicht  die  Ge- 
währung der  vollen  gesetzlichen  ELrankenbeihilfe  durch  die  Kasse 
ein  und  hat  letztere  auch  hier  wieder  einen  Ersatzanspruch  gegen 
den  säumigen  Unternehmer. 

Endlich  ist  noch  auf  eine  Bestimmung  der  deutschen 
Krankenversicherung  bezüglich  der  unständigen  land-  und 
forstwirtschaflichen  Arbeiter  (der  wandernden  Tage- 
löhner und  der  Häusler)  hinzuweisen.  Durch  statutarische  Be- 
stimmungen eines  Kommunalverbandes  für  seinen  Bezirk  oder 
fUr  Teile  desselben  können  nämlich  Personen,  welche  innerhalb 
des  betreöenden  Bezirkes  wohnen  und,  ohne  zu  einem  bestimmten 
Arbeitgeber  in  einem  dauernden  Arbeitsverhältnisse  zu  stehen, 
vorwiegend  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
dieses  Bezirks  gegen  Lohn  beschäftigt  sind,  auch  ftir  diejenige 
Zeit,  in  welcher  eine  Beschäftigung  gegen  Lohn  nicht  statt- 
findet, der  Krankenversicherungspflicht  unterworfen  werden; 
sie  können  demnach,  solange  sie  nicht  zu  einer  die  Versicherungs- 
pflicht begründenden  Beschäftigung  in  einem  anderen  Erwerbs- 
zweige übergehen  oder  einer  Betriebskrankenkasse  als  Mitglieder 
beitreten,  in  diesem  Bezirke  zur  Versicherung  herangezogen 
werden.  Hierbei  vermifst  man  allerdings  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung darüber,  wer  für  solche  unständige  Arbeiter  während 
der  Zeit,  in  welcher  eine  Beschäftigung  gegen  Lohn  nicht  statt- 
findet, die  sonst  dem  Arbeitgeber  auferlegten  Kassenbeiträge  zu 
bezahlen  hat. 

So  sucht  also  das  deutsche  Krankenversicherungsgesetz  den 
Eigentümlichkeiten  der  ländlichen  Naturalwirtschaft  durch  Ge- 
währung von  Befreiungen  und  Erleichterungen  in  der  Versiche- 
rungspflicht, und  den  Schwierigkeiten  der  Versicherung  unstän- 
diger Arbeiter  und  der  sogen.  Häusler  durch  die  eben  erörterten 
Verfügungen  Rechnung  zu  tragen. 

11.  Ich  komme  zum  Schlufsworte  mit  der  Frage:  von 
welchen  Gesichtspunkten  aus  wären  wtinschenswerte  Änderungen 
unseres  österreichischen  Krankenversicherungsgesetzes  bezüglich 
der  Regelung  des  Urafanges  der  Zwangsversicherung  ins  Auge 
zu  fassen?  Zunächst  müfste  die  ungenaue  Ausdrucksweise  in 
den  vä§  1  bis  '5  beseitigt  werden.  Statt  der  Beruftmg  auf  Be- 
stimmungen anderer  Gesetze,  statt  des  Gebrauches  unbestimmter 
und  nicht  definierter  Kollektivbezeichnungen  wie  „Arbeiter  und 
Betriebsbeamte**  oder  „sonstige  gewerbsmäfsig  betriebene  Unter- 
nehmungen" wären  die  unter  die  Versichenmgspflicht  einzube- 
ziehenden Berufsarten  gruppenweise  anzufiihren  und  die  Ver- 
sicherungspflicht der  dort  beschäftigten  Personen  durch  Hinweis 
auf  deren  Dienst-  bezw.  Abhängigkeitsverhältnisse  gegenüber 
einem   Unternehmer   imter   gleichzeitiger   Festsetzung   einer    be- 
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itimmten  Einkommeoagrenze  zu  kennzeiehEi^D.  Bei  der  Auswahl 
der  unbedingt  unter  das  Gesetz  einzubeziehendeü  Berufsarten 
müTete  man  sich  in  erster  Linie  von  dem  Versicher uu^sbedürt- 
üUse  der  darin  verwendeten  Personen  leiten  lassen,  ohne  auf  die 
Erwerhsabaicht  des  Unternehmen  oder  die  Form  des  Betriebes 
BU  viel  (Gewicht  zu  legen.  Insbesondere  wären  auch  die  im 
Krankheitsfalle  gar  nicht  oder  nicht  hinreichend  versorgten 
Staatsbediensteten  hier  einzubeziehen.  Eine  Erweiterung  der 
VeraicherungspHtcht  wurde  unvermeidlich  sein. 

Für  jene  Fülle,    wo   die  Einreihung  eines   konkreten  Unter- 
nefamena  unter  eine  als  versiehe rungspfliihtig  angeführte  Berufs- 
art   zweifelhaft    oder    anfechtlmr    wiire,    empfiehlt    es    sich,    der 
£)litischen   Behörde   die   Befugnis   einzuriiumen  ^    im  ordentlichen 
sütnzenwege  ein  nur  für  die  Zukunft  geltendes  Erkenntnis  auf 
"üßbeziehung  in  die  Versicherungspflicht  ohne  rückwirkende  Kraft 
u  ßlllen.     Der  Verwaltungsbehörae  sollte  man  überhaupt  durch 
die  Möglichkeit  von  Befreiungserkenntnisaen,   wdche  anzufechten 
*iglich    die    betrolllenen    Arbeitgeber    imd    -nehmer   legitimiert 
ären  *   einen   gewissen  Spielraum   geben ,   um   auf  örtliche   und 
subjektive   Verhältnisse    billige    Küeksicht    nehmen    zu    können* 
Durch  Befreiung  von  Personen,   welche  an   und   für  sich  schon 
der  Armenversorgung  anheimgefallen,   aber  noch   teilweise  oder 
leitweise   arbeitsfähig   sind,    könnte    auf  dem  Verwaltimgswege 
eine  Auseinandersetzung  zwischen  Armenversorgung  und  Kranken- 
versicherung  durchgeführt   werden.     Auch   die  Einführung   einer 
bedingten  Versicherüngspflicht ,   d.  lu   einer  solchen,    die  erat 
infolge  einer  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  innerhalb 
ihres  örtlichen  \Virkungskrei&ea  filr  gewisse  Betriebe  erlassenen  all- 
gemeinen Verfügung,  oder  für  eine  Provinz  oder  Teile  derselben  auf 
Grund  einesLandesgesetzes  einzutreten  hätte,  könnte  wohl  inBetracht 
werden.    Auf  diese  Weise  wäre  es  mögÜch,  insbesondere 
16  Versicherung  der  nicht  schon  unbedingt  dem  Gesetze  unter- 
orfenen  Bediensteten  der  Gemeinden    und  Bezirke,    der  Unter- 
lehmer   und    Arbeiter   der  Hausindustrie   (letztere  mtifste  anders 
iefiniert  werden,    als  es  bisher  in  näherem  Gesetze  geschehen!), 
'^er   Dienstboten   und   auch   der  Arbeiter  der  Land-   und  Forst- 
wirtschaft  durchzuführen,    sofern    man    es    nicht  vorzöge,   diese 
Gruppe  von  zweifellos  versicherungsbedürftigen  Personen  als  un- 
dingt  versicherungspflichtig  zu  erkhiren. 

Um  den  nicht  zu  leugnenden  Schwierigkeiten  der  Kranken- 
versicherung auf  dem  fiachen  Lande  beizukommen,  ist  es  meines 
~~  :htens  unerläfslich,  der  mit  der  DurchftihruDg  betrauten  poli- 
'tischen  Behörde  ein  entsprechendes  freies  Verfügungsrecht  bezüg- 
lich der  Befreiung  einzelner  Personen  und  Betriebe  von  der  Ver- 
sicberungspflicht,  bezüglich  der  Gewährung  von  Erldchtenmgen 
in  den  Heitragsleistungen  der  Landwirte  nach  Muster  der  deut- 
schen Gesetzesbestimmungen   und  bezüghch  der  Fettsetsung  er- 
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höhter  Krankengelder  an  Stelle  des  Anspruches  auf  Beistellung 
eines  Arztes  und  der  Medikamente  einzuräumen. 

Gegenüber  der  Bestimmung  des  Art.  60  des  Handelsgesetz- 
buchs mttfste  in  unserem  Gesetze  ausdrücklich  Stellung  genom- 
men werden.  Auch  wäre  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  gewissen 
Personen  unter  bestimmten  Voraussetzungen  nicht  ein  Recht 
auf  die  Befireiung  yon  der  Versicherungspmcht  in  ähnlicher  Weise 
wie  im  deutschen  Gesetze  emzuräumen  wäre. 

Fassen  wir  die  wünschenswerten  Änderungen  unseres  Arbeiter- 
krankenyersicherungsgesetzes  bezüglich  der  Bestimmung  der  unter 
seine  Wirkung  einzubeziehenden  Personen  zum  Schlüsse  kurz  zu- 
zusammen :  Präcisierung  und  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht 
bei  gleichzeitiger  Eiinteimng  derselben  in  eine  unbedingte  und  eine 
bedingte ;  wesentliche  Erweiterung  des  Verfügungsrechtes  der  po- 
litischen Behörde  und  EIrmächtifirang  derselben  zur  Fällung  yon 
Erkenntnissen  mit  konstitutiyer  Wirkung. 


IIL 
Die  Lasten  und  Rechte  der  Arbeitgeber. 

1.  Elinleitiing^  und  Uhemeht.  —  2.  Die  BeUrag^pHicIit  iHöhe,  Beginn, 
I>auer^  Chavakter  der  Bei  trüge  k  —  8.  Der  Arbcit^^öber  als  durch!  ühreml es 
Organ  der  K ranken versicheruniJ:  (An-  und  Abmeldung  der  Arbeiter,  Ein* 
hebttog  und  Abfuhr  der  Arbeiterbeiträj^e).  —  4.  Die  Haftpflicht  (Nachzahlung 
Yon  Beiträgen»  Ordnuni^sstrafen,  KraBkenkoatenei^atz,  mehrBcitigea  gleich- 
zeitiges Löhiiverhältniö  einzelner  Arbeiter)»  —  5,  Vermlininj:;8fra|,'en ,  Zu- 
weisung von  Strafgeldern.  —  6.  Rechte  der  Arbeitgeber,  Sondersteilung 
der  Betriebs-  und  Tiatikasacii.  —  7.  Scblarabetracbtung. 


I .  Überblicken  wir  die  Staaten,  welche  heute  eine  Arbeiter- 
Tereichening  haben,  so  können  wir  zwei  verschiedene 
Formen,  in  denen  dieselbe  zur  Durchführung  gekommen  ist, 
deutlich  unterscheiden.  Entweder  wuchs  die  Versicherung  aus 
der  kraftvolh/n  Selbsthilfe  des  Arbeiterstandes  ohne  Mitwirkung 
des  Staates  oder  des  Unternehmertums  heraus,  wie  in  England 
und  Frankreich^  oder  sie  wurde  von  der  Staatsgewalt,  welche 
«ich  einer  vormundschaftlichen  rflicht  gegenüber  der  wirtschaft- 
Ucli  schwächsten  iiesellschattsklasse  bewulst  ward,  gesetzlich  ge- 
■chaffen.  Im  erste ren  Falle  fehlt  der  Versicherungszwang  und 
tritt  an  dessen  Stelle  der  Appell  an  die  Intelligenz  der  Arbeiter. 
Der  OrundsJitz  der  Gegenseitigkeit,  nach  welchem  jeder  Ver* 
sicherer    zugleich  Versicherter   ist,    erscheint   hier  strenge  durch- 

feführt.  Die  Kasseneinrichtungen  schmiegen  sieh  den  indivi- 
uellen  Bedürfnissen  der  Arbeiterschaft  enge  An»  und  jede« 
Kasaenmitglied  bringt  die  erforderlichen  Opter  nicht  nur  zur 
Sicherung  seiner  persönlichen  Existenz^  sondern  auch  in  dem 
stolzen  Bcwufstsein,  hierdurch  die  Selbständigkeit  und  Unab- 
hängigkeit seines  Standes  zu  fördern.  —  Anders  im  zweiten 
Falle.  Was  hier  die  Arbeiterschaft  aus  eigener  Kraft  zu  schaffen 
Dicht  vermorhte,  ftihrt  die*  Staatsgewalt  mittelst  allgemein 
verbindlicher  Normen  zwangsweise  ein,  1  lieser  Vor- 
gang hat  den  Vorzug  der  Allgemeinheit;  die  Woldthat  der  Ver- 
Sicherung  erstreckt  sidi  auch  auf  jene,  welche,  sei  es  aua  Mangel 
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an  Einsicht,  sei  es  aus  Armut,  sei  es  infolge  fehlender  Organi- 
sation unter  ihren  Beruüsgenossen  einer  freiwilligen  Versicherung 
nidit  teilhaft  werden  würden.  Aber  das  Einschreiten  des  Staates 
hat  auch  Schattenseiten.  Die  gesetzlichen  Einrichtungen  sind 
schwerfälliger;  es  fehlt  ihnen  das  grofse  Anpassungsvermögen 
der  vertragsmäfsig  frei  geschaffenen  Anstalten.  Die  zwangsweise 
Durchführung  erheischt  einen  kostspieligen  Apparat;  das  Zwangs- 

Sesetz  kann  den  versicherten  Personen  die  Beiträge  nicht  mit 
erselben  Höhe  bemessen,  wie  es  die  Opferwilligkeit  der  Arbeiter 
bei  der  freien  Versicherung  thut.  Alle  diese  Umstände  bewirken 
es,  dafs  die  staatliche  Zwangsversicherung  bei  der  Bestreitung 
der  erforderlichen  Kosten  das  Auslangen  mit  den  Bei- 
trägen der  Arbeiter  nicht  finden  kann ;  die  strikte  Durchführung 
des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  wird  unmöglich;  es  muls 
noch  eine  andere  £}innämeauelle  erschlossen  werden.  Das 
Nächstliegende  wäre  nun  wohl,  dafs  der  Staat  in  seine  dgene 
Tasche  greifen  würde.  Das  hat  ab^  seine  Bedenken;  einerseits 
scheut  man  sich  vor  einer  ins  ungewisse  wachsenden  Belastung 
der  Staatsmittel,  andererseits  käme  letztere  auf  eine  neue  Be- 
steuerunfi^  der  gesamten  Bevölkerung  und  damit  in  erster 
Linie  wieder  der  breiten  Masse  der  Minder-  und  ünbemittdten 
hinaus.  Es  erscheint  daher  zweckmässiger  und  gerechter,  jenen 
Stand  zum  Tragen  der  Versicherungskosten  mit  heransnsidien, 
welcher  das  nächste  Interesse  an  einer  gesunden,  leistungs&higai 
und  lufriedenen  Arbeiterschaft  hat:  das  Unternehmertum.  Dieser 
Standpunkt  findet  auch  in  dem  vielfach  vorhandenen  Mifsveriiäh- 
nis  zwischen  Untemehmergewinn  und  Arbeitdohn  und  in  dem 
Umstände  seine  Rechtfertigung,  dals  die  Unternehmer  ^ch  im 
Konkurrenzkampfe  zu  einer  mehr  oder  minder  rücksichts- 
losen Ausnutzung  ihrer  Arbeitskräfte  veranlafst  sehen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Betriebsinhaber  be- 
steht jedoch  nicht  nur  im  Beitragszwang.  EKe  Arbeiterschaft, 
welche  der  Versicherungspflicht  unterworfen  werden  soll,  ist  in- 
folge ihrer  grofsen  Beweglichkeit  und  Veränderlichkeit  ein  ediwer 
lu  fassendes  fUement;  der  einzige  sichere  Angrifibpunkt  dersdben 
ist  der  Arl)eits-  oder  Dienstvertrag.  Aus  diesem  Umstände  geht 
die  Notwendigkeit  hervor,  die  Dienstgeber  zu  Durchfuhnmg»- 
Organen  der  staatUchen  Zwangsversicherung  zu  machen  imd 
ihnen  aufser  der  Beitragspflicht  auch  noch  eine  VermxtderroDe 
zwischen  iliren  Arbeitern  und  der  Versicherungsanstalt  sa  Qber- 
tntgen.  Damit  gewinnt  ihr  Verhältnis  zur  gesetzUcheo  Arbeiter- 
versicherung einen  gewissen  öffentlich-rechtlichen  CSiarakter«  und 
es  L^lst  sicn,  um  die  ganze  Zwan^sversichemng  nicht  durch 
IlUisi^res  Verhalten  der  Unternehmer  illusorisch  werden  zo  laasen, 
kaum  vermeiden,  dafs  man  diesen  unentbehriichen  MittekperBOoeB 
eine  weit^hende  Verantwortung,  eine  strenge  HaftnÖicht  für 
die  gewissenhafte  Durchtuhrung  ihrer  Vennimungsauigabe  auf- 
bimiet 
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Bleiben  diese  Lasten  der  Arbeitgeber  schon  ohne  materielles 
Äquivalent  (dann  an  der  Versicherung  selbst  haben  letztere  ja 
keinen  Anteil)»  so  entspricht  es  doch  der  Billigkeit^  ilinen 
wenigstens  einen  ;^^  e  w  i  s  s  e  n  E  i  n  l'l  u  fä  au  f  die  Kassen- 
▼  erwaltung  einzuräumen,  ihnen  ein  beschninktes  Stimmrecht 
im  Kiissenvorstande,  in  der  Generalversammlung  der  Kassen- 
initglieder  zu  verleihen.  Hierdurch  macht  man  gleichzeitig  ihre 
jnemt  tlberlegene  Intelligenz  und  ihre  geschäftsmiinnische  Gewandt- 
heit der  Sache  dienstbar. 

Als  man  in  r^sti^rreich  daran  ging,  die  Arbeiter -Kranken- 
versicherung staatlich  zu  regeln,  scheute  man  sieh,  das  Gebäude 
des  Gesetzes  auf  ganz  neuen  Ch'imdlagen  zu  errichten.  In  der 
Ungewilsheit  über  den  Erfolg  der  neuen  Normen  wollte  man  so 
wenig  als  möglich  an  den  schon  bestehenden  Versicherungs- 
einrichtungen rütteln.  Jlan  Hels  daher  die  Ansätze  zur  freien^ 
vertragsmälsigen  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  wie  auch 
die  von  einzelnen  Industriellen  errichteten  Betriebskassen  fast  un- 
geändert  bestehen  und  be«ciiränkte  siih  im  wesentlichen  darauf, 
daa  Windestmafs  der  den  erkrankten  Versicherten  zu  gewährenden 
Leistungen  auch  hier  zu  fordern  und  auf  die  Ausscheidung  an- 
derer Zwecke  als  die  der  Krankenversorgung  aus  dem  Wirkungs- 
kreise dieser  Kasten  zu  dringen.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglich 
der  Krankenkassen  der  gewerblichen  Zwangsgenossenschaften, 
welche  sich  nach  rlen  Vorscliriften  der  Gewerbenovelle  vom 
Ih,  März  1H8^>  gebildet  hatten.  Die  Folge  der  weitgehenden 
Schonung  schon  bestehender  Fürsorgeanstalten  für  erkrankte  Ar- 
beiter ist  eine  auffallende  Verschiedenheit  in  der  Durch- 
führung der  Krankenversicherung,  insbesondere  auch 
eine  grofse  Ungleichheit  in  der  Belastung  der  Arbeit- 
geber bezüglich  ihrer  Beitrags-  und  ihrer  IlaftpHicht  je  nach 
den  einzelnen  Kassensystemen* 

Sollen  einem  Erwerbst^tande  kraft  Gesetzes  besondere  Pflichten 
und  eine  weitgehende  Verantwortlichkeit  flir  deren  gewissenliafte 
Erfüllung  anferlegt  werden,  so  ist  das  erste  Gebot,  volle  Klarheit 
über  Beginn,  Dauer,  Art  und  Umfang  solcher  Ver- 
pflichtungen zu  schaffen,  Diesei'  Grundsatz  gilt  in  hervor- 
ragendem Mafse  für  dte  obligatorische  Krankenversicherung,  durch 
welche  das  aus  den  heterogensten  Elementen  zusammengesetzte 
Unternehmertum  zur  werktliätigen  Jlitarbeit  an  einer  social- poli- 
tischen Staatsaufgabe  lierangezogen  wird.  Es  ist  gewila  von  In- 
teresse, zu  prüfen,  nicht  nur  welche  Lasten  den  Unternehmern 
durch  unsere  Kranken  versieh  er  ungs- Gesetzgebung  auferlegt  wurden, 
sondern  auch  ob  diese  Lasten  tUr  die  einzelnen  (iruppen  der 
Betriebsinhaber  gleich  oder  verschieden  bemessen  sind,  und  ob  die 
Normierung  der  Pflichten  und  Rechte  dea  Unternehmertums  mit 
der  nötigen  Klarheit  erfolgte. 

2,  JDie  Höhe  der  regelm  äfsigen  Beiträge  der  Aj*- 
beitgeber  zu  den   Kosten   der  Krankenversicherung  lAt   bei  Be- 
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zirka,  Betriebs-^  Bau-  und  OenossenschaftS' Krankenkassen  Je 
allgemeinen  die  gleiche :  die  Hälfte  der  Beitröge  aller  in  eiiiei] 
Unternehmen  beschäftigten  Arbeiter  oder  ein  Drittel  der  gesaml 
aus  jedem  Betnebe  an  iHe  Krankenkassen  wiederkehrend  ab 
ftlhrenden  Beträge.  Bei  den  Ivnappächattskaaaen  sind  die  Zu 
Schüsse  der  Unternelimer  und  ihrer  Bediensteten  zu  gleiche 
Teilen  bemessen.  Wjthrend  wir  es  in  all  diesen  Fällen  mit  g€ 
setzlidien  Z wangsleistungen  der  Dien«itgeber  zu  thun  halben 
fehlen  solche  bei  den  Vereinskrankenkassen.  Trotzdem  werded 
diese  als  Mittel  zur  ErftUlung  der  Versicherungsptlicht  den  an- 
deren Krankenkassen  gesetzlich  gleicligestellt  (§  11  des  Kr.Vers.-J 
Ges.).  Bei  den  V'ercinskassen  hängt  die  Beantwortung  der  Frage 
ob  und  welche  Zuschüsse  der  Arbeitgeber  zu  zahlen  hat,  voi 
veränderlichen  Satzungsbestimmungen  und  von  der  freien  Verein 
baraog  ab.  Es  ist  zweifellos^  dni-i  bierdurch  diesen  KaBseo  il 
ihrer  Ki^nkurrenz  mit  deo  anderen  Versicherungsanstalten,  ina 
bc4>oiidere  auch  den  Bezirkskassen »  zum  Nachteil  der  bei  ilinc 
versicherten  Arbeiter  ein  erhebliches  Übergewicht  verliehen  is| 
Denn  that8<nchlicli  üben  ja  die  Unternehmer  das  Recht  der^ 

unter    mehreren  Kassen   aus,    und  wird  bei  der  G eilend roac  

desselben  die  Höhe  der  tJnternelimerbciträge  besonders  ins  Gc 
wicht  fallen.  —  Nach  dem  reichsdeutschen  Versicherungsrecht 
haben  die  Vereins- ( Ililfs- )  Kassen  dieselbe  *Sonderstellung. 

Die  Bemessung   der  Kassen  beitrage    geschieht  bei    uns  nacl 
deutschem  MiLster  in  Prozenten  des  im  Kassensprengel  ^übliche 
Taglohnes ""♦     8ie  sind  bei  uns  entsprechend   dem  grölsereo  Aus 
mafse    der  Untere  tu  tzungsleistnngen   der   Kassen    merklich    h5h€ 
ala  in  Deutschland  und  betragen  in  der  Kegel  i)^  q  des  Lobn€s| 
dort  sind  es  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  1  *  s  °/o ,   nur 
nahmsweise  2*^o,  wozu  Genehmigung  der  höheren  Verwaltung 
behörde  gefordert  wird.    Das  deutsche  Gesetz  gestattet  aufserdc 
noch  die  Einhebung  von  Eintrittsgeldern  auch  von  den  ven&iclie 
rungs Pflichtigen   Kassenmitgliertern    und   von  Zusatzbeiträge 
für  die  Versicherung  der  Familienangehöngen  der  Arbeiter.  Oster<j 
reich  kennt  leider  die  Ausdehnung  der  Gesetzes  wohl  that 
Famihe  des  Arbeiters  in  dieser  Form  nicht    Eintrittsgelder 
dürfen    bei   uns  nur  bei  frei  will  iger^    nie  bei  obhgatorischer  Vi 
Sicherung  gefordert  werden,  gewifs  ein  Vorzug  unseres  Ge 
da  das  Eintrittsgeld  von  der  Arbeiterschaft  als  eine  unangeoebmj 
und  unmotivierte  Belästigung  empfunden  werden  mul's  und  ge 
jenen  wirtschat^Hch  schwächsten  Teil  derselben  trifft,  der  tnfol^ 
wiederholten  Arbeitsmangels  die  Versicherung  am  Öftesten  unter 
brechen^  bezw,  die  Kasse  am  Öftesten  wechseln  mufs.    An  die 
ThatSHche  ändert  auch  die  einschränkende  Bestimmung  des  fj  2A 
des   deutschen  Gesetzes   nicht   viel,    wonach  ein  neuerliches  Ein*^ 
trittsgeld  dann  nicht  gefordert  werden  soll,    wenn  zwischen  dem 
Austritte   aus  einer  Ka?ise  und  dem  Eintritte  in  eine  andere  nur 
ein  Zeitraum  von  l'o  Wochen  odei'  weniger  Hegt     Bei  dem  Um- 
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Stande,  ak  die  Arbeitslöhne  im  Deutsehen  Reiche  durchschnittlich 
merkbar  höher  sind  ab  bei  uns  und  unsere  wirtschaftlichen  Ver- 
faältnisse  auch  nicht  entfernt  einen  Vergleich  nait  denen  drüben 
ftuahalten,  rauls  e&  doch  wunder  nehmen,  dafö  wir  unaern  Ar- 
beitern und  Unternehmern  höhere  Beitrüge  vorschreiben,  und 
erateren  höhere  Kranken<f eider  zusichern  I  mindestens  fi()  ^1  o  statt  51! )j 
ja  auch  die  Mindestdauer  der  Uoteratülzungaptlicht  weiter  erstrecken 
(20  statt  nur  13  Wochen),  als  es  drUben  geschieht.  Dabei  ist 
allerduigs  in  Betracht  zu  ziehen,  dafs  wir  noch  keine  Invaliden- 
und  Altersversicherung  der  Ai'beiter  haben.  Schon  bei  der  Be- 
lÄtung  unseres  Kranken  Versicherungsgesetzes  im  Abgeordneten- 
bauae  wurde  auf  die  notwendige  Ausgestaltung  unserer  siocial- 
palitiachen  Einrichtungen  in  diesem  Sinne  hingewiesen;  ich 
möchte  aber  bezweifeln  ^  dafs  unser  Unternehmertum  und  unsere 
Arbeiterschaft  wenigstens  in  der  niichsten  Zeit  eine  weitere  Be- 
lastung durch  Beiträge  zu  neuen  Yersicherungsinstituten  ertragen 
könnten,  zumal  ja  auch  die  Forderungen  der  Unfallversicherung 
in  Rechnung  kommen,  f^  fragt  sich  dalier»  ob  Beitragshöhe  und 
ünterstützungsausmafs  in  ( Isterreich  im  Hinblick  auf  die  Weiter- 
entwicklung der  Arbeiterftirsorge  uaucli  Witwen-  und  Waisen- 
Versicherung !)  nicht  etwas  zu  reichlich  bemessen  würzten* 

Der  Beginn  der  Beitrags pf lieh  t  des  einzelnen  Arbeit- 
gebers fkllt  mit  dem  Beginn  der  ilitgliedscliaft  seiner  Bediensteten 
bei  der  Krankenkasse  zusammen.  In  welchem  Zeitpunkte  beides 
eintritt;  ist  in  unserem  Krankenversicherungsgesetz,  welches  in 
•einen  §§  1;*  und  4ii  von  dem  ^Eintritt  in  die  Beschiiftigung" 
ipriehtf  nicht  mit  der  wünschenswerten  Klarheit  ausgedruckt.  Es 
bat  sich  in  der  Praxis  die  Frage  ergeben,  ob  mit  obigem, 
wenig  glückhchen  Ausdrucke,  welcher  augenscheinlich  aus  dem 
deutschen  Gesetze  (j:?  19)  übernommen  wurde,  der  Abschlufs  des 
Lohn-  oder  Dienstvertra^ee,  oder  der  Zeitpunkt,  in  welchem  der 
Bedienstete  seine  Thatigkeit  verlrdg^miifsig  beginnen  soll,  oder 
in  welchem  er  sie  wirklich  begonnen  hat,  gemeint  ist.  Bei 
Dienstverhältnissen,  welche  dem  Arbeiter  die  Wohnung  im  Hauaa 
des  Dienstgebers  gewähren,  wie  namentlich  im  Gast-  und  Bäcker- 
gewerbe, kommt  bei  der  Interpretation  auch  noch  jener  Zeitpunkt 
in  Frage,  wo  der  Bedienstete  in  die  Hausgemeinschaft  seines 
Brotherrn  fiberaiedelt.  Die  Feststellung  des  gesetzgeberischen 
Willens  in  diesem  Punkte  ist  nach  mehrfacher  Blchtung  hin  von 
Bedeutung:  hinsichtlich  der  Bemessung  der  Kassenbeitrttge,  hin- 
sichtlich der  etwaigen  strafbaren  \*ersäumnis  des  Untemehmere, 
der  PtUcht  zum  Krankenkostenei^atz .  und  bezüglich  der  Unter- 
•liitEungsansprüche  des  Arbeiters,  Einige  Beispiele  mögen  zur 
Veranschaulichung  der  verschiedenen  Fälle  dienen.  a)  Der 
Bäckermeister  A  schliefst  mit  deui  arbeitslosen  Gehilfen  ß  am 
24.  Jänner  einen  Lohnvertrag  ab,  wonach  letzterer  am  1,  Fe- 
bruar seinen  Dienst  bei  ihm  antreten  soll;  am  2n.  Jänner  jedoch 
erkrankt  B  und  wird  in  ein  Spital  gebracht^  welch  letzteres  von 


60 


XIX 


der  Bezirk  skraokenkasse,   in    deren   Sprengel   sich   die   Bdckereil 
des  A  befindet,  unter  Hinweis  auf  das  eingegangene  Lohnverliält* 
nis  den  Ersatz  von  \'erpflegungskosten  beansprucht*  —   b»    Def-j 
Messerschmied  C  hat  den  l)  als  Gehilfen  aufgenommen.     Als  D] 
am  vereinbarten  Tage  in  die  Werkstatt  k«>mnit,   um  die  Arbeit | 
aufzunehmen,  schickt  der  Meister  ihn  wieder  fort^  weil  er  ihm  zii| 
schwächlich  für  die  zu  leistende  Arbeit  dünkt,    D,  welcher  gegec 
C  klagt,  erkmnkt  am  zweiten  Tage  darauf  und  kommt  ins  SpitaLl 
Diesem    weigert    die    Genossenöchaftskrankenkasse    der    Messer«*] 
sehmiede   den    Ersatz    der  \'erpfleg8kosten ,    obwohl    sie  alle  ihrej 
erkrankten  Gehilfen  vertrag^raäsfig  in  dem  betreffenden  Kranken- 
hause  behandeln  klst»  mit  der  Motivierung,    dafa  der  Gehilfe  Dl 
noch    nicht    in    die    Heacljilftigung   beim    Messerschmied    C  ein- 
getreten^   noch  nicht  Angehöriger  der  Genossenschaft  und   dahe 
auch   noch   nicht  versicherungsptiichtig  geworden  sei.  —  c\  Der! 
Gastwirt    M    hat    sieh    eine    Kellnerin    gedungen  ^    welche    ainf 
1.  Februar   ihre  Tliatigkeit   im  Geschäfte  dea  ^I    beginnen   aol 
Sie  langt  der  Verabredung  gemäfs  am  rJl.  J**inner  im  Hause  d^l 
M  an,    bezieht   ihre  Schlaf kammer,    wird   aber  am  Morgen    defti 
nächsten  Tages,   als   sie   aufstehen   will»    von  Herzkrämpfen    be-1 
fallen,  welche  eine  längen^  Arbeitsunfähigkeit  und  Spitalsbehand* 
luBg  zur  Folge  haben,     M  meldete  die  Kellnerin  erst  am  18,  Fe* 
bruar,  nach  deren  Herstellung  und  nacli  Autnahme  des  Dienstes,  bei] 
der  Bt^zirk?>ki'ankenkasse  an ;  letztere  verlangt  die  Beati-afung  de 
Gastwirts  wegen  verspäteter  Anmeldung  seiner  M^igd  und  forde 
von   ihm    den  K  ranken  kos  tenersatz   nach  fi  32   des  Kranken  vcr*] 
sicherungsgcsetzes.  —  Die  Entscheidungen,  die  in  derartigen  Fällen  J 
erflo&seii,  fafsten  bald  die  jurii^tisehe  Seite  des  Dienst verhältnia 
ins  Auge,    bald    bezeichneten   sie   den  Beginn    des  thatsächlicheal 
Abhängigkeitsverhiiltnisses    des   Arbeitnehmers    zu    seinem    Brot- 
herrn als  das  ausschlaggebende  jMoment,    bald  glaubte  man  den  1 
^Eintritt  in  die  Beschäftigung'"   nur  in  dem  thatsächlichen  Beginn  i 
der  Arbeit  sehen  zu  können.     Zunächst,   glaube  ich,   kann  man  1 
den   Zeitpunkt    des    blofsen  Vertragsabschlusses    als    mafsgebend 
in   unserer  Frage   nicht  ansehen.     Zwischen  ihm  und  der  wirk*  I 
liehen  Verwendung   im  Betriebe   des  Unternehmers  liegt   oft  ein 
mehr  oder    minder  grofser  Zeitraum;   währenddessen   steht   der! 
Arbeiter  sehr  oft  noch  in  einem  anderen  Dienstverhftltnist  welches ' 
ihm    ohnedies    die    Untersttitzungen    der    Krankenkasse    für    den 
Ki'ankheitsfall   sichert.     Auch    wäre  der  neue  Dierustgeber  kaum 
in  der  L^ige,    während  dieser  Zeit  vom  .'Vrbeiter  die  von  diesem 
zu   leistenden  Beiträge  einzuheben,   um   sie   mit  den  Zuscblissen 
aus  der  eigenen  Tasche  an  die  Kas.se  abzuführen.     Endlich  läfst 
sich  ja  die  wirtschaftliche  und  sociale  Begrtindung  dei*  Inanspruch- 
nahme des  Arbeitgebers  ftir   die  Durchnihrung  der  Krankenver- 
sicherung   nur    in    der    thatsächlichen    Ausntitzung    der    fremden 
Arbeitskraft  tinden,    wlihrend  die  Versicherungsbedlirfiigkeit  des 
Arbeiters  allein   diese  Begründung  nicht  geben  kann,    zumal  Ja 
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«in  grofaer,  gewifs  sehr  versicherungsbedtlrftiger  Teil  der  Arbeiter- 
icbaft  gar  Diclit  unter  die  ( leltiiDg  unseres  Gesetzes  eiobezo^^en  ist 

Schwieriger  sind  schon  die  Fülle  b  und  c  za  entscheiden; 
Kegt  hier  bereits  ein  „Eintreten  in  die  Beschäftigung'*  vor  oder 
nicht?  Dieser  Auadroek  erscheint  sthon  sprachlich  nicht  gerecht* 
fertigt:  man  tritt  nicht  in  eine  Beschäftigung,  sondern  man 
beginnt  dieselbe.  Der  sonderbare  Sprachgebrauch  legt  die  Ver- 
mutung nahe,  dafs  hier  unter  ^Beschäftigung"  nicht  ledighch 
eine  bestimmte  Bethätiguog  der  Knlfte,  sondern  im  weiteren 
Siiiiie  jener  Kreis  von  Verhiütnissen  und  Beziehungen  gemeint 
•ei,  welcher  den  Bediensteten  infolge  seiner  Anstellung  umgiebt. 
Auch  die  Billigkeit  drängt  nach  tiem  Standpunkte,  den  Arbeiter 
von  dem  Augenblicke  an  der  Vei-sicherung  teiliiaft  werden  zu 
lassen,  in  welchem  er  sich  vertragsmäfsig  und  arbeitswillig  dem 
Unternehmer  zur  Verfügung  stellt,  sich  in  die  neue  Umgebung 
l>egiebt,  auch  wenn  er  durch  ein  unverschuldete.^  Hindernis,  vieh 
leicht  sogar  durch  die  rechtswi<Iri:;e  Weigerung  des  Dienstgebers 
an  der  Aufnahme  der  Arbeit  gehindert  werden  sollte.  Und 
doch  läfst  sich  auch  dieser  Standpunkt  aus  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  nicht  rechtfertigen.  Das  ergiebt  sich,  wenn  man 
die  §§  1  Abs.  2  und  :U  heranzieht.  Die  erstere  Gesetzesstelle 
macht  die  Veraicherung8|5llirht  der  Arbeiter  davon  abbiingig, 
dafa  sie  in  gewissen  Unternehmungen  „beschäftigt  sind'*,  die 
letztere  verpflichtet  die  Arheitgeber  zur  Anmeldung  der  bei 
ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  bei  der 
Krankenkjissc  spätestens  am  dritten  Tage  „nach  Beginn  der 
Beschäftigung"*.  Der  Zusammenhalt  dieser  (tesetzesstellen  mit 
den  §§  \'dy  ^f'^t  und  -b*  zwingt  zur  strengen  Auslegung  des  Wortes 
^Beschäftigung" ;  nicht  minder  der  Umstand,  dal's  diese  Bezeich- 
nung die  Grundlage  für  weitgehende  positive  Pflichten  der  Arbeit- 
geber und  der  K ranken kassen^  sowie  filr  eine  nicht  geringe  Ver- 
antwortlichkeit der  ersteren  abriebt  Eine  klarere  iVusdrucks- 
dea  Gesetzes  bezut^lieh  dieses  Punktes  erscheint  jinlenfalls 
^wtlnschens wert ,  wobei  zu  erwägen  wäre,  ob  nicht  jene  Arbeit- 
geber^  welche  den  aufgenommenen  Arbeitern  vertragswidrig  den 
Beginn  der  Arbeit  weigern ,  der  VersicherungspHicht  vorliiulig 
unterzogen  werden  sollen.  — 

Die  Pflicht  der  Arbeitgeber  zur  Beitragsleistung  an  die 
Krankenkasse  dauert  laut  <i  S'-i  unseres  Gesetzes  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  in  weichein  nach  Aufhören  der  Beschäftigung  des 
Arbeiters  dessen  „vorschriftsmäfsige'*  Abmeldung  (§  ^M)  erfolgt 
ist  Die  letztere  hat  spätestens  am  3,  Tage  „nach  Beendigung 
des  Arbeitsverhältnisses"  zu  geschehen.  Auch  hier  erscheint  es 
wieder  zweifelhaft,  ob  mit  dem  Ausdrucke  „Arbeits Verhältnis^ 
dessen  junstisrhe  Seite,  also  der  Dienstvertrag ♦  oder  die  wirk- 
Kche  Bethfitigung  de^  Vertragsinhalts  gemeint  sei.  Die  in  den 
§§  81  und  :{;»  gebrauclite  Redewendung  ^austreten"  bezw.  ,,aus- 
eiden  aus  der  Beschäftigung'',  welche  dem  Ausdruck  „Beeüdi- 
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gun^  des  Arbeitaverliältniasea"  ^^HfenafBen  gegen UliergesteUtl 
wird,  Lllst  mehr  auf  das  erstere,  der  Vergleich  mtt  §  H2  derj 
GewerbeordouDg,  wo  von  der  „bedungenen  Dauer  des  Arl>eitÄ* 
Verhältnisses"  gesprochen  wird,  mehr  auf  das  letztere  «chliefsen,  1 
Der  Gesetz^^eber  dachte  augenscheinlich  nur  an  jene  Fälle,  inj 
denen  die  Lösung  des  Dienst  Vertrages  mit  dem  Aufhören  der! 
Beschäftigung  zusanitnen fällt.  Dies  geschieht  aber  nicht  immer;! 
80  nicht  bei  zeitweiliger  Einstellung  des  Betriebes,  z.  B.  eineiJ 
Baues  wegen  schlechter  Witteruoi^,  so  auch  in  der  Regel  nichti 
bei  Erkrankung  des  Arbeiters.  In  letzterem  Falle  hat  nach  4?  77] 
der  Gewerbeordnung  die  14 talgige  Kündigungsfrist  zu  gelten,  «>*| 
fern  niclit  eine  andere  Vereinbarung  ausdrücklich  getroffen  wurde ;l 
zur  Entlassung  ohne  Kündigung  wegen  Krankheit  des  Arbeiter»! 
ist  man  im  Sinne  des  §  X2  lit.  g  desselben  Gesetzes  erst  nachj 
vierwöchentlicher  unvei'schuldeter  Arbeitsunföhigkeit  desselben  be»J 
rechtigt. 

Je  nach  der  Interpretation  obiger  (4 esetzcss teilen  entscheide 
sich    die  Frage  nach   der  Daner   der   Beitragspflicht   des  Arbeit-^ 
gebers.     Die   Praxis    ist    in   diesem    Punkte   keine  sichere. 
merkenswert    sind    nachfolgende  Ministerialentscheidnngen :    „AI 
Beschäftigung  vom  Standpunkte  des  Krankenversichei-ungsgeset 
mufs  jenes   Verhältnis  angesehen   werden,    kraft   dessen   di«l 
eine  Person,  der  Arl>eitgeber,  über  die  Arbeitskratit  der  anderen- f 
Person,    des   Arbeiters,   auf  Grund    übereinstimmender  WilleoM 
erklJlrung   für  sich   zu   verfügen   thatsMcblich   in   der    Lage   i»t*'*| 
In  dieser  Entscheidung  fehlt  zur  vollen  Klarstellung  ein  Wörtche 
vor   dem    Ausdruck    „Verh^lltnis"*,    nämlich    entweder    das  Wor 
„recbtlielie*'  oder  das  Wort  „faktische".  —  „Gegen  die  Abmeldung! 
eines  Arbeiters   bei  der    Bezirkskrankenkasse   im  Falle   der   Er 
krankung  (also  ancli   während  der  Dauer  der  Krankheit)    kanaj 
ein  Anstand  aus  dem  Krankenversicherungsgesetz  nicht  abgeleil 
werden ,   vielmehr   erscheint   nach  ?;  ^^  leg,  dt  der  Arbeitgel 
zur  Abmeldung  berechtigt,  wenn  die  thatsJiehliche  Beschäftigunffi 
des    Arbeiters    aufhört.      Es    ist   jedoch   selbstverständlich^    dataj 
durch    diese    Abmeldung    das    in    befreflF  der   Dauer,    re«p.    de 
Kündigung   der  Arbeit   zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Ar-1 
l)eitnelimer  bestehende  Vertr^averhältnis,  bexw.  die  in  Ermange- 
Inng   eines   solchen    Verhältnisses   zur   Anwendung   gelangendeaj 
B^timmungen  über  die  Auflösung  des  Arbeitsverhällnisaei  nie* 
berührt  werden,"  —  Dagegen:   „Bei  Arbeitern,  deren  V 
mit  der  Unternehmung  dauernder  Natur  und  von  vomh*  i  t 

eine  bestimmte  Zeit  nicht  beschränkt  ist,  bedeutet  die  einfaehaj 
Unterbrechung  der  Arbeit  am  Abend  oder  an  Regentagen  keinea» 
Wegs  eine  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  und  kann  aucli| 
nickt  die  Grundlage  ftLr  das  Aufhören  der  Versiehernngäpäichl 
bilden."  Die  Unsicherheit  der  gesetzlichen  Ausdruckswöse  läfsf 
die  Frage  offen »  ob  der  Arbeitgeber  auch  während  der  Krank« 
heit  seines  Bediensteten  zu  Kassenbeiträgen  herangezogen  werde 
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kann*  Da«  deutsche  Gesetz  negiert  in  klarer  Weise  (^  r4a)  die 
Ptlicbt  zur  Beitragsleiatung  während  der  Erwerbsunfähigkeit  des 
Arbeiters. 

Über  den  Charakter  der  Unternehmerbeiträge  ist 
ausdrücklich  im  Gesetze  niclits  gesa^;  es  ist  jedoch  nicht  daran 
lU  zweifeln,  dafa  wir  es  hier  mit  öfiFenthchen  Abgaben  zu  thun 
ben.  Denn  diese  Leistungen  sind  gesetzlich  erzwungene,  ihrer 
'Dauer  und  Höhe  nach  vom  Willen  des  VerptÜchteten  unabhängig, 
geben  keinerlei  Herechtigung  auf  ein  Äquivalent  und  finden  ihre 
rechtliche  Begründung  lediglich  in  der  8teuergewalt  des  Staates. 
Ihr  Zweck  ist  die  Durchführung  einer  modernen  Staatsaufgabe. 
Der  oberüle  Gerichtshof  hat  daher  in  einer  Entsclieidung  vom 
24,  Oktober  \>y\K\  ausgesprochen:  ^D\e  seitens  der  Bezirks- 
krankenkasse auf  Grund  des  Krankenversicherungs-Gesetees  den 
Arbeitgebern  vorgeschriebenen  Kassenbeitriige  sind  als  öffentliche 
Abgaben^  bezü^4ich  deren  liichtigkeit  und  Liquiditilt  den  Gerichten 
kein  Recht  zu  entscheiden  zusteht,  zu  betrachten,  und  da  dieselben 
ni  dem  Betriebe  selbst,  also  auch  an  allen  hierzu  gehörigen 
Maschinen  und  Vorrichtungen  haften,  rauf«  ihnen  das  geset»- 
"iche  Pfand'  und  Vorrangs  recht  vor  allen  anderen,  aus  privat* 
fechtliehen  Titeln  entstehenden  Forderungen  zuerkannt  werden,*' 
Das  Pfandprivileg,  welches  hier  mittelst  einer  Rechtsdeduktion  kon- 
statiert wird,  kann  aus  dem  Wortlaute  unseres  Krankenversiche* 
^Kjungsgesetzes  nicht  entnommen  werden.  Als  eine  andere  Folge  dieses 
^■Charakters  der  Unternehmer  beitrage  mufs  die  Bestimmung  des 
^^^B§  .58  Kr, Vers.  Ges.  angeselien  werden,  nach  welcher  rückständige 
^^^■Versicherungsbeiträge  im  Verwaltungswege  eingetrieben  werden 
r  können,  —  Ein  Finanz  Mi nisterialerlals  vom  2.  Januar  IBlK» 
I  spricht  demgemäfs  aus,  dafs  die  Eiubringnng  dieser  Beiträge 
gemäfg  der  Min isterial Verordnung  vom  :iM.  April  \<A  (R.G,  BL 
Kr.  IM»)  ^im  Geschäftskreise  der  politischen  Verwaltung  zu 
öffentlichen  Zwecken"  zu  geschehen  hat,  und  hierbei  jene 
EKekutionsmittel  anzuwenden  sind,  welche  sonst  für  die  Eintrei- 
bung der  Rückstände  an  direkten  Steuern  platsgreifen.  A uf 
diese  Betonung  de^  öffentlichen  Charakters  der  Beitrftge  mub 
weiter  unten  gelegentlich  der  Besprecliung  der  Vexjährungsfrage 
noch  verwiesen  werden. 

Eine  Befreiung  des  Arbeitgebers  von  der  Beitrag*^ 
pflicht,  z.  B.  zeitweilig  wegen  ilittellosigkeit,  kennt  unser  Geseta 
nicht,  wohl  aber  das  deutsche,  wo  solche  Fitlle  durch  statutarische 
Bestimmung  vorgesehen  werden  können  <§  51). 

3.  Wie  schon  eingangs  dargelegt  wurde,  Ufst  sich  die 
Durchführung  der  Zwangsversicberung  der  Arbeiter  kaum  ahne 
Inanspruchnahme  des  Betriebsunternebmers  als 
Durchführungs-  und  Kontrollorgan  denken.  Ihm  ob- 
liegt die  Aufgabe  zur  An-  und  Abmeldung  der  bei  ihm  be- 
«SensleleQ  versicherun^^sptiichtigeii  Per^soneo,  cur  Babebinig  ibr 
Arbetterbeiträge  mittelst  LohnahsOgeii  und  rar  Abfalar 
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an  die  Krankenkasse.  Diese  Funktionen  bringen  für  den  Unter- 
nehmer die  Notwendigkeit  eines  ständigen  Verkehrs  mit  d 
Kasse  und  hierdurch  eiue  nicht  i;erin^^e  Belastung  seiner  Arbeits- 
kraft oder  seines  Gekl  beuteis  mit  sich.  Bei  grofsen  Betriebea 
mit  vielen  Arbeitern  wird  unter  Umstünden  ein  eigener  Beamter 
für  die  Besorgung  aller  Versic  heran  getan  ^ele^L^enbeiten  notwendig 
sein;  der  kleine  Gewerbömann,  welcher  nicht  nur  als  Unter^ 
nehmer,  sondern  zugleich  als  erster  Arbeiter  in  seinem  Oeschfifte 
thätig  iflty  mul'8  die  wiederholten  Zeitveröilumnisse,  welche  ihm 
der  Verkehr  mit  der  Krankenkasse  auferlegt,  schwer  empfinden.  — 
Besonders  drückend  gestaltet  sich  die  An-  und  Abmeldepflichi 
bei  Betrieben  mit  grofsem  Arb eiter Wechsel ,  der  namentlich  bei 
Saisongeschäflen  und  ijei  Verwendung  von  ungelernten*  unstiin- 
digen  Arbeitern  (Taglöhnern)  stattfindet  Nehmen  wir  beispiel 
weise  an ,  dals  in  einem  Unteruehiuen  durchschnittlich  1»>  solciio 
Hilfskräfte  beschäftigt  werden,  welche  allwöchentlich  wechseln, 
so  ergiebt  dies  innerhalb  eines  Jahres  die  Zahl  von  über  l«)0(| 
An-  und  Abmeklun^en!  Dies  fUlirt  nicht  nur  zu  einer  über- 
mäfsigen  Behistung  der  Unternehmer,  sondern  hat  auch  eine  be- 
denkliche Küekwirkung  auf  die  Arbeiter  im  Gelbige;  denn  ein 
solcher  Arbeitgeber  wird  die  Zahl  und  Verwendung  ungelernter« 
unständiger  HiltBkrnfte  möglichst  einscbränken ,  wodurch  gerade 
der  ärmsten  Arbeiterklasse  Verdienstgelegenheiten  genommen 
werden.  Aus  solchen  Erwägungen  entstand  der  §  »37  Alje.  ä 
unseres  Gesetzes^  wonach  Erleichterungen  für  die  An-  und  Ab- 
meldepflicht  unständiger  Arbeiter  durch  Statu tenbestimnmngea 
der  Bezirkskran kenk aasen  gegeben  werden  sollen.  Inkonsequenter* 
weise  enthält  das  Musterstatut  für  diese  Kas:sen  keinerlei  Hin* 
deutung  auf  die  bezogene  Gesetzesstelle,  und  in  den  Satzungen 
der  einzelnen  Bezirkskassen  ist  nur  höchst  seJten  eine  diesbesüg- 
liche  Norm  zu  finden.  —  Die  Notwendigkeit,  hier  besondere  Be- 
stimmungen zu  treffen ,  wurde  auch  vom  Jklinisterium  anerkannt, 
w^elches  in  einer  Entai'heidung  vom  I\,  Februar  1^1*1  sagt:  ^Ea 
müssen  vielmehr,  insbesondere  I»ei  solchen  Betrieben,  in  welchen, 
die  Heranziehung  vorfibergehend  Beschäftigter  regelmäfsig  oder 
doch  häufig  vorkommt  {wie  z.  B.  bei  Eisenbahnen  zu  Schnee- 
flchaufelungen  u.  s.wj,  besondere  Bestimmungen  über  die  Versiche- 
rung dieser  Arheiterkategorie  getroffen  wertlen."*  —  Um  den 
Schwierigkeiten,  welche  sich  naturgemnfs  aus  dem  Verhältnisae 
solcher  Personen  zur  Ka^^se  in  beti'eff  der  An-  und  Abmeldung, 
Beitragsleistung  u.  s.  w.  ergeben,  nach  Möglichkeit  auiszuweichen, 
kann  bei  den  letzterwähnten  Betrieben  allenfalls  die  Einrichtung 
getroffen  w^erden,  dafs  die  im  Laufe  jedes  Monate*  oder  Quartals 
vorübergehend  Beschäftigten  am  Schlüsse  desst^ben  kollektiv 
lediglich  mit  ihrer  aus  den  Lohnlisten  sich  ergebenden  Anzahl 
und  der  an  sie  bezahlten  Lohnsumrae  bei  der  Krankenkasise  an 
gemeldet  werden  und  zugleich  an  dieaelbe  der  enttallende  OegamI' 
beitrag  abgeführt  wird. 
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Im  deutschen  Gesetz  ist  eine  praktische  Lösung  der  gescliil- 
derten  Schwierigkeiten  dadurch  angebahnt,  dals  tinständige  Ar- 
beiter nach  4;  1  dem  unbedingten  V ersieh erungszwange  gar  nicht 
unterliegen,  sondern  nur  durch  eigene  Satzungsbestimmungen  der 
Gemeinden  unter  die  Geltung  des  Gesetzes  einbezogen  werden 
künnen. 

Dem  genauen  Beobachter  des  Krankenveraicherungswesens 
kann  es  nicht  entgehen,  dale  die  Verteilung  der  geschilderten 
Lasten  auf  die  einzelnen  Gruppen  von  Betriebsunternehniern ,  je 
nachdem  bei  welcher  Art  von  Krankenkasse  sie  ihre  Leute  ver- 
«ichem  bezw.  versichern  miissen,  eine  sehr  ungleiche  ist.  Bei 
Betriebs- (Fabriks-)  und  Bau- Krankenkassen  wird  gesetzlich  keine 
An-  und  Abmeldung  gefordert,  weil  ja  die  Arbeiter  durch  ihren 
blofsen  Einti'itt  in  den  Betrieb  anspruchsberechtigte  Mitglieder  der 
Kasae  werden,  und  die  finanziellen  Nachteile^  welche  durch  Hinter- 
siehuDg  von  Kassen bcitr^i gen  ftlr  die  Kasse  eintreten  wurden,  infolge 
der  besonderen  Norschuts-  und  Zuschu Ispflicht  des  Unternehmer» 
doch  wieder  den  let-^teren  ti\^fen.  Im  Musteratatut  für  Betriebsk^issen 
ist  im  §  <*  im  Gegensätze  zum  Gesetze  (§  47),  wo  eine  Beziehung 
auf  §  :il  felilt,  ciie  An-  und  Abmeldung  mit  dreitägiger  Frist 
gefordert.  —  JJen  Vereinskaasen  giebt  ihre  \^ertragsfreiheit  einen 
weiten  Spielraum  zur  Gewährung  zweckmäisiger  Erleichterungen 
bei  der  An-  und  Abmeldung  der  Arbeiter.  Genielst  das  bei 
einer  solchen  Anst-dt  versicherte  Unternehraen  einigermafsen  Ver- 
trauen ,  so  geschehen  diese  Meldungen  lediglich  durch  die  nach- 
trägliche monatliche  Aui^tüllung  der  Beitrag.s-Zalüungiilisten ,  und 
die  Kasse  gewilhrt  auch  bei  Erkrankungen  von  Bediensteten, 
welche  in  der  Zwischenzeit  in  Arbeit  getreten  sind,  g^^o 
InterimsbeatÄtigung  des  Dienstherrn  die  satzungsmiüsigen  Unter- 
fitlitzuogen.  —  Bei  den  genosaenscimftlichen  Krankenkassen,  deren 
Verwaltung  eine  oft  mehr  als  primitive  ist^  und  bei  denen  der 
Einflufa  der  Gewerbeinhaber  und  die  oft  mangelhafte  Befähigung 
dur  die  Kassengenchüfte  nebenbei  führenden  Meister  oder  Gehilfen 
sehr  fühlbar  werden,  wird  der  Zwang  auf  Erfüllung  der  Melde- 

5 Hiebt  meist  sehr  lässig  ausgeübt,  so  dafs  sich  das  Ministerium 
es  Innern  schon  im  Jahre  1H1*1  veranlafst  sah,  mit  Verordnung 
vom  10.  Dezember,  die  unterstehenden  politischen  Behörden  z\i 
strenger  Aufsicfit  und  energischem  Einschreiten  aufzufordern»  So 
trifft  denn,  abgesehen  von  den  Bruderladen,  die  Last  der  Melde- 
pHicht  die  den  Bezirkskassen  zugehörigen  Unternehmer  weitau^s 
am  acliweraten,  und  das  sind  gerade  die  kleinen  Leute,  die  tlig- 
lich  den  schweren  Konkurrenzkampf  mit  Industrie  und  Grofe- 
betrieb  durchzufechten  haben  und  weitgehender  Schonung  von 
Seiten  des  St/mtes  be<liirfen.  Für  diese  gesetzliche  Erleichterungen 
zu  schaffen,  ist  eine  Forderung  der  Gereelitigkeit. 

Eine  Vertrauenasache  ist  die  gesetzliehe  Beauftragung  der 
Betrieb.sinliaber  mit  der  Einhebung  und  Abfuhr  der  Ar* 
bei  t  er  bei  träge.     Dies  kommt  im  deutschen  Gesetze  dariu^] 
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besondere  zum  Ausdruck«  dafs  f))r  die  Verletzung  oder  den  Mifs- 
brauch  dieses  Vertrauens  eine  ganze  Reihe,  nach  ihrer  Schwere 
abgestufter  Straffolgen  angedroht  ist:  Ausschluß  yom  aktiven 
und  passiven  Wahlrecht  fbr  die  Kassenvertretung  bei  Rückständig- 
keit von  Beiträgen  (§  38  Abs.  4);  die  Verhaltung  zur  jedesmaligen 
sofortigen  Abfulu'  der  Lohnabzüge  an  die  Kasse,  wenn  die 
Zahlungsunfkhigkeit  des  Unternehmen  festgestellt  wurde  (§  53 
Abs.  3);  die  ^nhebung  einer  Mahngebühr  im  Beitreibungsv^- 
fahren  (§  55  Abs.  3);  die  widerrufliche  Rücknahme  der  dem 
Arbeitgeber  gesetzlich  übertragenen  Funktionen  bei  Säumigkeit 
und  gleichzeitiger  Zahlun^nfähigkeit  desselben ;  in  diesem  Falle 
haben  die  Arbeiter  ihre  Beiträge  unmittelbar  bei  der  Kasse  ein- 
zuzahlen, und  ist  der  Arbei^ber  gesetzlich  verpflichtet ,  sein 
Personal  von  der  beschämenden  Verfbgung  schriülich  zu  ver- 
ständigen und  letztere  auch  in  der  Betri^wstätte  öffentlich  an- 
zuschlagen r§  52  a);  femer  die  Verhängung  von  Geldstrafen  bis 
zu  300  Mark  oder  entsprechender  Haft  bei  vorsätzlich  höheren 
Lohnabzügen,  als  es  das  Gesetz  vorschreibt  (§  82);  endlich  die 
Bestrafung  der  dolosen,  in  gewinnsüchtiger  oder  mit  Schadens- 
absicht vorgenommenen  rechtswidrigen  Verwendung  von  Arbeiter- 
beiträgen als  ein  besonderes  Delikt  mit  Gefkngnis,  eventuell  ku- 
muliert mit  einer  Geldbufse  bis  zu  3000  Mark  und  Verlust  der 
bürgerlichen  Elhrenrechte  (§  82  b). 

Das  österreichische  Gesetz  stdlt  im  §  68  nur  für  den  all- 
gemeinen Fall  eine  Strafbestimmung  auf  (Geldbufse  bis  zu  200  fl. 
oder  Arrest),  als  der  Arbeitgeber  seinen  Angestellten  bei  der 
Lohnzahlung  vorsätzlich  höhere  als  die  nach  den  Kassen- 
statuten  zulässigen  Beiträge  in  Anrechnung  bringen  sollte,  und 
verweist  bezüglich  schwerer  quaUfizierter  Vertrauensmifsbräuche 
auf  das  Straigesetzbuch.  Dies  erscheint  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  als  unser  Strafgesetz  schon  stark  veraltet  ist  und  es 
sich  in  den  voriiegenden  Fällen  doch  um  ganz  eigenartige  De- 
likte des  modernsten  Rechtslebens  handelt,  bei  deren  Subsumtion 
unter  eine  der  strafbaren  Handlungen  unseres  geltenden  Strafen- 
sjstems  denn  doch  so  manche  Zweifel  wach  werden^  gewifs 
nicht  zweckmäfsig. 

4.  Abgesehen  von  der  erörterten  Strafbarkeit  ob  unred- 
lichen Gebarens  legt  das  Krankenversicberungsgesetz  dem 
Arbeitgeber  aufserdem  noch  eine  schwere  Haftpflicht  für 
die  genaue  Verrichtung  der  ihm  gesetzlich  über- 
tragenen Vermittlungsthätigkeit  (Anmeldung,  Abmel- 
dung, Einhebung  und  Abfuhr  der  Arbeiterbeitrage)  auf  Es 
kommt  darin  die  grofse  Verantwortlichkeit  des  Unternehmertums 
zum  Ausdruck,  von  dessen  Gewissenhaftigkeit  das  Gelingen  oder 
Mifslingen  der  <ranzen  Versicherung  abh,^gt.  Als  gesetzliche 
Folgen  der  lässigen  Erfiillung  obiger  Pflicht  treten  ein:  der 
Zwang  zur  Nachzahlung  von  Versich^^n^rsbeiträgen  und  die 
Auferl^ung  von  Ordnungsstrafen    (Gdd   oä»  Arrest)  im  Falle 
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unterlassener  AnmelduDg,  die  Pflicht  zur  Zahlung  der  Arbeifer- 
beitrttge  aus  eigener  Tasche,  wenn  die  Lohnabzüge  nicht  recht- 
zeitig vorgenommen  wurden,  und  »um  Ersätze  de^  gesamten  Auf* 
wände«  der  Bezirk skraukenka^&e  für  einen  erkrankten  versiche- 
ningbpflichtigen ,  aber  vor  der  Erkrankung  nicht  angemeldeten 
Arbeiter. 

Die  Pflicht  zur  Nachzahlung  von  Versicherungs- 
beiträgen Air  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  angemeldete  Arbeiter 
ist  zwar  in  unserem  Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen, 
liifet  sich  aber  aus  dem  ^Vo^tlaule  des  §  33  im  Zusammenhalt 
mit  den  SS  13,  ZL  1  und  34  ableiten.  Die  erstbezogene  Gesetzes- 
stelle  lautet:  „Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  die  vollen  Bei- 
träge, welche  nach  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorsclirift  für 
die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen 
Personen  an  die  Kasse  zu  entrichten  sind,  zu  den  durch  das 
Statut  festgesetzten  Zahlungsterminen  einzuzahlen." —  S  13,  ZL  1 
bestimmt,  dafs  die  im  8pren^'el  einer  Bezirkskrankenkasse  be- 
schäftigten  versicherüngsptlicliiigen  Personen,  welche  nicht  bei 
einer  anderen,  gesetzlich  zulässigen  Krankenkasse  ausdrücklich 
versichert  erscheinen,  ipso  jure  durch  den  Einü-itt  in  die  Be- 
schÄftifTung,  ohne  Rücksicht  auf  erfolgte  oder  nicht  erfolgte  An* 
meidung  Mitglieder  der  Hezirkskasse  werden.  —  §  34  sagt, 
dal's  von  den  statutenmäfsigen  Beitrügen,  welche  ftir  die  im  vi  13 
ZI,  1  genannten  versicherungspHichtigen  Mitglieder  entfallen, 
zwei  Drittel  von  dem  iMitgliede  und  ein  Drittel  von  dessen  Arbeit- 
geber zu  bestreiten  sind. 

Einen  Kommentar  zum  Wortlaute  und  Zusammenhange 
obiger  Gesetzesstellen  hat  der  Verwaltungsgericlitshof  wiederholt 
in  seinen  Erkenntnissen  gci^eben;  so  z.  B.  in  einer  Entscheidung 
vom  18.  Dezember  ISHI  ZI.  4u74:  ^Die  auf  dem  Grundsate  der 
Gegenseitigkeit  beruhende  Arbeiter- Krankenversicherung  (§  12) 
ist  eine  Zwangsversicherung,  welche  im  Grunde  des  §  7l»  und  der 
Verordnung  des  k.  k.  Ministerium  des  Innern  vom  14.  Juni  ISSO 
(RGBL  Nr.  i>4)  ara  1,  August  18S9  b^onnen  hat,  und  deren  Wesen 
darin  gelegen  ist,  dafs  einerseits  jeder  zu  dieser  Zeit  bei  einem 
versicherungspflichtigen  Untemelimen  beschäftigte  Arbeiter,  bezw. 
in  der  Folge  jeder  derartige  Arbeiter  von  dem  Tage  an.  an  welchem 
er  in  die  beti-effende  Bei^cliäftigung  eintritt,  ohne  weiteres  Mit- 
glied der  Bezirkskrankenkasse  mit  allen  Rechten  und  \'erbindlich- 
keiten  eines  solchen  ist  (>J  13,  ZL  I,  Alin.  2K  und  dafs  anderseits 
infolgedessen  die  BcÄirkskrankenkasse  verpflichtet  erscheint,  jedem 
dieser  Mitglieder  im  Falle  einer  Erkrankung  oder  des  Todes  die 
statutenmäfsig  bestimm  ten  Kranken  Unterstützungen  und  Beerdi- 
gungskosten (>i  I»)  zu  leisten.  —  Allerdings  legt  der  §  31  dem 
Arbeitsgeber  die  VerpÖichtung  auf,  die  bei  ihm  beschäftigten  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  innerhalb  einer  gesetzlich  fixierten 
Frist  anzumelden;  allein  der  Beginn  der  Mitgliedschaft  tritt  bei 
den  versicherungspßicbtigen  Personen  ganz  unabhilngig  von  dieser 
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AnmelduDg  ein,  wie  sich  dies  schon  aus  den  bezogenen  Gesetses- 
stellen,  insbesondere  aber  ganz  zweifellos  aus  der  weiteren  An- 
ordnung des  Gesetzes  ergiebt,  dafs  der  Anmeldungstag  nur  bei 
nicht  versicherungspflichtigen  Personen  als  Beginn  der  Mitglied- 
schaft zu  gelten  hat  (§  13  ZI.  4  Abs.  2).  Nach  §  25  sind  die  Mittel 
zur  Bestreitung  der  von  der  Bezirkskrankenkasse  nach  Mafsgabe 
dieses  Gesetzes  zu  gewährenden  Leistungen  u.s.w.  durch  Beiträge 
aufisubringen.  Sobafd  die  Höhe  dieser  Beiträge  festgestellt  ist,  l^ 
ginnt  die  Verpflichtung  zu  deren  Zahlung,  und  werden  von  diesem 
Zeitpunkte  an  die  Bezirkskrankenkassenbeiträge  ftlr  die  beitrags- 
pflichtigen Personen  schuldige  Leistungen.  Aus  der  rechtlichen 
Natur  einer  schuldigen,  fälligen  Leistung  fol^  aber  an  sich  mit 
Notwendigkeit  die  Verpflichtung  zu  ihrer  ErfiilTung,  und  soll  unter 
gewissen  Voraussetzungen  diese  Konsequenz  nicht  eintreten,  so 
mufs  die  ausnahmsweise  Befreiung  von  der  Ableistung  ausdrück- 
lich statuiert  sein.  EÜne  solche  ausdrückliche  Befreiung  yon  der 
Entrichtung  der  Beiträge  f)ir  den  Fall  der  Nichtanmeldung  yon 
Mitgliedern    findet    sich    aber    im    Erankenversicherungsgesetze 

nicht E^   müssen   demnach  als  Beitragspflichtige  auch  die 

nichtangemeldeten  versicherungspflichtigen  Arbeiter  und  die  Arbeit- 
eeber von  nicht  angemeldeten  derlei  Personen  erkannt  werden. 
Zur  Einzahlung  der  auf  die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungs- 
pflichtigen Personen  entfallenden  Beiträge  an  die  Bezirkskranken- 
kassen zu  den  statutenmäfsig  festgesetzten  Zahlungsterminen  sind 
durch  §  33  die  Arbeitgeber  verhalten,  welchen  der  §  36  das 
entsprechende  Lohnabzugsrecht  einräumt.  Die  Bezirkskranken- 
kasse erscheint  hierdurch  berechtigt,  von  den  Arbeitgebern  die 
Einzahlung  der  vollen  Beiträge,  welche  auch  auf  die  bei  ihnen 
beschäftigten  nicht  angemeldeten  Mitglieder  entfallen,  anzufordern, 
bezw.  deren  Eintreibung  von  den  Arbeitgebern  im  Verwaltungs- 
wege zu  erlangen  (§  38).  Diese  Verbindlichkeit  der  Arbeitgeber 
zur  Einzahlung  (bezw.  Einhebung)  der  Versicherungsbeiträge  von 
den  bei  ihnen  beschäftigten  Personen  kann  selbstverständlich  da- 
durch nicht  aufgehoben  werden,  dafs  der  Arbeitgeber  der  ihm 
durch  das  Gesetz  auferlegten  Aumeldungspflicht  nicht  nach- 
kommt.** 

Für  welchen  Zeitraum  ist  nun  die  Kachzahlung  zu  be- 
rechnen? Nach  dem  Wortlaute  der  §§  33,  47,  ol  des  Kranken- 
versiiherungsgesetzes  und  des  ?i  31  des  Bruderladengesetzes  bei 
den  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und  Knappschaftskassen  zweifelsohne 
vom  Tilge  des  Arbeitsantrittes  bis  zur  nachträglichen  ordnungs- 
mäfsigen  Anmeldung  des  betreffenden  Arbeiters:  wenn  aber  eine 
solche  überhaupt  nicht  stattfand,  bis  zur  vorgeschriebenen  Ab- 
meldung desselben  —  Auf  Grund  solcher  Normen  kann  man 
in  der  Praxis  mangels  der  sp.^ter  zu  besprechenden  Verjährungs- 
ftisten  zu  ganz  horrenden  Ergebnissen  kommen,  wie  z.  B.:  Der 
Sohmiedemeister  H  Uefs  sich  am  18.  Januar  1891  eine  Fuhre 
Kohlen   i\ir  seinen  gewerblichen  Bedarf  kommen.XJ^Um  das  Ab- 
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laden  bei  der  einbrechendea  Dunkelheit  zu  beschleunigeD,  nimmt 
er  einen  Menschen  aui\  den  er  auf  der  Stralße  herumlungernd 
antrifft.  I  >ie  Arbeit  des  Auahelferö  dauerte  etwa  2  Stunden  und 
wurde  mit  TtO  Kreuzern  bezahlt.  An  eine  Anmeldung  dieser 
fiir  den  gewerblichen  Betrieb  des  H  allerdings,  wenn  auch  nur 
durch  wenige  Stunden  thntigen  Person  bei  der  Krankenkasse 
dachte  der  biedere  Schmiedemeister  gar  nicht,  weil  er  den 
Menschen  ja  nicht  als  seinen  Hilfsarbeiter  betrachtete.  Nach 
ij^  f  Jahren  kommt  die  Bezirkakrankenkiiöse  desselben  Orte« 
durch  Zufdl  in  Kenntnis  von  der  geschilderten  vorübergehenden 
Verwendung  des  HilfBarbeiters  und  verlangt  nun  von  dem  ahnungs* 
losen  Schmied  die  Nachzalilung  von  Beitrügen  durch  diese  oV  2  Jahro 
in  einer  ganz  beträchtlichen  Gesamtsumme.  Diese  Forderung 
liefse  sich  nach  dem  Worllaute  des  Gesetze«  rechtfertigen,  da 
letzteres  keinen  anderen  Abschlu La  der  Beitrags-  bezw.  Nacli* 
zablungsptiicht  kennt  als  die  Abmeldung,  —  Aber  selbst  die 
Leitungen  der  Be/irkska8sen  eoiptinden  das  UngeheueHiche 
solcher  KonÄcquenzen  und  berechnen  in  derartigen  Fällen  die 
Beitrttge  nur  bis  zum  Austritte  de«  Arbeiters  aus  der  Arbeit. 

Besonders  hart  erscheint  der  Zwang  zur  Nachzahlung  von 
Versicherungsbeitriigen  dort^  wo  die  Versicherungspd  icht  des 
Unternehmers  eine  zweitelhafte  war  und  erst  durch  ein  kunst- 
▼olles  Erkenntnis  des  V^erwaltungsgericljthotes  nachträglich  fest- 
gestellt wurde.  Kleine  Leute  können  hierdurch  an  den  Rand  des 
Wirtschaft  liehen  Verderbens  gebracht  werden.  Ein  konstitutives 
Erkenntnis  über  die  Verj^icherungspflicht  eines  Unternehmers  giebt 
es  ja  leider  nicht  nach  unserem  Gesetze, 

Anders  wie  bei  den  genannten  Kassen  steht  es  bei  den  nach 
der  Gewerbeordnung  zu  beurteilenden  G  e  h  i  1  f  e  i*  k  ra  n  k  e n  - 
kassen  der  Zwangs^enossenscliaften.  S  1-1  letzteren  Gesetzes 
kennt  nur  eine  Anmelde*,  nicht  aber  eine  Abiueldepflicht,  und 
das  für  diese  Kassen  ^^egebene  Normalstatut  enthält  keine  Be- 
stimmung,  aus  welcher  die  Beitragspflicht  bis  zur  Abmeldung  des 
Arbeiters  gefolgert  werden  könnte.  Bei  den  Betriebskassen 
ist  ein  solclier  Nachzahlungszwang  überhaupt  ausgeschlossen .  — 
Wir  stehen  also  auch  hier  wieder  vor  einer  nicht  gerechtfertijiten 
Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  Arbeitgeber.  Harte  Rechts- 
konsequenzen gleich  der  oben  besprochenen  wären  vennieden, 
wenn  sich  das  Gesetz  über  die  Nachzahlungspflicht^  ihre  X'oraus- 
setzungen  und  Grenzen  mit  wenigen  Worten  klar  auBsprechen 
würde. 

Zwei  weitere  nachteilige  Folgen  der  lässigen  Erfüllung  der 
Anmeldepflicht  treten  ftir  den  Arbeitgeber  durch  die  Verhflngang 
von  O  r  d  n  u  n  g  s  h  u  f  8  e  n  ( §  ^7 )  und  durch  dessen  Heranziehung 
zum  Ersätze  der  Kassen  aus  lagen  für  erkrankte  Ver- 
sicherungspflichtige ein.  Über  die  erstere  Rechtsfolge  lillst  sich 
nicht  viel  fragen.  Wir  haben  e«  hier  mit  der  Stra&anktion  einer 
von  der  politischen  Behörde  zu  ahndenden  Übertr^ung  zu  tliun, 
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deren  Thatbestand  in  dem  Eintritt  einer  TersicherangspflichtigeD 
Person  in  eine  der  im  §  1  des  Erankenversicheningsgesetaes 
angeführten  Unternehmungen  und  in  der  schuldhaften  Ver- 
säumnis der  ftlr  die  Anmeldung  bei  einer  Kasse  gesetzlich  nor- 
mierten Frist  durch  den  Betriebsinhaber  gegeben  ist.  Die  Pflicht- 
versäumnis des  §  (37  trägt  su  klar  den  Chiuraktor  der  „strafbaren 
Handlung^  oder  besser  der  „strafbaren  Unterlassung"^  an  sidi, 
als  dafs  man  hier  von  der  in  unserem  Gesetze  leider  ebenso- 
wenig wie  im  deutschen  (§  81)  ausdrücklich  geforderten  ^  aber 
doch  das  unerläftliche  Merkmal  jedes  Deliktes  bildenden  Voraus- 
setzung des  Verschuldens  (Fahrläsagkeit  oder  böser  Wille)  absehen 
könnte. 

Viel  schwieriger  lieg^  die  Sache  bezüglich  der  Rechtsfolge 
des  §  32.  Diese  GresetiKsstelle  lautet:  „Arbeitgeber,  welche 
ihrer  Anmeldungspflicht  nicht  graiügen,  sind,  unbeschadet  der 
im  §  67  beseidmeten  Strafißüligkeit,  verpflichtet,  der  Kasse  den 
gesamten  Aufwand  zu  erstatten,  welchen  dieselbe  auf  Grund 
gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  zur  Untemtützung  dner 
gar  nicht  oder  erst  nach  der  Erkrankung  angemddeten  Person 
gemacht  hat*^  Bevor  man  auf  eine  fIrörteruDg  der  rechtlichen 
Folgen  und  praktischen  Bedeutung  dieser  Norm  eingehen 
kann,  mufs  man  sich  über  den  juristischen  Charakter  der 
Ersatspflicht  klar  werden.  Auf  den  ersten  Blick  hat  man  den 
Eindruck,  als  handle  es  sich  hi^  um  einen  Schadeosersatz;  doch 
wenn  man  die  Sache  genauer  untersucht,  merict  man,  dab  es  ao 
dem  wichtigsten  Ejrfordemis  der  Schadensersatzpflicht,  dem  Schaden 
selbst  fehlt  Infolge  des  Rechtes  der  Kasse  zur  Nachforderung 
der  Mitgliederbeiträge  ist  diese  nämlich  fiir  den  Fall,  als  sie  einen 
nicht  angemeldeten  versicherungspflichtigen  Arbeiter  unterstützen 
mufs.  finanziell  in  derselben  Lage,  als  wenn  die  Anmeldung  recht- 
zdtig  erfolgt  wäre;  die  pflichtwidrige  Unterlassung  des  Arbeit- 
gebers hat  also  weder  Mehrausgaben  noch  Mindereinnahmen  noch 
sonst  ii^nd  eine  bei  pflichtgemäfsem  Verhalten  nicht  eintretende 
Belastung  der  Kasse  zur  Folge.  Mit  dem  Schadenso-satz  ist  es 
also  nichts.  Wie  verhält  es  sich  mit  dem  §  13o8  des  allg.  bürgert 
Gesetzbuches  in  diesem  Falle?  Dort  heifst  es:  .Wer  die  Schuld 
eines  andern  bezahlt,  tritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  und  ist 
befugt,  von  dem  Schuldner  den  Ersatz  der  bezahlten  Schuld  zu 
fordern.**  Um  den  Anspruch  der  Krankenkasse  gegen  den  säumigen 
Arbeitgeber  auf  Krankenkostenersatz  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  zu  begründen,  müfste  die  Kasse  durch  die  Unterstützung  eines 
nicht  angemeldeten  aber  erkrankten  Versicherungspflichtigen  eine 
Schuld  bezahlt  haben,  wdche  fiir  sie  überhaupt  nicht  oder  doch 
nicht  originär  entstanden  war,  sondern  zunächst  den  Arbeitgeber 
bdastete.  Auch  davon  kann  in  unserem  Falle  keine  Rede  sdn. 
Denn  zur  Unterstützung  seines  erkrankten  versich^imgspflichtigen 
Arbeiters  ist  der  Betiiebsinhaber  weder  nach  dem  Kranken - 
Versicherungsgesetze,  noch  nach  einem  anderen  Gesetze  verpflichtet 
Mucb    dann    nicht,    wenn   die  vorgesdiriebene    Anmeldung    bei 
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der  Kasae  unterblieb.  Das  Recht  auf  UnterstützuDg  gegen 
die  Krankenkasse  entateht  flir  den  Versicherungspttichtigen  viel- 
mehr originär  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschrift,  infolge  seiner 
Bethätiguüg  als  „Arbeiter  oder  Betriebsbeamter  in  einem  gewerbs- 
millsig  betriebenen  Unteröehmen'".  Auch  ein  Anspruch  deö 
Arztes,  des  Apothekers  oder  des  Krankenhauses  für  die  Behand- 
lung eines  versicherungspflichtigen  Arbeiters  gegen  den  situmigeü 
Betriebainhaber  läfst  sich  nicht  konstruieren ;  e^  wird  z.  B.  niemand 
einfallen,  diesen  Personen  und  A astalten  dann  ein  Forderunga- 
recht  gegen  einen  solchen  Arbeitgeber  zuzugestehen,  wenn  die 
ftlr  den  VerpHegten  zustiindige  Ktisse  vor  Bezahlung  obiger  Ver- 
pflegungskosten in  Konkurs  verfallen  sollte.  Aus  denselben  Er- 
wägungen läi'st  sich  der  in  Rede  stehende  Krankenkosteneraatz 
auch  nach  §  lu42  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
rechtlich  nicht  erklären;  .,Wer  ftir  einen  anderen  einen  Auf- 
wand macht,  den  dieser  nach  dem  Gesetze  selbst  hätte  machen 
müssen,  hat  da;^  Recht,  den  Ersatz  zu  fordern.'*  Es  giebt  keine 
gesetzliehe  Vorschrift,  welche  dem  Betriebainhaber  die  Verpflichtung 
auferlegte,  im  Falle  der  Erkrankung  eines  seiner  Arbeiter  ftlr 
diesen  einen  Aufwand  zu  machen.  —  Der  Kostenersatz  des  §  32 
des  Krankenversicherungsgesetzes  kann  endlich  auch  damit  nicht 
motiviert  werden,  dafs  der  Bezirkskrankenkasse  durch  diese 
fTesetzeastelle  eine  Einnahmequelle  erschlossen  werden  solle; 
denn  die  ausdrücklichen  Gebote  die»ea  Gesetzes  in  den  §S  '^1^ 
und  »iT  bezwecken  ja  gerade,  die  Ursachen  zu  solchen  Kosten- 
ersiitzen  möglichst  auszuscldiefsen.  Es  bleibt  also  wohl  kaum 
etwas  anderes  fibrig,  als  die  im  §  32  dekretierte  Kostenersatz- 
ptlicht  als  eine  Zwangsmarsregel  anzusehen,  welche  die  Arbeit- 
geber von  einer  Versau muug  ihrer  Anmeldepflicht  abschrecken 
»oiL  Dieser  Kotjtenersatz  ist  also  eine  8  traf  folge  ftir  die  Cber- 
ü^etung  des  >i  ol,  welclie  eventuell  neben  der  Ordnungsstrafe  des 
§  ^J7  einzutreten  hat.  Der  Gesetzgeber  wollte  dem  nachlässigen 
Betriebsinhaber  aufser  der  Ordnungsstrafe  noch  einen  Denk- 
zettel geben,  um  ihm  seine  Ptlichten  flir  die  Zukunft  besser  ein- 
suschMrfen  und  andere  vor  gleicher  Nachlllssi^keit  zu  warnen. 
Der  Strafcharakter  des  in  §  32  angeordneten  Kostenersatzes  be- 
dingt nun  logisch  den  Kach weis  des  Verschuldens  des  Arbeit- 
gebers. Es  mufs  also,  damit  im  einzelnen  Falle  die  Pflicht  zum 
Ersätze  der  Krankenkosten  an  die  Bezirkskrankenkasse  aus- 
gesprochen werden  kann,  zweifelsohne  vorher  die  StrafHllligkeit 
im  8inne  der  SS  -^1  ^^d  dl  konstatiert  werden.  Wenn  es  selbst 
bei  Anwendung  der  Vorsicht  eines  guten  Hausvaters  oder  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  nicht  in  der  Macht  des  Betriebsinhabera 
lag,  die  V'ersUumnis  der  vorgeachriebenen  Anmeldung  zu  ver- 
meiden, so  kann  die  Verwaltungsbehörde  unmöglich  nach  dem 
Willen  des  Gesetzgebers  handein,  wenn  sie  einem  solchen  Manne 
einen  Denkzettel  anhängt.  Ein  Beispiel!  Die  Fuhrknechte  einer 
Brauerei  sind  von  dieser  beauftragt,  das  in  einem  Teich  geschnittene 
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Eis  in  die  Keller  des  Brauhauses  zu  fUhren.  Um  mit  dem 
Aufladen  des  Eisea  schneller  fertig  zu  werden,  holt  der  EHihrmann 
zu  der  Arbeit  zwei  ihm  bekannte  Tagelöhner,  entlohnt  dieselben, 
nachdem  sie  einen  halben  Tag  gehoUen  haben,  und  verrechnet 
der  Brauerei  später  diesen  Lohnbetrag  als  Transportspesen.  Die 
Leitung  des  Unternehmens  erfährt  von  der  Verwendung  der  beiden 
Personen  nichts,  kann  sie  also  auch  nicht  bei  einer  Krankenkasse 
anmelden.  Bald  darauf  erkrankt  einer  dieser  Aushelfer,  giebt  im 
Krankenhause  an,  ftir  die  Brauerei  X  gearbeitet  zu  haben,  und 
es  wird  letztere  nun  von  der  die  Krankenkosten  deckenden 
Bezirkskasse  zum  Ersätze  herangezogen.  —  Der  Verwaltungs- 
gerichtshof wie  auch  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  haben 
sich  in  ihrer  Spruchpraxis  mdst  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dalä 
die  in  Rede  stehende  Kostenersatzpflicht  eine  straffällige  Ver- 
säumnis nicht  zur  Voraussetzung  habe.  So  z.  B.  das  Ministerium : 
„Der  nach  §32  der  Bezirkskrankenkasse  gegen  den  Unternehmer 
zustehende  Kegrefsanspruch  ist  von  dessen  Strafi^Uigkeit  unab- 
hängig und  besteht  auch  dann,  wenn  Straffälligkeit  nicht  vor- 
hat."  —  In  einer  anderen  Entscheidung  vindiziert  das  Ministerium 
der  Ersatzpflicht  geradezu  den  Schadenersatzcharakter.  Der 
Verwaltungsgerichtdiof  hilft  sich  mit  der  unklaren  B^riflb- 
bestimmung  einer  „Coercitiwerfllgung''  und  sagt  in  mehreren 
Entscheidungen:  Der  §  32  findet  „seine  vollständige  Erklärung 
dadurch,  dals  das  Gesetz  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  zur 
Ableistung  der  Beiträge  durch  Co^rcitiwerfögungen  sichern 
wollte". 

Infolge  dieser  unentschiedenen  Rechtsprechung  konnte  sieh 
die  Praxis  auch  nicht  entschliefsen,  die  weiteren  Folgen  aus  dem 
Strafcharakter  des  Kostenersatzes  zu  ziehen:  Der  Bezirkskasse 
ein  unbedingtes  Recht  auf  den  Kostenersatz  abzu- 
sprechen, bei  Verschulden  eines  Stellvertreters  (z.  B.  Pro- 
kuristen, Betriebsdirektors,  Filialenverwalters  u.  s.  w.)  des  Unter- 
nehmers nicht  den  Letzteren ,  sondern  den  Stellvertreter  zum 
Kostenersatze  zu  verurteilen  (vgl.  die  zweckmälsige  Bestimmung 
des  §  S'Ja  des  deutschen  Gesetzes),  und  endlieh  die  Mö>:lichkeit 
des  gnadenweisen  Erlasses  des  als  Strafe  verhängten  Ersatzes 
im  Principe  anzuerkennen.  Auch  im  Erbrechte  kann  die  Ent- 
scheidung über  den  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Gesetzes- 
steUe  von  Bedeutung  werden :  erUscht  die  noch  nicht  rechtskr&tti^ 
entschiedene  Ersatzptlicht  durch  den  während  des  Lautes  der 
Verhandlung  oder  während  des  Instanzenzuges  eingetretaien  Tod 
des  Betriebsinhabers  oder  nicht?  —  Eine  klare  und  bünd^ 
Antwort  des  Gesetzes  auf  alle  diese  Fragen  wiune  eine  Wohltfaat. 

Die  Ptlicht  zum  Krankenkostenersatze  trifft  den  Unternehmer 
nicht  nur  oft  sehr  hart,  sondern  zwei  Umstünde  bewirken  es» 
dafs  diese  Last  geradezu  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden  wird. 
Der  eine  Umstand  ist  der.  dafs  das  von  dem  zutälligen  Erkranken 
eines   nicht  angemeldeten  Venichenuigspdichtigen  bedingte  Ent- 


XIX  6. 


73 


stehen  dieser  Ver|»flichtimg,  ebenso  wie  die  Bemessung  der  Höhe 
des  Ersatzes  keinen  Zusammenhang  mit  der  Schwere  des  straf- 
baren Verhaltens  hat,  sondern  ledif^lich  von  der  Laune  des 
Zufalles  abhüngt.  Dieser  UoiBtand  allein  schon  UUnt  die 
Rechtsfolge  des  §  32  als  Strafmitiel  wenig  geeignet  erscheinen* 
Dazu  kommt  aber  noch  die  weitere  Thatbache,  dafs  diese  viel- 
besprochene Straffolge  ftir  jene  säumigen  Unternehmer,  welche 
mit  ihrer  Arbeiterschaft  einer  Betriebs-,  einer  Bau-,  einer  Ge- 
nossen Schaftskrankenkasse  oder  Bruderlade  zugehören,  gesetzlich 
nicht  eintreten  kann.  Für  die  beiden  ersteren  Kassenarten  ist 
dieebezüglich  der  Wortlaut  der  ;;§  4*3^  47  Abs.  1  und  57  mafs- 
gebend ,  nach  welchem  die  ipso  jure  -  Mitgliedschaft  angeordnet 
und  die  Anwendung  des  §  32  ausgeschlossen  wird;  die  Ver- 
sichern ngspHicht  der  Meister  bei  den  QenosäenschaftskasAeo  aber 
ist  nicht  durch  das  Krankenversicherungsgetietz  vom  3M*  März 
188H.  sondern  durch  die  $?§  121  und  folgende  der  Gewerbeonlnung 

g Tegel t,  und  letztere  kennt  die  besagte  Kostenersat^pflicht  nicht. 
ie  Erwerbung  der  Kassenmitgliedschaft  bei  den  Bruderladen 
durch  blofsen  Eintritt  in  die  versicherungsptlichtige  Beschäftigung 
ist  zwar  weder  im  X.  Hauptstücke  des  allgemeinen  Berggesetzes 
noch  in  dem  Bruderlad engesetz  ausdrücklich  ausgcsprociien,  wohl 
aber  werden  die  Bergleute  in  beiden  Gesetzen  verpflichtet,  ihrer 
Kranken  Versicherungspflicht  ausschliefslich  bei  den  Knappschaft»- 
kasBen  nachzukommen.  Eine  Pflicht  zum  Ersätze  von  Kranken- 
kodten  für  den  säumigen  Betriebsinliaber  kennen  die  beiden  l>e- 
EOgenen  Gesetze  nicht.  Oemgemäb  ist  es  wieder  die  grofse  Maase 
der  kleinen  Gewerbaleote,  welche  das  Hauptkontingent  Dir  die 
Bezirkskran kenkasaen  stellen,  denen  diese  schwere  Last  auferlegt 
ist  während  die  Indnstnellen,  die  Kaufleute  (Qremialkaasea),  die 
zu  Innungen  und  OenoMenschaflen  mit  eigenen  Krmnkenkawien 
stuammengeschloateiien  Gewerbetreibenden  von  dieser  Last  be- 
£peit  sind. 

Alle  diese  Erwigangeo  knn  de  lege  ftnoda  die  Frage 
nahe,  ob  g  32  des  Krankeoreraic^aiiiigigeieixeB  niebl  anfinibebai, 
oder  durdi  andere  Zwangsmittel  xn  uaUieii ,  oder  dnreh  ent- 
spredieDde  Znaalabeiliminitiigen  an  esner  gerecbtefen  Handhabmy 
taugUdi  gonaebl  werden  lUtaile.  SeUle  mu  nidit  jdart^  wo  mm 
das  Kranleni^iiiclieniMjgtMia  n  der  BeiMwoiK  ciageleht  Imt, 
fOo  der  nesm'ocimira  BcitxaiiDiiiii^  aoM 
fieesuMdiäganic  der  Durcbibhfuof  der 
I?  El  wurde  aidi  dami  die 
dafs  jeder,  der  eis  Gewerbe  bei  < 
werde,  aoeb  je 

bei  w^ekflsr  er  'Seioe  AMvtttBF  venscBeni  whiL  siiq,  ostlii  lewe  es^ 
MteteOeweibfsniaiMmig,  wie  daa  ja 
bebOrde,    den  Zwmaeßgmumium  hi  ^ 
lyewcrbPmumiei'  geaeBKlity   oer  ^mb  Üb 
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mitgeteilt  werde.    Erhöht  maa  dann  etwa  noch  den  Stratsats  det , 
§  (»7   von  in  Gulden   auf  200  Kronen,    ao  wären  dadurch   und 
durch  die  drohende  Nachzahlung  der  Kassenbeiträge  hinreichend 
Zwangi^mittel  g^en  säumige  Betriebsinhaber  geschaffen.     E» 
noch  darauf  hingewiesen,  dafa  ©in  Erlais  der  Prager  8tatthaltar«^ 
vom  2<).  Dezember  1891  ZL  ll*i411  die  amthche  Mitteilung  de 
Oewerbeanmeldungen  an  die  ßezirkäkrankenkassen  als  eulftaaij 
und   wirksame   Kontrollmareregel    erklärt   hat    —    Glaubt    ma 
aber  des  Zwaogsmittela  des  Krankenkostenersatzes  nicht  entrat 
zu  können ,  so  soll  man  aeine  Anwendun;^  im  einzelnen  Fall  slU 
Nebenstrafe  für  besonders  schwere  Fälle  der  Pflichtverletzung^  det 
politischen  Behörde  anheimstellen    und  seine  Wirksamkeit  gleich^ 
zeitig  auf  die  den  Betriebs-»  Bau-  oder  Gcnossi-nschaftskassen  zu-j 
gehörigen  Arbeitgeber  ausdehnen. 

Auch    das    deutsche   Gesetz    kennt    die    oben    erörfc 
Pflicht  des  Arbeitgebers  zum  Krankenkoateneraatze  für  erkrankte 
aber   vor  der  Erkrankung  nicht  angemeldete  Arbeiter.     Die 
zUgliche  Bestimmung   des    ji  an  ist  auch  hier  auf  einige  Kassen-^ 
arten   (Gemeinde-  und  Ortskrankenk:isse ^   beschränkt    und    gieb" 
zu  denselben  Bedenken   wie   im  österreichiBchen  Gesetze  Anlafa] 
nur   zwei  Vorzüge   hat    dit^   deutsche  Norm  vor  unserer  voraus j 
sie    ist    als  Straffolge    deutlich   chamkterisiert    (^Arbeilgelw 
welche  der  ihnen  obliegenden  Anmeld epflicht  vorsätzlich  odei 
fahrläesigerweiae  nicht  genügen**  u.  s.  w.)  und  spricht  aua*"' 
drücklich   aus,    dals  die  Pflicht  zur  Nachzahlung  von  Beiträgen 
von  dem  Eintreten  «iieser  Strnffolge  ganz  unabhängig  iat. 

Ein  besonderer  Fäll  der  Versicberuugsptlicht ,  welcher  im 
deutschen  Gesetze  erwähnt  iät,  blieb  in  unserem  Gesetze  un- 
berücksichtigt. Es  ist  diis  der  Fall,  dafa  ein  Arbeiter  gleich* 
zeitig  zu  zwei  oder  melireren  Arbeitgebern  im  LohnverhäUtniso^^l 
steht.  Das  kommt  nicht  etwa  nur  vereinzelt  vor.  Vielmehr^" 
findet  man  bei  gewissen  Industrien,  bei  denen  das  Sitzgesellentum 
(Heimarbeit)  und  die  Hausinti ustrie  Brauch  ist,  wie  z.  B,  in  der 
Textil-  und  Bekleidungöimlustrie»  Modistenarbeit,  dieses  Üop|jel* 
Verhältnis  ziemlich  liäutig.  Es  entsteht  für  uns  die  Fr« 
welchen  der  mehreren  Dienfitherren  eines  und  desselben  Arbeit 
die  Pflicht  zur  Vornahme  der  Versicherung,  wek-hen  die  VeranI 
wortung  für  die  vorschriftsmärsige  Durchführung  derselben  triÄ.^ 
Mufs  jeder  dieser  Arbeitgeber  die  Anmeldung  bei  der  Kranken* 
kasse  vornebraen,  rauf«  jeder  die  vollen  Beitnige  zahlen,  hat 
jeder  das  Lohnabzugsrecht ,  tritt  die  Pflicht  zur  Beitragsnach- 
Zahlung,  zum  Kostenersatze,  tritt  die  Straf^UUigkeit  für  einen  der 
mehreren  Dienstgeber  auch  dann  ein,  wenn  die  Versicherung 
von  einem  anderen  der^seJbenordnungsmäfsig  vorgenommen  wurde? 
Das  sind  Fragen,  welche  flir  die  beteiligten  Personen  gewili  voE 
hervorragendem  Intei^esse  sind,  welche  aber  unser  Gesetz  gar  nicht| 
das  deutsche  nur  teilweise  (§  *i2  Abs.  2)  beantwortet.    Dort  heilkl 

^Wenn    der  Versichertc   gleichzeitig  in  mehreren,   die  Ve 


piiei* 
rag«^ 
^tef^H 
ranl^H 
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sichorungBpflicht  begrilndeoden  ArbeitsverhältniBAen  steht,  eo  hafleD 
die  säindichen  Arbeitgeber  als  Geaamtächuldner  für  die  vollen 
Beiträge  und  EiDtrittsgelder,"  Aus  dem  Charakter  der  Gesamt- 
schuld  ergiebt  sich  hier,  dafs  alle  jene  Verpflichtungen,  welche 
das  Gesetz  dein  Arbeitgeber  auferlegt,  ntir  einmal,  d.  b.  von 
einem  der  mehreren  Arbeitgeber  erfüllt  zu  werden  brauchen,  und 
dafs  mit  der  einmaligen  Ert'üllung  aucli  die  Verbindlichkeit  der 
übrigen  erlischt  Wie  es  speciell  mit  der  Anmeldepflicht  steht 
und  wie  sich  das  rectitliche  V^erhaltnis  unter  den  Dienetgebern 
desselben  Arbeiters  gestaltet»  ist  auch  hier  nicht  gesa^»  Man 
mafs  sich  dither  bezüglich  der  Anmeldung  an  die  allgemeine 
Bestimmun;^:  des  S  ^-^  ^es  deutschen  Gesetzes  halten  und  sie  von 
allen  beteiligten  Unternehmern  verlangen.  Das  interne  rechtliche 
Verhältnis  unter  denselben  und  gegenüber  dem  Arbeiter  ist 
mangels  gesetzlicher  Norm  der  freien  Vertragsschlielsung  anheim- 
gegeben ;  nur  das  eine  scheint  sich  noch  aus  dem  Oesam  tschuld- 
Terhältnisse  zu  ergeben,  dal»  dem  Arbeiter  nur  von  einer  Seite 
KasBenbeitrttge  vom  Lohne  abgezogen  werden  dürfen.  —  In 
österreicli  begnügt  sich  die  Praxis  bei  solchen  Doppellohnverhält- 
Hissen  nieist  mit  der  Vornahme  der  Versicherung  durch  einen  der 
Dienstgeber.  Für  die  anderen  besteht  aher  immer  die  Gefahr, 
«ur  Verantwortung  gezo;,^en  zu  werden,  wenn  der  erstcre  das 
Lohn  Verhältnis  ohne  ihr  Wissen  aufhebt.  —  Eine  geeignete  gesetz- 
liche Lösung  liefae  sich  darin  finden,  dais  man  allen  Betriebs- 
inhabern ausdrücklich  die  Anmeldung  bei  der  Kasse  zur  Pflicht 
machte^   jedoch    nur  dem    der  Zeit   nach  ersten  unter  ihnen  die 

^Pflicht   zur  Beitragszahlung  auferlegte   und  das  Lohnabzugsrecht 
inräurate;  die  Krankenkassen  aber  müfsten  angewiesen  werden, 

*im  Falle  der  Abmeldung  dieses  Arbeitsverhältnisses  den  nächsten 
Arbeitgeber  zur  Beitragszahlung  aufzufordern. 

Tl.  Die  Zeit,  welche  die  Verhältnisse  der  Menschen  mächtig 
beeinfluföt,  spielt  auch  im  Rechtsleben  eine  wichtige  Rolle;  sie 
verleiht  urwüchsig  sich  entwickelnden  Zuständen  nachtrfiglich  den 
Titel  des  Rechta;  sie  entzieht  denselben  dort  wo  Befugnisse  nn- 
bethätigt  geblieben  und  in  die  durch  Weiterentwicklung  der 
Dinge  geschaffenen  neuen  Situationen  nicht  mehr  liineinpassen, 
Dieae  rechtschaffende  und  recht  vernichtende  Kraft  der  Zeit  wirkt 
in  den  verschiedenen  Zweigen  des  Rechtslebens  verschieden  rasch, 
je  nachdem  die  Verhältnisse,  welche  der  hetretiende  Recfitszweig 
regeln  soll,  ihrer  Natur  nach  mehr  beständig  oder  mehr  dem 
schDellen  Wechsel  unterworfen  sind.  Zu  letzteren  gehören  ohne 
Zweifel  die  modernen  Lohn-  und  Arbeitsverhllltnisse  im  Gebiete 
der  Produktion  und  des  Verkehrs.  Die  fortwährenden  Schwan- 
kungen von  Nachfrage  und  Angebot  auf  dem  Waren-  und 
Arbeitsmarkte  und  mancherlei  Vorgänge  im  Volks-  und  Staats- 
leben bewirken  ein  rastloses  Zu-  und  Abströmen,  Fluten  und 
Ebben  des  Arbeiterelementes,  Es  hiefse  die  Natur  der  Dinge 
völlig  verkennen^   wollte   man   in  die  rechtliche  Regelung  dieses 
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I^ebens    und  Treibens    einen    konaerrativen    Zug   hmeinbringetui 
Das  gilt  inibesondere  auch  hinsichtlich  der  verwaltungsrechtlichen 
Aufgaben,  die  dem  Staate  in  Bezug  auf  die  bezeichneten  Arbetta-^ 
Verhältnisse  erwachsen. 

Van    diesem    Standpunkte    aus    erkhirt    sich    das    lebendige] 
Bedlirfoia ,    welches   sich   auf  dem  Gebiete  der  A  rbeiterk  ranken - 
Tersicherung    nach    kurzen  VerjHhruugs-    und    Präkluöionsfristett  1 
geltend    macht,    so    hinsichtlich    der    fällig    gewordenen    Unter- 
stütz ungsansprti  che  erkrankter  Arbeiter,  so  bezüglich  der  fälligen I 
Beiträge  der  Arbeitgeber  und  ArbeitDehmer^  so  in  Ansehung  alk?i 
Zwangsmalsregtdn ,    welche  den  Verwaltungsbeamten  zur  Ourch- 
führting  der  Versicherung   an  die  Hand  gegeben  sind,  so  endhclal 
auch  in  Bezug  auf  die  Ansprüche  von  Ärzten,   Apothekern    unA| 
Krankenanatalten  gegen ikber  den  Krankenkassen* 

Wie   ist   diesem  Bedürfnisse   in   unserem  Gesetze  Rechnun^l 
getragen  ? 

Fassen    wir    zunächst   die   Unterstlitzungsansprlichi 
der  Arbeiter   ins  Auge.     Obwohl   die  Besprechung  aerselbeil] 
nicht  in  das  Kapitel  über  die  Lasten  und  Recnte  der  Arbeitgebei 
gehört,    80  sollen  dieselben  bezüglich  der  Verjährungsfrage  doch 
des  Zusammenhanges   wegen    hier   behandelt  werden.     Die  Zeit* 
grenzen    für    das    Entstehen     dieser    Unterstützungsansprüdie 
sind   sowohl    im    Österreichischen    wie   im  deutschen  Gesetze  aaa*} 
drücklieh    festgesetzt;    sie   ergeben    sich    teils  aus  der  Dauer  derl 
Mitgliedschaft   der  Arbeiter   bei  den  Krankenkassen    l§§  22,    1**}J 
Zh  1  u.  S,  0  Abs,  2,  47j  57  und  üu  des  österreichischen  Kranken«! 
versichern iigsgesetzes)»    teils    aus  der  Normierung   des   zeitliche!] 
Mindest-   und    Höchstmafses   der  Unterstützungen    <S§  **  Abs, 
1^  ZL  3)^  teils  aus  statutfirischen  Bestimmungen  der  Kassen.     D^ 
die   Itianspruchrinhme    der    ärztlichen    Hilfe    und    der  Hilfe    von 
Krankenanstalten  und  Apotheken  durch  das  Vorhandensein  eines  ^ 
Krankheitszustau  des  innerhalb  der  für  die  Entstehung  von  ünter- 
ßtützungsanspr lachen    gegebenen  zeitlichen  »Schranken  bedingt  ist»^ 
so    ist    hier    die  Festsetzung    einer  Verjährungsfrist    naturgemäf 
iiberflüBsig.     Anders  jedoch   verhtllt   es  sich  beztiglich  der  fiÜligl 
gewordenen,  aber  ntclit  beliobenen  Teilbeträge  des  ICrankengeldes. 
Es  lälöt  sich  wohl  denken,  dafs  ein  Arbeiter  es  verabsäumte,  seine 
diesbezüglichen  Ansprüche  während  der  Krankheit  in  ihrem  ^oUeii 
Cmfani;e  geltend  zu  machen  und  erst  später,  vielleicht  sogar  erst 
nach  mehreren  Jahren,  an  die  Kasse  mit  Nachforderungen  heran^^H 
tritt.     Da  unser  Kranken  Versicherungsgesetz  eine  besondere  Ver*^^ 
jährungszeit  bezüglich  solcher  Eorderungen  nicht  anordnet  bleibt 
nichts   anderes   als   die  Anwendung   des  S   1478  des  allgemeinen^^ 
bürgerlichen  Gesetzbuches  übrige  wonnch  eine  dreifsig^jährige  Frist^P 
zu  gelten    hat.    Dals  diese  für  unseren  Fall  ungeeignet  ist,  wird^^ 
jeder  einsehen,    der  sich  klar  macht,    welcher  Umsatz  bei  einer 
auch  nur  mittelgrorsen  Krankenkasse  stattfindet,  welchen  Schwierig- 
keiten die  naciiträgliche  Feststellung  solcher  Ansprüche  begegnet^] 
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und  wie  ja  der  social  politische  Zweck,  den  die  Gesetzgebung  Ijei 
Kreierun^  des  Unterstützungsreclites  iia  Auge  hatte,  weggefallen 
ist,  sobald  der  durch  die  einzelne  Erkrankung  des  Arbeiters 
hervorgerufene  Notstand  beseitigt  ist,  —  Das  deutsche  Gesetz 
ordnet  in  seinem  §  .jÖ  an,  dafs  die  UnterstlitzungsansprUche  der 
Arbeiter  in  zwei  Jahren  vom  Tage  ihrer  Entstellung  an  verjähren. 

Die  fälligen  Beiträge  der  Arbeitgeber  und 
-nehm er  %verden  nach  dem  Gesetze  in  ihrer  Gesamtheit  von 
den  Erateren  der  Krankenkasse  geschuldet,  jedoch  ist  ihnen  das 
Recht  eiogeriiumt  rS  :ifi),  zwei  Drittel  der  Ge^arat  bei  träge  bei 
jeder  regeTmiir;*igen  Lohn-  oder  (lehaltszahlung  mit  dem  Betrage 
den  Arbeitern  in  Abzog  zu  bringen,  welcher  auf  die  einzelne 
Lohn-  oder  GehaltspenVde  entfftllt  An  diese  Bestimmung  knüpft 
unser  Gesetz  eine  Präklusivfrist,  die  einzige,  die  es  bezi)  gl  ich  aller 
in  Rede  stehenden  Ltnätungen  und  Ansprüche  kennt:  „Stacht  der 
Arbeitgeber  von  dem  ihm  zustehenden  Abzugsrechte  bei  einer  Lohn- 
oder Gehaltszahlung  keinen  Gebrauch,  so  kann  er  bei  späteren 
Lohn-  und  Gehalls/.ahlun^^en  dieses  Recht  bezüglich  der  seinerzeit 
nicht  zurtiekgehaltenen  Quote  nur  insotern  ausüben,  als  seit  der  be- 
treffenden Lohn-  oder  Gelialtszahlung  nicht  mehr  als  ein  Monat  ver- 
flossen ist/  Wir  liaben  es  hier  zweifellos  mit  einer  Präklusions- 
und  nicht  mit  einer  Verjährungafrist  zu  thun,  da  eine  Hemmung  oder 
Unterbrechung  derselben  ausgeschlossen  ersdieint.  ~  Es  ist  keine 
Frage,  dafs  diese  besc.li renkende  Bestimmung  einem  vvichtigen  und 
berCicksichtigungswürdigen  Interesse  der  Arbeiterschaft  entspricht. 
Eine  ähnliche  Norm  lindet  sich  auch  im  deutsclien  Kranken* 
veraicherungsgesetze  ( si  r>:jj^  je  Joch  mit  einem  Zusätze,  welcher 
auch  den  Interessen  des  Dienstgebers  gerecht  zu  werden  sucht: 
„Sind  Abzüge  fiir  eine  Lohnzahlungsperiode  unterblieben,  so 
dürfen  sie  nur  noch  bei  der  Lohnzahlung  für  die  nächstfolgende 
Lohnzahlungsperiode  nachgeholt  werden  Hat  der  Arbeitgeber 
Beiträge  um  deswillen  naclizuz  ihlen ,  weil  die  Verpflichtung  zur 
Entricbtung  von  Beitragen  zwar  vom  Arbeitgeber  anerkannt,  von 
dem  Versicherten  ,  der  (teineindekranken Versicherung  oder  Orts- 
krankenkatise  aber  bestritten  wurde,  und  erst  durch  einen  Kechts- 
streit  (§  08)  hat  festgestellt  werden  mlissen*  oder  weil  die  im 
§  49a  vorgeschriebene  Anzeige  (einer  Hilfi^kasse  bei  der  Auf- 
eichtfibehörde  über  das  Ausscheiden  eines  Mitglied»^)  erst  nach 
Ablauf  der  im  Absatz  1  bezeiclmeten  Zeiträume  oder  gar  nicht 
erstattet  worden  ist,  so  findet  die  Wiedereinziehung  des  auf  den 
Versicherten  entfallen d»*n  Teiles  der  Beiträge  ohne  die  vorstehend 
aufgeführten  Beschränkungen  statt.'*  Das  österreichische  Gesetz 
hat  an  Stelle  dieser  Zusatzbestimmung  die  Monatsfrist  für  die 
nachträgliche  Vornahme  von  Lohnabzügen  wohl  in  der  Annahme 
festgesetzt,  dafs  etwaige  Rechtsstreitigkeiten  der  im  deutschen  Gesetze 
erwähnten  Art  innerhalb  eines  Monats  geschlichtet  sein  dürften. 

Leider  ist  beztiglich  der  fälhj^'en  Beiträge  des  Arbeitgebers 
in   unserem   Gesetze  keine  Verjährungs-   oder  Präklusivfrist  an- 


L. 


i 


78 


XJX 


gegeben,    ein  Mangel*    der  um  so  fühlbarer  ist,   al»  die  voll 
BeitragBpflicht    auch    im    Falle    unterbliebener   Anmeldung    ein« 
Versicherungspflichtigen  vom  ersten  Tage  der  Bcschüfligung  dea- 
BelbeD    an    erwiichst    und    erst    mit    der    vorgenommenen    Ab- 
meldung endet.     Nur  nach  dem  Bruderladengeeetz  findet  »ich 
die  zweckmftfsige  Bestimmung  im  S  4\  Abs.  2,  dafs  die  Beitrag»- 
pflicbt   bezüglich   nicht  angemeldeter  Arbeiter   mit  deren  Dienst- 
austritt endet.     Man    muls   in  Betracht  ziehen,    dals  das  Unte^H 
bleiben  der  Anmeldung  durchaus  nicht  immer  auf  bösen  WiUeij^P 
sondern   oft  auf  ein  Versehen   zurückzuführen   ist,    dessen  Vor- 
kommen sich  selbst  bei  Musterbetrieben   kaum  ausschliefsen  läfst. 
Hier  die  :iujiihrige  Verjährungsfrist  des  §  1478  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  walten  zu  lassen,  wie  es  das  Ministeriau^^ 
und   der  Verwaltungsgerichtshof  thun,   führt  zu  ganz  horrende^H 
Ergebnissen,  welche  weder  im  Zwecke  der  gesetzlichen  Kranken^" 
Versicherung  gelegen  sinrl,  noch  für  den  Arbeiter  irgend  ein  Inter- 
esse   haben.      Von    solchem    Standpunkte    aus    kommt    man    zu 
Konsequenzen,  wonach  man  einem  Unternehmer  fiir  eine  Arbeits- 
kraft, die  ihm  nur  wenige  Stunden  ausgeholfen  hat,  vielleicht  so- 
gar ohne  dessen    Wissen    in    seinem  Interesse   thatig   war»    eine 
Nuchtragszahlung  von  mehreren  himdert  Kronen  auferlegen  muls. 
Vermehrt  werden  diese  Hedenken  noch  durch  den  Umstand,  dafs 
infolge    der    unklaren    He.stiiiimungen    des    §    1     des    Kranken* 
versicherun^^sgesetzes     die     Versicherungsptbcht     der     fraglichen 
Hilfskraft    für    den    schlichten   Verstand    des    gemeinen    Planne» 
schwer    erkennbar    sein     konnte.      Von     dem    richtigen    Gef\ihl 
geleitet,    dafs    man    durch    eine  solche  Praxis  einzelne  Gewi*rbe- 
treibende  geradezu  zu  Grunde  richtet,  und  dafs  ein  solcher  Erfolg 
vom  Gesetzgeber  unmöglich    bealjsichtigt   sein  kann,   versuchten 
die  unteren  Instanzen   wiederholt,    den    §  14H0   des  allgemeinen 
bürgerlichen    Gesetzbuches   auf  riickstiindige  Kassenbeilräge   an- 
zuwenden: ^Forderungen  von  rückständigen  jährlichen  Abgaben, 
Zinsen,   Renten    oder  üienstleifitungen  erlöschen  in  drei  Jahren/ 
Zieht  man  in  Betracht ,  dafs  es  sich  in  unserem  Falle  nicht  ein- 
mal um  jährliche,  (sondern  sogar  um  wöchentliche  oder  höchstens 
monatliche    Abgaben    handelt,    deren    Begründung    zwar    in    der 
Steuergewalt  des  Staates  «u  suchen  ist,  deren  Ertrag  aber  nicht 
dem   Staate,    sondern   anderen   Privatpersonen   z\x   gute  kommt; 
hält  man  sich  vor  Augen,  dafs  durch  das  Gesetz  vom   IS.  März 
187h  RGBh  Nr.  'AI  selbst  für  die  direkten  Steuern,  Mafsen-  und 
Freischorfgebühren,  der  Verzehrungssleuer,  Taxen,  Stempel-  und 
unmittelbaren  Gebtihren    eine  Verjährungsfrist   von  sechs  Jahren 
normiert  wurde,    so   erscheint   obiger  Standpunkt   wohl  gerecht* ^j 
fertigt.    Diesen  Ausweg  bat  das  Ministerium  mit  der  Entscheid un|fll 
abgeschnitten  :      „  Kranken  Versicherung^  beitrüge     unterliegen     als 
Öfientliehe   Alfgaben   der  \'erjäljrung    nicht.''    —    Hier    thut   die 
gesetzliche  Anordnung  einer    kurzen  Verjährungsfrist  blttei*  not! 
£b   ist   schier   unbegreiflich,    weshalb  die  Bestimmung  des  §  55 
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des  deutschen  Gesetzes  in  das  unsere,  dag  doch  jenem  nach- 
gebildet ist  und  die  meisten  Bestinjraungen  daraus  entlehnt  hat, 
nicht  aufgenommen  wurde;  sie  lautet:  „Der  Anspruch  (der  Kasse) 
auf  Eintrittsgelder  und  Beiträge  verjührt  in  einem  Jahre  nach 
Ablauf  des  Kalender] ah res^  in  welchem  er  entstanden  iaf* 

Das  Bedürfnis  nach  kurzen  Verjährungafnsten  besteht  auch 
besUglicb  des  Anspruches  der  Bezirkakrankeiikasse  gegen  den 
säumigen  Arbeitgeber  auf  Ersatz  von  Kranken  kosten 
im  Sinne  des  §  32,  wenn  auch  hier  nicht  in  dem  Mafse,  wie 
betreffs  der  fiilligen  Beiträge.  Denn  tn  der  Praxis  wird  der 
Arzt,  bezw,  die  Krankenanstalt  schon  während^  oder  doch  bald 
nach  der  Behandhing  dea  kranken  Arbeiters  der  Bezirkakasa« 
die  Kostenrechnung  vorlegen,  und  die  Kasse  wird  dann  in  ihrem 
eigensten  Interesse  bei  mangelnder  ordnungsmälsiger  Anmeldung 
des  Versicherten  gegen  den  säumigen  Bet  ri  el  muntern  eh  m  er  so- 
gleich einschreiten.  Von  dieser  Regel  giebt  es  jedoch  auch 
.nche  Ausnahmen I    und   da  verlangt   das   billige  Interesse   des 

rbeitgebers .  die  Möglichkeit  der  langen  Dauer  ungewisser 
Kechtsverhultnisse  thunliehst  auszuschHefsen.  Da  das  Ministerium 
des  Innern  wiederholt  den  Sthadensersatzcliarakter  des  in  §  32 
vorgesehenen  Regressea  betonen  zu  sollen  glaubte»  hielse  es  nur 
'Igerichtig  handeln,  wenn  man  auf  jene  Ersatzansprüche,  welche 

ittelst    dieses  Paragraphen  begründet  werden,   den    §   1481*  des 

llgemeinen  bürgerlichen  Geaetzbuches  anwenden  würde:  „Jede 
Entscheid igungsklage  erlischt  nach  drei  Jahren  von  der  Zeit  an, 
«u  welcher  der  Schade  dem  Beschädigten  bekannt  wurde.'' 
Wenn  man  aber,  wie  oben  unter  Absatz  4  zu  begründen  versucht 
wurde^  diese  Ersatzptlicht  iefli;Lilich  als  ein  *Stratmittel  betrachtet, 
so  ist  dieselbe  aus  dem  gleichen  Gesichtspunkte  zu  behandeln» 
wie  die  Urdnungastrafe  des  §  <i7.  Das  rechtswidrige  VerhalteUt 
das  hier  gestraft  werden  soll ,  kann  wohl  nicht  als  eigentliches 
Delikt  im  Sinne  des  Strafrechtes  angesehen  werden,  da  wir  es 
hier  weder  mit  einem  verbotenen  Eingrirt'  in  die  Rechtesphäre 
einer  anderen  Person,  noch  mit  einem  Angriff  auf  die  Gesell- 
schaftsordnung zu  tbun  haben,  noch  von  einer  Sühne  verlangenden 
Verletzung  des  Heelitsliewulstseins  im  Volke  dio  Rede  sein  kann. 
Es  handelt  sich  hier  vielmehr  nur  um  Ordnungswidrigkeiten, 
welche  der  polizeilichen  Ahndung  unterworfen  sind.  Dem 
Charakter  der  blolsen  Onlnuogs Widrigkeit  aber  entspricht  eine 
kurze  Verjährungsfrist  von  höchstens  ein  oder  zwei  Jahren 
oach  der  Be;j;ehung,  (tanz  analoge  Fälle  tinden  wir  in  den 
^'bertretungen  und  Strafen  der  Gew^erbeordnung.  Dort  heifst  es 
im    §  1^*'*    „Pürch    die  Verjährung   erlischt  Untersuchung   und 

träfe  jener  Übertretungen  des  Gewerbegesetzes .  welche  nicht 
mach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  zu  behandeln  atnd,  wenn  der 
Übertreter  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der  begangenen 
Übertretung,  nicht  in  Untersuchung  gezogen  worden  ist*"  Das 
deutsche    Krankenveraicherungsgesetz    normiert,    wie   schon    er- 


I 


^^  deutsche 


eine  ver|änrnng  der  J^aaeenanspruche  auf  Bcitnig« 

und  EiDtTittsgelder  in  einem  Jahre  (§  55)  und  eine  VerjäliruDg 
der  Unier8tütKuiigßan.^prüclie  in  zwei  Jahren  (§  5(5),  nidit  aber 
eine  solche  bezüglich  der  Strafen* 

Um  das  System  der  Verjährungen  und  Präklusionen  scu  ver- 
volletändigen  ,  würde  es  sieh  schliefslieh  noch  im  Interesse  einer 
geordneten  Geschäftäfuhrung  der  Krankenkassen  empfehlen,  den 
Ärzten,  Apothekern  und  Krankenanstalten  eine  angemessene  Frist 
zur  Einreich ung  ihrer  Rechnungen  vorzuschreiben. 

Ich  möchte  hier  die  (ieJegenlieit  ergreifen,  um  im  Nach- 
hange zu  dem  über  die  Straf  beetimmun  gen  des  Kranken  Ver- 
sicherungsgesetzes Gesagten  einer  üppigen  Blüte  des  Bureau- 
kratentuxnes  zu  gedenken,  welche  ihre  Entmckelung  dem  Um- 
stände verdankt,  dafs  die  Regelung  der  Arbeiter- Krankenver- 
sicherung bei  uns  leider  keine  einlieitliche  ist,  sich  nicht  als  ein 
Bau  darstellt,  der  organisch  gegliedert  unter  dem  Dache  eines 
gemeinsamen  Gesetzes  Platz  fand,  dondern  dafs  aufser  dem  raehr- 
citierten  Hau})tgesetz  auch  noch  andere,  der  Entstehungszeit  und 
dem  Geiste  nach  von  diesem  unterschiedenen  Gesetze  Normen 
für  die  Veraicherung  enthalten^  wie  z  B,  die  Verein sgesetae 
und    die    Gewerbeordn^ng.      ij    »19    des    Krankenversicherung»' 

f Gesetzes  ordnet  an,  dafs  die  anf  Grund  diese-s  Gesetzes  aufer- 
egten  Geldstrafen  in  dem  im  4i  iJH,  Abs.  2  vorgesehenen  Falle 
(gesetzvvidi'ige  Verträge  zum  Naclitcile  der  Versicherten)  in  den 
Reservefond  jener  Kasse  zu  Miefsen  haben,  welcher  der  Bestrafte 
als  Vorstandsmitglied  angehörte,  in  allen  übrigeu  Fällen  aber 
in  den  Re^servefond  jener  Bezirkskrankenkasse,  in  deren  Sprengel 
der  Bestrafte  wohnt  Gleichzeitig  bestimmt  der  §  151  der  Ge- 
werbeordnung, dals  die  auf  Grund  letzteren  Gesetzes  eingezogenen 
^Strafgelder,  wenn  der  Stniffällige  zu  einer  Genossenschafits*  oder 
Unterstliszungskasse  bcitragspriichtig  ist.  in  die  IjezUgliche  Kasse, 
sonst  in  den  Armen fond  des  Ortes,  wo  die  Übertretung  be- 
gangen wurde,  zu  fliefsen  haben.  So  harmlos  an  und  für  si  ' 
diese  beiden  Bestimmungen  aussehen,  so  verwickelt  ist  docli  der 
Riittenkunig  von  Kombinationen  ^  der  sich  in  der  Praxis  daraus 
ergeben  hat,  und  es  ist  der  Fleifs  und  die  Geduld  zu  be wundem, 
womit  die  *  >berbehörden  diesen  gordischen  Knoten  auseinander 
geknüpft  haben ,  statt  ihn  mit  einem  kräftigen  Hiebe  zu  ze^ 
hauen.  Die  nachstehende  Tabelle  führt  in  das  Studium  ein, 
Welches  dem  unglücklichen  Verwaltungjibeamten  bevorsteht,  der 
auf  Grund  der  Gewerbeordnung  eine  Geldstrafe  zu  verhängen  hat 

i  (Siehe  bei liefrendeJTs belle.) 

G,  Nach  der  Erörterung  der  Lasten,  die  d*m  Arbeitgebern 
durch  das  Krankenversicherungsgesetz  auferlegt  wurden,  liegt  ca 
nahe,  sich  nach  den  Rechten  umzusf*hcn,  welche  für  sie 
aus  demselben  Gesetz  entspringen.  Sie  sind  weder 
zahlreich  noch  grofs  und  je  nach  der  Zugehörigkeit  zu  einer  be- 
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Bb€r  die  Widmm    ^^^  i^_  ||^    HandelsministeriumSj   und  zwar 
«>fvom  27,ao.  1890,  Z,  35  169. 
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etimmten  Kasaeoart  verachTeden  verteilt  Ohne  Rücksicht  auf 
letztere  beateht  für  alle  ßetnebsiahaber  nur  das  Uecht  der 
Qebiihreo-  und  »Stempelfreibeit  ftir  die  in  Kraukenver- 
BicheruDgsaDgelegeDheiten  erstatteten  Anzeigen,  Ausweise»  Ein- 
gaben  iind  deren  Beilagen;  ferner  dm  Recht,  data  die  von  den 
Betriebsunternehmern  zu  entrichtenden  Versicherungsbeiträge 
nicht  in  die  Besteuerun  gegrund  1  agen  flir  die  be- 
treffenden Betriebe  einbezogen  werden  dürfen.  Ein  anderes  Vor- 
recht der  Dienstgeber  versicherter  Arbeiter  betrifft  ihre  Ver- 
tretung im  Vorstande,  in  der  Generalversammlung, 
im  Überwachirngeausschuss  und  im  Schiedsgericht 
der  Kassen.  Dieses  Vorrecht  gilt  bezüglich  aller  Kassen^  mit 
Ausnahme  der  Vereinskassen,  welche  aus  der  Selbsthilfe  der 
Arbeiterschaft  hervorgegangen,  den  Arbeitgebern  kein  Recht  zur 
.EioHufsnahme  auf  ihre  Verwahüng  einräumen.  Abge^^ehen  von 
äen  letzterwähnten  Anstalten  kommt  den  Gewerbeinhabern  im 
^Si*hiedÄgerichte  die  Hälfte  der  Sitze, gesetzhch  zu,  im  Vorstande, 
in  der  Generalversammlung  und  im  Überwach imgsausschusse  aber 
höchstens  ein  Drittel  aller  Stimmen.  Demgemäfn  sind  6ie ,  was 
den  Vorstand  betrifft,  einerseits  mit  verantwortlich  tlir  dessen 
Gebarung  .  anderseits  aber  in  aOen  genannten  Organen  der 
Kasse  zur  Minorität  verurteilt  was  bei  den  herrschenden  Standea- 
gegensätzen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  meist  der  Be- 
deutungslosigkeit der  letzteren  gleicb  kommt.  Dieser  Gedanke 
dürfte  den  Verfassern  de«  Kranken versicherungsgeÄctzea  vor- 
geschwebt sein,  als  sie  bezüglich  der  Bezirks-»  Betriebs-  und 
Baukrankenkassen  bestimmten  { ^  2(i  I,  dafs  zur  Erhöhung  der 
Kassen  beitrage  über  das  gesetzliche  Älafs  eine  ab^sonderte  Be- 
ratung und  Beschlursfassung  der  \^ertreter  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber  in  der  Generalversammlung  erforderlich  sei.  Es  würde 
der  Gerechtigkeit  entsprechen,  diesen  A'organg,  bezw.  das  Zwei- 
kammersystem auch  für  andere  Falle  gesetzlich  anzuordnen,  in 
denen  durcli  Beschlüsse  der  (rcneral Versammlung  wichtige  Inter- 
essen der  Unterneliraer  unmittelbar  getroffen  werden. 

Als  ein  Vorrecht  der  letzteren  mag  auch  deren  Befugnis 
erwähnt  sein,  sich  durch  ihre  Betriebabeamten  in  den  verschiedene«! 
Ausschüssen  und  in  der  Generalversammlung  vertreten  zu 
lassen. 

Bei  der  Errichtung  der  Statuten  fllr  eine  neu  zu 
gründende  Bezirkskrankenkas^e,  welclie  von  der  politischen  Be- 
zirksbehörde des  Kasseospreogels  vorzunelimen  ist,  sollen  nach 
§  14  des  Gesetzes  auch  Vertrauensmänner  der  Arbeitgeber  ge- 
hört werden.  Hierin  liegt  insofern  ein  wichtiges  Recht  derselben, 
als  es  ihnen  dadurch  ermöglicht  wird ,  einerseits  auf  die  Ver- 
meiduDg  von  Satzungsbestimmungen  hinzuwirken,  welche  ein 
Hinausgehen  über  das  gesetzliehe  Mindestmafs  der  Lasten  fllr 
die  Betriebsunteriiehmer  bctleuten;  anderseits  die  Autnahme  von 
Normen   zu  erwirken   (z.  B.   betreffs   der  An-   und  Abmeldung, 
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der  Zahlungsfristen,   der  imsttlndigen   Arbdter  u*  «.  w.), 
ohoe  SchädigTing  des  Kasaenzweckes  ihre  Lasten  leichter  ma 
Bei  der  Errichtung  von  Betriebs-,  Bau*  und  Kiiappschaftsk 
ist    den    Unternehmern    die    wichtige  Befugnis    eingeräumt, 
Satzungen   selbst  zu  vertassen.      Der   kluge    und   gewandte 
triebsinhaber   wird   die^e   Bestimmung   zu  seinem  Vorteil   am 
nutzen  verstehen. 

Nicht  nur  in  diesem  Punkte,  sondern  auch  in  vielen  anderen 
nehmen  die  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  beztielicb 
der  Rechte  der  Arbeitgeber,  aber  auch  hinsichtlich  ihrer  Pflichten 
eineSon  der»  t  eilung  ein.  Auf  die  hervorspringen  dsten  Bligen- 
heiten  sei  hier  kurz  hingewiesen:  Dem  Betrieosunternehmer  oder 
dessen  Vertreter  kann  der  Vorflitz  im  Vorstände  oder  in  derOeneral- 
Versammlung  übertragen  werden.  Die  Rechnungs-  und 
führung  ist  zwar  unter  setner  Verantwortlichkeit  und  auf  i 
Kosten,  aber  dafür  auch  durch  einen  von  demselben  su  be^teUen- 
den  und  daher  von  ihm  abhängigen  Rechnungs-  und  KassenfUhr 
zu  besorgen.  Zieht  man  hierzu  noch  in  Betracht,  dals  es 
der  Macht  des  Betriebsinhabers  liegt,  jene  Elemente,  die  ihm 
Vorstände  oder  in  der  Generalversammlung  der  Kasse  eine  on*^j 
bequeme  Opposition  maclienf  durch  Entlassung  zu  beseitigen,  ¥^M 
gewinnt  man  den  Eindruck^  dals  e^  mit  der  Autonomie  de^H 
Arbeiter  bei  diesen  beiden  Kassen  nicht  weit  her  istp  sondern 
dafs  ihr  Dienstgeber  hier  der  Allmächtige  tat,  gegen  den  höchste 
mittelst  einer  Arbeitseinstellung  aufzukommen  ist  Daraus 
klärt  iiich  auch  die  heftige  Gegnerschaft  der  organisierten  Arbeit« 
gegen  diese  Versiclieningsan stalten  ^  welche  schon  während  de 
Beratungen  im  Reichsrate  über  das  Gesetz  kräftig  einsetst 
Im  Abgeordnetenhause  vertrat  dann  auch  eine  Minderheit  d« 
Standpunkt,  dafs  man  durch  eine  derartige  Gestaltung  der 
triebs-  und  Baukassen  die  sociale  Abhängigkeit  des  Arbeiti 
stantles  nicht  verstärken  solle,  und  beantrngte,  wejiigstens  ftir 
künftig  nach  dem  Gesetze  sich  bildenden  Betriebskasaen  dii 
Macht  des  Unternehmers  wesentlich  einzuschränken  und  da 
Princip  der  Autonomie  kräftiger  zum  Durch bruche  kommen  zti 
lassen.  Doclt  vergebens.  Es  wurden  für  die  Betriebska^sea, 
bei  den  staatlichen  und  den  privilegierten  privaten  Eisen  bahn 
und  Dampfschiffahrts-Unternehmungen  dem  Betriebsinhaber  sog« 
noch  weitergehende  Maclitmittel  in  die  Hand  gegeben  (z.  B  di 
Bestimmung,  dals  an  Stelle  des  Vorstands  und  der  Generalve 
Sammlung  Ausschüsse  treten  können^  deren  Obmänner^  so« 
die  Hälfte  der  übrigen  Mitglieder  von  den  Betriebsu  " 
nehmem  ernannt  werden  können.  Freilich  führte  der  Ver 
der  Regierung  damals  aus,  dafs  diese  Privilegien  nur  „voi 
läufig''  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden  seien,  um  dessen'^ 
Zustandekommen  nicht  zu  verschleppen.  Von  einer  praktischen 
Bedeutung  aber  war  diese  Erklärung  jedenfalls  nicht. 

Eine  eigene  Bewandtnis    hat  es  mit  der  Errichtung  von 
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Betrieb«-  und  Baukaasen.  Den  Inhabern  von  Betrieben  mit 
bandert  oder  mehr  versicherungapflichtigen  Personen  ist  im  §  42 
de»  Krankenvereicheningfigeöetzes  das  fiecht  zur  Errichtung 
eigener   Kassen    eingeräumt.     Diese»  Recht   kann    aber   von    der 

E>Utischen  Behörde  wieder  genommen  werden,  wenn  durch  die 
rrichtung  einer  aolchen  Kasse  die  dauernde  Leistungsfähigkeit 
der  Bezirkskran kenkii«se  deeselbeD  Hprengelß  gefährdet  würde. 
Bei  besonderer  Krankheitagefahr  solcher  Betriebe,  oder  eines 
Weg-,  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-  oder  Damnibaueö.  sowie  anderer 
vorübergehender  Baubetriebe  kann  der  Unternehmer  oder  Bau- 
herr, oline  dafs  ihm  bei  Unternehmungen  der  letzteren  Art  auch 
da»  Recht  zur  Errichtung  einer  eigenen  Krankenkasse  zusteht, 
gezwungen  werden,  eine  solche  zu  errichten.  Der  Zwang  wird 
indirekt  dadiirth  ausgeübt,  dafs  die  Arbeitgeber  bei  trüge  bis  zur 
doppelten  Höhe  ihres  sonstigen  gesetzlichen  Auömalkes  bemessen 
werden-  Da  es  ein  anderes  Zwangsmittel  zu  diesem  Zwecke 
nicht  giebt  und  der  Unternehmer  die  Auflösung  einer  bestehenden 
Betriebskasse  dadurch  Ijewirken  kann,  dafs  er  in  der  General- 
versammlung einen  entsprechendeo  Besehluls  durrhsetzt  oder  es 
unterläfsti  lYir  die  ordnungsmöfsige  Kassen-  und  Rechnungsführung 
Sorge  zu  tragen,  so  kommt  der  ganze  Errichtungszwang  eigent- 
lich auf  nichts  anderes,  als  eine  erhöhte  Besteuerung  von  Unter- 
nehmern hinaus,  deren  Betriebe  von  der  politiHchen  Behörde  als 
besonders  krankheitsg€<nhrlich  angesehen  werden.  Auf  diesem 
Wege  kommt  man  zu  einem  neuen  Principe  der  Krankenver- 
sicherung: zur  Einfiiiirung  von  Gefahrenklassen  mit  verschiedenen 
Beitfagsftfttzen,  ähnlieh,  wie  bei  der  Uofallverctieherung,  Ea  er- 
scheint wohl  kaum  gerechtfertigt,  ein  solches  allgemeines  Princip 
nur  bei  einer  bestimmten  Gruppe  von  Unterneil mern  dauernd 
in  Anwendung  zu  bringen.  Entweder  giebt  es  so  starke  Ab- 
stufungen in  der  Krankheitsgefahr,  dafs  die  gleichmfirsige  Ver- 
teilung der  nötigen  Versicherungsbeitril|4e  auf  alle  Arbeitgeber 
ond  -nehmer  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden  werden  müfste; 
dann  müssen  überall  Gefahrenklassen  eingefidirt  werden,  gleich- 
^liig,  ob  der  Unternehmer  ein  Grofeindustrieller  oder  ein  Hand- 
werker ist.  Oder  es  liegt  eine  derartig  dauernde  Verschiedenheit 
der  Krankheitsgefahr  nach  einzelnen  Betriebsarton  nicht  vor; 
dann  soll  man  den  Fortbestand  der  Kassien  mit  imgiinstigeo 
Unterstiitzungsverhälltnissen  durch  Ceotralisation,  durch  Förderung 
des  Kassen  verband  swesenö  und  der  Verbandsreservefonde,  oder, 
was  dasselbe  ist,  durch  unmerkliche  Ijberwälzuog  eines  Teiles 
ihrer  Lasten  auf  die  weitaus  überwiegende  Zahl  von  Ktus^en  mit 
normalen  oder  günstigen  Unterstützungsverhältnissen  sichern,  und 
das  Sonclerkassentum  womöglich  aussehalten. 

Die  Physiognomie  der  Betriebs  und  Baukassen  als  autonome 
und  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Versicherungsanstalten  erfahrt 
noch  durch  die  Bestimmungen  des  ?i  47  ZL  7  und  i?!  eine 
w^enüiehe  Beeinträchtigung.     Dort  werden  die  Unternehmer  für 
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den  Fall  unzulängliche  Barbestände  desr  Kasse  zu  unverzins- 
lichen Vorschüssen,  und  für  den  Fall  nicht  snreichender  Eux- 
nahmen  der  Kasse  sogar  zu  nicht  rückzahlbaren  Zuschüssen 
aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet.  Diese  Bestimmungen  haben 
infolge  des  Mangels  jeglicher  Höhen-  und  Zeh^enae  eine 
ungäeuerliche  Tragweite  rar  d^i  Unternehme;  der  Verwaltungs- 
behörde aber  nimmt  diese  Unbeschränktheit  die  notwendige 
Sicherhdt  bei  der  Handhabung  des  Gesetzes.  Sie  verstärken 
den  fbr  den  Ausbau  der  Arbeiterversicherung  gewifs  nicht 
günstigen  Sondercharakter  der  in  Rede  stehenden  Kassen.  Obige 
weitgehende  Haftpflicht  des  Unternehmers  bestdit  ibr  die 
Krankenkassen  staatlicher  Betriebe  und  der  privaten  Eisenbahn- 
und  Damp&chifiahrtsbetriebe  nicht  Der  Ghrund  dieser  Be- 
günstigung mag  wohl  darin  zu  suchen  sein,  dais  diese  Kassen 
meist  nicht  nur  Krankenfürsorge,  sondern  auch  Invalidität»-  und 
Altersversorgung  zum  Zwecke  haben  und  die  R^erung  nidit 
willens  war,  auch  hierftir  die  Haftpflicht  des  Unternehmers  ein- 
treten SU  lassen,  oder  aber  die  letztbezeichnetai  Zwecke  f&rderhin 
aus  dem  Betriebe  der  Krankenkassen  auszuscheiden,  wie  sie  es 
zur  Bestürzung  eines  grofsen  Teiles  der  Arbeiterschaft  bei  den 
Vereinskranken-  und  Unterstützungskassen  seinerzeit  gethan  hat 
E^e  wichtige  Frage,  durch  deren  Beantwortung  dem  ver- 
sicherungspflichtigen Unternehmer  entweder  ein  Recht  eingeräumt, 
oder  ihm  dne  weitere  schwere  Last  auferlegt  werden  muis,  blieb 
in  unserem  Gesetze  otksa:  Wer  hat  bd  Vorhandensein  mehrerer 
Krankenkassaa ,  bei  welchen  im  einzdnen  Falle  der  Pflicht  zur 
Versicherung  eines  Arbeiters  Genüge  geleistet  werden  kann^ 
das  Wahlrecht,  der  Unternehmer  oder  der  Arbeiter?  Jeder 
von  beiden  hat  ein  wesentliches  Interesse  daran,  dieses  Recht 
auszuüben.  Für  den  Arbeiter  erklärt  sich  das  Interesse  daraus, 
dals  einerseits  die  Höhe  seiner  Beiträge  bei  den  einz^en  Kassen 
verschieilen  bemessen  wird,  dafs  anderseits  die  statutenmäüngen 
Unterstiitzungsleistungen  der  Kassen  bezüglich  ihrer  Dauer  und 
ihres  Ausmafses  verschieden  sind  tmd  endlicL  dals  vide  Kassen 
an  die  längere  Dauer  der  Mitgliedschatt  gewisse  Vorteile  knüpfen, 
die  beim  Austritte  verloren  gehen.  —  Für  die  Arbeitgeber  kann 
es  nicht  gleichgültig  sein,  ob  sie  alle  ihre  Bediensteten  bei  einer 
Anstalt  versichert  haben,  oder  gezwungen  werden  können,  gleicfa- 
zeitig  l>ei  mehreren  Anstalten  zu  versichem.  ganz  abgesehen  davon, 
dafs  die  eine  Kasse  den  Cntemehmem  günstigere  Bedingungen 
oder  grölsere  Erleichterungen  gewährt,  als  d[ie  andere.  Dem 
Retriebsinhaber  zumuten,  die  schwere  Last  der  Arbeiterver- 
sicherung durch  wechselnde  Verbindimg  mit  mehreren  Ver- 
sicherungsanstalten sich  zu  vervielfachen,  hielse  ihn  zwingen,  die 
Arbeiter  mit  unbequemen  Versicherungswünschen  zu  endassen 
oder  gar  nicht  autzunehmen.  L>er  Schaden  würde  doch  wieder 
die  Arbeitersichaft  trefien.  In  der  Praxis  haben  die  Unieni^uner, 
lufsend  auf  der  Überlegenheit,  die  ihnen  der  Lohn  vertrag  sichert, 
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weh  daa  Kassen  Wahlrecht  angeeignet,  und  es  würde  wohl  kaum 
durchführbar  seio ,  ihnen  dieses  Rectht  kraft  gesetzlicher  Be- 
stimm i  mg  zu  nehmen.  Wohl  aber  könnte  durch  starke  Centrali- 
eierung  der  Krankenkassen  und  möglichsten  Ans^chlurs  von 
Honderkassen  und  Kassen privilegien  für  die  Arbeiter  der  Nach- 
teil des  mangelnden  Kassen  Wahlrecht«  behoben  werden. 

Zum  Schlüsse  ist  nocli  ein  Punkt  von  praktischer  \\  ichtigkeitzu 
erörtern.  Sollte  das  Gesetz  denArbeitg  ehern  nichtdasRecht 
elnrfiumen^  sich  zu  den  gleichen  Bedingungen,  wie  ihre 
Arbeiter  bei  einer  Krankenkasse  versichern  zu 
können?  Gegenwärtig  steht  ihnen  die  Möglichkeit  zur  Versiche- 
rung wie  jeder  anderen  nicht  versicherungspflichtigen  Person  offen, 
wenigstens  bei  den  Bezirkskrankenkassen  (Ji  VA  ZI.  4).  Dabei 
aber  treffen  sie  im  Vergleich  mit  ihren  Arbeitern  gewisse  Nach- 
teile: AltersbeBchränkung  (85.  Lebensjahr  §  Vi  ZI.  41,  Karenz- 
zeit von  vier  bis  acht  Wochen  (§  22  Abs.  2),  Pflicht  zur  Zahlung 
eines  Eintrittsgeldes  ii;ä  V\  ZI.  5).  Die  traurige  wirtsciiat'lliche 
Lage,  in  welcher  sich  ein  grol'ser  Teil  des  Kleingewerbes  in 
Österreich  befindet,  der  Umstand,  dafs  der  Fabriksarbeiter  wirt- 
echaftlich  und  social  manchmal  besser  gestellt  ist,  als  der  kleine 
Handwerksmeister,  würden  es  gewHis  befürworten,  obige  Be- 
schränkungen der  freiwilligen  Krankenversicherung  für  den 
[.Arbeitgeber  nicht  eintreten  zu  lassen ,  sondern  ihn  diesbeztäglich 
en  Arbeitern  gleichzustellen.  Die  gewils  Über  Erwarten 
günstige  finanzielle  Entwicklung  ^  die  das  Krankenkassen wesen 
bei  uns  schon  im  ersten  Decenniuni  seines  Beslande^  erfahren 
hat»  nimmt  dem  Hauptein  wände,  den  man  gegen  diesen  Vorschlag 
erheben  könnte,  von  vornlierein  die  Berechtigung, 

7.  Es  erübrigt  nun  noch,  die  Ergebnisse  kurz  zu- 
Bammenzu fassen,  welche  durch  die  in  diesem  Kamtel  ange- 
stellten Betrachtungen  gewonnen  wurden.  Den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ^  durch  welche  dem  Unter  nehmer  tun  le  im  Interesse 
der  ohligatoritichen  Krankenversicherung  der  Arbeiter  in  Oster- 
reich Lasten  und  Verpflichtungen  auferlegt  werden^  ermangelt 
zunächst  eine  genügende  Präcision  in  der  juristischen  Chanikte- 
yisierung  dieser  Lasten,  in  der  Abgrenzung  der  rechtlichen  Wirk- 
samkeit der  gegebenen  Normen,  in  der  khiren  Festsetzung  der 
rechts  begründen  den  Thatsachcn  für  alle  Ansprtiche  der  Kassen- 
Verwaltungen.  EiS  darf  kein  Zweifel  darüber  möglich  t<em,  dafs 
die  von  den  Arbeitgebern  zu  leistenden  Beitrage  öffentliche  Ab- 
gaben gleich  den  direkten  Steuern  seien,  dais  die  Bestimmungen 
3er  §§  V)7  und  .*V2  Straf bestimmungen  siod^  welche  ein  nach- 
weisbar  Bchuldbaftes  Verhalten  bei  jeneri  Pers^onen  unbedingt 
voraussetzen,  denen  gegen  über  sie  Anwendung  finden  sollen.  Ein 
Vorzugs  Pfandrecht  mufs,  sofern  es  überhaupt  für  gewisse  Forde- 
nmgen  fler  Kassen  an  dem  Vermögen  des  Arbeitgebers  bestehen 
soll,  im  Gesetze  ausdrücklich  ang€?ordnet  sein,  IVie  Frage»  ob 
der  Abscblufs  des  Dienstvertrages,  oder  der  Eintritt  des  Arbeiter» 


[       der  Absei 


Die  grübt  ÜDgJfifhmifi^fit  im  4cr  Pii— nmg  da  emzetnen 
ArbedgcMTB  mott,  soweit  das  GckIb  Mnat  Eniniiui  hcobmh 
kfln.  jUM^qgticfaen  wcsdea.    ABe  aar  Dodiäiirmne  der  ofali* 

^      *"      m         ^  %T  »  •    1 »  a  _i     *^  TT  T  ^-^ 

nebemagmMukeB  Mfifirtea  dorcb  eine  eisiieitliclie  gcKtificbe 
Be^cniog  wcngslens  mwoi  vBler  €Bcm  ILhL  günmüii  wcracn. 
daw  bfgftgBrfi  der  ■iifei.lifliJi^iB  Arfaci^gefccr  gfaaehartige  äcnf- 
Iw^miiMiiycn  (^  :^2!^  ene  glekfaiape  Ifaufi iig  der  BaH|^ 
gieicluftige  Vondniften  ftr  A»-  ^id  At— Hnii|.fn  geben.  Kn 
cmpfindlielMr  Übeklaiid  kl  naBMStTiifc  daris  m  erfaicken,  dids 
gende  die  wiitscfaafiEch  ecWicWfc  Bhk  ^^db  Bctriebniiter^ 
neliiiKni,  die  des  Kleii^evcrbes.  w«Ue  dss  «ätokste  Kootageot 
ftr  die  BegirirAranWnktssf  stA.  die  Lassem  des  Krankenver- 
McLeiuflgigiigeties  am  scfawenSeB  is  fthirm  bekoaunt. 

Mit  dem  Wooscfae  joA  cimi  jg^imiiauca  VerteSmg  der 
Lastm  TerUiidet  sieb  der  jk$A  EsAWi^g  ^^db  Eihiiliinmgen, 
soweit  es  ohne  Sddd^inii?  des  Zwicles  soad  der  Dmrclifalirliar- 
knt  der  Vetsicfaenme  grsi'liflira  knn.  ffiakor  geliQrt  tw  allem 
die  Frage  der  Anfbdbang  oder  dock  der  emgeackriiikfeen  Gehong 
des  i  'Vi,  Audi  eme  gescizSciüe  Betirefame  der  KoU^tirTer- 
ncberung  der  nmlindigen  Arbefter  lood  cat  >AsaSwag  Ton  Ein- 
richtzm^en.  wekbe  die  An-  ncd  AfacDeiduiig  der  Voscberungs- 
pfiicfatigeQ  TeraQ&cfat,  wire  ix»  Ao^re  n  ^in 

Weiä'eii  wir  DOck  auf  die  Xotwecdigkeh  der  Emföhrung 
kuner  Verjähmngsfristeii  and  lerDer  danaf  hin.  daüi  Gründe 
der  Billigkdt  dafür  sprechen,  den  Betnefafimhabem  in  den  Ver- 
tretongakörpern  aOer  Kassen  ein  gri^^enes  Stimmrecht  (Zwei- 
kammerivstem  I  einzoriomen .  sofern  es  sich  um  die  Beaddob- 
fStusimg  über  wichtige  Interessen  derselben  handelt  so  haben  wir 
im  a%em€snen  jene  Pnnkte  beseidiDet.  in  weichen  xa  Gunsten 
des  Untemehmertnms  eine  Anderang  der  bestehenden  Vor- 
schriften tüT  die  KrankenTerskhenmg  der  Arbeiter  wünscha[iB- 
wert  erscheint. 


IV. 

Die  von  den  Krankenkassen  zu  gewährenden  Unter- 

stützungeo. 

1.  Die  UnterätÜtzang^aDsprOcbe  der  erlirankten  Arbeiter  im  atl- 
gemeineD  und  deren  ßegrenzunis:  nach  Zeit  und  H6he.  —  2,  Die  Ent- 
«telmn^^  und  Fälligkeit  derselben;  die  Krankenfürsorge  für  erwerblose 
Arbeiter.  —  S.  Der  gesetzliche  Begriß  ^Krankheit^,  mehrfache  Erkrankung 
ußd  Wiedererkranküng.  —  4.  Die  ÖnlerettltEung  der  Wöchnerinnen.  — 
5.  Der  Einßufe  der  Simiilati<>n  und  de«  Verschuldungsnooroeiits  auf  das 
Unterst ütz ungerecht.  —  6.  Rekonvaleäcentenpflege  und  Angehörigen- 
Versicherung  als  Erweiterung  der  ei|;eiitlichen  Kasaenleistungen.  — 
7.  Die  Karenzzeit  beim  Kranken^jeldbezuge  und  der  Abzug  von  Mitglieder^ 
beitrugen  vom  Krankengelde  als  Verkürzung  der  geactzÜcben  Rawen* 
Icistungen.  —  8.  Die  DonpelverHichening.  —  9.  Der  Bezog  von  Sterbe* 
geld.  —  10.  Die  KaasensciiiedBgerichte.  —  IL  Schlurawort* 


1.  Der  eigentliche  Zweck  der  Arbeiter-KmnkenveraicherungB- 
«setza  kommt  in  jenen  BeätiraniungeQ  zum  Ausdrucke,  welche 
die  Unterötützungöan Sprüche  der  Arbeiter  ge^^enQber 
den  Kranken  kaaaen  regeln.  Diese  Ansprüche  »ollen  dem  Arbeiter^ 
welcher  in  der  Rege!  nicht  die  Mö^'lichkeit  hat,  durch  Kapital* 
ansammlung  für  Zeiten  der  Not  vorziusorgen,  die  Gewtfsheit  gebeo^ 
dais  er  im  Falle  der  Erkrankung  und  der  dadurch  bedingten 
Erwerbsunfähigkeit  nicht  «um  Bettelstabe  greiten  mulj,  sondern 
ein  steheres  Anrecht  auf  beatimmte  BesUge  hat. 

Die  ünterstützungsanBprüche  der  erkrankten  Arbeiter  und 
ArbeiteriDDen  haben  mehrfache,  verschiedenartige  Leistungen  der 
Krankenkassen  zum  f  Je-genstande  die  freie,  ärztliche  Behandlung, 
den  geburtshiinichen  Beistand,  die  rJeistellung  der  notwendigen 
Heilmittel  und  der  sonstigen  therapeutischen  Behelfe,  etwaigen 
Falles  öUtt  dessen  die  Behandlung  und  Verpflegting  in  einem 
Krankenhause  und  die  kontenfreie  Beförderung  in  dasselbe;  femer 
die  Zahlung  eines  Krankengeldes  als  P>satz  für  den  Lohnentgang 
im  Falle  der  Erwerbsun  fähig kc^it,  und  endlich  den  Anspruch  auf 
Beerdigungskosten  für  d*jn  Tode«tfalh 
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Die  Beschränktheit  der  Mittel  der  Kansen  und  die  Ver- 
wendung dieser  Mittel  nach  versicherungstechnischen  Gnmdsätzen 
bedingen  eine  zeitliche  und  eine  Höhengrenze  der 
Unterstutzungen.  Das  zeitliche  Mindestausmafs  der  Kasten- 
leistungen  war  gleichwie  die  geringste  zulässige  Höhe  des  Kranken- 
geldes im  Regierangsentwur^  zu  unserem  Gesetze  dem  deutscheo 
Gesetze  nachgebildet:  13  Wochen  und  50  ^/o  des  Tagelohnes. 
Auf  Antrag  des  Gewerbeausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
wurde  diese  Frist  auf  20  Wochen  und  das  Krankengeld  auf 
wenigstens  60  ^/o  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  ausgedehnt 
und  in  dieser  Hinsicht  dem  österreichischen  Arbeiter  ein  wesent- 
licher Vorzug  Tor  dem  deutschen  eingeräumt.  Freilich  sind  bei 
uns  auch  die  Kassenbeiträge  höher.  Den  Kassen  ist  es  frei- 
gestellt, durch  Satzungsbestimmungen  ihre  Leistungen  über  da» 
Mindestausmafs  hinaus  bis  zu  einer  gewissen  Höchstgrenze  (im 
österreichischen  [§  9]  wie  im  deutschen  [§  21]  Gesetz  bis  sa 
einem  Jahr  und  75  ^/o  des  Tagelohnes)  auszudehnen;  diese  Er- 
weiterung und  Erhöhung  der  Kassenleistungen  durch  entsprechende 
Statutenbestimmung  kann  bei  dauernden  Gebarungsüberschüsseo 
und  nachdem  der  Reservefond  der  Kasse  seine  Maximalhöhe 
erreicht  hat,  sogar  von  Amts  wegen  von  der  politischen  Ver- 
waltungsbehörde verfligt  werden  (§  30  II  österreichischen  und 
§§  10,  33  deutschen  Gesetzes).  VielÜEtch  lassen  die  Kassen, 
namentlich  die  Vereinskassen,  je  nach  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft stufenweise  eine  längere  Bezugsberechtigung  eintreten^ 
um  ihre  Mitglieder  dadurch  an  sich  zu  fesseln.  Neben  den 
zweifellosen  Vorteilen,  die  hierdurch  den  Arbeitern  erwachsen, 
haben  solche  Bestimmungen,  wie  alle  Ungleichheiten  in  den 
Leistungen  der  verschiedenen  Kassen  den  Machteil,  dafs  dadurch 
die  80  wichtige  und  wünschenswerte  Freizügigkeit  der  Arbeiter- 
schaft beeinträchtigt  wird. 

2.  Von  praktischer  Wichtigkeit  ist  die  Frage,  in  welchem 
Zeitpunkte,  beziehungsweise  auf  Grund  welcher  Thatsachen  für 
die  Kasse  im  einzelnen  Falle  eine  Unterstützungs- 
pflicht erwächst.  Sehen  wir  hier  von  der  später  zu  be- 
sprechenden Karenzzeit  ab,  so  müssen  wir,  um  genau  zu  sein^ 
eigentlich  zwei  Fragen  stellen :  Wann  entsteht  i^r  das  ELassen- 
mitglied  der  Unterstützungsanspruch,  und  mit  welchem  Zeitpunkte 
wird  dieser  Anspruch  fällig?  In  ersterer  Hinsicht  giebt  unser 
Gesetz  eine  deutliche  Antwort:  beim  Beginne  der  Krankheit. 
Wie  aber,  wenn  der  Anspruchsberechtigte  die  Kasse  nicht  sogleich 
bei  der  Erkrankung,  sondern  erst  später  in  Anspruch  nimmt? 
Kann  dann  die  Kasse  verhalten  werden,  für  die  bereits  abgelaufene 
Krankheitsdauer  Leistungen  nachzutragen  oder  nicht  ?  Von  welchem 
Zeitpunkte  an  ist  die  gesetzliche  bezw.  satzungsmäfsige  Unter- 
stützungsdauer in  solchen  Fällen  zu  berechnen?  Erlöschen  die 
Ansprüche,  wenn  nach  der  Erkrankung  aber  vor  der  Inanspruch- 
nahme der  Kasse  die  KassenmitgUedschaft  verloren  geht?    Nach 
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dem  Wortlaute  des  §  iJ  des  Österrdchtschen  Kranketiveräichemngs- 

geeetzes:  „Die  Krankenunterstütztin^  ist,  so  laoge  die  Krankheit 
dauert  und,  wenn  sie  nicht  früher  endet,  durch  mindei^tens  zwanzi*^ 
Wochen  vom  Beginne  der  Krankheit,  und  ^war  wöchent- 
lich im  nachhinein  zu  gewahren",  und:  ^alö  KrankenunterstUtzung 
iflt  mindesteus  zu  gewahren  .  .  ,  vom  Tage  der  Erkrankung 
an  f\ir  jeden  Tag  ein  Krankengeid  .  .  .",  —  mnf^  man  an- 
nehmen, dnis  auch  die  Fälligkeit  der  UnterBtUtzungsfinapr liehe 
stets  schon  Wim  Beginne  der  Krankheit  eintritt,  ao  dal'i*  die  Unter- 
stülzimgsdauer  ohne  Rücksicht  auf  die  Geltendmachung  der  An- 
sprtlche  von  der  Erkrankung  an  zu  berechnen  ist.  Demnach 
Üelse  sich  auch  eine  naehtrttghche  Einforderung  von  Kassen- 
leistungen begründen,  soweit  dem  nicht  dm  unten  noch  näher  zu 
erörternde  Recht  der  Kassen  auf  die  Wahl  des  behandelnden 
Arztes  und  der  Apotheke  entgegensteht.  Die  Unterstützungsdiiuer 
vom  Krank  hei  tßbeginne  und  nicht  vom  Zeitpunkte  der  Geltend- 
machung des  Bezugsrechteö  an  zu  berechnen,  stöfst  aber  in  der 
Praxis  auf  grofae  Schwierigkeit  eu.  Haben  wir  es  nicht  mit  einer 
Krankheitserscheinung  zu  thun,  welche  btreits  bei  ihrer  Entstehung 
Ärbeitsun t'llhigkeit  mit  nich  bringt,  so  ist  der  Beginn  der  Krank- 
heit sehr  schwer  oder  gar  nicht  festzustellen.  Der  Kasse  oder 
dem  Un ter stü tzungs her echf igten  eine  Beweispflicht  diesbezüglich 
Aufzuerlegen,  utirde  zu  endlosen  Streitverhandlungen  führen  und 
die  Wohhhat  der  Versicherunj^  oft  ilhisonsch  machen.  Das 
praktische  Bedürfnis  drüngt  vielmehr  dahin,  die  Ffilbgkeit  der 
Unterst ütznngöansprüclie  erst  mit  deren  Gelteodmachung  eintreten 
zu  laeüen,  und  aii;  Erfol|!;ung  der  ersten  Teilleistung  der  Kasse 
als  Anfangspunkt  fllr  die  Berechnung  der  Unterstützungsdauer 
SU  nehmen.  Dieser  I'raxis  hat  denn  auch  die  Verwaltungs- 
behürde  diu*ch  wiederholte  Entscheidungen  ihre  Sanktion  gegeben. 
So  lautet  K.  B,  eine  Ministerialentscheidung  vom  Jahre  181  »3: 
^In  jenen  Erkrankungsfiillen,  in  welclien  die  Erwerbsunftlhigkeit 
und  damit  der  Bezug  des  Krankengeldes  erst  einige 
Zeit  nach  Beginn  der  ärztlichen  Behandlung  und  der 
Beistelluog  der  erforderlichen  Heilmittel  eintritt,  ist  die  vor 
dem  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  verfliefsende  Zeit  der  aus* 
»chlielslich  ambulatorischen  Behandlung  des  Erkrankten  in  die 
zwanzigwöchentliche  Unterstützungszeit  niclit 
einzurechnen,  somit  auch  in  diesen  Erkrankungsfiillen  das 
Krankengckl  durch  längstens  2h  Wochen  zu  erfolgen,  weil  da« 
Kranken  Versicherungsgesetz  die  Gewährung  des  Krankengeldes 
durch  die  Mindestdauer  von  2i>  Wochen  iur  alle  mit  Erwerbi- 
unfkhigkeit  verbundenen  Erkrankungen  vorsieht,  und  dabei  jene 
besonderen  Fälle»  in  welchen  noch  vor  Eintritt  der  Erwerba- 
unfuhigkeit  die  ürztliche  (ambulatorische)  Behandlung  erforderlich 
wird,  nicht  ausnimmt"  Für  die  Entstehung  der  Unter- 
»tötÄUngspflicht  der  Kasse  ist  allerdings  erforderlich,  dafs  die  ernte 
nachweisbare  Krankheitserscheinung   noch    während   der  Kassen* 
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mitgliedschaft  des  UnterstützuDgswerbers  auftrat.  In  diesem  Sinne 
erkennt  in  einem  anderen  Falle  das  Ministerium:  „Für  den  Zeit- 
punkt der  Entstehung  des  Unterstützungsanspruches  ist  der 
Zeitpunkt  der  Erkrankung  mafsgebend  und  nicht  jener  d^  ftnt- 
lichen  Behandlung  oder  der  Geltendmachung  des  Anspruches  bei 
der  Kasse,  so  dals  ein  Erkrankter  noch  immer  durch  20  Wochen 
zu  unterstützen  ist,  wenn  derselbe  auch  inzwischen  die  Kassen- 
mitgliedschaft  verloren  hat  oder  die  Unterstützung  erst  nach 
dem  Verluste  der  Mitgliedschaft  angesprochen  wird/  ESne  Ent- 
scheidung des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  Jahre  1893  erklärt 
in  ähnlicher  Weise:  „Das  Gesetz  schränkt  die  Verpflichtung  der 
Krankenkassen  zur  Leistung  der  Krankenunterstützung,  sobald 
diese  für  den  Versicherten  durch  dessen  Erkrankung  während 
des  Bestandes  der  Mitgliedschaft  liquid  geworden  ist,  nicht  auf 
die  Dauer  der  Mitgliedschaft  ein/  Der  Mangel  einer  Unter- 
scheidung zwischen  Entstehung  und  Fälligkeit  der  Ansprüche  auf 
Ejissenleistungen  macht  unser  Gesetz  in  diesem  Punkte  unklar. 
Das  deutsche  Gesetz  (§  6)  ist  insofeme  besser  stilisiert,  als  dort 
wenigstens  beim  Bezüge  des  Krankengeldes  ein  Unterschied  ge- 
macht wird:  „Die  Krankenunterstützung  endet  spätestens  mit  dem 
Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  Beginn  der  Krankheit,  im 
Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  spätestens  mit  dem  Ablaufe  der 
dreizehnten  Woche  nach  Beginn  des  Krankengeld- 
bezuges." —  Dort  ist  auch  der  durchaus  nicht  seltene  Fall 
Torgesehen,  dafs  die  freie  ärztliche  Behandlung  vor  dem  Eintritt 
der  Erwerbsunfähigkeit  und  dem  Bezüge  von  Krankengeld  be- 
gonnen hat:  „Endet  der  Bezug  des  Krankengeldes  erst  nach  Ab- 
lauf der  dreizehnten  Woche  nach  dem  Beginn  der  Krankheit,  so 
endet  mit  dem  Bezüge  des  Krankengeldes  zugleich  auch  der  An- 
spruch auf  die  im  Absatz  1  unter  Ziffer  1  bezeichneten  Leistungen*^ 
(freie  ärztliche  Behandlung  und  Arzenei).  Unserem  Gesetze  fehlt 
eine  solche  Bestimmung^  und  niüfste  daher  in  einem  Falle  der 
angegebenen  Art  die  Dauer  der  fireien  ärztlichen  Behandlung  und 
des  Krankengeldbezuges  eigentlich  getrennt,  d.  h.  unabhängig 
Toneinander  berechnet  werden^  und  daher  zu  verschiedenen  Zeiten 
enden.  Aus  der  ersteren  der  beiden  oben  bezogenen  Ministerial- 
en tschcidungen  ist  zu  ersehen,  dafs  auch  hier  sich  das  praktische 
Bedürfnis  über  die  UnvoUkommenheit  des  Gesetzes  hinwegsetzte.  — 
Die  vorsorgliche  deutsche  Gesetzgebung  hat  überdies  in  §  78  a 
eine  allgemeine  Norm  für  die  Berechnung  der  im  Kranken- 
versicherungsgesetze vorkommenden  Fristen  gegeben,  eine  Nor- 
mierung, die  wir  bei  uns  vermissen.  — 

Eine  sehr  humane  Bestimmung  beider  Gesetze  läfst  bei  ein- 
tretender Erwerbslosigkeit  für  jene  Arbeiter,  welche  als 
versicherungspflichtig  in  eine  Krankenkasse  aufgenommen  worden 
waren,  durch  eine  bestimmte  Frist  den  Anspruch  auf  Unter- 
stützung für  den  Fall  der  Krankheit  weiter  bestehen,  auch  wenn 
«e   die  Mitgliederbeiträge   nicht  mehr  bezahlen  können.     Unaer 
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Gesetz  erstreckt  in  diesem  Falle  die  BerechtigungsfriBt  doppelt  so 
weit  (seclia  VN'ochen)  ala  das  deutsche  (drei  Woclien).  Juristiöch 
liegt  ein  Unterschied  zwischen  den  bezüglichen  Normen  beider 
Gesetze  darin ,  dafs  das  öatcrreicliisehe  durcli  die  bezeichnete 
Frist  die  Kasscnmitglieds^^haft  weiter  bestehen  Mfat,  das  deutsche 
aber  nicht,  sondern  die  Frist  vom  Zeitpunkte  des  Ausscheidens 
aus  dem  Kassen  verbände  an  berechnet.  Bei  uns  ist  ein  bestimmter 
Anhaltspunkt  für  den  Beginn  des  bezeichneten  sechswöchentlichen 
Zeitraums  nicht  gegeben,  dürfte  aber  nach  dem  Sinne  des  Ge- 
setzes von  jenem  Termine  an  zu  taufen  beginnen^  an  welchem 
das  erste  Mal  die  fällige  lieitragszahlun;^^  unterblieben  ist.  Über 
diese  Ansicht  läftit  sicli  allerdings  atreiten,  zumal  die  dem  Absatz  3 
de«  §  13  vorangehende  Geaetzesatelle  die  Kassen mitgliedschaft 
beim  Ausscheiden  eines  Arbeiters  aus  der  die  Mitgliedschaft  be- 
gründenden Beschliftigung,  ohne  dafs  derselbe  in  ein  anderes 
Dienstverhäitnis  eintritt  oder  freiwillig  die  Kassen  bei  trllge  weiter 
zahlt  oder  durch  Erwerbslosigkeit  zahluogsmi fällig  wird,  nicht 
sogleich»  sondern  erst  nach  vier  Wochen  erlöschen  lilfst  Da  der 
ansehliefsunde  Text  des  S  1-5  «die  Mitgliedschaft  und  imt 
derselben  das  Recht  auf  die  K aasen leistun gen  durch  mindestens 
sechs  VA' Gehen''  verlängert,  so  bietet  daa  G ersetz  einen  genügen- 
den Anhaltspunkt ,  um  die  fragliehe  Anspruchsdauer  mit  zehn 
Wochen  vom  Zeitpunkte  der  letzten  Beitragszahlung  an  zu  be- 
rechnen. —  Dafs  unser  Gesetz  die  beschränkende  Bestimraung 
des  deutschen  weglafst,  wonach  die  eben  gcäcliilderte  Wohlthat 
nur  unter  der  Bedin^un^  eintritt ,  dafs  der  t^rwerblose  Arbeiter 
vorher  mindestens  drei  Wochen  ununterbrochen  versichert  war, 
wird  von  unserer  Arbeiterschaft  gewifs  als  ein  schätzenswerter 
Vorteil  empfunden. 

l^.  Die  wichtigste  Voraussetzung  ftlr  das  Entstehen  von 
Unterstlltzungsan Sprüchen  der  Versicherten  gegen  eine  Kranken- 
kasse ist  das  Vorhandensein  einer  Krankheit  Auch  hier  ist 
die  Praxis  wieder  angewiesen,  mit  einem  unbestimmten  und  im 
Gesetze  nicht  determinierten  BegriflFe  zu  arbeiten.  Ist  doch  selbst 
im  Gebiete  der  Medizin  „Krankheit"  kein  scharf  bej^timmter 
Ausdruck.  Die  Praxis  mufs  sich  also  selbst  eine  Definition  zu- 
rechtlegen und  geht  dabei  naturgeioäfs  vom  Zwecke  der  Ver- 
sicher ungsgesetzgebuug  aus.  welche  zweifellos  dahin  abzielt,  jene 
Dac}\teüi|;en  wirtschafthchen  Folgen  aufzuheben,  welche  ilir  ein 
Mitglied  des  Arbeiters  tan  de^  aus  dessen  Erkrankung  entspringen. 
Man  hat  sich  demnach  unter  Krankheit  zunächst  jene  Störungen 
de«  normalen  Körperbefindens  zu  denken,  welche  entweder  uo- 
roittelhar  eine  Beeintrilchtigung  oder  Aufhebung  der  Erwerbs- 
fähigkt'it  des  einzelnen  Betroffenen  nach  sich  ciehen,  oder  solche 
Folgen  für  die  Zukunft  befürchti'n  lassen.  Man  kann  noch 
weiter  gehen  und  sagen,  es  lie^e  im  Sinne  des  Gesetzes,  den 
Arbeiter  auch  in  jenen  Füllen  zu  unterstützen,  in  denen  ihm 
durch  Beseitigung  eine«  abnormalen  Körperzuetandes  eine  erhöhte 
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Arbeitßfthigkeit  verliehen  werden   könnte.     Von   diesem  Stan 
punkte  aus  erscheint  es  sehr  fragliihj  ob  auch  solche  Krankhei 
zustände    önterstützimg&ansjirijche    gegen   die   Kasse   begrUndt 
welclie   mit   der  Krwerbafähi^'keit  nichts  zu  thun  haben    und  si 
auch  für  die  Zukunft  nicht  bedrohen.    Wann  solche  Krankhei 
vorliegen,  kann  natürlich  ninr  der  Arzt  und  zwar  nur  mit  Bezu 
auf  das  einzelne  Individuum  beurteilen.    Es  läfst  sich  aber  wo! 
denken,  dafs  dies  z.  B.  bei  gewissen  Zahn-  und  Haarkrankheitei 
bei  Blfthhalsj  Kropf^  Krampfadern,    raangelliafter  ZeugUDgafkhij 
keit  u  s.  w.  der  Fall  sein  KÖDnte.  — 

Ist  mit  dieser  Gesetzesauslegung  einesteils  eine  gewisije  Eil 
schrMnkung  dessen,  was  man  im  gewöhnlichen  Leben  mit  Kranid 
heit  bezeichnet^    verbunden,   so  läfst  sich  andemteib  aus  Zwecl 
und    Wortlaut   des   Gesetzes    eine   Ausdehnung  obigen    Begrifii 
folgern.     Ich   glaube   die  landläufige  Auffeasung  des  W^orti 
^Krankheit"*    ungefUlir  zu  treffen^    wenn  ich  damit  gewisse,    t< 
der  allgemeinen  IJegel   abweichende  Leben svorgjlnge  im  menscl 
liehen  Körper  bezeicline^  welche  einen  störenden  Einflufa  auf  d: 
Entwicklung    oder    den    Fortbestand    oder    auf   die    ordentlic" 
Funktion    des  Ganzen    oder    einzelner  Teile    desselben    ausübei 
Jedenfalls  bezeichnet  man  mit  Krankheit  nicht  W^unden,  Knoehei 
brüche   und   sonstige   durch   äuÜBere,    mech«inische  Einwirkung 
entstandene    Verletzungen.      Ebensowenig    rechnet    man    hierb 
abnormale   Gestaltungen    einzelner  Körperteile^    welche   entwedi 
von  Geburt   an    da   sind    oder  als   dauernde  Folgeerschein un, 
von    Verletzungen   oder   Krankheiten   auftreten ,    wie  z,  B.   Ver- 
stümmelungen   von   Gliedmafsen,    Klumpftifse,     Fehler    in    den 
Sprechwerkzeugen,    an    den  Sinnesorganen   u.  dgl.     Endlich    ist 
auch   das   normal  verlaufende   Wochenbett   zweifellos   nicht   eine 
Krankheit    Dennoch  liegt  ea  im  Sinne  des  Gesetzes,  auch  solche 
Körperzustände,   insofern    sie  die  Erwerbstahigkeit  des  Arbeitei 
beeinÖuesen,    als  Grundlage  tür  die  Geltentlmachung  von  Uni 
sttitzungsansprüchen    anzunehmen.     Das  geht  zunfichst   aus   den 
55  §  8   Abs*   1    und  ♦»"!    des  Kranken  Versicherungsgesetz  es    hervor, 
welche    die    Folgen    eines    Unfalles    als    Krankheit    bezeichnen; 
femer  mittelst  eines  Schlusses  a  contrario  aus  jenen  Bestimmungen 
des  Krankenversicherungsgesetzes  (§  24  Abs.  2)  und  des  Bruder- 
ladengesetzes  (§?i  0,  13  ZI  (),  14  ZI.  ;3),   welche   die  Kranker- 
unterstütztmg    bezüglich  jener  Personen    einschränken,    die  sich 
durch   schuld  hafte  lieteiligung  an  Schlägereien  Verletzungen  zu- 
gezogen haben ;  das  ist  weiter  auch  aus  i:;  i>  ZI.  1  zu  entnehmen, 
woselbst    das    lA'ochenbett    als    Krankheit    bezeichnet    wird,    — 
Dem  Gesagten  zutblge  deckt  sich  also  der  gesetzliche  Begriff  von 
Kranklieit  durchaus  nicht  mit  dem  de«  gewöhnlichen  Lebens  oder 
der  Medizin,   sondern   erhült  durch  seine  notwendige  Beziehung 
zur  gestörten  oder  bedrohten  Erwerbst^higkeit  des  Untersttitzungs- 
werbcrs  eine  eigenartigo  Verschieliung.    Zur  Illustration  seien  zwei 
Ministerinientscheidungen  aus  dem  Jahre  1893  angeführt: 
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„Ein  krankhafter  Zudtand  an  und  für  sich  ist  noch  nicht 
in  jedem  Falle  als  Erkrankung,  resp.  Krankheit  im  Sinne  de« 
KraDkenversicherungsgesetzes  anzusehen ,  eine  solche  liegt  viel- 
mehr erst  dann  vor^  wenn  infolge  einer,  aei  es  plötzlich  oder  in 
einer  krank liaften  Anlage  gegründeten  Störung  des  normalen 
Zuätandes  die  Notwendigkeit  der  iirzdichen  Behandlung  bezw.  die 
Erwerbeunfähigkeit  eintritt/' 

„Die  Spitatßbedürftigkeit  bezw,  Erwerbsunfähigkeit  zur  Zeit 
der  Spitakaufnahme  ist  nicht  nachgewiesen,  wenn  das  Kaaa^i* 
mitglied  nicht  infolge  einer  Erkrankung,  sondern  zum  Zwecke 
der  BeaeiliguDg  eines  ala  Krankheit  nicht  anzusehenden  und 
seine  Erwerbs  fähigkeit  als  Schuh  mache  rgehilfe 
nicht  wesentlich  beeinträchtigenden  körperlichen 
Defekts  (Klumpfufs)  in  die  Spitalspflege  aufgenommen  wurde  "  — 
Bei  einer  Reviöioü  des  Kninkeiiversicherungsgeaetzes  wird  die  ge* 
aetzlichc  Feätlegung  des  einen  Unterstützungsanispruch  begründen- 
den Körperziistanded  eine  nicht  zu  Übersehende  Aufgabe  bilden. 

Es  wurde  schon  eingangs  von  der  gesetzlichen  Begrenzung 
der  Kranken  Unterstützung  auf  ^10  Wochen  nach  dem  öster- 
reichischen und  auf  l^l  Wocben  nach  dem  deutselien  Gesetze 
geeprochet).  Beide  Gesetze  haben  dabei  lediglieh  den  Fall  im 
Auge,  dafa  es  öich  um  ein  und  dieselbe  Krankheit  handle, 
denn  es  wird  immer  nur  von  d  e  r  „Krankheit"  xat *  i^oxtjv  ge- 
sprochen (§  ti  öaterr,  u.  deutüch.  Ges.).  Wie  aber,  wenn  nach 
Beginn  der  Krankenuntertsttitzung  eine  zweite  Kranklieit  auftritt? 
Wird  dann  die  UnterMützungsdauer  für  die  zweite  Erkrankung 
für  sich  berechnet?  Denken  wir  an  eine  schwere  Verletzung  und 
an  eine  vor  der  Heilung  derselben  eintretende  typhöse  Erkrankung. 
Und  wie  Hegt  der  Fall,  wenn  nach  der  Entlaaaung  aus  der  ärzt- 
lichen Behandlung  und  wieder  erlangter  Arbeitsfähigkeit  dasselbe 
tJbol  von  neuem  auftritt?  Unser  Gesetz  giebt  auf  keine  dieser 
Fragen  eine  Antwort;  duB  deutsche  nur  auf  die  zweite.  Wie 
fühlbar  aber  der  Mangel  an  einer  gesetzhchen  Normierung  bei 
uns  ist,  das  zeigt  die  ^Tofse  Zahl  von  Streitfällen  und  Ent- 
scheidungen über  diesen  Punkt. 

Da  es  sieh  hier  um  eine  Frage  von  principieller  Bedeutung 
handelt,  durch  welche  das  Minder  laus  mala  der  UnterstUtzungs- 
aosprüche  we^entlicb  beein^h^f8t  wird»  so  müfste  die  Entsclieidnng 
durch  dfis  {}  e  s  e  t  z  getroffen  werden  und  könnte  dem  statu- 
tarischeo  BestinimuDgörechte  der  einzelnen  Kasse  nicht  überlassen 
bleiben.  Unsere  Praxis  hat  sich  in  diejier  schwierigen  Situation 
verschieden  zu  helfen  gesucht  und  sieh  im  wesentlichen  damit 
begnügt,  zu  entscheiden,  ob  eine  neuerliche  Erkrankung  als 
Fortsetzung  der  früheren  Krankheit  und  daher  bei  der  Berech- 
nung der  UnterstUtzungsdauer  mit  dieser  zusammen  als  eine 
Krankheit  zu  gelten  habe,  oder  als  neuerlicher  Unterstützungs- 
fftU  zu  behandeln  sei.  Hierbei  wurde  als  ausschlaggebend  bald 
der  Umstand  in  Betracht  gezogen,    ob  der  Arbeiter  inzwiachen 
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wieder  in  Arbeit  gefttanden  hatte  oder  nicht,  bald  hat  man  gewisse 
l«>Uten  (a.  li.  von  acht  Wochen,  Tgl.  §  1 1  des  Musterstatuts  fiir 
die  HeairKskrankenkassen)  aufgestellt,  welche  zwischen  dem  Ende 
der  ersten  und  dem  Beginn  der  zweiten  Erkrankung  varstricben 
sein  müssen,  um  einen  neuerlichen  Unterstützungsanspruefa  zu 
begründen  (ein  Behelf,  der  an  gewisse  präsumtive  Fristen  des 
allgt^meinen  oUrgerlichen  Gesetzbuchs  beim  Viehfaandd  erinnert  K 
oAw  man  bat  die  Entscheidung  auf  den  behanddnden  Arxt 
UlMNrwftlat  und  damit  eine  interessierte  Partei  zum  Bicbter  ge^ 
mac^t  l^  sieher^tes  wenn  auch  nicht  ganz  einwandfreie  Weg 
wtUre  de  kge  feivnda  wohl  der,  die  Untentütsongsdaiier  zaii 
IWaus:  auf  «^ne  bestimmte  Zeitoariode  festius^zen.  sodab  z.  B. 
inntmalb  eines  Jahree  ohne  Rticksicht  ob  ein  oder  nsehnLie 
Kmukbeitaäme  Torliegen,  nur  durch  eine  bestimmte  ZdU  tim 
Woeht«!  UnleffSittixuQgefi  ^releistet  werden.  Cm  die  darin 
Häru»  au  miMeni.  konnte  man  en^tuell  jene  Fjüle  toq 
lVf<scKHIukuii^  ausnehmen«  wo  es  sich  nadi  irztBei»eaz 
uw  ^^ine  aw^iie^  weder  gktcbarl^  nodi  unidifich  mk  ist  < 
Krkranknifiijr  auMttUDsenbSnfende  Krankheit  haadets  wörAei 
s^'Wtt  \\>(e  bat  W1MIB  aucb  nnr  äikukanr.  berete  das  <~ 
i)«i^i^  iia  ^  tU  ZL  ;^  und  $  ^a  ZL  :^  eingesctkfaea. 
duivli  $lalular«>eifee  RemJMn^ang  frestgeeetit  ««nien 
W'tvacWf»?».  wi^^  eine  KrankeMAtentttrai^  warn 
^mW  isa  LmO^  esüM^  Zeitra«me$  ▼•&  l:^  M«2&te&  ftr 
l^  WV^Imm  Vsn<^^n  kaknt.  bei  Eimriis  eiws  ikvsk  üks^ 
9Msiiiil^SetfäJk^.  :$^K^nre  dM«r  dhxvh  &  .rieidie  tksc  «^»ncae 
KrTuULäNH:stjür!Qfedh»  ^^^ruxjüa^  »c  ^at  Laii5»  cer  lacasoHi  I «  ~ 

«.    IVr  K?5iirkaÄ  w^nL  ^-tf  *räcn  .ia^?t£if*m?c  '^ntn  ?'_iszü&> 
W^ />-!:>:?::  petcü   4?Ävti£fcfc.     Tr^ö    ier  :iii^»2i2xaen    nni  za 

VrtwirvKtt    rau«T*»    iiiu    rs»»>  ^^«^  :nnu»*sa2tj'  ini*ii:  ^'     V 
"»•üTr*-    %-f*^;T:*i    sxöi«?     '•  r^ra    :in   isib-  mnunti   jj- 


noraialem  Verlaufe  des  Wochenbettea  in  der  einen  Richtung  auf 
die  Dauer  von  mintlestens  vier  Wochen  beaehriinkt,  in  fler 
anderen  Richtung  aber  die  wirkliche  Dauer  des  Wochenbett  ver- 
lauf es  gansK  aulser  Betracht:  läfst ,  also  die  Leistung  durch 
mindestens  vier  Wochen  auch  dann  auferlegt,  wenn  das  W^ochcn- 
bett  eine  bedeutend  kürzere  Zeit  gewiihrt  hat;  eo  ist  hierin  auch 
vom  Standpunkte  des  Kranken versiclierungsgesetzes  die  ganz 
deutliche  Anerkennung  gelegen ,  dafs  derlei  WöchnerioDen  nicht 
^krank**  sind,  und  es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  jene  Unterstützung, 
welche  Wöchnerinnen  bei  normalem  Verlaufe  des  Wochenbettes 
zu  gewfihren  i*>t,  nicht  als  eine  Unterstützung  angesehen  werden 
ktane,  die  ftir  einen  Kraokheifet'all  ^a^setzlich  normiert  ist.  — 
Diese  vom  Gesetze  allerdings  ebenfalls  „Krankenunterstützung'* 
genannte  Unterstützung  hat  vielmehr  iliren  Orynd  nur  in  der 
Bestimmung  des  §  Hi  der  Oewerbenovelle  vom  8*  März  I88i> 
RGBL  Nn  22,  welcher  anordnet^  dnfs  Wöclmerinnen  erst  nach 
Verlauf  von  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zu  regel- 
miifsigen  gewerblichen  B*'seh*iftigun^en  verwendet  werden  dürten, 
trägt  also  nicht  »o  sehr  den  Charakter  einer  Kranken  Unterstützung, 
als  vielmehr  den  einer  Unterstützung  für  die  Dauer  der  gesetzlich 
fixierten  Krwerbsunffthigkeit  der  Wöchnerinnen  an  sich,  und  es 
sollte  mit  dem  Ausdrucke  ^Kraokenunterstützung**  offenbar  nichts 
anderes  gesagt  wenlen,  als  dals  solchen  Personen  eine  Unter* 
Stützung  genau  in  jener  Art  und  Höhe  zuteil  werden  solle, 
welche  das  Uesetz  vora  MK  März  1888  tÜr  erkrankte  ver* 
Bicherungspflichtige  Personen  anfordert  " 

Auch  bei  der  gegenständlichen  Gesetzesnorm  bildet  zunächst 
das  Vorhandensein  eines  die  Erwerbsrähigkeit  vorUbergeheDd  be- 
einträchtigenden natürlichen  Körperzustandes  die  Grundlage  des 
Unterettitzungeanspruehes.  Aber  noch  ein  anderes  Motiv  von 
schwerwiegender  Bedeutung  war  für  den  Gesetzgeber  bei  Kreierung 
dieses  Unterstützungsanspruches  mafssgebend:  die  Rücksicht  auf 
die  Gesundheit  und  das  Gedeihen  der  ktinftigen  Generation, 
Dem  jungen  Weltbürger  soll  die  unersetzliche  Pflege  der  Mutter 
wenigstens  während  der  ersten  Wochen  seiner  Existenz  ge.sichert 
sein.  W^ie  viele  Keime  zu  Krankheit  und  Elend  entstehen  für 
die  Kinder  armer  Arbeiterfamilien  dadurch,  dafs  ihre  Obsorge 
gerade  im  zartesten  Kindesalter  mit  liüeksicht  auf  das  Erwerbs- 
bedürfnis  der  Kitern  unreifen  Geschwistern ,  »eh wachsinnigen 
alten  Leuten*  gewnssen losen  Fremden  anvertraut  werden  mufs! 
Um  dem  jungen  rtesefilechte  aber  die  mütterliche  PHege  in  den 
ersten  Wochen  zu  siehern ,  mufs  die  Gesetzgebung  bei  der 
künftigen  Auggcstalluni^:  der  Krankenversicherung  noch  weiter 
gehen:  zunüelist  durch  die  Verlängerung  der  Untersttitzungs- 
dauer  auf  mind erstens  sechs  Wochen  oder  mehr  für  alle  Flille 
einer  lebenden  Geliurt  und  aufeerdem  noch  für  solche,  durch  die 
Verwaltungsbehörde  zu  bezeichnende  Industrien  und  Erwerbs- 
arten,   welche  dem   Gesundheitszustände   nach   durchgemachtem 
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W^ochenbette  besooders  abtrilglich  sind.  Das  deutsche  Kranken- 
versicheniogBgesetz  Ilifst  im  Gegensätze  zum  ööterreichischen  im 
§  21  ZL  4  die  fakultative  zeilliche  Erweiterung  des  Unter-^ 
stUtzungsanspruches  der  W^öchnerinnen  bis  zu  sechs  Wochen  nac][^| 
der  Nrederkunft  zu  und  verlängert  aucb  die  gesetzliche  vier- 
wöchentliche  Mindestdauer  der  Untersützung  in  §  20  ZI.  2  unter 
Hinweis  auf  die  Be^stimmungen  der  Gewerbeordnung  bei  be- 
sonders gesundheitanachteiliiijen  Beirieben. 

Sollen  solche  Füraor^ebestinimungen  aber  nicht  illusorifl 
bleiben,  so  mufs  das  Kranken  Versicherungsgesetz  noch  nach  eine 
anderen  lliehtung  ausgebaut  werden  und  Kwar  sowohl  da«  öste 
reichische  wie  auch  das  deutselie.  Das  Krankengeld,  das  auc 
der  Wöchnerin  ge^setzlich  zukommt»  ist  nur  mit  einem  Bruchte 
des  Durchschnittslohnes  bemesaen  und  zwar  mit  mindestens  »jO  ^^i 
nach  öäterreichischem  ^  mindestens  'jU*^ü  nach  deutschem  imd 
mit  höchstens  7*)  ^*io  nach  beiden  Gesetzen  Diese  Bemosaung 
hat,  abgesehen  von  der  Rücksicht  auf  die  veräicherungstechnifichen 
Grundsätzen  entsprechende  Geldgebarung  der  Kassen  den 
Zweck,  den  erkrankten  Arbeiter  bei  Gewälirung  eines  ExifiteDS- 
niinimums  zu  veranlassen ,  seine  Genesung  nach  Möglichkeit  2U 
beschleunigen  und  ihn  von  Simulation  abzuhalten.  Letztere  Be^H 
schränkungsgründe  treffen  bei  der  Wöchnerin  nicht  zu  Gerad^l 
in  der  Zeit  nach  der  Geburt  eines  Kindea  wilclist  der  Bedarf 
eines  Hauswesens,  und  der  Entgang  des  vollen  Verdienstes  seitci 
der  Frau  wird  gerade  dann  schwer  erapfunden,  und  veranlafst  vi 
Arbeiterinnen  noch  vor  Ablauf  der  ihnen  gesetzlich  zugestanden* 
vierwöchentUchen  Unterstlitzungsdauer  die  Arbeit  wieder  aufzu- 
nehmen. Die  Möglichkeit  von  Simulation  aber  ist  ja  naturgemitfs 
hinsichtUeh  einer  Geburt  ausgc^chlisaen.  Diese  Erwägungen 
legen  im  Interesse  der  Gesundheit  der  künftigen  Generation  die 
Forderung  nahe,  dafs  den  Wöchnerinnen,  im  Gegensatz  zu  den 
Bezügen  erkrankter  Kassen mitgli ed er,  ihr  voller  I^hn  als 
Krankengeld  zugesprochen  werden  aolle.  Bei  dem  unverkeni 
baren  finanziellen  Erstarken  der  Krankenkassen  werden  sh 
gewifs  auch  Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  etwaiger  v« 
sicherungötechnischer  Einwände  hiegegen  finden  lassen. 

5.  Eine  wichtige  Frage  der  Versicherungsgesetzgebung  ist 
die,  welcher  Einfiufs  dem  V  e  r  s  c  h  u  1  d  u  n  g  s  ra  o  m  e  n  t  u  n  d  d  e  r 
Simulation  auf  die  Uoteratützungsansprüche  zugestanden 
werden  soll.  Das  österreichische  und  das  deutsche  Kranken  Ver- 
sicherungsgesetz nahmen  diesbezüglicli  versehiedene  Standpunkte 
ein.  Was  zunächst  die  Simulation  betrifft ^  so  stellt  das 
erstere  Gesetz  es  den  einzelnen  Kassen  frei ,  auf  Grund  ent- 
sprechender Sa  tzungsbeätimnmngen  über  den  Simulanten  Ordnungs- 
strafen, bestehend  in  der  zeitweisen  Einhebung  erhöhter  (ver- 
doppelter) Mitgliederbeiträge  zu  verhängen  (§  35  Krankenver^| 
sicherungggesetz ,  §  35  ZI  6  ßruderladengesetz).  Das  deutscht" 
Gesetz  läfst  nur  die  Bestrafung  einer  qualificierten  Simulation  auf 
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Grund  von  Satzungsbeatimmungen  zu:  wenn  nämlich  durch  eine 
ötrafbare  Handlung,  die  nach  iletii  Strafgesetze  den  Verluat  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  zieht,  eine  thatsächliche 
Schädigung  der  Kas^e  eriolgt  ist  Das  Strafmittel  ist  liier  die 
Erniedrigung  oJer  die  Entziehung  des  Krankengeldes  innerhalb 
der  nächsten  12  Monate  nach  Begehung  der  8  traft  hat  (§  iia 
ZL  2»  §  20 a  ZL  2).  Die  Grenzen  der  strafbaren  Simulation  sind 
hier  entschieden  zu  enge  gezogen  und  das  Strafmittel  ers^ilieint 
uiizweckuiäfaig,  einmal  weil  die  Vollzieh  barkeit  der  Strafe  von 
einem  Zufalle,  n.imlich  dem  Eintreten  einer  Erkrankung  des 
Simulanten  innerhalb  der  nächsten  12  Monate  abhängig  gemacht 
wird;    zum   andern,    weil   die  Anwendun!:^   der  Strafe   den    vom 

ffuten  oder  sclilechteu  Verhalten  des  Individuums  ganz  unab* 
tängigen  socialpolitischen  Zwet'k  des  Gesetzes  im  gegebenen 
Falle  aufhebt  Nach  unserem ,  in  diesem  Punkte  entschieden 
glucklicher  normierenden  Gesetze  ist  allerdings  der  Kassen  Ver- 
waltung durch  den  uneingeschräukten  Begriff  der  Simulation  die 
Uöglicbkeit  zu  ('bikanen  gegeben;  vielleicht  würde  es  sich 
empfehlen,  die  nachweisliche  Schädigung  der  Kasse  fiir  die  Straf- 
barkeit der  Simulation  geset/Jich  zu  bedingen. 

Die  Bestimmungen  über  nachteilige  Folgen»  welche  das 
Verachuldungsmoment  bei  der  Erkrankung  filr  den  Unter- 
stütz ungswerber  involviert,  sind  von  unserem  Gesetze  mit  Aus- 
la*j3ung  eines  Punktes  fast  wörtlich  aus  dem  deutschen  Gesetze 
übernommen.  Darnach  kann  kraft  besonderer  Satzungsbe- 
stimmungen solchen  Kassen mitgliedern  das  Krankengeld  gana 
oder  teilweise  entzogen  werden,  welche  sich  ihre  Krankheit  vor- 
sätzlich, oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  an  Schlägereien,  oder 
durch  Trunksucht  zu:^ezogen  haben.  D.is  deutsche  Gesetz  führt 
auch  noch  den  Fall  an,  dafa  die  Krankheit  durch  gijschlechtUche 
Ausschweifungeu  verursacht  wurde.  In  dem  richtigen  Gefühle, 
daf!5  letztere  Bestimmung  zu  engherzig  sei,  und  dafs  es  doch 
nicht  angebe,  die  im  Krankenvorstande  sitzenden  Arbeiter  zu 
Sittenrichtern  über  ihre  Berufsgenossen  zu  michen,  wurde  dieselbe 
von  der  österreichisefien  tiOäetzgebuQg  weggelassen.  Der  Begriff 
„geschlecbtliche  Aasichweifung"*  ist  so  un bestimmt,  hängt  so  sehr 
von  den  individuellen  Auschiuumren  des  Einzelnen  ab,  dafs  es 
schon  desbnlb  recht  bedenklich  ist»  ihn  als  gesetzliche  Grundlage 
für  die  Entziehung  der  Woblthaten  der  obligatorischen  Kranken- 
versicherung aulzustellen.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  in 
denen  die  Arbeiterschicliten  leben,  erschweren  die  Eingehung 
Von  Ehen.  Es  wäre  gerade  gegenüber  dem  Verhalten  der  be- 
mittelten und  gebildeten  Stände  in  der  Qesehlechtsfrage  eine 
grafse  Ungerechtigkeit,  den  ungebildeten  und  daher  moralisch 
weniger  widerstandsfähigen  Mann  für  die  aufsereheliche  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebe«,  der  ja  nebeu  dem  Selbst- 
erhaltungstriebe die  stärkste  Naturgew. ilt  im  tierischL'Q  Organisnuis 
ist,    dem   wirtschaftlichen  Elende   zu   überantworten,    wenn  sein 
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Verhalten  unglücklicher  Weise  Kraokheitsfolgen   nach  «ich  sogJ 
Es  ist  das  derselbe  engherzige  Standpunkt,    welcher  bei  der  Be* 
ratung  unseres  Gesetzes  im  Ahgeordiietenhause  eine  Gruppe  von 
Volksvertretern  veranlafate,   die   Kntziehung   der  Krankenuüt 
fltützuTig  für  den  Faü  unehelicher  Schwangerschaft  zu  beantragen«! 
—    Auch    gegen    die    Einbeziehung    der    Trunksucht    unter    die 
Gründe    der  Einstellung  deä  Krankengeldes   lielse  sich  manche 
Bedenken   antlühreo.     Oft  ist  dieselbe  eine  Folgeerscheinung  vc 
Erkrankungen  dea  Nervensystemes ,    also  wirklich  eine     "     " 
heif"  *,    oft  das  Resultat  trostloser  socialer  Verhältnisse.     Zu 
trifft  die  Entziehung  des  Krankengeldes  hier  zumeist  die  unglück« 
liehe   Familie   des   Trunkenboldes   härter  als  diesen  selbst,    und 
von    einer   bessernden    Einwirkung    dieser    Strafnoafsregel    kanj; 
wohl  kaum  jemals  die  Rede  sein.     Zweckmüfsiger  wilre  die  Be 
Stimmung,  dals  solche  Personen  zwangsweise  in  eine  Trinkerheil- 
anstalt  abgegeben   werden    könnten,   oder  dafs  das  Krankengeld 
niL'ht  ihnen^  sondern  ihren  Angehörigen  auszuzahlen  wäre.     De 
Kampf  gegen    die   Trunksucht    im    allgemeinen    und    ge^en   die] 
grauenhaften   Verwüstungen    derselben    am   Körper   des   Volke 
mufs  von  einer  ganz  anderen  Seite  aus  begonnen  werden. 

i\.    In  diesem  Abschnitte   mögen   noch   zwei  Beatimmungenl 
des  fürsoT'glicheren  deutschen  Gesetzes  erwähnt  sein,  die  bei  unaJ 
leider    fehlen:    die    Normen    über    die    Rekonvalescenten-J 
flege  (§21  ZI.  -ia)   und  liber  die  Mitversicherung   von] 
amilienmitgliedern  der  Arljeiter  (§  tJa  ZI  5,  §  21  ZI.  5| 
u.  7,    §  22  Abs.  2),     Durch   die   erstere   Bestimmung   wird   de 
Kmokenkasse   die  Möglichkeit  gegeben,    ihre  Mitglieder   nacbl 
Beendigung  der  Krankheit  und    des  Heilverfahrens  noch  bisl 
zur  Höchstdauer  eines  Jahres  in  Rekonvalescentenanstalten  unter* 
zubringen.     Dies   ist  namentlich  in  Fällen  schwerer  Krankheiten ' 
oder  von  Operationen,  welche  die  Kräfte  des  Patienten  stark  er- 
schöpft haben,  geradezu  ein  Gebot  der  Notwendigkeit,  wenn  nicht 
der    ganze   Erfolg  der   vorausgegangenen   ärr-tlichen  Behandlung 
durch   zu   frühzeitige  Wiederaufnahme  der  Arbeit   in  Frage  ge- 
stellt   werden    soll.      Es    mülste    namentlich    eine    Aufgabe    der 
Krankenkasaenverbände    sein ,    Erholungsanstalten   ins  Leben   ru 
rufen.    Nach  den  Bestimmungen  unseres  Gesetzes  ist  Kekonvales* 
centenfürsorge   überhaupt   ausgeschloasen ,    da   nach    Beendigung 
der  Krankheit    eine  Unterstützung   aus  der  Kasse  nicht  gewähr! J 
werden  darf,  und  aufserdem  die  auf  höchstens  ein  Jahr  bescliranktal 
Gesamtdauer  der  Unterstutzungen  gerade  bei  langwierigen,  schweren  i 
Leiden  die  Wohlthat  von  Rekonvalescentenanstalten  ausschliefsenl 
würde.     Hier  ist  eine  Elrweiterung  des  Gesetzes  nach  deutschem  I 
Muster  wünschenswert. 

Die  Unterstützung  des  Arbeiters  im  Falle  der  Erkrankung 
eines  seiner  Familienmitglieder  ist  in  (Österreich  nur  in 
der  Form  möglich,  dafs  der  betreffende  Angeliörige.  sofern  er  nicht 
ohnehin  selbst  versicherungspflichtig  ist,  freiwillig  einer  Kranken- 
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kasse  beitritt.  Hierfür  giebt  es  aber  einersetta  gewisse  Besclirän- 
kungeti  (Lebeiiaalter,  ärztlk'h  featgeätellter  Gesund licitüzustand), 
anders  ei  ts  werden  diircb  die  Fortlemog  eines  beaoo  deren  Ein- 
trittsgeldes und  durch  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  vollen 
Kassenbeiiräge  (ohne  Beihilfe  eines  Arbeitgebers)  für  jeden  solchen 
Angehörigen  der  Arbeitertamilie  unerschwingliche  Laoten  auferlegt. 
Ein  Mbisterialerlafs  vom  12.  Februar  18l»l  sagt  freilich:  „Es 
unterliegt  keinem  Aot^tande,  w^eno  in  das  Stfitut  eine  Be^stiramung 
des  Inhalte»  aufgenommen  wird,  dafs  die  K-aasenmitglieder  durch 
Entrichtung  eines  unmittelbaren,  an  die  Ka^se  abzuführenden 
AVoehcnbeitragea  von  je  sechs  Kreuzern  sich  für  ihre  Frauen  und 
Kinder,  ohne  dafs  dte  letzteren  Kassen mitglied er  werden,  die  un- 
entgeltliche Gewahrung  der  ärztlichen  Hilfe  und  der  Medikamente 
sichfr^rn  können,  da  die  Einführung  dieser  Versicherung  sich  nicht 
als  eine  Erhöhung  der  Kaascnleistungen  im  Sinne  der  gesetzlichen 
und  statutarischen  Bestimmungen »  sondern  als  die  Einführung 
eines  speciellen  Versicherungszweiges  darstellt,  dessen  Verbindung 
mit  der  durch  daa  Krankenveraicherungsgesetz  ger^elten  Kranken- 
versiclierung  zufolge  §  \K  erster  Absatz  dieses  Gesetzes  znlüÄsig 
und  mit  dem  Zwecke  der  Kasse,  insbesondere  auch  hinsichtlich 
des  ärztlichen  Dienstes  gut  vereinbar  ist,  auf  welchen  Versirhe- 
rungszweig  die  die  Krankenversicherung  regelnden  gesetzlichen 
Bestimmungen,  insbesondere  die  ^ij  *i,  i»  und  26  des  Gesetzes 
kerne  Anwendung  tinden/  Diese  Auslegung  des  bezogenen  §  9 
erster  Absatz  erscheint  jedoch  etwas  gewaltsam  und  im  Wortlaut 
und  Geiste  des  Gesetzes  nicht  gerechtfertigt.  Wer  die  Entstehung 
dea  letzteren  an  der  Hand  des  Regierungsentwurfes  und  der 
Verhandlungen  im  Ficichsrate  und  in  dessen  Ausschüssen  genau 
verfolgt,  mufs  zu  dem  Rci^ultate  kommen,  dafs  der  Gesetzgeber 
an  den  i^'all  der  Angehöri;;en Versicherung  gar  nicht  gedacht  hat» 
und  dafs  die  im  ersten  Absätze  des  §  M  für  zulassig  erklärte 
Erhol lung  und  Erweiterung  der  Kassenleistungen  unbedingt  nur 
mit  Beziehung'  auf  die  versicherten  Kassen mitglicd er  und  niclit 
auf  Nichtmitglieder  statutarisch  normiert  werden  kann.  Dies  geht 
auch  aus  der  auadrückhi-hen  Berufung  in  dieser  Gesctzesslelle 
auf  die  §§  (»  — S  und  aus  der  Anziehung  des  §  1  im  §  »♦  hervor. 
Zudem  roüfsten  Ausnuhmebestimniungen  von  so  grundsatzlicher 
Bedeutung,  wie  die  Unterstützung  von  Nichtmitghedern  durch 
die  Krankenkassen,  ausdrücklich  normiert  sein;  denn  sie  würden 
das  Princip   der  Gegenseitigkeit  der  Versicherung  diu-ch brechen. 

Auch  bei  den  Ber^Averksbruderladen  lafst  das  Ministerium 
auf  Grund  einschlägiger  8t4itutenbeät!mmungen  eine  Angehörigen- 
versicherung zu. 

Im  d  (rutschen  Gesetze  finden  sich  besondere  Hestiramungeii  j 
über  die  Angehörigen  Versicherung,  welche  wohl  geeii;net  erscheinen, 
die  socialpühtische  Beileutung  der  Krankenversicherung  wesentlich 
zu   erhöhen^    wenn    auch   die   Geltung   dieser  Normen   von   der 
statutarischen  Anordnung  der  einzelnen  Kasse  abhängig  gemacht  I 
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iat.  —  El  kann  nämlich  den  nicht  versicherungspflichtigen  Familien- 
iiutgliodern  eines  veraicherungspflichtigen  Arbeiters  gewährt  werden : 
die  freie  ärztliche  Behandlung  und  BeisteUung  der  Heilmittel; 
den  Ehetrauen  die  Wöchnerinnenunterstützung  bis  zur  Dauer  von 
sechs  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft;  beim  Tode  der  Ehefrau 
i)der  eines  Kindes  ein  Sterbegeld  im  Ausmafse  von  zwd  Drittab 
oder  der  Hälfte  des  den  Hinterbliebenen  eines  verstorbenen  Kasaeo- 
mitgliedes  zukommenden  Sterbegeldes.  Um  den  Elassen  die  ESn- 
fUlurung  dieser  Fürsorge  fUr  die  Familienmitglieder  eines  Ver- 
sicherten BU  erleichtem,  gestattet  das  deutsche  Gesetz  die  Eio- 
hebung  von  Zusatzbaträgen  auf  Grund  besonderer  statutariscfaet 
Kassenbestimmungen. 

7.  Wie  schon  mehr&ch  «rwähnt,  ist  die  Qewähnmg  vi» 
Krankengeld  nicht  nur  zeidich,  sondern  auch  dem  AnsmafK  sack 
vi^m  Get^etae  beeckränkt«  Sein  Minimum  beträgt  0<J  *•.  söi 
Maximum  T%^  ^ «  des  durchschnitdicbeQ  Lohnes.  Die  GifiB^f 
hiert\lr  Ut^^^MH  zum  Teil  in  der  Riicksichmahme  auf  die  fHiSangs 
t^tkigkeit  der  Kaasm«  hauptsicUich  aber  in  der  Abssekt,  ^i— 
Ulioneii  kintaazabahwL  Letzterer  Zweck  liegt  Qocb  mmer  ■■iiiiz 
Besehr^liikuiig  vi<e6  Krankengeldes  zu  Grunde:  der  Anordnvii^eäer 
dri^itagig^^n  Karenzzeit  nach  Beginn  der Erw^erhwfthäjfak 
i^  c^  ZI  :iu  l>iese  Be«timssiuig  gekt  dahin.  da&  nv  im  FuM/l 
aW  die  en^MrKiuafidiig  nsackeode  Krankheit  buL^er  ab  d?ci  Tuet 
dMMW  ^  KmnbMig^Ul  aa  zaUen  itt.  dana  aber  ^^oaz  B^anr 
iW  Kfainkkett  an  btaraduBM  wird.  Das  deataehe  G^kol  «Britta 
dii»  Mjftwaa^pwwe  äur  da$  KiaiikeK«U  tiefer  aasecit  ->*  '  t  im 
T^^ei^\kih^$^^  Uttki  daäs^be  in  a^er  EL^^sI  nsr  i^  däf  Ar^2t3ffica£<&. 
UK<it  abiwr  Äür  Sxsä-  und  FeiertiÄ^  ^^«iLärt.  k^Lic  «k  £i»^«3ir 
Us^  KarvctEMC  ocxiaec  aSnr  b^  aMir  jJ^s  iDiis^!u»  KmijOias 
»ic^l  dte  ai*cktrj^iicfte  Begs^rg-^jg  i<s  Kraabsfi^aOfs^  joirs^  :nr 
<toi?  dwt  ier$iett  Tjij^  aai  Tt^fr  iea  A  er:  1:1*1  Sf  SiärÄnLfcrm^ 
Uktt  Kjurytt&s«H.t  Sii.^  $icft  $Qr>fiae!i   xzd  ^iJü»  3iC  «sxua  its.  nsr  B«e^ 

wunI  msccl  iea  4^;f«iawiLasi::%a  xoji  ^ärfv-nai  j^aftrenmiprit^.t^Tn. 
w^Nt^t  ;»tf  :t£cac  3Mftr  jio^  ir»  Ta^  snok  smi.  sae^  iimsi  xtizbe- 
:$a^MdlL  ittk'^iXLStjeQjie  Laäcm^  ^siawHt.  I>s*«auri  a^xst.  ^^^»r 
«^  acte  <»i»  pjuiäctisxn^  Ä!r  isL^s^»  i^H£?eKut9i  mc.  ^rri  .Traue 
Ä>A^  i«r  A3»;ci£tamc  i«r  ^.ic-ffLsa«  se*m*  V^srsgnhin;;  ?^is:;iig 
:t>?r  ir«fi  T^ti^  jai»ti3it>at  ^rmütooi.  im.  hmsr  -turtt  im  mt  ^iam^» 
K^'i%iii6iimimf   SU.   ürniiüKu.      Dil   iift£    üt*    >!fr*sf>siiQf    j^cfsrnmirumc 

Kw?tNt4  ii^*a  4{utir!«t  .^tA^i!C:«f  ^Esextsxs  im  üi  maxr  liusarrgsx. 
^«^mu  isua  ^tf.  ^c»  M^  V;^^«ctjzux3r9C^9ri::!tisiiiF.  «a^  üine  ä&>MHsr«ifr 
Xcra    ^Maibauuc     .n   :siKm  iLrrsiämim&iw  ^Tm   *.   Ft^j-or     -^ 
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berechtigt  seien,  durch  SatzungsbeBtiroinung  die  Karenzzeit  aus- 
SQSchlteisen.  Daa  «ei  leiliglich  eine  2uksi?ige  Erhöliun^^  oder  Er- 
weiterung der  Kassenleistungen  über  das  gesetzliche  Mindestmafs, 
Ob  diese  Entscheidung  mit  dem  eigentlichen  Zwecke  der  Kareoz- 
hestinimung  de»  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen  ist,  liilst  sich 
wohl  bezweifeln.  —  Jedenfalls  aber  ist  daa  einzige  verllUialiche 
Mittel  gegen  Simulation  eine  scharfe  Kontrolle  unter  Mitwirkung 
des  AnEtes, 

Eine  andere  aber  direkt  ungesetzliche  Verkürzung  de« 
Krankengeldes  ist  in  einem  wiederholt  bei  einzelnen  Kranken- 
kassen beobachteten  Brauche  gelegen y  der  darin  besteht,  dais 
den  erkrankten  KasBenmitgliedern ,  ohne  dafs  eine  bezügliche 
Satzungsbeatimmung  vorläge,  unter  dem  Verwände,  da!s  sie  ja 
auch  withrend  der  Krankheit  noch  Mitglieder  blieben  und  daher 
die  Pflicht  zur  Zahlung  von  Beitrügen  hiltten,  vom  Kranken- 
gelde hei  dessen  wöchentlicher  Auszahlung  der 
volle,  auf  die  Woche  entfallende  Kassen  bei  trag  ab- 
gezogen wird.  Dills  ein  solcher  Abzug  von  dem  ohnehin  als 
Existenzminimum  kaum  ausreichenden  K ranken t^eide  von  dem 
erw^erbsunfiihigen  Arbeiter  schmerzlich  empfunden  werden  mufs, 
ist  klar.  Dieses  Verfahren  widerspricht  auch  direkt  dem  Gesetze, 
welches  einerseits  das  Krankengeld miniumm  in  S  (>  als  unein- 
schränkhnres  M indestau smafs  bezeichnet  und  daher  auch  durch 
statiitirische  Bestimmungen  zu  verkürzen  nicht  gestattet. 
Anderseits;  ist  keine  gesetzliche  Bestimmung  zu  Hnden,  nach 
welcher  erkrankte  Arbeiter,  die  eine  Krankenunterstiltzung  ge- 
niefsen,  während  dieses  Bezüge«  die  KasaenmitgliedschaU  behalten 
müssen;  vielmehr  bezeichnet  4^  13  ZI,  1  nur  die  ^beschäf- 
tigten, versicherungspflichtigen  Personen"  als  KaBsenmitglieder, 
und  nicht  die  er werhsuu fälligen.  Dieser  Ansicht  hat  auch  der 
Verwaltiingsgerichtaliof  in  einer  Entscheidung  vom  1*»,  November 
"89.'i  Ausdruck  verliehen,  w^orin  er  feststellt,  dafs  das  Gesetz  die 
Verpflichtung  der  Krankenkasse  zur  Leistimg  der  Krankenunter- 
stiltzung, sobald  diese  tiir  ilen  Versicherten  durch  dessen  Er- 
krankung wlihrend  des  Bestandes  der  Mitgliedschaft  liquid  ge- 
worden ist,  nicht  auf  die  Dauer  der  Älitgliedachaft  einschränkt.  — 
Im  deutschen  Oesetze  finden  wir  diesbezüglich  wieder  eine  aus- 
drtlckÜche  BestimmuniTi  und  zwar  im  J;  ri4ft:  ^Im  Falle  der  Er- 
wer bsun Fähigkeit  werden  i\ir  die  iJauer  der  Kranktnunterstütcung 
Beitn^ge  nicht  entrichtet  Die  Mitgliedschaft  dauert  während  dea 
^■Bezuges  von  Kranken  Unterstützungen  fort."  Bei  Hevision  unseres 
^Kjesetzes  wUrde  sich  die  Einsclialtung  einer  ähnlichen  Norm  empfehlen, 
^m  8.  Eine  nicht  unwichtige  Fra;j:e  auf  dem  r4ebiete  der  Kranken- 
^■versicherung  ist  die »  ob  d i e  Doppelversicherung  eines 
^PArbeitcrs  bei  zwei  Krankenka^^sen  zuhissig  ist«  und  wenn  ja« 
Bwelehe  rechtlichen  Folgen  dieselbe  hat  Eine  ausdrückliche  Be- 
stimmung hierüber  ist  in  unserem  (iesetze  nicht  zu  finden.  Die 
Stellun;:.nahme   unserer  Praxis   in    diesem  Punkte   lafst  «ich   aus 
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einer  Reihe  von  Entecheidungen  dea  Verwaltungsgerichtshofes  um 
des  Minkteriuma   des  Innern    eotnehmen.     Zwei   derlei tufn   sei 
hier  an^etlUhrt: 

^Dai*  K ranken versichemngBgesetz  kennt  nur  eine  Zwangs 
veraicherun^  j    welche  bei  irgend  einer  der  im  i}   11  aufgesähli 
Kategorien  der  Krankenkasse  vor  sich  gehen  niufs  und  zwar 
der  Wirkung,    dafs,    sobald    die    \-ersicherung    bei    einer    di 
Kassen    erfolgt   iijtj    eine    weitere   Zwangs  Versicherung    bei    ein 
anderen    dieser  Kasaen    ausgese blossen   ist.     1  dagegen    findet  siel 
im    Krankenveraicherungagesetz    nirgends   eine  Bestimmung,    aus 
welcher  geschloa.sen  werden  könnte,  dafs  liem  Zwangsveröichexten 
dm   Recht   benommen   sei ,    neben    der   Zwangaversicherung    ftir 
seine  Person    —   also  ohne  Inanspruchnahme  des  Arbeitgebers 
noch  eine  freie  Veraicherung  einzugehen,''     (VGH,   7.  Dezem- 
ber  IH'JrJj 

^Im  Falle  eine  Person  zwei  Krankenkaasen  als  Mitglied 
gehört,  hat  jede  der  beiden  Kassen  die  statu lenmüfs igen  Leistuo 
ebenso  zu  gewähren,    als  ob  der  Erkrankte  nur  einer  Kasse  a 
gehören  würde.     Für  einen  Rtlckgritf  der  beiden  beteiligten  Ksls^ 
untereinander  mangelt  jede  gesetzliehe  Grundlage/     (Entach.  i 
Minist,  d.  1.)   — 

Um  die  ganze  Frage  richtig  zu  beleuchten,  roufs  man  naeim 
Erachtens  vom  allgemeinen  Begriff  der  Versicherung  ausgehe 
Derselbe  Hegt  darin,  dafs  der  Versicherer  sich  verpflichtet  de 
Versicherten  jenen  ^Schaden  zu  ersetzen  ,  welcher  für  denselbi 
durch  das  Eintreten  eines  seiner  Art  nach  bestimmten,  aeine 
Eintreten  nach  unbestimmten  schridigenden  Erei^niisses  ohne  d 
Zuthun  entstehen  würde.  Der  Anspruch  auf  Schadensersatz 
mangelt,  sobald  ea  an  dem  Vorhandensein  eines*  Schadens  t^ 
bricht;  er  erlischt  daher  auch.  8ol*ald  der  Schaden  auf  dem  We(^ 
der  Versicherung  gedeckt  wurde.  Hat  »ich  jemand  ge.gen  di 
Gefahr  desselben  Schadens  bei  zwei  oder  mehreren  Versieb enmg«^ 
anstalten  vt^rsichert,  so  tiat  er  beim  Eintritt  eines  Schadens  die 
WahL  welche  N'ersicherungsanstalt  er  zur  Deckung  deaaelben  in 
Anspruch  nehmen  wdb  Ist  dann  aber  der  Schaden  von  einer 
Anstalt  vollfitändig  ersetzt,  so  kann  ein  weiterer  Ersatzanspruch 
an  einen  anderen  Versicherer  nicht  mehr  gestellt  werden,  IHe 
Möglichkeit  der  0  e winn erziel ung  von  selten  des  Versichert 
flurch  Abschlufs  eines  Versicherungsvertrages  widerstreitet  de 
\A>sen  und  Zwecke  der  Versicherung. 

^\  endet  man  diese  Grundsiitze  auf  die  obligatorische  Arbeiter*^ 
Versicherung  an,  ao  mufa  man  ala  den  Zweck  derselben  die 
Deckung  jenes  materiellen  Schadens  bezeichnen  ^  der  dem  ver-j 
sicherten  Arbeiter  aus  einer  Erkrankung  erweichst,  und  welcher  sie 
darst*41t  als  Auslagen  der  Krankheit  {insbesondere  für  Arrt  txn 
Apotlieke)  und  als  Erwerbsentgang.  Ist  beides  vollständig  ver-" 
glitet,  so  kann  ein  weiterer  Anspruch  auch  bei  Doppel veraichening 
gegen  eine  zweite  Versicheruogakasse  nicht  gestellt  werden.    I>ie 
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Doppelversicherung  könnte  also  lediglich  den  Zweck  haben^  um 
entweder  die  Üiflferenz  zwischen  dem  von  der  ersten  Kasse  ge- 
währten  Krankengeld  und  dem  durch  die  Erwerbsunfähigkeit  ent- 
gangenen vollen  Lohn  zu  decken,  oder  aber —  und  darin  scbeint  mir 
der  Wert  der  Doppelversicherung  für  die  künftige  Auagesüiltung 
des  Krankenkassenwesens  zu  liegen  — ,  um  die  Dauer  der 
Unterstützungen  zu  verlängern.  Hat  die  eine  Kasse  infolge  Ab- 
lautens  der  satzungsmäfßigen  Unterstützungszeit  ihre  Leistungen 
eingegtellt,  ohne  dafs  inzwischen  die  Gesundung  des  Arbeiters 
bezw.  dessen  Erwerbsffihigkeit  herbeigeführt  woren  wäre,  so  hiitte 
mit  diesem  Zeitpunkte  die  zweite  Kasse  mit  iliren  Leistungen  zu 
beginnen. 

Auf  dem  früher  erörterten  principiellen  Standpunkt  steht  das 
deutsche  Gesetz  insoweit,  ula  es  in  §  2()a  bei  Doppel  Versicherung 
«ine  Erhöhung  des  Krankengeldes  durch  die  zweite  Kasse  nur 
bis  zum  vollen  Betrage  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  zutiefst. 
Inkonsequenterweise  wird  jedoch  im  selben  Paragraphen  und  im 
Absatx  -i  und  4  des  ^  7[*,  betreffend  die  Hilfskassen»  gestattet^ 
dats  durch  Kassensatzungen  über  diese  Grenze  in  einem  Malse 
hinausgegangen  werden  kann,  welches  die  Vergütung  der  that- 
sMchlichen  Einbuise  des  erkrankten  Arbeiters  weit  überschreitet. 
An  eine  zeitHche  Ausdehnung  der  Unterstützungen  durch  die 
Üoppelveraicherung  oder  an  die  Verwertung  der  letzteren  für 
Rekonvalescenten pflege  denkt  auch  dieses  Gesetz  nicht, 

1>.  Die  obligalorisclie  Krankenversicherung  sorgt  für  ihre 
Schützlinge  noch  über  deren  Tod  hinaus,  indem  sie  einen  Beitrag 
im  mindestens  zwanzigtachen  Betrage  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  zu  den  BegrÄbniskosten  gewährt.  Da  bei  der 
Flüssigstellung  dieser  Leistung  der  Versicherte  nicht  mehr  lebt, 
so  ist  es  notwendig,  die  zur  Behelmng,  bezw.  Verwendung  des 
Sterbegeldes   legitimierten  Personen   genau   zu  bezeichnen.     Diet 

Seschieht  in  unserem  Gesetze,  wo  kurz  von  „Hinterbliebenen'* 
ie  Rede  ist^  nur  unvollkommen.  Man  empfand  daher  das  Be- 
dürfnis^ bei  Festsetzung  des  Musterstatutes  für  die  Bezirks- 
krankenkasse diesem  Mangel  de»  Gesetzes  Rechnung  zu  tragen, 
indem  man  im  §  IH  die  Bestimmung  traf:  ^l>ie  Beerdigungs- 
kosten fiir  ein  verstorbenes  Mitglied  werden  gegen  Beibringung 
dos  Totenscheines  gezahlt.  Dieaelljen  werden  entweder  den 
hinterbliebenen  Ehegatten  oder  denjenigen  Hinterbliebenen  aus- 
gefolgt, welche  das  Beigrilbnis  zu  veranlassen  haben.  In  allen 
anderen  Fitllen  bestreitet  die  Bezirkskasse  die  Kosten  der  Be- 
erdigung bis  zur  Höhe  des  im  §  II  normierten  Betniges/  Aber 
auch  hier  fehlt  eine  Garantie  dafür,  dafs  das  Sterbegeld  wirklich 
seinem  Zweck  zuget*ührt  wird.  Es  erscheint  daher  die  Bestimmung 
des   deutschen    Gesetzes    (§  20    letzter  Absatz)   dem    praktischen 

C^-^'ürfnisse  angemessener:  ^Das  *Sterbegeld  ist  zunächst  zur 
cung  der  Kosten  des  Begrübnisaes  bestimmt  und  in  dem  »uf- 
jndeten   Betrage   demjenigen   auszuzahlen,   welcher   das  Be- 
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gTÄbnis   besorgt.      Ein  etwaiger    Überschufa   ißt   dem    hiutc 
bitebenen  Ehegatten,  in  EnnangeluDg  eines  solchen  den  nMcbsteu 
Erben   auszuzahlen.     Sind   solche  Personen  nicht  vorhanden» 
verbleibt  der  Cberschnfs  der  Kasse/ 

Ein    anderer   Mangel    unÄcres   Gesetzes   besteht  darin,    dafd 
aus   demselben    nicht  /u  entnehmen  ist»   in  welchem  Zusxtinmen- 
bange  der  Anspruch  auf  Sterbegekl  mit  der  Kas6enmitglied.scbaf 
oder  mit  der  erfolgten  KassenunterstiitÄung  des  zu  Beerdigende 
stehen  soll     Muh  behufs  FlUssigstellung  dieses  Geldes  der  Yer 
storbene  zur  Zeit  seines  Todes  Mitglied  der  Kasse  gewesen  sein 
oder  von  derselben  wenigstens  noch  bis  zu  seinem  Ableben  ein€ 
Unterstützung   genossen    haben ;    oder   genügt   es ,    dafs  der  To  ~ 
als  Folge  jener  Krankheit  eingetreten   ist,    iür  welche  der  Ver* 
storbene    zuletzt    durch    die   gesetzliche   Ijingstdauer   unterattitzl 
wurde,    ohne    dafs    er    nachher   seine    KrwerW^higkeit    wieder- 
erlangte?     Auf   diese    Fragen    bleibt    das   Gesetz    die    Antwort 
schuldig.     Das   Ministerium    des  Innern   hat    sich   die  Sache   beiS 
wiederholten  Entscheidungen  tblgendermafaen  zurechtgelegt:  ^DiilS 
Hinterbliebenen    eines  Arbeiters,    welcher  lünger  als  20  Wochen 
krank   war   und  dann  zu  einer  Zeit  verstorben  ist ,    wo  er  naeb , 
Ablauf  der   Statuten  mit  feigen    längsten  Dauer  der  Krankenunter 
stülzung  aus  der  Betriebskaese  keine  Krankenunterstützung  meht 
bekommen  konnte,    haben  im  Grunde  des  §  6  des  Krankenver 
sicheruogsgesetzes    auf    die    Leistimg    des    statutenmiifsigen    Be 
erdigungskostenbeitrages  Anspruch.    Hierbei  wird  jedoch  voraus 
gesetzt,    dafa  der  Verstorbene  zur  Zeit  seines  Ablebens  Mitgliedl 
der    Betriebskrankenkasse   gewesen»    also   im  Arbeitsverhültutsa 
und    nicht  etwa   nach    bereits  eingetretener   Erwerbsloeigkeit  er 
krankt j    und  daher  nicht  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  de 
Art  II  Alinea  :i  des  Gesetzes  vom  4,  April  1?^89  R.G.Bl.  Nr.  :i8  ^ 
von    der   Krankenkasse    während    seiner  Erwerbslosigkeit   unter-' 
stützt   worden    ist,    da    in   letzlerem  Falle   nach  Ablauf  der   im 
Statute   vorgesehenen    längsten  Dauer  der  Kranken unterstützongjfl 
keine  weitere  Verpflichtung,  insbesondere  auch  keine  Yerpflichtian^l 
zur  Zahlung  eines  Beerdigungskostenbeitrages  für  die  Kas^  be- 
steht** (Entscheidung  vom  Jahre  18!t»0). 

Auch    dici^e  Fra^e  finden  wir  im  deutschen  Gesetze   (§  20] 
in   Äweckmlifsiger  Weise  gelöst:    ^Vei-stirbt  ein  als  Mitglied  d 
Kaaee  Erkrankter   nach    Beendigung   der  Krankenuntersttitzi 
so  ist  das  Sterbegeld  zu  gew«liren»  wenn  die  Erwerbsunt^ihij 
bis  zum  Tode   fortgedauert   hat  und    der  Tod   infolge  dei 
Krankheit   vor   Ablauf  eines  Jahrea  nach  Beendigung  d 
Krankenunterstützung   eingetreten  ist"  —  Diese  einjährige  Frial 
ist  allerdings  etwas  kurz ,    wenn  man  an  jene  Art  von  Siechtuin 
denkt,  die  wohl  am  häufigsten  die  längstmögliche  Unterstüixmig»- 
frist   überdauern   und    dann   zum  Tode  ftihren  wird:   die  Tubei^ 
kulose. 

IH.    Zum  SchJusae  diese«  KapiteJs  m(ygen  noch  einige  kurze 
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Worte  über  die  Normen,  betreffend  die  Auitrafirmijp:  Ton  Streitig- 
keiteo  zwischen  den  Versicherten  und  den  K ranken ka&aen  Platx 
finden.  Unser  Gesetz  sagt  darüber  im  zweiten  Ahsclinitte  des 
§41  folgendes:  ^Streitigkeiten  zwischen  den  versicherten  Personen 
und  den  Hezirkskrankenkfissen  über  Unterstützungsanspriiche 
gehören  zur  au&Behliefalichen  Kompetenz  des  Schiedsgerichts 
der  betreffenden  Kasse,  Rechtsmittel  oder  Klagen  gegen  das 
schiedsgerichtliche  Erkenntnis  sind  nicht  zulasßig.  Zur  Voll- 
streckung des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  oder  eines  vor 
dem  Schied8p:erichte  geschlossenen  Vergleiches  ist  das  zuständige 
Gericht  des  Schuldners  berufen.''  Gleiche  Bestimmungen  gelten 
auch  ftlr  die  Betriebs-  und  Baukassen  (§ij  47  und  57),  ähnliche 
für  die  Bruderladen  (§  2n  de*  Bniderladengesetzcs ),  Die  Be- 
stimmungen über  die  Zusammensetzung  und  ilas  Verfahren  der 
Schiedsgerichte  bleiben  den  Kasaenstatuten  überlassen*  Im  45  32 
des  Musterstatutes  für  die  Bezirk^skrankenkassen  wird  angeordnet» 
dafs  das  Schicdsgericlit  aus  fUnf  Mitgh'edem  bestehen  soll,  deren 
Wahl  lediglich  in  der  Hand  der  Arbeiter  liegt.  Diese  fünf 
wählen  einen  aus  ihrer  Mitte  zum  Ohmann.  Eine  Gewähr  für 
eine  dem  Wortlaute  und  dem  Geiste  des  Gesetzes  Rechnung 
tragende  und  streng  gerechle  Judikatur  fehlt  dicker  Normierung^ 
Jlan  mufö  bedenken,  dajs  in  diesen  Schiedsgerichten  nicht  ein 
Rechtskundiger  sitzt,  dafs  s^lnitliche  Laienrichter  zum  weitaus 
^^öfateo  Teile  über  eine  geringe  Bildung  verfügen,  oft  kaum  des 
Lesens  und  Schreibens  mächtig  sind ,  und  dals  in  ihrem  Stande 
der  Parteienhafs^  die  Verhetzung  durch  gewissenlose  Führer,  die 
blinde  Pfirteidisciplin  eine  Stritte  haben  ^  wie  in  keiner  anderen 
Geaellsehaftschichte.  Dazu  kommt  noch,  dafs  die  zu  ent- 
schefdendcn  Rechtsfhlle,  wie  aus  den  Erörterungeti  dieses  Kapitels 
zur  Genüge  hervorgehen  dürfte,  oft  recht  verwickelter  Natur  sind. 
Zieht  man  noch  in  Betracht,  dafs  die  Rechtsprechung  in  diesen 
Kollegien  nicht  einmal  eine  öffentliche  ist,  dafs  keine  Sammlung 
von  Entscheidungen  stattfindet  und  dafs  gegen  die  gefiilUen  Er- 
kenntnisse keinerlei  Rechtsmittel  zulitssig  sind,  nicht  einmal  eine 
NichtigkeitsbcÄchwerde ,  und  auch  der  Einflufs  der  Aufsichts- 
behörde hier  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  —  so  darf  man  sich 
nicht  wundem*  wenn  oft  geradezu  mflrchenlmfle  Nachrichten  über 
die  Judikate  dieser  Schiedskollegien  in  die  Öffentlichkeit  durch- 
sickern* l)ie  Schiedsgerichte  der  Bruderladen  haben  wenigstens 
den  grofsen  Vorzug,  dafs  ihre  Vorsitzenden  und  deren  Stellver- 
treter öffentliche  Beamten  sind,  die  über  Vorschlag  de«  Revier 
bergamtes  von  der  B  ergha  upt  mann  seh  aft  ernannt  werden.  Auch 
findet  eine  Publikation  der  Entscheid ung*'*rj  dieser  Sehiedsjimter 
in  den  amtlichen  Nachricliten  des  Ministeriums  de^  Innern  statt. 
Bei  allen  übrigen  Krankenkassen  fehlen  den  Schiedsgerichten 
aber  auch  diese  Garantien  einer  geordneten  Rechtspflege.  Es 
mutet  ganz  sonderbar  an,  wenn  man  damit  die  Gesetzesbe- 
stimmungen vergleicht,  welche  gegen  die  von  juristisch  gebildeten, 
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in  Eid  und  Pflicht  genommenen  Verwaltungsbeamten  geftliten 
Entscheidungen,  betreffend  die  Streitigkeiten  zwischen  Kassen 
und  Arbeitgebern,  ein  Beschwerderecht  bis  an  den  Verwaltungs- 
gerichtshof einräumen.  Man  wird  vielleicht  einwenden,  dais  die 
Ansprüche,  über  welche  die  in  Rede  stehenden  Schiedsgerichte 
zu  urteilen  haben,  zu  geringfügiger  Natur  sind.  Das  mag  in 
absolutem  Sinne  stimmen,  nicht  aber  bezüglich  der  betroffenen 
Personen.  Für  den  kranken  Arbeiter  und  seine  Familie  ist  eine 
Entscheidung  über  wenige  Kronen  oft  eine  Entscheidung  über 
Hunger  und  Not.  Er  hat  in  seinen  kleinen  Verhultnissen  den- 
selben Anspruch  auf  ein  rechtskundiges,  unbeeinflufsbares  Gericht, 
wie  der  wohlhabende  Bürger,  der  Arbeitgeber,  in  seinen  Rechts- 
sachen. —  Darum  sind  diese  Schiedsgerichte  kein  glücklicher 
Griff.  Die  Gesetzgebung  sollte  sie  aufheben  und  ihre  Judikatur 
den  neu  erstandenen  Gewerbegerichten,  dort  aber,  wo  noch  keine 
solchen  sind,  den  politischen  Behörden,  oder  den  ordentlichen 
Gerichten,  oder  wenigstens  den  Gemeinaebehörden  zuweisen. 

11.  Überblicken  wir  alle  die  Normen  unserer  Krankenver- 
sicherungsgesetzgebung,  welche  die  Ansprüche  der  Versicherungs- 
pflichtigen gegenüber  den  Kassen  regeln,  so  müssen  wir  audi 
nier  eine  gewisse  Unfertigkeit  und  Lückenhaftigkeit  konstatieren 
und  zugeben,  dafs  das  idlerdings  nach  mehrjähriger  praktischer 
Erfahrung  ergänzte  deutsche  Krankenversicherungsgesets  in 
vielen  Punkten  fürsorglichere  und  zweckentsprechendere  Be- 
stimmungen aufweist.  Das  darf  aber  unsere  Freude  über  die 
gewaltigen  Leistungen  unseres  Kassenwesens,  über  welche  noch 
im  letzten  Kapitel  gesprochen  werden  soll,  sowie  unser  Streben 
nach  Vervollkommnung  nicht  beeinträchtigen.  Ist  es  doch  ein 
schönes  Vorrecht  einer  jeden  neuen  Generation,  von  den  vorher- 
gehenden nicht  nur  dankbar  zu  lernen,  sondern  auch  das  von 
diesen  Geschaffene  zu  erproben  und  in  neuer  reicherer  Gestaltung 
auszubauen. 


Die  rectitlicheo  Verhältnisse  zwischen  den  Kranken- 
kassen einerseits  und  Ärzten,  Apothekern  und  Kranken- 
anstalten anderseits. 

L  Die  ÄnderuDg  der  wirtseh nftlichen  StclltiDg  der  Arzte  und 
Apotheker  durch  die  KrftrtkeDkasseD^esetzgebuDßr  im  all^emeitien.  — 
2,  Die  Verachiedenhcit  des  V^erhältEi.sses  zwischen  Kasse  und  Arzt  bezüg- 
lich der  einzelnen  Kassenarten.  —  3,  Die  Art  der  Bezahlung  nicht  fest 
angestellter  Arzte,  Tarif,  PauflchalieruDg ;  die  perceutnellen  Preisnflchläaae 
der  Apotheken.  —  4.  DerEintiufs  der  Kassen  Verwaltung  und  der  politischen 
Behörden  auf  die  Wahl  der  Heilmethoden  und  Hell  mittel  —  5-  Die  recht- 
lichen Beziehungen  zwischen  Ka&se  und  Heilantitalt:  der  Kegriff  „  Kran  ken- 
haus"« das  Recht  scur  Wahl  der  Krankenhauspflegef  die  Kosten era&tzp dicht 
der  Kassen.  —  6.  Schlufswort. 


1.  Durch  die  ArbeitenrerHicherungagesetzgebung  wurden 
Ärzte,  Apotheker  und  Krankenanstalten  in  den  Dienst 
einer  netien,  grofaeti,  aocialpolitiechen  Idee  gestellt;  das  bisherige 
Verhältnis  zwischen  ihnen  und  den  Kranken  erfuhr  eine  gewiBie 
Umgestal totig.  An  Stelle  der  Wechselbeziehung  von  Individuum 
zu  Individuum  trat  nun  jjewisöennatsen  eine  Gegenüberstellung 
▼on  Anst  und  Apotheker  einerseits  und  einer  in  sich  geschlosaenen 
Oesellächnftaklasse  anderseits«  Der  innere  lebendige  Zusammen- 
hang der  letzteren  erhielt  in  den  aus  ihrer  Mittö  erstandenen 
Kasseninatituleo  den  ersteren  gegenüber  eine  Hulsere  Ferra,  durch 
welche  das  einzelne  Mitglied  der  Vertretung  seiner  Intfressen 
gegenüber  Ar^t  und  Apotlieke  enthoben  und  dafür  eine  kapitale- 
kräftige,  für  die  Standt^genossen  rücksichtslos  und  zielbewulit 
eintretende  Köi'persehiift  eingesetzt  vvnrde  0  leichzeitig  werden 
den  Ärzten  neuartige  Pflichten  auferlegt,  die  an  sich  nicht  mi 
ihrer  eigentlichen  Berufethätigkeit  gehören:  die  Ausübung  einer 
gewissen  Kontrolle  gegenüber  den  Kranken  behufs  HiDtanhaltung 
der  Simulation^  die  Entscheidung  über  gewisse  Bezugsrechte  der 
Kranken  (Bezug  von  Heilmitteln,  Verpflegung  in  einem  Kranken- 
hause  u.  a.  w.)^  die  Mitwirkung  bei  der  Krankenstatiatik« 
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In  diese  neue  Situation,  welche  auch  eine  Umgestaltung  der 
bisherigen  Form  ihres  Einkommens  mit  sich  brachte,  haben  sich 
Ärste  und  Apotheker  nicht  sogleich  hineingefunden.  Es  ver- 
breitete sich  unter  ihnen  bald  die  Meinung,  dafs  mit  der  ESn- 
fUhrung  der  obligatorischen  Krankenversicherung  die  finanziellen 
Interessen  ihres  Standes  auf  das  schwerste  geschädigt  wtkrden, 
weil  der  in  die  Krankenversicherung  einbezogene  Teil  der  Be- 
völkerung die  Kosten  Rir  Arzt  und  Apotheker  nicht  mehr  nach 
dem  bisherigen  Ausmafse  selbst  bezahle,  sondern  flir  denselben 
nun  die  Kassen  die  Besoldung  der  Ärzte  und  Apotheker  über- 
nähmen, und  zwar  infolge  von  Pauschalierungen  und  durch  Aus- 
nutzung der  Konkurrenz  zu  herabgeminderten  Preisen.  Dazu 
komme  noch  der  weitere  Umstand,  dafs  viele  nicht  ver- 
sicherungspflichtige Personen  den  Kassen  freiwillig  beiträten. 
Diese  Kalkulation  war  und  ist  aber  fehler-  und  lückenhaft.  Sie 
läfst  die  Thatsache  aufser  acht,  dafs  die  Kassenmitglieder  durch- 
weg den  unbemittelten  Ständen  angehören,  dafs  es  sich  hier  um 
Personen  handelt,  welche  vor  dem  Inslebentreten  der  Zwangs- 
verficherung  nur  im  äufsersten  Notfalle  den  Arzt  in  Anspruch 
nahmen,  dabei  noch  unsichere  Zahler  waren,  oder  die  unentgelt- 
liche Hilfe  öffentlicher  Krankenhäuser  anriefen ;  während  sie  jetzt 
von  ihrem  Unterstützungsrechte  gegenüber  den  Kassen  reich- 
lichen Gebrauch  machen.  Gleichzeitig  ist  nun  den  Ärzten  and 
Apothekern  durch  die  Zahlungspflicht  der  Kassen  eine  sichere 
und  regelmäfsige  Begleichung  ihrer,  wenn  auch  fbr  den  einzelnen 
Fall  vielleicht  etwas  ermäfsigten,  aber  daf\ir  zahlreicheren  Honorar- 
forderungen garantiert.  Die  weiter  unten  angeführten  statistischen 
Daten  veranschaulichen  die  tinanziellen  Ergebnisse  der  Zwangs- 
versicherung  für  Ärzte  und  Apotheker. 

2.  Am  leichtesten  Hefs  sich  ein  Ausgleich  der  beiderseitigen 
Interessen  bei  den  Betriebskassen  herbei  führen,  da  wenigstens 
die  gröfseren  dieser  Institute  in  die  Lage  kommen,  eigene  Fabrik- 
ärzte mit  festen  Bezüi^en  oder  gegen  Pauschalien  anzusteUoi, 
welche  gleichzeitig  aus  ihren  Hausapotheken  Heilmittel  und 
Medikamente  verabfolgen.  Die  Vorteile  dieses  Systems  Hegen 
in  der  nicht  übermäfsigen  Belastung  der  Kassen  durch  Arzt- 
und  Apothekerkosten  und  in  der  raschen  ärztlichen  Hilfe,  die 
jederzeit  zur  Hard  ist.  —  Auch  bei  den  Genossenschafts- 
kassen wird  durchweg  eine  glückliche  Lösung  der  gegenständ- 
lichen Frage  gefunden.  Die  meisten  dieser  Anstalten  kOnnen, 
da  ihr  örtlicher  Wirkungskreis  ein  beschränkter  ist,  ihren  Mit- 
gliedern Spitalpflege  angedeihen  hssen  und  sichern  sich  durch 
günstige  Verträge  mit  einzdnen  Krankenanstalten  eine  bescheidene 
Höhe  der  Kurkosten.  Vidfach  übertragen  sie  auch  dem  Arbeit- 
geber (Handwerksmeister),  welcher  öftt^r  auch  heute  noch,  nan^ent- 
licb  auf  dem  Lande  und  in  kleineren  Orten  seinen  Gehilfen  und 
Lehrliniren  Kost  und  Wohnung  giebt  die  Bestdlung  des  Arztes  und 
die  Gewährung  der  Pflege  gegon  eine  angemessene  Vergütong.  Am 
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achwiengsten  haben  sich  die  Verh&ltnisae  bei  den  Bezirks- 
kranke nkassen  gestaltet,  welche  infolge  ihres  grofsen  Örtlichen 
WirkuDgdkrei&ea  jLi^ezwungen  aimi,  nait  einer  Mehrzahl  von  Ärzten 
uod  Apothekern  in  Beziehung  zu  treten.  Hier  wurde  denselben 
ihre  neuartige  Situation  allerdings  meist  durch  die  Art  und  Weise 
eraehwert,  in  weicJier  die  durchwegs  von  Arbeiterführern  geleiteten 
Kassen  das  Verhältnis  zu  ihnen  auftalsteo.  Für  dieae  existiert 
die  weder  in  Geld  abschätzbare»  noch  in  Instruktionen  ausdrück- 
bare  ethisehe  Seite  der  ärztlichen  Thätigkeit  nicht,  welche  diesen 
Beruf  aus  der  wirren  Menge  der  allgeraeinen  menöchlichen  Er- 
werbsthätigkeiten  lieraushebt,  und  seinen  Jüngern^  gleich  denen 
der  Kun^t,  eine  g^^o^^st^  ideale  Leberiöäufgabe  stellt.  Die  Kassen- 
Verwaltungen    wollen    und   kOnaen    wohl   auch    nicht  Rücksicht 

lehmen  auf  die  (tefühle  dea  Vertrauen«»  der  Sympatlrie  und 
^Antipathie,  welche  den  einzelnen  Kranken  zu  einem  bestimmten 
Arzte  hinziehen,  von  einem  anderen  abwenden,  und  welche  für 
den  Heilerfolg  sehr  oft  eine  wichtige  Rolle  spielen.  Für  die 
Kassen  sind  Arzt  und  Apotheker  Stuckarbeiter  oder  Geschäfta- 
leute,  ihre  Leistungen  Waren,  deren  Preise  im  Interesse  des 
tinanziellen  Gedeihens  des  Versicherungsunternehmens  möglichst 
'  erabgedrückt  wi^rden  niüssen.  —  Kein   Wunder  also»    dafs  sich 

iwUchen  beiden  Parteien,  welche  doch  zur  Yerwirkhcbung  eines 
grofsen  socialpolitiauhen  Gedankens  gemeinsam  berufen  sind,  ein 
scharfer  Gegensatz  entwickelte,  der  immer  wieder  in  wirtschailt- 
lichen  Kämpfen  zum  Ausdrucke  kommt  und  dessen  Erbitterung 
durch  eine  zumeist  malslose  Hetze  der  socialdemokratiachen  Fresse 
zum  Nachteile  der  Sache  selbst  unoötig  gesteigert  wird* 

Welche  Partei  in  solchen  Kiimpfen  obsiegt,  das  ist  im 
ntlichen  eine  Machtfrage,  Von  grofser  Bedeutung  ist  hierbei 
das  geschloasenene  Auftreten  der  Arzte  und  Apotheker  eines 
ganzen  Bezirken  odttr  L.tndes  in  Kammern  und  Berufs  vereinen, 
Einsicht  und  guter  Wille  auf  beiden  Seiten  haben  im  Laufe  der 
Jahre  manches  gebessert;  ganz  aufhören  wird  dieser  Widerstreit 
wohl  kaum. 

Die  amtlichen  Nachrichten  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern  bieten  in  ihren  jährlichen  Berichten  über  das  Kranken- 
kassenwesen eine  reiche  Fülle  des  Materials  für  die  Beurteilung 
obiger  Verhältnisse,  Aus  ihnen  seien  nachfolgende  Daten  angd- 
fiihrt: 

(Siehe  uiDsteheade  TabeUe.) 


Hierbei  sind  die  Bruderladen,  welche  unter  eigenartigen  Ver- 
hältnissen wirken  und  einer  besonderen  gesetzliehen  Regelung 
unterhegen,  sowie  die  Lehrlingskrnnkenkassen,  welche  bisher  von 
der  Versicherungögesetzgebung  leider  noch  keiner  Normierung 
unterzogen  wurden,  aufser  Betracht  geblieben. 

3.  Die  Bezahlung  der  Arzte  erfolgt,  soweit  die- 
selben   nicht    etwa    eigens    angestellt    und    fest    besoldet    sind, 
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Btweder    für  jeden    eiDzelnen   Krankheitslall    nach   einem   Ter- 

linbarten  Tarife,  oder  mittebt  Paueclialieruog,   Letztere» 

^ni   fUr   die  KasBen   we»ent!ich  vorteilhafter ,   weil  sie  dadurch  in 

die  Lage  gesetzt  sind^  von  vorn  berein  mit  einer  bestimmten  Aua- 

Sabepost    zu    rechnen   und    der  Arzt   hier   ein    eigenes    Interesse 
aran  hat,    bei    der  Aufdeckung  und  Verhütung  der  die  Kasöen 
finanziell    schädigenden    Simulationen    mitzuwirken.      Die    Arzte 

^  sind  begreiflicher  Weise  der  Pauschalierung  abgeneigt,  teils  weil 

fcdiese  Art  der  Bezahlung  für  sie  finanziell  ungtinstiger  ist*  teils 
weil  die  Slitglicderzahl  und  die  Morbilität  bei  den  Kassen  grofsen 
Schwankungen  unterliegen.  Sie  bestehen  daher  mit  Recht  darauf, 
dafs  hei  Pauiichalierungen  weni^'stens  eine  Bemesaung  des  Honorars 
nach    der    durchschnitthchen    Kopfzahl    der   Kassenmitglieder    in 

leinem  Jahre  st^*ttfindet.  Den  Veröicherten  sind  die  mit  Pauschale 
bestellten  Arzte  unsympathisch;  sie  wollen  die  Möglichkeit  haben, 
«ich  ihren  Arzt .  dem  sie  ihr  Vertrauen  schenken  können  ^  zu 
wählen,  wenigstens  aus  einer  beschränkten  Zahl  von  Ärzten. 
Ein  sehr  empfehlenswertes,  leider  ziemlich  selten  vorkommendes 
System  besteht  darin,  dals  die  Kasse  tlir  die  gesamte  von  ihr  im 

1  verlaufe  eines  Jahres  zu  bestreitende  ärztliche  Behandlung  einen 
bestimmten  Pauschalbetrag  aussetzt  und  diesen  dann  am  Schlufs 
der  Rechnun^speriode  unter  sämtliche  mit  der  Behandlung  der 
Kassenraitglieder  betrauten  Arzte  nach  einem  eigenen,  nach 
Kopfzahl,    Krankheitsdauer    u.  s.  w.    der    Patienten    gebildeten 

IßchlUssel  verteilt.  Dieses  System  gewJihrt  den  Kassen  die  Vor- 
teile der  vorhinein  bestimmten  Pauschsumme  und  der  Mitwirkung 
der  Ärzte  zur  Verhtltung  von  Simulationen:  den  Ärzten  den 
Vorteil  der  Honorierung  nach  Mafs^rabe  der  behandelten  Krank- 
heitsfälle; den  Ka^isenmitgliedern  den  Vorteil  einer  beschränkten 
Arztwahl, 

Eine  grolse  Bedeutung  für  die  Arztfrage  haben  bei  jenen 
Kassen ,  welche  mit  einer  Mehrzahl  von  Ärzten  in  Verbindung 
aiehen  und  nach  Tarif  oder  Pauschale  entlohnen ,  Lage  und 
Gröfse  des  Kassensprengels  und  die  Verkehrs  Verhältnisse  in  dem- 
selben. So  läfst  sich  meist  nur  in  den  Städten  die  grotse  Kon* 
kurrenz  unter  den  Ärzten  behufs  Preisdrückung  von  den  Kassen- 
verwattungen  ausnützen.  Auf  dem  flachen  Lande  kommt  dem 
Kassenwesen  eine  gute  Organisation  des  Sanitiitsdienstei^  weaent- 
Kch  zu  statten,  da  sich  mit  subventionierten  Distrikts-  und  Ge- 
meindeilr/ten  leichter  ein  billiges  Abkommen  zur  Übernahme  der 
Behandlung  der  Kassenmitglieder  treffen  läfst.  Teure  Verkehrs- 
mittel, zeitraubende  Wege  des  Arztes  zu  seinen  Patienten  er- 
höhen die  Ausgaben  der  Kassen  tlir  Heilbehandlung  oft  sehr  er- 
heblich. 

Die  Schwierigkeiten  bei  L<>sung  der  Arzt-  und  Apotheker- 
firage  haben  namentlich  den  Verwaltungen  der  Bezirkskranken- 
kassen den  Wunsch  nach  einer  Änderung  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes  in    der  Richtung   nahe  gelegt,    dafs  es  ihnen 
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geatattet   werden    möge,    in  gewidaen  Fälleo  aa  Stalle  der  freie 
ürÄtlicIien    Hilfe    und    der  Heilmittel    ein   etitsprechend   erhöht 
Kpiinken^eld   gewäliren  zu  dürfen.     Dieaei»  ßestreben  Ut  in  ve 
schiedetitiichea  Verb aedsverhiindluQ gen  zum  Auädnicke  gekommei] 
Nach  unserem  geltenden  Gesetze  ist  eine  solche  Umvv'^aQdlung  de 
ge^^amten    KaBäenleistuog   in    Geld   in    der  Regel   nur   bei   eine 
Teil   der  Vereinäkasaeo  (ii  *jO),    eämlich   nur  bei  jenen  statthaf 
welche   von   den    Arbeitgebern   keine    Beiträge,    oder   doch    ni] 
solche  unter  der  ftir  die  übrigen  Kasöen  vorgeschriebenen  Drittel' 
höbe  der    Gesa  rat  beitrage   beziehen.     Nur   im  Falle  des  Aufent 
halten    des  erkrankten  MitglLedea  auf^erhalb  des  Kassenaprenge' 
ist  eö  auch  den  übrigen  Kratikenkasaenjirten,  die  Aufnahme  beaaü_ 
lieber  Beatiminungen  in  die  Satzungen  vorausgesetzt,  nach  Jj  24  de 
Krankenveräicherungagesetzeä  gestattet,  sich  der  gesamten  Unt 
stiitzungdpdicht  durch    Zahlung    eines    um    die    Hälfte    erhöht 
Krankengeldes  zu  entledigen.  Das  deutache  Krankenversicherung 
ge^etz   enthält  im  §  27  eine  ähnliche  Bestimmung.     Es  gestati 
den  V^ereinskassen  jedoch  nicht  ohne  weiteres  ihre  gesamte  Unter- 
ötützungspHicbt   in   Geld    abzuthun,    sondern   nur   im  Falle  der 
Doppel versiclierung.  —  Im  Interesse  des  Arbeiterstandes  ist  eine 
Änderung   nnsere:^  Öeaetzes   in   der  ob'^n  angedeuteten  Kichtuc 
nicht    zu    wünschen.      Es    liegt    für    den    erkrankten    Arbeite 
namentlicli    wenn    er   Familie    hat»    wenn    ihn    noch    unbezahlt! 
Schulden  drucken,    wenn  er  zum  Atkoholgenusse  hinneigt,   uc 
in   vielen    anderen  Fällen   die  Versuchung  zu  nahe,    das  erliöhl 
Krankengeld    für  andere  Zwecke  als  für  Arzt  und  Apotheke 
verwenden    und   statt   dessen    zu  sogenannten  ^Hausmitteln* 
greifen  und  sich  an  Kurpfuscher  zu  wenden.   Auch  würden  dem 
einzetnen  Arbeiter ^    der  Arzt  und  Apotheke  selbst  bezahleo  soU^ 
zweifellos   höhere   Preise  gestellt    werden,    als  sie  die  Kasse   zu 
zahlen   hat     Selbst  für   den  Aufenthalt  des  Kranken  aufserhalb 
des  Kassensprengets  erscheint  die  gesetzliche  Erlaubnis  zur  Um- 
wandlung aller  Kassenleistungen  in  Geld  bedenklich,   zumal  die 
genannten  Sprengel   oft  klein  sind  und  zur  Ausnfttaung  der  be*      . 
züglichen    Ausnahmebestimmungen    des    Gesetzes   in    einer   deifl^H 
Sinne   des   letzteren   widersprechenden  Weise  Gelegenheit  gebeoC^^ 
—  Eine   weitaus    bessere   Malsregel,    um   den  Kassen   aus   ihrer 
schwierigen  Stellung  gegenüber  auswärts  belind  liehen  erkrankt 
Mitgliedern   zu   helfen»    wäre   die  EinführunLT   einer  gesetzliche 
Verpflichtung    samdicher    Kassen     zur    Stellvertretung     in    de 
Kraukenunterstüizung  und  in  der  K ran kenkon trolle  imd  zur  Rachti 
hilfe    bezüglich    solcher    Versicherten,    die    beim    Aufenthalt    im' 
Sprengel  einer  fremden    Kasse  Leistungen   von   ihrer  Ka^se  be- 
anspruchen.    Als  Vorbild   könnte   diesbezüglich   der   §  57  a  det 
deutschen  Gesetzes  dienen. 

Im   Anhange   zum  Gesagten   sei   es   gestattet^    noch   einige 
Zahlen  zur  Veranschaulichung  der  Höhe  der  Kosten»  welche  de 
Krankenkassen   tilr    Gewährung  der   ärzdichen   Hilfe   und   de 
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Heilmittel  erwachsen,  anzuftihrcn.  Die  tarifmäfsig  festge- 
setzten Kosten  dieaer  Art  zeigen  in  den  verschiedci-nen  Öster- 
reichischen Kronliindem  sowohl,  als  auch  in  den  einzelnen  Jahren 
der  , letzten  Dekade  eine  /iemliche  Gleichtnäfüigkeit  Über  die 
Jahres  Pauschalien  lafst  sich  nicht  leicht  ein  allgemeines  Urteil 
fallen,  die  selir  verachiedemirtigen  \^Thähnisse,  welche  die  Höhe 
der  Pauschbetrllge  beeinflussen,  entziehen  sich  vielfach  der  Be* 
obachtung  und  lassen  sich  nicht  Bchenmtisieren.  —  Bei  der 
Tarifierung  wird  in  der  Regel  unterschieden  zwischen  Ürdi- 
Dation  (Au&uchen  des  Arztes  in  dessen  Hause  durch  den 
Kranken),  Visite  (Besuch  des  Arztes  beim  Kranken}  und 
Operation;  bezü^dich  der  Visiten  wieder»  ob  der  Kranke  sich 
im  Orte  oder  auiserhalb  desselben  aufhält.  Der  Preis  ii\r  eine 
Ordination  beträgt  durchweg  Ho  Heller,  hier  und  da  4U  oder 'jO, 
selten  2<>  Heller  Die  Visite  ara  Orte  wird  meist  mit  einer  Krone, 
manchmal  mit  weniger  f Minimum  lif)  Heller),  hier  und  da  höher, 
selten  mit  dem  Maximum  von  1  Krone  <iO  Heller  berechnet. 
Bei  grölseren  Entfernungen»  namentlich  auiserhalb  des  Orte«, 
wird  entweder  ein  bestimmter  Betrag  zugeschlagen,  oder,  waa 
zumeist  der  Fall  ist^  ein  Kilometergeld  zwischen  iMf  Hellem  und 
1  Krone  berechnet.  Für  Operationen  sind  entweder  ausführliche 
Tarife  über  die  verschierlentlieheu  Arten  derselben  aufgestellt^ 
oder  drei  Gruppen  (leichte,  mittlere,  schwere)  unterschieden. 
Flir  leichte  operative  Eingriffe,  als  deren  Prototyp  gewöhnlich 
die  einfaclie  Zahnextraktion  angeführt  wird,  wercfen  *»(!  Heller 
bis  1  Krone  2n  Heller  gezahlt.  Grölsere  Operationen  werden 
mit  2  bis  IM  Kronen,  schwere  mit  i*o,  MK  höchstens  4m  Kronen 
boDOriert.  Bei  Inanspruchnahme  des  Arztes  bei  Nacht  erhält 
derselbe  fast  immer  die  doppelten  Gebühren;  selten  die  drei- 
fachen. 

Die  Apotheken  verpflichten  sich  zumeist  zu  percentuell 
bemessenen  Einlassen  von  ihren  Taxen*  Die  Höhe  der  Nach- 
läaae  schwankt  zwischen  In  und  25  ^'ö. 

Berechnet  man  die  Geatehnngakosten  der  Krankenkassen  flir 
ärztliche  Hilfe  und  Medikamente  mit  Bezug  auf  einen  Kranken- 
tag, so  erhalt  man  wieder  Örtlich  und  zeitlich  au f f a 1 1  e n d 
g  1 6  i  c  h  m  iU*  9  i  g  e  Ergebnisse  Um  L>urchüch  nitte  für  alle 
Kassenarten  hert«huet),  nlimlich  (ür  erstere  Kosten  :in,  für  letztere 
22  Heller  prn  Kranken t/if^.  Für  Spitals verpflegimg  entfallen 
durchschnittlich  aut  den  Krankentag  etwa  12  Heller. 

4.  Schliefslich  ist  noch  zu  bemerken ,  dafs  sowohl  die 
Kassen  Verwaltungen,  wie  auch  die  Verwaltungsbehörden  auf  die 
Ärzte  und  Apotheker  einen  gewissen  EinfluiV  bezüglich  der  Wahl 
der  Heilmethoden  und  Heilmittel  und  der  iiufsem  Ausstattung 
der  letzteren  nehmen,  wodurch  jedes  kostspielige  Heilverfahren 
mögUchst  ausgese blossen  werden  soll.  Handelt  es  sich  hierbei 
lediglich  um  Äulseriichkeiten ,  wie  z.  B,  die  Wahl  der  Arznei- 
flaeehen,   den   Zusatz   von    Zucker    zur   Medizin,    um    dieselbe 
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schmackhafter  zu  machen  u.  dergl.,  so  kann  man  solchen  Ver- 
fügungen wohl  zustimmen.  Aber  dieselben  gehen  auch  weiter  und 
beschränken  den  Arzt  sogar  in  der  Wahl  zwischen  verschiedenen, 
im  einzelnen  Falle  in  Betracht  kommenden  Heilverfahren, 
und  dagegen  mufs  man,  namentlich  wenn  es  von  Seiten  der 
Kassen  Verwaltungen  geschieht,  sehr  grofse  Bedenken  erheben. 
Es  erscheint  nicht  nur  ganz  unzulässig,  mit  finanziellen  Verord- 
nungen  in  die  mit  so  grofser  Verantwortung  verbundene  Aas- 
übung der  ärztlichen  Kunst  einzugreifen,  sondern  die  Kunde  von 
solchen  Mafsregeln  verbreitet  sich  auch,  meist  mit  Übertreibungen, 
unter  der  breiten  Klasse  des  Arbeiterstandes  und  erschüttert  dort 
das  Vertrauen  zu  den  Kassen  und  zu  den  Ärzten.  Müssen 
schon  solche  Vorschriften  bezüglich  unnotwendiger  ÄuCserlichkeiten 
in  der  Heilbehandlung  gegeben  werden,  so  sollte  man  dies  mit 
ostentativer  Öffentlichkeit,  Abdruck  in  den  Tagesblättem ,  An- 
schlag bei  den  Kassen  u.  s.  w.  thun,  um  die  Harmlosigkeit  der- 
selben klarzulegen  und  übertreibende  Gerüchte  unmöglich  zu 
machen. 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Inneren  erliefs  unter  dem 
17.  März  1891  R.G.B1.  Nr.  45  eine  Ordinations-  und  Dispensations- 
norm,  „welche  die  thunlichste  Schonung  der  zum  Zwecke  der 
öffentlichen  Krankenpflege  dienenden  Mittel  des  Staates  oder  der 
vom  Staate  verwalteten  Fonde  bezwecken".  Nach  §  20  der 
Bestimmungen  derselben  haben  sich  die  Ärzte  und  Apotheker 
auch  bei  Verschrei bung  und  Verabfolgung  von  Heilmitteln  für 
die  versicherungspflichtigen  Mitglieder  der  nach  dem  Kranken- 
versicherungsgesetze vom  :5().  März  1888  eingerichteten  Kranken- 
kassen zu  richten,  insofern  dies  seitens  der  berufenen  Ver- 
waltungen dieser  Institute  beansprucht  wird.  Diese  Norm 
beschränkt  die  zu  verordnenden  Heilmittel  und  therapeutischen 
Behelfe  auf  das  Notwendigste  und  Billigste.  —  Um  die  genaue 
P^inhaltung  solcher  Bestimmungen,  sowie  der  sonst  geltenden 
Taxen  und  vereinbarten  Nachlässe  zu  kontrollieren,  haben  einige 
Bezirkskrankenkassen- Verbände,  insbesondere  in  Böhmen,  diplo- 
mierte Pharmaceuten  als  sogenannte  Retaxatoren  angestellt,  denen 
die  Überprüfung  und  Richtigstellung  der  Apothekerrechnungen 
sämtlicher  Verbandskassen  obliegt.  Diese  Einrichtung  hat  sich 
zufolge  der  amtlichen  Nachrichten  des  Ministeriums  des  Innern 
gut  bewährt. 

5.  Bezüglich  der  Inanspruchnahme  von  Krankenhäusern 
durch  die  Krankenkassen  für  deren  Mitglieder  sind  drei  Punkte 
zu  erörtern:  der  Begriff*  „Krankenhaus" ,  die  Frage  des  Be- 
stimmungsrechtes, wann  die  Behandlung  in  einem  Krankenhause 
einzutreten  hat,  und  die  Normierung  über  die  Kostenersatzpflicht 
der  Krankenkassen. 

In  ersterer  Hinsicht  ist  zunächst  von  ausschlaggebender 
Bedeutung,  dafs  die  Verpflegung  eines  Versicherten  in  einem 
Krankenhause   eine  subsidiäre  Erfüllung  der  den  Kassen  ob- 
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liegenden  Untei'Stützungspflioljt  darstellt^  und  daher  nur  eolche 
Anstalten  in  Betracht  kommen  können,  welche  die  vollständige 
ärztliche  Behandlung  und  Verpflegung  des  Kranken  zu  gewähren 
in  der  Lage  sind.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  betreffende 
Heihinatalt  eine  öffentliche  oder  eine  private  ist,  s^umal  der  erste 
Absatz  des  j  8  unseres  Gesetzes  von  der  ^treien  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Krankenhaüse"*  spricht,  im  Gegensatz  zum 
Absatz  'S  desselben  Paragraphen,  wo  bezüglich  der  Koeteneraatz- 
pflicht  zwischen  öffentlichen  und  privaten  Krankenhäusern  unter- 
schieden wird.  (Vergl  Entsch.  d,  V.GJl.  v.  K  Juli  1892  u.  v. 
11,  März  1893.)  Ausgejächlosscn  vom  gesetzlichen  Begriffe 
, Krankenhaus"  sind  demnach  gewisse  Kunrnstalten,  Bäder  u,  dgl. 
Eine  Kontroverse  entstand  über  die  Frage,  ob  auch  Gebär- 
anet alten  unter  den  Hegriff  des  Krankenhauses  zu  subau- 
caieren  sind.  An  dem  darüber  entstandeoen  Zweifel,  der  sogar 
in  wideraprecheudeti  Eotscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes 
»um  Ausdrucke  kam,  ist  vor  allem  der  unklare  Gebrauch  des  Aus- 
druckes „Krankheit''  iui  Gesetze  schuld.  In  einer  Verwaltungs- 
gerichtshofs-Entscheidung  vom  H().  September  1892  z.  IL  heifst  es: 
^Da  die  nach  §  6  des  Kr.Vers.Ges.  den  Wöchnerinnen  bei  nor- 
m^em  Verlaufe  dea  Wochenbettes  zu  gewährende  Unterstützung 
keine  Kranken  Unterstützung  ist,  so  kann  bezüglich  derselben  §  8 
des  K.V.G.  nicht  in  Anwendung  kommen,  da  nach  demselben  die 
freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  eben  an  Stelle 
der  Krankenunterstfitzimg  tritt  Es  sind  daher  die  Krankenka^Hsen 
nicht  verpflichtet,  an  Gebäraostalten  Gebiirhauskosten  zu  ersetzen." 
—  Die  gegenteilige  Meinung  spricht  eine  Entscheidung  desselben 
Gerichtshofes  vom  -3.  Mai  l89;l  aus:  ^Öffentliche  Geb^ranstalten 
sind  in  Betreff  des  Ersatzanspruches  gegenüber  den  Kranken- 
kaaaen  anderen  öffentlichen  Krankenanstalten  gleich  zu  achten; 
es  steht  jenen  also  der  Ersatz  des  Aufwandes  unter  denselben 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  zu,  wie  diesen/  Die  richtige 
Entscheidung  dürfte  sich  aus  dem  Wortlaute  des  >i  ♦>  des 
Kranken versicherungagesetze^  finden  lassen.  Dort  heifst  es :  „Als 
Krankenunterstützun;^  ist  mindestens  zu  gewähren  vom  Beginne 
der  Krankheit  an  freie  arztliche  Behandlung  mit  Inbegriff 
des  geburtshilflichen  Beistandes/  Aus  den  letztbe- 
SBOgenen  fünf  Worten,  insbesondere  aber  aus  dem  Worte  „Bei- 
stand'* mufs  man  schliefaen,  dafs  auch  jene  fachmännische  Hufe, 
welche  bei  einer  normalen  Geburt  von  Seiten  einer  Hebamme 
oder  eines  Gynäkologen  erforderlich  wird,  von  der  Krankenkjisse, 
deren  Mitglied  die  Wöchnerin  ist,  geleistet  werden  mufs.  Als 
weiterer  logischer  Schlufs  aus  obiger  Gesetzesstelle  crgiebt  sicli» 
dafs  der  Gesetzgeber  diesen  fachmrinnischen  Beistand  auch  bei 
einer  normalen  Niederkunft  ungenau  als  Krankheit  bezeichnet, 
da  die  Worte  „mit  Inbegriff"  deutlich  darauf  hinweisen  dafs  das 
Gesetz  den  geburtshilflichen  Beistand  jeder  Art  zu  jener  ärzt- 
lichen Behandlung  rechnet   welche  ilie  Krankenkasse  ihren  Mit- 
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gliedern  zu  p^ewähren  unbedingt  verpflichtet  iBt.  —  Da  nun 
des  Krankenveraicherungigeaetzes  an  Stelle  der  ilnEtlichen 
handlnDg:  aubaidiSr  die  Kur  und  Verpflegung  in  einem  öffent 
liehen  Krankenhause  treten  läfst  und  man  die  Gebäranstaltei: 
in  denen  ja  auch  kranke  Wöchnerinnen  behandelt  werden,  sä^ 

femein  zu  den  Kranken  hau  eem  rechnet,  so  muts  man  annehmeaij 
ais  die  Krankenkassen  auch  für  die  Behandlung  einer  die  Mit 
gliedschat't  besitzenden  Wöchnerin  in  einer  solchen  Anstalt  nae 
den  für  Krankenhauspfle^e  allgemein  geltenden  Normen  aufzu*" 
kommen  hal»en* 

Ein    ähnlicher  Streit   erhob  sich   bezüglich   der   Irrenan< 
stalten.    Eine  Ministerialentacheidung  vom  Jahre  I8I1I  erklärte! 
^Nach  den  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften,    insbesondc 
auch    nach    dem    Wortlaute    des    S    2,    b)    des   Gesetzes    tob 
:^o,  April  lS7n  RG.BL  Nr.  Oy,    betreffend  die  Organisation  de 
öffentlichen    Sanitätsdienstes,    bilden   die    Irrenanstalten    eine 
sondere,    von   den  Krankenanstalten   im  gesetzlichen  Sinne    ver 
Bchiedene   Kategorie    von    Homanitätsanütalten.      Die    Kranken* 
kästen   sind  daher  zum  Ersätze  der  aus  Anlafs  der  Verpflegung 
von     Kassenmitgliedern     in     Landesir  renanstalten     auflaufende 
Kosten  nicht   verpflichtet,  "*     In   einem   anderen  Falle  entschie 
der  Verwaltungsgerichtshof  am    S,    Juli    18112    (und    das   ist   di« 
gegenwärtig  in  der  Praxis  herrschende  Ansicht)  folgend erm afsen : 
„Nach     §    1     des    K ranken versicherungsgesetzea    hat    die    Ver 
Sicherung  für  den  Krank  hei  ts  fall   zu   gelten.     Dabei   macht 
Gesetz  bezliglich   der  Art   der  Erkrankung  keinen  Unterschied 
und   es   mufs   aus    diesem    Grunde  und   mit  Rücksicht  auf  den 
von    dem    Kranken  versieh  er  ungsgesetz    verfolgten    Zweck,    dem 
Arbeiter  im  Falle  der  Erkrankunj]^  und  der  durch  dieselbe  herbei-j 
geführten  Erwerbsunföhigkeit  nicht  nur  die  Bedingungen  für  die 
Wiedererlangung    der    Gesundheit    uoentgeklicli    zu    verschaffen, 
sondern    demselben   und  seiner  Familie  auch  die  ynentbehrlicheaj 
Mittel  zum  weiteren  Unterhalte  zu  gewähren,  geschlossen  werden, j 
dals  die  gesetzliche  Kranken  unter  Stützung  des  g  rJ  des  Kranken-" 
versicherungsgesetze.s  in  jedem  Falle  der  Erkrankung,  also  anch 
dann  einzutreten  hat,  wenn  es  sich  nicht  um  eine  Kraukhett  de«j 
Körpers,    sondern  auch,    wenn  es  sieb  um  eine  Geisteskrankheit! 
handelt,  —  Da  nun  der  §  s  des  Kran ken versieh erung8ge«etze«  diel 
in  einem  Kranken  hause  nach  der  letzten  Klasse  gewährte  freie  Kuri 
und  Vei"pfleguog     an  Stelle  der  freien  ärztlichen  Behandlung,  der 
not^vendi^^en  Heilmittel   und    des  Krankengeldes'    setzt,    so    wird, 
unter   der  im    §  S   des  Krank enversicherungsgeaetzes  gegebenen  | 
Voraussetzung,    dafs  gegen  die  erfolgte  Abgabe  des  Erkrankten 
in    die   Anstalt    seitens    der    Kasse    keine    Einwendung    erhoben 
werden  kann,   die  gesetzliche  Verpflichtung  der  Bezirkskranken- 
kasse,    diese   KrankenanstjJtsverpflegungskoaten    zu    berichtigen, 
auch  dann    bestehen,    wenn   es  sich   um   die  Verpflegung  eines 
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geieteskraDken  Kassenmitgliedes   m  einer  für   derlei  Kranke  be- 
stehenden Heilanstalt  i  Irrenanst^dC  1  handelt" 

Hierzu  möge  noch  heaierkt  sein,  dala  eine  principielle 
Untersclieidung  zwischen  Körper-  und  GeiBteskranheit  heutzutage 
wohl  kaum  mehr  zeitgemHls  ist;  denn  auch  letztere  betrachtet 
man  licute  ab  eine  Erscheinung  gewisser  pathologischer  Vor- 
gänge in  beötimmten  Organen  des  menschlichen  Körpers. 

Um  die  geschilderten  UnkWheiten  zu  beseitigen ,  bedarf  e» 
bd  Stilisierung  unseres  Gesetzes  der  Aufzählung  der  als  Kranken- 
bäuser  geltenden  Anstalten,  zumal  t;  2  lit,  b  des  Gesetzes  vom 
t^^K  April  isla  R.G.Hl.  Nr,  OH,  betreffend  die  Organisation  des 
<5ffentlichen  Sanibitsdienstes,  die  Kranken-,  Irren-  und  Gebär- 
Anstalten  nebeneinander  als  verschiedenartige  Institute  aufflihrt.  — 
Im  deutschen  (leaetze  ist  die  Fassung  des  §  7^  der  unserem  §  8 
entspricht,  eine  glücklichere. 

Eine  sowohl  für  den  erkrankten  Arbeiter^  wie  auch  für  das 
finanzielle  Verhältnis  zwischen  Krankenkasse  und  Krankenhaus- 
verwaltung  wichtige  Frage  ist  weiter  die:  Wem  steht  im  ein- 
zelnen Falle  das  Verfügungsrecht  darüber  zu,  dafs  an 
Stelle  der  einfachen  ärztlichen  Behandlung  im 
^^  Sinne  des  §  ^  des  Krankenversicherungsgeselzes 
^B  die  Verpflegung  in  einem  Kranken  hause  zu  treten 
^H  habe?  Hierauf  giebt  unser  Gesetz  wieder  keine  direkte  Ant- 
^H  wort;  eine  Boiche  kann  nur  mittelst  grammatikalischer  Inter- 
^^  pretation  abgeleitet  werden.  Diese  wandte  der  V er »^altungsgerichts- 
Lof  in  einem  Erkenntnisse  vom  2.'^  Februar  \>>\K\  an:  „Die  Ver- 
pflegung in  einem  Kranken  hause  ist  also  nur  eine^  und  zwar 
aubsidiiire  Art  der  Erfüllung  der  im  ^  t*  uormierten  X'erpflichtung 
der  Krankenkasse  und  dadurch  ^  dafs  das  Gesetz  ausdrücklich 
hervorhebt,  dais  dieae  subsidiäre  Art  nur  gewahrt  werden  kann^ 
also  nicht  gewährt  werden  mufs,  deutet  es  deutlich  an,  dafs 
die  Entscheidung  dartiber»  ob  die  betreffende  Krankenkasse  ihrer 
gesetzlichen  Ptiicbt  in  der  regelmälsigen  oder  ansnahms weisen 
Art  nachkommen  will,  der  Kassen  Verwaltung  selbst  zusteht,  — 
An  der  Richtigkeit  dieser  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ange- 
meaaenen  Üeutung  kann  wohl  ein  Zweifel  um  so  weniger  auf- 
kommen,  als  nicht  zu  verkennen  ist,  dafs,  wenn  die  Art  der 
Krankenunterstützug   im   konkreten   Falle   ganz  unabhängig  von 

Pden  Verfugungen  der  Krankenkaasenverwaltung  je  nach  dem 
Beheben  und  dem  Willen  der  einzelnen  Mitglieder  eintreten 
könnte,  eine  geordnete  Verwaltung  und  Ka^^sen^ebarung  nicht 
weiter  möglich  erschiene.**  —  Dieses  Verfligungsrecht  der  Kasse 
ist  in  dem  Falle,  als  das  erkrankte  Mitglied  im  gemeinsamen 
Haushalte  mit  Angehörigen  lebt,  oder  sonst  häusliche  Pflege  ge- 
Dieltet ^  von  dessen  Zustimmung  abhilngig  gemacht,  sofern  die 
Art  der  Krankheit  nicht  eine  Kticksichtnahme  auf  die  Wünsche 
des  Krank^i  ausschliefst. 
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In  der  Praxis  haben  eich  niia  sehr  oft  Fälle  ergeben,  in  den« 
die  Aufnahme  oder  das  Verbleiben  eine^  Kas^spumitgliede^  in  einei 
Krankenhaiise  ao  unabweisbar  war,   dafs  das  Krankenliaus 
Verhalten  von  einer  vorgängigen  Entscheidung   des   zuÄtündige 
Kassenvorstandes  nieht  abhängig  machen  konnte,  sei  es,  dalk  m« 
die  Kasaenverwaltung   vor   der  Authahme  des  Mitgliedes   in 
Anstalt   überhau)>t   nicht   um  ihre  Zustimmung  Ijefragen  konnta 
sei  es,  dafs  man  der  Verfügung  derselben,  da  sie  von  einseitige 
finanziellen  CTesichtsj »unkten  Ausginge    ohne  auf  den  Krankbeita 
zustand  des  Patienten  Rücksicht  zu  nehmen,  keine  Folge  lei:*l€ 
durfte.     Solche  Fälle   sind  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  und  d« 
Mangel    einer    bezüglichen   Normierung    mufs   als    eine   fühlljÄr 
Lücke   empfunden   werden.     Die   ganze  Frage   gipfelt   praktiscli 
in  der  Entscheidung  darüber,   ob  eine  Krankenkasse  auch  danij 
verpHichtet  werden  kann,  die  Kur  kosten  für  ein  im  Krankeii 
hause    behandeltes   MitgHcd    zu    bezahlen ,    wenn    die  Aufiiahm^ 
desselben   ohne   vorgängige  Zustimmung,   otler   sogar  gegen  de 
Willen    der  Kasaenverwaltung   erfolgte,    oder   wenn  letztere  zui 
Verbleiben  des  Kranken  in  der  Heilanstalt  ihre  Zustimmung  ve 
weigerte.      Sowohl    die   \^erwaltungsbehörde   als   auch    der  Ve 
waltungsgerichlshof  haben  trotz  mangelnder  Gesetzesbestimmun| 
das  gegenständliche  Dispositionsrecht  der  Kassenverwaltungen 
Interesse   des  Unterstützungsberechtigten   wiederholt  aufser  Kra 
gesetzt.     Will    man    die   hierhergehörigen   Fälle    in    ein    System ' 
Bringen,  so  könnte  man  sie  in  fünf  Gruppen  einteilen: 

L  Die  Aufnahme  eines  erkrankten  Ka38enmitgliede8  in 
Krankenhaus  mufs  geschehen,  weil  beim  Zustande  des  Kranke 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  so  dafs  eine  vorgängige  Entsche]dun| 
des  Kassen  Vorstandes  gar  nicht  bewirkt  werden  kann.  Hie 
wird  unter  Umstanden  für  das  weitere  Verbleiben  des  Patiente^ 
in  der  Anstalt  die  Zustimmung  der  Kasse  einzuholen  sein  (verg 
Entsch.  d.  V.G.H.  vom  :i  Februar  und  5.  Oktober  18t>4  Nr.  494 
und  :^lU1). 

2.  Die  Art  der  Erkrankung  ist  eine  solche^  dafs  nach  Arzt- 
lichem Gutachten  eine  geeignete  Behandlung  nur  in  einem 
Krankenhause  erfolgen  kann. 

3.  Dem  Kranken  mangelt  jegliche  häusliche  Pflege.  Hier 
„kann^  nicht  nur,  hier  „mufs**  die  Krankenhauspfl^e  auf 
Grund  des  ärztlichen  Gutachtens  gewährt  werden.  Dieser  Fall 
kommt  insbesonders  auch  vor,  wenn  Kassen mitglied er  auf  eine 
Reise  erkranken  (vcrgl  V.G.H*  Entsch*  vom  11.  März  1893 
Nr.  827  K 

4.  Die  Abgabe  in  ein  Krankenhaus  muis  kraft  sanitäts^ 
polizeilicher  Vorschrift  erfolgen,  z.  H.  bei  Infektionskrank- 
heilen  (vergl  Entsch.  d.  V.GJL  vom  1 1 .  Januar  1  H^s  Kn  ::J1»2% 
und  vom  Ti.  Dezember  1894  Nr.  4i»*^>9). 

r>.  Die  Krankenkasse  hat^  von  der  Erkrankung  ihres  Jlit* 
gliedes  und  dessen  Behandlungsbedlirlltigkeit  in  Kenntnis  gesetzt, 
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es  unterlaßaen,  von  ihrem  Dispositionsrecbte  Gebrauch  zu  machen 
tind  keine  Verfügung  getroffen,  durch  welche  sie  dem  gesetz- 
lichen oder  ötat II tar lachen  Unterstützungsanspruche  des  Ver- 
sicherten gerecht  geworden  wäre  (vergL  Entscli,  d.  V.G.H.  vom 
27.  April  isitr»  Kr.  21:>*«k 

In  allen  diesen  Fällen  mtifste  das  Bestimmungsrecht  über 
die  Abgabe  eines  Versicherten  in  ein  Krankenhaus,  bezw.  über 
das  Verbleiben  eines  solchen  dortselbst,  welches  im  allgemeinen 
den  Krankenkassen  ausdnickUch  zuzugestehen  wäre,  auf  den 
Arzt,  bezw,  auf  die  Sanitätsbehörde^  im  Falle  .'*  sogar  auf  das 
Kassenmiigtied  selbst  übergehen»  ohne  dals  dadurch  die  gesetz- 
liche PÜicht  *der  betreffenden  Kasse  zum  Ersätze  der  Verpflegs- 
koäten  aufgehoben  würde.  Sonst  aber  wäre  dieses  Verfügungsrecht 
mit  den  in  unserem  Gesetze  bereits  enthaltenen  Einschrankimgen 
den  Kassen  Verwaltungen  allgemein  und  ausdrücklich  einzurjiumen. 
—  Daa  deutsche  Gesetz  weist  in  dieser  Frage  ebenfalls  dnen 
Mangel  an  entsprechender  Kormierung  auf. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  oben  erörterten  Dispo- 
Bitionsrechte  der  Kasaen  steht,  wie  schon  erwähnt,  deren  Kosten- 
er s a  t  z p  f  li c h  t  gegenüber  den  Krankenhäusern,  Unser  Gesetz 
unterscheidet  da  im  dritten  Absatz  dos  ^  8  zwischen  ö  f  f  e n  tli chen 
und  nie httU'f entlichen  Krankenanstalten,  leider  ohno 
den  Begriff  der  t  Öffentlichkeit,  auf  den  es  hier  ankommt,  irgend- 
wie zu  terminieren.  Es  läfst  die  Frage  offen,  ob  für  diesen  He- 
griff die  allgemeine  Zugänglichkeit  der  Anstalt  oder  der  Umstand 
ausschlaggebend  ist^  dafs  das  Krankenhaus  aus  öffentlichen 
Fonden  oder  von  einer  ötTeritlichen  Korporation  (Stadtgemeinde^ 
Bezirk,  Land  u.  s,  wj  erhalten  wird.  Die  Krankenanstalten 
der  letzteren  Art  sind  durchaus  nicht  immer  für  jedermann 
zugänglich.  Was  nun  den  KostenersatÄ  betrifft  j  so  bestimmt 
unser  Gesetz  an  der  bezogenen  Stelle  folgendes:  ^Wird  ein  ver- 
sicherter Erkrankter  in  einer  öffentlichen  Krankenanstalt 
verpflegt,  so  hi  die  Krankenkasse^  soweit  dieselbe  in  (Temürsheit 
der  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  weitergehende  Verpflich- 
tungen freiwillig  übernommen  hat,  verpflichtet,  die  tur  Kur  und 
Verpflegung  nach  der  letzten  Klasse  entfallenden  Küsten  bis 
zur  Dauer  von  vier  Wochen  der  Krankenanstalt  zu  er- 
setzen." —  Bei  Beratung  dieser  Gesetzesstelle  im  Abgeordneten - 
hause  wurde  die  Fassung  derselben  zuerst  bemängelt,  weil  man 
darin  eine  ungerecht  fertige  Überwälzung  der  Unterstützungspflicht 
der  Kassen  bezüglich  ihrer  in  einem  öffentlichen  Kranken  hause 
untergebrachten  Mitglieder  nacii  Ablauf  der  vierten  Krankheits- 
woche auf  die  ArmenpHege  der  Gemeinden  und  Länder  zu  er- 
blicken glaubte.  In  cler  That  gewinnt  man  auch  iieim  LeeeD 
dieser  Stelle  einen  solchen  Eindruck.  Nach  den  Darlegungen 
des  \' ertreters  der  Regierung  sollte  aber  durch  die  Normierung 
der  vier  Wochen  nur  das  Mindestausmafs  einer  Ver- 
pflichtung   der   Kasse   zum   Verpfiegungskoetenerwtze,   aach 
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ohne  dafs  vorher  zwischen  ihr  und  der  Heilanstalt  eine  besondero] 
VereiiiljAruDg;   über  die  Art    und  Höhe   der  Verpflegskosten   ge* 
troflFen  worden  wäre,  festgeaetzt  werdet u     Darnach  hätte  niaD  e^i 
hier  also  mit  einer  zu  Gunsten  der  Krankenhäuser  gegebenen 
Bestimmung   2U    thun.      Als    Remedium   gegen    die   geiüi-cbtete  j 
KostenüLerwälzun^   der   oben    bezeichneten   Art   wurde   auf  den ' 
fakultativen  Charakter    der  Spilalspflege   u  nd  auf  das  be*  i 
zügliche  Dispositionsrecht   der  Kassen  hingewiesen,    woraus    sich  j 
die  Notwendigkeit  einer  Unterhandlung  und  Vereinbarung  zwischen^ 
Kasse    unil    Krankenhaus    für   den    Fall    einer   länger  als   vier- 
Tvöchentlichen    Spilalsbeh  and  hing   ergäbe,    —    Abgesehen  davon, 
dafs  der  ^^'o^tlaut  des  Gesetzes  die  soeben  erörterte  Absicht  dea 
Gesetzgebers  in  einer  schwer  erkennbaren  Form  ausdrückt»   hat 
die  ganze  Kalkulation  einen  Fehler:    man   liefs   aiifser  Betracht 
dafs  es  Falle  geben  könnte,  in  denen  ohne  und  selbst  gegen  den 
Willen  der  Kasse  die  Krankenhauspflege  auch  über  vier  VV'ochen  i 
hinaus  gewährt  werden  müfste.    In  solchen  Fällen  tindet  nach 
dem    heutigen    Stande   des   (Te^etzes    thatsächlich    eine,    wie    e§ 
scheint,    nicht   beabsichtigte  Überwälzung  der  Krankenko.slcn  in 
obigem  Sinne  statt,  insoweit  nicht  etwa  nach  Ji  <i4  des  Kranken - 
versicherungsgesetzes  der  Krankenanstalt  auf  dem  Umwege  durch  i 
die  Person  des  Versicherten  wenigstens  ein  teilweiser  Kostenensatz  i 
gescimffen   wird.     Aber   auch   die  Anwendliarkeit    des    }:  i»4  ftlrj 
diese  Fälle  ist  in  der  Praxis  strittig.     Diese  OeÄetzessteUe  lautet: 
^Hat  eine  Gemeinde  oder  Korporation  auf  (jrund  ihrer  gesetz- ; 
liehen    oder    statutarischen    Vt-rpflichtung    zur   Armen versor^^nog 
einer  Person,  w^elcher  an  eine  io  diesem  Gesetze  genannte  Kranken- 
kasse ein  Unterstützungs^insprufh  zusteht,  Krankenunterstütxungen 
geleistet,  so  geht  dieser  Ansprach  bis  zum  Betrage  der  geleisteten 
Unterstützung,  und  wenn  die  letztere  ihn  erreicht  oder  übersteigt^  j 
in  seiner  ganzen  Höhe  auf  die  Gemeinde  oder  Korporation  Über, 
und    ist   diese  Gemeinde   bezw.   Korfioration   allein    zur  Gehend- 1 
inacimng    des    übergegangenen  Anspruches  an  die  Krankenkassa  < 
berechtigt"    —  Zunächst  slelit   durchaus   nicht   fest,    dafs  jede»  i 
öffentliche   Krankenhaus    eine    Korporation    darstellt,   oder   doch 
von  einer  Korjioration  erhalten  und  verwaltet  wird.     JSodann  hat 
die  Anwendung  des    f;  <>4   hier   oft   bedenkliche  Folgen  ftir  den 
Versicherten.    —    Eine   Ministerialentscheidung    von    ]W4  z.   B. 
sa^t:    ^Die   Kasse   ist,    ihre  Zustimmung  zur  Verptlegung   eines 
Mitgliedes  in  einem  öffentlichen  Krankenliause  vorausgesetzt,  zur 
Zaldung    der    vollen    8pitalsverpfle;^skosten    nur    fbr   die    Dauer 
von  vier  Wochen  vcrpriichtet,    wenn   nicht  etwa  zwiscln-'n  Kasse 
und    .Spitaisverwaltunf,'    ein    diesbezüglich    mafsgebeuder    Vertrag 
gesch hissen  wurde.     Dauert  die  Spitalsverpflegung  eines  Kassen- 
mitgliedes  langer  als  vier  Woelien,   so  ist  die  Kasse  von  diesem 
Zeitpunkte  ab   nur  mehr  zu   den  gesetzlichen  und  statutarischen 
Mindestleistungen   gegenüber   dem    Erkrankten  verpflichtet, 
welche   jedoch    in   Geniüfsheit   der   Bestimmung    des    §   t>4   de« 
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dkeDTersichenmgägesetzeB  an  das  KrankeDbauä  übergehen, 
ttomit  diesem  voraiibehahcn  sind.  —  Nachdem  in  Gemälsheit 
i^es  §  H ,  letzter  Absatz  des  Krankenversicherungagesetzes^  die 
'Bälfte  des  KraDkengekles  an  die  Angehörigeo  des  im  Kranken- 
iiause  Untergebrachten  nur  für  jene  Zeit  zu  leiaten  ist,  während 
welcher  die  Kur  und  Verptlegtmg  im  Knmkenhause  auf  Konten 
der  Ivrankenkaöse  ertblgt,  folgt  hieraus,  dafs  iiuch  für  die 
Frage  der  Dauer  der  (lewlihruög  diesea  halben  Krankengeldes 
in  erster  Reihe  der  zwischen  der  Kfis^e  und  der  Krank enhaus- 
Terwaltung  eventuell  gesclilossene  Vertrag  uiaisj^ehend  ist,  wo- 
gegen in  Ermangelung  eines  eigenen  Wt träges  die  Gewährung 
dieses  halben  Krankengeldes  auf  die  erstt^n  vier  Wochen  der  mit 
iS  11  Stimmung  der  Krankenkasse  in  einem  öffeuthchen  K  ranken - 
liause  erfolgenden  VerpHeguug  bepcbrilnkt  bleibt,  weil  in  diesem 
Falle  die  eventuelle  W'eiterverpHegung  des  Kranken  im  Krankeo- 
hause  nicht  mehr  auf  Kosten  der  Kasse,  sondern  auf 
Kosten  der  dem  Verpflegten  gesetzlich  zukoramenden 
Krankenunterstützung  erfolgt/'  Die  durch  diese  Reeiiisfol;;erung 
'begründete  Einstellung  des  an  die  Familie  des  kranken  Arbeiters 
zu  zahlenden  Erhaltungstici träges  mich  Ablauf  von  vier  Wochen 
enthält  eine  ungeheure  H^irte,  welche  der  weitgreifenden  social- 
politischen  Tendenz  des  ganzen  Gesetzes  geradezu  ins  Gesicht 
«chlägt  und  vom  Gesetzgeber  zweifellos  nicht  beabsichtigt  wurde. 
Zudem  liegt  darin  auch  eine  ungerechtfertigte  Entlastung  der 
Krankenkasse;  denn  derselben  wird  im  gegenständlichen  Falle 
ohne  Begründung  nach  Ablauf  der  vierten  Woche  die  Ausgabe 
flir  Arzt  und  Apothekert  zu  deren  Bestreitung  die  Kasse  während 
der  ganzen  Dauer  des  Unterstützungsanspruches  des  kranken 
Versicherten  verpflichtet  ist,  erspart  und  auf  den  Versicherten 
selbst,  bezw-  auf  das  Krankenhaus  über  wälzt. 

Eine  entgegengesetzte  Ansicht  über  die  Geltung  des  {;  <i4 
des  Kranken versicherungsgesetzes  für  Krankenhäuser  kam  in 
einer  Ministerialen tscheidung  vom  2iL  Februar  I81^j  ZI  :Wl^i  und 
in  einem  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgeriehtshofes  vom  liiS.  De- 
zember ls*i4  Nr.  oO**«»  zum  Ausdrucke.  Dort  wird  erklärt,  dafs 
die  ößentlichen  Krankenanstiüten  nicht  unter  die  im  s?  i*4  des 
KrankenveTsicherungsgesetzes  genannten  Korporationen  subsumiert 
werden  können ,  vielmehr  sei  der  Anspruch  der  öH'entlicheo 
Krankenanstalten  durch  die  im  ^  H  des  KrankenversicherungB* 
gesetzes  enthaltene  Fristbestimmung  in  jedem  Falle  nuf  die  Ver- 
pflegsgebiihren  flir  vier  VN'ochen  beschränkt,  —  Aus  dem  Gesagten 
geht  liervor,  dafs  die  Gesetzgebung  mit  der  Fassung  des  dritten 
Absatzes  des  sj  s  unseres  Gesetzes  die  Klarierung  ihrer  Absicht, 
Krankenversicherung  und  Annen pöegege^n  einander  abzugrenzeD| 
I        verfehlt  hat. 

I  Über  die  KosienersatzpHicht   der  Krankenkassen  gegenüber 

I        nicht  öffentlichen    Krankenanst"dten    ist  im  Gesetze    nichts 
L       Käheres   gesagt.     Ein   Erlafs  des  Ministeriums  des  Innern   vom 
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1.  Januar  \S9u  »teilt  folgende  Kichtschnur  dafür  auf:    ^Handc 
es  sich   um   die   VerpfleguDg  eines  Versicherten   in   eber  nichl 
öffentlichen  Krankenanstalt,    so   wird   zu  unterscheiden  sein,    6k 
die  Unterbringung   des  Versicherten   mit  Zustimmung  oder  ohne 
Zustimmung   der   Krankeokasse   erfolgt  ist.     Im   ersteren    FalJ 
hat    die    Krankenkasse  die    Kosten    der    Beförderung    des    Vt*i 
sicherten  in  die  Kranken  an  stak,    femer  die  Kosten  der  Kur  und 
Verpflegung  im  Kranken  hause    nach  Malsgabe   dea  betreffendea 
Vertrages  oder  de^  Ü  berein kom mens  im  «peciellen  Falle  fUr  de 
darin    festgesetzten    Zeitraum ,    welcher    sich    über    die  Statuten 
mäfsige  Maximaldauer  der  Krankenuntersttitzung  nicht  erstrecke 
darf,  endlich  im  Falle  des  letzten  Absatzes  deJi  S  ^  ^^*  Kranken*j 
versicheruDgsgesetzea   die    Haltte  des   Krankengeldeii  zu    leisten 
—    Ist   hingegen    die   Unterbringung  des    Versicherten   in   eine 
nicht    öffentlichen    Krankenanstalt    ohne    die    Zustimmung    des 
Krankenkasse  erfolgt,    so   bei^chränkt  sich  die  Verpflichtung  de 
letzteren   —    vorbehidtlich    der   eventuellen    Anwendung  der  B 
Stimmungen    des    §  <>4   des  Krankenversieherungsgesetzes  —  at 
die    Leistungen    der   statu lenmä feigen    Krankenunten^tützung 
den  Versicherten." 

Reassumieren  wir:  es  besteht  das  Bedürfais,  bei  eine 
Revision  unseres  Krankenversicherungsgesetzes  die  zwischen  Kass 
und  Krankenanstalten  schwebende  Kostenersatzfrage  und  damil 
teilweise  das  Verhältnis  zwischen  Krankenversicherung  unc 
Armenpflege  klarzustellen.  Aufser  der  Gesetzgebung  ist  abe 
noch  ein  Faktor  beruien,  hier  an  einer  fortschrittlichen  Entwick^ 
lung  mitzuarbeiten:  das  sind  die  Bezirkskrankenkaäsenverblinde 
die  im  Sinne  des  ^  :1M  Abs.  II  ZL  2  und  -l  des  K.V,Oes.  dazu 
berufen  sind^  für  die  ihnen  zugeliörenden  Kassen  Cieneral vertrug 
mit  Ärzten,  Apothekern  und  Krankenanstalten  abzuschliefseiiil 
sowie  die  Errichtung  eigener  Verbandsapotheken  und  Verbands- 
krankenanstalten  ins  Auge  zu  fassen.  Zu  letzteren  Mafsnahmen 
wird  dann  der  Zeitpunkt  als  gekommen  erscheinen,  wenn  die 
Verbände  durch  Erstarkung  der  Verbandsreservefonde  eine  ge- 
nügende Kapitalskraft  erlangt  haben  werden. 

Was  die  einschlägigen  Bestimmungen  dea  deutschen  Kranken- 
Versicherungsgesetzes  betriöt»  so  enthalten  auch  diese  (§  OaZI.  ♦>, 
§  7,  §  2()a  ZL  2U  §  Ö6&)  keine  befriedigende  Normierung  über 
die  besprochenen  VerhMltniase ;  nur  eine  Bestimmung,  die  einen 
Fortachritt  gegenüber  dem  österreicbischen  Gesetze  bedeutet  finden 
wir  in  der  zuletzt  bezeiclmeten  Gesetzesstelle:  dort  werden  die 
Mitglieder  emer  Krankenkasse  in  der  Mindestzahl  von  -><»  legitimiert, 
durch  Vemiittlung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  gt-gen  zu 
engherzige  Vertragsschltefsungen  ihrer  Kasse  mit  Krankenanstalten 
vorzugehen. 

ik  Fassen  wir  alles,  was  hier  über  das  Verhältnis  zwischen 
Krankenkassen  einerseits  und  Ärzten,  Apothekern  und  Kranken- 
anstalten andrerseits  gesagt  wurde,  zusammen»  so  müssen  wir  fest- 
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stellen ;  dafs  es  bei  Redigierung  unseres  gegenwärtig  geltenden 
VersicheruDgegesetzes  gar  nicht  mögltch  war,  dieses  Verhältnis  in 
einer  allen  Interessen  gerecht  werdenden  Weise  zu  regeln;  man 
konnte  ja  die  eigentümlichen  Wirkungen ,  welche  die  neuartigen 
Rechtainstitute  der  Arbeiterzwangsversicherung  auf  die  beteiligten 
Peraonenkreise  und  deren  gegenseitigen  Beziehimgen  ausüben 
würden,  in  vorhinein  gar  nicht  ermessen.  Nun  aber  liegen 
Erfahrungen  in  Fülle  vor  und  diese  drängen  nach  einer  ent- 
sprechenden Normierung.  Insbesondere  haben  die  Konflikte 
zwischen  den  Kankenkassen  und  den  Ärzten  und  Apothekern, 
weiche  in  letzterer  Zeit  wiederholt  einen  bedenklichen  Umfang 
angenommen  haben  (Berlin,  Leipzig!),  eine  Gefahr  für  die 
gesunde  Weiterentwicklung  der  Arbeiterversicherung  berauf- 
beschworen.  In  welcher  Weise  hier  die  Gesetzgebung  eingreifen 
soll,  ohne  in  die  Autonomie  der  Kassen  und  in  die  freie  Aus- 
übung des  Ärztlichen  und  Apotheker* Berufes  zu  sehr  einzugreifen« 
müfa  vorläufig  dahingestellt  bleiben*  Es  iväre  denkbar,  dals  die 
Vorstände  der  Kassen  und  Kai^sen verbände  und  die  Standes- 
vertretungen der  Arzte  und  Apotheker  zur  gemeinsamen^ 
periodischen  Festsetzung  von  Gebührensätzen  gesetzlich  herange^ 
zogen  wurden  und  hierbei,  sowie  bei  Änderungen  solcher  Tarife) 
der  Verwaltungsbehörde  im  Interesse  des  Zustandekommens 
billiger  Vereinbarungen  ein  gewisser  Einflufs,  ein  BestätigungS' 
recht  eingeräumt  würde.  —  Jedenfalls  aber  mufs  in  dieser  Frage 
bald  etwas  geschehen. 


VI. 
Statistik,  Entwicidung  und  Reform  der  KranJcenJcassen. 

1.  Einleitung.  —  2.  Gesamtübenicht  über  alle  Kassen;  a)  Umfang 
und  Entwicklung  der  Versicherung,  b)  Krankheitsstatistik,  c)  Kassen- 
gebarung. —  3.  Statistik  der  einzelnen  Kassenarten;  a)  Gröfse  und 
Wachstum  der  Kassen,  b)  die  Vorteile  der  Versicherten  bei  den  einzelnen 
Kassenarten,  c)  die  Lasten  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber,  d)  die  Durch- 
fühmngskosten  der  Versicherung  bei  den  verschiedenen  Kassen,  e)  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  Kassengebarung.  —  4.  Die  Centralisation  des 
Kassenwesens;  a)  die  Übelstände  der  herrschenden  Zersplitterung  der 
Kassenorganisation,  b)  die  Gründe  für  die  Schaffung  der  Specialkassen 
und  die  Stichhaltigkeit  derselben  für  die  heutigen  VeräUtnisse,  c)  die  Vor- 
teile der  Centralisation  und  die  Durchfuhrung  derselben.  —  5.  Schlufswort 


1.  Man  kann  sich  keine  richtige  Vorstellung  von  der  Ent- 
wicklung und  von  der  Bedeutung  der  obligatorischen  Kranken- 
versicherung machen,  ohne  sich  mit  der  Statistik  derselben  zu  be- 
schäftigen. Auch  die  verschiedenen  Reformpläne,  namentlich  ftbr 
eine  bessere  Organisation  des  Versicherungswesens,  fufsen  zum 
grofsen  Teile  auf  den  Ergebnissen  statistischer  Beobachtungen. 
Um  daher  dem  Zwecke  dieser  Abhandlung,  der  Erörterung  der 
Licht-  und  Schattenseiten  unserer  Zwangsversicherung,  gerecht  zu 
werden,  ist  es  unerläfsHch,  Zahlenmaterial  zu  bringen,  und  zwar 
vergleichsweise  aus  verschiedenen  Jahren.  Es  wurden  vom  Ver- 
fasser für  diesen  Zweck  zunächst  die  Jahre  1890  und  1898  ge- 
wählt; das  Jahr  1890,  weil  fUr  dasselbe  das  erste  Mal  seit  dem 
Insleben  treten  unseres  Kranken  Versicherungsgesetzes  eine  statistische 
Jahresübersicht  ausgearbeitet  wurde,  das  Jahr  1898,  weil  es  das 
letzte  Jahr  ist,  für  welches  gegenwärtig  eine  vollständige  amtliche 
Statistik  vorliegt.  Dazwischen  wurden  die  Jahre  1893  und  1890 
als  Stufen  der  Entwicklung  eingeschaltet.  Eine  Anftihrung  des 
Zahlenmaterials  aus  allen  zehn  Jahren  würde  die  Übersichtlich- 
keit der  Darstellung  beeinträchtigen,  ohne  bei  der  auffallend 
gleichmäfsigen  Entwicklung  des  Kassenwesens  Neues  oder  Eigen- 
artiges zu  bringen. 


1       Ein 
Ben  Zal 

muls  mj 
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Eines  mufs  aber  noch  vorausgeschickt  werden.  Wer  au» 
n  Zahlenbild em  der  Statistik  bestimmte  SchlüSBe  ziehen  will, 
muls  mit  jiulserster  Vorsicht  zu  Werke  gehen*  Denn  es  wirken 
beim  ZuBtandekommen  der  Zahlenergebnisse,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Socialpolitik ,  mancherlei  Umetiinde  und  Kräfte  mit, 
welche  in  der  Statistik  nicht  zum  Ausdmcke  kommen ,  deren 
Übersehen  aber  beim  Beobachter  ganz  falsche  Vorstellungen 
hervorrufen  und  zu  irrigen  »Schlüssen  Anlala  geben  würde.  Nur 
bei  genauer  Kenntnis  und  eingehendem  Studium  aller  für  die 
Gestiiltung  der  Arbeiterversicherung  in  Betracht  kommenden  Ver* 
hältnisse  läfst  sich  auf  dem  reichen  Zahlenmaterial  ein  grund- 
festes  Gebäude  aufführen, 


2.    Gesamtübersicht 

über    die    bisherigen    Ergebnisse    der    österreichischen   Arbeiter^ 
Krankenversich^oing. 


k)    Umfang   und   Entwicklung   der  Versicherung. 


es  **-^ 


Durch- 
schnitt- 

Vmhe  Zahl 
der 

Kraaken- 
kassen 


Durch- 
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Zahl  der  Ver- 

aieht^rt^ü 
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Rller  Kran- 
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in  Kronen 


Gesamtaus- 
gaben    aller 
Kranken- 

kaeae» 
in  Kronen 


1890 
1893 
1896 
1898 


2740 
2870 
2921 
2908 


I  54tS  h25 

1  840  043 

2 18.^  om 

2  349  746 


24  719  4^6 
30125  114 
38  284380 
43  032-580 


20193480 
24  461  758 
30  504  388 
35164352 


22  6JS1  454 
27  730  706 
34  774  706 
40  167 144 


Die  Bruderladen  (Knappschaftskassen)  nehmen  wegen 
ihrer  Eigenart,  ihres  selbständigen  Entwieklungs^anges  und  ihrer 
Verbindung  mit  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversichening  eine 
gesonderte  Stellung  ein  und  werden  auch  vom  k,  k,  Miniateriimi 
des  Innern  nicht  mit  den  übrigen  Kassen  zugleich,  sondern  für 
sich  in  der  amtlichen  Statistik  behandelt.  Sie  sind  daher  auch 
in  obiger  Übersieht  nicht  mit  einbezogen.  Zu  Ende  des  Jahres  1898 
bestanden  2<iK  Bruderladen  mit  eioem  Mitgliederstande  von 
133  702  Personen.  Von  diesen  Kassen  Ovaren  aber  nur  185  mit 
115  ilü  aktiven  Mitgliedern  nach  den  geltenden  Bestimnmngen 
tlber  die  Arbeiterkrankenversicherung  umgelaldet;  43  Knapp- 
scbaftskaHsen  hatten  überhaupt  keine  aktiven  Mitglieder  mehr  und 
kamen  daher  in  der  Statistik  überhaupt  nicht  mehr  in  Betracht. 
Die  Reform  der  restlichen  40  Kassen  ist  im  Zuge. 

Die  Lehrlingskassen  sind  ebenfalla  nicht  in  die  Statistik 
einbezogen,  weil  dieselben  nicht  unter  d&&  Krankenversicherungs- 
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gesetz  fallen  und  leider  überhaupt  noch  nicht  gesetzlich  geregelt 
sind.  Sie  umschliefsen  aufser  etwaigen  freiwillig  versicherten 
Personen  nur  jene  LehrUnge  beiderlei  Geschlechts,  bezüglich 
deren  die  Arbeitgeber  im  Sinne  des  §  4  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes durch  die  Verwaltungsbehörde  von  der  Pflicht  zur  An- 
meldung bei  einer  gesetzlichen  Krankenkasse  befreit  wurden.  Im 
Jahre  1898  bestanden  im  ganzen  337  Lehrlingskassen  mit  58301 
Versicherten.  Davon  waren  allein  in  Wien  48  Kassen  mit 
82418  Versicherten. 

Freiwillig  gegen  Krankheit  versichert  waren  1898  bei 
sämtlichen  Krankenkassen  etwa  100  000  Personen.  Diese  sind 
in  die  Kassenstatistik  schon  mit  einbezogen. 

Rechnet  man  Bergleute  und  Lehrlinge  mit,  so  waren  im 
Jahre  1898  in  Österreich  gegen  ELrankheit  weit  über  zwei  und 
eine  halbe  Million  Personen^  das  ist  etwa  10  ^/o  der  mit 
26  100  000  angenommenen  gesamten  Bevölkerung,  versichert. 
Veranschlagt  man  die  Zahl  der  Personen  unter  zehn  Jahren  mit 
etwa  ein  Viertel  der  Gesamtbevölkerung,  so  findet  man,  dafs  von 
der  erwerbsfähigen  Bevölkerung  hat  13  ®/o  den  Kranken- 
kassen als  Mitglieder  angehörten.  Im  selben  Jahre  haben  diese 
Kassen  abzüglich  der  Knappschafts-  und  Lehrlingskassen  bei 
einem  Mitgliederstande  von  2  349  746  Personen  an  900  281  Er- 
krankte in  1 130476  ErkrankungsMen  mit  19 165  471  Kranken- 
tagen Unterstützungen  geleistet.  Dazu  kommen  noch  48076  Fälle 
von  Entbindungen  mit  1311794  Krankentagen.  Die  Gesamt- 
zahl der  UnterstützungsfhUe,  in  denen  auch  ein  Krankengeld  ge- 
währt wurde,  betrug  im  Jahre  1898  sonach  1178  552  mit 
20  477  265  Krankentagen.  Für  Beerdigungskosten  mufsten  die 
Kassen  in  21  349  Sterbeßlllen  aufkommen. 

Der  Gesamtbeti'ag  der  Unterstützungen  aller  Krankenkassen 
mit  Ausschlufs  der  Bruderladen  und  Lehrlingskassen  ist  für  die 
Zeit  vom  1.  August  1889  bis  31.  Dezember  1898  mit  rund 
244,66  Millionen  Kronen  zu  veranschlagen;  die  Gesamt- 
summe der  Beitragsleistungen  mit  etwa  290  MillionenKronen. 

Interessant  ist  der  Rückschlufs  von  den  Kassenbeiträgen  der 
versicherten  Arbeiterschaft  (einfchliefslich  der  Bergarbeiter)  auf 
das  Lohneinkommen  derselben.  Dieser  Rückschlufs  kann 
allerdings  kein  genauer  sein,  weil  die  Versicherungsbeiträge  nicht 
nach  Prozenten  des  wirklichen  Lohnes  des  einzelnen  Ver- 
sicherten, sondern  nur  nach  Prozenten  bestimmter  Lohnklassen 
bemessen  werden.  Im  allgemeinen  aber  wird  die  nachstehende 
Berechnung  stimmen.  Nimmt  man  2  ^  o  als  durchschnittliches 
Verhältnis  der  Kassenbeiträge  der  Arbeiter  zu  ihrem  Arbeitslohne 
ao,  so  ergiebt  sich  für  das  Jahr  1898  in  Österreich  ein  gesamtes 
Lohneinkommen  der  versicherten  2V2  Millionen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  im  runden  Betrage  von  1480  Millionen  Kronen. 

Air  diese  Zahlen,  welche  in  grofsen  Umrissen  ein  Bild  von 
dem  geben  sollen,  was  die  Arbeiter- Krankenversicherung  bei  uns 
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biaher  geleistet  hat,  uod  wie  dieöe  Leistunjjjen  in  beständigem 
Fortschritte  begriffen  sind,  verkünden  lauter,  als  es  Worte  ver- 
möchten, die  gewaltige  Bedeutung  dieser  umfassenden,  von  stfiats- 
w^en  geschaffenen  Fürsorgeeinrichtuog.  Eine  grofae  Menge 
»ocialen  Elends  wurde  durch  den  modernen  Aäsociationsge danken 
ans  der  Welt  geschafft  oder  doch  genjildert;  einem  für  unser 
heutiges  Kulturleben  unentbefirlichen  iStiinde  wurde  eine  starke 
Stütze,  eine  Widerstandskraft  verliehen  nicht  nur  von  grund- 
legender wirtschaftlicher,  sondern  auch  von  weittragender  sittlicher 
Bedeutung,  Trotz  ihrer  vielfachen  Milngel  ist  die  gewühlte 
Durelitührungsart  dieser  Krankenfürsorge  für  die  mittellosen 
Volksschichten  eine  treffliche  zu  nennen;  sie  ist  so  in  Fleisch 
und  Blut  der  Bevölkerung  übergegangen ,  dafs  eine  Aufhebung 
oder  grunda:lt^ liehe  UmgeattUtung  des  Krankenkassenweseiis  heute 
ein  Ding  der  UnraögHclikeit  wäre. 

Aber  noch  einen  Vorzug  unserer  Krankenversicherung, 
welcher  nicht  im  Zwecke  derselben  gelegen  ist,  möchte  k*li 
rühmen:  Durch  die  damit  verbundene^  ins  einzelne  gehende 
Statistik  wurde  ein  so  tiefer  Einblick  in  die  \'erh.«iltniss0  des 
Arbeiterstandes  und  seiner  Beziehungen  zur  modernen  Produktion 
ermöglicht,  wie  nie  zuvor.  Dadurch  wird  eine  der  wichtigsten 
Voraussetxungen  für  den  gesunden  Fort^cliritt  in  der  socialen 
Umgeätaltung  von  Staat  und  Geseilschaft  vermittelt:  die  ftir  jede 
Weiterentwicklung  unentbehrliche  Kenntnis  der  treibenden  und 
gestaltenden  Kriifte. 

b)  Im  Anachluöse  an  obige  Übersicht  über  den  Umfang  der 
Krankenversicherung  mögen  einige  allgemeine  Angaben  über  die 

K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  B  s  e 

unter  den  Versicherten  folgen. 

In  dem  Zeiti-aum  von  18tH)^lSlhS  kamen  unter  den  Mit- 
gliedern der  nach  dem  Krankenversicherungsgeaetze  eingerichteten 
Krankenkassen  rund  8,54  Millionen  Erkrankungsfälie 
(einschliefslich  Entbindungen)  mit  14tt,Ü2  Millionen  Kran- 
ken tagen   und  ferner  17**000  Sterbefällen  vor. 

Den  V>esten  und  richtigsten  Mafestab  ftir  die  Erkrankunga- 
Verhältnisse  giebt  die  Morbilitfttsziffer.  In  ihr  kommen 
die  beiden  oiafagcbenden  Faktoren  :  die  durchschnittliche  Häutig- 
keit und  die  durchschnittliche  Dauer  der  Erkrankungen,  bezogen 
auf  diis  Indtvidimm.  zum  Ausdruck,  Man  erhalt  diese  Ziffer 
durch  Ikrechnung  der  KrankenUigc  auf  ein  Mitglied  und  ein 
Jahr.  W^'lhrcnd  der  bisherigen  (Geltungsdauer  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes ist  die  Morbilitiitsziffer  langsam  gestiegen. 
Sie  betrug,  die  Enibindungcn  mitgerechnet,  181H):  s^ul  und  WM: 
8J1.  —  Die  durchschnittliche  Dauer  eines  Krankentiges  stellte 
flieh  1800  auf  lö^r^'J  und  18*18  auf  17»0  Tage.  Die  Sterblichkeit 
nahm  ab.  Von  je  loo  Versicherten  starben  im  Jalire  18iN»:  1,03, 
im  Jahre  1898:' 0/Jl. 
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Wesentliche  Verschiedenheiten  in  der  Morbilität  zeigen 
sich  nach  Geschlecht  und  Alter.  Diese  Unterschiede  treten 
mit  einer  gewissen  Regelmäfsigkeit  auf;  so  dafs  sich  daraus  all- 
gemeine Erfahrungesätze  ableiten  lassen.  Das  percentueUe  Ver- 
hältnis zwischen  der  Anzahl  der  männlichen  und  weib- 
lichen Versicherten  drückt  sich  im  Durchschnitte  bezüglich  aller 
Ejussen  in  den  ersten  zehn  Jahren  constant  in  den  Zahlen  78 :  22 
aus.    Die  durchschnittliche  Dauer  eines  Krankheitsfalles 

betrug    in    den    Jahren  -^-^^x    für    männliche    Eaasenmitglieder 

14  7 

Y^  Tage,    für   weibliche,    a  u s  schlielslich    der  Eiitbindungen, 

17  1 

r^  Tage.    An  Krankentagen  entfallen  in  denselben  Jahren 

7  32  8  44 

auf  jedes  männliche  Mitglied  ^-^  auf  jedes  weibliche  x— r  ohne^ 

und  yTui  ™*  Einrechnung  der  Entbindungen.    Auf  100  weib- 
liche Versicherte  kamen  ^r~j  Entbindungen.    Es  starben 

1  03 
in  den   beiden  Jahren  durchschnittlich  von  100  Männern     '  ^^ 

1 12 
von  100  Frauen  j^-^  Personen. 

Die  Verteilung  des  Alters  unter  den  Versicherten  ist  nach 
dem  Geschlechte  wesentlich  verschieden:  in  den  jüngeren  Alters- 
klassen (unter  25  Jahren)  der  Arbeiterbevölkerung  ist  das  weib- 
liche Geschlecht  stärker  vertreten  als  das  männliche.  Den  gröfsten 
Anteil  an  dem  ersteren  weisen  die  Betriebskrankenkassen  auf, 
weil  gewisse  Fabrikationszweige  (z.  B.  Textil,  Tabak)  vorwiegend 
Arbeiterinnen  verwenden.  In  nächster  Linie  haben  die  meisten 
weiblichen  Mitglieder  die  Vereinskassen,  weil  auch  bei  diesen  sich 
die  Versicherten  zum  grofsen  Teile  aus  Fabriken  rekrutieren; 
daher  dort  auch  analoge  Erscheinungen  wie  bei  den  Betriebs- 
kassen. Eine  verhältnismälsig  geringe  Zahl  von  Arbeiterinnen 
ist  bei  den  Genossenschafts-  und  Bezirkskrankenkassen  versichert, 
was  zu  den  Schlüssen  Anlafs  giebt,  dafs  das  Kleingewerbe  wenig 
mit  weiblichen  Kräften  arbeitet,  und  dafs  die  Bezirkskassen  wenig 
Fabriksarbeiter  haben. 

Mit  dem  Alter  steigt  die  Erkrankungsgefahr,  langsam  auch 
die  Gefahr,  in  einem  Jahre  wiederholt  zu  erkranken;  viel  rascher 
die  Gefahr,  länger  krank  zu  bleiben.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
wächst  die  Morbilität  im  Alter  zwischen  20  und  40  Jahren  rascher 
als  beim  männlichen  (Entbindungen!).  Auch  die  Sterblichkeit 
nimmt  mit  dem  Alter  zu  und  zwar  bis  zum  40.  Lebensjahre 
bei  den  Männern  rascher  als  bei  den  Frauen. 
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c)    Kun  ein  paar  allgemeine  Bemerkungen  über  die 
Gebarung   der   Krankenkassen. 

Unsere  Arbeiter-Krankenvereicherung  iat  im  Gegensätze  zur 
kollektiven  Unfallversicherung  eine  1  n  d  i  v  i  d  u  a  I  Versicherung, 
bei  welcher  angesichts  der  häufigeren  Unters  tu  tzungsi'fllle  und  der 
Wichtigkeit  fortwährender  KontroUe  der  einzelne  Arbeiter  die 
Versiicherungöeinheit  bildet.  Die  Deckung  der  Rassen  ausgaben 
wird  in  Beitragsleistuogen  gefunden,  welche  nach  versicherunga- 
technischen  Grundsätzen  in  Prozenten  des  Lohnes  (Ijohnklassen) 
des  einzelnen  Vercjicherten  bemessen  werden.  Wir  haben  es 
hier  nicht  mit  dem  Verfahren  der  Kapitaldeckung,  wie 
bei  der  österreichischen  Unfallversicherung  zu  thun,  wo  die 
Veraiclierungs beitrage  in  einen  Fond  fliefisen,  aus  deasen  Zinsen 
dann  die  Unterstützungsleistungcn  bestiitten  werden;  aber  auch 
▼on  U  m  1  a  g  e  V  e  r  f a  h  r  e  n  kann  bei  unserer  Krankenversicherung  | 
streng  genommen  nicht  die  Rede  sein,  weil  dieses  Verfahren  fix 
berechnete  Beitrage  und  die  Ansammlung  von  Reserven  nicht 
kennt.  Man  s|>richt  daher  bei  uns  von  einem  „Prämien- 
d  u r c h  s  c h  n  i  1 1 8  V e  r  f a  h  r  e n"*. 

Trotz  der  fllr  den  einzelnen  Arbeiter  statutarisch  festgelegten 
Höhe  der  Beiträge  unterliegt  doch  deren  Gesamtbetrag  inner- 
halb eines  Jahres  starken  Schwankungen  infolge  der 
periodisch  wiederkehrenden  grolsen  Veränderungen  des  Mitglieder- 
Standes.  Diese  Veriinderungen  erfolgen  mit  einer  gewissen  Kegel- 
mäfsigkeit  und  zwar  typisch  in  der  Art,  dafa  der  Tietpunkt  des 
Versieher tenslandes  in  die  ersten  Monate  dea  Jahres,  der  allmählich 
erreichte  Höhepunkt  m  die  Monate  Juli,  August  fällt,  worauf  dann 
wieder   bis   zum  Jahresschlufs   eine  beständige  Ahnahme  erfolgt 

Die  D  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1 8  g  r  ö  fe  e  der  Kran  keukassen  hat  seit 
der  Geltung  unseres  Krankenversicherungsgegetzes  im  all- 
gemeinen stelig  zugenommen ,  ein  eriVeulichea  Zeichen  fort- 
schreitender, gesunder  Entwicklung.  Eine  ähnliche  Erscheinung 
weist  die  Krankenversicherung  iiu  Deutschen  Reiche  auf^  doch 
betrttgt  die  Durchsehnittsgröjse  der  dortigen  Kassen  nur  die  Hälfte 
des  aurchachnittlichen  Umfange»  unserer  Versicherungsanstalten, 
Die  Gröfse  der  Kassen  hat  aber,  wie  die  Erfahrung  lehrt, 
einen  wesentlichen  Einflufs  auf  deren  Gebarung.  Kleine 
Kassen  sind  in  der  Regel  schlechter  und  teurer  verwaltet  als 
grö fsere.  Die  Mittel  reichen  bei  jenen  nicht  hin,  um  genügend 
tüchtige  Beamte  anzustellen;  aio  Krankenkontrolle  entbehrt 
aus  dersellien  Ursache  der  gehörigen  Gründlichkeit  und  de« 
wün seh eu.i werten  Nachdruckes;  für  kleine  Kassen  bedeutet  der 
Aushrucli  einer  Epidemie  unter  den  Mitghedern  zumeist  eine 
finanzielle  Katastrophe;  sie  werden  durch  ungünstige  Morbili* 
tätsverhältni-sse  überhaupt  viel  empfindlicher  getroflfen  als  grofoe 
Versieljcrungsansiiilten  ;  es  mangelt  ihnen  die  Gleichmälsigkeit  der 
finanziellen  Entwicklung,     Bei  der  Wahl  dos  Voreff^ndes  füllt  ea 
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den  kleinen  Kassen  infolge  des  engen  Kreises  ihrer  Mitglieder 
Tiel  schwerer,  die  geeigneten  Persönlichkeiten  zu  finden.  Es 
kommt  bei  denselb^  auch  noch  in  Betracht ,  da(s  sie  ihren 
Mitgliedern  nicht  leicht  jene  rationelle  Heilbehandlong  angedeihen 
lassen  können  wie  grofse  Kassen,  welche  die  Behandlung  durch 
Specialärzte  und  besondere  Heilkuren  gewähren  und  auch  in  der 
Beistellung  therapeutischer  Behelfe  weitergehenden  Anforderungen 
entsprechen.  Dafs  endlich  gröfsere  kapitekkräftige  Institute  auch 
bei  Vertragsschiassen  mit  Ärzten,  Apothekern,  Krankenhäusern  usw. 
in  günstigerer  Lage  sind  als  kleine  Versicherungsanstalten,  liegt 
auf  der  Hand. 

Auch  die  territoriale  Ausdehnung  des  Kassen- 
sprengeis  spielt  eine  Rolle  in  der  Gebarung,  da  bei  geringerei 
Dichte  (Verhältnis  der  Mitgliederzahl  zum  Oebietsumfange)  und 
bei  ungünstigen  Terrain-  und  Verkehrsrerhältnissen  die  Kosten  für 
Arzt  und  Kontrolle  bedeutend  erhöht  werden  und  die  Verwaltung 
erschwert  wird.  —  Ilinige  Zahlen  mögen  das  Gesagte  b^ründen. 
Sie  sind  der  Statistik  der  Hauptrertreter  der  Krankenkassen:  der 
Bezirkskassen,  und  zwar  für  das  Jahr  1898  entnommen: 

DnTchflchnittl  Verwaltiinc»-  VoTwaltungS- 
Gröfsen-              Kosten  eines'  kosten  in  ^  J^Ä^^^wÄff 
kategorie:            Krankentages  der  laufenden  ^^^ii^itkr 
in  Kronen  Beiträge  in  Kronen 
I.  Kassen  bis  za  200  Mit- 
gliedern                1,70  16,4  1,94 

n.  Rassen  von  201   bis 

500  MitgUedem  ...            1,60  14,1  1,74 

III.  Kassen   von   501  bis 

1000  Mitgliedern    .   .  1,52  12,7  1,60 

IV.  Kassen  von  1001  bis 

5000  Mitgliedern    .   .  1,50  11,8  1,54 

V.  Kassen  von  über  5000 

Mitgliedern 1,76  11,8  2,08 

Dichtigkeits- 
kategorie: 

Nach  der  Zahl  der  auf  1  km« 
des  Kassen spreneel 8  entfallen- 
den Mitglieder: 

I.  Weniger   ate    1  Mit- 

gUed 1,74  15,7  2,04 

(Kassen  auf  d.  flachen  Lande.) 
IL  1  bis  5  Mitglieder.   .  1,54  12,9  1,60 

(Kassen  in  klein,  st&dten  m. 
ausgedehntem  Landsprengel.} 

IlL  6  bis  50  Mitglieder  .  1,50  10,0  1,42 

(Kassen  inStftdten  m.  kleinem 
Landsprengel.) 

IV.  über  50  Mitglieder  .  1,78  12,4  2,20 

(Kassen  in  grOfseren  Städten 
ohne  Landsprengel.) 

Wie   obige  Angaben    darthun,    hat    das   Fortschreiten   der 
Verbilligung  der  Versicherung  mit  dem  Wachsen  der  KassengrOlse 
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und  Kaaseodichte  eine  Grenze:  bei  den  höchsten  Gröfsen-  und 
Dichtigkeitskategonen  steigt  plötzlich  wieder  das  Mafs  der  Aus- 
gaben. 

üie  Ei nheitBp reifte,  welche  den  Kassen  für  die 
Unterstützung  ihrer  erkran k ten  Mi t^^heder  erwuchsen  ^  sind ^ 
von  geringfügigen  Schwankungen  abgesehen,  seit  dem  Jährte  1889 
gleich  geblieben.  Die  DurchBchnittskosten  für  einen  Kranken- 
tag  stellen  aich  auf  1,(34  Kronen  ,  davon  entfielen  auf  ärzthches 
Honorar  :-ii)  Heller,  auf  Heilmittel  22  Heller,  auf  das  Kranken- 
geld 1  Krone  und  auf  Spitalspflege  12  Heller. 

Ein  Gesamtbild   der   Gebarungsergebnisse  aller  Kassen 
giebt  folgende  Darstellung: 


Beobach- 

Duruli- 

Zahl 

Zahl        ^ 

Passive 
KadAaD  in 

ttmgs^ 

»chuittazahl 

Morbilität 

der  Kaflßen 

der  paseiveii 

Prozenten 

jähr 

der  Kasßen 

niit  Deficit 

KasseD 

der  gesamten 
KasseTizalil 

18110 

2740 

8,01 

818 

211 

7J        \ 

m  l^^ 

2870 

8,20 

840 

176 

6,1 

■  imij 

2921 

Bßb 

706 

113 

3,9 

■  l^ds 

2908        1 

8.71 

8öcJ 

124 

4,2 

ZuäehÜBse 

zu  den 

Reservefoüdö 

in  Kranen 


2  038  <m 
2:i94  408 
8  rm  674 
2  8(15  4m 


ZuacbÜBBe 

zu  den 

Heflervefondö  in 

Pr*>Äentei)  der 

Ge^amtliei  träge 


9,85 
7,11 


Stand  der 
Reservefonds 
aller  Kaf^sen 

zusammen 


10  09-^610 
18  002  028 
27  814  5iJ6 
32  932a50 


Der  aaf  ein  Mit- 
glied entfallende 

Anteil 

am  Eeservefonds 

in  Kronen 


6,52 

9.60 

12j2 

14,02 


Uer  Vergleich  der  Reservefonds-Dotierungen  aller  Kasaen 
zuBÄmmen genommen  mit  den  sonsttgen  Gebaruogaergebnissen  der- 
selben läföt  erkennen,  dafs  mit  der  fortschreitenden  HnanzieUen 
Erstarkung  der  Kassen  der  Kiiifiufs  der  Morbiliüitsacbwankungen 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  derselben  geringer  wird.  — 

Nach  diesem  tsummarbichen  Überblicke  über  die  Gesamt- 
entwicklung unseres  Krankenkassenwesens  soll  nun  auf  die  Dar- 
steUung  der  verschiedenen  Formen  desselben  eingegangen  werden.i 
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3.   Die  einzelnen  Kassenarten. 

Hierbei  sind  verschiedene  Seiten  der  Wirksamkeit  und  E2nt- 
wicklung  des  Eassenwesens  ins  Auge  zu  fiissen. 

a)    Oröfse  und  Wachstum   der  verschiedenen 

Eassenarten. 

(Siehe  nebenstehende  Tabelle.) 

Aus  der  Übersicht  auf  Seite  133  ist  folgendes  su  entnehmen : 
Die  gröfste  Kassen  zahl  weisen  die  Betriebskrankenkassen  auf^ 
die  kleinste,  abgesehen  von  den  kaum  in  Betracht  zu  ziehenden 
Baukassen,  die  Vereinskrankenkassen ;  die  Mitte  zwischen  beiden 
nehmen  die  Oenossenschafts-  und  die  Bezirkskrankenkassen  ein. 
Dabei  ist  mit  Ausnahme  der  Betriebs-  und  Baukassen  allseits 
ein  gleichmälsiges  Wachsen  der  Kassenzahl  zu  beobachten;  die 
Zahl  der  Betriebskassen  ging  ständig  zurück.  Zieht  man  in  Be- 
tracht, dals  der  Sprung  von  59  auf  105  in  der  Zahl  der  Vereins- 
kassen zwischen  Jen  Jahren  1890  und  1893  wohl  darauf  zurück - 
zuführen  ist,  dafs  sich  in  dieser  Periode  die  Umbildung  vieler 
nach  den  Vereinsgesetzen  von  1852  und  1867  bereits  bestehenden 
Kassen  im  Sinne  des  neuen  Krankenversicherungsgesetzes  erst 
vollzog,  so  steht  das  Wachstum  an  Zahl  bei  den  Genossenschafts- 
kassen obenan   (um   etwa  27,16  ^/o  gegen  3,64%   der  Bezirks- 


Die  gröfste  absolute  Mitgliederzahl  und  das  grö&te 
Wachstum  in  derselben  (77,4  ^/o)  weisen  die  Bezirkskassen  auf. 
Dann  folgen  bezüglich  der  Mitgliederzahl  die  Betriebskassen 
(Wachstum  nur  24,3 "o),  die  Vereinskassen  (Wachstum  jedoch 
51,9 ^o),  dann  die  Genossenschaftskassen  (Wachstum  33,4 ^o). 
Bezüglich  der  Durchschnittsgröfse  der  Kassen  der  ein- 
zelnen Art  ergiebt  sich,  wenn  man  mit  den  stärksten  Kassen 
beginnt,  folgende  Reihe:  Vereinskassen,  Bezirkskassen,  Betriebs- 
kassen, Genossenschaftskassen.  Die  Durchschnittsgröfse  ist  nur 
bei  den  Vereinskassen  gesunken,  bei  allen  übrigen  gestiegen,  bei 
den  Bezirkskassen  am  stärksten  (um  70  ^/o),  bei  den  Genossen- 
schaftskassen  am  schwächsten  (um  IV  12^10). 

Über  das  Verhältnis  der  Zahl  an  Kassen  der  einzelnen 
Gattung  zur  Gesamtzahl  aller  Kassen  und  das  Verhältnis 
der  Mitglieder»;ahl  bei  den  Kassen  jeder  Art  zur  gesamten  Mit- 
gliederzahl bei  allen  Kassen  geben  die  beiden  letzten  Rubriken 
nebenstehender  Tabelle  Aufschlufs.  Die  höchsten  Verhältniszahlen  in 
ersterer  Hinsicht  zeigen  die  Betriebs-,  die  niedrigsten  die  Vereins- 
kassen; hingegen  nehmen  hinsichtlich  der  Mitgliederzahl  die  ße- 
triebskassen  weitaus  den  ersten  Platz  ein,  die  Genossenschafts- 
kassen den  letzten. 

Überblicken  wir  obige  Ergebnisse,  namentlich  auch  hinsicht- 
lich der  beobachteten  Entwicklung,  und  ziehen  wir  die  Stellung 
der  Kassenarten  in  Bezug  auf  Deficit  und  Passiven  in  Betracht, 
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go  müssen  wir  den  Bezirk&krankenkassen  die  erste  Stelle 
einräumen.    Trotz  der  schwiei-igen  Lage^  in  der  sie  sich  als  Neu- 

schöpfuBgen  des  Kranken versicherungsgesetzes  und  als  die  sub- 
sidiären Zwangskassen  gegenüber  den  bereits  eingelebten  älteren 
Versicberungsinstituten  befanden,  errangen  sie  sich  doch  den 
grölsten  Anteil  an  der  Arbeiter-Krankenveraieherung;  ^5  aller 
Versicherten  sind  Mitglieder  der  Bezirkskassen.  Dabei  ist  ihr 
Entwicklungsgang  ein  gesunder  zu  nennen:  langsame  Zunahme 
der  Kassenzabl,  starkes  konstantes  Wachsen  der  Mitglit^erzahl, 
Die  Durchsehniltsgrörse  und  die  Dichte  der  Kassen  steigen;  et 
zeigt  sich  eine  stiitige  Verminderung  der  kleinen,  finanziell 
fschwäclilichen  Institute  zu  Gunsten  der  grofsen.  nicht  nur  durch 
MitgliederzuwachSj  sondern  auch  durch  Verschmelzung  kleinerer 
mit  gröfseren  Kassen,  Dabei  ist  die  Zahl  der  mit  Deficii 
arbeitenden  und  der  passiven  Kassen  stark  und  ständig  in  Ab 
nah  nie  begriffen. 

Die  Bau  kassen  können  mit  Rücksicht  auf  ihren  vorüber 
gebenden  Zweck  nicht  gut  in  einen  Vergleich  mit  den  übrigen 
Kassen  gezogen  werden;  sie  tauchen  auf  und  verschwinden  und 
haben  keinen  Bestand.  Sie  werden  daher  in  den  folgenden  Ki^ 
örterungen  wohl  in  den  Tabellen  aufgeführt  erscheinen,  jedoch 
beim  Vergleich  der  verschiedenen  Kassenarten  untereinander  un- 
berücksichtigt bleiben.  Auffallend  ist  ihre  geringe  Zahl,  welche 
zum  Umfange,  zur  Bevölkerungszahl  und  zur  Verkehrsentwick- 
lung unseres  Staates  in  gar  keinem  Verhältnisse  steht,  so  daft 
sich  unwillkürlich  die  Frage  auf  die  Lippen  driingt,  ob  denn 
diese  Kassenart  eine  Daseinaberechtigung  habe. 

Die  Vereinskassen  haben  sich  kräftig  behauptet.  An 
Durchachnittsgröfse  und  finanzieller  Konsolidation  gehen  sie  allen 
anderen  Kassen  voran.  Freilieh  kommt  ihnen  hierltei  ihre  gröfsere 
Bewegungsfreiheit  und  die  Beliebtheit  bei  der  grofsen  Menge  der 
Arbeiterschaft  als  deren  Initiativschöpfuogcn  gewaltig  zu  statten. 

Bei  den  B e  t  r  i  e b s k  a  s  s e  n  füllt  neben  ihrer  sonstigen  gleich- 
mÄfsigen  Entwicklung  die  ständige  Abnahme  der  Kassenzahl  auf* 
Es  hat  den  Anschein  ^  als  ob  sich  das  Vorkommen  dieser  In- 
stitute mehr  und  mehr  auf  die  industriellen  und  Verkehrsunter- 
neh  raun  gen  der  grölslen  Art  besehränken  wollte.  Beachtenswert 
ist,  dafs  29  Betriebskassen  mit  etwa  ein  Viertel  aller  bei  solchen 
Kassen  versicherten  Personen  Eisenbahn-  und  Danipfschiffimter- 
nehmungen  angehöi'en ,  welche  bekanntlich  in  Bezug  auf  die 
Durchführung  der  Arbeiter- Krankenversicherung  reichlich  be- 
messene Privilegien  geniefsen. 

Die  Entwicklung  der  Genosse nschaftskassen  giebt 
kein  günstiges  Bild.  Die  Kassen^tahl  steigt  rasch,  die  Mitglieder- 
zahl  langsam,  die  passiven  (Il5"/(i  Zuwachs!)  und  die  Kaa^en  mit 
Deficit  (74*^0  Zuwachs!)  mehren  sich  ständig.  Mit  diesen  &- 
scheinungen  im  innigen  Zusammenhaoge  steht  die  ungünstige 
Gestaltung  der  geringen  Durchachnittsgröüse  dieser  Kassen: 
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Für  da«  Jahr  1898  ergab  sich  dieÄbezüglich: 
Der  OröfseDkate^orie  I  gehörten  557  KaaBen,  das  ist  64,39  "*/» 

aller  GenosseBschaftskassen  au, 
der  Orörsenkategorie  II  gehörten  184  Kaseen,  das  iat  21/27  "^/o 

aller  Genosaenschaftakaasen  an, 
der  G  röftenkategorie  III  gehörten  Ol  Kassen  ^  das  lat  7,05  *'/o 

aller  Genoasenschartakassen  an, 
der  Gröfsenkate^^^orie  IV    gehörten  52  Kaaaen,   das  iit  6,01  ^/o 

aller  Genoasenachaftakassen  an, 
der   Gröisenkategorie   V    gehörten    11   Kasaeiij   das  ist  1^28  **/o 
aller  Genosaenechaftekaaaen  an. 
Von   den   der  L  Gröfsenkategorie  angehörenden   Genoasen- 
schaftakassen  zHhtten : 

(J  Kassen  weniger  ala  lü  Mitglieder 
45       ,  11  bis    25 

m       „  2(>    „      50 

209       „  51    ,    loü 

2fa       „  101    „    2üU 

Die  durch  daa  Kran kenversi eher ungsgesetz  für  Be/irka-  und 
Betriebs kaasen  festgesetzte  Mindestzabl  von  Ino  Mitgliedern  worde 
;•  von    35i)    Genoaaenschaftakaasen    ^^    41,1  "u   sämtlicher    solcher 

I  Kaaaen    nicht    üherscbritten.      Ein   Vergleich    mit   den    Bezirks- 

I  krankenkaasen  giebt  obigen  Zalilen  erat  die  richtige  Beleuchtung : 

I  Der   L  Gröfsenkategorie  geliörten    It»    Bezirkakassen^   daa  ist 

^H  2,81  **/ü  aller  Bezirkskasaen  an, 

^H        der  II.  Grörsenkategori^  geborten  133  Bezirkskaaaen ,   daa  iat 
^H  23,37  **/o  aller  Bezirkakassen  an, 

^H        der  IIL  Gröfsenkategorie  gehörten  lri7  Bezirkakasaen,  das  iat 
^H  29,35^/0  alter  Bezirkakassen  an, 

^^^^- der  IV.  Gröfsenkategorte  gehörten  231  Bezirke kaaaen,    daa  ist 
^^^^P         40,i>0^'/f)  aller  Bezirkskassen  an, 

^^^~der   V.  Gröfsenkategorie   gefiörten   22    Bezirkskassen,   das  ist 
^H  3,87  "  0  aller  ßezirkskasaen  an. 

Mit  Recht  wird  daher  in  den  amtlichen  Nachrichten  dea 
Minialeriuras  dea  Innern  auf  die  gänzliche  Unzulänglichkeit  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Genosaenachaftskasaen  immer  wieder 
hingewiesen. 

b)   Die  Vorteile  der  Versicherten 
bei  den  einzelnen  Kassenarteo. 

Die  Zahlen,  welche  in  dieser  Beziehung  die  Statistik  liefert, 
dürfen  nur  mit  grofser  Vorsicht  ala  Unterlage  für  Schlüsse  über 
den  Wert  der  einzelnen  Kassenarten  benützt  werden.  Denn  die 
Höhe  der  Auagaben  für  die  Versicherten  hiingt  nicht  nur  davon 
ab,  was  die  einzelnen  Kaaaen  ihren  Mitgliedern  bieten,  sondern 
noch  von  einer  Reihe  von  Faktoren,  welche  in  der  Statistik  nicht 
den    entsprechenden   Auadruck   finden,    wie   z.  B.   die   jeweiligd 
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Höbe  der  Preise  für  ärztliche  Hilfe,  Medikaroente  und  Kranken- 
hauspflege;  das  Temperament  und  die  Bildungsstufe  der  Mit- 
glieder, wodurch  die  Höhe  und  Intensität  der  Ansprüche  derselben 
wesentlich  beeinflufst  wird;  die  Morbilität  und  Mortalität  inner- 
halb eines  bestimmten  Zeitraumes  und  innerhalb  jenes  Kreises 
von  Arbeitern,  welche  der  in  Frage  stehenden  Gruppe  von 
Kassen  angehören;  die  Genauigkeit  und  der  Nachdruck  der 
Kontrolle,  welche  zur  Höhe  der  Gesamtleistungen  der  einzelnen 
Kasse  in  umgekehrtem  Verhältnisse  stehen;  die  Coulance  der 
E^assenverwaltungen  g^enüber  den  Unterstützung  werbenden 
Mitgliedern,  welche  wesentlich  durch  die  finanzielle  Lage  des 
Versicherungsinstitutes  bedingt  wird  und  dergleichen  mehr.  — 
Die  Bedeutung  eiüiger  dieser  Momente  wird  allerdings  abge- 
schwächt, wenn  man  bei  der  statistischen  Darstellung  des  durch- 
schnittlichen Anteiles  des  einzelnen  Mitgliedes  an  den  Leistungen 
der  Kasse  nicht  einzelne  Provinzen  in  Betracht  zieht,  sondern 
das  gesamte  Geltungsgebiet  des  Krankenversicherungsgesetzes  als 
Darstellungseinheit  auffafst.  Denn  die  aufgezählten  Momente 
hängen  mehr  mit  den  Eigentümlichkeiten  einzelner  Provinzen, 
einzelner  Gegenden  und  des  verschiedenen  Menschenschlags  zu- 
sammen, als  mit  den  Eigentümlichkeiten  der  den  einzelnen 
Kassenarten  zugehörenden  Arbeitergruppen,  und  jede  der  ein- 
zelnen Kassenarten  ist  ja,  wenn  auch  durchaus  nicht  gleichmäfsig^ 
über  das  ganze  Reichsgebiet  verteilt. 

Gesamtleistungen  der  Krankenkassen 
in  den  Jahren  1890  bis  einschliefslich  1898  in  Millionen  Kronen: 


Kassenart 

Kranken- 
geld 

Arzt- 
liches 
Honorar 

Kosten 

für 

Heilmittel 

Spitals- 
kosten 

Beerdi- 
gungs- 
kosten 

Zu- 
sammen 

Bezirks-      ( 
Betriebs-       g  g 

u.  Bau-    J-g  1 
Genossen- 1  |  a 

Schafts-      ä-^ 
Vereins-     l 

42,70 

45,76 

20,02 
84,68 

15,50 

16,10 

5,44 
6,82 

10,40 

11,84 

4,02 
5,62 

6,36 

2,76 

3,64 
2.12 

2,00 
2,30 

1,28 

2,08 

76,% 

78,76 

34,40 
51,82 

AUe  Kassen  zu- 
sammen .    .    . 

143,16 

48,86 

81,88 

14,88 

7,66 

241,44 

Überblickt  man  die  Gesamtleistung  der  Kassen  in  den 
Jahren  1890  bis  1898,  so  fallen  zunächst  die  hohen  Ziffern  bei 
den  Bezirks-  und  Betriebskassen  ins  Auge,  welche  zusammen 
fast  ^/8  (G5®/o)  der  Gesamtsumme  von  241,44  Millionen  Kronen 
darstellen.  Die  beiden  genannten  Kassenarten  haben  zu  diesem 
Ergebnisse  zu  fast  gleichen  Teilen  beigetragen.  Die  Vereins- 
kassen   haben   mehr  als  's  zu   der  Summe  aller  Krankenunter- 
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stützimgeo  beigesteuert;  die  OeoosaeDBehaftskaasen  am  wenigsten: 
kaum  Vt. 

Die    zweite   Tabelle    zeigt    in    zeitlich    fortachreitender  Ent- 
wicklung^  welcher   Anteil   an   den   Leistungen   der  verschieden- 
artigen   Krankenkassen    auf  den    einzelnen  Versicherten   entfällt.] 
Da  bei  der  Beurteilung  der  bezüglichen  Elrgebnisae  die  MorbilitÜti 
und   die   Beitragsleistungen   an   die   Ka&aen   von    Wert   sind ,   sa  ] 
wurde  auch  eine  Darstellung  dieser  beiden  Momente  der  Tabelle 
l>eiget'ügt, 

Aus  der  Zahl  der  auf  ein  Mitglied  entfallenden  Kranken- 
tage ergiebt  sich ,  dafe  die  Betriebs-  und  Vereinskassen ,  und 
zwar  beide  in  ziemlich  gleichem  Mals e,  am  gtärksten  in  An- 
spruch genommen  wurden  (gröliite  Zahl  und  Dauer  der 
Krankheitsfälle),  —  Die  geringste  Zahl  der  Krankheitstage  ist 
bei  den  GenossensehaftskasHen  zu  finden ;  die  Mitte  7.wischeaj 
diesen  und  den  erstgenannten  Kassen  nehmen  die  Bezirk aik 
ein.  Auffallend  ist  die  Abnahme  der  Inanspruchnahme  derl 
Unterstützungeleistungen  bei  den  Vereinskaasen,  während  dieselbel 
bei  den  X'ersicherungsan stillten  der  übrigen  Arten  ein  fort- 
währendes Zunehmen  aufweist. 

Die    Gesamtleistungen   sind   bei   allen  Kassenarten   konstant] 
gestiegen.     Dieser  Umstand   deutet  auf   ein   allgemeines   Steigen! 
der  Ansprüche  der  Versicherten  hin,   da  die  Preise  flir  ftrzUiciiel 
Behandlung,   Heilmittel  und  Krankenhausjiflege,   wie  im  vorher-' 
gehenden  Kapitel  dargethan  wurde,  durchweg  dieselben  geblieben 
sind.     Bezüglich    der   Höhe   des   Einheitssatzes    für  Ge- 
samtleistungen stehen  die  Vereinakassen  obenan ;  dann  folj 
die  Betriebs^   die  Genossen  seh  afts-  und  die  Bezirkskassen. 
sUtrkate  Wachstum  in  der  Höhe  der  Unterstützungen  ist  bei  de 
Bezirkskasaen  (um  28,7  *.ü)  zu  beobachten;    dasselbe  ist  bei  de 
Genossenschaftskassen    mit   etwa  2H  **  o ,    bei   den    Betriebs kassenj 
mit   ca.    11,5*^0    und    hei   den  Vereinskassen  mit  4,S5*^o  zu  be-I 
Ziffern.  —  Charakteristische  Ergebnisse  fördert  ein  Vergleich  derl 
Geaam  tunters  tu  tzung  mit  den  Gesamt  bei  trägen  der  Arbeiter  unJ 
Untemehraer  an  die  Kassen^  beides  auf  den  Kopf  der  Versicher 
berechnet,   zutage.     Der   höchste   Prozentsatz  der   Beiträge   ent* 
ftUt  auf  Kranken  Unterstützungen  im  Jahre  18*.*8  l»ei  den  Vereir 
kassen,    81^,8^  i>;    die   Betriebskassen   weisen   ein   ähnliehes  Ver- ' 
hältnis  auf:  89,4  ^u.    Dann  kommen  die  Bezirkskassen  mit  8«)**o; 
zuletzt    die    Genossenschaftskassen    mit  82,5  *^/o.    —    Vergleicht 
man  die  relative  Höhe   der  Gesamtleistungen    mit   der  Zahl  derl 
Krankentage,    so  ergiebt  sich,    dafs    die  Vereins-  und  Betriebt^j 
kassenj    deren  Krankenunterstützungen    in   ihrem  rektiven  Äus- 
mafse   und   in   ihrem   Verhältnisse   %n    den    Kassen  bei  trägen    die 
Leistungen   der  übrigen  Versicherungsinstitute  übertreffen,    auch 
die  gröfste  Morbilität  aufweisen.  —  Auch  bezüglich  der  einzelnen 
Unterstufe ungsposten  ist  fast  überall  eine  Zunahme  zu  bemerken; 
nur  bei  den  Veranskassen  sind  die  Ausgaben  für  Heilmittel  und 
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Beerdigungskosten,  und  bei  den  Genossenschaftskassen  die  Auf- 
wendungen der  letzteren  Art  zurückgegangen. 

Dem  Gesagten  zufolge  standen  die  Vereinskassen  bezüglich 
der  Höhe  der  Unter  Stützungen  ,  die  sie  ihren  Mitgliedern  boten, 
bisher  wohl  obenan.  Bei  stärkster  Inanspruchnahmfe  durch  die 
Versicherten  hatten  sie  die  höchsten  Einneitsaätze  der  Gesamt- 
leistungen und  von  den  Geeamtbeitrligen  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber wurde  bei  ihnen  der  höchste  Prozentsiitz  fllr  Unterstützung 
der  erkrankten  Mitglieder  verwendet.  —  Die  Betriebskassen 
kamen  in  allen  diesen  Beziehungen  den  erstgenannten  Kassen 
Äehr  nahe.  Die  Bezirkskassen  erwiesen  sich  wieder  ak  jen^ 
Element,  das  sicli  in  der  stiirksten  und  kräftigsten  Entwicklung 
nach  vorwärts  befindet.  Bei  den  tlberaus  grofsen  Schwierigkeiten, 
welche  diese  neugeschaffenen  Institute  zu  überwinden  hatten, 
konnte  man  nicht  anders  erwarten,  als  dafs  sie  bei  toittlerer  In- 
anspruchnahme dureli  ihre  Mitgh'eder  vorlüufig  die  geringsten 
Einheitssätze  in  den  (lesamtleiatungen  aufweisen  würden.  Die 
Genossen  sei  uiftakas.'ien  stehen  in  roehrfaeher  Beziehung  auch  hier 
hinter  den  Bezirkskassen  ztirück.  Hie  wurden  am  schwächsten 
von  ihren  Mitgliedern  in  Anspruch  genommen,  von  den  ihnen  zu- 
fliefsenden  Beiträgen  wurde  der  verhältnismäfsig  geringste  Prozent- 
satz zur  Bestreitung  von  Kranken  Unterstützungen  verwendet. 

c)    Die  Lasten  der  Arbeiter  und   Arbeitgeber. 

(Siehe  Tabell«  S,  140) 

Die  dargestellten  Summen  der  Arbeiter-  und  üntemehmer- 

beitriige  geben  ein  Bild  von  dem  gewaltigen  Umfange  unserer 
Arbeit  erkranken  versieherung  und  von  der  Anteilnahme  der  beiden 
Berufsklat?öeii  an  der  Lösung  des  socialen  Problems.  Ein  richtiges 
Urteil  über  die  Belastung  der  Vei'sicherten  und  ihrer  Arbeitgeber 
läfst  sieh  jedoch  nur  aus  den  relativen,  im  Durchschnitt 
füj»  das  einzelne  Kassen mitglied  l>ereehneten  Beitragszahlen  ge- 
winnen. Ein  Vergleich  derselben  nach  den  Kassenarten  ergiebt 
die  folgenden  Reihen. 

Diese  Reiben  beginnen  immer  mit  der  höchsten  und  steigen 
ab  zur  geringsten  Belastung.  Das  Wachstum  Ibezw.  die  Ab- 
nahme) der  Belastung  ist  percentuell  für  die  Beobachtuoga jähre 
189<>  bis  einschtiefölich  18fi8  berechnet, 

Belastung  der  Arbeiter  WachBtiim   der   llelastiing 
der  Arbeiter  bei  den 


HcScbBte  Belastung: 


GertDgste  Belastung: 


bei  den 
VereinskasBeti 

Genoe»enschaftfl 

k  a  s  s  e  D 

Be  trieb  skaeaeD 
und 

Bezirkskassen 


Oenossenecbafts* 

kassen  um  24  .H  % 

Bezirkskassen 

am  17.0  o/o 
Verpinskaasen 

um  n,d  ^i9 

Betriebtkassen 

um  I2fi^f% 
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Bel^tu.,  der  Arbeitgeber  Ktt^dÄXbef 

bei  den 


Höchst«  Belastung: 


bei  deo 
Betriebskanseu, 


Geringste  BeLasluug: 


OeooBsenschafts 

kaaaen, 

Bazirkakassen 

UDd 

VereiüskaBsen. 


Höchste  Belastung: 


Geringste  BeLuftuiig: 


Gegamtbelastunj^  der 

Arbeiter  und  Arbeitgeber 

bei  den 

Vereinskassen, 

Betriebskasaen« 

Genoft&enschjifti' 
kaaseu  und 

ßezirkükassen. 


Vereinskasseii 

um  34,4  ^'/o, 

Genossenschafts- 

kassen  um  25,5  ^/o, 

Betriebäkassen 

um  23,H  ^0, 

Bexirkskaäsen 

um  —  3,2  **/o  (AbnahDoeJ. 

Wachstum  der  Gesamt- 

belastung  von  Arbeitern 

und  Arbeitgebern  bei  den 

Gen  08  5  eil  ach  afts- 

kassen  um  25,1  %| 

Vereinskassen 

um  16,90/0, 
Betriebskassen 

um  I6|4  %, 

Bea&irkskassen 

um  14,H  %. 


Es  bat  alio  bei  allen  Kaasen  eine  süindige  Zunahme  der  Be- 
lastung.  sowohl  der  Arbeiter,  wie  auch  der  Arbeitgeber  stattgefundea ; 
nur  bei  den  Bezirkskussen  ist  eine  geringe  Abnahme  der  Laoten 
der  Unternehmer  (um  'A;!**  v)  zu  verzeichnen.  Die  Arbeiter 
Bind  am  atisgiebigsten  zur  Beitragsleistung  herangezogen  bei  den 
Vereinskassen ,  wübrend  dort  die  Arlieitgeber  niangelö  einer  ge- 
setzlicheii  Verpflichtung  zur  Beisteuer  am  günatigöteu  wegkommen. 
Letztere  haben  nämlich  nur  :^(j,8^o,  also  etwa  ^U  der  Arbeiter- 
beiträge eingt^zahlt,  während  ihre  Beisteuer  bei  den  anderen 
Kassen  kraft  gesetzlicher  Vonschrift  minda^tenö  die  Hälfte  der 
Arbeiterbeiträg©  betragen  soll,  Die  liöchste  Belaatung  der  Arbeit* 
geber  ist  bei  den  Betriebskassen  (ö7,-^'ü  der  Arbeiter  beitrage) 
zu  finden,  ohne  dafa  dort  eine  autfallenfle  Entlaötong  der  Ver- 
sicherten eingetreten  wäre.  Letztere  zalilen  hier  verhaltnismäfaig 
mehr  an  Beitrögen,  wie  bei  den  Bezirkskassen.  Auch  ist  das 
Plus  der  Zuscliüase  der  Unternehmer  über  das  gesetzliche  Mals 
(*/«  der  Arbeiterbeiträge)  trotz  deren  weitgehenden  gesetzlichen 
Haftpflicht  bei  den  Betriebskassen  nicht  sehr  erhebli<-*h.  —  Die 
geringste  Belastung  der  Arbeiter  und,  wenn  man  von  den  Ver- 
einskasaen  aus  dem  oben  erwähnten  Grunde  absieht,  auch  dar 
Arbeiteeber,  weisen  die  Bezirkskaft^en  auf*  Bezüglich  der  Qe- 
samtbeiastung  stehen  sie  natürlich  auch  am  bebten.  Das  ist  ein 
charaJtteristiacbes  Zeichen  ftlr  ihre  hervorr^igende  Bedeutung  unter 
allen  Kassen! 

Für  die  P^ntwicklung  des  Iva^senwesens  und  für  den 
Schluls   auf  dessen  nukOnftige  Gestaltung  ist  das  Wachstum  der 
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Arbeiter-  und  Untemehmerbeiträge ,  sowie  ein  vergleichender 
Bück  auf  die  Zahl  der  Kassen  mit  Deficit  und  Passiven  nicht 
ohne  Wert.  Ein  auf&llend  ungilnstiges  Bild  bieten  diesbezilglich 
die  Genossenschaftskassen.  Die  Belastung  der  Arbeiter  hat  bei 
ihnen  innerhalb  der  acht  Jahre  enorm  zugenommen:  um  fast 
25  ^/o ;  ebenso  die  Lasten  der  Unternehmer ;  sie  stehen  im  Wachsen 
der  Gesamtlasten  allen  übrigen  Kassen  weit  voran.  Vergleicht 
man  damit  ihre  ständig  und  stark  sich  verschlechternde  Finanz- 
lage (Zuwachs  der  passiven  Kassen  um  65  ^/o  und  der  Kassen 
mit  Deficit  um  74  ^/o),  während  alle  übrigen  Kassenarten  aus- 
nahmslos ein  Bild  erfreulicher  finanzieller  Erstarkung  aufweisen, 
und  zieht  man  endlich  in  Betracht,  dafs  die  Genossenschaflts- 
kassen  hinsichtlich  ihrer  Gesamtleistungen  nur  an  vorletzter  Stelle 
stehen  und  von  den  Bezirkskassen  bald  überflügelt  sein  werden, 
so  ist  das  Urteil  über  die  fhdstenzberechtigung  dieser  besonderen 
Kaspenart  nicht  schwer  zu  finden.  Weitaus  günstiger  gestaltete 
sich  die  Entwicklung  bei  den  Bezirkskassen;  bei  diesen  war  das 
Tempo  im  Steigen  oer  Gesamtlasten  der  Beisteuernden  am  lang- 
samsten, bei  gleichzeitiger  rasch  fortschreitender  finanzieller  Kon- 
solidierung. 

Bei  den  Vereinskassen  läfst  das  Mifsverhältnis  zwischen 
der  Belastung  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  unbefriedigt; 
wohl  aber  scheint  sich  bei  ihnen  in  dieser  Hinsicht  ein  fort- 
schreitender Ausgleich  zu  vollziehen,  und  es  würde  daher  der 
Entwicklung  dieser  Kassen  ebenso  wie  der  Gerechtigkeit  gegen- 
über den  Arbeitern  und  gegenüber  den  übrigen  Kassen  ent- 
sprechen, wenn  die  bisher  nur  vertragsmäfsig  begründete  Beitrags- 
pflicht der  Unternehmer  auch  hier  in  eine  gesetzOche  umgewandelt 
würde. 

Bei  den  Baukassen,  deren  Bedeutung  nach  der  Anteilnahme 
an  der  Gesamtversicherung  nur  eine  untergeordnete  ist,  kommen 
in  keinem  Jahre  aufsergewöhnlich  hohe  Beitragsleistungen,  weder 
auf  der  einen,  noch  auf  der  anderen  Seite  vor.  Es  scheint  sich 
somit  die  Notwendigkeit  dieser  Kassenart,  welche  mit  der  be- 
fürchteten besonders  hohen  Krankheitsgefahr  und  der  dadurch 
bedingten  besonderen  Belastung  der  Bauunternehmer  begründet 
wurde,  nicht  zu  bewahrheiten,  zumal  auch  die  Morbilität,  wie 
aus  einer  früheren  Tabelle  zu  ersehen,  keine  ungewöhnlich 
hohe  war. 

Was  die  Strafgelder  betriffl,  welche  ebenfiEdls  eine  von 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  zu  tragende  Beisteuer  zu  den 
Krankenkassen  bilden,  so  ist  zu  erwähnen,  dafs  sie  bei  den  Be- 
zirkskassen zumeist  von  Übertretungen  der  §vi  07  und  08 
des  Krankenversicherungsgesetzes  durch  die  Unternehmer;  bei 
den  Genossenschaftskassen  gröfsten  Teils  von  Über- 
tretungen der  Gewerbeordnung  durch  die  Gewerbeinhaber;  bei 
den  übrigen  Kassen  aber  aus  Beträgen  herrühren,  welche 
von    den    Kassenmitgliedem    auf    Grund    besonderer    Satzungs- 
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{hd  Betriebakmokeok&bsen  auch  aoi*  Qmnd  toq 
BeeStinmaiigeD  der  Fabriks-  und  Arbeitsordnungen)  strafweise 
etngehoben  worden. 

Ein  Überblick  über  das  Gesagte  Iftlst  die  Bezirkskassen  be- 
sQgUch  d^  Bdaatung  ihrer  Mitglieder  vor  allen  anderen  Eaaaen 
im  günstigsten  und  die  Genossenschaftskaasen  im  iingünstigsteii 
Lichte  erBcbeinen. 

d)  Eine  Frage  von  Bedeutung  tut  die  Beurtesln^g  UDfleroi 
Kaasenwesens  ist  femer  die  nach  der  Höhe  der 

Darchführungs  kosten 
unserer  A r beit er k ra n  ken Versicherung. 

Wie  teuer^  besw.  wie  billig  arbeiten  die  Krankenkasi>en  der 
▼erscbiedenen  Art? 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  sind  xunitclist  die  Preise 

in  Betracht   zu   ziehen,    welche   von   den    Kaj^sen   für    ärztliche 

I        Hilfe,   für  Medikamente  und    tiir  die  Kranken hauspHege  durch- 

1        Bchnitdich  bezahlt  werden ;  sodann  die  Kosten  für  die  Verwaltung, 

einschliefiilich  der    Kontrolle ,    und   für  sonstige  Auslagen^    unter 

welch  letzteren    man    sich   auf^serc^rdentliche    Unterstützungen   an 

t  erkrankte  Mitglieder  und  an  Angehörige  derselben,  Abschreibungen 
rom  Inventar  der  Kassen^  Abschreibung  uneinbringlicher  Beitrags- 
forderungen, für  Rechnung  der  Unfallversicherung  geleistete 
Zahlungen  u.  dgL  zu  denken  hat 
Die  Kostenangaben  der  nachstehenden  TabeUe  sind  wieder 
in  Kronen  Währung  gegeben, 
(Siehe  Tabelle  S.  144.) 
Betrachtet  man  die  auf  einen  Krankentag  redusierten  Preise 
{  der  ärztlichen  Hilfe  und  der  Heilmittel,  m  mufs, 
wieder  abgesehen  von  den  Baukassen,  die  grolse  Gleiehmäföig- 
kdt  auffallen,  die  Gleichmälsigkeit  sowohl  b^üglich  der  Kassen* 
arten  (nur  die  Vereinakassen  weisen  etwas  geringere  Ansätze  auf), 
als  auch  bezüglich  der  einzeben  Beobachtungsjahre,  Demnach 
bilden  diese  Ausgaben  ilir  alle  Kassen  einen  relativ  ziemlich 
konstanten  Rechnungsfaktor.  —  Etwas  weniger  glejchmiiisig  ge* 
italten  sich  die  Kosten  für  Krankenhauspflege;  am 
teuersten  konimt  diese  den  Genossenschaftskassen  zu  stehen, 
trotz  des  llmstandes,  dafe  letztere  ihre  Unterstützungspflicht  gegen- 
tiber  den  Versicherten  von  allen  Kassen  am  hiiuhgsten  durch 
Inanipruchnahme  von  Spitiilern  erfüllen.  l>ie  billigsten  Kranken- 
hausgebühren zahlen  die  Betriebs*  und  Vereinakassen;  elwaa 
höhere  die  Bezirk skaasen.  Bei  allen  Kassen  ist  ein  langsames 
aber  gleichmäfsiges  Steigen  der  \'erpflcgungskoaten  in  den 
Spitälern  zu  verzeichnen.  ^lan  sollte  meinen,  dafs  die  Ver* 
w&ltungen    der    öffentlichen    Krankenanstalten    zu    Gunsten    der 
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Arbeiterversichening  viel  eher  von  einer  Erhöhung  ihrer  Praae 
absehen  wurden^  als  Ärzte  und  Apotheker;  doch  scheint  dies 
nicht  der  Fall  zu  sein.  Bei  den  letzteren  kommt  wohl  die 
wachsende  Konkurrenz  in  Betracht,  während  den  ersteren  nach 
^  8  A1)S.  '\  des  Kranken veröieherungsgesetze«  die  Taxen  nach 
der  letzten  Klasse,  wenigstens  flir  die  ersten  vier  Wochen,  ersetzt 
werden  müssen. 

Auch  bezüglich  der  Gesamtkosten  eines  Kranken- 
tages herrscht  unter  den  ein/.elnen  Kassenarten  kein  grofser 
Unterschied.  Am  höchsten  erscheinen  sie  bei  den  Genossen - 
ftcliaftskassen,  welche  also  die  teuersten  Preise  zu  bezahlen  haben ; 
am  niedrigsten  bei  den  Bezirks-  und  Betriebskassen.  Das  Steigen 
dieser  Gesamlkoaten  ist  langsam,  aber  gleichmäfsig  und  allgemein. 

Die  Unterscliiede  in  den  Ansätzen  für  einen  Sterbe  fall 
sind  auf  die  verschiedene  satznngs^eraäfe  Höhe  der  Beerdigungs- 
kosten bei  träge  bei  den  einzelnen  Kassen  zurückzutuhren. 

Bei  der  Retvntwortung  der  Frage  nach  der  billigen  oder 
teueren  Gebarung  der  Küssen  liegt  der  Schwerpunkt  zweifellos 
in  den  Verwaltungskosten  im  engeren  Sinne.  Darunter 
sind  die  Ausgaben  verstanden,  welche  durch  das  Funktionieren 
des  einzelnen  Versicherungsinstitutes  einschliefslich  der  Kontrolle 
der  unterstützten  Mitglieder  erwachsen.  Diesbezüglich  finden  sich 
die  höcbsteo  Einheitsziffern  bei  den  Genossenschaftskassen;  es 
fr>Igen  dann  die  Bezirks-  und  Vereinskassen.  Die  auffallend 
geringen  Aufwände  bei  den  Betrieb skassen  sind  durch  die  Be- 
stimmung des  §  47  ZI.  'i  des  Kranken  Versicherungsgesetzes 
zu  erklären,  wonach  die  Reclmungs-  und  Kassenführung  auf 
Kosten  de«  Betriebaunternehmers  durch  einen  von  demselben  zu 
bestellenden  Beamten  zu  besorgen  ist.  Die^e  Belastung  des 
Unternehmers  soll  nach  den  Motiven  des  Gesetzes  das  Äquivalent 
für  dessen  ^  das  Selbst verwaltungsprincip  der  Kassen  durch- 
lirechendes  Übergewicht  bei  der  Verwaltung  der  letzteren  bilden. 

Eine  absolute  Abnahme  der  Verwaltungskosten 
ist  lediglich  bei  den  Bezirkskassen  zu  bemerken;  eine  absolute 
Zunahme  bei  den  Vereinskassen  (um  57^  o!)  und  bei  den  Ge* 
nosaenscliaftskassen  (um  1 8  "  ü  ).  —  Ein  wertvolles  Ergebnis  liefert 
der  Vergleich  der  relativen  Zu-  und  Abnahme  der  Ver- 
waltungskotiten ,  wenn  man  dieselben  bezieht  auf  die  Einheits- 
leistungen der  Kassen  für  ihre  Mitglieder.  Aus  diesem  Vergleiche 
ergiebt  sich  nämlich  das  Verhältnis  der  ein  notwendiges  Übel 
bildenden  Ausgaben  für  die  Ermöglichung  der  Kassentnätigkeit 
zu  den  Ausgaben,  durch  welche  der  Kassen  zw  eck  direkt  erftillt 
werden  soll  Hier  ist  aus  den  bereits  frülier  erwähnten  Gründen 
groiie  Behut^iamkeit  bei  den  zu  ziehenden  Schlufafolgerungeo 
geboten.  Insbesondere  kann  hier  bei  mangelhafter  und  daner 
billiger  K ranken kon trolle  und  der  dadurch  ermöglichten  mifs- 
bräuchlichen  Inanspruchnahme  von  Kassenuntersttitzungen  der 
falsche  Anschein  einer  besonders  zweckmäfsigen  KasjienverwaltUDg 
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hervorgerufen    werden.      Daher   sind    die    Ergebnisse   des   ansu* 

steUenden  Vergleiches  mit  einer  gewissen  Vorsicht  aufsunehmen. 

Das    Verhältnis    der    Verwaltungakosten    zu    den    Kassen- 

Msttmgen  betrug 


im  Jahre  1890 

«       «      1898 


Bezirks» 

19.46  «/ft 
13,87  «/« 


bei  dea 
Betriebs-        GenoBaenscbafb-        Vc 

kasseo 
0,94  o/o  15^  ">/ä  5,7  »/t  I 


0,84  % 


14,1 


8,6  *'• 


Während  sich  im  Jahre  1890  das  ungünstigste  Reaoltal  bei 
den  Bezirkskassen  findet,  kommt  dasselbe  acht  Jahre  später  bei 
den  Oenossenschaftskassen  vor.  Die  lebendigste  Entwicklung 
nach  vorwärts  zeigt  sich  wieder  bei  den  Kassen  der  erstbeseich* 
neten  Art»  die  schwächste,  abgesehen  von  der  Rücken twicklun 
bei  den  Vereinskassen,  bei  den  Genoasengchattskasaen. 

Uin  den  Fortschritt  bei  den  B^irkskassen  richtig  würdigemi 
zu  können,  ist  es  notwendig,  auf  deren  besonders  starke  Belastung 
mit  Verwaltungsausgaben  hinzuweisen.  Den  Bezirkskasaen  falien 
als  subsidiären  Zwangskassen  alle  jene  versicherungspBichtij 
Personen  als  Ipsojure  Mitglieder  zu,  welche  vom  Arbd' 
nicht  ordnungsmäfsig  versichert  wurden.  Damit  nun  solche  Mit- 
glieder niclit  lediglich  zur  Zeit  ihrer  Erkrankung  auftauchen,  um 
den  genannten  Kassen  zur  Last  zu  fallen,  sondern  damit  Air  die- 
selben auch  während  der  übrigen  Zeit  die  Kassenbeiträge  ordnungs- 
mäfsig  eingezahlt  werden,  liegt  es  im  dringenden  Interette  der 
Kassen,  nicht  erst  zu  warten,  bis  ihnen  solche  Personen  durch 
die  Erkrankung  bekannt  werden,  sondern  in  ihrem  Sprengel 
fortwährend  säumige  Arbeitgeber  aufzuspüren  und  gegen  sie  bm 
der  politischeD  Behörde  das  Strafverfahren  und  den  Zwang  zur' 
Erfüllung  ihrer  Beitragspflichl  zu  erwirken.  Wird  aber  ein  bei 
keiner  Kasse  angemeldeter  Versicherungspflichtiger  auf  Kosten  einer 
Bezirkskasse  behandelt,  so  obliegt  dieser  nicht  nur,  die  nötigen« 
oft  vergebhchen  Schritte  zur  Bewirkung  der  nachträglichen  Bei- 
tragszahlung, sondern  auch  jene  zur  Veranlassung  des  Kranken* 
kostenersatzes  (}$  ;32  K.V.G.)  zu  unternehmen.  Aus  denselben 
Gründen  erklärt  sich  auch,  dafs  es  den  Verwaltungen  der  Be- 
zirkskassen daran  gelegen  sein  mufs,  endgültige  Entscheidimgen 
über  die  Versicherungspflicht  solcher  Unternehmungen  herbeizu* 
führen,  deren  Unterstellung  unter  das  KrankenversicherungsgeaetE 
zweifelhaft  ist.  Den  mehrgenaniiten  Kassen  kommt  also  ein  ge- 
wisses Wächteramt  bezüglich  der  DurclifÜhrung  der  obligatorischen 
Krankenversicherung  zu.  Dieses  Wächteramt  ist  aber  ziemlich 
kostspielig,  denn  es  erfordert  die  Bewältigung  einer  groisen 
Sorrespondenz ,  die  Durchführung  vieler  Erhebungen  und  ver- 
langt in  vielen  Fällen  i  Verwaltungsgerichtshof )  auch  die  Inan- 
spruchnahme und  Besoldung  einea  Advokaten,  Nicht  genug  an 
^em.  Der  namentlich  durch  die  sogenannten  Saison*  {meist  Bau-) 
Arbeiter  venirsachte  starke  Wechsel  unter  den  Kassenmitgliedem 
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ist  weitaus  am  stitrksteD  bei  deo  in  Hede  siehenden  Kassen.  Die 
vielen  An-  und  Abmeldungen,  Ein-  und  Ausbuchungen  vermehren 
die  Arbeit  und  erschweren  die  Verwaltung»  und  zwar  um  so 
mehr,  je  gTÖfser  die  Differenz  zwischen  dem  Mitglied  erstände  im 
Winter  und  im  Sommer  ist.  Auuh  hierdurch  wird  eine  Ver* 
teuerung  der  Kasaen Verwaltung  bedingt. 

Endlich  ist  noch  ein  Umstand  in  Betracht  zu  ziehen.  Im 
Gegensatz  zu  dem  örtlich  beschränkten  Wirkungskreis  der  Be* 
triebs-  und  GenosÄenschaftskassen  und  gegenüber  dem  freien  Be- 
stimm ungarechte  der  VereinakasRen^  auch  bezüglich  ihrer  Sprengel, 
haben  die  Bezirkskassen  das  ganze  Geltungsgebiet  des  Kranken- 
vers ich  erungsgeaetzes  zu  umfassen»  w<irdurch  sie  gezwungen  sind,  j 
ihren  Sprengein  oft  eine  unerwünschte  Ausdehnung  zu  geben^ 
und  sie  auch  über  solche  Territorien  zu  erstrecken^  in  welchen  in- 
folge mangelhafter  Verkehramittel  oder  ungünstiger  Terrainverhält- 
oisse  oder  geringer  Dichtigkeit  des  Mitgliederstandes  die  Dureh* 
fühning  der  Krankenversicherung  besonders  hohe  Kosten  erfordert.! 

Trotz  aller  dieser,    die  Verwaltung  notwendig  verteuern deaj 
Umstände,   welche    lediglich  den  Bezirkskasöen    zur  Last   fallen,] 
haben  diese  sich,  auch  wa.s  die  Höhe  der  Verwaltungskosten  be- 
trifft, tr<^fflich  bewährt:  sie  sind  durchaus  nicht  die  um  teuersten 
arbeitenden  Krankenkassen,   sondern    werden   diesbezüglich   von 
den  Genossenschaftskassen  weit  übertroffen.     Ja  sie  weisen  ni^hll 
einmal  wesentliche   Unterschiede  im  Vergleiche  mit  den  Vereins- 
kasaen  auf.     In   der   fortschreitend  günstigen  Entwicklung  über- 
treffen sie  sogar  alle  anderen  Rassenarten. 


e)  Die  finanziellen  Ergebnisse  der 
Kassengebarung« 

Weitaus  den  gröfsten  Umsatz  von  allen  Kassen  hatten  die 
Bezirkskassen;  die  ihnen  darin  ursprünglich  vorangehenden  Be- 
triebskassen waren  bald  überBUgek,  denn  der  umfang  des  Geld- 
verkehrs hat  sich  bei  den  Instituten  der  erwteren  Art  innerhalb 
der  acht  I^ eobach tun gs jähre  verdoppelt,  bei  den  Anstalten  der 
letzteren  Art  ist  er  nur  um  ein  Drittel  gewachsen.  Die  Über- 
schüsse der  Bezirkskassen  bewegen  sich  in  raäfsigen  Grenzen, 
wie  es  dem  Charakter  unseres  durchaus  nicht  auf  dem  Principe 
der  Kapitaldeekuog  autgebauten  Kassenwesens  entspricht.  An 
zweiter  und  dritter  Stelle  hinsichtlich  de«  Geldumsätze«  stehen 
die  Betriebs-  und  Vereiiiskassen ;  bei  ersteren  fällt  die  unver- 
hältnismälkige  Höbe  der  Überschüsse  aut^  An  letzter  Stelle 
kommen ,  wieder  abgesehen  von  den  Baukassen  ^  die  Genoasen- 
schaftskas.sen. 

Über   den   Zuwachs   und    Abfall   von  Kassen  mit  Deficit 
und   mit  Passiven   wurde   bereits  an  anderer  Stelle  berichtet; 
hier   wurde    zur   Vervollständigung    des   Bildes   der  Frozenlsat^ 
an  passiven  und  an  Kasaen  mit  Deficit  von  der  Gesamtzahl  der 
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Versicherungsanstalten  jeder  Art  dargeatellt.  Die  gröfsten  Zahlen 
weisen  diesbezü^i^lich  aljerdinga  die  BezirkekasBen  auf;  aber  der 
Bruchteil  dieser  Institute  mit  ünaDziellen  Mifsertolgen  ist  in  steter 
Abnahme  begriffen.  Bei  den  GenossenschaütskäSBeD  nahmen  die 
ungunstigen  (Jebarungsergebniase  einen  immer  gröfseren  Umfang 
an ,  und  gerade  in  dieser  beständigen  Verschlechterung  der 
finanziellen  Verhältnisse  liegt  ein  bedenkliches  8yni|itom. 

Die  Reservefonds  der  Betrieb» kassen  haben  die  Jahre«* 
einnahmen  derselben  um  fast  schon  die  Hfdfte  überholt,  ent- 
sprechend den  oben  erwähnten  hohen  Jahresüberscliüsseu,  Die 
Reservefonds  der  Bezirks- ,  iirenossenBchafts-  und  Vereins kassen 
stehen  fast  auf  gleicher  absoluter  Höhe.  Das  stitrkste  Wachstum 
unter  den  drei  letztgeuannten  Kassen  fand  diesbezüglich  wieder 
bei  den  Hezirkskassen  statt.  Berechnet  man  den  Anted  eine^ 
Mitgliedes  am  Reservefonds,  so  raufe  man  die  einzelnen  Kassen- 
arten  der  Gröfse  dieser  Anteile  nach  in  folgender  Reihe  anordnen: 
Betriebs-,    Genossenschafts  ,    Vereins    und   Bezirkskrankenkassen. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Kassengebarungen  zusiimmen, 
so  gebührt  zwar  den  Betriebs-  und  den  Vereinskas^en  der  erste 
Platz;  an  kraftvoller  Entwicklung  aber  und  an  ständigem  Auf- 
schwünge übertreffen  die  Bezirkskassen  alle  anderen.  Die  Ge- 
nobsenschaftskaesen  nehmen  auch  hier  wieder  den  bescheidensten 
l^latz  ein. 

Zur  finanziellen  Festigung  der  Kassen  tragen  die  Kassen* 
verbände  bei*  Leider  sind  solche  nur  für  die  Bezirk^kasaen 
obligatorisch.  Die  letzteren  bilden  7  solcher  Verbände:  I.  für 
Niederösterreich  (Sitz  in  Wien),  J.  tür  Oberö.ster reich,  Salzburg, 
Tirol  und  Voralberg  (Sitz  in  Salzburg),  tl  für  Steiermark  und 
Kärnten  (Sitz  in  Graz),  4.  für  Küstenland,  Krain  und  Dalniatien 
(Sitz  in  Triest),  ^k  für  Böhmen  (Sitz  in  Prag),  «L  für  Mähren 
und  Schlesien  (Sitz  in  Brunn)  und  7.  für  Galizii-n  und  Bukowina 
(Sitz  in  LembergL  Zu  diesen  Verbünden  gehörten  im  Jahre  IS*>S 
im  ganzen  5So  Kinasen,  darunter  l.%  Betriebakassen,  welche  von 
der  Ei'kubniä  des  zweiten  Absatzes  des  §  i')<)  des  Krankenver- 
siehe rungagesetzes  Gebrauch  gemacht  hatten. 

Die  den  Bezirkskrankenkassenverbilntien  zukommenden  Geld 
mittel  flicfsen  in  zwei  versehiedene  Fonds  :  in  den  Verband« 
r  e  8  e  r  V  e  f  o  n  d  s  ,  welcher  h^iupts^eblich  zur  Unterstützug  not- 
leidender VerbandsLnösen  bestimmt  isu  und  in  den  Verbands- 
kassenfondsj  welcher  neben  den  Verwalmngskosten  des 
Verbandes  die  Kosten  für  die  übrigen  Verbandszwecke,  darunter 
insbesondere  die  Kosten  der  Kontrolle  der  Verbandskassen  zu 
tragen  hat.  Die  Verbandsreserve-  und  Verbandi^^kassenfonda 
aller  Bezirkskassenverbande  betrugen  Ende  1811^  zusammen 
4:5<>S()0  Kronen,  die  Fonds  der  ersteren  Art  allein  4^^♦2♦^^  Kronen, 
die  der  letzteren  Art  27  ö^i^  Kronen,  Für  Unterstützungen  (ii  fonds 
perdu)  an  einzelne  notleidende  Kassen  wurden  im  «elben  Jahre 
s  lau    Kronen    verausgabt,    während   der   Stand    <ier  aus  diesen 
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Fonda  gewährton  unverzinslichen  Vorschusse  sich  zu  Ende  det- 
gelben  Jahres  aut  32  840  Kronen  belief*  Die  Verbandsverwaltung 
.erforderte  im  Jahre  180H  die  Sumn^e  von  3<J008  Kronen,  die 
^Kiisaenkontrolle  von  315^^  Kronen,  für  öonstige  Aud^aben  <Äb- 
flchreibungen ,  zu  viel  abgefUlirte  Beiträge  u.  dgl.)  erwuchAen 
18  587  Kronen. 

Freiwillige  Kassenverljänd©  bestehen  bei  den  Vereins- 
kassen. Insbesondere  sind  die  „Allgemeinen  Arbeiter- Kranken - 
und  tJnterstützungskassen**  verbandginUlsi^  organiisert.  Auch 
Genoaaenschaftskasöen  (in  Wien)  haben  Äich  verbandsmafsiig  zn- 
aam  nienges  el  dessen. 


4.    Die  Ceiitralisation  des  Kassenwesens. 

Der  Vergleich  der  einzelnen  Kassenarten  mit  einander  nach 
verschiedenen  Gesiclitspunkten  bringt  dem  Beobachter  die  grofse 

,  Zersplitterung  des  österreichischen  Kassen wesens  und  die  Nach- 
teile denselben  zum  Bewufötsein«  Die  Heformbedürftigkeit  in 
dieser  Hm  sieht  ist  wohl  allgemein  anerkannt  und  auch  von  der 
R^erung  wiederholt  betoni  worden, 

a)  Die  LI  beistünde,  welche  das  gleichzeitige  Nebeneinander- 
beateheo  verschiedenartiger  Institute  zum  Zwecke  der  Zwangsver- 
sicherung der  Arbeiter  gegen  Krankheit  mit  sich  bringt,  lassen 
«ich  kurz  in  folgendem  zusammenfassen.  Zunächst  ist  auf  die 
ungleiclie  Heljwjtung  und  auf  das  verschiedene  Untersiützungsaus- 
mafs  der  Arbeiter  nach  den  einzelnen  Kaasenarten  hinzuweisen 
Es  liegt  im  Pnncijie  der  Allgemeinheit  und  des  Zwanges  der 
Arbeiterkrankenfiirsorge  und  es  wird  auch  durch  die  fortwahrende 
Fluktuation  dea  Arbeiterelements  bedingt,  dafs,  abgesehen  von 
den  Abstufungen  des  Lohnes»  ein  Unterschied  zwischen  einzelnen 
Arbeitergruppen  oder  naeli  iler  zutUlligen  Lage  des  Betriebsort  es 
nicht  gemacbt  werden  soll ,  weder  hinsichtlich  der  Beitragshöhe, 
noch  hinsiclitlich  des  Ausnialses  der  Unterstützungen^  welche  die 
Kassen  gewähren.  Solehe  Verschiedenheiten  beeintrjichti^'en  die 
Freizügigkeit  der  Arbeiterschaft.  l>ie  periodisch  nameiidich  in 
gröfseren  Städten  auftretende  Arbeitslosigkeit  grofser  Massen 
aind  ein  sociales  Schrecknis  geworden,  gegen  welches  man  bisher 
vergeblich  nach  wirksamen  Mitteln  gebucht  hat.  Der  Schwer- 
punkt aller  beziigliehen  Mafsre^^eln  liegt  in  der  Ausgestaltung, 
A'erallgemeinening  imd  (Jentralisierung  des  Arbeitsnachweis«^. 
Durch  denselben  will  man  den  Uberschuls  an  Arbeitskniftt-n  jenen 
Erwerbszweigen  und  Orten  zutlihren,  in  denen  sich  zur  selben 
Zeit  ein  Arbeiter man^^el  ^^eltend  macht  I>as  läfst  aicli  abiT  durch 
den  Arbeitsnachweis  alkin  nicht  erreichen*  Ks  mufs  namentlich 
mit  Rücksichl  auf  die  grofse  SchwertXIligkeit  unseres  europäischen 
Arbeiters  gleichzeitig  alle«  gethan  werden,  um  dem  Arbeit- 
fiuchcnden   den  Wechsel  seiner  Beschäftigungsart  und  seines  Be- 

I  »chiiftigtingsortes  möglichst  zu  erleichtem,  und  da^eu  gehört  auch, 
dAlk  man  ihn   vor  einer  VeracUlechlerung  seiner  ökonomischen 
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Lage  nach  Thunlichkeit  bewahrt  und  ihm  seine  durch  jahre- 
lange Beitrag8zaiilungen  wohlerworbenen  Rechte  an  die  Zwangs- 
versicherung beim  Kaaaen Wechsel  ungeachmälert  erhält  Dieaer 
Oedanke  lag  jenen  Bestimmungen  des  Regierungsentwurl'es  2U 
unserem  Krankenversicherangsgefletase  zu  Grunde,  welche  eine 
Überweisung  des  Reservefondaanteiles  des  Arbeiters  von  der  bis- 
herigen an  die  neue  Kasse  festsetzten.  Der  Zweck  dieser  Normen 
war  ein  dreifacher:  dem  Arbeiter  sollte  sein  ungeschmälerter 
Unterstützungsao^jpruch  auch  an  die  neue  Kasse  gesichert  werden^ 
selbst  w£hn  diese  sonst  geringere  Unterstfit^ungen  leisten  würde|  J 
zugleich  war  damit  ein  Schutz  insbesondere  der  Bezirks kaaseii ! 
gegen  die  finanziellen  Nachteile  von  MasBeneintritten  alternder,  , 
kränklicher  und  unstiindiger  Arbeiter  beabsichtigt;  endlich  wollte 
man  durch  Feststellung  der  Anteile  des  Einzelnen  am  Reserve- 
fonds ein  länger  dauerndes  Unterstütmngsanrecbt  der  erwerbloB 
gewordenen  Mitglieder  erwirken.  —  80  gut  gemeint  diese  Ein* 
richtung  auch  war,  ihre  Verwirklichung  scheiterte  an  der  prak- 
tischen Undurchftihrbarkeit  derselben.  Die  Hauptursaehe  lag 
wieder  au  der  Verschiedenheit  der  Kassen,  an  der  verschiedenen 
Gröl'se,  Entetehung  (Legate,  l?tiftungen  u«  dgl)  und  den  ver- 
achiedenen  Zwecken  ihrer  Reservefonds;  in  weiterer  Linie  wohl 
auch  in  der  Erwägung,  dafs  namentlich  den  Bezirkskassen  eine 
drückende  Arbeitslast  durch  die  umständlichen  und  fortwähren- 
den Berechnungen  der  Reservefondsan teile  auferlegt  würde.  In 
unner  Bruderladengesetz  vom  28.  Juli  1881)  ist  bezüglich  der 
ProvisionskasBcn  die  Noruuerung  der  t'berweisung  von  Reserve- 
fondsan teilen  aufgenommen  worden. 

Aber  nicht  nur  die  Arbeiter  auch  die  Arbeitgeber  haben 
unter  der  Zersplitterung  des  Kasscnweseus  zu  leiden.  Es  sei 
diesbezüirlich  auf  doB  dritte  Kapitel  dieses  Buches  verwiesen. 
Dort  wurden  die  ungleich  mit  Isige  und  vielfach  ungerechte  Belastung 
des  Unternehniertums  durch  die  Krankenversicherung  und  die 
besonderen  Nachteile  de«  Kleingewerbes  (An-  und  Abmeldepäicht, 
Haftpflicht»  VersMumnisatrafen  u,  s.  w.)  dargelegt 

Ungünstig  werden  ferner  die  Krankenkassen  selbst^  wenigstens 
ein  Teil  derselben ,  in  ihrer  Verwaltung  und  in  ihrer  Gebarung 
durch  das  zerfahrene  Kassensystem  hNeeinflufst.  Die  höchaten 
Anforderungen  stellt  das  Kranlken Versicherungsgesetz  zweifellos 
an  die  ßezirkskraokenkassen,  als  die  neugegründeten,  subsidiären 
Zwanß^akassen.  Diese  waren  von  Anfang  an  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Sprengeleinteilung,  auf  die  Zuweisung  eines  unausgeauchten 
ArbeitermateriiilB,  auf  die  starke  Fluktuation  im  Mitgliederstande 
und  auf  die  Verpflichtung,  für  alle  nicht  versicherten  aber  ver* 
sicherungs|itiichtigcn  kranken  Arbeiter  aufzukommen^  allen  anderen, 
meist  längst  bestehenden  und  wohl  fundierten  V ersieh erungs- 
Instituten  gegenüber  sehr  im  Nachteile.  Zudem  eerrifs  man  noch 
ihr  örtHches  Wirkungsgebiet  durch  Einschachtelung  verschiedener  1 
^^pecialkassen^    welche  ihnen  die  leistungsfilhigsten  Betriebe  ^  den 
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featen  Stock  bleibender  Arbeiter  wegnahmen,  die  DichtigkeiUver» 
hältnisse  der  Mitgltederäcüaft  stark  herabsetzten  und  dadurch  ihre 
LeiBtungsfUhigkeit  geßlhrdeten.  -  Die  Müngel  unseres  Kassen* 
systemea  schädigen  demnach  io  erster  Linie  das  allgemeine; 
Versicherungsinsritut,  die  Bexirkskasse»  welche  die  Grundlage  der 
gesamten  Krankenfürsorge  llir  unsere  Arbeiter  bilden  sofl  und 
deshalb  vor  den  Speci&lkas^n  geschützt  und  gefördert  werden 
mufs. 

b)  Was  hatte  denn  der  Gesetzgeber  für  Gründe ,  statt  der 
Schaffung  eines  einheitliehen  Kassentypus  eine  bunte  Menge  vou 
Versicherungsanstalten  mit  der  Durchführung  des  so  grofs  ange- 
legten Planes  der  allgemeinen  Arbeiter  kranken  Versicherung  zu 
betrauen?  Darüber  finden  wir  AufsclJuts  in  den  üemerkungen 
zum  sein  erzeitigen  Regierungsentwurte  unseres  K  ranken  versiche- 
rungsgesetzes  und  in  den  AustVihrungen  des  Berichterstatters  der 
Minorität  im  Abgeordnetenhause.     Die  bezUghchen  Stellen  lauten: 

^Es  darf  nicht  aufser  acht  |j;ela8sen  worden,  dafs  Kranken- 
kassen sowohl  auf  Grund  gesetzlicher  Nötigung,  als  auch  infolge 
freiwilliger  Vereinigung  der  beteiligten  Kreise  bereits  jetzt  in 
grofser  Anzahl  für  die  verschiedensten  Berufszweige  beatebeo, 
und  dafö  es  sicherlich  nicht  anginge,  durch  ein  neue«  Gesetz  alle , 
die  Kaasen  ohne  weiterem  zu  beseitigen»  oder  ihnen  die  fernere' 
Existenz  unniöi^ltch  zu  machen,  weil  hierdurch  viele  gute  Insti- 
tutionen f  welche  grolBenteüs  der  Selbstthätigkeit  der  be- 
treffenden Kreise  ihr  Entstehen  und  ihre  Entwicklung  verdanken, 
vernichtet  würden,  wodurch  beiden  Mitgliedern  Entmutigung 
hervorgerufen  werden  roüiste ,  ohne  d  ä  fs  die  Garantie 
dafür  geboten  wäre,  dafs  der  neu  zu  schaffende 
Organiaraus  auch  sofort  geeignet  sein  werde,  alle 
Vorteile  der  bereits  eingeleiteten  Institutionen  za| 
gewähren/ 

„Im    Gesetz    soll   der    Versuch    gemacht    werden,    alle    be- 
stehenden Organismen,  welche  sich  mit  der  KrankenversichemD^  i 
der  Arbeiter  beschäftigen^   zusammenzufassen,  ihnen  an  die  Seite  i 
ein  öffentliches  Institut  (Bezirkskrankenkassel  anzufügen  uud  alle 
zusammen    in    ein    grofses    System    obligatorischer    Krankenver- 
sicherung zusammenzufassen Es   ist    ein   Gesetzentwurt; 

welcher  in  die  venächiedensten  staatlichen  Verhältnisse  eingreift; 
in  das  Gewerbewesen,  in  das  Vereinawesen,  in  das  Fabrikswesen« 
in  das  Eisenbahnwesen,  in  das  Gemeindewesen,  in  das  Bergwesen. 
Auf  allen  diesen  Gebieten  müssen  wir  es  beklagen ,  dafs  die 
Staatsverwaltung  in  den  letzten  Jahren  es  vernachlössigt  hat»  mit 
der  Zeit  fortzuschreiten,  und  wir  sind  vor  die  schwierige 
Aufgabe  gestellt,  ein  ganz  modernes  Institut  mit 
teilweise  unbrauchbaren  und  veralteten  Institu- 
tionen in  Verbindung  zu  setzen/ 

Aus  beiden  Stellen  wie  aus  den  ganzen  Verhandlungen  im 
Beichsrate  über  daa  Gesetz  geht  hervor,    dafs  einerseits  niemand 
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die  VeraDtwortnng  dafür  ülx^rnehmen  wollte,  bestehende  and 
beziiglicb  der  LeiatuQgBß&higkeit  grolsenteils  erprobte  Kranketi*! 
Tersicherungsiostitute,  wenn  diese  auch  den  Grunds4it«en  der  Alf 
gemeinheit  üieiehartigkeit  und  Central! Nation  der  obiigatorbc 
Arbeiter- Krankenversicherung  nicht  entsprachen,  «u  (runiaten  ^ 
ganz  neu  geschaffenen,  noch  ganz  unerprobten  Institution  aut 
Wirk«amkeit  zu  setzen  oder  gründlich  umzuformen.  Anderseits 
glaabte  man  mt(  die  ^oaderintereasen  und  auf  die  Kmptindungeii 
einzelner  beteiligter  Kreise  von  Per^^onen  Rücksichten  nehmen 
müssen.  Bis  zu  einem  gewi&sen  (Vrade  kann  «ich  ja  der  SocsmI 
Politiker  solchen  Rücksichten  nicht  entziehen;  dei-artige  Kon* 
zessionen  sollen  aber  nie  so  weit  gehen,  dais  dadurch  der  folge 
richtitce  Aufbau  eine«  groljsen  Reform  Werkes  gestört  wird. 

Im  einzelnen  wird  zu  Gunsten  der  verschiedenen  Sp«cial- 
kassen  noch  folgendes  ins  Treffen  gefilhrL  Durch  das  Bestehen- 
lassen  der  Betrieb^kassen  soll  den  humanen  Bestrobungeal 
einzelner  Unternehmer  ein  weites  Feld  fruchtbarer  ThnitgkeJl 
gewahrt  bleiben;  auch  sei,  namentlich  bei  gewissen  grofsen  Be- 
trieben ünsV^esondere  Eisenbahn-  und  Da  mpfschi  ff  betneben  K  der 
Bestand  eigener  Krankenkassen  und  der  mafsgebende  EtnHufs 
des  Arbeitgebers  auf  die  Zusaniraenset^uniu^  und  ThiUigkeit  der 
Kaäsen  i\ir  die  Aufrechterhaltung  der  liisciplin  notwentlig.  Als 
Aouivalent  für  die  verkürzten  Uechte  der  Arbeiterschaft  auf 
Selbstverwaltung  seien  die  finanziellen  Vorteile  dieser  Kaaomi  an» 
zusehen,  welche  aus  der  gesetzliulien  ilehrbelastung  der  Betriab»^ 
Unternehmer  resultieren  Zudem  seien  die  Betrieb*krankenka88en 
eine  wielitige  Brücke  zur  Verötaindigung  zwischen  dem  Indu- 
striellen und  seinem  Personal  Bezüglich  der  tienossen* 
schaftökassen  wird  auf  die  \  oi"teile  der  BerufsmilXsigkeit  der 
Versicherung  und  auf  den  Wert  des  ZwangsgenossenschaflswesenaJ 
überhaupt  hingewiesen.  —  In  den  Vereinskassen  respektic 
man  die  aus  der  Selbsthilfe  der  Arbeiterschaft  hervorgegan| 
Versicherungsinstitute,  5fan  sieht  in  ihnen  eine  Aufserung  de«  starken 
Klassen  bewuTstseins  des  Arlieiterstandea,  welclies  man  aus 
politischen  Gründen  begreiflicher  Weise  gerne  in  die  Bahneii| 
wirtächaftiicher  ßethätigung  lenken  möchte.  Die  ßaukasseii 
wurden  nur  aus  Fürsorge  fiir  die  Bezirkskrankenkassen  geadiaffen. 
Man  dachte  dabei  an  das  Zusjtmmenströmen  bedeutender  Arbeitex- 
maasen  anläfslich  der  Auafübriing  einzelner  grolser  Bauten,  an 
die  erhöhten  Erkrankungsgefahren,  die  hier,  sei  es  duivh  diti 
Eigenart  des  Betriebes,  sei  es  durch  Einschleppung  von  Krank- 
heiten aus  dem  Auslande  drohen,  an  die  starken  Schwankung 
in  der  Zahl  und  an  die  Unstündigkeit  dieser  Arbeiter,  al 
Momente,  welche  fiir  die  Finanzlage  der  zuständigen  Bezirka- 
krankenkasfeen  verhol ngnis voll  werden  könnten.  Dals  die  Be- 
gründung für  die  Schaffung  dieser  KasFenart  leiii^Iich  in  der 
Rücksichtnahme  auf  die  Bezirkskassen  liegt,  kommt  in  der  ^o  i 
setzlichen  Bestimmung  zum  Aus>d rucke,  dafs  solche  Kassen  ledige I 
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lieh  durch  Verfügung  der  politischen  Behörde  und  nicht  aus  der 
Initiative  des  Bauunternehmers  entstehen  und  dem  letzteren  im 
Falle  des  Widerstandes  gegen  eine  solche  Verfügung  erhöhte  Bei- 
trage zur  Besirkskasse  auferiegt  werden  können. 

Es  ist  nun  die  Frage  zu  beantworten,  ob  alle  diese  Oründe 
für  die  Schöpfung  und  das  Bestehenlassen  von  Specialkasseo 
auch  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  noch  stichhaltig 
sind  und  ob  sie  schwer  genug  wiegen,  um  auf  die  groben  Vortole 
einer  Gentralisation  der  Krankenkassen  verzichten  zu  können. 
Die  alleemeine  Rechtfertigung  der  Specialkassen^  welche  in  der 
Ungewilsheit  über  die  Lebensfähigkeit  und  EIntwicklung  der  Be- 
zirkskrankenkassen  lag,  ist  durch  die  zehnjährige  Geschichte  und 
Statistik  dieses  Instituts  zweifellos  hinfällig  geworden.  Welche 
von  allen  Krankenversicherungsanstalten  hätte  trotz  der  eminentoi 
Schwierigkeit  ihrer  Lage  eine  solch  gesunde  und  rasche  Entfaltone, 
einen  solchen  Umfang  des  Betriebes,  eine  so  ständig  fortschreitende 
finanzielle  Konsolidierung  aufzuweisen,  wie  die  Bezirkskassen  ?  — 
Wie  steht  es  aber  mit  den  anderen  Grtlnden  f^  den  Weiterbestand 
der  Specialkassen?  Fs  lässt  sich  nicht  leugnen,  und  wurde  auch 
schon  vom  Gewerbeausschusse  des  Abgeordnetenhauses  seinerzeit  za- 
gegeben, dafs  durch  die  Betriebskassen  die  sociale  Abhängig- 
keit des  Arbeiterstandes  vom  Untemehmertume  eine  bedenkliebe 
Verstärkung  erfiüirt,  welche  sich  weder  durch  gröfsere  Beitrags- 
lasten der  Unternehmer,  noch  durch  die  humanen  Bestrebungen 
derselben  rechtfertigen  lälst;  statt  eine  Brücke  zur  Verständigomr 
beider  Teile  zu  bilden,  gilt  der  Bestand  einer  Betriebskasse  oft 
als  ein  unüberwindliches  Hindernis  fbr  den  dauernden  socialen 
Frieden  zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Bediensteten. 
Der  Arbeiter  eines  solchen  Betriebes  wird  es  stets  als  eine  Un- 
gerechtigkeit ,  als  eine  lästige  Bevormundung,  als  einen  Fingriff 
in  seine  socialen  Rechte  empfinden,  dafs  gerade  er  und  seine 
Mitarbeiter  von  der  selbständigen  Verwaltung  des  Versicherangs- 
instituts  so  gut  wie  ausgeschlossai  sind,  während  seine  Beruf»- 
genossen  b^  den  anderen  Kassen  mit  stolzem  Sdbstbewufstsein 
die  Verantwortung  tiXr  die  fkitwicklung  und  das  Gedeihen  dieser 
zum  gröfsten  Teile  aus  Arbeitergeldem  erhaltenen  Anstalten  auf 
sieh  nehmen  können.  Fs  ist  daher  auch  die  von  Anfang  an 
gegen  die  Betriehska^^sen  bestehende  heftige  Gegnerschaft  der 
gesamten  Arbeiterklasse  und  die  Forderung  der  letzteren  erklär- 
lich, dals  die  Versicherung  vom  Erwerbsleben  und  von  der 
Beschäftigung  des  Arbeiters  gänzlich  unabhängig  gonacht  werden 
soll  —  l^  die  Krankenversicberungskassen  lediglich  einen  wirt- 
sehafÜiehen  Zweck  hab^i  und  sämtlich  unter  weitgehender  staat- 
licher Kontrolle  stehen,  so  entbehrt  wohl  auch  die  Behauptung, 
dals  die  bezeichneten  Kassen  zur  Anfrediterhahnng  der  Dedpüii 
und  Auti^rität  notw^idig  seien,  einer  wirkBchen  Begründung. 

Was  nun  g:u-  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Besunde 
der  Belriebakasaen  und  der  EnnögÜchuDg  humaner  Werkthädg- 
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keit  dee  UnternehniertaiDS  betn'fl^  eo  genügt  ea^  einen  Blick  ins 
Aualand  zu  werfen,  um  211  sehen,  wie  unendlich  viel  den  In- 
habern grofijer  Betriebe  noch  zu  thun  übrig  bleibt,  auch  wenn 
man  ihnen  die  Durchfilhrung  der  gesetzlichen  Krankenverhieberang 
abnehmen  würde.  Man  braucht  nicht  einmal  andere  Gebiete 
der  socialen  WohifahrtspSege,  wie  daa  Unterrichts-  und  Bildungs* 
wesen,  die  Waisenpflege ,  die  Invaliden-,  Alters-,  Witwen- 
Versorgung,  die  Wohnungsfrage  u.  s.  w.  zu  berühren;  gerade 
in  der  Krankenftin^orge  kann  der  wirklich  humane  Betriebs- 
uoternehraer  neben  der  Krankenkasse  noch  sehr  viel  Gutes 
wirken,  Ed  sa  beispielsweise  hiogewiesen  auf  die  Hilfs-  und 
Ergänzungskassen  der  Firmen  Friedr.  Krupp  in  Essen^ 
Cornelius  Heyl  in  Worms,  C.  G.  Wilke  in  Guben,  auf  die 
Famili  enkrankenkassen  der  Firmen  F.  Brand  in  München- 
Gladbach,  W.  Leyendecker  &  Co.  in  Köln,  auf  die  Wöchne- 
rinnenas^le  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in 
Lüdwigshaten  und  der  Farbwerke  Meister  Lucius  und  Brüning 
in  Höchst  a.  M  ,  auf  die  Anstellung  eigener  Fabrik  Schwestern 
und  Fabrikdiakonisainnen  der  grofsen  SchultheilVschen 
Brauerei' Aktien- Gesellsfhaft  in  Berlin  und  Dessau  und  der  welt- 
bekannten Firma  A.  W,  Faber  in  Stein  bei  Nürnberg,  auf  die 
Gründung  von  Rekonvalescentenfaeimenin  vielen  deutschen 
Städten  oder  das  besonders  reich  ausgestattete  „Kaiserin  Auguste 
Victoria  Erholungahaus*  der  Firma  Friedr.  Krupp  in  Essen,  auf 
die  Vereine  zum  Zwecke  der  Bereitung  von  Krankenkost 
und  Stärkungsmitteln,  auf  die  Verleihaoijt^ilten  zur  Abgabe 
von  Krankengerätschaften  und  dergleichen  mehr 

Man  möchte  fast  glauben,  dafs  der  Wohlthätigkeitsdrang 
von  Betriebsuntemehraem  gerade  dadurch,  dafs  für  die  Kraak^i- 
Versicherung  anderweitig  gesorgt  wird,  auf  neue  tiegenarache 
Bahnen  gelenkt  würde 

Noch  ein  Bedenken  gegen  die  Betriebskassen  soll  hier  er- 
wähnt werden.  Infolge  der  plötzlichen  und  stärkten  Schwan- 
kungen in  unseren  heutigen  Produklions-  und  Absatzverhältnissen, 
infolge  der  Krisen^  welche  ftlr  einzelne  Erwerbszweige  gans  un- 
erwartet auftreten,  ist  der  Bestand  und  die  finanzielle  Sicherheit 
des  einzelnen  industriellen  Unternehmens,  und  sei  es  noch  so 
solid,  immer  nur  etwas  Bedingtes.  Es  liegt  aber  im  dringendsten 
Interesse  der  Arbeitervensicherung,  dais  sie  von  dem  Risiko,  das 
jeder  Unternehmer  auf  sich  nehmen  mufs.  unabhAngig  gemacfatj 
werde;  das  ist  aber  nur  dann  möglich,  wenn  die  Venicherungy* 
anstatt  eine  von  der  Person  des  Betriebsinhabers  völlig  unab- 
hiingige  Existenz  ftihrt. 

Die  Genossenschaftskrankenkassen  werden  mit 
dem  Schlagworte  „  Berufsversicherung **  motiviert,  ohne  dafs  mui 
eigentliLli  zu  wissen  bekommt,  worin  denn  die  wesentlichen  \'^or- 
teile  der  Berufsveniicherung  auf  dem  Gebiete  der  Krankenßirsorgia  ] 
liegen.     Gerade    in    dem   Umstände,    dals   die  Mitglieder  eini 
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Krankenkasse  den  verschiedensten  Betrieben  und  Berafezweigen 
angehören,  li^  ein  gewisser  Schutz  der  Kassen  vor  der  Gefahr, 
daTs  eine  bestimmte  Berufskrankheit  durch  aulsergewöhnlich  starkes 
Auftreten  einen  erheblichen  Teil  der  Mitglieder  erfasse  und  da- 
durch die  Leistungsfähigkeit  der  Kasse  erschöpfe.  Darum  haben 
auch  jene  Staaten,  wdche  nach  uns  an  die  Einführung  der 
Arbeiterkrankenversicherung  herangetreten  sind,  wie  z.  B.  die 
Niederlande  und  Norwegen,  dem  österreichischen  Princip  der 
territorialen  Kassenorganisation  den  Vorzug  vor  dem  deutacheo 
Princip  berufsgenossenschaftlicher  Gliederung  gegeben. 

Wie  übrigens  schon  bei  einer  früheren  Gelegenheit  erwähnt 
wurde,  ist  es  mit  der  Berufsgleichheit  der  Mitglieder  bei  den 
meisten  Genossenschaftskassen  nicht  weit  her.  Sechzig  Prozent 
der  mit  Krankenkassen  verbundenen  Zwangsgenossenschaften 
beschränken  sich  nicht  einmal  auf  die  Zusammenfassung  soge- 
nannter verwandter  Gewerbe,  sondern  sind  bunt  zusammen- 
gewürfelte „Kollektivgenossenschaften".  Infolgedessen  unter- 
scheiden sich  die  zugehörigen  Krankenkassen  in  der  Zusammen- 
setzung ihrer  Mitgliederschaft  durch  nichts  von  jener  der 
Bezirkskassen;  nur  dafs  jene  Kassen  in  der  Regel  schlechter  ver- 
waltet sind  als  diese  und  letztere  durch  ihre  fixemption  aus  dem 
allgemeinen  Krankenkassensprengel  finanziell  schädigen.  Die 
Zwangsgenossenschaften  sind  ja  überhaupt  eine  unmoderne  Ein- 
richtung von  sehr  fraglichem  Werte  und  ungewisser  Lebensdauer. 
Sie  zum  Träger,  zum  Durchfbhrungsorgan  einer  grofsen  soclal- 
politischen  Idee  zu  machen,  war  von  vornherein  ein  verfehltes 
iJnternehmen.  Wer  Gelegenheit  hatte,  die  Unbeholfenheit  und 
Gemütlichkeitsmeierei  zu  beobachten,  womit  die  Besorgung  der 
Krankenkassengeschäfte  von  Meistern  und  Gehilfen  so  nebenher, 
meist  in  den  FeierabendstuDden ,  zumeist  auch  ohne  genügende 
Sachkenntnisse  besorgt  werden,  wer  die  Statistik  dieser  Kassen, 
ihre  ungünstige  Entwicklung,  ihre  schlechte  finanzielle  Lage 
einer  aufmerksamen  Betrachtung  unterzieht,  wird  dieses  Urteil 
bestätificen.  Zu  alledem  kommt  noch  der  höchst  ungünstige  Ein- 
Üuls«  aen  die  häufigen  Parteiungen  und  Zwistigkeiten  unter  den 
Meistern  und  die  oft  wiederkehrenden  Lohnkämpfe  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  auf  die  Kassen  ausüben.  Diese 
wenlen  gar  oft  als  Kampf-  und  Agitationsmittel  benützt,  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Zweck ,  der  ihnen  ein  stilles  Wirken  fem 
von  dem  Tagesgetriebe  der  Parteien  anweist.  Angesichts  dieser 
Verhältnisse  wurde  schon  wiederholt  an  eine  Reform  dieser 
Kassen  gedacht.  Der  Regierungsentwurf  zur  Abänderung  der 
Gewerbeordnung  setzte,  um  die  ungesunde  Neubildung  kleiner, 
nicht  lebenstithiger  Genossenschaftskassen  hintanzuhalten,  eine 
Mindestzahl  von  1<K>  Mitgliedern  fUr  die  Errichtung  und  den 
Fortbestand  dieser  Kassen  fest  und  verbot  die  Vereinigung]: 
mehrerer  Genossenschaften  zur  Bildung  einer  gemdnsamen 
Kasse,     Das  wäre  aber  nur  eine  halbe  Maiaregel.   Die  Regelung 
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der  Arbeiterversicherung  gehört  überhatim  nicht  in  die  Gewerbe- 
ordnung ^  aondem  mais  durch  eigene  allgemeine  Veraichenings- 
geoetze  erfolgen.  Üabei  würden  sich  aber  schwerlich  Gründe 
zu  Gunsten  der  Genossenscbaftdkasden  finden  lassen. 

Ein  weitaus  erfreulicheres  Bild  gewähren  die  Vereins- 
kassen.  »Schon  die  oben  gebrachte  Statistik  giebt  einen  Über- 
blick über  die  iiedeutung  und  groGae  LeistungsiUhigkdl  dieser 
Versicherungsinstitute. 

Das,  was  hier  die  Arbeiter  au»  eigener  Kraft  geschaffen 
haben,  ist  ein  hoch  anzuerkennendes  Werk  von  gesunder  Lebens- 
kraft; da  dle^e  Arbeiterkassen  sudem  auf  dem  gleichen  Principe 
der  Selbstverwaltung  aufgebaut  sind^  wie  die  Bezirkskaasen^  und 
diesen  auch  sonst  in  der  Art  ihrer  Gebarung  und  Geschäfb- 
fithrung  gleichen^  so  würden  sie  sich  ohne  grofse  Schwierigkeiten 
in  ein  gemeinsames  System  mit  den  letzteren  einordnen  lassen, 
wenn  man  nur  auch  bei  ihnen  einen  gesetzliehen  Zwang  zur 
entsprechenden  Beitragszahlung  t\tr  die  Unternehmer  einführte. 
Das  den  Betriebeinhabern  als  Äquivalent  für  ihre  Beitragspflicht 
bei  den  übrigen  Kassenarten  gewährte  Recht  auf  A^ertretung  im 
Vorstaude  und  in  der  Generalversammlung  der  Kasse  steht  ja 
ohnehin  nur  auf  dem  Papier  und  entbehrt  der  praktischen  Be- 
deutung. Durch  die  Verwandtschaft  der  V^ereinskassen  mit  den 
allgemeinen  Krankenkassen  sind  den  ersteren  fUr  die  künftige 
Reform  der  Krankenversicherung  ganz  andere  Chancen  gesichert, 
wie  den  in  ihren  Leistangen  ja  zweifellos  ebenso  hervorragen- 
den Betriebskassen, 

Die  Daseinsberechtigung  der  Baukassen  erfährt  durch 
die  Statist i seil  ausgewiesene  geringe  Zahl  und  Bedeutung  der- 
selben, und  durch  den  Umstand,  dafs  die  Morbilitilt  und  Fluktua- 
tion ihrer  Mitglieder  keine  wesentlich  höheren  Ansprüche  an  die 
verfug  baren  Mittel  der  Kasse  stellen ,  als  bei  anderen  Versiche- 
nmgsinsiitutea  des  Kranken  Versicherungsgesetzes,  eine  ungünstige 
1  Beleuchtung.  Zieht  man  dabei  die  ungeahnte  Entwicklung  und 
tiuanzielle  Erstarkung  der  Bezirkskussen  in  Betracht,  so  kann 
man  ruhigen  Herzens  die  Baukasaen  aus  dem  Systeme  der  Ver- 
sicheruugsanstalten  streichen,  zumal  wenn  man  die  gesetzliche 
Möglichkeit  offen  hielte,  gewisse  Bauunternelimer  zu  erhöhter 
Haftung  oder  zu  erhöhter  Beitragslei^tung  an  die  Beztrksk ranken- 
kaase  hemozuziehen. 

Die  Bruderladen  stehen  infolge  der  eigenartigeu  Arbeits- 
verhältnisse im  Bergwerkabetriebe  und  infolge  ihrer  selbständigen 
geschichtlichen  Entwicklung  abseits  von  der  allgemeinen  Arbeiter- 
Krankenversicherung  und  ist  derzeit  an  eine  Einbeziehung  der- 
selben  in  die  aUgemeine  Reform  des  Versicherungswesen«  wohl 
kaum  zu  denken. 

c)  Fassen  wir  endlich  gegenüber  den  Gründen,  welche  flir 
den  Fortbestand  der  Specialkassen  sprechen,  noch  die  zum  Teil 
schon  erörterten  Vorteile  kurz  zusammen,   die  uns  eine  Centralis 
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sation  des  KrankeDkafisenwesens  bieten  würde:  die  Ausgleichong 
der  ünterBtlitzungsaiiBprüche  der  Mitglieder  der  verschied eoeo 
Kassen,  die  Freiztigigkeit  der  Arbeiter»  die  gerechtere  Verteikug 
lind  Erleichterung  der  Laaten  der  Arbeitgeber,  die  Versicherung 
der  eiuzelnen  Kasse  gegen  die  Gefahr  der  Erschöpfung  und  d«i 
Zusammenbrnchs  bei  Epidemien  und  sonstigen  Fällen  aufserge- 
wohnlich  ungunattger  Morbilität  unter  den  Mitgliedern,  die  tftändige 
Unterstützung  solcher  \^ ersicher ungsan&talten,  welche  infolge  un- 
günstiger lokaler  Verhültniöse  mit  besonderen  Schwierigkeiten  su 
kämpfen  haben,  die  wirtschaftlichen  \'orteile  der  Kassen  infolge 
gemeinsamen  Geld  Verkehres^  gemeinsamer  Kapitalanlage^  gemexn- 
samer  Vertragsabschlüsse  mit  Ärzten ,  Apothekern ,  Ki-aoken- 
anstalten  u.  s.  w. ,  die  Möglichkeit  allgemeiner  MalWegeln  «ur 
Bekämpfyn^^  gewisser  Berufskrankheiten  und  zur  Einführung  von 
Arbeiterschutzvorrichtungen,  die  Durchführung  der  Kontrolle  der 
Kassengebarung  nach  allgemeiQ  geltenden  ( iesichtspunkten,  die  Ein* 
richtung  ständiger  Centralorgane  zur  Beratimg  und  Vertretung  der 
gemein^men  Interessen  aller  Kasten  nach  aufscn  hiu^  der  Ausbau 
de^  Versicherungswem'ns  durch  Errichtung  gemeinsamer  Heil* 
anstalten  (z,  li  für  Tul^erkulose ,  für  Rekonvalescenten),  durch 
vorbereitende  »Schritte  zur  Einl\lhrung  der  obhgatorischen  In- 
validen-» Alters-,  Witwen-  und  Waisen  Versicherung  u  s*  w.  — 
Es  kann  wohl  kaum  ein  Zweifel  darüber  herrschen  ^  dafa  die 
Weiterentwicklung  der  Arbeiter  Krankenversicherung  auf  dem 
Wege  der  Centrallsation  des  Kassenwesens  liegen  mufs,  und  dafe 
die  gewaltigen  Fortschritte,  die  hier  in  der  socialen  Arbeiter- 
fürsorge  gemacht    werden  können,    diejenigen    vorübergehenden 

r materiellen  und  ideellen  Einbufsen  mehr  als  aufwiegen  würden^ 
welche  für  die  be.«^onderen  Interessen  kreise  einiselner  hSpecialkassen 
durch  die  Centralisation  erwachsen  würden. 

Wie  aber  soll  letztere  durch  die  Gesetzgebung  verwirklicht 
werden  ?  Jedenfalls  nicht  gewaltsam  mit  einem  Schlage,  sondern 
stufen  wei:>e,  mit  Ü  bergan gsstadien,  um  den  einzelnen  Insituten 
Zeit  zur  Umwandlung  ohne  grofse  Verluste  zu  gewähren.  Zweifels- 

»ohne  müföte  der  UmwandlungsproEefs  mit  der  möglichsten  Ein- 
schränkung des  Sonderkassentumes  zu  Gunsten  der  allgemeinen 
Bezirkskassen  bef^innen,  wobei  letzteren  eine  gröfsere  Beweglich* 
keil,  ein  höheres  Anpassungsvermögen  an  die  Verse hiedenartigkeit 
der  Arbeiterverhiiltnisse  zu  verleihen  wäre.  Als  Etappen  auf  dem 
Wege  zum  bezeichneten  Ziele  liefsen  sich  denken:  der  Erlaub  ge- 
meinsamer Vorscliritten  für  die  Buch-  und  Rechnungsführung,  Geld* 
gebaning  und  Statistik  aller  Kassen:  die  Einillhnmg  dee 
gesetzliehen  Beitra^szwangas  der  Arbeitgeber  auch  für  die  Ver* 
einskassen.  Die  Schaffung  besonderer  Abteilungen  fiir  die  Lelir- 
lingsversichertmg  bei  allen  Kassen^  wobei  besonders  in  Betracht 
mi  ziehen  wäre,  dafa  der  kranke  Lehrling  sich  nicht  selbst  Über- 
lassen werden  kann,  wie  der  erkrankte  erwachsene  ArbeiteTi 
sondern   mangels  der  nötigen  Reife  und  meist  auch  mangels  dea 
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ZuBammeDlebens  mit  »einer  FamUie  m  häusliche  oder  Krankeo- 
hauapflege  j^egeben  werden  mufa  und  dabei  eines  eigenen  Kranken- 
geldes nicht  bedarf,  wohl  aber  der  genauen  Überwachung  seiner 
Verpflegung;  die  Einführung  obligatorischer  Rechtshilfe  und 
Stellvertretung  aller  Kassen  untereinander!  wenn  es  sich  um 
die  Unterstützung  von  erkrankten  Vei-sicherten  handelt,  die  sich 
aulserhalb  ihres  Kassensprengels  aufhalten;  die  Einfiihrung  von 
territorialen  Zwangs  verbänden  illr  alle  Kassen  und  die 
Schaflfung  einer  Reichs- Kassen  centrale;  das  Verbot  der  Neu- 
griindung  von  Genossenschafts-  und  Betriebskrankenkassen  unter 
gleichzeitig  zu  schaffender  gesetzlicher  Möglichkeit ^  die  Unter- 
nehmer besonders  geaundheitsöchädlichcr  Betriebe  auf  Grund 
zwei'  oder  dreijähriger  statialischer  Erhebungen  über  die  Mor* 
bilität  ihres  Arbeiterstandea  zu  erhöhten  Beitragsleistungen  für 
die  zuständigen  Bezirknkassen  heranziehen  su  können;  die  Auf- 
hebung der  Genosseoschatls'  und  Baukrankenk«8sen»  wobei  Kassen 
der  ersteren  Art,  insotern  aie  durch  Grölse  und  Leistungsfähigkeit 
hervorragen^  in  Bezirkskassen  umgewandelt  werden  könnten ;  auch 
bezüglich  der  Bauuntemehmungen  mürste  durch  Vertilgung  der 
Bolitischen  Behörde  auf  Grund  festzustellender  ungünstiger 
Oesundheits Verhältnisse  eine  Mehrbelastung  der  Unternehmer  zu- 
lässig sein. 


6.    Seh  lufs wort, 

Bevor  ich  meine  Erörterungen  über  unsere  österreichische 
Arbeiter- Kranken  Versicherung  echliefse,  möge  es  mir  gestattet 
sein,  noch  einen  kurzen  Überblick  Qber  die  Vorarbeiten  zu  geben, 
welche  bisher  zur  Reform  dieses  Versieh  er  ungszweiges  geschehen 
sind.  Ich  kann  es  nicht  unterlassen,  hierbei  auf  die  wertvolle 
Arbeit  über  obligatorische  Arbeiterversicherung  vou  Josef  Mayer, 
Inspektor  im  Departement  für  Arbeiter  Versicherung  des  k.  k,  Ministe- 
riums des  Innern  hinzuweisen ,  welche  in  dem  aus  Anlals  der 
Pariser  Weltausstellung  19(M)  erschienenen  Werke  über  Sociale 
Verwaltung  in  Osterreich  erschienen  ist. 

Die  schon  frühzeititr  von  Kassenverwaltungen,  namentlich 
der  Bezirkftkassen,  wie  auch  von  Kassen  verbänden,  Ärzten  und 
anderen  beteiligten  Faktoren  an  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
richteten Begehren  auf  Änderung  der  K ranken versicherungs- 
gesetze  veranlarsten  letzteres  zur  Vornahme  von  Erhebungen  und 
fetudien  üt>er  die  Reform  wünsche.  Die  genannte  Centralstelle 
entschlofa  sich  zunächst  im  Jahre  1S*:M  zur  Hinausgabe  von  £r- 
hebungsbogen  an  die  Interessenten,  in  welchen  die  wichtigstell 
Beach Werdepunkte  in  die  Form  konkreter  Fragen  gekleidet  waren; 
hierbei  blieb  allerdings  die  bestehende  Kassen  Organisation  fast 
unberührt.  Die  Fnigen  drehten  sich  vielmehr  um  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Kassenmitglieder  und  der  Arbeitgeber.  Die 
Antworten  liefen  zahlreich  ein ;  die  Ansichten  der  Befragten  über 
die  einzelnen  Punkte  waren  jedoch  von  so  grofser  Verachieden- 
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beity  80  widersprechend ,  dab  die  Eigebiiiaie  dieser  Umfinge  ab 
Grundlage  für  einen  Oesetsentwnrf  immOglidi  dienen  konnla. 
£•  blieb  daher  dem  Ministerium  nichts  andeies  Qbrig«  ak  münd- 
liche Veriiandlungen  einsoldten.  Nun  sengte  sich,  mit  wdek 
intensivem  Interesse  die  Arbeiterschaft  die  Bstwickloiig:  der  ir 
SU  einer  unentbehrlichen  fjnrichtung  gewordenen  Zwangskruikia- 
▼ersicherung  verfolgte.  Sie  berief,  bevor  es  noch  so  der  vsn 
Ministerium  beabsichtigten  Enquete  kam.  fär  Ende  1896  ein 
österreichischen  Erankenkassentag  nach  Wien  ein,  ud  ein  gemsi 
sames  Voigehen  der  in  den  Binden  der  Arbeiter  befindfiches 
Kassenverwaltungen  bei  den  Reformbestrebungen  der  Regieraig 
zu  booten  und  xu  beschliefsen.  Eine  reicfaii^ljederte  Tages- 
ordnung wurde  den  Verhandlungen  su  Orunde  gdc^:  1.  Ük 
Rechte  und  Pflichten  der  Versicherten  p^gen&ber  den  fTissfi, 
die  Arzte-  und  Apothekerfrage.  Rekonvuesoentenpflege  and  Ai- 
gehOrigenversicherung.  2.  Das  Verhältnis  der  KrankenTeradieniqg 
zur  Armenpflege,  Arbeiterschutz  und  Ausbau  der  Arbeiter 
vemcherung  überiiaupt  3.  Das  Verhältnis  der  Kranken-  nr 
Unfallversicherung.  4.  Organisationsfragen.  5.  Verhältnis  der 
Krankenversicherung  zu  den  VerwaltungsbdiOrden. 

Die  Beratungen  über  diese  Punkte  flihrten  zu  einer  groÜM 
Zahl  von  Beschlüssen,  welche  in  Form  von  Resolutionen  & 
Wünsche  der  Arbeiterschaft  zum  Ausdruck  brachten.  ÜberbUt 
man  dieselben,  so  lassen  sich  folgende  Grundzüge  erkennen: 

Die  Verallgemeinerung  der  Krankenversicheningspflicht  uiiler 
Einbeziehung  nicht  nur  der  noch  aufserhalb  des  Vei^ichemiici- 
Zwanges  stehenden  Arbeitergruppen  (land-  und  forstwirtachaftfioie 
Arbeiter.  Staatsdiener.  Dienstboten,  das  Personal  der  See- 
schiffe u.  8.  w. ).  sondern  auch  der  wirtschaftlich  schwachen  Klein- 
Unternehmer  (Kleingewerbe,  Bauernstand  u.  s.  w.)  unter  dieselbe. 

Die  Ausgestaltung  der  Versichenmg  im  Sinne  der  obl^- 
torischen  Alters-,  Invaliden-,  Witwen-,  Waisenversorgung  and 
Arbeitslosenversicherung. 

Die  Erhöhung  und  zeitliche  Ausdehnung  des  gesetzfichen 
Mindestausmafses  der  Unterstützungsansprüche  bei  Beschränkung 
der  Ansammlung  von  Reservefonds. 

Die  allmähliche  Verstaatlichung  des  Berufes  der  Arzte  und 
Apotheker  und  die  Unentgeltlichkeit  der  Spitalspflege. 

Die  Einschränkung  bezw.  Abschaffung  der  Specialkasaen 
und  die  Gleichstellung  aller  Kassenarten,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Pflichten  der  Arbeitgeber. 

Die  Centralisierung  des  Kassenwesens  durch  Bildung  ört- 
licher, provinzieller  Verbände  und  von  Reichsverbänden  unter 
Einbeziehung  aller  Kassen  ohne  Unterschied;  die  Schaffung  eine« 
Reichsversicherunfi^samtes. 

Die  Honopousierung  des  Einflusses  der  Arbeiter  auf  die 
Kassenverwaltung  und  Kassengebarung,  kurz,  die  Auslieferung 
des  gesamten  Versicherungswesens   in  die  Hände  der  Arbeiterr. 
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Diese  Beschlüsse  bildeten  eine  wertvolle  Vorarbeit  fiir  die 
von  der  Regierung  beabsichtigte  Enauete;  wertvoll  i'iXv  die  Ar- 
beiter, weil  sie  ihrer  Partei  ein  ge&chlo&seneB ,  einheitliches  Vor- 
gehen ermöglichte;  wertvoll  fttr  die  Uoternehmer,  weil  sie  ihre 
Stellungnahme  gegenüber  den  Wünschen  der  Arbeiterschaft  vor- 
bereiten und  pntciöieren  konnten  ^  wertvoll  fiir  die  Regierung, 
weil  sie  daraus  zn  entnehmen  vermochte,  um  welche  Punkte  sicn 
bei  den  gemeinsamen  Beratungen  die  Diaku&sion  hauptsächlich 
drehen  werde,  —  Für  die  Enquete  wurden,  um  ihr  ein  konkretes 
Ergebnis  zu  sichern,  gewisse  Pro^rammpunkte,  sechs  an  der  Zahl, 
aufgestellt:  1,  Umfang  der  Versieherungspflicht;  2.  Organisation 
der  Krankenversicherung;  15,  Meldeweseo ;  4.  Kranken  Unter- 
stützung, Beitragsleistung  und  Reservefonds;  Verjährungsfriisten ; 
5,  die  Beziehungen  zwischen  Unfall-  und  Krankenversicherung! 
und  <L  ein  allgemeiner  Punkt. 

Die  Verhandlungen  gestalteten  »ich  sehr  lebendig,  Ihr  End- 
ergebnis liefs  sich  im  allgemeinen  wohl  berechnen:  die  Vertreter 
der  verschiedenen  Interesöcngruppen  verteidigten  ihren  Standpunkt 
und  wehrten  sich  gegen  jede  Mehrbelastung  und  Machtschmiilerung 
ihrer  Partei.  Das  war  nicht  nur  bezüglich  der  Arbeitgeber; 
Arbeitnehmer  und  Arzte,  sondern  auch  bezüglich  der  Vertreter 
der  einzelnen  Kassenarten  deutlich  zu  beobachten.  Einigkeit  er- 
gab sich  halbwegs  nur  bezüglich  der  AusdeHimng  der  Kranken- 
verajcherungspflieht;  nur  verlangten  hier  die  Arzte  die  Ft-stsctzuDg 
einer  Einkommensgrenze;  ferner  bezüglich  der  Erhöhung  der 
Mindestleistungen  der  Kassen,  für  welchen  Zweck  die  Bewilligung 
von  Staatsbejtnigen  verlangt  wurde;  Übereinstimmung  herrschte 
ferner  betreffs  der  Aufhebung  der  KoatenersJitzpflicht  der  Kranken- 
kassen gegenüber  den  Kranken  an  stalten,  der  Herabsetzung  der 
Dotierung  der  Reaervefonds  und  der  Einfuhrung  von  Berafungs- 
instanzen  gegen  die  Erkenntnisse  der  Kassenhcliiedsgenchte. 
Jedenfalls  aber  wurde  für  die  Regierung  ein  umfangreiches  und 
wertvolles  Material  für  Gesetzentwürfe  geliefert.  Seitdem  i^^t  frei- 
lich in  der  Reform  der  Krankenversicherung  nicht  viel  getebehen. 
Doch  geben  immerhin  «las  an  anderer  Stelle  besprochene  Staats- 
dienergesetz vom  2<L  Dezember  ls^>9  RGBL  Nr.  2'üy  uml  der 
gegenwartig  vrirliegende  Entwurf,  betreffend  die  Versicherung  der 
Privatheamten  ,  die  frohe  Zuversicht ,  dafs  wir  auch  bei  nna  in 
Österreich  einer  gesunden  Weiterentwicklung  unserer  Versicherungs- 
gesetzgebung  entgegensehen  dürfen. 


Piertr*MlM  Hofbaehdrackeni  Stephan  Oeib«!  ft  Co.  iB  Atttnburf . 


